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§1

Erster Abschnitt
Allgemeine Vorschriften

1.

KREDITINSTITUTE, FINANZDIENSTLEISTUNGSINSTITUTE, FINANZ-HOLDING-GESELL-
SCHAFTEN, GEMISCHTE FINANZHOLDING-GESELLSCHAFTEN UND GEMISCHTE HOL-
DINGGESELLSCHAFTEN SOWIE FINANZUNTERNEHMEN

§1
Begriffsbestimmungen

(1) *Kreditinstitute sind Unternehmen, die Bankgeschéfte gewerbsmaRig oder in einem Um-
fang betreiben, der einen in kaufméannischer Weise eingerichteten Geschéftsbetrieb erfordert.
2Bankgeschafte sind

1.

la.

10.

die Annahme fremder Gelder als Einlagen oder anderer unbedingt rickzahlbarer Gel-
der des Publikums, sofern der Ruckzahlungsanspruch nicht in Inhaber- oder Order-
schuldverschreibungen verbrieft wird, ohne Rucksicht darauf, ob Zinsen vergutet wer-
den (Einlagengeschift),

die in 8 1 Abs. 1 Satz 2 des Pfandbriefgesetzes bezeichneten Geschafte (Pfandbrief-
geschaft),

die Gewahrung von Gelddarlehen und Akzeptkrediten (Kreditgeschéft),
der Ankauf von Wechseln und Schecks (Diskontgeschaft),

die Anschaffung und die VeréaufR3erung von Finanzinstrumenten im eigenen Namen fur
fremde Rechnung (Finanzkommissionsgeschift),

die Verwahrung und die Verwaltung von Wertpapieren fiir andere (Depotgeschaft),
die Tatigkeit als Zentralverwahrer im Sinne des Absatzes 6,

die Eingehung der Verpflichtung, zuvor verau3erte Darlehensforderungen vor Falligkeit
zurtickzuerwerben,

die Ubernahme von Birgschaften, Garantien und sonstigen Gewahrleistungen fir an-
dere (Garantiegeschaft),

die Durchfiihrung des bargeldlosen Scheckeinzugs (Scheckeinzugsgeschéft), des
Wechseleinzugs (Wechseleinzugsgeschéft) und die Ausgabe von Reiseschecks (Rei-
sescheckgeschift),

die Ubernahme von Finanzinstrumenten fur eigenes Risiko zur Plazierung oder die
Ubernahme gleichwertiger Garantien (Emissionsgeschaft),



11.
12.

§1

(aufgehoben)

die Tatigkeit als zentrale Gegenpartei im Sinne von Absatz 31.

(1a) *Finanzdienstleistungsinstitute sind Unternehmen, die Finanzdienstleistungen fiir andere
gewerbsmalfiig oder in einem Umfang erbringen, der einen in kaufméannischer Weise einge-
richteten Geschaftsbetrieb erfordert, und die keine Kreditinstitute sind. ?Finanzdienstleistun-
gen sind

1.

la.

1b.

1c.

1d.

die Vermittlung von Geschéaften tber die Anschaffung und die Verauf3erung von Finan-
zinstrumenten (Anlagevermittlung),

die Abgabe von personlichen Empfehlungen an Kunden oder deren Vertreter, die sich
auf Geschéafte mit bestimmten Finanzinstrumenten beziehen, sofern die Empfehlung
auf eine Prifung der personlichen Umstande des Anlegers gestiitzt oder als fir ihn
geeignet dargestellt wird und nicht ausschlie3lich Gber Informationsverbreitungskanale
oder fur die Offentlichkeit bekannt gegeben wird (Anlageberatung),

der Betrieb eines multilateralen Systems, das die Interessen einer Vielzahl von Perso-
nen am Kauf und Verkauf von Finanzinstrumenten innerhalb des Systems und nach
festgelegten Bestimmungen in einer Weise zusammenbringt, die zu einem Vertrag
Uber den Kauf dieser Finanzinstrumente fihrt (Betrieb eines multilateralen Handelssys-
tems),

das Platzieren von Finanzinstrumenten ohne feste Ubernahmeverpflichtung (Platzie-
rungsgeschaft),

der Betrieb eines multilateralen Systems, bei dem es sich nicht um einen organisierten
Markt oder ein multilaterales Handelssystem handelt und das die Interessen einer Viel-
zahl Dritter am Kauf und Verkauf von Schuldverschreibungen, strukturierten Finanz-
produkten, Emissionszertifikaten oder Derivaten innerhalb des Systems auf eine Weise
zusammenfuhrt, die zu einem Vertrag Uiber den Kauf dieser Finanzinstrumente fuhrt
(Betrieb eines organisierten Handelssystems),

die Anschaffung und die Verauf3erung von Finanzinstrumenten im fremden Namen fir
fremde Rechnung (AbschluRvermittlung),

die Verwaltung einzelner in Finanzinstrumenten angelegter Vermégen fur andere mit
Entscheidungsspielraum (Finanzportfolioverwaltung),

der Eigenhandel durch das

a) kontinuierliche Anbieten des An- und Verkaufs von Finanzinstrumenten zu selbst
gestellten Preisen fir eigene Rechnung unter Einsatz des eigenen Kapitals,

b) haufige organisierte und systematische Betreiben von Handel fir eigene Rech-
nung in erheblichem Umfang auBRerhalb eines organisierten Marktes oder eines
multilateralen oder organisierten Handelssystems, wenn Kundenauftrage auf3er-



10.
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halb eines geregelten Marktes oder eines multilateralen oder organisierten Han-
delssystems ausgefuihrt werden, ohne dass ein multilaterales Handelssystem be-
trieben wird (systematische Internalisierung),

c) Anschaffen oder VerauBern von Finanzinstrumenten fiir eigene Rechnung als
Dienstleistung fur andere oder

d) Kaufen oder Verkaufen von Finanzinstrumenten fiir eigene Rechnung als unmittel-
barer oder mittelbarer Teilnehmer eines inlandischen organisierten Marktes oder
eines multilateralen oder organisierten Handelssystems mittels einer hochfrequen-
ten algorithmischen Handelstechnik, die gekennzeichnet ist durch

aa) eine Infrastruktur zur Minimierung von Netzwerklatenzen und anderen Verzo-
gerungen bei der Orderiibertragung (Latenzen), die mindestens eine der fol-
genden Vorrichtungen fir die Eingabe algorithmischer Auftrdge aufweist: Kol-
lokation, Proximity Hosting oder direkter elektronischer Hochgeschwindigkeits-
zugang,

bb) die Fahigkeit des Systems, einen Auftrag ohne menschliche Intervention im
Sinne des Artikels 18 der Delegierten Verordnung (EU) 2017/565 der Kommis-
sion vom 25. April 2016 zur Erganzung der Richtlinie 2014/65/EU des Europa-
ischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die organisatorischen Anforde-
rungen an Wertpapierfirmen und die Bedingungen fur die Ausiibung ihrer T&-
tigkeit sowie in Bezug auf die Definition bestimmter Begriffe fiir die Zwecke der
genannten Richtlinie (ABI. L 87 vom 31.3.2017, S. 1) in der jeweils geltenden
Fassung, einzuleiten, zu erzeugen, weiterzuleiten oder auszufihren und

cc) ein hohes untertdgiges Mitteilungsaufkommen im Sinne des Artikels 19 der
Delegierten Verordnung (EU) 2017/565 in Form von Auftragen, Kursangaben
oder Stornierungen

auch ohne dass eine Dienstleistung fur andere vorliegt (Hochfrequenzhandel),

die Vermittlung von Einlagengeschéaften mit Unternehmen mit Sitz auf3erhalb des Eu-
ropaischen Wirtschaftsraums (Drittstaateneinlagenvermittlung),

die Verwahrung, die Verwaltung und die Sicherung von Kryptowerten oder privaten
kryptografischen Schlisseln, die dazu dienen, Kryptowerte zu halten, zu speichern
oder zu Ubertragen, fur andere (Kryptoverwahrgeschaft),

der Handel mit Sorten (Sortengeschift),
(aufgehoben)

der laufende Ankauf von Forderungen auf der Grundlage von Rahmenvertragen mit
oder ohne Riickgriff (Factoring),

der Abschluss von Finanzierungsleasingvertragen als Leasinggeber und die Verwal-
tung von Objektgesellschaften im Sinne des § 2 Absatz 6 Satz 1 Nummer 17 aulRerhalb
der Verwaltung eines Investmentvermdgens im Sinne des § 1 Absatz 1 des Kapitalan-
lagegesetzbuchs (Finanzierungsleasing),
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11. die Anschaffung und die VerduRerung von Finanzinstrumenten auf3erhalb der Verwal-
tung eines Investmentvermdgens im Sinne des § 1 Absatz 1 des Kapitalanlagegesetz-
buchs fur eine Gemeinschaft von Anlegern, die nattirliche Personen sind, mit Entschei-
dungsspielraum bei der Auswahl der Finanzinstrumente, sofern dies ein Schwerpunkt
des angebotenen Produktes ist und zu dem Zweck erfolgt, dass diese Anleger an der
Wertentwicklung der erworbenen Finanzinstrumente teilnehmen (Anlageverwaltung),

12. die Verwahrung und die Verwaltung von Wertpapieren ausschlie3lich fur alternative
Investmentfonds (AIF) im Sinne des § 1 Absatz 3 des Kapitalanlagegesetzbuchs (ein-
geschranktes Verwahrgeschaft).

3Die Anschaffung und die VerauRRerung von Finanzinstrumenten fir eigene Rechnung, die
nicht Eigenhandel im Sinne des 8 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 4 ist (Eigengeschéft), gilt als
Finanzdienstleistung, wenn das Eigengeschéft von einem Unternehmen betrieben wird, das

1. dieses Geschaft, ohne bereits aus anderem Grunde Institut zu sein, gewerbsmaRig
oder in einem Umfang betreibt, der einen in kaufmannischer Weise eingerichteten Ge-
schaftsbetrieb erfordert, und

2. einer Instituts-, einer Finanzholding- oder gemischten Finanzholding-Gruppe oder ei-
nem Finanzkonglomerat angehort, der oder dem ein CRR-Kreditinstitut angehort.

4Ein Unternehmen, das als Finanzdienstleistung geltendes Eigengeschéft nach Satz 3 be-
treibt, gilt als Finanzdienstleistungsinstitut. °Die Satze 3 und 4 gelten nicht fur Abwicklungsan-
stalten nach § 8a Absatz 1 Satz 1 des Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetzes. °Ob ein hau-
figer systematischer Handel im Sinne des Satzes 2 Nummer 4 Buchstabe b vorliegt, bemisst
sich nach der Zahl der Geschafte auRerhalb eines Handelsplatzes im Sinne des 8§ 2 Absatz
22 des Wertpapierhandelsgesetzes (OTC-Handel) mit einem Finanzinstrument zur Ausfih-
rung von Kundenauftragen, die fiir eigene Rechnung durchgefiihrt werden. Ob ein Handel in
erheblichem Umfang im Sinne des Satzes 2 Nummer 4 Buchstabe b vorliegt, bemisst sich
entweder nach dem Anteil des OTC-Handels an dem Gesamthandelsvolumen des Unterneh-
mens in einem bestimmten Finanzinstrument oder nach dem Verhaltnis des OTC-Handels des
Unternehmens zum Gesamthandelsvolumen in einem bestimmten Finanzinstrument in der
Europaischen Union. 8Die Voraussetzungen der systematischen Internalisierung sind erst
dann erfillt, wenn sowohl die in den Artikeln 12 bis 17 der Delegierten Verordnung (EU)
2017/565 bestimmte Obergrenze fir hdufigen systematischen Handel als auch die in der vor-
genannten Delegierten Verordnung bestimmte einschlagige Obergrenze fur den Handel in er-
heblichem Umfang Gberschritten werden oder wenn ein Unternehmen sich freiwillig den fir die
systematische Internalisierung geltenden Regelungen unterworfen und einen entsprechenden
Erlaubnisantrag bei der Bundesanstalt gestellt hat.

(1b) Institute im Sinne dieses Gesetzes sind Kreditinstitute und Finanzdienstleistungsinstitute.
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(2) Geschétftsleiter im Sinne dieses Gesetzes sind diejenigen naturlichen Personen, die nach
Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsvertrag zur Fihrung der Geschéfte und zur Vertretung ei-
nes Instituts oder eines Unternehmens in der Rechtsform einer juristischen Person oder einer
Personenhandelsgesellschaft berufen sind.

(3) *Finanzunternehmen sind Unternehmen, die keine Institute und keine Kapitalverwaltungs-
gesellschaften oder extern verwaltete Investmentgesellschaften sind und deren Haupttatigkeit
darin besteht,

Beteiligungen zu erwerben und zu halten,
Geldforderungen entgeltlich zu erwerben,

Leasing-Objektgesellschaft im Sinne des § 2 Abs. 6 Satz 1 Nr. 17 zu sein,

mit Finanzinstrumenten fir eigene Rechnung zu handeln,

1
2
3
4, (aufgehoben)
5
6 andere bei der Anlage in Finanzinstrumenten zu beraten,
7

Unternehmen Uber die Kapitalstruktur, die industrielle Strategie und die damit verbun-
denen Fragen zu beraten sowie bei Zusammenschliissen und Ubernahmen von Unter-
nehmen diese zu beraten und ihnen Dienstleistungen anzubieten oder

8. Darlehen zwischen Kreditinstituten zu vermitteln (Geldmaklergeschéfte).

2Das Bundesministerium der Finanzen kann nach Anhérung der Deutschen Bundesbank
durch Rechtsverordnung weitere Unternehmen als Finanzunternehmen bezeichnen, deren
Haupttatigkeit in einer Tatigkeit besteht, um welche die Liste in Anhang | der Richtlinie
2013/36/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 tber den Zugang
zur Tatigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten und Wertpapier-
firmen, zur Anderung der Richtlinie 2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG
und 2006/49/EG (ABI. L 176 vom 27.6.2013, S. 338) erweitert wird.

(3a) Datenbereitstellungsdienste im Sinne dieses Gesetzes sind genehmigte Veroffentli-
chungssysteme, Bereitsteller konsolidierter Datenticker und genehmigte Meldemechanismen
im Sinne des § 2 Absatz 37, 38 und 39 des Wertpapierhandelsgesetzes.

(3b) (aufgehoben)
(3c) (aufgehoben)

(3d) *CRR-Kreditinstitute im Sinne dieses Gesetzes sind Kreditinstitute im Sinne des Artikels 4
Absatz 1 Nummer 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 26. Juni 2013 Uber Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapier-
firmen und zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 646/2012 (ABI. L 176 vom 27.6.2013, S. 1).
2CRR-Wertpapierfirmen im Sinne dieses Gesetzes sind Wertpapierfirmen im Sinne des Arti-
kels 4 Absatz 1 Nummer 2 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013. 3CRR-Institute im Sinne dieses
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Gesetzes sind CRR-Kreditinstitute und CRR-Wertpapierfirmen. “Wertpapierhandelsunterneh-
men sind Institute, die keine CRR-Kreditinstitute sind und die Bankgeschéfte im Sinne des
Absatzes 1 Satz 2 Nr. 4 oder 10 betreiben oder Finanzdienstleistungen im Sinne des Absatzes
la Satz 2 Nr. 1 bis 4 erbringen, es sei denn, die Bankgeschéfte oder Finanzdienstleistungen
beschranken sich auf Devisen oder Rechnungseinheiten. Wertpapierhandelsbanken sind
Kreditinstitute, die keine CRR-Kreditinstitute sind und die Bankgeschafte im Sinne des Absat-
zes 1 Satz 2 Nr. 4 oder 10 betreiben oder Finanzdienstleistungen im Sinne des Absatzes la
Satz 2 Nr. 1 bis 4 erbringen. °E-Geld-Institute sind Unternehmen im Sinne des § 1 Absatz 2
Satz 1 Nummer 1 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes.

(3e) Wertpapier- oder Terminbdrsen im Sinne dieses Gesetzes sind Wertpapier- oder Termin-
markte, die von den zustandigen staatlichen Stellen geregelt und tiberwacht werden, regelma-
RBig stattfinden und fur das Publikum unmittelbar oder mittelbar zuganglich sind, einschlief3lich

1. ihrer Betreiber, wenn deren Haupttatigkeit im Betreiben von Wertpapier- oder Termin-
markten besteht, und

2. ihrer Systeme zur Sicherung der Erfullung der Geschéfte an diesen Méarkten (Clearing-
stellen), die von den zustandigen staatlichen Stellen geregelt und tberwacht werden.

(4) Herkunftsstaat ist der Staat, in dem die Hauptniederlassung eines Instituts zugelassen ist.
(5) Als Aufsichtsbehorde im Sinne dieses Gesetzes gilt

1. die Européische Zentralbank, soweit sie in Ausubung ihrer gemaf Artikel 4 Absatz 1
Buchstabe a bis i und Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 des Rates
vom 15. Oktober 2013 zur Ubertragung besonderer Aufgaben im Zusammenhang mit
der Aufsicht Uber Kreditinstitute auf die Europaische Zentralbank (ABI. L 287 vom
29.10.2013, S. 63) ubertragenen Aufgaben handelt und diese Aufgaben nicht gemaf3
Artikel 6 Absatz 6 dieser Verordnung durch die Bundesanstalt fir Finanzdienstleis-
tungsaufsicht (Bundesanstalt) wahrgenommen werden,

2. die Bundesanstalt, soweit nicht die Européische Zentralbank nach Nummer 1 als Auf-
sichtsbehdrde im Sinne dieses Gesetzes gilt.

(5a) 'Der Europaische Wirtschaftsraum im Sinne dieses Gesetzes umfaRt die Mitgliedstaaten
der Europaischen Union sowie die anderen Vertragsstaaten des Abkommens tber den Euro-
paischen Wirtschaftsraum. Drittstaaten im Sinne dieses Gesetzes sind alle anderen Staaten.

(5b) (aufgehoben)

(6) Ein Zentralverwahrer im Sinne dieses Gesetzes ist ein Unternehmen im Sinne des Artikels
2 Absatz 1 Nummer 1 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Européaischen Parlaments und
des Rates vom 23. Juli 2014 zur Verbesserung der Wertpapierlieferungen und
-abrechnungen in der Europaischen Union und tiber Zentralverwahrer sowie zur Anderung der
Richtlinien 98/26/EG und 2014/65/EU und der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 (ABI. L 257 vom
28.8.2014, S. 1).



§1

(7) Schwesterunternehmen sind Unternehmen, die ein gemeinsames Mutterunternehmen ha-
ben.

(7a) (aufgehoben)
(7b) (aufgehoben)
(7¢) (aufgehoben)
(7d) (aufgehoben)
(7e) (aufgehoben)
(7f) (aufgehoben)
(8) (aufgehoben)

(9) Eine bedeutende Beteiligung im Sinne dieses Gesetzes ist eine qualifizierte Beteiligung
geman Artikel 4 Absatz 1 Nummer 36 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils gelten-
den Fassung. 2Fur die Berechnung des Anteils der Stimmrechte gelten § 33 Absatz 1 in Ver-
bindung mit einer Rechtsverordnung nach Absatz 3, § 34 Absatz 1 und 2, § 35 Absatz 1 bis 3
in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach Absatz 6 und § 36 des Wertpapierhandelsge-
setzes entsprechend. *Unberiicksichtigt bleiben die Stimmrechte oder Kapitalanteile, die Insti-
tute im Rahmen des Emissionsgeschéfts nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 10 halten, vorausge-
setzt, diese Rechte werden nicht ausgeiibt oder anderweitig benutzt, um in die Geschéftsfuh-
rung des Emittenten einzugreifen, und sie werden innerhalb eines Jahres nach dem Zeitpunkt
des Erwerbs verauf3ert.

(10) (aufgehoben)

(11) *Finanzinstrumente im Sinne der Absatze 1 bis 3 und 17 sowie im Sinne des § 2 Absatz 1
und 6 sind

1. Aktien und andere Anteile an in- oder auslandischen juristischen Personen, Personen-
gesellschaften und sonstigen Unternehmen, soweit sie Aktien vergleichbar sind, sowie
Hinterlegungsscheine, die Aktien oder Aktien vergleichbare Anteile vertreten,

2. Vermogensanlagen im Sinne des 8 1 Absatz 2 des Vermdgensanlagengesetzes mit
Ausnahme von Anteilen an einer Genossenschaft im Sinne des 8 1 des Genossen-
schaftsgesetzes,

3. Schuldtitel, insbesondere Genussscheine, Inhaberschuldverschreibungen, Order-
schuldverschreibungen und diesen Schuldtiteln vergleichbare Rechte, die ihrer Art
nach auf den Kapitalméarkten handelbar sind, mit Ausnahme von Zahlungsinstrumen-
ten, sowie Hinterlegungsscheine, die diese Schuldtitel vertreten,
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4. sonstige Rechte, die zum Erwerb oder zur Verau3erung von Rechten nach den Num-
mern 1 und 3 berechtigen oder zu einer Barzahlung fuhren, die in Abhangigkeit von
solchen Rechten, von Wéhrungen, Zinssatzen oder anderen Ertrdgen, von Waren, In-
dices oder MessgréRen bestimmt wird,

5. Anteile an Investmentvermégen im Sinne des § 1 Absatz 1 des Kapitalanlagegesetz-
buchs,

Geldmarktinstrumente,
Devisen oder Rechnungseinheiten,

Derivate,

© © N o

Berechtigungen nach 8 3 Nummer 3 des Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes,
Emissionsreduktionseinheiten nach § 2 Nummer 20 des Projekt-Mechanismen-Geset-
zes und zertifizierte Emissionsreduktionen nach 8§ 2 Nummer 21 des Projekt-Mecha-
nismen-Gesetzes, soweit diese jeweils im Emissionshandelsregister gehalten werden
durfen (Emissionszertifikate) sowie

10. Kryptowerte.

Hinterlegungsscheine im Sinne dieses Gesetzes sind Wertpapiere, die auf dem Kapitalmarkt
handelbar sind, ein Eigentumsrecht an Wertpapieren von Emittenten mit Sitz im Ausland ver-
briefen, zum Handel auf einem organisierten Markt zugelassen sind und unabhé&ngig von den
Wertpapieren des jeweiligen gebietsfremden Emittenten gehandelt werden konnen. *Geld-
marktinstrumente sind Instrumente im Sinne des Artikels 11 der Delegierten Verordnung (EU)
2017/565 mit Ausnahme von Zahlungsinstrumenten. *Kryptowerte im Sinne dieses Gesetzes
sind digitale Darstellungen eines Wertes, der von keiner Zentralbank oder offentlichen Stelle
emittiert wurde oder garantiert wird und nicht den gesetzlichen Status einer Wahrung oder von
Geld besitzt, aber von naturlichen oder juristischen Personen aufgrund einer Vereinbarung
oder tatsachlichen Ubung als Tausch- oder Zahlungsmittel akzeptiert wird oder Anlagezwe-
cken dient und der auf elektronischem Wege Ubertragen, gespeichert und gehandelt werden
kann. SKeine Kryptowerte im Sinne dieses Gesetzes sind

1. E-Geld im Sinne des 8§ 1 Absatz 2 Satz 3 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes oder

2. ein monetéarer Wert, der die Anforderungen des § 2 Absatz 1 Nummer 10 des Zahlungs-
diensteaufsichtsgesetzes erfillt oder nur fir Zahlungsvorgédnge nach § 2 Absatz 1 Num-
mer 11 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes eingesetzt wird.

5Derivate sind

1. als Kauf, Tausch oder anderweitig ausgestaltete Festgeschéfte oder Optionsgeschéfte,
die zeitlich verzogert zu erfillen sind und deren Wert sich unmittelbar oder mittelbar
vom Preis oder Mal3 eines Basiswertes ableitet (Termingeschafte) mit Bezug auf die
folgenden Basiswerte:

a) Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente,
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b) Devisen, soweit das Geschaft nicht die Voraussetzungen des Artikels 10 der De-
legierten Verordnung (EU) 2017/565 erfillt, oder Rechnungseinheiten,

C) Zinssatze oder andere Ertrage,

d) Indices der Basiswerte des Buchstaben a, b, c oder f, andere Finanzindices oder
Finanzmessgrof3en,

e) Derivate oder
f)  Emissionszertifikate;
2. Termingeschafte mit Bezug auf Waren, Frachtsatze, Klima- oder andere physikalische

Variablen, Inflationsraten oder andere volkswirtschaftliche Variablen oder sonstige Ver-
mogenswerte, Indices oder Messwerte als Basiswerte, sofern sie

a) durch Barausgleich zu erfillen sind oder einer Vertragspartei das Recht geben,
einen Barausgleich zu verlangen, ohne dass dieses Recht durch Ausfall oder ein
anderes Beendigungsereignis begriindet ist,

b) auf einem organisierten Markt oder in einem multilateralen oder organisierten Han-
delssystem geschlossen werden, soweit es sich nicht um Uber ein organisiertes
Handelssystem gehandelte Energiegrof3handelsprodukte handelt, die effektiv ge-
liefert werden missen, oder

c) die Merkmale anderer Derivatekontrakte im Sinne des Artikels 7 der Delegierten
Verordnung (EU) 2017/565 aufweisen und nichtkommerziellen Zwecken dienen,

und sofern sie keine Kassageschafte im Sinne des Artikels 7 der Delegierten Verord-
nung (EU) 2017/565 sind,;
3. finanzielle Differenzgeschéfte;

4, als Kauf, Tausch oder anderweitig ausgestaltete Festgeschéafte oder Optionsgeschéfte,
die zeitlich verzogert zu erfillen sind und dem Transfer von Kreditrisiken dienen (Kre-
ditderivate);

5. Termingeschafte mit Bezug auf die in Artikel 8 der Delegierten Verordnung (EU)
2017/565 genannten Basiswerte, sofern sie die Bedingungen der Nummer 2 erfiillen.

(12) (aufgehoben)
(13) (aufgehoben)
(14) (aufgehoben)
(15) (aufgehoben)

(16) Ein System im Sinne von § 24b ist eine schriftliche Vereinbarung nach Artikel 2 Buch-
stabe a der Richtlinie 98/26/EG des Europadischen Parlaments und des Rates vom
19. Mai 1998 uber die Wirksamkeit von Abrechnungen in Zahlungs- sowie Wertpapierliefer-
und -abrechnungssystemen (ABI. L 166 vom 11.06.1998, S. 45), die durch die Richtlinie
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2009/44/EG (ABI. L 146 vom 10.06.2009, S. 37) geandert worden ist, einschliel3lich der Ver-
einbarung zwischen einem Teilnehmer und einem indirekt teilnehmenden Kreditinstitut, die
von der Deutschen Bundesbank oder der zustandigen Stelle eines anderen Mitgliedstaats oder
Vertragsstaats des Europaischen Wirtschaftsraums der Europaischen Wertpapier- und Markt-
aufsichtsbehorde gemeldet wurde. 2Systeme aus Drittstaaten stehen den in Satz 1 genannten
Systemen gleich, sofern sie im Wesentlichen den in Artikel 2 Buchstabe a der Richtlinie
98/26/EG angeflihrten Voraussetzungen entsprechen. *System im Sinne des Satzes 1 ist auch
ein System, dessen Betreiber eine Vereinbarung mit dem Betreiber eines anderen Systems
oder den Betreibern anderer Systeme geschlossen hat, die eine Ausfiihrung von Zahlungs-
oder Ubertragungsauftragen zwischen den betroffenen Systemen zum Gegenstand hat (in-
teroperables System); auch die anderen an der Vereinbarung beteiligten Systeme sind in-
teroperable Systeme.

(16a) Systembetreiber im Sinne dieses Gesetzes ist derjenige, der fir den Betrieb des Sys-
tems rechtlich verantwortlich ist.

(16b) Der Geschéftstag eines Systems umfasst Tag- und Nachtabrechnungen und beinhaltet
alle Ereignisse innerhalb des Ublichen Geschaftszyklus eines Systems.

(17) Finanzsicherheiten im Sinne dieses Gesetzes sind Barguthaben, Geldbetrage, Wertpa-
piere, Geldmarktinstrumente sowie Kreditforderungen im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 Buch-
stabe o der Richtlinie 2002/47/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom
6. Juni 2002 Uber Finanzsicherheiten (ABI. L 168 vom 27.06.2002, S. 43), die durch die Richt-
linie 2009/44/EG (ABI. L 146 vom 10.06.2009, S. 37) geédndert worden ist, und Geldforderun-
gen aus einer Vereinbarung, auf Grund derer ein Versicherungsunternehmen im Sinne des
§ 1 Absatz 1 des Versicherungsaufsichtsgesetzes einen Kredit in Form eines Darlehens ge-
wahrt hat, jeweils einschliellich jeglicher damit in Zusammenhang stehender Rechte oder An-
spriiche, die als Sicherheit in Form eines beschrankten dinglichen Sicherungsrechts oder im
Wege der Uberweisung oder Vollrechtsuibertragung auf Grund einer Vereinbarung zwischen
einem Sicherungsnehmer und einem Sicherungsgeber, die einer der in Artikel 1 Abs. 2 Buch-
stabe a bis e der Richtlinie 2002/47/EG, die durch die Richtlinie 2009/44/EG geandert worden
ist, aufgefihrten Kategorien angehoren, bereitgestellt werden; bei von Versicherungsunter-
nehmen gewahrten Kreditforderungen gilt dies nur, wenn der Sicherungsgeber seinen Sitz im
Inland hat. 2Gehort der Sicherungsgeber zu den in Artikel 1 Abs. 2 Buchstabe e der Richtlinie
2002/47/EG genannten Personen oder Gesellschaften, so liegt eine Finanzsicherheit nur vor,
wenn die Sicherheit der Besicherung von Verbindlichkeiten aus Vertragen oder aus der Ver-
mittlung von Vertragen tber

a) die Anschaffung und die VerédufRerung von Finanzinstrumenten,

b) Pensions-, Darlehens- sowie vergleichbare Geschéafte auf Finanzinstrumente
oder

c) Darlehen zur Finanzierung des Erwerbs von Finanzinstrumenten
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dient. 3Gehort der Sicherungsgeber zu den in Artikel 1 Abs. 2 Buchstabe e der Richtlinie
2002/47/EG genannten Personen oder Gesellschaften, so sind eigene Anteile des Sicherungs-
gebers oder Anteile an verbundenen Unternehmen im Sinne von 8 290 Abs. 2 des Handels-
gesetzbuches keine Finanzsicherheiten; mafigebend ist der Zeitpunkt der Bestellung der Si-
cherheit. “Sicherungsgeber aus Drittstaaten stehen den in Satz 1 genannten Sicherungsge-
bern gleich, sofern sie im Wesentlichen den in Artikel 1 Abs. 2 Buchstabe a bis e aufgefihrten
Kdrperschaften, Finanzinstituten und Einrichtungen entsprechen.

(18) Branchenvorschriften im Sinne dieses Gesetzes sind die Rechtsvorschriften der Europa-
ischen Union im Bereich der Finanzaufsicht, insbesondere die Richtlinien 73/239/EWG,
98/78/EG, 2004/39/EG, 2006/48/EG, 2006/49/EG und 2009/65/EG sowie Anhang V Teil A der
Richtlinie 2002/83/EG, die darauf beruhenden inlandischen Gesetze, inshesondere dieses Ge-
setz, das Versicherungsaufsichtsgesetz, das Wertpapierhandelsgesetz, das Kapitalanlagege-
setzbuch, das Pfandbriefgesetz, das Gesetz Uber Bausparkassen, das Geldwaschegesetz
einschlieBlich der dazu ergangenen Rechtsverordnungen sowie der sonstigen im Bereich der
Finanzaufsicht erlassenen Rechts- und Verwaltungsvorschriften.

(19) Finanzbranche im Sinne dieses Gesetzes sind folgende Branchen:

1. die Banken- und Wertpapierdienstleistungsbranche; dieser gehoren Kreditinstitute im
Sinne des Absatzes 1, Finanzdienstleistungsinstitute im Sinne des Absatzes la, Kapi-
talverwaltungsgesellschaften im Sinne des § 17 des Kapitalanlagegesetzbuchs, extern
verwaltete Investmentgesellschaften im Sinne des § 1 Absatz 13 des Kapitalanlagege-
setzbuchs, Finanzunternehmen im Sinne des Absatzes 3, Anbieter von Nebendienst-
leistungen oder entsprechende Unternehmen mit Sitz im Ausland sowie
E-Geld-Institute im Sinne des § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 des Zahlungsdiensteauf-
sichtsgesetzes sowie Zahlungsinstitute im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes an;

2. die Versicherungsbranche; dieser gehdren Erst- und Rickversicherungsunternehmen
im Sinne des § 7 Nummer 33 des Versicherungsaufsichtsgesetzes, Versicherungs-
Holdinggesellschaften im Sinne des § 7 Nummer 31 des Versicherungsaufsichtsgeset-
zes oder entsprechende Unternehmen mit Sitz im Ausland an; zu den Versicherungs-
unternehmen im Sinne des ersten Halbsatzes gehtren weder die Sterbekassen noch
die in § 1 Absatz 4 und § 3 des Versicherungsaufsichtsgesetzes genannten Unterneh-
men und Einrichtungen.

3. (aufgehoben)

(20) Finanzkonglomerat ist eine Gruppe oder Untergruppe von Unternehmen im Sinne des § 1
Absatz 2 des Finanzkonglomerate-Aufsichtsgesetzes.

(21) Risikotrager und Risikotragerinnen sind Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, deren berufliche
Tatigkeit sich wesentlich auf das Risikoprofil eines Instituts auswirkt.

(22) (aufgehoben)
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(23) (aufgehoben)

(24) Refinanzierungsunternehmen sind Unternehmen, die Gegenstande oder Anspriiche auf
deren Ubertragung aus ihrem Geschéftsbetrieb an folgende Unternehmen zum Zwecke der
eigenen Refinanzierung oder der Refinanzierung des Ubertragungsberechtigten verauRern
oder fur diese treuhanderisch verwalten:

1 Zweckgesellschaften,

2 Refinanzierungsmittler,

3. Kreditinstitute mit Sitz in einem Staat des Europaischen Wirtschaftsraums,

4 Versicherungsunternehmen mit Sitz in einem Staat des Européaischen Wirtschafts-
raums,

5. Pensionsfonds oder Pensionskassen im Sinne des Gesetzes zur Verbesserung der

betrieblichen Altersversorgung (Betriebsrentengesetz) oder

6. eine in 8 2 Absatz 1 Nummer 1, 2 oder 3a genannte Einrichtung.

2Unschadlich ist, wenn die Refinanzierungsunternehmen daneben wirtschaftliche Risiken wei-
tergeben, ohne dass damit ein Rechtsuibergang einhergeht.

(25) Refinanzierungsmittler sind Kreditinstitute, die von Refinanzierungsunternehmen oder an-
deren Refinanzierungsmittlern Gegenstande aus dem Geschéftsbetrieb eines Refinanzie-
rungsunternehmens oder Anspriiche auf deren Ubertragung erwerben, um diese an Zweck-
gesellschaften oder Refinanzierungsmittler zu verduf3ern; unschéadlich ist, wenn sie daneben
wirtschaftliche Risiken weitergeben, ohne dass damit ein Rechtstibergang einhergeht.

(26) Zweckgesellschaften sind Unternehmen, deren wesentlicher Zweck darin besteht, durch
Emission von Finanzinstrumenten oder auf sonstige Weise Gelder aufzunehmen oder andere
vermégenswerte Vorteile zu erlangen, um von Refinanzierungsunternehmen oder Refinanzie-
rungsmittlern Gegenstande aus dem Geschéftsbetrieb eines Refinanzierungsunternehmens
oder Anspriiche auf deren Ubertragung zu erwerben; unschéadlich ist, wenn sie daneben wirt-
schaftliche Risiken Gbernehmen, ohne dass damit ein Rechtstibergang einhergeht.

(27) Interne Ansatze im Sinne dieses Gesetzes sind die Ansatze nach Artikel 143 Absatz 1,
Artikel 221, 225 und 265 Absatz 2, Artikel 283, 312 Absatz 2 und Artikel 363 der Verordnung
(EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung.

(28) Hartes Kernkapital im Sinne dieses Gesetzes ist das harte Kernkapital gemar Artikel 26
der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung.

(29) 'Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung im Sinne dieses Gesetzes sind Unterneh-
men in der Rechtsform der eingetragenen Genossenschaft,

1. die keine CRR-Institute oder Finanzdienstleistungsinstitute sind und keine Beteiligung
an einem Institut oder Finanzunternehmen besitzen,
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deren Unternehmensgegenstand tiberwiegend darin besteht, den eigenen Wohnungs-
bestand zu bewirtschaften,

die daneben als Bankgeschaft ausschlief3lich das Einlagengeschéaft im Sinne des Ab-
satzes 1 Satz 2 Nummer 1 betreiben, jedoch beschréankt auf

a)
b)

c)

die Entgegennahme von Spareinlagen,
die Ausgabe von Namensschuldverschreibungen und

die Begriindung von Bankguthaben mit Zinsansammlung zu Zwecken des 8§ 1 Ab-
satz 1 des Altersvorsorgevertrage-Zertifizierungsgesetzes vom 26. Juni 2001
(BGBI. I S. 1310, 1322) in der jeweils geltenden Fassung, und

die kein Handelsbuch fuihren, es sei denn,

a)

b)

der Anteil des Handelsbuchs Uberschreitet in der Regel nicht 5 Prozent der Ge-
samtsumme der bilanz- und aufRerbilanzmafigen Geschafte,

die Gesamtsumme der einzelnen Positionen des Handelsbuchs Uberschreitet in
der Regel nicht den Gegenwert von 15 Millionen Euro und

der Anteil des Handelsbuchs Uberschreitet zu keiner Zeit 6 Prozent der Gesamt-
summe der bilanz- und auf3erbilanzmafigen Geschafte und die Gesamtsumme al-
ler Positionen des Handelsbuchs Uberschreitet zu keiner Zeit den Gegenwert von
20 Millionen Euro.

2Spareinlagen im Sinne des Satzes 1 Nummer 3 Buchstabe a sind

1.

unbefristete Gelder, die

a)

b)

c)

d)

durch Ausfertigung einer Urkunde, insbesondere eines Sparbuchs, als Spareinla-
gen gekennzeichnet sind,

nicht fir den Zahlungsverkehr bestimmt sind,

nicht von Kapitalgesellschaften, Genossenschaften, wirtschaftlichen Vereinen,
Personenhandelsgesellschaften oder von Unternehmen mit Sitz im Ausland mit
vergleichbarer Rechtsform angenommen werden, es sei denn, diese Unternehmen
dienen gemeinnttzigen, mildtatigen oder kirchlichen Zwecken oder bei den von
diesen Unternehmen angenommenen Geldern handelt es sich um Sicherheiten
gemal § 551 des Burgerlichen Gesetzbuchs, und

eine Kindigungsfrist von mindestens drei Monaten aufweisen;

Einlagen, deren Sparbedingungen dem Kunden das Recht einrdumen, tiber seine Ein-
lagen mit einer Kiindigungsfrist von drei Monaten bis zu einem bestimmten Betrag, der
je Sparkonto und Kalendermonat 2 000 Euro nicht tiberschreiten darf, ohne Kindigung
zu verfugen;

Geldbetrage, die auf Grund von Vermogensbildungsgesetzen geleistet werden.
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(30) Das Risiko einer tbermaRigen Verschuldung im Sinne dieses Gesetzes ist das Risiko,
das aus der Anfalligkeit eines Instituts auf Grund einer Verschuldung oder bedingten Verschul-
dung erwéchst, die unvorhergesehene Korrekturen des Geschaftsplans erforderlich machen
konnte, einschliel3lich einer durch eine Notlage erzwungenen VeraufR3erung von Bilanzaktiva,
die zu Verlusten oder zu Bewertungsanpassungen fir die verbleibenden Bilanzaktiva flihren
konnte.

(31) Eine zentrale Gegenpartei ist ein Unternehmen im Sinne des Artikels 2 Nummer 1 der
Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012
Uber OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister (ABI. L 201 vom
27.7.2012, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung.

(32) Terrorismusfinanzierung im Sinne dieses Gesetzes ist Terrorismusfinanzierung nach § 1
Absatz 2 des Geldwéschegesetzes.

(33) Systemisches Risiko ist das Risiko einer Stérung im Finanzsystem, die schwerwiegende
negative Auswirkungen fur das Finanzsystem und die Realwirtschaft haben kann.

(34) Modellrisiko ist der mogliche Verlust, den ein Institut als Folge von im Wesentlichen auf
der Grundlage von Ergebnissen interner Modelle getroffenen Entscheidungen erleiden kann,
die in der Entwicklung, Umsetzung oder Anwendung fehlerhaft sind.

(35) Im Ubrigen gelten fiir die Zwecke dieses Gesetzes die Definitionen aus Artikel 4 Absatz 1
Nummer 5, 6, 8, 13 bis 18, 20 bis 22, 29 bis 31, 33, 35, 37, 38, 43, 44, 48, 51, 54, 57, 61 bis
63, 66, 67, 73, 74, 82 und 86 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013.

§1la
Geltung der Verordnungen (EU) Nr. 575/2013, (EG) Nr. 1060/2009 und (EU) 2017/2402
flr Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute

(1) Fur Kreditinstitute, die keine

1. CRR-Institute,

2. Kreditinstitute, die ausschlieBlich Uber eine Zulassung nach Artikel 16 Absatz 1 der
Verordnung (EU) Nr. 909/2014 verfligen, die Tatigkeit als Zentralverwahrer nach Ab-
schnitt A oder nach den Abschnitten A und B des Anhangs der Verordnung (EU) Nr.
909/2014 auszuiiben,

3. Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung

sind, gelten vorbehaltlich des § 2 Absatz 8a, 9 bis 9c und 9f die Vorgaben der Verordnung
(EU) Nr. 575/2013 und des Kapitels 2 der Verordnung (EU) 2017/2402 des Européaischen Par-
laments und des Rates vom 12. Dezember 2017 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens
fur Verbriefungen und zur Schaffung eines spezifischen Rahmens fir einfache, transparente
und standardisierte Verbriefung und zur Anderung der Richtlinien 2009/65/EG, 2009/138/EG,
2011/61/EU und der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009 und (EU) Nr. 648/2012 (ABI. L 347
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vom 28.12.2017, S. 35), die Vorgaben der auf Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 575/2013
und des Kapitels 2 der Verordnung (EU) 2017/2402 erlassenen Rechtsakte, die Bestimmun-
gen dieses Gesetzes, die auf Vorgaben der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 oder des Kapitels
2 der Verordnung (EU) 2017/2402 verweisen, sowie die in Ergdnzung der Verordnung (EU)
Nr. 575/2013 erlassenen Rechtsverordnungen nach 8§ 10 Absatz 1 Satz 1 und 8§ 13 Absatz 1
so, als seien diese Kreditinstitute CRR-Kreditinstitute.

(2) Fur Finanzdienstleistungsinstitute, die keine CRR-Institute sind, gelten vorbehaltlich des
§ 2 Absatz 7 bis 9 die Vorgaben der Verordnung (EU) Nr. 575/2013, des Kapitels 2 der Ver-
ordnung (EU) 2017/2402 und der auf Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und des
Kapitels 2 der Verordnung (EU) 2017/2402 erlassenen Rechtsakte die Bestimmungen dieses
Gesetzes, die auf Vorgaben der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 oder des Kapitels 2 der Ver-
ordnung (EU) 2017/2402 verweisen, sowie die in Ergéanzung der Verordnung (EU) Nr.
575/2013 erlassenen Rechtsverordnungen nach § 10 Absatz 1 Satz 1 und 8§ 13 Absatz 1 so,
als seien diese Finanzdienstleistungsinstitute CRR-Wertpapierfirmen.

(3) Fur Kreditinstitute und Finanzdienstleistungsinstitute, die keine CRR-Institute und keine
Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung sind, gelten die Vorgaben von Artikel 4 Absatz 1
Unterabsatz 1, Artikel 5a Absatz 1, der Artikel 8b bis 8d der Verordnung (EG) Nr. 1060/2009
des Européaischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 Uber Ratingagenturen
(ABI. L 302 vom 17.11.2009, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EU) Nr. 462/2013 (ABI.
L 146 vom 31.5.2013, S. 1) geandert worden ist, und die auf ihrer Grundlage erlassenen
Rechtsakte so, als seien diese Kreditinstitute und Finanzdienstleistungsinstitute CRR-Institute.

§1b
(aufgehoben)

82
Ausnahmen

(1) Als Kreditinstitut gelten vorbehaltlich der Abséatze 2 und 3 nicht

1. die Deutsche Bundesbank und die vergleichbaren Institutionen in den anderen Mit-
gliedstaaten der Europaischen Union, sofern sie Mitglieder des Europaischen Systems
der Zentralbanken sind;

la. andere Behorden in den anderen Staaten des Europaischen Wirtschaftsraums, soweit
sie Zentralbankaufgaben wahrnehmen;

1b. von zwei oder mehr Mitgliedstaaten der Europaischen Union gegriindete internationale
Finanzinstitute, die dem Zweck dienen, Finanzmittel zu mobilisieren und seinen Mit-
gliedern Finanzhilfen zu gewahren, sofern diese von schwerwiegenden Finanzierungs-
problemen betroffen oder bedroht sind,;

2. die Kreditanstalt fir Wiederaufbau;

3. die Sozialversicherungstrager und die Bundesagentur fir Arbeit;
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3a.

3b.

3c.

3d.

6a.

§2

die offentliche Schuldenverwaltung des Bundes oder eines Landes, eines ihrer Son-
dervermdgen oder eines anderen Staates des Européaischen Wirtschaftsraums und de-
ren Zentralbanken, sofern diese nicht fremde Gelder als Einlagen oder andere riick-
zahlbare Gelder des Publikums annimmt;

Kapitalverwaltungsgesellschaften und extern verwaltete Investmentgesellschaften, so-
fern sie als Bankgeschéfte nur die kollektive Vermégensverwaltung, gegebenenfalls
einschliel3lich der Gewdhrung von Gelddarlehen, oder daneben ausschlielich die in
§ 20 Absatz 2 und 3 des Kapitalanlagegesetzbuchs aufgefiihrten Dienstleistungen oder
Nebendienstleistungen betreiben;

EU-Verwaltungsgesellschaften und, unter der Voraussetzung, dass der Vertrieb der
betreffenden Investmentvermoégen im Inland nach dem Kapitalanlagegesetzbuch auf
der Basis einer Vertriebsanzeige zulassig ist, auslandische AlF-Verwaltungsgesell-
schaften, sofern die EU-Verwaltungsgesellschaft oder die auslandische AlF-Verwal-
tungsgesellschaft als Bankgeschafte nur die kollektive Vermdgensverwaltung, gegebe-
nenfalls einschlief3lich der Gewéhrung von Gelddarlehen, oder daneben ausschliellich
die in Artikel 6 Absatz 3 der Richtlinie 2009/65/EG oder die in Artikel 6 Absatz 4 der
Richtlinie 2011/61/EU aufgefiihrten Dienstleistungen oder Nebendienstleistungen be-
treibt; ein Vertrieb von auslandischen AIF oder EUAIF an professionelle Anleger nach
8 330 des Kapitalanlagegesetzbuchs gilt nicht als zulédssiger Vertrieb im Sinne dieser
Vorschrift;

EU-Investmentvermdgen und, unter der Voraussetzung, dass der Vertrieb der betref-
fenden Investmentvermdgen im Inland nach dem Kapitalanlagegesetzbuch auf der Ba-
sis einer Vertriebsanzeige zulassig ist, auslandische AlF, sofern das EU-Investment-
vermdgen oder der auslandische AlF als Bankgeschafte nur die kollektive Vermdgens-
verwaltung, gegebenenfalls einschliel3lich der Gewahrung von Gelddarlehen, oder da-
neben ausschlie3lich die in Artikel 6 Absatz 3 der Richtlinie 2009/65/EG oder die in
Artikel 6 Absatz 4 der Richtlinie 2011/61/EU aufgefiihrten Dienstleistungen oder Ne-
bendienstleistungen betreibt; ein Vertrieb von auslandischen AIF oder EU-AIF an pro-
fessionelle Anleger nach § 330 des Kapitalanlagegesetzbuchs gilt nicht als zulassiger
Vertrieb im Sinne dieser Vorschrift;

private und 6ffentlich-rechtliche Versicherungsunternehmen;

Unternehmen des Pfandleihgewerbes, soweit sie dieses durch Gewé&hrung von Darle-
hen gegen Faustpfand betreiben;

Unternehmen, die auf Grund des Gesetzes Uber Unternehmensbeteiligungsgesell-
schaften als Unternehmensbeteiligungsgesellschaften anerkannt sind;

(aufgehoben)

Unternehmen, die Bankgeschafte ausschliel3lich mit ihrem Mutterunternehmen oder
ihren Tochter- oder Schwesterunternehmen betreiben;

(aufgehoben)

16



10.

11.

12.

13.

§2

Unternehmen, die auler dem Finanzkommissionsgeschéaft und dem Emissionsge-
schéft, jeweils ausschlieBlich mit Warentermingeschéaften, Emissionszertifikaten und
Derivaten auf Emissionszertifikate, kein Bankgeschéft betreiben und keinen Eigenhan-
del im Sinne des 8§ 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 4 Buchstabe d erbringen, unter den
weiteren Voraussetzungen, dass

a) das Unternehmen nicht Teil einer Unternehmensgruppe ist, deren Haupttatigkeit
in dem Betreiben von Bankgeschéaften oder dem Erbringen von Finanzdienstleis-
tungen im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 1 bis 4 besteht,

b) das Bankgeschéft des Unternehmens und der Gruppe im Verhaltnis zu der sonsti-
gen Tatigkeit des Unternehmens sowie der Gruppe auf individueller und aggregier-
ter Basis eine Nebentatigkeit im Sinne des Artikels 1 der Delegierten Verordnung
(EU) 2017/592 der Kommission vom 1. Dezember 2016 zur Ergénzung der Richt-
linie 2014/65/EU des Européischen Parlaments und des Rates durch technische
Regulierungsstandards zur Festlegung der Kriterien, nach denen eine Tatigkeit als
Nebentatigkeit zur Haupttatigkeit gilt (ABI. L 87 vom 31.3.2017, S. 492) in der je-
weils geltenden Fassung, ist,

c) dieses Nebengeschéft ausschlie3lich als Dienstleistung fur die Kunden oder Zulie-
ferer ihrer Haupttatigkeit betrieben wird und

d) das Unternehmen die Inanspruchnahme dieser Ausnahme der Bundesanstalt jahr-
lich anzeigt; fir Zeitpunkt, Inhalt und Form der Anzeige und gegebenenfalls fir die
Fuhrung eines offentlichen Registers konnen ndhere Bestimmungen in der Rechts-
verordnung nach § 24 Absatz 4 erlassen werden; insbesondere kann dem Betrei-
ber ein schreibender Zugriff auf die flr dieses Unternehmen einzurichtende Seite
des Registers eingeraumt und er mit der Verantwortung fur die Richtigkeit und Ak-
tualitét der Seite belastet werden;

Unternehmen, die das Finanzkommissionsgeschéft ausschlielich als Dienstleistung
fur Anbieter oder Emittenten von Vermogensanlagen im Sinne des 8§ 1 Absatz 2 des
Vermdgensanlagengesetzes oder von geschlossenen AIF im Sinne des 8 1 Absatz 5
des Kapitalanlagegesetzbuchs betreiben;

Unternehmen, die das Emissionsgeschaft ausschlieRlich als Ubernahme gleichwerti-
ger Garantien im Sinne des 8 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 10 fur Anbieter oder Emitten-
ten von Vermdgensanlagen im Sinne des 8 1 Absatz 2 des Vermdgensanlagengeset-
zes oder von geschlossenen AIF im Sinne des 8§ 1 Absatz 5 des Kapitalanlagegesetz-
buchs betreiben;

Unternehmen, die das Depotgeschaft im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 5
ausschlieBlich fur AIF betreiben und damit das eingeschréankte Verwahrgeschéaft im
Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 12 erbringen;

soweit sie das Finanzkommissionsgeschéaft und das Emissionsgeschéft im Sinne des
8 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 und 10 des Kreditwesengesetzes in Bezug auf Waren-
derivate betreiben, die mit ihrer jeweiligen Haupttatigkeit in Zusammenhang stehen:
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a) Ubertragungsnetzbetreiber im Sinne des Artikels 2 Nummer 4 der Richtlinie
2009/72/EG oder des Artikels 2 Nummer 4 der Richtlinie 2009/73/EG, wenn sie
ihre Aufgaben gemaR diesen Richtlinien, der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 des
Européischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 Uber die Netzzugangs-
bedingungen flur den grenziberschreitenden Stromhandel und zur Aufhebung der
Verordnung (EG) Nr. 1228/2003 (ABI. L 211 vom 14.8.2009, S. 15), die zuletzt
durch die Verordnung (EU) Nr. 543/2013 (ABI. L 163 vom 15.6.2013, S. 1) geén-
dert worden ist, der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 des Europdaischen Parlaments
und des Rates vom 13. Juli 2009 Uber die Bedingungen fir den Zugang zu den
Erdgasfernleitungsnetzen und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1775/2005
(ABI. L 211 vom 14.8.2009, S. 36; L 229 vom 1.9.2009, S. 29; L 309 vom
24.11.2009, S. 87), die zuletzt durch die Verordnung Nr. 347/2013 (ABI. L 115 vom
25.4.2013, S. 39) geandert worden ist, oder gemaR den nach diesen Verordnun-
gen erlassenen Netzcodes oder Leitlinien wahrnehmen,

b) Personen, die in ihrem Namen als Dienstleister handeln, um die Aufgaben eines
Ubertragungsnetzbetreibers gemaR der Verordnung (EG) Nr. 714/2009, der Ver-
ordnung (EG) Nr. 715/2009 oder gemaf den nach diesen Verordnungen erlasse-
nen Netzcodes oder Leitlinien wahrzunehmen, sowie

c) Betreiber oder Verwalter eines Energieausgleichssystems, eines Rohrleitungsnet-
zes oder eines Systems zum Ausgleich von Energieangebot und -verbrauch;

14. Zentralverwahrer, die gemaf Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 zugelassen
sind, soweit sie das Finanzkommissionsgeschéft und das Emissionsgeschaft im Sinne
des 8§ 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 und 10 betreiben.

(2) Fur die Kreditanstalt fur Wiederaufbau gelten die 88 14, 22a bis 220, 53b Absatz 7 und die
auf Grund von § 46g Absatz 1 Nummer 2 und 8 46h getroffenen Regelungen; fur die Sozial-
versicherungstrager, fir die Bundesagentur fir Arbeit, fiir Versicherungsunternehmen sowie
fur Unternehmensbeteiligungsgesellschaften gilt § 14.

(3) Fur Unternehmen der in Absatz 1 Nr. 4 bis 6 bezeichneten Art gelten die Vorschriften dieses
Gesetzes insoweit, als sie Bankgeschafte betreiben, die nicht zu den ihnen eigentiimlichen
Geschaften gehoren.

(4) 'Die Bundesanstalt fur Finanzdienstleistungsaufsicht (Bundesanstalt) kann im Einzelfall
bestimmen, daf? auf ein Institut die 88 1a, 2c, 10 bis 18, 24, 24a, 25, 25a bis 25e, 26 bis 38,
45, 46 bis 46¢ und 51 Absatz 1 dieses Gesetzes insgesamt nicht anzuwenden sind, solange
das Unternehmen wegen der Art der von ihm betriebenen Geschéfte insoweit nicht der Auf-
sicht bedarf; auf der Grundlage einer Freistellung nach Halbsatz 1 kann sie auch bestimmen,
dass auf das Institut auch § 6a und 8§ 24c nicht anzuwenden sind, solange das Unternehmen
wegen der Art der von ihm betriebenen Geschafte auch insoweit nicht der Aufsicht bedarf. 2Die
Entscheidung ist im Bundesanzeiger bekanntzumachen.
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(5) Vorbehaltlich der Regelungen in Titel VIII der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europa-
ischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 tber Markte fur Finanzinstrumente und
zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (ABI. L 173 vom 12.6.2014, S. 84; L 6 vom
10.1.2015, S. 6; L 270 vom 15.10.2015, S. 4; L 278 vom 27.10.2017, S. 54), die durch die
Verordnung (EU) 2016/1033 (ABI. L 175 vom 30.6.2016, S. 1) gedndert worden ist sowie von
Beschlussen der Europaischen Kommission gemaf? Artikel 25 Absatz 4 Unterabsatz 3 der
Richtlinie 2014/65/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 uber
Markte fur Finanzinstrumente sowie zur Anderung der Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU
(ABI. L 173 vom 12.6.2014, S. 349; L 74 vom 18.3.2015, S. 38; L 188 vom 13.7.2016, S. 28;
L 273 vom 8.10.2016, S. 35; L 64 vom 10.3.2017, S. 116; L 278 vom 27.10.2017, S. 56), die
zuletzt durch die Richtlinie (EU) 2916/1034 (ABI. L 175 vom 30.6.2016, S. 8) gedndert worden
ist, und gemalf Artikel 28 Absatz 4 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 600/2014, kann die
Bundesanstalt im Einzelfall bestimmen, dass auf ein Institut mit Sitz in einem Drittstaat, das im
Inland im Wege des grenziiberschreitenden Dienstleistungsverkehrs gewerbsmafig oder in
einem Umfang, der einen in kaufmannischer Weise eingerichteten Geschéftsbetrieb erfordert,
Bankgeschéfte betreiben oder Finanzdienstleistungen erbringen will, die 88 1a, 2c, 10 bis 18,
24, 24a, 25, 25a bis 25e, 26 bis 38, 45, 46 bis 46¢ und 51 Absatz 1 insgesamt nicht anzuwen-
den sind, solange das Institut im Hinblick auf seine im Inland betriebenen Geschéafte wegen
seiner Aufsicht durch die im Herkunftsstaat zustandige Behérde insoweit nicht zusatzlich der
Aufsicht durch die Bundesanstalt bedarf. 2Auf Grundlage einer Freistellung nach Satz 1 kann
sie auch bestimmen, dass auf das Institut auch § 24c nicht anzuwenden ist. *Die Satze 1 und
2 gelten entsprechend fur Institute mit Sitz im Europaischen Wirtschaftsraum, fur die der Markt-
zutritt nicht in 8 53b Absatz 1 geregelt ist.

(6) *Als Finanzdienstleistungsinstitute gelten nicht

1. die Deutsche Bundesbank und vergleichbare Institutionen in den anderen Staaten der
Europaischen Union, die Mitglieder des Europaischen Systems der Zentralbanken
sind;

la. von zwei oder mehr Mitgliedstaaten der Europaischen Union gegriindete internationale
Finanzinstitute, die dem Zweck dienen, Finanzmittel zu mobilisieren und seinen Mit-
gliedern Finanzhilfen zu gewahren, sofern diese von schwerwiegenden Finanzierungs-
problemen betroffen oder bedroht sind;

2. die Kreditanstalt fir Wiederaufbau;

3. die offentliche Schuldenverwaltung des Bundes oder eines Landes, eines ihrer Son-
dervermdgen oder eines anderen Staates des Européischen Wirtschaftsraums und de-
ren Zentralbanken;

4. private und oOffentlich-rechtliche Versicherungsunternehmen;

5. Unternehmen, die Finanzdienstleistungen im Sinne des 8 1 Absatz la Satz 2 aus-
schlief3lich fur ihre Mutterunternehmen oder ihre Tochter- oder Schwesterunternehmen
erbringen;
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5a.

5b.

§2

Kapitalverwaltungsgesellschaften und extern verwaltete Investmentgesellschaften, so-
fern sie nur die kollektive Vermégensverwaltung erbringen oder neben der kollektiven
Vermogensverwaltung ausschlief3lich die in 8 20 Absatz 2 und 3 des Kapitalanlagege-
setzbuchs aufgefiihrten Dienstleistungen oder Nebendienstleistungen als Finanz-
dienstleistungen erbringen;

EU-Verwaltungsgesellschaften und auslandische AlF-Verwaltungsgesellschaften, so-
fern sie nur die kollektive Vermogensverwaltung erbringen oder neben der kollektiven
Vermoégensverwaltung ausschliellich die in Artikel 6 Absatz 3 der Richtlinie
2009/65/EG oder die in Artikel 6 Absatz 4 der Richtlinie 2011/61/EU aufgefuhrten
Dienstleistungen oder Nebendienstleistungen als Finanzdienstleistungen erbringen;

Unternehmen, deren Finanzdienstleistung fir andere ausschlieRlich in der Verwaltung
eines Systems von Arbeitnehmerbeteiligungen an den eigenen oder an mit ihnen ver-
bundenen Unternehmen besteht;

Unternehmen, die ausschlieRlich Finanzdienstleistungen im Sinne sowohl der Nummer
5 als auch der Nummer 6 erbringen;

Unternehmen, die als Finanzdienstleistungen fir andere ausschlie3lich die Anlagebe-
ratung und die Anlagevermittlung zwischen Kunden und

a) inlandischen Instituten,

b) Instituten oder Finanzunternehmen mit Sitz in einem anderen Staat des Européi-
schen Wirtschaftsraums, die die Voraussetzungen nach § 53b Abs. 1 Satz 1 oder
Abs. 7 erflllen,

¢) Unternehmen, die auf Grund einer Rechtsverordnung nach § 53c gleichgestellt o-
der freigestellt sind,

d) Kapitalverwaltungsgesellschaften, extern verwalteten Investmentgesellschaften,
EU-Verwaltungsgesellschaften oder auslandischen AlF-Verwaltungsgesellschaf-
ten oder

e) Anbietern oder Emittenten von Vermodgensanlagen im Sinne des 8§ 1 Absatz 2 des
Vermogensanlagengesetzes

betreiben, sofern sich diese Finanzdienstleistungen auf Anteile oder Aktien an inlandi-
schen Investmentvermogen, die von einer Kapitalverwaltungsgesellschaft ausgegeben
werden, die eine Erlaubnis nach 8 7 oder 8 97 Absatz 1 des Investmentgesetzes in der
bis zum 21. Juli 2013 geltenden Fassung erhalten hat, die fir den in § 345 Absatz 2
Satz 1, Absatz 3 Satz 2, in Verbindung mit Absatz 2 Satz 1, oder Absatz 4 Satz 1 des
Kapitalanlagegesetzbuchs vorgesehenen Zeitraum noch fortbesteht, oder eine Erlaub-
nis nach den 88 20, 21 oder 88 20, 22 des Kapitalanlagegesetzbuchs erhalten hat oder
die von einer EU-Verwaltungsgesellschaft ausgegeben werden, die eine Erlaubnis
nach Artikel 6 der Richtlinie 2009/65/EG oder der Richtlinie 2011/61/EU erhalten hat,
oder auf Anteile oder Aktien an EU-Investmentvermégen oder ausléndischen AlF, die
nach dem Kapitalanlagegesetzbuch vertrieben werden durfen, mit Ausnahme solcher
AlIF, die nach § 330a des Kapitalanlagegesetzbuchs vertrieben werden durfen, oder
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10.

11.

12.

13.
14.

§2

auf Vermogensanlagen im Sinne des § 1 Absatz 2 des Vermégensanlagengesetzes,
die erstmals o6ffentlich angeboten werden, beschranken und die Unternehmen nicht
befugt sind, sich bei der Erbringung dieser Finanzdienstleistungen Eigentum oder Be-
sitz an Geldern oder Anteilen von Kunden zu verschaffen, es sei denn, das Unterneh-
men beantragt und erhélt eine entsprechende Erlaubnis nach 8§ 32 Abs. 1; Anteile oder
Aktien an Hedgefonds im Sinne von § 283 des Kapitalanlagegesetzbuchs gelten nicht
als Anteile an Investmentvermogen im Sinne dieser Vorschrift;

(aufgehoben)

Angehorige freier Berufe, die Finanzdienstleistungen im Sinne des 8 1 Abs. la Satz 2
Nr. 1 bis 4 nur gelegentlich im Sinne des Artikels 4 der Delegierten Verordnung (EU)
2017/565 und im Rahmen eines Mandatsverhéltnisses als Freiberufler erbringen und
einer Berufskammer in der Form der Korperschaft des oOffentlichen Rechts angehdoren,
deren Berufsrecht die Erbringung von Finanzdienstleistungen nicht ausschlief3t;

Unternehmen, die au3er Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Absatz la Satz 2
Nummer 1 bis 3 und 4 Buchstabe a bis c, jeweils ausschlie3lich mit Warenterminge-
schaften, Emissionszertifikaten und mit Derivaten auf Emissionszertifikate, keine Fi-
nanzdienstleistungen erbringen, unter den weiteren Voraussetzungen, dass

a) das Unternehmen nicht Teil einer Unternehmensgruppe ist, die in der Haupttatig-
keit Bankgeschéfte betreibt oder Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Ab-
satz 1a Satz 2 Nummer 1 bis 4 erbringt,

b) die Finanzdienstleistung des Unternehmens und der Gruppe im Verhaltnis zu der
sonstigen Tatigkeit des Unternehmens sowie der Gruppe auf individueller und ag-
gregierter Basis eine Nebentatigkeit im Sinne des Artikels 1 der Delegierten Ver-
ordnung (EU) 2017/592 ist,

c) dieses Nebengeschéft, soweit das Unternehmen nicht die Finanzdienstleistung im
Sinne des § 1 Absatz la Satz 2 Nummer 4 Buchstabe a erbringt, ausschlie3lich
als Dienstleistung fur die Kunden oder Zulieferer ihrer Haupttatigkeit betrieben wird
und

d) das Unternehmen die Inanspruchnahme dieser Ausnahme der Bundesanstalt jahr-
lich anzeigt; fur Zeitpunkt, Inhalt und Form der Anzeige und gegebenenfalls fir die
FUhrung eines offentlichen Registers kdnnen ndhere Bestimmungen in der Rechts-
verordnung nach 8§ 24 Absatz 4 erlassen werden; insbesondere kann dem Betrei-
ber ein schreibender Zugriff auf die flr dieses Unternehmen einzurichtende Seite
des Registers eingeraumt und er mit der Verantwortung fur die Richtigkeit und Ak-
tualitat der Seite belastet werden;

Unternehmen, deren einzige Finanzdienstleistung im Sinne des § 1 Abs. 1a Satz 2 der
Handel mit Sorten ist, sofern ihre Haupttatigkeit nicht im Sortengeschéft besteht;

(aufgehoben)
(aufgehoben)
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15.

16.

17.

18.

19.

20.

21.

§2

Unternehmen, die als Finanzdienstleistung im Sinne des 8§ 1 Abs. 1a Satz 2 ausschliel3-
lich die Anlageberatung im Rahmen einer anderen beruflichen Tatigkeit erbringen,
ohne sich die Anlageberatung besonders verguten zu lassen;

Betreiber organisierter Markte, die neben dem Betrieb eines multilateralen oder orga-
nisierten Handelssystems keine anderen Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1
Abs. 1a Satz 2 erbringen;

Unternehmen, die als einzige Finanzdienstleistung im Sinne des § 1 Abs. la Satz 2
das Finanzierungsleasing betreiben, falls sie nur als Leasing-Objektgesellschaft fir ein
einzelnes Leasingobjekt tatig werden, keine eigenen geschaftspolitischen Entschei-
dungen treffen und von einem Institut mit Sitz im Europaischen Wirtschaftsraum ver-
waltet werden, das nach dem Recht des Herkunftsmitgliedstaates zum Betrieb des Fi-
nanzierungsleasing zugelassen ist;

Unternehmen, die als Finanzdienstleistung nur die Anlageverwaltung betreiben und de-
ren Mutterunternehmen die Kreditanstalt fir Wiederaufbau oder ein Institut im Sinne
des Satzes 2 ist. Institut im Sinne des Satzes 1 ist ein Finanzdienstleistungsinstitut, das
die Erlaubnis fur die Anlageverwaltung hat, oder ein CRR-Institut mit Sitz in einem an-
deren Staat des Europaischen Wirtschaftsraums im Sinne des § 53b Abs. 1 Satz 1, das
in seinem Herkunftsmitgliedstaat tber eine Erlaubnis fir mit 8§ 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 11
vergleichbare Geschéfte verfugt, oder ein Institut mit Sitz in einem Drittstaat, das fur
die in 8 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 11 genannten Geschafte nach Absatz 4 von der Erlaub-
nispflicht nach § 32 freigestellt ist;

Unternehmen, die das Platzierungsgeschéft ausschlief3lich fir Anbieter oder fir Emit-
tenten von Vermdgensanlagen im Sinne des § 1 Absatz 2 des Vermégensanlagenge-
setzes oder von geschlossenen AIF im Sinne des § 1 Absatz 5 des Kapitalanlagege-
setzbuchs erbringen;

Unternehmen, die aufler der Finanzportfolioverwaltung und der Anlageverwaltung
keine Finanzdienstleistungen erbringen, sofern die Finanzportfolioverwaltung und An-
lageverwaltung nur auf Vermogensanlagen im Sinne des 8§ 1 Absatz 2 des Vermdgens-
anlagengesetzes oder von geschlossenen AIF im Sinne des § 1 Absatz 5 des Kapital-
anlagegesetzbuchs beschrankt erbracht werden;

soweit sie Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 1 bis 4
in Bezug auf Warenderivate erbringen, die mit ihren Haupttatigkeiten in Zusammen-
hang stehen:

a) Ubertragungsnetzbetreiber im Sinne des Artikels 2 Nummer 4 der Richtlinie
2009/72/EG oder des Artikels 2 Nummer 4 der Richtlinie 2009/73/EG, wenn sie
ihre Aufgaben gemaR diesen Richtlinien, der Verordnung (EG) Nr. 714/2009, der
Verordnung (EG) Nr. 715/2009 oder den nach diesen Verordnungen erlassenen
Netzcodes oder Leitlinien wahrnehmen,
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b) Personen, die in ihrem Namen als Dienstleister handeln, um die Aufgaben eines
Ubertragungsnetzbetreibers gemaR der Verordnung (EG) Nr. 714/2009, der Ver-
ordnung (EG) Nr. 715/2009 oder den nach diesen Verordnungen erlassenen Netz-
codes oder Leitlinien wahrnehmen, sowie

c) Betreiber oder Verwalter eines Energieausgleichssystems, eines Rohrleitungsnet-
zes oder eines Systems zum Ausgleich von Energieangebot und -verbrauch bei
der Wahrnehmung solcher Aufgaben;

22. Zentralverwahrer, die gemaf Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 zugelassen
sind, soweit sie Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 1
bis 4 erbringen.

2Far Einrichtungen und Unternehmen im Sinne des Satzes 1 Nr. 3 und 4 gelten die Vorschriften
dieses Gesetzes insoweit, als sie Finanzdienstleistungen erbringen, die nicht zu den ihnen
eigentimlichen Geschaften gehdren.

(7) Auf Finanzdienstleistungsinstitute, die auf3er der Drittstaateneinlagenvermittiung und dem
Sortengeschéft keine weiteren Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 er-
bringen, sind die 88 10, 10c bis 10i, 11 bis 18 und 24 Absatz 1 Nummer 9, 14 bis 14b, die
8§ 24a, 25a Absatz 5, die 8§ 26a und 33 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und die 88 45 und 46
Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 bis 6 und die 88 46b und 46c¢ dieses Gesetzes sowie die Artikel 24
bis 403 und 411 bis 455 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 nicht anzuwenden.

(7a) Auf Unternehmen, die ausschlief3lich Finanzdienstleistungen nach § 1 Absatz 1a Satz 2
Nummer 9 oder Nummer 10 erbringen, sind die 88 10, 10c bis 10i, 11 bis 13c, 15 bis 18 und
24 Absatz 1 Nummer 4, 6, 9, 11, 14 bis 14b, 16 und 17, Absatz 1a Nummer 5, die 88 25, 25a
Absatz 5, 8§88 26a und 33 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, die 88 45 und 46 Absatz 1 Satz 2 Nummer
4 bis 6 und die 88 46b und 46¢c dieses Gesetzes sowie die Artikel 24 bis 455 und 465 bis 519
der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und Kapitel 2 der Verordnung (EU) 2017/2402 nicht anzu-
wenden.

(7b) Auf Finanzdienstleistungsinstitute, die auRer dem Kryptoverwahrgeschéaft nach § 1 Ab-
satz 1a Satz 2 Nummer 6 keine weiteren Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Absatz 1a
Satz 2 erbringen, sind die 88 10, 10c bis 18 und 24 Absatz 1 Nummer 14 bis 14b, die 88§ 24a
und 25a Absatz 5, die 88 26a und 45 sowie die Artikel 39, 41, 50 bis 403 und 411 bis 455 der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 nicht anzuwenden.

(8) Auf

1. Anlageberater und Anlagevermittler, die jeweils

a) nicht befugt sind, sich bei der Erbringung von Finanzdienstleistungen Eigentum
oder Besitz an Geldern oder Wertpapieren von Kunden zu verschaffen, und

b) nicht auf eigene Rechnung mit Finanzinstrumenten handeln, sowie
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2. Unternehmen, die auf Grund der Rickausnahme fiir die Erbringung grenziiberschrei-
tender Geschafte in Absatz 1 Nummer 8 oder Absatz 6 Nummer 9 als Institute einzu-
stufen sind,

sind die 8§ 10, 10c bis 10i, 11, 13, 14 bis 18, 24 Absatz 1 Nummer 14 bis 14b, 16 und 17,
Absatz 1a Nummer 5, § 25a Absatz 2 und 5, die 8§ 26a und 45 dieses Gesetzes sowie die
Artikel 39, 41, 50 bis 403 und 411 bis 455 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 nicht anzuwen-
den.

(8a) Die Anforderungen des 8§ 24 Absatz 1 Nummer 14 bis 14b, § 25a Absatz 5, des § 26a und
der Artikel 39, 41, 89 bis 386 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 gelten, vorbehaltlich des § 64h
Absatz 7, nicht fur die Institute, deren Haupttétigkeit ausschlief3lich im Betreiben von Bankge-
schéaften oder der Erbringung von Finanzdienstleistungen im Zusammenhang mit Derivaten
nach 8§ 1 Absatz 11 Satz 3 Nummer 2, 3 und 5 besteht.

(8b) Auf Finanzportfolioverwalter, Abschlussvermittler und Anlageverwalter, die nicht befugt
sind, sich bei der Erbringung von Finanzdienstleistungen Eigentum oder Besitz an Geldern
oder Wertpapieren von Kunden zu verschaffen, und die nicht auf eigene Rechnung mit Finan-
zinstrumenten handeln, ist § 10 Absatz 1, die 88 10c bis 10i, 11, 13, 24 Absatz 1 Nummer 14
bis 14b und 16, Absatz 1a Nummer 5, § 25a Absatz 2 und 5 und 8§ 26a dieses Gesetzes und
die Artikel 41 sowie 89 bis 91, 95 Absatz 1 und 3, die Artikel 96, 98 bis 403 und 411 bis 455
der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 nicht anzuwenden.

(9) Die Artikel 387 bis 403 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sind nicht anzuwenden auf Fi-
nanzkommissionare und Eigenh&ndler, die fur eigene Rechnung ausschlief3lich zum Zwecke
der Erfullung oder Ausfuhrung eines Kundenauftrags oder des mdglichen Zugangs zu einem
Abwicklungs- und Verrechnungssystem oder einer anerkannten Bérse handeln, sofern sie im
eigenen Namen fir fremde Rechnung tatig sind oder einen Kundenauftrag ausfuhren.

(9a) *Auf Kreditinstitute, die ausschlieBlich tber eine Erlaubnis verfligen, die Tatigkeit einer
zentralen Gegenpartei im Sinne des 8 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 12 auszuiben, sind die
88§ 2c¢, 6b, 10, 10c bis 10i, 11, 12a bis 18, 24 Absatz 1 Nummer 6, 10, 14 bis 14b, 16, Absatz 1a
Nummer 4 bis 8, die 88 24a, 24c, 25 Absatz 1 Satz 2, die 8§ 25a bis 25e, 264, 32, 33, 34, 36
Absatz 3 und die 88 45 bis 45b dieses Gesetzes sowie die Artikel 25 bis 455 der Verordnung
(EU) Nr. 575/2013 und Kapitel 2 der Verordnung (EU) 2017/2402 nicht anzuwenden. 2§ 24
Absatz 1 Nummer 9 gilt mit der Maf3gabe, dass das Absinken des Anfangskapitals unter die
Mindestanforderungen nach Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 anzuzeigen ist.

(9b) Sofern ein Kreditinstitut sowohl Tatigkeiten im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 12
ausubt als auch weitere nach diesem Gesetz erlaubnispflichtige Bankgeschéafte betreibt oder
Finanzdienstleistungen erbringt, ist auf die Tatigkeit im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer
12 der Absatz 9a anzuwenden; diese Kreditinstitute haben dafiir Sorge zu tragen, dass sowohl
die Anforderungen nach diesem Gesetz als auch die Anforderungen der Verordnung (EU) Nr.
648/2012 eingehalten werden. 2Bezlglich der Anforderungen an das Anfangskapital nach § 33
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Absatz 1 sowie nach Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 haben die be-
troffenen Kreditinstitute die im jeweiligen Einzelfall hdheren Anforderungen zu erfiillen. 2An-
zeige- und Informationspflichten, die sowohl nach § 2c Absatz 1 als auch nach Artikel 31 Ab-
satz 2 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 bestehen, kdnnen in einer gemeinsamen Anzeige
oder Mitteilung zusammengefasst werden.

(9c) Die 88 10d und 24 Absatz 1 Nummer 16 dieses Gesetzes und die Artikel 411 bis 430 der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sind nicht auf Birgschaftsbanken im Sinne des 8 5 Absatz 1
Nummer 17 des Kdrperschaftsteuergesetzes anzuwenden.

(9d) Die Artikel 411 bis 428 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sind nicht auf CRR-Wertpa-
pierfirmen anzuwenden.

(9e) Auf Kreditinstitute, die ausschlief3lich Gber eine Zulassung nach Artikel 16 Absatz 1 der
Verordnung (EU) Nr. 909/2014 verfugen, die Tatigkeit als Zentralverwahrer nach Abschnitt A
oder nach den Abschnitten A und B des Anhangs zur Verordnung (EU) Nr. 909/2014 auszu-
Uben, sind die 88 2c, 6b Absatz 1 Nummer 1, Absatz 2 und 3, die 88 10, 10c bis 18, 24 Absatz 1
Nummer 4, 6, 9, 11, 14, 14a, 16 und 17, Absatz 1a Nummer 4 bis 8, Absatz 1b, die 88§ 24a,
24c, 25 Absatz 1 Satz 2, die 88 25a bis 25e, 33 bis 33b, 36 Absatz 3, die 88 45 bis 45b, 53
und 53a dieses Gesetzes nicht anzuwenden.

(9f) Auf Kreditinstitute, die ausschlief3lich Gber eine Zulassung nach Artikel 16 Absatz 1 der
Verordnung (EU) Nr. 909/2014 verfugen, die Tatigkeit als Zentralverwahrer nach Abschnitt A
oder nach den Abschnitten A und B des Anhangs zur Verordnung (EU) Nr. 909/2014 auszu-
Uben sowie weitere Bankgeschéfte zu betreiben oder Finanzdienstleistungen zu erbringen, die
zugleich Wertpapierdienstleistungen im Sinne des § 2 Absatz 3 des Wertpapierhandelsgeset-
zes sind, sind die 88 2c, 24 Absatz 1 Nummer 1 und 2, § 25c Absatz 1, 8 33 Absatz 1 Num-
mer 2 und 4a und § 35 nicht anzuwenden.

(99) Auf Institute, die nur Bankgeschafte im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 und 10
betreiben und Finanzdienstleistungen im Sinne des 8 1 Absatz 1la Satz 2 Nummer 1 bis 4 in
Bezug auf Warentermingeschafte, Emissionszertifikate und Derivate auf Emissionszertifikate
erbringen und die diese Dienstleistungen allein mit dem Ziel der Absicherung der Geschaftsri-
siken ihrer Kunden erbringen, sind die 88 1a, 10, 10c bis 10i, 11 bis 13c, 15 bis 18 und 24
Absatz 1 Nummer 4, 6, 9, 11, 14, 14a, 16 und 17, Absatz 1a Nummer 5, die 88 24a, 25, 25a
Absatz 5, die 88 26a und 33 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, die 88 45 und 46 Absatz 1 Satz 2
Nummer 4 bis 6 sowie die 88 46b und 46¢ nicht anzuwenden, sofern diese Kunden

1. ausschlief3lich lokale Elektrizitatsunternehmen im Sinne des Artikels 2 Nummer 35 der
Richtlinie 2009/72/EG, Erdgasunternehmen im Sinne des Artikels 2 Nummer 1 der
Richtlinie 2009/73/EG oder Betreiber im Sinne des Artikels 3 Buchstabe f der Richtlinie
2003/87/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 2003 tber
ein System fUr den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft
und zur Anderung der Richtlinie 96/61/EG des Rates (ABI. L 275 vom 25.10.2003,
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S. 32), die zuletzt durch den Beschluss (EU) 2015/1814 (ABI. L 264 vom 9.10.2015,
S. 1) geandert worden ist, sind,

2. zusammen 100 Prozent des Kapitals oder der Stimmrechte des Instituts halten und
diese gemeinsam kontrollieren und

3. nach Absatz 1 Nummer 9 oder Absatz 6 Satz 1 Nummer 11 nicht als Kreditinstitut
oder Finanzdienstleistungsinstitut galten, wenn sie diese Dienstleistungen selbst er-
bréachten.

(9h) Auf Institute, die nur Bankgeschéfte im Sinne des 8§ 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 und 10
betreiben und Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 1 bis 4 in
Bezug auf Warentermingeschafte, Emissionszertifikate und Derivate auf Emissionszertifikate
erbringen und die diese Dienstleistungen allein mit dem Ziel der Absicherung der Geschaftsri-
siken ihrer Kunden erbringen, sind die 88 1a, 10, 10c bis 10i, 11 bis 13c, 15 bis 18 und 24
Absatz 1 Nummer 4, 6, 9, 11, 14, 14a, 16 und 17, Absatz 1a Nummer 5, die 88 24a, 25, 25a
Absatz 5, die 8§ 26a und 33 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, die 8§ 45 und 46 Absatz 1 Satz 2
Nummer 4 bis 6 sowie die 88 46b und 46c¢ nicht anzuwenden, sofern diese Kunden

1. ausschlief3lich Betreiber im Sinne des Artikels 3 Buchstabe f der Richtlinie 2003/87/EG
sind,

2. zusammen 100 Prozent des Kapitals oder der Stimmrechte des Instituts halten und
diese gemeinsam kontrollieren und

3. nach Absatz 1 Nummer 9 oder nach Absatz 6 Satz 1 Nummer 11 nicht als Kreditinstitut
oder Finanzdienstleistungsinstitut géalten, wenn sie diese Dienstleistungen selbst er-
bréachten.

(10) Ein Unternehmen mit Sitz im Inland, das keine Bankgeschéfte im Sinne des § 1 Absatz 1
Satz 2 betreibt und das als Finanzdienstleistungen nur die Anlagevermittlung, die Anlagebe-
ratung oder das Platzierungsgeschéft erbringt und dies ausschliel3lich fiir Rechnung und unter
der Haftung eines CRR-Kreditinstituts oder eines Wertpapierhandelsunternehmens, das sei-
nen Sitz im Inland hat oder nach § 53b Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 7 im Inland téatig ist (ver-
traglich gebundener Vermittler), gilt nicht als Finanzdienstleistungsinstitut, sondern als Finanz-
unternehmen, wenn das CRR-Institut oder Wertpapierhandelsunternehmen dies der Bundes-
anstalt zuvor angezeigt hat. ?Die Tatigkeit des vertraglich gebundenen Vermittlers wird dem
haftenden Unternehmen zugerechnet. *Andern sich die von dem haftenden Unternehmen an-
gezeigten Verhaltnisse, sind die neuen Verhaltnisse unverziglich der Bundesanstalt anzuzei-
gen. “Fur den Inhalt der Anzeigen nach den Satzen 1 und 3 und die beizufligenden Unterlagen
und Nachweise konnen durch Rechtsverordnung nach § 24 Abs. 4 ndhere Bestimmungen
getroffen werden. °Die Bundesanstalt fihrt Giber die ihr angezeigten vertraglich gebundenen
Vermittler nach diesem Absatz ein 6ffentliches Register im Internet, das das haftende Unter-
nehmen, die vertraglich gebundenen Vermittler, das Datum des Beginns und des Endes der
Tatigkeit nach Satz 1 ausweist. °Fir die Voraussetzungen zur Aufnahme in das Register, den
Inhalt und die Fuhrung des Registers konnen durch Rechtsverordnung nach § 24 Abs. 4 né-
here Bestimmungen getroffen werden, insbesondere kann dem haftenden Unternehmen ein
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schreibender Zugriff auf die fir dieses Unternehmen einzurichtende Seite des Registers ein-
geraumt und ihm die Verantwortlichkeit fur die Richtigkeit und Aktualitat dieser Seite Ubertra-
gen werden. ‘Die Bundesanstalt kann einem haftenden Unternehmen, das die Auswahl oder
Uberwachung seiner vertraglich gebundenen Vermittler nicht ordnungsgemaR durchgefiihrt
hat oder die ihm im Zusammenhang mit der Fihrung des Registers Ubertragenen Pflichten
verletzt hat, untersagen, vertraglich gebundene Vermittler im Sinne der Satze 1 und 2 in das
Unternehmen einzubinden.

(11) (aufgehoben)

(12) 'Fur Betreiber organisierter Markte mit Sitz im Ausland, die als einzige Finanzdienstleis-
tung ein multilaterales oder organisiertes Handelssystem im Inland betreiben, gelten die An-
forderungen der 88 25a, 25b und 33 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 sowie die Anzeigepflichten nach § 2c
Abs. 1 und 4 sowie § 24 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 11 und Abs. 1a Nr. 2 entsprechend. ?Die in Satz 1
genannten Anforderungen gelten entsprechend auch fir Trager einer inlandischen Borse, die
aul3er dem Freiverkehr nach § 48 des Borsengesetzes oder einem organisierten Handelssys-
tem nach § 48b des Borsengesetzes als einzige Finanzdienstleistung ein multilaterales oder
organisiertes Handelsystem im Inland betreiben. 2Es wird vermutet, dass Geschéftsflhrer ei-
ner inlandischen Borse und Personen, die die Geschafte eines auslandischen organisierten
Marktes tatsachlich leiten, den Anforderungen nach 8§ 33 Abs. 1 Nr. 2 und 4 genligen. “Die
Befugnisse der Bundesanstalt nach den 88 2c und 25a Absatz 2 Satz 1 sowie den 88 44 bis
46h gelten entsprechend. °Die Bundesanstalt kann den in Satz 1 genannten Personen den
Betrieb eines multilateralen oder organisierten Handelssystems in den Féallen des § 35 Ab-
satz 2 Nummer 4 und 6 sowie dann untersagen, wenn sie die Anforderungen des 8§ 33 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 bis 4 nicht erfillen. ®Die in Satz 1 genannten Personen haben der Bundesanstalt
die Aufnahme des Betriebs unverziglich anzuzeigen.

§ 2a
Ausnahmen fr gruppenangehdrige Institute und Institute, die institutsbezogenen
Sicherungssystemen angehéren

(1) UInstitute konnen eine Freistellung nach Artikel 7 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der
jeweils geltenden Fassung bei der Aufsichtsbehérde beantragen. 2Dem Antrag sind geeignete
Unterlagen beizufugen, die nachweisen, dass die Voraussetzungen fur eine Freistellung nach
Artikel 7 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 vorliegen.

(2) Sofern die Voraussetzungen fiir eine Freistellung nach Artikel 7 der Verordnung (EU) Nr.
575/2013 vorliegen, kann die Aufsichtsbehdrde Institute auf Antrag fiir das Management von
Risiken mit Ausnahme des Liquiditatsrisikos von den Anforderungen gemal 8§ 25a Absatz 1
Satz 3 Nummer 1, 2 und 3 Buchstabe b und ¢ bezlglich der Risikocontrolling-Funktion freistel-
len. ?Dem Antrag sind geeignete Unterlagen beizufigen, die nachweisen, dass die
Voraussetzungen nach Satz 1 vorliegen.

27



§2b

(3) Institute konnen eine Freistellung nach Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der
jeweils geltenden Fassung bei der Aufsichtsbehtrde beantragen. 2Dem Antrag sind geeignete
Unterlagen beizufuigen, die nachweisen, dass die Voraussetzungen fur eine Freistellung nach
Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 vorliegen.

(4) Sofern die Voraussetzungen fiir eine Freistellung nach Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr.
575/2013 vorliegen und eine Freistellung nach Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013
gewahrt wird, kann die Aufsichtsbehorde Institute auf Antrag fur das Management von Liqui-
ditatsrisiken von den Anforderungen gemaf 8§ 25a Absatz 1 Satz 3 Nummer 1, 2 und 3 Buch-
stabe b und ¢ beztiglich der Risikocontrolling-Funktion freistellen. 2Dem Antrag sind geeignete
Unterlagen beizufiigen, die nachweisen, dass die Voraussetzungen nach Satz 1 vorliegen.

(5) Fur Institute und tbergeordnete Unternehmen, die von der Regelung im Sinne des § 2a
Absatz 1, 5 oder 6 in der bis zum 31. Dezember 2013 geltenden Fassung Gebrauch gemacht
haben, gilt die Freistellung nach Absatz 1 oder 2 als gewahrt.

(6) Die Aufsichtsbehorde kann das Institut oder das Gbergeordnete Unternehmen auch nach
einer nach den Absatzen 1 bis 4 gewahrten oder nach einer nach Absatz 5 fortgeltenden Frei-
stellung auffordern, die erforderlichen Nachweise fiir die Einhaltung der Voraussetzungen vor-
zulegen. 2Sie kann sie auch dazu auffordern, Vorkehrungen zu treffen, die geeignet und erfor-
derlich sind, bestehende Méangel zu beseitigen und hierfur eine angemessene Frist bestim-
men. *Werden die Nachweise nicht oder nicht fristgerecht vorgelegt oder werden die Mangel
nicht oder nicht fristgerecht behoben, kann die Aufsichtsbehdrde die Freistellung aufheben
oder anordnen, dass das Institut die Vorschriften, auf die sich die Freistellung bezog, wieder
anzuwenden hat.

82b
Rechtsform

(1) Kreditinstitute, die eine Erlaubnis nach 8 32 Abs. 1 bendtigen, dirfen nicht in der Rechts-
form des Einzelkaufmanns betrieben werden.

(2) Bei Wertpapierhandelsunternehmen in der Rechtsform des Einzelkaufmanns oder der
Personenhandelsgesellschaft sind die Risikoaktiva des Inhabers oder der personlich haften-
den Gesellschafter in die Beurteilung der Solvenz des Instituts gemaf Artikel 92 der Verord-
nung (EU) Nr. 575/2013 einzubeziehen; das freie Vermdgen des Inhabers oder der Gesell-
schafter bleibt jedoch bei der Berechnung der Eigenmittel des Instituts unberticksichtigt. 2Wird
ein solches Institut in der Rechtsform eines Einzelkaufmanns betrieben, hat der Inhaber ange-
messene Vorkehrungen fur den Schutz seiner Kunden fur den Fall zu treffen, daf3 auf Grund
seines Todes, seiner Geschaftsunfahigkeit oder aus anderen Griinden das Institut seine Ge-
schéftstatigkeit einstellt.
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§ 2c
Inhaber bedeutender Beteiligungen

(1) *Wer beabsichtigt, allein oder im Zusammenwirken mit anderen Personen oder Unterneh-
men eine bedeutende Beteiligung an einem Institut zu erwerben (interessierter Erwerber), hat
dies der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank nach MalRgabe des Satzes 2 unver-
zglich schriftlich anzuzeigen. 2In der Anzeige hat der interessierte Erwerber die fir die Hohe
der Beteiligung und die fiir die Begriindung des maR3geblichen Einflusses, die Beurteilung sei-
ner Zuverlassigkeit und die Prifung der weiteren Untersagungsgriinde nach Absatz 1b Satz 1
wesentlichen Tatsachen und Unterlagen, die durch Rechtsverordnung nach § 24 Abs. 4 n&her
zu bestimmen sind, sowie die Personen oder Unternehmen anzugeben, von denen er die ent-
sprechenden Anteile erwerben will. In der Rechtsverordnung kann, insbesondere auch als
Einzelfallentscheidung oder allgemeine Regelung, vorgesehen werden, dass der interessierte
Erwerber die in § 32 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 Buchstabe d und e genannten Unterlagen vorzulegen
hat. “Ist der interessierte Erwerber eine juristische Person oder Personenhandelsgesellschaft,
hat er in der Anzeige die fur die Beurteilung der Zuverlassigkeit seiner gesetzlichen oder sat-
zungsmaligen Vertreter oder personlich haftenden Gesellschafter wesentlichen Tatsachen
anzugeben. °Der Inhaber einer bedeutenden Beteiligung hat jeden neu bestellten gesetzlichen
oder satzungsmafigen Vertreter oder neuen personlich haftenden Gesellschafter mit den fir
die Beurteilung von dessen Zuverlassigkeit wesentlichen Tatsachen der Bundesanstalt und
der Deutschen Bundesbank unverzuglich schriftlich anzuzeigen. ®Der Inhaber einer bedeu-
tenden Beteiligung hat der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank ferner unverziiglich
schriftlich anzuzeigen, wenn er beabsichtigt, allein oder im Zusammenwirken mit anderen Per-
sonen oder Unternehmen den Betrag der bedeutenden Beteiligung so zu erhéhen, dass die
Schwellen von 20 vom Hundert, 30 vom Hundert oder 50 vom Hundert der Stimmrechte oder
des Kapitals erreicht oder tberschritten werden oder dass das Institut unter seine Kontrolle
kommt. ‘Die Bundesanstalt hat den Eingang einer vollstandigen Anzeige nach Satz 1 oder
Satz 6 umgehend, spatestens jedoch innerhalb von zwei Arbeitstagen nach deren Zugang
schriftlich gegentiber dem Anzeigepflichtigen zu bestatigen.

(1a) Die Bundesanstalt hat die Anzeige nach Absatz 1 innerhalb von 60 Arbeitstagen ab dem
Datum des Schreibens, mit dem sie den Eingang der vollstandigen Anzeige schriftlich bestatigt
hat, zu beurteilen (Beurteilungszeitraum). 2In der Bestatigung nach Absatz 1 Satz 7 hat die
Bundesanstalt dem Anzeigepflichtigen den Tag mitzuteilen, an dem der Beurteilungszeitraum
endet. 3Bis spatestens zum 50. Arbeitstag innerhalb des Beurteilungszeitraums kann die Bun-
desanstalt schriftlich weitere Informationen anfordern, die fir den Abschluss der Beurteilung
notwendig sind. “Die Anforderung ergeht schriftlich unter Angabe der zusatzlich bendtigten
Informationen. °Die Bundesanstalt hat den Eingang der weiteren Informationen umgehend,
spatestens jedoch innerhalb von zwei Arbeitstagen nach deren Zugang schriftlich gegentber
dem Anzeigepflichtigen zu bestéatigen. ®Der Beurteilungszeitraum ist vom Zeitpunkt der Anfor-
derung der weiteren Informationen bis zu deren Eingang bei der Bundesanstalt gehemmt. "Der
Beurteilungszeitraum betragt im Falle einer Hemmung nach Satz 6 hochstens 80 Arbeitstage.
8Die Bundesanstalt kann Erganzungen oder Klarstellungen zu diesen Informationen anfordern;
dies fuhrt nicht zu einer erneuten Hemmung des Beurteilungszeitraums. °Abweichend von
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Satz 7 kann der Beurteilungszeitraum im Falle einer Hemmung auf héchstens 90 Arbeitstage
ausgedehnt werden, wenn der Anzeigepflichtige

1.

aullerhalb des Europdaischen Wirtschaftsraums anséssig ist oder beaufsichtigt wird
oder

eine nicht der Beaufsichtigung nach

a)

b)

d)

der Richtlinie 2009/65/EG des Europdaischen Parlaments und des Rates vom
13. Juli 2009 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften betref-
fend bestimmte Organismen fir gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW)
(ABI. L 302 vom 17.11.2009, S. 32; L 269 vom 13.10.2010, S. 27), die zuletzt durch
die Richtlinie 2014/91/EU (ABI. L 257 vom 28.8.2014, S. 186) geandert worden ist,

der Richtlinie 2009/138/EG des Européaischen Parlaments und des Rates vom
25. November 2009 betreffend die Aufnahme und Ausiibung der Versicherungs-
und der Rickversicherungstatigkeit (Solvabilitat 1) (ABI. L 335 vom 17.12.2009,
S. 1;L219vom 25.7.2014, S. 66; L 108 vom 28.4.2015, S. 8), die zuletzt durch die
Richtlinie (EU) 2016/2341 (ABI. L 354 vom 23.12.2016, S. 37) geandert worden ist,

der Richtlinie 2014/65/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom
15. Mai 2014 (iber Markte fir Finanzinstrumente sowie zur Anderung der Richtli-
nien 2002/92/EG und 2011/61/EU (ABI. L 173 vom 12.6.2014, S. 349; L 74 vom
18.3.2015, S. 38; L 188 vom 13.7.2016, S. 28; L 273 vom 8.10.2016, S. 35; L 64
vom 10.3.2017, S. 116; L 278 vom 27.10.2017, S. 56), die zuletzt durch die Richt-
linie (EU) 2016/1034 (ABI. L 175 vom 30.6.2016, S. 8) geéndert worden ist, oder

der Richtlinie 2013/36/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom
26. Juni 2013 Uber den Zugang zur Tatigkeit von Kreditinstituten und die Beauf-
sichtigung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Anderung der Richtlinie
2002/87/EG und zur Aufthebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (ABI.
L 176 vom 27.6.2013, S. 338; L 208 vom 2.8.2013, S. 73; L 20 vom 25.1.2017,
S. 1), die zuletzt durch die Richtlinie (EU) 2015/2366 (ABI. L 337 vom 23.12.2015,
S. 35; L 169 vom 28.6.2016, S. 18) geédndert worden ist,

unterliegende nattrliche Person oder Unternehmen ist.

Soweit es sich bei der Anzeige um den Erwerb einer bedeutenden Beteiligung an einem
CRR-Kreditinstitut handelt, legt die Bundesanstalt nach Abschluss ihrer Beurteilung der
Europaischen Zentralbank einen Beschlussentwurf gemalf Artikel 15 Absatz 2 der Verordnung
(EU) Nr. 1024/2013 vor. *Auf diesen Beschlussentwurf der Bundesanstalt ist Absatz 1b ent-
sprechend anzuwenden.

(1b) Die Aufsichtsbehorde kann innerhalb des Beurteilungszeitraums den beabsichtigten Er-
werb der bedeutenden Beteiligung oder ihre Erhohung untersagen, wenn Tatsachen die An-
nahme rechtfertigen, daf3
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der Anzeigepflichtige oder, wenn er eine juristische Person ist, auch ein gesetzlicher
oder satzungsmaRiger Vertreter, oder, wenn er eine Personenhandelsgesellschatft ist,
auch ein Gesellschafter, nicht zuverlassig ist oder aus anderen Grinden nicht den im
Interesse einer soliden und umsichtigen Fihrung des Instituts zu stellenden Anspri-
chen genligt; dies gilt im Zweifel auch dann, wenn Tatsachen die Annahme rechtferti-
gen, dass er die von ihm aufgebrachten Mittel fir den Erwerb der bedeutenden Betei-
ligung durch eine Handlung erbracht hat, die objektiv einen Straftatbestand erfullt;

das Institut nicht in der Lage sein oder bleiben wird, den Aufsichtsanforderungen ins-
besondere nach der Richtlinie 2013/36/EU, der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in ihrer
jeweils geltenden Fassung, der Richtlinie 2014/65/EU, der Richtlinie 2009/110/EG des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 Uber die Auf-
nahme, Austibung und Beaufsichtigung der Tétigkeit von E-Geld-Instituten, zur Ande-
rung der Richtlinien 2005/60/EG und 2006/48/EG sowie zur Aufhebung der Richtlinie
2000/46/EG, der Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europaischen Parlaments und des Ra-
tes vom 25. November 2015 tiber Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Anderung der
Richtlinien 2002/65/EG, 2009/110/EG und 2013/36/EU und der Verordnung (EU) Nr.
1093/2010 sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG (ABl. L 337 vom
23.12.2015, S. 35; L 169 vom 28.6.2016, S. 18), der Richtlinie 2002/87/EG des Euro-
paischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2002 lber die zusatzliche Be-
aufsichtigung der Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen und Wertpapierfirmen ei-
nes Finanzkonglomerats und der Richtlinie 2006/49/EG des Européischen Parlaments
und des Rates vom 14. Juni 2006 Uber die angemessene Eigenkapitalausstattung von
Wertpapierfirmen und Kreditinstituten zu geniigen oder das Institut durch die Begrin-
dung oder Erhéhung der bedeutenden Beteiligung mit dem Inhaber der bedeutenden
Beteiligung in einen Unternehmensverbund eingebunden wiirde, der durch die Struktur
des Beteiligungsgeflechtes oder mangelhafte wirtschaftliche Transparenz eine wirk-
same Aufsicht Gber das Institut oder einen wirksamen Austausch von Informationen
zwischen den zustandigen Stellen oder die Festlegung der Aufteilung der Zustandig-
keiten zwischen diesen beeintrachtigt;

das Institut durch die Begrindung oder Erhéhung der bedeutenden Beteiligung Toch-
terunternehmen eines Instituts mit Sitz in einem Drittstaat wirde, das im Staat seines
Sitzes oder seiner Hauptverwaltung nicht wirksam beaufsichtigt wird oder dessen zu-
standige Aufsichtsstelle zu einer befriedigenden Zusammenarbeit mit der Aufsichtsbe-
horde nicht bereit ist;

der kiinftige Geschaftsleiter nicht zuverlassig oder nicht fachlich geeignet ist;

im Zusammenhang mit dem beabsichtigten Erwerb oder der Erhéhung der Beteiligung
Geldwasche oder Terrorismusfinanzierung im Sinne des Artikels 1 der Richtlinie
2005/60/EG stattfinden, stattgefunden haben, diese Straftaten versucht wurden oder
der Erwerb oder die Erh6hung das Risiko eines solchen Verhaltens erhéhen kénnte
oder
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6. der Anzeigepflichtige nicht tber die notwendige finanzielle Soliditat verfugt; dies ist ins-
besondere dann der Fall, wenn der Anzeigepflichtige auf Grund seiner Kapitalausstat-
tung oder Vermogenssituation nicht den besonderen Anforderungen gerecht werden
kann, die von Gesetzes wegen an die Eigenmittel und die Liquiditat eines Instituts ge-
stellt werden.

2Die Aufsichtsbehorde kann den Erwerb oder die Erhthung der Beteiligung auch untersagen,
wenn die Angaben nach Absatz 1 Satz 2 oder Satz 6 oder die zusatzlich nach Absatz 1a
Satz 3 angeforderten Informationen unvollstandig oder nicht richtig sind oder nicht den Anfor-
derungen der Rechtsverordnung nach § 24 Abs. 4 entsprechen. ®Die Aufsichtsbehorde darf
weder Vorbedingungen an die Hohe der zu erwerbenden Beteiligung oder der beabsichtigten
Erhéhung der Beteiligung stellen noch darf sie bei ihrer Prifung auf die wirtschaftlichen Be-
durfnisse des Marktes abstellen. “Entscheidet die Aufsichtsbehtrde nach Abschluss der Be-
urteilung, den Erwerb oder die Erh6hung der Beteiligung zu untersagen, teilt sie dem Anzei-
gepflichtigen die Entscheidung innerhalb von zwei Arbeitstagen und unter Einhaltung des Be-
urteilungszeitraums schriftlich unter Angabe der Griinde mit. >Bemerkungen und Vorbehalte
der fur den Anzeigepflichtigen zustandigen Stellen sind in der Entscheidung wiederzugeben;
die Untersagung darf nur auf Grund der in den Satzen 1 und 2 genannten Griinde erfolgen.
%Wird der Erwerb oder die Erhohung der Beteiligung nicht innerhalb des Beurteilungszeitraums
schriftlich untersagt, kann der Erwerb oder die Erhéhung vollzogen werden; die Rechte der
Bundesanstalt nach Absatz 2 bleiben unberthrt. 'Die Aufsichtsbehdrde kann eine Frist setzen,
nach deren Ablauf ihr der Anzeigepflichtige den Vollzug oder den Nichtvollzug des beabsich-
tigten Erwerbs oder der Erhéhung anzuzeigen hat. 8Nach Ablauf der Frist hat der Anzeige-
pflichtige die Anzeige unverziglich bei der Bundesanstalt einzureichen.

(2) 'Die Bundesanstalt kann dem Inhaber einer bedeutenden Beteiligung sowie den von ihm
kontrollierten Unternehmen die Austbung der Stimmrechte untersagen und anordnen, dafd
Uber die Anteile nur mit ihrer Zustimmung verfigt werden darf, wenn

1. die Voraussetzungen fir eine Untersagungsverfigung nach Absatz 1b Satz 1 oder
Satz 2 vorliegen,

2. der Inhaber der bedeutenden Beteiligung seiner Pflicht nach Absatz 1 zur vorherigen
Unterrichtung der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank nicht nachgekom-
men ist und diese Unterrichtung innerhalb einer von ihr gesetzten Frist nicht nachgeholt
hat oder

3. die Beteiligung entgegen einer vollziehbaren Untersagung nach Absatz 1b Satz 1
oder Satz 2 erworben oder erhéht worden ist.

2Im Falle einer Untersagung nach Satz 1 bestellt das Gericht am Sitz des Instituts auf Antrag
der Bundesanstalt, des Instituts oder eines an ihm Beteiligten einen Treuhander, auf den es
die Auslibung der Stimmrechte tbertragt. *Der Treuhander hat bei der Austibung der Stimm-
rechte den Interessen einer soliden und umsichtigen Fihrung des Instituts Rechnung zu tra-
gen. “Uber die MaRnahmen nach Satz 1 hinaus kann die Bundesanstalt den Treuh&nder mit
der Verauf3erung der Anteile, soweit sie eine bedeutende Beteiligung begrinden, beauftragen,
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wenn der Inhaber der bedeutenden Beteiligung ihr nicht innerhalb einer von ihr bestimmten
angemessenen Frist einen zuverlassigen Erwerber nachweist; die Inhaber der Anteile haben
bei der VerauRerung in dem erforderlichen Umfang mitzuwirken. 5Sind die Voraussetzungen
des Satzes 1 entfallen, hat die Bundesanstalt den Widerruf der Bestellung des Treuhanders
zu beantragen. ®Der Treuhander hat Anspruch auf Ersatz angemessener Auslagen und auf
Vergutung flr seine Tatigkeit. ‘Das Gericht setzt auf Antrag des Treuhanders die Auslagen
und die Vergitung fest; die Rechtsbeschwerde gegen die Vergltungsfestsetzung ist ausge-
schlossen. 8Fr die Kosten, die durch die Bestellung des Treuhanders entstehen, die diesem
zu gewahrenden Auslagen sowie die Vergutung haften das Institut und der betroffene Inhaber
der bedeutenden Beteiligung als Gesamtschuldner. °Die Bundesanstalt schiet die Auslagen
und die Vergutung vor.

(3) *Wer beabsichtigt, eine bedeutende Beteiligung an einem Institut aufzugeben oder den
Betrag seiner bedeutenden Beteiligung unter die Schwellen von 20 vom Hundert, 30 vom Hun-
dert oder 50 vom Hundert der Stimmrechte oder des Kapitals abzusenken oder die Beteiligung
so zu verandern, daf3 das Institut nicht mehr kontrolliertes Unternehmen ist, hat dies der Bun-
desanstalt und der Deutschen Bundesbank unverzuglich schriftlich anzuzeigen. 2Dabei ist die
beabsichtigte verbleibende Hohe der Beteiligung anzugeben. 3Die Bundesanstalt kann eine
Frist festsetzen, nach deren Ablauf die Person oder Personenhandelsgesellschaft, welche die
Anzeige nach Satz 1 erstattet hat, den Vollzug oder den Nichtvollzug der beabsichtigten Ab-
senkung oder Veranderung anzuzeigen hat. “Nach Ablauf der Frist hat die Person oder Per-
sonenhandelsgesellschaft, welche die Anzeige nach Satz 1 erstattet hat, die Anzeige unver-
zuglich bei der Bundesanstalt zu erstatten.

(4) 'Die Aufsichtsbehdrde hat den Erwerb einer unmittelbaren oder mittelbaren Beteiligung an
einem Institut, durch den das Institut zu einem Tochterunternehmen eines Unternehmens mit
Sitz in einem Drittstaat wirde, vorlaufig zu untersagen oder zu beschranken, wenn ein ent-
sprechender Beschlu3 der Kommission vorliegt, der nach Artikel 147 Absatz 2 der Richtlinie
2013/36/EU zustande gekommen ist. ?Die vorlaufige Untersagung oder Beschrankung darf
drei Monate vom Zeitpunkt des Beschlusses an nicht Gberschreiten. *Beschlie3t der Rat die
Verlangerung der Frist nach Satz 2, hat die Aufsichtsbehoérde die Fristverlangerung zu beach-
ten und die vorlaufige Untersagung oder Beschrankung entsprechend zu verlangern.

§ 2d
Leitungsorgane von Finanzholding-Gesellschaften und gemischten Finanzholding-Ge-
sellschaften

(1) Personen, die die Geschéfte einer Finanzholding-Gesellschaft oder einer gemischten Fi-
nanzholding-Gesellschaft tatsachlich fihren, missen zuverlassig sein, die zur Fihrung der
Gesellschaft erforderliche fachliche Eignung haben und der Wahrnehmung ihrer Aufgaben
ausreichend Zeit widmen.
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8 2e

(2) Bei Finanzholding-Gesellschaften und gemischten Finanzholding-Gesellschaften, die nach
§ 10a Absatz 2 Satz 2 oder Satz 3 als Ubergeordnetes Unternehmen bestimmt worden sind,
kann die Bundesanstalt die Abberufung der Personen im Sinne des Absatzes 1 verlangen und
ihnen die Ausibung ihrer Tatigkeit untersagen, wenn

1. sie die Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht erfullen oder

2. sie vorséatzlich oder leichtfertig gegen die Bestimmung dieses Gesetzes, gegen die zur
Durchfiihrung dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen oder gegen Anordnungen
der Bundesanstalt verstof3en haben und trotz Verwarnung durch die Bundesanstalt die-
ses Verhalten fortsetzen.

8§ 2e
Ausnahmen flr gemischte Finanzholding-Gesellschaften

(1) Unterliegt eine gemischte Finanzholding-Gesellschaft, insbesondere im Hinblick auf eine
risikobasierte Beaufsichtigung, gleichwertigen Bestimmungen nach Mafigabe der Richtlinie
2013/36/EU und der Richtlinie 2002/87/EG des Europdaischen Parlaments und des Rates vom
16. Dezember 2002 Uber die zusatzliche Beaufsichtigung der Kreditinstitute, Versicherungs-
unternehmen und Wertpapierfirmen eines Finanzkonglomerats und zur Anderung der Richtli-
nien 73/239/EWG, 79/267/EWG, 92/49/EWG, 92/96/EWG, 93/6/EWG und 93/22/EWG des
Rates und der Richtlinien 98/78/EG und 2000/12/EG des Europaischen Parlaments und des
Rates (ABI. L 35 vom 11.2.2003, S. 1), die zuletzt durch die Richtlinie 2013/36/EU geandert
worden ist, so kann die Bundesanstalt nach Konsultation der flir die Beaufsichtigung von Toch-
terunternehmen zustandigen Stellen auf die gemischte Finanzholding-Gesellschaft nur die ein-
schlagigen Bestimmungen der Richtlinie 2002/87/EG anwenden.

(2) Unterliegt eine gemischte Finanzholding-Gesellschaft, insbesondere im Hinblick auf eine
risikobasierte Beaufsichtigung, gleichwertigen Bestimmungen nach MalRgabe der Richtlinie
2013/36/EU und der Richtlinie 2009/138/EG, so kann die Bundesanstalt im Einvernehmen mit
der fur die Gruppenaufsicht im Versicherungswesen zustandigen Stelle auf die gemischte Fi-
nanzholding-Gesellschaft nur die Bestimmungen der Richtlinie 2013/36/EU in Bezug auf die
am stéarksten vertretene Finanzbranche im Sinne des 8 8 Absatz 2 des Finanzkonglomerate-
Aufsichtsgesetzes anwenden.

83
Verbotene Geschéfte

(1) Verboten sind

1. der Betrieb des Einlagengeschaftes, wenn der Kreis der Einleger Uberwiegend aus Be-
triebsangehdrigen des Unternehmens besteht (Werksparkassen) und nicht sonstige
Bankgeschéafte betrieben werden, die den Umfang dieses Einlagengeschéftes
Ubersteigen;
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§3

die Annahme von Geldbetrdgen, wenn der iUberwiegende Teil der Geldgeber einen
Rechtsanspruch darauf hat, daf ihnen aus diesen Geldbetragen Darlehen gewdahrt
oder Gegenstande auf Kredit verschafft werden (Zwecksparunternehmen); dies gilt
nicht fir Bausparkassen;

der Betrieb des Kreditgeschéftes oder des Einlagengeschaftes, wenn es durch Verein-
barung oder geschéftliche Gepflogenheit ausgeschlossen oder erheblich erschwert ist,
Uber den Kreditbetrag oder die Einlagen durch Barabhebung zu verfiigen.

(2) *CRR-Kreditinstituten und Unternehmen, die einer Institutsgruppe, einer Finanzholding-
Gruppe oder einer gemischten Finanzholding-Gruppe angehdren, der ein CRR-Kreditinstitut
angehort, ist das Betreiben der in Satz 2 genannten Geschéfte nach Ablauf von 12 Monaten
nach Uberschreiten eines der folgenden Schwellenwerte verboten, wenn

1.

bei nach internationalen Rechnungslegungsstandards im Sinne des § 315e des Han-
delsgesetzbuchs bilanzierenden CRR-Kreditinstituten und Institutsgruppen, Finanzhol-
ding-Gruppen oder gemischten Finanzholding-Gruppen, denen ein CRR-Kreditinstitut
angehort, die in den Kategorien als zu Handelszwecken und zur Verauf3erung verflig-
bare finanzielle Vermdgenswerte eingestuften Positionen im Sinne des Artikels 1 in
Verbindung mit Nummer 9 IAS 39 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1126/2008
der Européischen Kommission vom 3. November 2008 in der jeweils geltenden Fas-
sung zum Abschlussstichtag des vorangegangenen Geschéftsjahrs den Wert von
100 Milliarden Euro Ubersteigen oder, wenn die Bilanzsumme des CRR-Kreditinstituts
oder der Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe oder gemischten Finanzholding-
Gruppe, der ein CRR-Kreditinstitut angehort, zum Abschlussstichtag der letzten drei
Geschéftsjahre jeweils mindestens 90 Milliarden Euro erreicht, 20 Prozent der Bilanz-
summe des CRR-Kreditinstituts, der Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe oder ge-
mischten Finanzholding-Gruppe, der ein CRR-Kreditinstitut angehért, des vorausge-
gangenen Geschaftsjahrs Ubersteigen, es sei denn, die Geschafte werden in einem
Finanzhandelsinstitut im Sinne des § 25f Absatz 1 betrieben, oder

bei den sonstigen der Rechnungslegung des Handelsgesetzbuchs unterliegenden
CRR-Kreditinstituten und Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen oder gemischten
Finanzholding-Gruppen, denen ein CRR-Kreditinstitut angehort, die dem Handelsbe-
stand nach § 340e Absatz 3 des Handelsgesetzbuchs und der Liquiditatsreserve nach
§ 340e Absatz 1 Satz 2 des Handelsgesetzbuchs zuzuordnenden Positionen zum Ab-
schlussstichtag des vorangegangenen Geschéftsjahrs den Wert von 100 Milliarden
Euro Ubersteigen oder, wenn die Bilanzsumme des CRR-Kreditinstituts oder der Insti-
tutsgruppe, Finanzholding-Gruppe oder gemischten Finanzholding-Gruppe, der ein
CRR-Kreditinstitut angehdort, zum Abschlussstichtag der letzten drei Geschéftsjahre je-
weils mindestens 90 Milliarden Euro erreicht, 20 Prozent der Bilanzsumme des CRR-
Kreditinstituts, der Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe, gemischten Finanzholding-
Gruppe, der ein CRR-Kreditinstitut angehort, des vorausgegangenen Geschéftsjahrs
Ubersteigen, es sei denn, die Geschafte werden in einem Finanzhandelsinstitut im
Sinne des § 25f Absatz 1 betrieben.
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§3

2Nach MaRgabe von Satz 1 verbotene Geschafte sind

1. Eigengeschafte;
2. Kredit- und Garantiegeschéfte mit

a) Hedgefonds im Sinne des § 283 Absatz 1 des Kapitalanlagegesetzbuches oder
Dach-Hedgefonds im Sinne des § 225 Absatz 1 des Kapitalanlagegesetzbuches
oder, sofern die Geschéafte im Rahmen der Verwaltung eines Hedgefonds oder
Dach-Hedgefonds getatigt werden, mit deren Verwaltungsgesellschaften;

b) EU-AIF oder auslandischen AIF im Sinne des Kapitalanlagegesetzbuches, die im
betrachtlichem Umfang Leverage im Sinne des Artikels 111 der Delegierten Ver-
ordnung (EU) Nr. 231/2013 der Kommission vom 19. Dezember 2012 zur Ergén-
zung der Richtlinie 2011/61/EU des Europaischen Parlaments und des Rates im
Hinblick auf Ausnahmen, die Bedingungen fiir die Austibung der Téatigkeit, Ver-
wahrstellen, Hebelfinanzierung, Transparenz und Beaufsichtigung (ABI. L 83 vom
22.3.2013, S. 1) einsetzen, oder, sofern die Geschéafte im Rahmen der Verwaltung
des EU-AIF oder auslandischen AIF getatigt werden, mit deren EU-AIF-Verwal-
tungsgesellschaften oder auslandischen AlF-Verwaltungsgesellschaften;

3. der Eigenhandel im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 4 Buchstabe d mit Aus-
nahme der Market-Making-Tatigkeiten im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe k
der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 vom 14. Méarz 2012 uber Leerverkaufe und be-
stimmte Aspekte von Credit Default Swaps (ABI. L 86 vom 24.3.2012, S. 1) (Market-
Making-Tatigkeiten); die Ermachtigung der Bundesanstalt zu Einzelfallregelungen
nach Absatz 4 Satz 1 bleibt unberihrt.

3Nicht unter die Geschafte im Sinne des Satzes 2 fallen:

1. Geschafte zur Absicherung von Geschéaften mit Kunden aulRer AIF oder Verwaltungs-
gesellschaften im Sinne von Satz 2 Nummer 2;

2. Geschifte, die der Zins-, Wahrungs-, Liquiditats-, und Kreditrisikosteuerung des CRR-
Kreditinstituts, der Institutsgruppe, der Finanzholding-Gruppe, der gemischten Finanz-
holding-Gruppe oder des Verbundes dienen; einen Verbund in diesem Sinne bilden
Institute, die demselben institutsbezogenen Sicherungssystem im Sinne des Arti-
kels 113 Nummer 7 Buchstabe c der Verordnung des Europaischen Parlaments und
des Rates Uber Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen ange-
horen;

3. Geschafte im Dienste des Erwerbs und der VeraulRerung langfristig angelegter Beteili-
gungen sowie Geschafte, die nicht zu dem Zweck geschlossen werden, bestehende
oder erwartete Unterschiede zwischen den Kauf- und Verkaufspreisen oder Schwan-
kungen von Marktkursen, -preisen, -werten oder Zinssétzen kurzfristig zu nutzen, um
so Gewinne zu erzielen.
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(3) !CRR-Kreditinstitute und Unternehmen, die einer Institutsgruppe, einer Finanzholding-
gruppe oder einer gemischten Finanzholdinggruppe angehdéren, der ein CRR-Kreditinstitut an-
gehort, und die einen der Schwellenwerte des 8§ 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2
uberschreiten, haben

1. binnen sechs Monaten nach dem Uberschreiten eines der Schwellenwerte anhand ei-
ner Risikoanalyse zu ermitteln, welche ihrer Geschéfte im Sinne des Absatzes 2 Satz 1
verboten sind, und

2. binnen 12 Monaten nach dem Uberschreiten eines der Schwellenwerte die nach Satz 1
Nummer 1 ermittelten bereits betriebenen verbotenen Geschafte zu beenden oder auf
ein Finanzhandelsinstitut zu Ubertragen.

2Die Risikoanalyse nach Satz 1 Nummer 1 hat plausibel, umfassend und nachvollziehbar zu
sein und ist schriftlich zu dokumentieren. *Die Bundesanstalt kann die Frist nach Satz 1 Num-
mer 2 im Einzelfall um bis zu 12 Monate verlangern; der Antrag ist zu begriinden.

(4) Die Bundesanstalt kann einem CRR-Kreditinstitut oder einem Unternehmen, das einer
Institutsgruppe, einer Finanzholding-Gruppe oder einer gemischten Finanzholding-Gruppe an-
gehdrt, der auch ein CRR-Kreditinstitut angehort, unabhéangig davon, ob die Geschéfte nach
Absatz 2 den Wert nach Absatz 2 Satz 1 Uberschreiten, die nachfolgenden Geschéfte verbie-
ten und anordnen, dass die Geschéfte einzustellen oder auf ein Finanzhandelsinstitut im Sinne
des 8§ 25f Absatz 1 zu Ubertragen sind, wenn zu besorgen ist, dass diese Geschafte, insbe-
sondere gemessen am sonstigen Geschaftsvolumen, am Ertrag oder an der Risikostruktur des
CRR-Kreditinstituts oder des Unternehmens, das einer Institutsgruppe, einer Finanzholding-
Gruppe oder einer gemischten Finanzholding-Gruppe angehdrt, der auch ein CRR-Kreditinsti-
tut angehort, die Solvenz des CRR-Kreditinstituts oder des Unternehmens, das einer Instituts-
gruppe, einer Finanzholding-Gruppe oder einer gemischten Finanzholding-Gruppe, der auch
ein CRR-Kreditinstitut angehort, zu gefahrden drohen:

1. Market-Making-Taétigkeiten;

2. sonstige Geschafte im Sinne von Absatz 2 Satz 2 oder Geschafte mit Finanzinstrumen-
ten, die ihrer Art nach in der Risikointensitat mit den Geschaften des Absatzes 2 Satz 2
oder des Satzes 1 Nummer 1 vergleichbar sind.

’Die Bundesanstalt hat bei Anordnung im Sinne des Satzes 1 dem Institut eine angemessene
Frist einzurdumen.

§4
Entscheidung der Bundesanstalt fur Finanzdienstleistungsaufsicht

IDie Bundesanstalt entscheidet in Zweifelsfallen, ob ein Unternehmen den Vorschriften dieses
Gesetzes unterliegt. 2lhre Entscheidungen binden die Verwaltungsbehorden.
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85

2. BUNDESANSTALT FUR FINANZDIENSTLEISTUNGSAUFSICHT

8§85
(aufgehoben)

§6
Aufgaben

(1) 'Die Bundesanstalt tibt die Aufsicht tber die Institute nach den Vorschriften dieses Geset-
zes, den dazu erlassenen Rechtsverordnungen, der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in ihrer
jeweils geltenden Fassung und der auf der Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und
der Richtlinie 2013/36/EU erlassenen Rechtsakte sowie nach den Vorschriften der Verordnung
(EU) Nr. 1024/2013 und der Verordnung (EU) Nr. 468/2014 der Européischen Zentralbank
vom 16. April 2014 zur Einrichtung eines Rahmenwerks fir die Zusammenarbeit zwischen der
Europaischen Zentralbank und den nationalen zustandigen Behodrden und den nationalen be-
nannten Behorden innerhalb des einheitlichen Aufsichtsmechanismus (SSM-Rahmenverord-
nung) (EZB/2014/17) (ABI. L 141 vom 14.5.2014, S. 1) aus. ?Die Bundesanstalt ist die zustan-
dige Behorde fir die Anwendung des Artikels 458 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sowie
die zusténdige Behorde nach Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2013/36/EU, soweit nicht die
Europaische Zentralbank nach der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 als zustandige Behdrde
gilt. °Die Deutsche Bundesbank ist zustéandige Stelle nach Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie
2013/36/EU im Rahmen der ihr nach § 7 Absatz 1 auch in Verbindung mit Absatz 1a zugewie-
senen Aufgaben, soweit nicht die Europaische Zentralbank nach der Verordnung (EU) Nr.
1024/2013 als zustéandige Behdorde gilt.

(1a) Die Bundesanstalt tibt die Aufsicht Giber zentrale Gegenparteien zusatzlich auch nach der
Verordnung (EU) Nr. 648/2012 sowie den auf inrer Grundlage erlassenen Rechtsakten aus.

(1b) Fur CRR-Institute ist die Bundesanstalt sektoral zustandige Behdrde im Sinne des Artikels
25a der Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 in der jeweils geltenden Fassung und setzt die Ein-
haltung der Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 in der jeweils geltenden Fas-
sung durch, soweit nicht § 29 des Wertpapierhandelsgesetzes anzuwenden ist.

(1c) Die Bundesanstalt ist zustandige Behorde im Sinne der Artikel 11, 17 Absatz 1 und des
Artikels 55 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Européaischen Parlaments und
des Rates vom 23. Juli 2014 zur Verbesserung der Wertpapierlieferungen und
-abrechnungen in der Europaischen Union und tber Zentralverwahrer sowie zur Anderung der
Richtlinien 98/26/EG und 2014/65/EU und der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 (ABI. L 257 vom
28.8.2014, S. 1).

(1d) Die Bundesanstalt ist die nach diesem Gesetz zustéandige Behodrde im Sinne der Verord-
nung (EU) Nr. 1286/2014 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 26. November
2014 uber Basisinformationsblatter fur verpackte Anlageprodukte fir Kleinanleger und Versi-
cherungsanlageprodukte (PRIIP) (ABI. L 352 vom 9.12.2014, S. 1, L 358 vom 13.12.2014,
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8§86

S. 50) in der jeweils geltenden Fassung fur Institute, die PRIP im Sinne des Artikels 4 Num-
mer 1 dieser Verordnung herstellen, verkaufen oder Uber diese beraten, sofern es sich bei
diesen PRIP zugleich um strukturierte Einlagen im Sinne des 8 2 Absatz 15 des Wertpapier-
handelsgesetzes handelt.

(1e) Die Bundesanstalt ist zustandige Behdrde fur

1. Originatoren, urspriingliche Kreditgeber und Verbriefungszweckgesellschaften im
Sinne des Artikels 29 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2017/2402,

2. Originatoren, Sponsoren und Verbriefungszweckgesellschaften nach Artikel 29 Ab-
satz 5 der Verordnung (EU) 2017/2402 und

3. Dritte im Sinne des Artikels 28 der Verordnung (EU) 2017/2402

und setzt ihnen gegeniber in Fallen der Nummer 1 die Einhaltung der Anforderungen nach
den Artikeln 6 bis 9, in Féallen der Nummer 2 die Einhaltung der Anforderungen nach den Arti-
keln 18 bis 27 und in Fallen der Nummer 3 die Einhaltung der Anforderungen nach Artikel 28
der Verordnung (EU) 2017/2402 und der auf Grundlage der Verordnung (EU) 2017/2402 er-
lassenen Rechtsakte nach den Vorschriften dieses Gesetzes durch, soweit nicht § 295 Absatz
1 Nummer 4 des Versicherungsaufsichtsgesetzes oder § 5 Absatz 11 des Kapitalanlagege-
setzbuchs anzuwenden sind.

(2) Die Bundesanstalt hat Mi3standen im Kredit- und Finanzdienstleistungswesen entgegen-
zuwirken, welche die Sicherheit der den Instituten anvertrauten Vermogenswerte gefahrden,
die ordnungsmafige Durchfiihrung der Bankgeschafte oder Finanzdienstleistungen beein-
trachtigen oder erhebliche Nachteile fir die Gesamtwirtschaft herbeiflihren kénnen.

(3) 'Die Bundesanstalt kann im Rahmen der ihr gesetzlich zugewiesenen Aufgaben gegentiber
den Instituten und ihren Geschaftsleitern Anordnungen treffen, die geeignet und erforderlich
sind, um VerstoR3e gegen aufsichtsrechtliche Bestimmungen zu verhindern oder zu unterbin-
den oder um Missstande in einem Institut zu verhindern oder zu beseitigen, welche die Sicher-
heit der dem Institut anvertrauten Vermogenswerte gefahrden kénnen oder die ordnungsge-
méaRe Durchflihrung der Bankgeschafte oder Finanzdienstleistungen beeintrachtigen. 2Die An-
ordnungsbefugnis nach Satz 1 besteht auch gegeniber Finanzholding-Gesellschaften oder
gemischten Finanzholding-Gesellschaften sowie gegeniber den Personen, die die Geschafte
dieser Gesellschaften tatsachlich fuhren.

(4) Die Bundesanstalt hat bei der Austibung ihrer Aufgaben in angemessener Weise die mdg-
lichen Auswirkungen ihrer Entscheidungen auf die Stabilitét des Finanzsystems in den jeweils
betroffenen Staaten des Europaischen Wirtschaftsraums zu bertcksichtigen.

(5) (aufgehoben)
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8 6a

§ 6a
Besondere Aufgaben

(1) Liegen Tatsachen vor, die darauf schliel3en lassen, dass von einem Institut angenommene
Einlagen, sonstige dem Institut anvertraute Vermdgenswerte oder eine Finanztransaktion der
Terrorismusfinanzierung nach 8§ 89c des Strafgesetzbuchs oder der Finanzierung einer terro-
ristischen Vereinigung nach § 129a, auch in Verbindung mit 8 129b des Strafgesetzbuchs
dienen oder im Falle der Durchfiihrung einer Finanztransaktion dienen wirden, kann die Bun-
desanstalt

1. der Geschaftsfihrung des Instituts Anweisungen erteilen,
2. dem Institut Verfiilgungen von einem bei ihm gefiihrten Konto oder Depot untersagen,

3. dem Institut die Durchflihrung von sonstigen Finanztransaktionen untersagen.

(2) Tatsachen im Sinne des Absatzes 1 liegen in der Regel insbesondere dann vor, wenn es
sich bei dem Inhaber eines Kontos oder Depots, dessen Verfligungsberechtigten oder dem
Kunden eines Instituts um eine natlrliche oder juristische Person oder eine nicht rechtsfahige
Personenvereinigung handelt, deren Name in die im Zusammenhang mit der Bekampfung des
Terrorismus angenommene Liste des Rates der Européaischen Union zum Gemeinsamen
Standpunkt des Rates 2001/931/GASP vom 27. Dezember 2001 iber die Anwendung beson-
derer Maflinahmen zur Bekampfung des Terrorismus (ABI. EG Nr. L 344 S. 93) in der jeweils
geltenden Fassung aufgenommen wurde.

(3) Die Bundesanstalt kann Vermégenswerte, die einer Anordnung nach Absatz 1 unterliegen,
im Einzelfall auf Antrag der betroffenen naturlichen oder juristischen Person oder einer nicht
rechtsfahigen Personenvereinigung freigeben, soweit diese der Deckung des notwendigen Le-
bensunterhalts der Person oder ihrer Familienmitglieder, der Bezahlung von Versorgungsleis-
tungen, Unterhaltsleistungen oder vergleichbaren Zwecken dienen.

(4) Eine Anordnung nach Absatz 1 ist aufzuheben, sobald und soweit der Anordnungsgrund
nicht mehr vorliegt.

(5) Gegen eine Anordnung nach Absatz 1 kann das Institut oder ein anderer Beschwerter
Widerspruch erheben.

(6) Die Mdoglichkeit zur Anordnung von Beschrankungen des Kapital- und Zahlungsverkehrs
nach 8 4 Absatz 1 des AuRenwirtschaftsgesetzes bleibt unberihrt.

§ 6b
Aufsichtliche Uberpriifung und Beurteilung

(1) YIm Rahmen der Beaufsichtigung beurteilt die Aufsichtsbehorde die Regelungen, Strate-
gien, Verfahren und Prozesse, die ein Institut zur Einhaltung der aufsichtlichen Anforderungen
geschaffen hat, und beurteilt
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§ 6b

1. die Risiken, denen es ausgesetzt ist oder sein kdnnte, insbesondere auch die Risiken,
die unter Berlcksichtigung der Art, des Umfangs und der Komplexitat der Geschafts-
tatigkeit eines Instituts bei Stresstests festgestellt wurden, sowie

2. die Risiken, die es nach MaRRgabe der Ermittlung und Messung des Systemrisikos ge-
maf Artikel 23 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 und gegebenenfalls unter Bertick-
sichtigung von Empfehlungen des European Systemic Risk Board (ESRB) fur das Fi-
nanzsystem darstellt.

2Die Bundesanstalt arbeitet hierbei mit der Deutschen Bundesbank nach MaRgabe des § 7
zusammen.

(2) 'Die Aufsichtsbehorde bewertet anhand der Uberpriifung und Beurteilung zusammenfas-
send und zukunftsgerichtet, ob die von einem Institut geschaffenen Regelungen, Strategien,
Verfahren und Prozesse sowie seine Liquiditats- und Eigenmittelausstattung ein angemesse-
nes und wirksames Risikomanagement und eine solide Risikoabdeckung gewahrleisten. ?Ne-
ben Kreditrisiken, Marktrisiken und operationellen Risiken berticksichtigt sie dabei insbeson-
dere

1. die Ergebnisse der internen Stresstests eines Instituts, das einen IRB-Ansatz verwen-
det oder das zur Berechnung der in den Artikeln 362 bis 377 der Verordnung (EU) Nr.
575/2013 in der jeweils geltenden Fassung festgelegten Eigenmittelanforderungen fir
das Marktrisiko ein internes Modell verwendet;

2. die Fahigkeit eines Instituts, auf Grund von gemars Artikel 105 der Verordnung (EU) Nr.
575/2013 in der jeweils geltenden Fassung vorgenommenen Bewertungskorrekturen
seine Positionen des Handelsbuchs unter normalen Marktbedingungen kurzfristig ohne
wesentliche Verluste zu verdufRern oder abzusichern;

3. das Ausmal, in dem ein Institut Risikokonzentrationen ausgesetzt ist, und deren Steu-
erung durch das Institut, einschlieBlich der Erfullung der aufsichtlichen Anforderungen;

4, die Auswirkung von Diversifikationseffekten und auf welche Art und Weise sie in das
Risikomesssystem eines Instituts einbezogen werden;

5. die Robustheit, Eignung und Art der Anwendung der Grundsétze und Verfahren, die
ein Institut fir das Management des Risikos eingefuhrt hat, das trotz des Einsatzes
anerkannter Kreditrisikominderungstechniken bei dem Institut verbleibt;

6. die Angemessenheit der Eigenmittel, die ein Institut flir Verbriefungen halt, fir die es
als Originator gilt, unter Berlicksichtigung der wirtschaftlichen Substanz der Transak-
tion und des Grads an erreichter Risikolbertragung; die Aufsichtsbehorde tberwacht
in diesem Zusammenhang, ob ein Institut auRervertragliche Unterstitzung fur eine
Transaktion leistet;
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10.
11.

12.

13.

14.

15.

§ 6b

die Liquiditatsrisiken, denen ein Institut ausgesetzt ist, sowie deren Beurteilung und
Steuerung einschliel3lich der Entwicklung von Alternativszenarioanalysen und wirksa-
mer Notfallplane sowie der Steuerung risikomindernder Faktoren, insbesondere Hohe,
Zusammensetzung und Qualitat von Liquiditatspuffern;

die Ergebnisse aufsichtlicher Stresstests nach Absatz 3 oder nach Artikel 32 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1093/2010;

die geografische Verteilung der eingegangenen Risiken eines Instituts;
das Geschaftsmodell;

das Zinsénderungsrisiko eines Instituts aus Geschéften, die nicht unter das Handels-
buch fallen;

die Verfahren zur Ermittlung und Sicherstellung der Risikotragfahigkeit eines Instituts
nach § 25a;

das Risiko einer tibermafigen Verschuldung eines Instituts, wie es aus den Indikatoren
fur eine UbermaRige Verschuldung hervorgeht, wozu auch die gemaf Artikel 429 der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung bestimmte Verschul-
dungsquote zahlt; bei der Beurteilung der Angemessenheit der Verschuldungsquote
eines Instituts und der vom Institut zur Steuerung des Risikos einer Ubermalfiigen Ver-
schuldung eingefiihrten Regelungen, Strategien, Verfahren und Mechanismen berick-
sichtigt die Aufsichtsbehorde das Geschaftsmodell des Instituts;

die Regelungen zur Sicherstellung einer ordnungsgeméafRen Geschéftsfuhrung eines
Instituts, die Art und Weise ihrer Implementierung und praktischen Durchfiihrung sowie
die Fahigkeit der Mitglieder des Leitungsorgans zur Erfullung ihrer Pflichten;

das nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bewertete systemische Risiko eines Instituts.

(3) 'Die Aufsichtsbehorde kann ein Institut aufsichtlichen Stresstests unterziehen oder, soweit
die Bundesanstalt Aufsichtsbehorde ist, die Deutsche Bundesbank hierzu beauftragen.
Hierzu kann die Aufsichtsbehoérde und, soweit die Bundesanstalt Aufsichtsbehorde ist, auch
die Deutsche Bundesbank

das Institut auffordern, seine Risiko-, Eigenmittel- und Liquiditatspositionen unter Nut-
zung der institutseigenen Risikomanagement-Methoden bei aufsichtlich vorgegebenen
Szenarien zu berechnen und die Daten sowie die Ergebnisse an die Aufsichtsbehorde,
die Deutsche Bundesbank und, soweit Aufsichtsbehotrde die Européische Zentralbank
ist, auch an die Bundesanstalt zu Gbermitteln und

die Auswirkungen von Schocks auf das Institut auf der Grundlage aufsichtlicher Stress-
test-Methoden anhand der verfligbaren Daten bestimmen.

(4) ‘Die Aufsichtsbehorde bestimmt Haufigkeit und Intensitat der Uberpriifungen, Beurteilun-
gen und maoglicher aufsichtlicher Stresstests unter Beriicksichtigung der Gr6RRe, der System-
relevanz sowie der Art, des Umfangs und der Komplexitat der Geschéfte eines Instituts. 2Die
Uberprifungen und Beurteilungen werden mindestens einmal jahrlich aktualisiert. *Soweit die
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§7

Bundesanstalt Aufsichtsbehérde ist, nimmt sie die Aufgaben nach Satz 1 in Abstimmung mit
der Deutschen Bundesbank wabhr.

87
Zusammenarbeit mit der Deutschen Bundesbank

(1) 'Die Bundesanstalt und die Deutsche Bundesbank arbeiten nach MaRRgabe dieses Geset-
zes zusammen. 2Unbeschadet weiterer gesetzlicher MaRgaben umfasst die Zusammenarbeit
die laufende Uberwachung der Institute durch die Deutsche Bundesbank. 3Die laufende Uber-
wachung beinhaltet insbesondere die Auswertung der von den Instituten eingereichten Unter-
lagen, der Prifungsberichte nach § 26 und der Jahresabschlussunterlagen sowie die Durch-
fuhrung und Auswertung der bankgeschaftlichen Prifungen zur Beurteilung der angemesse-
nen Eigenkapitalausstattung und Risikosteuerungsverfahren der Institute und das Bewerten
von Priufungsfeststellungen. “Die laufende Uberwachung durch die Deutsche Bundesbank er-
folgt in der Regel durch ihre Hauptverwaltungen.

(1a) innerhalb des einheitlichen Aufsichtsmechanismus im Sinne des Artikels 2 Nummer 9
der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 ist Absatz 1 auch dann anzuwenden, wenn die Bundes-
anstalt die Européische Zentralbank bei ihnren Aufgaben im Sinne von Artikel 6 Absatz 2 und
3 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 unterstitzt. 2Bei der Zusammenarbeit nach Absatz 1
informieren sich die Bundesanstalt und die Deutsche Bundesbank unverziiglich tiber Anfragen
der Européischen Zentralbank und tauschen von dieser erhaltene Informationen aus. *Uber-
mittelt die Bundesanstalt oder die Deutsche Bundesbank im Rahmen der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben nach diesem Gesetz Beobachtungen, Feststellungen, Daten oder sonstige Informa-
tionen an die Europdische Zentralbank, Gbermittelt sie diese zeitgleich auch an die jeweils
andere Stelle. “Die Abséatze 2 bis 5 finden auch im Rahmen des einheitlichen Aufsichtsmecha-
nismus entsprechende Anwendung.

(2) 'Die Deutsche Bundesbank hat die Richtlinien der Bundesanstalt zu beachten. ?Die Richt-
linien der Bundesanstalt zur laufenden Aufsicht ergehen im Einvernehmen mit der Deutschen
Bundesbank. ®Innerhalb des einheitlichen Aufsichtsmechanismus beachtet die Bundesanstalt
bei Erlass der Richtlinien die Vorgaben der Européischen Zentralbank nach Artikel 6 Absatz 5
Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013. “Kann ein Einvernehmen nicht innerhalb
einer angemessenen Frist hergestellt werden, erlasst das Bundesministerium der Finanzen
solche Richtlinien im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank und unter Beachtung der
innerhalb des einheitlichen Aufsichtsmechanismus erlassenen Vorgaben der Europaischen
Zentralbank nach Artikel 6 Absatz 5 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013. °Die
aufsichtsrechtlichen Mal3nahmen, insbesondere Allgemeinverfiigungen und Verwaltungsakte
einschlieB3lich Prifungsanordnungen nach § 44 Absatz 1 Satz 2 und § 44b Absatz 2 Satz 1,
trifft die Bundesanstalt gegentiber den Instituten. ®Die Bundesanstalt legt die von der Deut-
schen Bundesbank getroffenen Prufungsfeststellungen und Bewertungen in der Regel ihren
aufsichtsrechtlichen MalBhahmen zugrunde.
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8§ 7a

(3) Die Bundesanstalt und die Deutsche Bundesbank haben einander Beobachtungen und
Feststellungen mitzuteilen, die fur die Erfullung ihrer Aufgaben erforderlich sind. 2Die Deutsche
Bundesbank hat insoweit der Bundesanstalt auch die Angaben zur Verfiigung zu stellen, die
jene auf Grund statistischer Erhebungen nach § 18 des Gesetzes Uber die Deutsche Bundes-
bank erlangt. 3Sie hat vor Anordnung einer solchen Erhebung die Bundesanstalt zu horen;
§ 18 Satz 5 des Gesetzes Uber die Deutsche Bundesbank gilt entsprechend.

(4) 'Die Zusammenarbeit nach den Absatzen 1 und 1a sowie die Mitteilungen nach Absatz 3
schlieRen die Ubermittlung der zur Erfullung der Aufgaben der empfangenden Stelle erforder-
lichen personenbezogenen Daten ein. ?Zur Erfillung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz dur-
fen die Bundesanstalt und die Deutsche Bundesbank gegenseitig die bei der anderen Stelle
jeweils gespeicherten Daten im automatisierten Verfahren abrufen. Die Deutsche Bundes-
bank hat bei jedem zehnten von der Bundesanstalt durchgefihrten Abruf personenbezogener
Daten den Zeitpunkt, die Angaben, welche die Feststellung der aufgerufenen Datensétze er-
moglichen, sowie die fur den Abruf verantwortliche Person zu protokollieren. “Die Protokollda-
ten darfen nur fur Zwecke der Datenschutzkontrolle, der Datensicherung oder zur Sicherstel-
lung eines ordnungsmafigen Betriebs der Datenverarbeitungsanlage verarbeitet werden. °Sie
sind am Ende des auf das Jahr der Protokollierung folgenden Kalenderjahres zu l6schen, so-
weit sie nicht fir ein laufendes Kontrollverfahren benétigt werden. ®Die Satze 3 bis 5 gelten
entsprechend fiir die Datenabrufe der Deutschen Bundesbank bei der Bundesanstalt. /Im Ub-
rigen bleiben die allgemeinen datenschutzrechtlichen Vorschriften unberthrt.

(5) 'Die Bundesanstalt und die Deutsche Bundesbank kénnen gemeinsame Dateisysteme ein-
richten. 2Jede der beiden Stellen darf nur die von ihr eingegebenen Daten verandern oder
I6schen oder ihre Verarbeitung einschranken und ist nur hinsichtlich der von ihr eingegebenen
Daten Verantwortlicher. *Hat eine der beiden Stellen Anhaltspunkte dafiir, dass von der ande-
ren Stelle eingegebene Daten unrichtig sind, teilt sie dies der anderen Stelle unverziglich mit.
“Bei der Errichtung eines gemeinsamen Dateisystems ist festzulegen, welche Stelle die tech-
nischen und organisatorischen Mal3nahmen nach den Artikeln 24, 25 und 32 der Verordnung
(EU) 2016/679 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz
natirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenver-
kehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABI. L 119
vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2) in der jeweils
geltenden Fassung zu treffen hat. °Die nach Satz 4 bestimmte Stelle hat sicherzustellen, dass
die Beschaftigten Zugang zu personenbezogenen Daten nur in dem Umfang erhalten, der zur
Erfullung ihrer Aufgaben erforderlich ist.

§7a
Zusammenarbeit mit der Europaischen Kommission

(1) Die Bundesanstalt meldet der Europaischen Kommission

1. das Erléschen oder die Aufhebung einer Erlaubnis nach § 35 oder nach den Vorschrif-
ten des Verwaltungsverfahrensgesetzes unter Angabe der Grunde, die zur Aufhebung
fuhrten,
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§7b

die Erteilung einer Erlaubnis nach § 32 Absatz 1 an die Zweigstelle eines Unterneh-
mens im Sinne des § 53 mit Sitz auRerhalb der Staaten des Europaischen Wirtschafts-
raums,

die Anzahl und die Art der Falle, in denen die Errichtung einer Zweigniederlassung in
einem anderen Staat des Europaischen Wirtschaftsraums nicht zustande gekommen
ist, weil die Bundesanstalt die Angaben nach 8§ 24a Absatz 1 Satz 2 nicht an die zu-
standigen Stellen des Aufnahmemitgliedstaates weitergeleitet hat,

die Anzahl und Art der Félle, in denen MaRhahmen nach 8§ 53b Absatz 4 Satz 2 und
Absatz 5 Satz 1 ergriffen wurden,

allgemeine Schwierigkeiten, die Wertpapierhandelsunternehmen bei der Errichtung
von Zweigniederlassungen, der Griindung von Tochterunternehmen, beim Betreiben
von Bankgeschéften, beim Erbringen von Finanzdienstleistungen oder bei Tatigkeiten
nach § 1 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 bis 8 in einem Drittstaat haben, und

den Erlaubnisantrag des Tochterunternehmens eines Unternehmens mit Sitz in einem
Drittstaat, sofern die Kommission die Meldung solcher Antragseingange verlangt hat.

(2) Die Bundesanstalt unterrichtet die Europaische Kommission tber

(aufgehoben)

die Grundsatze, die sie im Einvernehmen mit den anderen zustéandigen Stellen im Eu-
ropaischen Wirtschaftsraum in Bezug auf die Uberwachung von gruppeninternen
Transaktionen und Risikokonzentrationen anwendet,

die gewahlte Vorgehensweise in den Fallen des § 53d Absatz 3 und
(aufgehoben)

das Verfahren zur Vermeidung der Umgehung der zusatzlichen Kapitalanforderungen
bei Uberschreitung der Gesamtbuch-Grof3kreditanforderungen.

(3) Die Bundesanstalt tibermittelt der Européischen Kommission Verzeichnisse der Finanzhol-
ding-Gesellschaften oder gemischten Finanzholding-Gesellschaften, bei denen die Bundes-
anstalt die Aufsicht auf zusammengefasster Basis ausiibt.

§7b

Zusammenarbeit mit der Europaischen Bankenaufsichtsbehotrde, der Europaischen
Wertpapier- und Marktaufsichtsbehdrde und der Europdischen Aufsichtsbehérde fur

das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung

(1) 'Die Bundesanstalt beteiligt sich nach MaRgabe

1.

der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 des Europaischen Parlaments und des Rates vom
24. November 2010 zur Errichtung einer Européischen Aufsichtsbehdrde (Europaische
Bankenaufsichtsbehdrde), zur Anderung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG und zur
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§7b

Aufhebung des Beschlusses 2009/78/EG der Kommission (ABIl. L 331 vom
15.12.2010, S. 12),

2. der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 des Européischen Parlaments und des Rates vom
24. November 2010 zur Errichtung einer Européischen Aufsichtsbehdrde (Europaische
Wertpapier- und Marktaufsichtsbehorde), zur Anderung des Beschlusses Nr.
716/2009/EG und zur Aufhebung des Beschlusses 2009/77/EG der Kommission (ABI.
L 331 vom 15.12.2010, S. 84) sowie

3. dieses Gesetzes

an den Tatigkeiten der Europaischen Bankenaufsichtsbehtrde und der Européischen Wertpa-
pier- und Marktaufsichtsbehdrde sowie an den Aktivitaten der sie betreffenden Aufsichtskolle-
gien. 2Hierbei beteiligt sie die Deutsche Bundesbank nach MaRgabe der Verordnung (EU) Nr.
1093/2010 sowie nach MaRRgabe dieses Gesetzes. *Die Bundesanstalt stellt der Européaischen
Bankenaufsichtsbehdrde nach MalRgabe des Artikels 35 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010
und der Europaischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehérde nach Mal3gabe des Artikels 35
der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 auf Verlangen unverziglich alle fur die Erfullung ihrer
Aufgaben erforderlichen Informationen zur Verfuigung. *Sie wendet die Leitlinien und Empfeh-
lungen der Europaischen Bankenaufsichtsbehdrde im Einklang mit Artikel 16 der Verordnung
(EU) Nr. 1093/2010 und der Europaischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehdrde bei An-
wendung dieses Gesetzes an. SWeicht die Bundesanstalt von diesen Leitlinien und Empfeh-
lungen ab oder beabsichtigt sie dies, begriindet sie dies gegenuber der betreffenden Europa-
ischen Aufsichtsbehorde.

(2) 'Die Bundesanstalt meldet der Europaischen Bankenaufsichtsbehorde

1. die Erteilung der Erlaubnis nach 8§ 32 Absatz 1, das Erléschen oder die Aufhebung der
Erlaubnis nach § 35 an ein CRR-Kreditinstitut,

2. die in § 7a Absatz 1 Nummer 1 bis 4 genannten Sachverhalte,

3. die nach Artikel 450 Absatz 1 Buchstabe g und h der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in
der jeweils geltenden Fassung gesammelten Informationen,

4. die nach Artikel 450 Absatz 1 Buchstabe i der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der
jeweils geltenden Fassung gesammelten Informationen,

5. MalRnahmen der Bundesanstalt nach § 6 Absatz 3 und nach § 10 Absatz 3, die darauf
beruhen, dass die Bundesanstalt festgestellt hat, dass ein CRR-Institut, insbesondere
auf Grund seines Geschaftsmodells oder der geografischen Verteilung der eingegan-
genen Risiken, ahnlichen Risiken ausgesetzt ist oder sein konnte oder fir das Finanz-
system &hnliche Risiken begriindet,

6. die Funktionsweise der Uberpriifungs- und Bewertungssysteme der Risiken, denen ein
CRR-Institut ausgesetzt ist oder sein kdnnte, und der Risiken, die ein CRR-Institut nach
MalRgabe der Ermittlung und Messung des Systemrisikos gemafd Artikel 23 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1093/2010 in der jeweils geltenden Fassung fur das Finanzsystem
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10.

§7b

darstellt, sowie die Methodik, nach der auf der Grundlage dieser Uberpriifung MaRnah-
men getroffen werden,

die Ergebnisse aufsichtlicher Stresstests, soweit diese Uber die nach Artikel 32 der
Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 in der jeweils geltenden Fassung durchgefihrten
Stresstests hinaus erforderlich werden, um eine hinreichende Uberpriifung und Uber-
wachung des CRR-Instituts sicherzustellen,

Anordnungen der Bundesanstalt nach § 10 Absatz 3 Nummer 5 oder 8 10 Absatz 6
unter Angabe der Grinde,

alle sonstigen MalRnahmen, die die Bundesanstalt gegentiber einem CRR-Institut trifft,
wenn es gegen die Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 oder die auf
Grund der Richtlinie 2013/36/EU erlassenen Anforderungen verstoéf3t oder voraussicht-
lich verstolRen wird, jeweils unter Angabe der Grinde und

alle nach § 56 Absatz 6 Nummer 1 verhédngten rechtskréftig gewordenen Buligelder,
einschlieB3lich aller dauerhaften Untersagungen insbesondere nach § 36.

2Die Bundesanstalt meldet der Européaischen Aufsichtsbehorde in den vorstehenden Fallen
auch die Einlegung von Rechtsmitteln gegen die von ihr erlassenen Maf3nahmen und Buf3gel-
der sowie den Ausgang der Rechtsmittelverfahren.

(3) Die Bundesanstalt unterrichtet die Europaische Bankenaufsichtsbehdrde Gber

1.
2.

(aufgehoben)
die gewahlte Vorgehensweise in den Fallen des § 53d Absatz 3,

das Verfahren zur Vermeidung der Umgehung der zuséatzlichen Kapitalanforderungen
bei Uberschreitung der Gesamtbuch-GroRkreditanforderungen,

Entscheidungen nach § 2e,

die Struktur von Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen oder gemischten Finanzhol-
ding-Gruppen, bei denen die Bundesanstalt die Aufsicht auf zusammengefasster Basis
austbt; dazu gehoren insbesondere Informationen Uber die rechtliche und organisato-
rische Struktur sowie die Grundsatze einer ordnungsgemalen Geschaftsfihrung der
Gruppe,

die Stellen im Sinne des § 9 Absatz 1 Satz 4, der die Bundesanstalt Tatsachen offen-
baren kann, ohne gegen ihre Verschwiegenheitspflicht zu verstof3en, und

die Genehmigung, ein weiteres Mandat in einem Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan ge-
mafR § 25c Absatz 2 Satz 5, 8§ 25d Absatz 3 Satz 5 innezuhaben.

(3a) Die Bundesanstalt Gibermittelt der Europadischen Bankenaufsichtsbehorde Verzeichnisse
im Sinne des § 7a Absatz 3.
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§7b

(4) Die Bundesanstalt meldet der Européaischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehérde

1.

sofern ein Wertpapierdienstleistungsunternehmen im Sinne des § 2 Absatz 10 des
Wertpapierhandelsgesetzes betroffen ist,

a) die Erteilung sowie das Erl6schen oder die Aufhebung einer Erlaubnis nach § 32
und

b) die Genehmigung, ein weiteres Mandat in dem Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan
gemal § 25c Absatz 2 Satz 5 oder § 25d Absatz 3 Satz 5 innezuhaben,

den in § 7a Absatz 1 Nummer 5 genannten Sachverhalt,

jahrlich eine Zusammenfassung von allen im Zusammenhang mit der Uberwachung
von Wertpapierdienstleistungsunternehmen und Datenbereitstellungsdiensten sowie
gegenlber Instituten als Gegenparteien von Wertpapierfinanzierungsgeschaften ergrif-
fenen Verwaltungsmafinahmen und verh&ngten Sanktionen,

jahrlich in aggregierter und anonymisierter Form Daten Uber strafrechtliche Ermittlun-
gen und verhangte strafrechtliche Sanktionen wegen Verstdl3en gegen 8§ 54, sofern
diese im Zusammenhang mit dem unerlaubten Erbringen von Finanzdienstleistungen
erfolgten, die zugleich Wertpapierdienstleistungen im Sinne des § 2 Absatz 6 des Wert-
papierhandelsgesetzes sind,

zeitgleich mit der Bekanntmachung alle im Zusammenhang mit der Uberwachung von
Wertpapierdienstleistungsunternehmen und Datenbereitstellungsdiensten sowie nach
den 88 60b und 60c bekannt gemachten VerwaltungsmalBnahmen und Sanktionen,
soweit sie Institute als finanzielle Gegenparteien von Wertpapierfinanzierungsgeschéf-
ten betreffen,

alle BuRgeldentscheidungen, die nach MaRRgabe des § 60d Absatz 3 Nummer 3 nicht
bekannt gemacht wurden, sowie alle Rechtsmittel in Verbindung mit diesen Bul3-
geldentscheidungen und die Ergebnisse der Rechtsmittelverfahren,

die Erteilung sowie das Erldschen oder die Aufhebung einer Erlaubnis nach § 32 Ab-
satz 1f,

jede Erlaubnis zur Wiederverbriefung geman Artikel 8 Absatz 2 der Verordnung (EU)
2017/2402,

MalRnahmen und Buf3geldentscheidungen der Bundesanstalt, die auf einem Verstol3
gegen die Artikel 19 bis 22 oder die Artikel 23 bis 26 der Verordnung (EU) 2017/2402
beruhen.

(5) Die Bundesanstalt unterrichtet die Europaische Aufsichtsbehorde fir das Versicherungs-
wesen und die betriebliche Altersversorgung Uber die Entscheidungen nach § 2e.

(6) Die Bundesanstalt meldet der Europadischen Bankenaufsichtsbehérde, der Européischen
Wertpapier- und Marktaufsichtsbehorde und der Européischen Aufsichtsbehorde fir das Ver-
sicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung unter Beachtung des Verfahrens nach
Artikel 36 Absatz 6 der Verordnung (EU) 2017/2402, wenn sie als zustandige Behorde einer
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§7c

gemanR Artikel 27 Absatz 1 dieser Verordnung benannten ersten Anlaufstelle von einem Ver-
stol3 gegen die Anforderungen des Artikels 27 Absatz 1 dieser Verordnung erfahrt.

87c
Zusammenarbeit mit dem Européischen Bankenausschuss

Die Bundesanstalt meldet dem Europaischen Bankenausschuss die Erteilung einer Erlaubnis
nach 8 32 Absatz 1 an die Zweigstelle eines Unternehmens im Sinne des § 53 mit Sitz aul3er-
halb der Staaten des Europaischen Wirtschaftsraums.

§7d
Zusammenarbeit mit dem Europaischen Ausschuss fur Systemrisiken

!Die Bundesanstalt arbeitet eng mit dem Europaischen Ausschuss flr Systemrisiken zusam-
men und berlcksichtigt die von ihm nach MaRRgabe von Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr.
1092/2010 erlassenen Warnungen und Empfehlungen. ?Die Bundesanstalt meldet dem Euro-
paischen Ausschuss fir Systemrisiken fur jedes Quartal die Quote fiir den antizyklischen Ka-
pitalpuffer nach 8§ 10d, die Berechnungsgrundlagen der Quote nach der Rechtsverordnung
nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 sowie die Anwendungsdauer der Quote und informiert
Uber die Tatsache, dass die Bundesanstalt bei der Festlegung der Quote fur den antizyklischen
Kapitalpuffer Variablen im Sinne der Rechtsverordnung nach 8§ 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5
bertcksichtigt und die Quote ohne deren Beriicksichtigung niedriger ausgefallen wére.

88
Zusammenarbeit mit anderen Stellen

(1) (aufgehoben)

(2) Werden gegen Inhaber oder Geschéftsleiter von Instituten sowie gegen Inhaber bedeuten-
der Beteiligungen von Instituten oder deren gesetzliche oder satzungsmafRlige Vertreter oder
personlich haftende Gesellschafter oder gegen Personen, die die Geschéfte einer Finanzhol-
ding-Gesellschaft oder einer gemischten Finanzholding-Gesellschaft tatséchlich fihren, Steu-
erstrafverfahren eingeleitet oder unterbleibt dies auf Grund einer Selbstanzeige nach § 371
der Abgabenordnung, so steht § 30 der Abgabenordnung Mitteilungen an die Bundesanstalt
Uber das Verfahren und tber den zugrunde liegenden Sachverhalt nicht entgegen; das Gleiche
gilt, wenn sich das Verfahren gegen Personen richtet, die das Vergehen als Bedienstete eines
Instituts oder eines Inhabers einer bedeutenden Beteiligung an einem Institut begangen ha-
ben.

(3) Die Bundesanstalt und, soweit sie im Rahmen dieses Gesetzes tatig wird, die Deutsche
Bundesbank arbeiten bei der Aufsicht tGber Institute, die in einem anderen Staat des Européi-
schen Wirtschaftsraums Bankgeschafte betreiben oder Finanzdienstleistungen erbringen, so-
wie bei der Aufsicht Uber Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen oder gemischte Finanzhol-
ding-Gruppen im Sinne des 8§ 10a Abs. 1 bis 5 mit den zusténdigen Stellen im Europaischen
Wirtschaftsraum sowie der Europaischen Bankenaufsichtsbehdrde und der Europaischen
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Wertpapier- und Marktaufsichtsbehtrde zusammen. ?Bei der Beurteilung nach § 2c Abs. 1a
und 1b arbeitet die Bundesanstalt mit den zustandigen Stellen im Europdaischen Wirtschafts-
raum zusammen, wenn der Anzeigepflichtige

1.

ein CRR-Institut, ein Erst- oder Rickversicherungsunternehmen oder eine Verwal-
tungsgesellschaft im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie
2009/65/EG (OGAW-Verwaltungsgesellschaft) ist, das beziehungsweise die in einem
anderen Mitgliedstaat oder anderen Sektor als dem, in dem der Erwerb beabsichtigt
wird, zugelassen ist;

ein Mutterunternehmen eines CRR-Instituts, eines Erst- oder Riickversicherungsunter-
nehmens oder einer OGAW-Verwaltungsgesellschaft ist, das beziehungsweise die in
einem anderen Mitgliedstaat oder anderen Sektor als dem, in dem der Erwerb beab-
sichtigt wird, zugelassen ist oder

eine natdrliche oder juristische Person ist, die ein CRR-Institut, ein Erst- oder Rickver-
sicherungsunternehmen oder eine OGAW-Verwaltungsgesellschaft kontrolliert, das
beziehungsweise die in einem anderen Mitgliedstaat oder anderen Sektor als dem, in
dem der Erwerb beabsichtigt wird, zugelassen ist.

3Vorbehaltlich der allgemeinen datenschutzrechtlichen Vorschriften, insbesondere des § 25
Absatz 1 des Bundesdatenschutzgesetzes, tauschen die Bundesanstalt und die Deutsche
Bundesbank mit den zustandigen Stellen im Europaischen Wirtschaftsraum alle zweckdienli-
chen und grundlegenden Informationen aus, die fir die Durchfihrung der Aufsicht erforderlich
sind. *Grundlegende Informationen konnen auch ohne entsprechende Anfrage der zustandi-
gen Stelle weitergegeben werden. ®Als grundlegend in diesem Sinne gelten alle Informationen,
die Einfluss auf die Beurteilung der Finanzlage eines Instituts in dem betreffenden Staat des
Europaischen Wirtschaftsraums haben kénnen. ®Hierzu gehoren insbesondere:

1.

die Offenlegung der rechtlichen und organisatorischen Struktur sowie die Grundlagen
einer ordnungsgemalen Geschaftsfuhrung der Gruppe, einschlieflich aller beaufsich-
tigten Unternehmen, nichtbeaufsichtigten Unternehmen, nichtbeaufsichtigten Tochter-
gesellschaften und bedeutender Zweigniederlassungen der Gruppe, sowie Ermittlung
der jeweils fur die Aufsicht zustandigen Stellen,

Verfahren fiir die Sammilung und Uberpriifung von Informationen von gruppenangeho-
rigen Instituten,

nachteilige Entwicklungen bei Instituten oder anderen Unternehmen einer Gruppe, die
die Institute ernsthaft beeintrachtigen kénnten, und

schwerwiegende oder auRergewdéhnliche bankaufsichtliche Malinahmen, die die Bun-
desanstalt nach MaRRgabe dieses Gesetzes oder der zu seiner Durchfiihrung erlasse-
nen Rechtsverordnungen ergriffen hat.
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'Die Bundesanstalt Ubermittelt der zustandigen Stelle im Aufnahmemitgliedstaat

1. alle Informationen fur die Beurteilung der Zuverlassigkeit und fachlichen Eignung der in
8 1 Absatz 2 Satz 1 genannten Personen;

2. alle Informationen fur die Beurteilung der Zuverlassigkeit der Inhaber einer bedeutenden
Beteiligung an Unternehmen derselben Gruppe mit Sitz im Inland, die erforderlich sind fur
die Erteilung einer Erlaubnis und die laufende Aufsicht Uber ein Unternehmen im Sinne
des § 33b Satz 1, das beabsichtigt, im Aufnahmemitgliedstaat Bankgeschéfte entspre-
chend § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1, 2, 4 und 10 oder Finanzdienstleistungen entspre-
chend § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 1 bis 4 zu erbringen;

3. unverzuglich bei der Uberwachung der Liquiditat des Instituts gewonnene Informationen
und Erkenntnisse, die fur die Beaufsichtigung der Zweigstelle aus Griinden des Einleger-
und Anlegerschutzes oder der Finanzstabilitdt des Aufnahmemitgliedstaates notwendig
sind, und

4. Informationen dartber, dass Liquiditdtsschwierigkeiten auftreten oder aller Wahrschein-
lichkeit nach zu erwarten sind, sowie Einzelheiten zur Planung und Umsetzung eines Sa-
nierungsplans und zu allen in diesem Zusammenhang ergriffenen aufsichtlichen Maf3nah-
men.

8Informationen nach Satz 6 Nummer 3 und 4 sind auch der zustandigen Stelle in dem Aufnah-
memitgliedstaat zu Gbermitteln, in dem ein CRR-Kreditinstitut Gber Zweigniederlassungen ver-
fugt, die als bedeutend eingestuft worden sind. °Ubermittelt eine zustandige Stelle in einem
anderen Staat des Europaischen Wirtschaftsraums erforderliche Informationen nicht, kann die
Bundesanstalt nach MalRgabe des Artikels 19 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 die Euro-
paische Bankenaufsichtsbehtérde um Hilfe ersuchen. °Sie kann ferner die Europaische Ban-
kenaufsichtsbehorde oder die Europaische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehérde nach
Mal3gabe des Artikels 19 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 und der Verordnung (EU) Nr.
1095/2010 um Hilfe ersuchen, wenn ein Ersuchen um Zusammenarbeit, insbesondere um In-
formationsaustausch, von einer zusténdigen Stelle zuriickgewiesen oder einem solchen Ersu-
chen nicht innerhalb einer angemessenen Frist nachgekommen wurde.

(3a) 'Die zustandige Stelle im Sinne des Absatzes 3 Satz 1 kann die Bundesanstalt um Zu-
sammenarbeit bei einer Uberwachung, einer Priifung oder Ermittlung ersuchen. 2Die Bundes-
anstalt macht bei Ersuchen im Sinne des Satzes 1 zum Zwecke der Uberwachung der Einhal-
tung dieses Gesetzes und entsprechender Bestimmungen dieser Staaten von allen ihr nach
dem Gesetz zustehenden Befugnissen Gebrauch, soweit dies geeignet und erforderlich ist,
den Ersuchen nachzukommen. *Die Bundesanstalt kann eine Untersuchung, die Ubermittiung
von Informationen oder die Teilnahme von Bediensteten dieser auslandischen Stellen an sol-
chen Prifungen verweigern, wenn

1. hierdurch die Souveranitat, die Sicherheit oder die 6ffentliche Ordnung der Bundesre-
publik Deutschland beeintrachtigt werden kénnte oder
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2. auf Grund desselben Sachverhaltes gegen die betreffenden Personen bereits ein ge-
richtliches Verfahren eingeleitet worden oder eine unanfechtbare Entscheidung ergan-
gen ist.

4“Kommt die Bundesanstalt einem entsprechenden Ersuchen nicht nach oder macht sie von
ihrem Recht nach Satz 1 Gebrauch, teilt sie dies der ersuchenden Stelle unverziglich mit und
legt die Griinde dar; im Falle einer Verweigerung nach Satz 3 Nr. 2 sind genaue Informationen
uber das gerichtliche Verfahren oder die unanfechtbare Entscheidung zu tbermitteln.

(4) YIn den Fallen, in denen die Bundesanstalt fuir die Aufsicht ber EU-Mutterinstitute oder
Institute, die von einer EU-Mutterfinanzholding-Gesellschaft oder einer gemischten EU-Mut-
terfinanzholding-Gesellschaft kontrolliert werden, zustandig ist, Ubermittelt sie den zustandi-
gen Stellen in den anderen Staaten des Europaischen Wirtschaftsraums, die fir die Aufsicht
uber Tochterunternehmen dieser Institute zustandig sind, auf Anfrage alle zweckdienlichen
Informationen. ?Als zweckdienlich in diesem Sinne gelten alle Informationen, die die Beurtei-
lung der finanziellen Soliditat eines Instituts in einem anderen Staat des Europaischen Wirt-
schaftsraums wesentlich beeinflussen kénnen. *Der Umfang der Informationspflicht richtet sich
insbesondere nach der Bedeutung des Tochterunternehmens fur das Finanzsystem des be-
treffenden Staates.

(5) Mitteilungen der zustandigen Stellen eines anderen Staates dirfen nur fiir folgende Zwecke
verwendet werden:

1. zur Prifung der Zulassung zum Geschéaftsbetrieb eines Instituts,

2. zur Uberwachung der Tatigkeit der Institute auf Einzelbasis oder auf zusammengefass-
ter Basis,

3. fur Anordnungen der Bundesanstalt sowie zur Verfolgung und Ahndung von Ordnungs-
widrigkeiten durch die Bundesanstalt,

4, im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens tber Rechtsbehelfe gegen eine Entschei-
dung der Bundesanstalt oder

5. im Rahmen von Verfahren vor Verwaltungsgerichten, Insolvenzgerichten, Staatsan-
waltschaften oder fur Straf- und Bu3geldsachen zustandigen Gerichten.

(6) Vor der Entscheidung lber folgende Sachverhalte hort die Bundesanstalt regelmaRig die
zustandigen Stellen im Européischen Wirtschaftsraum an, sofern die Entscheidung von Be-
deutung fur deren Aufsichtstatigkeit ist:

1. Anderungen in der Struktur der Inhaber, der Organisation oder der Geschéftsleitung
gruppenangehdriger Institute, die der Zustimmung der Bundesanstalt bedirfen,

2. schwerwiegende oder aufRergewdOhnliche bankaufsichtliche MalRnahmen. In diesen
Fallen ist stets zumindest die fir die Aufsicht auf zusammengefasster Basis zusténdige
Stelle anzuhoren, sofern diese Zustéandigkeit nicht bei der Bundesanstalt liegt.
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2Die Bundesanstalt kann bei Gefahr im Verzug von einer vorherigen Anhorung der zustandi-
gen Stellen absehen. 3Das Gleiche gilt, wenn die vorherige Anhorung die Wirksamkeit der
MalRnahme gefahrden konnte; in diesen Féallen informiert die Bundesanstalt die zustandigen
Stellen unverziglich nach Erlass oder Durchfiihrung der Maflinahme.

(7) st die Bundesanstalt fur die Aufsicht Gber eine Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe
oder gemischte Finanzholding-Gruppe auf zusammengefasster Basis zustandig und tritt eine
Krisensituation auf, insbesondere bei widrigen Entwicklungen an den Finanzmarkten, die eine
Gefahr fur die Marktliquiditat und die Stabilitéat des Finanzsystems eines Staates innerhalb des
Europaischen Wirtschaftsraums darstellt, in dem eines der gruppenangehdrigen Unternehmen
seinen Sitz hat oder eine Zweigniederlassung als bedeutend angesehen wurde, hat die Bun-
desanstalt unverziiglich das Bundesministerium der Finanzen, die Europaische Bankenauf-
sichtsbehdrde, den Europdischen Ausschuss fur Systemrisiken, die Deutsche Bundesbank
sowie die Zentralregierungen der anderen Mitgliedstaaten, sofern sie betroffen sind, zu unter-
richten und ihnen alle fir die Durchfihrung ihrer Aufgaben wesentlichen Informationen zu
Ubermitteln. 2Erhalt die Bundesanstalt in sonstigen Fallen Kenntnis von einer Krisensituation
im Sinne des Satzes 1, hat sie unverziglich die fur die Aufsicht auf zusammengefasster Basis
Uber die betroffenen Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen oder gemischte Finanzholding-
Gruppen zustandigen Stellen und die Européaische Bankenaufsichtsbehérde zu unterrichten.
38 9 bleibt unberthrt.

(8) 'Die Bundesanstalt teilt den zustandigen Stellen des Aufnahmemitgliedstaates MaRnah-
men mit, die sie ergreifen wird, um Verstol3e eines Instituts gegen Rechtsvorschriften des Auf-
nahmemitgliedstaates zu beenden, Uber die sie durch die zustandigen Stellen des Aufnah-
memitgliedstaates unterrichtet worden ist und erteilt auf Aufforderung entsprechende Erlaute-
rungen. ?Ist die Bundesanstalt mit MaRnahmen, die eine zustandige Stelle des Aufnahmemit-
gliedstaates ergreift, um Verstole eines Instituts gegen Rechtsvorschriften des Aufnahmemit-
gliedstaates zu beenden, nicht einverstanden, kann sie die Angelegenheit nach Maf3gabe von
Artikel 19 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 an die Europaische Bankenaufsichtsbehotrde
verweisen und diese um Unterstutzung bitten.

(9) *Hat die Bundesanstalt hinreichende Anhaltspunkte fiir einen VerstoR gegen Vorschriften
dieses Gesetzes, gegen die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 oder entsprechende Vorschriften
der Staaten des Europaischen Wirtschaftsraums, teilt sie diese der flr die Zusammenarbeit
bei der Aufsicht Uber Institute zustandigen Stelle mit, auf dessen Gebiet die vorschriftswidrige
Handlung stattgefunden hat. ?Erhalt die Bundesanstalt eine entsprechende Mitteilung von zu-
standigen Stellen anderer Staaten, unterrichtet sie diese Uber die Ergebnisse daraufhin einge-
leiteter Untersuchungen.

(10) *Hat die Bundesanstalt hinreichende Anhaltspunkte fiir einen Versto3 gegen die Artikel 6
bis 27 der Verordnung (EU) 2017/2402, so unterrichtet sie die gemal dieser Verordnung zu-
standigen Stellen. 2Im Falle einer unrichtigen oder irrefiihrenden Meldung im Sinne des Arti-
kels 27 Absatz 1 dieser Verordnung unterrichtet die Bundesanstalt unverziglich die zustandige
Behorde der insoweit gemaf Artikel 27 Absatz 1 dieser Verordnung benannten ersten Anlauf-
stelle. *Wird die Bundesanstalt als zustandige Stelle Giber einen moglichen VerstoR gegen die
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Artikel 6 bis 27 der Verordnung (EU) 2017/2402 informiert, handelt sie unter Beachtung des
Verfahrens nach Artikel 36 Absatz 6 dieser Verordnung.

8§ 8a
Besondere Aufgaben bei der Aufsicht auf zusammengefasster Basis

(1) st die Bundesanstalt fur die Aufsicht auf zusammengefasster Basis Uber eine Instituts-
gruppe, eine Finanzholding-Gruppe oder eine gemischte Finanzholding-Gruppe im Sinne des
§ 10a zusténdig, an deren Spitze ein EU-Mutterinstitut, eine EU-Mutterfinanzholding-Gesell-
schaft oder eine gemischte EU-Mutterfinanzholding-Gesellschaft steht, obliegen ihr neben den
sonstigen, sich aus diesem Gesetz ergebenden Aufgaben folgende Aufgaben:

1. Koordinierung der Sammlung und Verbreitung zweckdienlicher und grundlegender In-
formationen nach 8 8 Absatz 3 im Rahmen der laufenden Aufsicht und in Krisensitua-
tionen; dazu gehoren auch die Sammlung und Weitergabe von Informationen tber die
rechtliche und organisatorische Struktur sowie die Sammlung und Weitergabe der
Grundsatze ordnungsgemafer Geschéftsfiihrung;

2. Planung und Koordinierung der Aufsichtstatigkeiten im Rahmen der laufenden Aufsicht
und in Krisensituationen, insbesondere bei widrigen Entwicklungen bei Instituten oder
an den Finanzmarkten; die Bundesanstalt und, soweit sie im Rahmen dieses Gesetzes
tatig wird, die Deutsche Bundesbank arbeiten hierbei, soweit erforderlich, mit den je-
weils zustandigen Stellen der anderen Staaten des Europaischen Wirtschaftsraums
zusammen; im Rahmen der laufenden Aufsicht umfasst die Zusammenarbeit insbe-
sondere die laufende Uberwachung des Risikomanagements der Institute, grenziiber-
schreitende Prifungen, MaRnahmen bei organisatorischen Méngeln nach § 45b, die
Offenlegung durch die Institute und die in den Artikeln 76 bis 87 und 92 bis 96 der
Richtlinie 2013/36/EU genannten technischen Vorgaben fur die Organisation und Be-
handlung von Risiken; in Krisensituationen, insbesondere bei widrigen Entwicklungen
in Instituten oder an den Finanzmarkten, schliel3t die Zusammenarbeit die Anordnung
von MalRnahmen nach den 88 45 bis 46b, die Ausarbeitung gemeinsamer Bewertun-
gen, die Durchfiihrung von Notfallkonzepten und die Kommunikation mit der Offentlich-
keit ein;

3. die Ubersendung der Verzeichnisse im Sinne des § 7a Absatz 3 an die jeweils zustan-
digen Stellen der anderen Staaten des Europdaischen Wirtschaftsraums.

2Arbeiten die zustandigen Stellen der anderen Staaten des Europaischen Wirtschaftsraums
mit der Bundesanstalt nicht in dem Umfang zusammen, der zur Erfullung der Aufgaben nach
Satz 1 erforderlich ist, kann die Bundesanstalt nach Mal3gabe des Artikels 19 der Verordnung
(EU) Nr. 1093/2010 die Europaische Bankenaufsichtsbehdrde um Hilfe ersuchen.

(2) 'Die Bundesanstalt und die zustandigen Stellen im Europaischen Wirtschaftsraum kénnen
in Kooperationsvereinbarungen die naheren Bestimmungen fur die Beaufsichtigung von Insti-
tutsgruppen, Finanzholding-Gruppen oder gemischte Finanzholding-Gruppen im Sinne von
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§ 10a regeln. 2In diesen Vereinbarungen kénnen der jeweils fir die Aufsicht auf zusammen-
gefasster Basis zustandigen Stelle weitere Aufgaben Ubertragen und Verfahren fur die Be-
schlussfassung und die Zusammenarbeit mit anderen zustandigen Behorden festgelegt wer-
den.

(3) Ust die Bundesanstalt fir die Beaufsichtigung einer Institutsgruppe, einer Finanzholding-
Gruppe oder einer gemischten Finanzholding-Gruppe auf zusammengefasster Basis zustan-
dig, an deren Spitze ein EU-Mutterinstitut, eine EU-Mutterfinanzholding-Gesellschaft oder eine
gemischte EU-Mutterfinanzholding-Gesellschaft steht, so soll sie mit den fur die Beaufsichti-
gung der gruppenangehorigen Unternehmen zustdndigen Stellen im Europaischen Wirt-
schaftsraum eine gemeinsame Entscheidung treffen, 1. ob die Eigenmittelausstattung der
Gruppe auf zusammengefasster Basis ihrer Finanzlage und ihnrem Risikoprofil angemessen ist
und 2. welche zuséatzlichen Eigenmittelanforderungen fiir jedes gruppenangehdrige Unterneh-
men und auf zusammengefasster Basis erforderlich sind. ?Die Entscheidung ist schriftlich um-
fassend zu begrinden und hat angemessen die von den jeweils zustandigen Stellen durchge-
fuhrte Risikobewertung der Tochterunternehmen zu berticksichtigen. *Die Bundesanstalt stellt
die Entscheidung dem tibergeordneten Unternehmen der Gruppe zu. *Stimmen nicht alle fur
die Beaufsichtigung der gruppenangehdrigen Unternehmen zustandigen Stellen im Europai-
schen Wirtschaftsraum der Entscheidung der Bundesanstalt zu, beteiligt die Bundesanstalt
von sich aus oder auf Antrag einer der anderen zustandigen Stellen die Europaische Banken-
aufsichtsbehorde. *Deren Stellungnahme ist im weiteren Verfahren zu beriicksichtigen; erheb-
liche Abweichungen hiervon sind in der Entscheidung zu begriinden.

(4) *Kommt innerhalb von vier Monaten nach Ubermittlung einer Risikobewertung der Gruppe
an die zustandigen Stellen keine gemeinsame Entscheidung zustande, entscheidet die Bun-
desanstalt allein, ob die Eigenmittelausstattung der Institutsgruppe, Finanzholding- Gruppe
oder gemischten Finanzholding-Gruppe auf zusammengefasster Basis sowie die Eigenmittel-
ausstattung der gruppenangehérigen Unternehmen, die sie auf Einzelbasis oder unterkonso-
lidierter Basis beaufsichtigt, der Finanzlage und dem Risikoprofil angemessen sind oder ob
zusatzliche Eigenmittelanforderungen erforderlich sind und gibt die Entscheidung dem uber-
geordneten Unternehmen der Gruppe bekannt. ?2Dabei berlicksichtigt die Bundesanstalt in an-
gemessener Weise die von den jeweils zustandigen Stellen durchgefiihrten Risikobewertun-
gen der Tochterunternehmen. ®Hat die Bundesanstalt oder eine zustandige Stelle in einem
anderen Staat des Europaischen Wirtschaftsraums bis zum Ablauf der Viermonatsfrist nach
Satz 1 nach MalRgabe des Artikels 19 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 die Européische
Bankenaufsichtsbehdrde um Hilfe ersucht, stellt die Bundesanstalt ihre Entscheidung nach
Satz 1 bis zu einem Beschluss der Européaischen Bankenaufsichtsbehérde geman Artikel 19
Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 zuriick und entscheidet dann in Ubereinstim-
mung mit einem solchen Beschluss. “Nach Ablauf der Viermonatsfrist oder nachdem eine ge-
meinsame Entscheidung getroffen wurde, kann die Europaische Bankenaufsichtsbehdrde
nicht mehr um Hilfe ersucht werden. *Hinsichtlich der Angemessenheit der Eigenmittelausstat-
tung und der Notwendigkeit von zusatzlichen Eigenmittelanforderungen der gruppenangeho-
rigen Unternehmen, die nicht von der Bundesanstalt auf Einzelbasis oder unterkonsolidierte
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Basis beaufsichtigt werden, Ubermittelt die Bundesanstalt ihre Auffassung an die jeweils zu-
standige Stelle. °Erhalt die Bundesanstalt von einer anderen zustandigen Stelle eine begriin-
dete Entscheidung, die der Risikobewertung und den Auffassungen Rechnung tragt, die die
anderen zustandigen Stellen innerhalb des Zeitraums von vier Monaten durchgefiihrt und ge-
auRRert haben, Ubermittelt sie dieses Dokument allen betroffenen zustandigen Stellen sowie
dem ubergeordneten Unternehmen der Gruppe.

(5) *Entscheidungen nach den Absatzen 3 und 4 sind in der Regel jahrlich und ausnahmsweise
dann unterjahrig zu aktualisieren, wenn eine fir die Beaufsichtigung eines gruppenangehori-
gen Unternehmens zustandige Stelle dies bei der Bundesanstalt schriftich und umfassend
begriindet beantragt. %In diesem Fall kann die Aktualisierung allein zwischen der Bundesan-
stalt und der zusténdigen Stelle, die den Antrag gestellt hat, abgestimmt werden.

(6) st die Bundesanstalt im Sinne des Absatzes 3 Satz 1 fiir die Beaufsichtigung einer Insti-
tutsgruppe, einer Finanzholding-Gruppe oder einer gemischten Finanzholding-Gruppe zustan-
dig, so hat sie eine gemeinsame Entscheidung im Sinne des Absatzes 3 Uber die von ihr be-
absichtigten Mainahmen im Rahmen der Liquiditatsaufsicht und Uber institutsspezifische Li-
quiditatsanforderungen herbeizufiihren; Absatz 3 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 2Kommt in-
nerhalb eines Monats nach Ubermittlung einer Bewertung des Liquiditatsrisikoprofils der
Gruppe an die zusténdigen Stellen keine gemeinsame Entscheidung zustande, entscheidet
die Bundesanstalt allein tiber die MaRnahmen und gibt die Entscheidung dem tbergeordneten
Unternehmen der Gruppe bekannt. *Hat die Bundesanstalt oder eine zustandige Stelle in ei-
nem anderen Staat des Europaischen Wirtschaftsraums bis zum Ablauf der Einmonatsfrist
nach Satz 1 die Europaische Bankenaufsichtsbehtrde nach MalRgabe des Artikels 19 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1093/2010 um Hilfe ersucht, stellt die Bundesanstalt ihre Entscheidung nach
Satz 1 bis zu einem Beschluss der Europaischen Bankenaufsichtsbehdrde gemafd Artikel 19
Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 zuriick und entscheidet dann in Ubereinstim-
mung mit einem solchen Beschluss. “Nach Ablauf der Einmonatsfrist oder nachdem eine ge-
meinsame Entscheidung getroffen wurde, kann die Europaische Bankenaufsichtsbehdrde
nicht mehr um Hilfe ersucht werden. SAbsatz 5 gilt entsprechend.

§8b
(aufgehoben)

8§ 8c
Ubertragung der Zustandigkeit fiir die Aufsicht tiber Institutsgruppen, Finanzholding-
Gruppen, gemischte Finanzholding-Gruppen und gruppenangehdrige Institute

(1) 'Die Bundesanstalt kann von der Beaufsichtigung einer Institutsgruppe, Finanzholding-
Gruppe oder gemischten Finanzholding-Gruppe im Sinne des § 10a absehen und die Aufsicht
auf zusammengefasster Basis widerruflich auf eine andere zustandige Stelle innerhalb des
Europaischen Wirtschaftsraums tbertragen, wenn die Beaufsichtigung durch die Bundesan-
stalt im Hinblick auf die betreffenden Institute und die Bedeutung ihrer Geschaftstatigkeit in
dem anderen Staat unangemessen wére und wenn bei
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1. Institutsgruppen das tibergeordnete Unternehmen der Gruppe Tochterunternehmen ei-
nes CRR-Instituts mit Sitz in dem anderen Staat des Europaischen Wirtschaftsraums
und dort in die Beaufsichtigung auf zusammengefasster Basis gemalf der Verordnung
(EU) Nr. 575/2013 einbezogen ist oder

2. Finanzholding-Gruppen oder gemischte Finanzholding-Gruppen diese von den zustan-
digen Stellen des anderen Staates des Europaischen Wirtschaftsraums auf zusam-
mengefasster Basis gemaf der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 beaufsichtigt werden.

2Die Bundesanstalt stellt in diesen Fallen das tbergeordnete Unternehmen widerruflich von
den Vorschriften dieses Gesetzes uber die Beaufsichtigung auf zusammengefasster Basis frei.
3Vor der Freistellung und der Ubertragung der Zustandigkeit ist das tibergeordnete Unterneh-
men anzuhoren. “Die Europaische Kommission und die Européaische Bankenaufsichtsbehorde
sind Uber das Bestehen und den Inhalt dieser Vereinbarungen zu unterrichten.

(2) *Ubernimmt die Bundesanstalt auf Grund einer Ubereinkunft mit einer zustandigen Stelle
innerhalb des Europdaischen Wirtschaftsraums die Aufsicht auf zusammengefasster Basis Uber
eine Institutsgruppe, eine Finanzholding-Gruppe oder eine gemischte Finanzholding-Gruppe,
kann sie ein Institut der Gruppe mit Sitz im Inland als Ubergeordnetes Unternehmen bestim-
men. 2§ 10a gilt entsprechend.

(3) 'Die Bundesanstalt kann nach MaRgabe des Artikels 28 der Verordnung (EU)
Nr. 1093/2010 die Zustandigkeit fur die Beaufsichtigung eines Instituts, fir dessen Zulassung
sie zustandig ist, widerruflich auf eine andere zustandige Stelle innerhalb des Européischen
Wirtschaftsraums Ubertragen, wenn das Institut Tochterunternehmen eines Instituts ist, fir
dessen Zulassung und Beaufsichtigung diese zustandige Stelle nach Mal3gabe der Verord-
nung (EU) Nr. 575/2013 zustandig ist. 2Vor der Ubertragung der Zustandigkeit ist dieses Institut
anzuhéren. Die Europaische Bankenaufsichtsbehdrde ist Uiber das Bestehen und den Inhalt
dieser Vereinbarungen zu unterrichten.

§ 8d
(aufgehoben)

§ 8e
Aufsichtskollegien

(1) st die Bundesanstalt fur die Aufsicht auf zusammengefasster Basis Uber eine Instituts-
gruppe, Finanzholding-Gruppe oder gemischte Finanzholding-Gruppe zustandig, richtet sie
Aufsichtskollegien ein. 2Ziel der Einrichtung von Aufsichtskollegien ist es, die Aufgabenwahr-
nehmung nach § 8 Absatz 7, § 8a und den Bestimmungen der Rechtsverordnung nach § 10
Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 zu erleichtern und eine angemessene Zusammenarbeit mit den
zustandigen Stellen im Europaischen Wirtschaftsraum, zu denen auch die Europdische Ban-
kenaufsichtsbehorde gehort, sowie mit den zustandigen Stellen in Drittstaaten zu gewéhrleis-
ten. *Die Aufsichtskollegien dienen

57



8 8e

1. dem Austausch von Informationen,

2. gegebenenfalls der Einigung tiber die freiwillige Ubertragung von Aufgaben und Zu-
standigkeiten,

3. der Festlegung aufsichtsrechtlicher Prifungsprogramme auf der Grundlage der Risiko-
bewertung einer Institutsgruppe, einer Finanzholding-Gruppe oder einer gemischten
Finanzholding-Gruppe,

4. der Beseitigung unndtiger aufsichtsrechtlicher Doppelanforderungen,

5. der gleichmafigen Anwendung der bestehenden aufsichtsrechtlichen Anforderungen
auf alle Unternehmen der Gruppe unter Beriicksichtigung bestehender Ermessens-
spielrdume und Wahlrechte sowie

6. der Planung und Koordinierung der Aufsichtstatigkeiten in Vorbereitung auf und in Kri-
sensituationen unter Beriicksichtigung der Arbeit anderer Foren, die in diesem Bereich
eingerichtet werden.

(2) 'Die Bundesanstalt legt die Einrichtung und Funktionsweise des jeweiligen Aufsichtskolle-
giums im Benehmen mit den zustandigen Stellen schriftlich fest; 8 8a Absatz 2 gilt entspre-
chend. 2Die Bundesanstalt leitet die Sitzungen des Aufsichtskollegiums und entscheidet, wel-
che zustandigen Stellen neben der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank an einer
Sitzung oder Tatigkeiten des Aufsichtskollegiums teilnehmen. 3Neben den fir die Beaufsichti-
gung von Tochterunternehmen der Gruppe zustandigen Stellen und den zusténdigen Stellen
des Aufnahmemitgliedstaates einer bedeutenden Zweigniederlassung kann die Bundesanstalt
auch Uber die Teilnahme von zustéandigen Stellen aus Drittstaaten an dem Aufsichtskollegium
entscheiden, sofern diese tUber Geheimhaltungsvorschriften verfigen, die nach Auffassung
aller am Kollegium beteiligten Stellen den Vorschriften des Titels VII Kapitel | Abschnitt 1l der
Richtlinie 2013/36/EU gleichwertig sind.

(3) Die Bundesanstalt informiert alle Mitglieder des Aufsichtskollegiums vorab laufend und um-
fassend Uber die Organisation der Sitzungen, die wesentlichen zu erérternden Fragen und die
in Betracht kommenden Tatigkeiten sowie rechtzeitig tiber das in den Sitzungen beschlossene
Vorgehen und die durchgefiihrten MaRnahmen.

(4) Die Bundesanstalt berticksichtigt bei ihren nach Absatz 2 zu treffenden Entscheidungen
die Bedeutung der zu planenden oder zu koordinierenden Aufsichtstatigkeiten fir die zustan-
digen Stellen, insbesondere die moglichen Auswirkungen auf die Stabilitat des Finanzsystems
in den betroffenen Staaten.

(5) 'Die Bundesanstalt unterrichtet die Europaische Bankenaufsichtsbehorde tiber die Tatig-
keit des Aufsichtskollegiums, insbesondere in Krisensituationen, und tbermittelt ihr alle Infor-
mationen, die fur die Zwecke der Vereinheitlichung der Aufsicht auf européischer Ebene von
besonderem Belang sind. ?Die Bediensteten der Europaischen Bankenaufsichtsbehorde kon-
nen sich nach Maf3gabe des Artikels 21 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 an den Aktivitaten
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der Aufsichtskollegien beteiligen, einschlie3lich der Teilnahme an Prifungen gemal § 44 Ab-
satz 1 und 2, wenn diese von der Bundesanstalt gemeinsam mit mindestens einer anderen
zustandigen Stelle im Européischen Wirtschaftsraum vorgenommen werden.

(6) 1In den Fallen, in denen die Bundesanstalt nicht fuir die Aufsicht tGber eine Institutsgruppe,
Finanzholding-Gruppe oder gemischte Finanzholding-Gruppe auf zusammengefasster Basis
zustandig ist, aber CRR-Kreditinstitute mit bedeutenden Zweigniederlassungen in anderen
Staaten des Europaischen Wirtschaftsraums beaufsichtigt, richtet sie ein Aufsichtskollegium
ein, um die Zusammenarbeit mit den zustandigen Stellen des Aufnahmemitgliedstaates nach
§ 8 Absatz 3 sowie in Krisensituationen zu erleichtern. 2Absatz 2 Satz 1 und 2 sowie die Ab-
séatze 3 und 4 gelten entsprechend.

(7) Bei der Wahrnehmung der Aufgaben nach den Abséatzen 1 bis 6 arbeiten die Bundesanstalt
und die Deutsche Bundesbank zusammen.

§ 8f
Zusammenarbeit bei der Aufsicht Uber bedeutende Zweigniederlassungen

(1) 'Die Bundesanstalt stuft die Zweigniederlassung eines CRR-Instituts in einem Aufnah-
memitgliedstaat oder einem Staat des Europaischen Wirtschaftsraums auf Verlangen der zu-
standigen Stelle insbesondere dann als bedeutend ein, wenn die Zweigniederlassung die An-
forderungen des 8 53b Absatz 8 Satz 4 erfiillt; in diesem Fall Gbermittelt die Bundesanstalt der
zustandigen Stelle

1. die Informationen nach 8§ 8 Absatz 3 Satz 6 Nummer 3 und 4 und § 11 Absatz 3,
2. die Ergebnisse der Risikobewertungen des CRR-Instituts und

3. die Entscheidungen Uber das erstmalige oder das weitere Verwenden interner Ansatze
und tGber Malinahmen nach § 6 Absatz 3, sofern sie Auswirkungen auf die bedeutende
Zweigniederlassung haben.

’Die Bundesanstalt plant und koordiniert die Aufsichtstatigkeiten im Sinne des § 8a Absatz 1
Nummer 2 in Zusammenarbeit mit den zustandigen Stellen im Sinne von Satz 1.

(2) 'Die Bundesanstalt hort die zustandigen Stellen im Sinne von Absatz 1 Satz 1 tber Ent-
scheidungen im Hinblick auf den institutseigenen Plan zur Wiederherstellung der Liquiditat an,
wenn dies fUr Liquiditatsrisiken in Zusammenhang mit der Wahrung des Aufnahmemitglied-
staates oder des Staates des Europaischen Wirtschaftsraums relevant ist. 2Unterlasst sie dies
oder halt die Bundesanstalt an ihrer Auffassung fest, kann die zustandige Stelle die Européi-
sche Bankenaufsichtsbehérde nach MalRgabe des Artikels 19 der Verordnung (EU) Nr.
1093/2010 um Hilfe ersuchen.

(3) Erhalt die Bundesanstalt Informationen und Erkenntnisse von der zustandigen Stelle im
Sinne des Absatzes 1 Satz 1, hat die Bundesanstalt diese bei ihrer Prifungsplanung zu be-
riicksichtigen; sie hat hierbei der Stabilitdt des Finanzsystems des Aufnahmemitgliedstaates
oder des Staates des Européischen Wirtschaftsraums Rechnung zu tragen.
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8§89
Verschwiegenheitspflicht

(1) 'Die bei der Bundesanstalt beschéftigten und die nach 8§ 4 Abs. 3 des Finanzdienstleis-
tungsaufsichtsgesetzes beauftragten Personen, die nach § 45c bestellten Sonderbeauftrag-
ten, die nach 8 37 Absatz 1 Satz 2 und § 38 Absatz 2 Satz 2 und 3 bestellten Abwickler sowie
die im Dienst der Deutschen Bundesbank stehenden Personen, soweit sie zur Durchfiihrung
dieses Gesetzes tatig werden, dirfen die ihnen bei ihrer Téatigkeit bekanntgewordenen Tatsa-
chen, deren Geheimhaltung im Interesse des Instituts oder eines Dritten liegt, insbesondere
Geschéfts- und Betriebsgeheimnisse, nicht unbefugt offenbaren oder verwerten, auch wenn
sie nicht mehr im Dienst sind oder ihre Tatigkeit beendet ist. ?Die von den beaufsichtigten
Instituten und Unternehmen zu beachtenden allgemeinen datenschutzrechtlichen Vorschriften
bleiben unberihrt. *Dies gilt auch fur andere Personen, die durch dienstliche Berichterstattung
Kenntnis von den in Satz 1 bezeichneten Tatsachen erhalten. *Ein unbefugtes Offenbaren
oder Verwerten im Sinne des Satzes 1 liegt insbesondere nicht vor, wenn Tatsachen weiter-
gegeben werden an

1. Strafverfolgungsbehdrden oder fir Straf- und Bul3geldsachen zusténdige Gerichte,

2. kraft Gesetzes oder im 6ffentlichen Auftrag mit der Uberwachung von Instituten, Kapi-
talverwaltungsgesellschaften, extern verwalteten Investmentgesellschaften, EU-Ver-
waltungsgesellschaften oder auslandischen AlF-Verwaltungsgesellschaften, Finanz-
unternehmen, Versicherungsunternehmen, der Finanzmarkte oder des Zahlungsver-
kehrs oder mit der Geldwaschepravention betraute Stellen sowie von diesen beauf-
tragte Personen,

3. mit der Liguidation, oder dem Insolvenzverfahren tUber das Vermdgen eines Instituts
befal3te Stellen,

4. mit der gesetzlichen Prufung der Rechnungslegung von Instituten oder Finanzunter-
nehmen betraute Personen sowie Stellen, welche die vorgenannten Personen beauf-
sichtigen,

eine Einlagensicherungseinrichtung oder Anlegerentschadigungseinrichtung,
Wertpapier- oder Terminbdrsen,
Zentralnotenbanken,

Betreiber von Systemen nach 8 1 Abs. 16,

© ®© N o O

die zustandigen Stellen in anderen Staaten des Europaischen Wirtschaftsraums sowie
in Drittstaaten, mit denen die Bundesanstalt im Rahmen von Aufsichtskollegien nach
§ 8e zusammenarbeitet,

10. die Europaische Zentralbank, das Europdische System der Zentralbanken, die Euro-
paische Bankenaufsichtsbehorde, die Europaische Aufsichtsbehdrde fr das Versiche-
rungswesen und die betriebliche Altersversorgung, die Europaische Wertpapier- und
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Marktaufsichtsbehérde, den Gemeinsamen Ausschuss der Europaischen Aufsichtsbe-
horden, den Europaischen Ausschuss fur Systemrisiken oder die Europaische Kom-
mission,

11. Behorden, die fur die Aufsicht Giber Zahlungs- und Abwicklungssysteme zustandig sind,

12. Parlamentarische Untersuchungsausschisse nach § 1 des Untersuchungsausschuss-
gesetzes auf Grund einer Entscheidung Uber ein Ersuchen nach § 18 Absatz 2 des
Untersuchungsausschussgesetzes,

13. das Bundesverfassungsgericht,

14. den Bundesrechnungshof, sofern sich sein Untersuchungsauftrag auf die Entscheidun-
gen und sonstigen Tatigkeiten der Bundesanstalt nach diesem Gesetz oder der Ver-
ordnung (EU) Nr. 575/2013 bezieht,

15. Verwaltungsgerichte in verwaltungsrechtlichen Streitigkeiten, in denen die Bundesan-
stalt Beklagte ist, mit Ausnahme von Klagen nach dem Informationsfreiheitsgesetz,

16. die Bank fur Internationalen Zahlungsausgleich einschlieR3lich der bei ihr ansassigen
multilateralen Gremien, insbesondere das Financial Stability Board (FSB),

17. den Internationalen Wéahrungsfonds, soweit dies zur Erflillung seines satzungsmafigen
Auftrags oder besonderer von den Mitgliedern Ubertragener Aufgaben erforderlich ist,

18. den Ausschuss fur Finanzstabilitat oder den Européischen Ausschuss fir Systemrisi-
ken,

19. die Bundesanstalt fur Finanzmarktstabilisierung, das Gremium zum Finanzmarktstabi-
lisierungsfonds im Sinne des 8§ 10a Absatz 1 des Finanzmarktstabilisierungsfondsge-
setzes oder den Lenkungsausschuss im Sinne des § 4 Absatz 1 Satz 2 des Finanz-
marktstabilisierungsfondsgesetzes, oder

20. Behorden im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 Nummer 17 und 18 der Verordnung (EU) Nr.
909/2014,

soweit diese Stellen die Informationen zur Erfullung ihrer Aufgaben bendétigen. °Fiir die bei den
in Satz 4 Nummer 1 bis 11 und 13 bis 19 genannten Stellen beschéftigten Personen und die
von diesen Stellen beauftragten Personen sowie fir die Mitglieder der in Satz 4 Nummer 12
und 19 genannten Ausschisse gilt die Verschwiegenheitspflicht nach Satz 1 entsprechend.
®Befindet sich eine in Satz 4 Nummer 1 bis 11 und 16 bis 18 genannte Stelle in einem anderen
Staat, so durfen die Tatsachen nur weitergegeben werden, wenn die bei dieser Stelle beschéf-
tigten und die von dieser Stelle beauftragten Personen einer dem Satz 1 weitgehend entspre-
chenden Verschwiegenheitspflicht unterliegen. "Die auslandische Stelle ist darauf hinzuwei-
sen, dal sie Informationen nur zu dem Zweck verarbeiten darf, zu deren Erfullung sie ihr tber-
mittelt werden. 8Informationen, die aus einem anderen Staat stammen, dirfen nur mit aus-
dricklicher Zustimmung der zustandigen Stellen, die diese Informationen mitgeteilt haben, und
nur fur solche Zwecke weitergegeben werden, denen diese Stellen zugestimmt haben.
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(2) Ein unbefugtes Offenbaren oder Verwerten von Tatsachen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1
liegt nicht vor, wenn die Ergebnisse von im Einklang mit Artikel 100 der Richtlinie 2013/36/EU
oder Artikel 32 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 in der jeweils geltenden Fassung durch-
geflihrten Stresstests veroffentlicht oder der Europaischen Bankenaufsichtsbehorde zur Ver-
offentlichung EU-weiter Stresstestergebnisse Ubermittelt werden.

(3) Betrifft die Weitergabe von Tatsachen nach Absatz 1 personenbezogene Daten, sind die
allgemeinen datenschutzrechtlichen Vorschriften anzuwenden.

(4) Tritt eine Krisensituation ein, so kann die Bundesanstalt zu Aufsichtszwecken Tatsachen
auch an die zustandigen Stellen in anderen Staaten weitergeben.

(5) 'Die 88 93, 97 und 105 Absatz 1, § 111 Absatz 5 in Verbindung mit § 105 Absatz 1 sowie
§ 116 Absatz 1 der Abgabenordnung gelten fir die in Absatz 1 bezeichneten Personen nur,
soweit die Finanzbehérden die Kenntnisse fir die Durchfihrung eines Verfahrens wegen einer
Steuerstraftat sowie eines damit zusammenhangenden Besteuerungsverfahrens bendgtigen.
2Die in Satz 1 genannten Vorschriften sind jedoch nicht anzuwenden, soweit Tatsachen be-
troffen sind,

1. die den in Absatz 1 Satz 1 oder Satz 3 bezeichneten Personen durch die zustandige
Aufsichtsstelle eines anderen Staates oder durch von dieser Stelle beauftragte Perso-
nen mitgeteilt worden sind oder

2. von denen bei der Bundesanstalt beschéftigte Personen dadurch Kenntnis erlangen,
dass sie an der Aufsicht Uber direkt von der Europaischen Zentralbank beaufsichtigte
Institute mitwirken, insbesondere in gemeinsamen Aufsichtsteams nach Artikel 2 Num-
mer 6 der Verordnung (EU) Nr. 468/2014 der Européischen Zentralbank, und die nach
den Regeln der Europdischen Zentralbank geheim sind.
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Zweiter Abschnitt

Vorschriften fur Institute, Institutsgruppen, Finanzholding-
Gruppen, gemischte Finanzholding-Gruppen und ge-
mischte Holdinggesellschaften

1. EIGENMITTEL UND LIQUIDITAT

§10
Erganzende Anforderungen an die Eigenmittelausstattung von Instituten, Instituts-
gruppen, Finanzholding-Gruppen und gemischten Finanzholding-Gruppen;
Verordnungserméchtigung

(1) YIm Interesse der Erfullung der Verpflichtungen der Institute, Institutsgruppen, Finanzhol-
ding-Gruppen und gemischten Finanzholding-Gruppen gegentber ihren Glaubigern, insbe-
sondere im Interesse der Sicherheit der ihnen anvertrauten Vermégenswerte, wird das Bun-
desministerium der Finanzen ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung
des Bundesrates bedarf, im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank in Ergdnzung der Ver-
ordnung (EU) Nr. 575/2013 né&here Bestimmungen Uber die angemessene Eigenmittelausstat-
tung (Solvabilitat) der Institute, Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen und gemischten Fi-
nanzholding-Gruppen zu erlassen, insbesondere

1. erganzende Bestimmungen zu den Anforderungen fir eine Zulassung interner An-
satze,

2. Bestimmungen zur laufenden Uberwachung interner Ansétze durch die Aufsichtsbe-
horde, insbesondere zu MaRnahmen bei Nichteinhaltung von Anforderungen an interne
Ansatze und zur Aufhebung der Zulassung interner Ansétze,

3. nahere Verfahrensbestimmungen zur Zulassung, zur laufenden Uberwachung und zur
Aufhebung der Zulassung interner Anséatze,

4. néhere Bestimmungen zur Uberpriifung der Anforderungen an interne Ansétze durch
die Aufsichtsbehorde, insbesondere zu Eignungs- und Nachschauprifungen,

5. nahere Bestimmungen zur

a) Anordnung und Ermittlung der Quote fur den antizyklischen Kapitalpuffer nach
8 10d, insbesondere zur Bestimmung eines Puffer-Richtwerts, zum Verfahren der
Anerkennung antizyklischer Kapitalpuffer von Staaten des Europdaischen Wirt-
schaftsraums und Drittstaaten, zu den Veroffentlichungspflichten der Bundesan-
stalt und zur Berechnung der institutsspezifischen Kapitalpufferquote,

b) Anordnung und Ermittlung der Quote fiir den Kapitalpuffer fiir systemische Risiken
nach 8 10e, insbesondere zur Berlcksichtigung systemischer oder makropruden-
zieller Risiken, zur Bestimmung der zu berlcksichtigenden Risikopositionen und
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deren Belegenheit und zum Verfahren der Anerkennung der Kapitalpuffer fr sys-
temische Risiken von Staaten des Europaischen Wirtschaftsraums und Drittstaa-
ten,

c) Anordnung und Ermittlung der Quote fur den Kapitalpuffer fir global systemrele-
vante Institute nach 8§ 10f, insbesondere zur Bestimmung der global systemrele-
vanten Institute und deren Zuordnung zu GroR3enklassen, zur Herauf- und Herab-
stufung zwischen den GréRRenklassen sowie zur Veréffentlichung der der quantita-
tiven Analyse zugrunde liegenden Indikatoren,

d) Anordnung und Ermittlung der Quote fiir den Kapitalpuffer fur anderweitig system-
relevante Institute nach § 10g, insbesondere zur Bestimmung der anderweitig sys-
temrelevanten Institute und zur Festlegung der Quote auf Einzelinstitutsebene,
konsolidierter oder unterkonsolidierter Ebene,

e) Hohe und zu den ndheren Einzelheiten der Berechnung des maximal ausschut-
tungsfahigen Betrags fur die kombinierte Kapitalpufferanforderung nach § 10i,

6. nahere Bestimmungen zur Festsetzung der Prozentsétze und Faktoren nach Arti-
kel 465 Absatz 2, Artikel 467 Absatz 3, Artikel 468 Absatz 3, Artikel 478 Absatz 3, Arti-
kel 479 Absatz 4, Artikel 480 Absatz 3, Artikel 481 Absatz 5 und Artikel 486 Absatz 6
der Verordnung (EU) Nr. 575/2013,

7. nahere Bestimmungen zu den in der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 vorgesehenen An-
trags- und Anzeigeverfahren und

8. Vorgaben fir die Bemessung des Beleihungswerts von Immobilien nach Artikel 4 Ab-
satz 1 Nummer 74 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung,

9. nahere Bestimmungen zum aufsichtlichen Benchmarking bei der Anwendung interner
Ansatze zur Ermittlung der Eigenmittelanforderungen, insbesondere néhere Bestim-
mungen zum Verfahren und zu Art, Umfang und Haufigkeit der von den Instituten vor-
zulegenden Informationen sowie néhere Bestimmungen Uber die von der Aufsichtsbe-
horde vorzugebenden Anforderungen an die Zusammensetzung besonderer Bench-
marking-Portfolien und

10. die Pflicht der CRR-Institute zur Offenlegung der in § 26a Absatz 1 Satz 2 genannten
Angaben auf konsolidierter Ebene sowie der Kapitalrendite nach § 26a Absatz 1
Satz 4, einschlieB3lich des Gegenstands der Offenlegungsanforderung, sowie des Me-
diums, des Ubermittlungsweges, der Haufigkeit der Offenlegung und den Umfang der
nach 8§ 26a Absatz 1 Satz 5 vertraulich an die Europaische Kommission zu tUbermit-
telnden Daten.

2Das Bundesministerium der Finanzen kann die Erméachtigung durch Rechtsverordnung auf
die Bundesanstalt mit der Mal3gabe Ubertragen, dass die Rechtsverordnung im Einvernehmen
mit der Deutschen Bundesbank ergeht. *Vor Erlass der Rechtsverordnung sind die Spitzen-
verbande der Institute zu horen.
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(2) YInstitute dirfen personenbezogene Daten ihrer Kunden, von Personen, mit denen sie Ver-
tragsverhandlungen Uber Adressenausfallrisiken begriindende Geschéfte aufnehmen, sowie
von Personen, die fur die Erfullung eines Adressenausfallrisikos einstehen sollen, fiur die Zwe-
cke der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und der nach Absatz 1 Satz 1 zu erlassenden Rechts-
verordnung verarbeiten, soweit

1. diese Daten unter Zugrundelegung eines wissenschaftlich anerkannten mathematisch-
statistischen Verfahrens nachweisbar fur die Bestimmung und Berlcksichtigung von
Adressenausfallrisiken erheblich sind,

2. diese Daten zum Aufbau und Betrieb einschlie3lich der Entwicklung und Weiterent-
wicklung von internen Ratingsystemen fur die Schatzung von Risikoparametern des
Adressenausfallrisikos des Kreditinstituts oder der Wertpapierfirma erforderlich sind
und

3. es sich nicht um Angaben zur Staatsangehorigkeit oder um besondere Kategorien per-
sonenbezogener Daten nach Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 han-
delt.

2Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse stehen personenbezogenen Daten gleich. *Zur Entwick-
lung und Weiterentwicklung der Ratingsysteme dirfen abweichend von Satz 1 Nummer 1 auch
Daten verarbeitet werden, die bei nachvollziehbarer wirtschaftlicher Betrachtungsweise fir die
Bestimmung und Berlicksichtigung von Adressenausfallrisiken erheblich sein kdnnen. Fir die
Bestimmung und Bertcksichtigung von Adressenausfallrisiken kénnen insbesondere Daten
erheblich sein, die den folgenden Kategorien angehdren oder aus Daten der folgenden Kate-
gorien gewonnen worden sind:

1. Einkommens-, Vermdgens- und Beschaftigungsverhéltnisse sowie die sonstigen wirt-
schaftlichen Verhaltnisse, insbesondere Art, Umfang und Wirtschaftlichkeit der Ge-
schaftstatigkeit der betroffenen Person,

2. Zahlungsverhalten und Vertragstreue der betroffenen Person,

3. vollstreckbare Forderungen sowie Zwangsvollstreckungsverfahren und -maf3hahmen
gegen die betroffene Person,

4. Insolvenzverfahren tber das Vermdgen der betroffenen Person, sofern diese erdffnet
worden sind oder die Eroffnung beantragt worden ist.

SDiese Daten diirfen erhoben werden

1 bei der betroffenen Person,

2 bei Instituten, die derselben Institutsgruppe angehéren,
3. bei Ratingagenturen und Auskunfteien und
4

aus allgemein zuganglichen Quellen.
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®Institute durfen anderen Instituten derselben Institutsgruppe und in pseudonymisierter Form
auch von den mit dem Aufbau und Betrieb einschlief3lich der Entwicklung und Weiterentwick-
lung von Ratingsystemen beauftragten Dienstleistern nach Satz 1 erhobene personenbezo-
gene Daten Ubermitteln, soweit dies zum Aufbau und Betrieb einschliel3lich der Entwicklung
und Weiterentwicklung von internen Ratingsystemen fiir die Schatzung von Risikoparametern
des Adressenaustfallrisikos erforderlich ist.

(3) Die Aufsichtsbehorde kann anordnen, dass ein Institut, eine Institutsgruppe, eine Finanz-
holding-Gruppe oder eine gemischte Finanzholding-Gruppe Eigenmittelanforderungen in Be-
zug auf nicht durch Artikel 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 erfasste Risiken und Risiko-
elemente einhalten muss, die Uber die Eigenmittelanforderungen nach der Verordnung (EU)
Nr. 575/2013 und nach der Rechtsverordnung nach Absatz 1 hinausgehen. ?Die Aufsichtsbe-
horde ordnet solche zusatzlichen Eigenmittelanforderungen zumindest in den folgenden Fal-
len und zu folgenden Zwecken an:

1. wenn Risiken oder Risikoelemente nicht durch die Eigenmittelanforderungen nach der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und nach der Rechtsverordnung nach Absatz 1 abge-
deckt sind oder die Anforderungen nach Artikel 393 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013
zur Ermittlung und Steuerung von Grol3krediten nicht eingehalten werden,

2. wenn die Risikotragfahigkeit des Instituts, der Institutsgruppe, der Finanzholding-
Gruppe oder der gemischten Finanzholding-Gruppe nicht gewahrleistet ist,

3. wenn die Uberpriifung nach § 6b Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 es wahrscheinlich erschei-
nen lasst, dass die vom Institut vorgenommenen Bewertungskorrekturen nicht ausrei-
chen, um eine angemessene Eigenmittelausstattung zu gewahrleisten,

4, wenn es wahrscheinlich erscheint, dass die Risiken trotz Einhaltung der Anforderungen
nach diesem Gesetz, nach der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und nach den Rechts-
verordnungen nach Absatz 1 und nach § 13 Absatz 1 unterschétzt werden,

5. um den Aufbau eines zusatzlichen Eigenmittelpuffers fur Perioden wirtschaftlichen Ab-
schwungs sicherzustellen,

6. um einer besonderen Geschéftssituation des Instituts, der Institutsgruppe, der Finanz-
holding-Gruppe oder der gemischten Finanzholding-Gruppe, etwa bei Aufnahme der
Geschaftstatigkeit, Rechnung zu tragen,

7. wenn ein Institut eine Verbriefung mehr als einmal stillschweigend unterstitzt hat; zu
diesem Zwecke kann die Aufsichtsbehdrde anordnen, dass der wesentliche Risiko-
transfer fur sdmtliche Verbriefungen, fir die das Institut als Originator gilt, zur Bertck-
sichtigung zu erwartender weiterer stillschweigender Unterstiitzungen nicht oder nur
teilweise bei der Berechnung der erforderlichen Eigenmittel anerkannt wird,

8. wenn die aus den Ergebnissen der Stresstests fur das Korrelationshandelsportfolio
nach Artikel 377 Absatz 5 Satz 3, zweiter Halbsatz der Verordnung (EU) Nr. 575/2013
resultierenden Eigenmittelanforderungen wesentlich tber die Eigenmittelanforderun-
gen fur das Korrelationshandelsportfolio gemaf3 Artikel 377 der Verordnung (EU) Nr.
575/2013 hinausgehen,
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9. andere MalRnahmen keine hinreichende Verbesserung der institutsinternen Verfahren,
Prozesse und Methoden in einem angemessenen Zeithorizont erwarten lassen,

10. wenn das Institut, die Institutsgruppe, die Finanzholding-Gruppe oder die gemischte
Finanzholding-Gruppe nicht Uber eine ordnungsgemalle Geschéftsorganisation im
Sinne des § 25a Absatz 1 verfiigt.

3Soweit Institute, die nach Einschatzung der Aufsichtsbehorde ahnliche Risikoprofile aufwei-
sen, ahnlichen Risiken ausgesetzt sein konnten oder fur das Finanzsystem ahnliche Risiken
begriinden, kann die Aufsichtsbehdrde Anordnungen nach Satz 1 fir diese Institute einheitlich
treffen. “Bei Instituten, fur die Aufsichtskollegien nach & 8e eingerichtet sind, beriicksichtigt die
Aufsichtsbehdrde bei der Entscheidung Uber eine Anordnung nach Satz 1 die Einschatzungen
des jeweiligen Aufsichtskollegiums.

(4) Die Bundesanstalt kann von einzelnen Instituten, Institutsgruppen, Finanzholding-Grup-
pen und gemischten Finanzholding-Gruppen oder von einzelnen Arten oder Gruppen von In-
stituten, Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen und gemischten Finanzholding-Gruppen
das Vorhalten von Eigenmitteln, die Uber die Eigenmittelanforderungen nach der Verordnung
(EU) Nr. 575/2013 und nach der Rechtsverordnung nach Absatz 1 hinausgehen, fur einen
begrenzten Zeitraum auch verlangen, wenn diese Kapitalstarkung erforderlich ist,

1. um einer drohenden Stérung der Funktionsfahigkeit des Finanzmarktes oder einer Ge-
fahr fur die Finanzmarktstabilitat entgegenzuwirken und

2. um erhebliche negative Auswirkungen auf andere Unternehmen des Finanzsektors so-
wie auf das allgemeine Vertrauen der Einleger und anderer Marktteilnehmer in ein funk-
tionsfahiges Finanzsystem zu vermeiden.

2Eine drohende Storung der Funktionsfahigkeit des Finanzmarktes kann insbesondere dann
gegeben sein, wenn auf Grund aufRergewdhnlicher Marktverhéltnisse die Refinanzierungsfa-
higkeit mehrerer fir den Finanzmarkt relevanter Institute beeintrachtigt zu werden droht. *So-
weit sie Aufsichtsbehérde ist, kann die Bundesanstalt in diesem Fall die Beurteilung der An-
gemessenheit der Eigenmittel nach von der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und von der
Rechtsverordnung nach Absatz 1 abweichenden Maf3stédben vornehmen, die diesen beson-
deren Marktverhaltnissen Rechnung tragen. “Zuséatzliche Eigenmittel konnen insbesondere im
Rahmen eines abgestimmten Vorgehens auf Ebene der Europaischen Union zur Starkung des
Vertrauens in die Widerstandsfahigkeit des européaischen Bankensektors und zur Abwehr ei-
ner drohenden Gefahr fir die Finanzmarktstabilitat in Europa verlangt werden. °Bei der Fest-
legung von HOhe und mal3geblicher Zusammensetzung der zusatzlichen Eigenmittel und des
mafgeblichen Zeitpunktes fir die Einhaltung der erh6hten Eigenmittelanforderungen bertick-
sichtigt die Bundesanstalt die Standards, auf deren Anwendung sich die zusténdigen europa-
ischen Stellen im Rahmen eines abgestimmten Vorgehens auf Unionsebene verstandigt ha-
ben. éIn diesem Rahmen kann die Bundesanstalt verlangen, dass die Institute in einem Plan
nachvollziehbar darlegen, durch welche MalRhahmen sie die erhéhten Eigenmittelanforderun-
gen zu dem von der Bundesanstalt nach Satz 5 festgelegten Zeitpunkt einhalten werden. 'So-
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weit der Plan die Belange des Finanzmarktstabilisierungsfonds im Sinne des § 1 des Finanz-
marktstabilisierungsfondsgesetzes berthrt, erfolgt die Beurteilung des Plans im Einvernehmen
mit dem Lenkungsausschuss nach § 4 Absatz 1 Satz 2 des Finanzmarktstabilisierungsfonds-
gesetzes (Lenkungsausschuss). 8Die Bundesanstalt kann die kurzfristige Nachbesserung des
vorgelegten Plans verlangen, wenn sie die angegebenen MalRhahmen und Umsetzungsfristen
fur nicht ausreichend halt oder das Institut sie nicht einhalt. °In diesem Fall haben die Institute
auch die Mdglichkeit eines Antrags auf StabilisierungsmafRnahmen nach dem Finanzmarktsta-
bilisierungsfondsgesetz zu prifen, wenn keine alternativen Malinahmen zur Verfligung ste-
hen. *°Sofern nach Feststellung der Bundesanstalt im Einvernehmen mit dem Lenkungsaus-
schuss keine oder nur eine unzureichende Nachbesserung des Plans erfolgt ist, kann die Bun-
desanstalt einen Sonderbeauftragten im Sinne des § 45c Absatz 1 bestellen und ihn mit der
Aufgabe nach § 45c Absatz 2 Nummer 7a beauftragen. *Zudem kann sie anordnen, dass
Entnahmen durch die Inhaber oder Gesellschafter, die Ausschiittung von Gewinnen und die
Auszahlung variabler Vergutungsbestandteile nicht zulassig sind, solange die angeordneten
erhohten Eigenmittelanforderungen nicht erreicht sind. ?Entgegenstehende Beschliisse tber
die Gewinnausschuttung sind nichtig; aus entgegenstehenden Regelungen in Vertragen kon-
nen keine Rechte hergeleitet werden.

(5) 18 309 Nummer 3 und die §8 313, 314, 489, 490, 723 bis 725, 727 und 728 des Burgerlichen
Gesetzbuchs, die 88 132 bis 135 des Handelsgesetzbuchs und 8§ 254 des Aktiengesetzes sind
nicht anzuwenden, wenn Zweck einer Kapitaliiberlassung die Uberlassung von Eigenmitteln
im Sinne des Artikels 72 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 ist. 2§ 309 Nummer 3 des Blirger-
lichen Gesetzbuchs findet auch keine Anwendung auf Verbindlichkeiten des Instituts, welche
die Voraussetzungen des Artikels 12 Absatz 16 Satz 1 der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 des
Européischen Parlaments und des Rates vom 15. Juli 2014 zur Festlegung einheitlicher Vor-
schriften und eines einheitlichen Verfahrens fur die Abwicklung von Kreditinstituten und be-
stimmten Wertpapierfirmen im Rahmen eines einheitlichen Abwicklungsmechanismus und ei-
nes einheitlichen Abwicklungsfonds sowie zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010
(ABI. L 225 vom 30.7.2014, S. 1; L 101 vom 18.4.2015, S. 62) mit Ausnahme von dessen
Buchstaben d oder des § 49 Absatz 2 des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes mit Aus-
nahme von dessen Nummer 4 erfiullen und eine Mindestlaufzeit von einem Jahr haben. ®Die
8§ 313, 314 und 490 Absatz 1 des Birgerlichen Gesetzbuchs finden auf Vertrage, die Ver-
bindlichkeiten des Instituts begrinden, welche die Voraussetzungen des Artikels 12 Absatz 16
Satz 1 der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 mit Ausnahme von dessen Buchstaben d oder des
§ 49 Absatz 2 des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes mit Ausnahme von dessen Nummer
4 erfillen und eine Mindestlaufzeit von einem Jahr haben, wahrend der vereinbarten Laufzeit
keine Anwendung. *Klndigt ein stiller Gesellschafter, der sich am Handelsgewerbe eines In-
stituts mit einer Vermogenseinlage beteiligt, welche die in Satz 3 genannten Voraussetzungen
erfillt und eine Mindestlaufzeit von einem Jahr hat, die Gesellschaft oder seine Beteiligung
aul3erordentlich, so wird der gesetzliche oder vertragliche Abfindungs- oder Auszahlungsan-
spruch nicht vor Ablauf der vereinbarten Laufzeit féllig.
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(6) Die Bundesanstalt kann anordnen, dass ein Institut der Deutschen Bundesbank haufigere
oder auch umfangreichere Meldungen zu seiner Solvabilitat einreicht als in den Artikeln 99 bis
101 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung vorgesehen.

(7) Die Bundesanstalt kann auf die Eigenmittel nach Artikel 72 der Verordnung (EU) Nr.
575/2013 in der jeweils geltenden Fassung einen Korrekturposten festsetzen. 2Wird der Kor-
rekturposten festgesetzt, um noch nicht bilanzwirksam gewordene Kapitalverdnderungen zu
berucksichtigen, wird die Festsetzung mit der Feststellung des nachsten fir den Schluss eines
Geschaftsjahres aufgestellten Jahresabschlusses gegenstandslos. *Die Bundesanstalt hat die
Festsetzung auf Antrag des Instituts aufzuheben, soweit die Voraussetzung fiir die Festset-
zung wegfallt.

§ 10a
Ermittlung der Eigenmittelausstattung von Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen
und gemischten Finanzholding-Gruppen; Verordnungsermachtigung

(1) Eine Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe oder gemischte Finanzholding-Gruppe
(Gruppe) besteht jeweils aus einem tbergeordneten Unternehmen und einem oder mehreren
nachgeordneten Unternehmen. 2Ubergeordnete Unternehmen sind CRR-Institute, die nach
Artikel 11 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 die Konsolidierung vorzunehmen haben, sowie
Institute, die nach § 1a in Verbindung mit Artikel 11 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 die
Konsolidierung vorzunehmen haben. *Nachgeordnete Unternehmen sind Unternehmen, die
nach Artikel 18 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 zu konsolidieren sind oder freiwillig konso-
lidiert werden; Institute, die nach § 1la als CRR-Institute gelten und die nicht ausschlief3lich
uber eine Erlaubnis verfligen, die Tatigkeit einer zentralen Gegenpartei im Sinne des 8§ 1 Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 12 auszuiiben, gelten hierbei als Institute im Sinne des Artikels 18 der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013. “Ist ein Kreditinstitut, das nicht CRR-Kreditinstitut ist, tiberge-
ordnetes Unternehmen, so gelten als nachgeordnete Unternehmen auch Unternehmen, die
als Bankgeschafte ausschlie3lich das Einlagengeschéft nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1
betreiben. *Abweichend von Satz 2 kann die Bundesanstalt auf Antrag des tibergeordneten
Unternehmens ein anderes gruppenangehdriges Institut als tbergeordnetes Unternehmen be-
stimmen; das gruppenangehdrige Institut ist vorab anzuhoren. Erfillt bei wechselseitigen Be-
teiligungen kein Unternehmen der Institutsgruppe die Voraussetzungen des Satzes 2, be-
stimmt die Bundesanstalt das tibergeordnete Unternehmen der Gruppe. "Bei einer horizonta-
len Unternehmensgruppe im Sinne von Artikel 18 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013
gilt das gruppenangehorige Institut mit Sitz im Inland mit der héchsten Bilanzsumme als tber-
geordnetes Unternehmen. 8Ist das Ubergeordnete Unternehmen ein Kreditinstitut, das aus-
schlie3lich Uber eine Erlaubnis verfugt, die Tatigkeit einer zentralen Gegenpartei im Sinne des
§ 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 12 auszulben, ein Finanzdienstleistungsinstitut, das ausschliel3-
lich Finanzdienstleistungen im Sinne von 8 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 9 oder 10 erbringt,
besteht nur dann eine Institutsgruppe im Sinne dieser Vorschrift, wenn ihm mindestens ein
CRR-Institut mit Sitz im Inland als Tochterunternehmen nachgeordnet ist.
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(2) Sind einer Finanzholding-Gesellschaft im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 20 der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 oder gemischten Finanzholding-Gesellschaft im Sinne von Ar-
tikel 4 Absatz 1 Nummer 21 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 mehrere Institute mit Sitz im
Inland nachgeordnet, gilt als Ubergeordnetes Unternehmen das Institut mit der hochsten Bi-
lanzsumme; auf Antrag des Ubergeordneten Unternehmens bestimmt die Bundesanstalt ein
anderes gruppenangehdriges Institut mit Sitz im Inland als Ubergeordnetes Unternehmen; das
gruppenangehdarige Institut ist vorab anzuhéren. 2Auf Antrag einer Finanzholding-Gesellschaft
oder einer gemischten Finanzholding-Gesellschaft, die ihren Sitz im Inland hat, und nach An-
horung des beaufsichtigten Unternehmens, das nach Artikel 11 Absatz 2 oder Artikel 12 der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 oder Satz 1 als tGibergeordnetes Unternehmen gilt oder durch
die Bundesanstalt bestimmt wurde, kann die Bundesanstalt die Finanzholding-Gesellschaft
oder die gemischte Finanzholding-Gesellschaft als Ubergeordnetes Unternehmen bestimmen,
sofern diese dargelegt hat, dass sie Uber die zur Einhaltung der gruppenbezogenen Pflichten
erforderliche Struktur und Organisation verfugt. *Die Bundesanstalt kann eine Finanzholding-
Gesellschaft oder eine gemischte Finanzholding-Gesellschaft, die ihren Sitz im Inland hat,
nach Anhérung des beaufsichtigten Unternehmens, das nach Artikel 11 Absatz 2 oder Artikel
12 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 oder Satz 1 als Gibergeordnetes Unternehmen gilt oder
gemanR Satz 1 durch die Bundesanstalt bestimmt wurde, auch ohne Antrag als tibergeordnetes
Unternehmen bestimmen, sofern dies aus bankaufsichtlichen Griinden, insbesondere sol-
chen, die sich aus der Organisation und Struktur der Finanzholding-Gesellschaft oder ge-
mischten Finanzholding-Gesellschaft ergeben, erforderlich ist. “Die nach Satz 2 oder Satz 3
als ubergeordnetes Unternehmen bestimmte Finanzholding-Gesellschaft oder gemischte Fi-
nanzholding-Gesellschaft hat alle gruppenbezogenen Pflichten eines Gbergeordneten Unter-
nehmens zu erflllen. SLiegen die Voraussetzungen flr eine Bestimmung als Gibergeordnetes
Unternehmen nach Satz 2 oder Satz 3 nicht mehr vor, insbesondere, wenn die Finanzholding-
Gesellschaft oder gemischte Finanzholding-Gesellschaft ihren Sitz in einen anderen Staat ver-
lagert oder nicht mehr in der Lage ist, fur die Einhaltung der gruppenbezogenen Pflichten zu
sorgen, hat die Bundesanstalt die Bestimmung nach Anhdrung der Finanzholding-Gesellschaft
oder der gemischten Finanzholding-Gesellschaft aufzuheben; § 35 Absatz 4 gilt entsprechend.
®Die Bundesanstalt hat gegenuber einer nach Satz 2 oder Satz 3 zum Uibergeordneten Unter-
nehmen bestimmten Finanzholding-Gesellschaft oder gemischten Finanzholding-Gesellschaft
und deren Organen alle Befugnisse, die ihr gegentber einem Institut als Ubergeordnetem Un-
ternehmen und dessen Organen zustehen. “Erfillt bei wechselseitigen Beteiligungen kein
Institut im Inland die Voraussetzung, selbst keinem anderen gruppenangehdrigen Institut
nachgeordnet zu sein, gilt als Ubergeordnetes Unternehmen regelmafig das Institut mit der
hochsten Bilanzsumme; auf Antrag des Ubergeordneten Unternehmens bestimmt die Bundes-
anstalt ein anderes gruppenangehdriges Institut, das seinen Sitz im Inland hat, als tbergeord-
netes Unternehmen; das gruppenangehorige Institut ist vorab anzuhéren.

(3) *Abweichend von Absatz 1 Satz 1 bis 3 besteht keine Finanzholding-Gruppe oder ge-
mischte Finanzholding-Gruppe, wenn die Finanzholding-Gesellschaft im Sinne von Artikel 4
Absatz 1 Nummer 30 oder 31 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 oder die gemischte Finanz-
holding-Gesellschaft im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 32 oder 33 der Verordnung (EU)
Nr. 575/2013 ihren Sitz in einem anderen Staat des Europaischen Wirtschaftsraums hat und
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1. der Finanzholding-Gesellschaft oder der gemischten Finanzholding-Gesellschaft min-
destens ein CRR-Institut mit Sitz in ihrem Sitzstaat als Tochterunternehmen nachge-
ordnet ist oder

2. der Finanzholding-Gesellschaft oder der gemischten Finanzholding-Gesellschaft min-
destens ein CRR-Institut mit Sitz im Inland und kein CRR-Institut mit Sitz in ihrem Sitz-
staat nachgeordnet ist und das CRR-Institut mit Sitz im Inland keine héhere Bilanz-
summe hat als ein anderes der Finanzholding-Gesellschaft oder gemischten Finanz-
holding-Gesellschaft als Tochterunternehmen nachgeordnetes CRR-Institut mit Sitz in
einem anderen Staat des Europaischen Wirtschaftsraums.

2Sind in einer Finanzholding-Gruppe oder gemischten Finanzholding-Gruppe mehr als eine
Finanzholding-Gesellschaft im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 30 oder 31 der Verord-
nung (EU) Nr. 575/2013 oder gemischte Finanzholding-Gesellschaft im Sinne von Artikel 4
Absatz 1 Nummer 32 oder 33 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 mit Sitz sowohl im Inland als
auch in einem anderen Staat des Europaischen Wirtschaftsraums Mutterunternehmen und hat
in jedem dieser Staaten mindestens ein CRR-Institut seinen Sitz, so besteht keine Finanzhol-
ding-Gruppe oder gemischte Finanzholding-Gruppe, wenn das CRR-Institut mit Sitz im Inland
keine hohere Bilanzsumme hat als ein anderes der Finanzholding-Gruppe
oder gemischten Finanzholding-Gruppe als Tochterunternehmen angehdriges CRR-Institut
mit Sitz in einem anderen Staat des Europaischen Wirtschaftsraums.

(4) *Zur Ermittlung der Angemessenheit der Eigenmittel nach den Artikeln 92 bis 386 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung auf konsolidierter Ebene und zur
Begrenzung der GroRRkreditrisiken nach den Artikeln 387 bis 403 der Verordnung (EU) Nr.
575/2013 haben die Ubergeordneten Unternehmen jeweils die Eigenmittel und die maf3gebli-
chen Risikopositionen der Gruppe zusammenzufassen. 2Von den nach Satz 1 zusammenzu-
fassenden Eigenmitteln sind die auf gruppenangehdrige Unternehmen entfallenden Buch-
werte der Kapitalinstrumente geman Artikel 26 Absatz 1 Buchstabe a, Artikel 51 Buchstabe a
und Artikel 62 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fas-
sung abzuziehen. *Bei Beteiligungen, die Gber nicht gruppenangehérige Unternehmen vermit-
telt werden, sind solche Buchwerte jeweils quotal in Hohe desjenigen Anteils abzuziehen, der
der durchgerechneten Kapitalbeteiligung entspricht. *Ist der Buchwert einer Beteiligung hoher
als der nach Satz 1 unter Eigenmitteln zusammenzufassende Teil der Posten des harten Kern-
kapitals nach Artikel 26 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden
Fassung des nachgeordneten Unternehmens, hat das Ubergeordnete Unternehmen den Un-
terschiedsbetrag von dem harten Kernkapital gemafR Artikel 50 der Verordnung (EU) Nr.
575/2013 in der jeweils geltenden Fassung der Gruppe abzuziehen. °Die Adressenausfallpo-
sitionen, die sich aus Rechtsverhaltnissen zwischen gruppenangehdrigen Unternehmen erge-
ben, sind nicht zu berlicksichtigen. ®Bei nachgeordneten Unternehmen, die keine Tochterun-
ternehmen sind, hat das Ubergeordnete Unternehmen seine Eigenmittel und die im Rahmen
der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung maf3geblichen Risikopo-
sitionen mit den Eigenmitteln und den mafigeblichen Risikopositionen der nachgeordneten
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Unternehmen jeweils quotal in Hohe desjenigen Anteils zusammenzufassen, der seiner Kapi-
talbeteiligung an dem nachgeordneten Unternehmen entspricht. Im Ubrigen gelten die Satze
2 bis 5, jeweils auch in Verbindung mit der Rechtsverordnung nach Absatz 7, entsprechend.

(5) st das Ubergeordnete Unternehmen einer Institutsgruppe verpflichtet, nach den Vorschrif-
ten des Handelsgesetzbuchs einen Konzernabschluss aufzustellen, oder ist es nach Artikel 4
der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 19.
Juli 2002 betreffend die Anwendung internationaler Rechnungslegungsstandards (ABI. L 243
vom 11.9.2002, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung oder nach Mafl3gabe von § 315e Ab-
satz 2 des Handelsgesetzbuchs verpflichtet, bei der Aufstellung des Konzernabschlusses die
nach den Artikeln 3 und 6 der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 tibernommenen internationalen
Rechnungslegungsstandards anzuwenden, so hat es spatestens nach Ablauf von finf Jahren
nach Entstehen der jeweiligen Verpflichtung bei der Ermittlung der zusammengefassten Ei-
genmittel sowie der zusammengefassten Risikopositionen nach MalRgabe der Artikel 24 bis
386 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung den Konzernab-
schluss zugrunde zu legen. ?Wendet das Ubergeordnete Unternehmen einer Institutsgruppe
die genannten internationalen Rechnungslegungsstandards nach Mafigabe von 8§ 315e Ab-
satz 3 des Handelsgesetzbuchs an, sind die Satze 1 und 2 entsprechend anzuwenden; an die
Stelle des Entstehens der Verpflichtung zur Anwendung der internationalen Rechnungsle-
gungsstandards tritt deren erstmalige Anwendung. *Absatz 4 ist in den Fallen der Séatze 1 bis
3 nicht anzuwenden. “In diesen Fallen bleiben die Eigenmittel und sonstigen maRgeblichen
Risikopositionen von Unternehmen, die in den Konzernabschluss einbezogen und keine grup-
penangehorigen Unternehmen im Sinne dieser Vorschrift sind, unberticksichtigt. *Eigenmittel
und sonstige mafRgebliche Risikopositionen nicht in den Konzernabschluss einbezogener Un-
ternehmen, die gruppenangehdérige Unternehmen im Sinne dieser Vorschrift sind, sind hinzu-
zurechnen, wobei das Verfahren nach Absatz 4 angewendet werden darf. ®Die Séatze 1 bis 6
gelten entsprechend fir eine Finanzholding-Gruppe oder eine gemischte Finanzholding-
Gruppe, wenn die Finanzholding-Gesellschaft oder die gemischte Finanzholding-Gesellschaft
nach den genannten Vorschriften verpflichtet ist, einen Konzernabschluss aufzustellen oder
nach § 315e Absatz 3 des Handelsgesetzbuchs einen Konzernabschluss nach den genannten
internationalen Rechnungslegungsstandards aufstellt.

(6) 'Eine Gruppe, die nach Absatz 5 bei der Ermittlung der zusammengefassten Eigenmittel
sowie der zusammengefassten Risikopositionen den Konzernabschluss zugrunde zu legen
hat, darf mit Zustimmung der Bundesanstalt fir diese Zwecke das Verfahren nach Absatz 4
nutzen, wenn die Heranziehung des Konzernabschlusses im Einzelfall ungeeignet ist. ?Das
Ubergeordnete Unternehmen der Gruppe muss das Verfahren nach Absatz 4 in diesem Fall in
mindestens drei aufeinander folgenden Jahren anwenden.

(7) *Das Bundesministerium der Finanzen wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank na-
here Bestimmungen uber die Ermittlung der Eigenmittelausstattung von Gruppen zu erlassen,
insbesondere tGber
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1. die Uberleitung von Angaben aus dem Konzernabschluss in die Ermittlung der zusam-
mengefassten Eigenmittelausstattung bei Anwendung des Verfahrens nach Absatz 5,

2. die Behandlung der nach der Aquivalenzmethode bewerteten Beteiligungen bei An-
wendung des Verfahrens nach Absatz 5.

2Das Bundesministerium der Finanzen kann die Erméachtigung durch Rechtsverordnung auf
die Bundesanstalt mit der Mal3gabe Ubertragen, dass die Rechtsverordnung im Einvernehmen
mit der Deutschen Bundesbank ergeht. *Vor Erlass der Rechtsverordnung sind die Spitzen-
verbande der Institute anzuhéren.

(8) Das uibergeordnete Unternehmen ist fiir eine angemessene Eigenmittelausstattung der
Gruppe verantwortlich. Es darf jedoch zur Erfillung seiner Verpflichtungen nach Satz 1 auf
die gruppenangehdrigen Unternehmen nur einwirken, soweit dem das allgemein geltende Ge-
sellschaftsrecht nicht entgegensteht.

(9) Gruppen sind von der Anwendung der Anforderungen auf konsolidierter Ebene nach den
Artikeln 11 bis 23 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 befreit, wenn samtliche gruppenangeho-
rigen Institute die Artikel 92 bis 386 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 nicht auf Einzelebene
anzuwenden haben, es sei denn, sie wurden nach Artikel 7 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013
von der Anwendung der Artikel 92 bis 386 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 auf Einzelebene
freigestellt.

(10) Fur die Unterkonsolidierung gemaf Artikel 22 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sind die
Absatze 4 bis 9 entsprechend anzuwenden.

§ 10b
(aufgehoben)

§ 10c
Kapitalerhaltungspuffer

(1) *Ein Institut muss zusatzlich zum harten Kernkapital, das zur Einhaltung der Eigenmittel-
anforderung nach Artikel 92 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und erhdhter Eigenmittelan-
forderungen zur Absicherung nicht von Artikel 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 abgedeck-
ter Risiken und Risikoelemente nach § 10 Absatz 3 erforderlich ist, einen aus hartem Kernka-
pital bestehenden Kapitalerhaltungspuffer vorhalten. 2Seine Hohe betragt 2,5 Prozent des
nach Artikel 92 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 ermittelten Gesamtforderungsbe-
trags.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend fur Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen und gemischte Fi-
nanzholding-Gruppen, denen mindestens ein Institut angehort, das die Anforderung in Absatz
1 auf Einzelinstitutsebene erfullen muss, sowie fir Institute im Sinne des Artikels 22 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 575/2013.
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§10d
Antizyklischer Kapitalpuffer

(1) *Ein Institut muss zusatzlich zum harten Kernkapital, das zur Einhaltung

1. der Eigenmittelanforderung nach Artikel 92 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013,

2. erhdhter Eigenmittelanforderungen zur Absicherung nicht von Artikel 1 der Verordnung
(EU) Nr. 575/2013 abgedeckter Risiken und Risikoelemente nach § 10 Absatz 3,

3. erhohter Eigenmittelanforderungen nach 8§ 10 Absatz 4 und

4, des Kapitalerhaltungspuffers nach § 10c

erforderlich ist, einen aus hartem Kernkapital bestehenden institutsspezifischen antizyklischen
Kapitalpuffer vorhalten. ?Satz 1 gilt entsprechend fuir Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen
und gemischte Finanzholding-Gruppen, denen mindestens ein Institut angehért, das die An-
forderung in Satz 1 auf Einzelinstitutsebene erfillen muss, sowie fir Institute im Sinne des
Artikels 22 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013.

(2) 'Die institutsspezifische antizyklische Kapitalpuffer-Quote ist der gewichtete Durchschnitt
der Quoten fir die antizyklischen Kapitalpuffer, die im Inland, in den anderen Staaten des
Européischen Wirtschaftsraums und in Drittstaaten sowie in den zugehdrigen européischen
und Uberseeischen Landern, Hoheitsgebieten und Rechtsraumen, in denen die maf3geblichen
Risikopositionen des Instituts belegen sind, gelten oder nach Maligabe der nachfolgenden
Absatze angewendet werden. 2Zur Berechnung des gewichteten Durchschnitts wenden die
Institute die jeweils geltende Quote fur antizyklische Kapitalpuffer auf den jeweiligen Quotien-
ten aus den gemaR den Artikeln 107 bis 311 und 325 bis 377 der Verordnung (EU) Nr.
575/2013 bestimmten Eigenmittelgesamtanforderungen fir das Kreditrisiko in dem betreffen-
den Staat des Europdaischen Wirtschaftsraums, des betreffenden Drittstaates sowie in den zu-
gehdrigen européischen und Uberseeischen Landern, Hoheitsgebieten und Rechtsraumen
und den Eigenmittelgesamtanforderungen fur das Kreditrisiko bei allen maf3geblichen Risi-
kopositionen an.

(3) Die Quote des inlandischen antizyklischen Kapitalpuffers betragt O bis 2,5 Prozent des
nach Artikel 92 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 ermittelten Gesamtforderungsbe-
trags. 2Die Quote wird von der Bundesanstalt in Schritten von 0,25 Prozentpunkten festgelegt
und gquartalsweise bewertet. *Hierbei berlicksichtigt die Bundesanstalt Abweichungen des Ver-
haltnisses der Kredite zum Bruttoinlandsprodukt von seinem langfristigen Trend und etwaige
Empfehlungen des Ausschusses fiir Finanzstabilitit. “Die Bundesanstalt kann, soweit erfor-
derlich, eine hohere Quote als 2,5 Prozent festlegen.

(4) Legt die Bundesanstalt die Quote fur den inlandischen antizyklischen Kapitalpuffer erst-
mals auf einen Wert tGber Null fest oder erhéht sie die bisherige Quote, bestimmt sie den Tag,
ab dem die Institute die erhthte Quote zur Berechnung des institutsspezifischen antizyklischen
Kapitalpuffers anwenden missen. 2Dieser Tag darf nicht mehr als zwolf Monate nach dem Tag
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der Veroffentlichung der erstmaligen Festlegung oder der Erhéhung der Quote fir den inlan-
dischen antizyklischen Kapitalpuffer liegen. Liegen zwischen dem Tag nach Satz 1 und der
Veroffentlichung der Quote fir den inlandischen antizyklischen Kapitalpuffer weniger als zwolf
Monate, muss diese kurzere Frist durch auRergewohnliche Umstande, etwa eine erhebliche
Zunahme der durch Ubermafiges Kreditwachstum bedingten Risiken oder eine Situation, in
der die Ertragslage der Institute im Europaischen Wirtschaftsraum einen schnelleren Aufbau
des inlandischen antizyklischen Kapitalpuffers moglich macht, gerechtfertigt sein.

(5) tSetzt die Bundesanstalt die bestehende Quote fiir den inlandischen antizyklischen Kapi-
talpuffer herab, teilt sie gleichzeitig einen Zeitraum mit, in dem voraussichtlich keine Erhdhung
der Quote fir den inlandischen antizyklischen Kapitalpuffer zu erwarten ist. 2Die Bundesanstalt
kann das Verfahren jederzeit, auch vor Ablauf des mitgeteilten Zeitraums, wieder aufnehmen
und die Quote fur den inlandischen antizyklischen Kapitalpuffer erneut festlegen oder erhéhen.
3Die Bundesanstalt veroffentlicht die im jeweiligen Quartal festlegte Quote fiir den inlandischen
antizyklischen Kapitalpuffer sowie die Angaben nach den Absatzen 3 und 4 auf ihrer Internet-
seite.

(6) 'Die Bundesanstalt kann die von einem anderen Staat des Europaischen Wirtschaftsraums
oder einem Drittstaat festgelegte Quote fir den antizyklischen Kapitalpuffer fir die Berechnung
des institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffers durch die im Inland zugelassenen Insti-
tute anerkennen, wenn die Quote 2,5 Prozent des in Artikel 92 Absatz 3 der Verordnung (EU)
Nr. 575/2013 genannten Gesamtforderungsbetrags tbersteigt. 2Solange die Bundesanstalt die
héhere Quote nicht anerkannt hat, missen die im Inland zugelassenen Institute bei der Be-
rechnung des institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffers eine Quote von 2,5 Prozent
fur die in diesem Staat belegenen Risikopositionen anwenden.

(7) Hat die zustandige Behdrde eines Drittstaates keine Quote fir den antizyklischen Kapital-
puffer festgelegt und veroffentlicht, darf die Bundesanstalt die Quote festlegen, die die im In-
land zugelassenen Institute bei der Berechnung des institutsspezifischen antizyklischen Kapi-
talpuffers fir die in diesem Staat belegenen Risikopositionen anwenden miissen.

(8) Hat die zustandige Behdrde eines Drittstaates eine Quote fur den antizyklischen Kapital-
puffer festgelegt und veroffentlicht, darf die Bundesanstalt eine hdhere Quote fiir den antizyk-
lischen Kapitalpuffer festlegen, den die im Inland zugelassenen Institute bei der Berechnung
des institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffers fir die in diesem Staat belegenen Risi-
kopositionen anwenden mussen, wenn sie hinreichend sicher davon ausgehen kann, dass die
von der zustdndigen Behdrde des Drittstaates festgelegte Quote nicht ausreicht, um die Insti-
tute angemessen vor den Risiken eines tbermalRigen Kreditwachstums in dem betreffenden
Drittstaat zu schitzen.

(9) Erkennt die Bundesanstalt eine Quote fur den antizyklischen Kapitalpuffer nach Absatz 6
an oder legt sie eine Quote fir den antizyklischen Kapitalpuffer nach den Abséatzen 7 oder 8
fest, veroffentlicht die Bundesanstalt jeweils auf ihrer Internetseite diese Quote sowie mindes-
tens folgende weitere Angaben:
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1. den Staat des Européischen Wirtschaftsraums oder den Drittstaat, fir den diese Quote
gilt,
2. den Tag, ab dem die im Inland zugelassenen Institute die Quote fir den antizyklischen

Kapitalpuffer zur Berechnung ihres institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffers
anwenden mussen,

3. in den Fallen, in denen dieser Tag weniger als zwolf Monate nach dem Tag der Verof-
fentlichung nach diesem Absatz liegt, die aul3ergewohnlichen Umstande, die eine kir-
zere Frist fir die Anwendung rechtfertigen.

(10) Das Nahere regelt die Rechtsverordnung nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 Buch-
stabe a.

8 10e
Kapitalpuffer fir systemische Risiken

(1) *Die Bundesanstalt kann anordnen, dass alle Institute oder bestimmte Arten oder Gruppen
von Instituten zusatzlich zum harten Kernkapital, das zur Einhaltung

1. der Eigenmittelanforderung nach Artikel 92 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013,

2. erhohter Eigenmittelanforderungen zur Absicherung nicht von Artikel 1 der Verordnung
(EU) Nr. 575/2013 abgedeckter Risiken und Risikoelemente nach § 10 Absatz 3,

3. erhohter Eigenmittelanforderungen nach 8§ 10 Absatz 4,
4. des Kapitalerhaltungspuffers nach § 10c und

5. des institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffers nach § 10d

erforderlich ist, einen aus hartem Kernkapital bestehenden Kapitalpuffer fiir systemische Risi-
ken vorhalten mussen. ?Der Kapitalpuffer fur systemische Risiken kann fur Risikopositionen,
die im Inland, in einem anderen Staat des Européaischen Wirtschaftsraums oder in einem Dritt-
staat belegen sind, angeordnet werden. 3Seine Quote betragt mindestens 1,0 Prozent bezo-
gen auf die risikogewichteten Positionswerte dieser Risikopositionen, die in den nach Artikel
92 Absatz 3 Verordnung (EU) Nr. 575/2013 zu berechnenden Gesamtforderungsbetrag ein-
flieRen und die Quote wird von der Bundesanstalt in Schritten von 0,5 Prozentpunkten festge-
setzt. “Die Satze 1 bis 3 gelten entsprechend fiir Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen und
gemischte Finanzholding-Gruppen, denen mindestens ein CRR-Kreditinstitut angehdrt, das
die Anforderungen nach den Satzen 1 bis 3 auf Einzelebene erfiillen muss, sowie fur Kreditin-
stitute im Sinne des Artikels 22 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013.

(2) Der Kapitalpuffer fir systemische Risiken kann angeordnet werden, um langfristige, nicht
zyklische systemische oder makroprudenzielle Risiken zu vermindern oder abzuwehren, die

1. zu einer Stérung mit bedeutenden Auswirkungen auf das nationale Finanzsystem und
die Realwirtschaft im Inland fiihren kénnen und
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2. nicht durch die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 abgedeckt sind.

2Der Kapitalpuffer fur systemische Risiken darf nur angeordnet werden, wenn diese Risiken
nicht hinreichend sicher durch andere Mal3nahmen nach diesem Gesetz mit Ausnahme von
MalRnahmen nach 8§ 48t oder nach der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 mit Ausnahme von
Maflinahmen nach Artikel 458 und 459 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 vermindert oder
abgewehrt werden kénnen. 3Die Anordnung darf nur erfolgen, wenn der Kapitalpuffer fur sys-
temische Risiken keine unverhaltnismaliige Beeintrachtigung des Finanzsystems oder von
Teilen des Finanzsystems eines anderen Staates oder des Europaischen Wirtschaftsraums
insgesamt darstellt, so dass das Funktionieren des Binnenmarkts des Europaischen Wirt-
schaftsraums behindert wird. “Der Kapitalpuffer fir systemische Risiken ist mindestens alle
zwei Jahre zu Uberprifen.

(3) Vor Anordnung eines Kapitalpuffers fur systemische Risiken hat die Bundesanstalt die
Absicht, einen solchen Kapitalpuffer anzuordnen, der Européischen Kommission, der Europé-
ischen Bankenaufsichtsbehorde, dem Europaischen Ausschuss fur Systemrisiken sowie den
zustandigen Behorden der betroffenen anderen Staaten des Europaischen Wirtschaftsraums
und der betroffenen Drittstaaten anzuzeigen. ?Bei einem Kapitalpuffer in Hohe von bis zu
3 Prozent muss die Anzeige einen Monat vor der Anordnung erfolgen. 3Die Anzeigen sollen
jeweils mindestens folgende Angaben enthalten:

1. eine genaue Beschreibung der langfristigen, nicht zyklischen systemischen oder mak-
roprudenziellen Risiken, die durch die Anordnung der Kapitalpuffer fir systemische Ri-
siken abgewehrt oder vermindert werden sollen;

2. eine Begriindung, warum die Risiken nach Nummer 1 eine Gefahr fiir die Finanzstabi-
litat auf nationaler Ebene darstellen, die den Kapitalpuffer flr systemische Risiken auch
in der beabsichtigten Hohe rechtfertigt;

3. eine Begriindung, warum die Annahme gerechtfertigt ist, dass die Anordnung des Ka-
pitalpuffers fiir systemische Risiken in seiner konkreten Ausgestaltung geeignet und
verhaltnismafig ist, um die Risiken nach Nummer 1 abzuwehren oder zu vermindern;

4. eine Beurteilung der wahrscheinlichen positiven oder negativen Auswirkungen der An-
ordnung des Kapitalpuffers fur systemische Risiken auf den Binnenmarkt unter Beriick-
sichtigung aller der Bundesanstalt zuganglichen Informationen;

5. eine Begrindung, warum eine andere Mal3nahme oder eine Kombination anderer Maf3-
nahmen nach diesem Gesetz oder der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 mit Ausnahme
von Malinahmen nach Artikel 458 und 459 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 unter
Berlicksichtigung der jeweiligen Wirksamkeit der Malinahme nicht gleich geeignet ist,
die Risiken nach Nummer 1 abzuwehren oder zu vermindern;

6. die beabsichtigte Hohe des Kapitalpuffers fir systemische Risiken.
(4) *Fur Risikopositionen, die im Inland und in Drittstaaten belegen sind, kann ein Kapitalpuffer

fur systemische Risiken bis zur H6he von 3,0 Prozent angeordnet werden. 2Fir Risikopositio-
nen, die in einem anderen Staat des Europaischen Wirtschaftsraums belegen sind, kann ein
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Kapitalpuffer fir systemische Risiken in Hohe von bis zu 3,0 Prozent angeordnet werden, so-
fern dies einheitlich fur alle Risikopositionen, die in Staaten des Europaischen Wirtschafts-
raums belegen sind, erfolgt. *Ein Kapitalpuffer fir systemische Risiken, der in Hohe von tber
3,0 Prozent festgelegt werden soll, kann erst nach Erlass eines zustimmenden Rechtsaktes
der Europaischen Kommission gemalf3 Artikel 133 Absatz 15 der Richtlinie 2013/36/EU ange-
ordnet werden.

(5) *Abweichend von Absatz 4 Satz 3 kann die Bundesanstalt fiir Risikopositionen, die im In-
land oder in Drittstaaten belegen sind, einen Kapitalpuffer flir systemische Risiken in Héhe von
uber 3,0 Prozent bis zu 5,0 Prozent anordnen, nachdem

1. die Européische Kommission eine zustimmende Empfehlung abgegeben hat oder, so-
fern die Europaische Kommission eine ablehnende Empfehlung abgegeben hat,

2. die Bundesanstalt gegenuber der Europaischen Kommission begriindet hat, dass die
Anordnung des Kapitalpuffers entgegen der Empfehlung der Europaischen Kommis-
sion erforderlich ist.

2Sind von der Anordnung des Kapitalpuffers fur systemische Risiken nach Satz 1 auch Institute
betroffen, deren Mutterinstitut seinen Sitz in einem anderen Staat des Europaischen Wirt-
schaftsraums hat, kann die Bundesanstalt den Kapitalpuffer flr systemische Risiken nur an-
ordnen, wenn sie zuvor die zustandige Behdorde des jeweiligen Staates, die Europaische Kom-
mission und den Europaischen Ausschuss fir Systemrisiken von der Absicht unterrichtet hat,
einen Kapitalpuffer fir systemische Risiken nach Satz 1 auch gegeniiber diesen Instituten
anzuordnen. *Widerspricht die zustandige Behorde eines betroffenen Staates des Europai-
schen Wirtschaftsraums innerhalb eines Monats der Anordnung des Kapitalpuffers fir syste-
mische Risiken nach Satz 1 gegeniber einem Institut, dessen Mutterinstitut seinen Sitz in die-
sem Staat hat, oder geben sowohl die Européische Kommission als auch der Europdaische
Ausschuss fur Systemrisiken innerhalb eines Monats ablehnende Empfehlungen ab, kann die
Bundesanstalt die Angelegenheit der Européaischen Bankenaufsichtsbehoérde zur Durchfih-
rung eines Verfahrens zur Beilegung von Meinungsverschiedenheiten nach Artikel 19 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1093/2010 vorlegen.

(6) *Der Kapitalpuffer fur systemische Risiken kann auch durch Allgemeinverfiigung ohne vor-
herige Anhorung angeordnet und offentlich bekannt gegeben werden. 2Die Anordnung des
Kapitalpuffers fur systemische Risiken ist auf der Internetseite der Bundesanstalt zu verdffent-
lichen. 3Die Verdéffentlichung soll mindestens folgende Angaben enthalten:

1. die Hohe des angeordneten Kapitalpuffers fir systemische Risiken,

2. die Institute, Arten oder Gruppen von Instituten, die den Kapitalpuffer fir systemische
Risiken einhalten missen,

3. eine Begrundung der Anordnung des Kapitalpuffers fir systemische Risiken,

4. den Zeitpunkt, ab dem der Kapitalpuffer fir systemische Risiken einzuhalten ist,
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5. die Staaten, bei denen Risikopositionen, die dort belegen sind, beim Kapitalpuffer fir
systemische Risiken zu berilicksichtigen sind.

“Die Veroffentlichung nach Nummer 3 hat zu unterbleiben, wenn zu befiirchten ist, dass
dadurch die Stabilitat der Finanzmarkte gefahrdet werden kénnte.

(7) Fur die Aufhebung der Anordnung eines Kapitalpuffers fiur systemische Risiken gilt Ab-
satz 6 Satz 1 und 2 entsprechend.

(8) 'Die Bundesanstalt kann den Kapitalpuffer fiir systemische Risiken, der in einem anderen
Staat des Europaischen Wirtschaftsraums angeordnet wurde, anerkennen, indem sie anord-
net, dass alle Institute oder Arten oder Gruppen von Instituten den in diesem Staat angeord-
neten Kapitalpuffer fir systemische Risiken anzuwenden haben, soweit er sich auf Risikopo-
sitionen bezieht, die in diesem Staat belegen sind. 2Absatz 6 gilt fiir die Anerkennung entspre-
chend. ®Bei der Entscheidung tber die Anerkennung hat die Bundesanstalt die von dem an-
deren Staat bei Anordnung des Kapitalpuffers fur systemische Risiken veroffentlichten Anga-
ben zu beriicksichtigen. “Die Bundesanstalt hat die Europaische Kommission, die Europaische
Bankenaufsichtsbehodrde, den Européaischen Ausschuss fur Systemrisiken und den Staat, in
dem der Kapitalpuffer fiir systemische Risiken angeordnet wurde, von der Anerkennung zu
unterrichten.

(9) Die Bundesanstalt kann den Europaischen Ausschuss fur Systemrisiken ersuchen, eine
Empfehlung nach Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 1092/2010 zur Anerkennung eines Ka-
pitalpuffers fir systemische Risiken gegentber einem oder mehreren anderen Staaten des
Europaischen Wirtschaftsraums abzugeben.

(10) Das Nahere regelt die Rechtsverordnung nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 Buch-
stabe b.

§ 10f
Kapitalpuffer fur global systemrelevante Institute

(1) Die Bundesanstalt ordnet an, dass ein global systemrelevantes Institut zusatzlich zum
harten Kernkapital, das zur Einhaltung
1. der Eigenmittelanforderungen nach Artikel 92 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013,

2. erhdhter Eigenmittelanforderungen zur Absicherung nicht von Artikel 1 der Verordnung
(EU) Nr. 575/2013 abgedeckter Risiken und Risikoelemente nach § 10 Absatz 3,

erhohter Eigenmittelanforderungen nach 8 10 Absatz 4,
des Kapitalerhaltungspuffers nach § 10c,

des institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffers nach § 10d und

o g M w

des systemischen Kapitalpuffers nach § 10e, soweit dieser nicht auf den Kapitalpuffer
fur global systemrelevante Institute angerechnet wird,
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erforderlich ist, einen aus hartem Kernkapital bestehenden Kapitalpuffer fur global systemre-
levante Institute auf konsolidierter Ebene vorhalten muss. ?Seine Quote wird von der Bundes-
anstalt entsprechend der Zuordnung des global systemrelevanten Instituts zu einer Gré3en-
klasse auf eine Hohe von 1,0, 1,5, 2,0, 2,5 oder 3,5 Prozent des nach Artikel 92 Absatz 3 der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 ermittelten Gesamtforderungsbetrags festgelegt und mindes-
tens jahrlich Gberpruft.

(2) Die Bundesanstalt bestimmt im Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbank mindes-
tens jahrlich, welche Institute, EU-Mutterinstitute, EU-Mutterfinanzholdinggesellschaften oder
gemischten EU-Mutterfinanzholdinggesellschaften mit Sitz im Inland auf Grund einer quanti-
tativen Analyse auf konsolidierter Ebene als global systemrelevant eingestuft werden (global
systemrelevante Institute). 2Sie berlicksichtigt bei der quantitativen Analyse die nachfolgenden
Kategorien:

1 GroRRe der Gruppe,

2 grenziberschreitende Aktivitaten der Gruppe,
3. Vernetztheit der Gruppe mit dem Finanzsystem,
4

Ersetzbarkeit hinsichtlich der angebotenen Dienstleistungen und Finanzinfrastruktur-
einrichtungen der Gruppe sowie

5. Komplexitat der Gruppe.

3Die Institute sind verpflichtet, der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank die zur
Durchfuhrung der quantitativen Analyse bendétigten Einzeldaten jahrlich zu melden.

(3) YIn Abhangigkeit von den Ergebnissen der quantitativen Analyse weist die Bundesanstalt
ein global systemrelevantes Institut einer bestimmten GroRenklasse zu. Die Bundesanstalt
kann

1. ein global systemrelevantes Institut einer hoheren Grof3enklasse zuordnen, oder

2. ein zur Teilnahme am quantitativen Verfahren verpflichtetes Institut, das im Rahmen
der quantitativen Analyse nicht als global systemrelevantes Institut identifiziert wurde,
als solches einstufen und einer der Grof3enklassen zuordnen, wenn im Rahmen der
erganzenden qualitativen Analyse Merkmale der Systemrelevanz festgestellt wurden,
die im Rahmen der quantitativen Analyse nicht oder nicht ausreichend erfasst wurden.

(4) Die Institute, deren GesamtrisikopositionsmessgrofRe im Sinne des Artikels 429 Absatz 4
der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 den Wert von 200 Milliarden Euro Ubersteigt, sind verpflich-
tet, die Werte der der quantitativen Analyse zugrunde liegenden Indikatoren jahrlich innerhalb
von vier Monaten nach Abschluss eines jeden Geschéftsjahres, spatestens jedoch bis zum
31. Juli, auf ihrer Internetseite und in dem Medium zu vero6ffentlichen, welches gemaf Artikel
434 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 fiir die Verdéffentlichung der in Teil 8 dieser Verordnung
verlangten Angaben vorgesehen ist. 2Die Veroffentlichung hat mittels der ausgefiillten, im An-
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hang der Durchfihrungsverordnung (EU) Nr. 1030/2014 der Kommission vom 29. Septem-
ber 2014 zur Festlegung technischer Durchfiihrungsstandards in Bezug auf einheitliche For-
mate und Daten fur die Offenlegung der Werte zur Bestimmung global systemrelevanter Insti-
tute gemalf der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates
(ABI. L 284 vom 30.9.2014, S. 14) enthaltenen Bogen entsprechend den Angaben auf der
Internetseite der Europaischen Bankenaufsichtsbehorde elektronisch zu erfolgen. ®Die Bun-
desanstalt Ubermittelt die Bogen an die Européaische Bankenaufsichtsbehdrde zwecks zentra-
ler Veroffentlichung auf ihrer Internetseite. “Bei der Anordnung und Uberpriifung des Kapital-
puffers fur global systemrelevante Institute nach Absatz 1 und der Einstufung als global sys-
temrelevante Institute sowie der Zuweisung zu einer Gro3enklasse nach den Abséatzen 2 und
3 sind die insoweit bestehenden Vorgaben und Empfehlungen der Européaischen Bankenauf-
sichtsbehdrde und des Européischen Ausschusses fir Systemrisiken nach freiem Ermessen
der Bundesanstalt zu beriicksichtigen.

(4a) Die in Absatz 4 genannten Institute sind verpflichtet, jahrlich die Datenerfassungsbdgen
des Baseler Ausschusses fur Bankenaufsicht auszufullen und an die Bundesanstalt sowie die
Deutsche Bundesbank zu senden. 2Die Deutsche Bundesbank tbermittelt die ausgefiillten
Datenerfassungsbogen an den Baseler Ausschuss fur Bankenaufsicht. 3Dartiber hinaus kann
die Bundesanstalt die ausgefillten Datenerfassungsbdgen des Baseler Ausschusses fir Ban-
kenaufsicht auch an die Europaische Bankenaufsichtsbehdrde weiterleiten.

(5) Die Bundesanstalt unterrichtet die Europaische Bankenaufsichtsbehdrde, den Europai-
schen Ausschuss fir Systemrisiken, die Europaische Kommission und die als global system-
relevant eingestuften Institute Uber die Entscheidungen nach den Abséatzen 1 bis 3 und verof-
fentlicht Informationen Uber das Bestehen einer Anordnung sowie die Hohe des angeordneten
Kapitalpuffers fur global systemrelevante Institute sowie eine Liste der als global systemrele-
vant eingestuften Institute.

(6) Das Nahere regelt die Rechtsverordnung nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 Buch-
stabe c.

§ 109
Kapitalpuffer flr anderweitig systemrelevante Institute

(1) Die Bundesanstalt kann anordnen, dass ein anderweitig systemrelevantes Institut zusatz-
lich zum harten Kernkapital, das zur Einhaltung

1.
2.

der Eigenmittelanforderungen nach Artikel 92 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013,

erhohter Eigenmittelanforderungen zur Absicherung nicht von Artikel 1 der Verordnung
(EU) Nr. 575/2013 abgedeckter Risiken und Risikoelemente nach § 10 Absatz 3,

erhdhter Eigenmittelanforderungen nach § 10 Absatz 4,
des Kapitalerhaltungspuffers nach § 10c,

des institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffers nach § 10d und
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6. des systemischen Kapitalpuffers nach § 10e, soweit dieser nicht auf den Kapitalpuffer
fur global systemrelevante Institute angerechnet wird,

erforderlich ist, einen aus hartem Kernkapital bestehenden Kapitalpuffer fir anderweitig sys-
temrelevante Institute in H6he von bis zu 2,0 Prozent des nach Artikel 92 Absatz 3 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 575/2013 ermittelten Gesamtforderungsbetrags auf konsolidierter, unterkon-
solidierter oder auf Einzelinstitutsebene vorhalten muss.

(2) Die Bundesanstalt bestimmt im Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbank mindes-
tens jahrlich, welche Institute, EU-Mutterinstitute, EU-Mutterfinanzholdinggesellschaften oder
gemischte EU-Mutterfinanzholdinggesellschaften mit Sitz im Inland auf konsolidierter, unter-
konsolidierter oder Einzelinstitutsebene als anderweitig systemrelevant eingestuft werden (an-
derweitig systemrelevante Institute). 2Bei der auf der relevanten Ebene durchgefiihrten quali-
tativen und quantitativen Analyse bertcksichtigt sie jeweils fur die untersuchte Einheit insbe-
sondere die nachfolgenden Faktoren:

1. Grole,

2. wirtschaftliche Bedeutung fur den Europaischen Wirtschaftsraum und die Bundesre-
publik Deutschland,

3. grenziberschreitende Aktivitaten sowie

4. Vernetztheit mit dem Finanzsystem.

(3) 'Die Bundesanstalt tiberpriift mindestens jahrlich, ob und in welcher Hohe der Kapitalpuffer
fur anderweitig systemrelevante Institute erforderlich ist. 2Dabei sind jeweils die insoweit be-
stehenden Vorgaben und Empfehlungen der Européaischen Bankenaufsichtsbehérde und des
Européischen Ausschusses fur Systemrisiken zu beachten. *Die Anordnung darf nur erfolgen,
wenn der Kapitalpuffer fir anderweitig systemrelevante Institute keine unverhaltnismafige Be-
eintrachtigung des Finanzsystems oder von Teilen des Finanzsystems eines anderen Staates
oder des Européischen Wirtschaftsraums insgesamt darstellt, so dass das Funktionieren des
Binnenmarkts des Europaischen Wirtschaftsraums behindert wird.

(3a) 'Die Bundesanstalt veroffentlicht die fir die Einstufung der anderweitig systemrelevanten
Institute und die Festsetzung der Hohe des Kapitalpuffers angewandte Methodik unter Beriick-
sichtigung der maf3geblichen gquantitativen und qualitativen Indikatoren und Schwellenwerte.
2Dabei sind die insoweit bestehenden Leitlinien der Europaischen Bankenaufsichtsbehorde zu
beachten.

(4) *Mindestens einen Monat vor Bekanntgabe der Anordnung eines neuen oder veranderten
Kapitalpuffers fur anderweitig systemrelevante Institute hat die Bundesanstalt die beabsich-
tigte Anordnung der Europaischen Bankenaufsichtsbehdrde, dem Europaischen Ausschuss
fur Systemrisiken und der Europaischen Kommission sowie den zustandigen Aufsichtsbehor-
den gegebenenfalls betroffener Staaten des Europaischen Wirtschaftsraums anzuzeigen. ?Die
Anzeigen sollen jeweils mindestens folgende Angaben enthalten:
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1. eine detaillierte Begriindung, weshalb die Festsetzung eines Kapitalpuffers fir ander-
weitig systemrelevante Institute gerechtfertigt und den identifizierten Risiken angemes-
sen ist,

2. eine detaillierte Erlauterung der wahrscheinlichen positiven und negativen Auswirkun-
gen des Kapitalpuffers auf den Binnenmarkt des Européaischen Wirtschaftsraums sowie

3. die Hohe des festgesetzten Kapitalpuffers.

(5) 'Die Bundesanstalt unterrichtet das jeweilige anderweitig systemrelevante Institut mit den
jeweils festgesetzten Kapitalpuffern, die Europaische Bankenaufsichtsbehérde, den Européi-
schen Ausschuss fur Systemrisiken und die Européische Kommission tber die Entscheidun-
gen nach Absatz 1 und 2 und verdffentlicht eine Liste der als anderweitig systemrelevant ein-
gestuften Institute. 2Die Liste enthalt die wesentlichen gquantitativen und qualitativen Ergeb-
nisse der den Entscheidungen zugrunde liegenden Analyse unter Berlcksichtigung der ver-
wendeten Indikatoren und Schwellenwerte. *Zudem tbermittelt die Bundesanstalt der Europa-
ischen Bankenaufsichtsbehérde die Werte der fur die Analyse verwendeten Indikatoren fir alle
Institute, die nicht bereits auf Grund ihrer gemessen an der Bilanzsumme geringen Gréf3e von
der Analyse ausgeschlossen wurden. “Dabei sind die insoweit bestehenden Leitlinien der Eu-
ropaischen Bankenaufsichtsbehdrde zu beachten.

(6) Ist das anderweitig systemrelevante Institut Tochterunternehmen

1. eines global systemrelevanten Instituts oder

2. eines EU-Mutterinstituts mit Sitz im Ausland, das ein anderweitig systemrelevantes
Institut im Sinne des Artikels 131 Absatz 1 der Richtlinie 2013/36/EU ist und einem
Kapitalpuffer fur anderweitig systemrelevante Institute auf konsolidierter Ebene unter-
liegt,

darf der Kapitalpuffer des Absatzes 2 den hoheren Wert von entweder 1,0 Prozent oder des
Kapitalpuffers auf konsolidierter Ebene nach Mal3gabe des Artikels 131 Absatz 4 oder 5 der
Richtlinie 2013/36/EU nicht Ubersteigen.

(7) Das Nahere regelt die Rechtsverordnung nach 8 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 Buch-
stabe d.

§ 10h
Zusammenwirken der Kapitalpuffer fir systemische Risiken, flir global systemrele-
vante Institute und fir anderweitig systemrelevante Institute

(1) Solange neben einem Kapitalpuffer flr global systemrelevante Institute nach § 10f auch
ein Kapitalpuffer fir anderweitig systemrelevante Institute nach 8 10g auf konsolidierter Ebene
besteht, ist nur der héhere der beiden Kapitalpuffer einzuhalten.

(2) Solange neben einem Kapitalpuffer fir global systemrelevante Institute nach § 10f auch
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1. ein Kapitalpuffer fir anderweitig systemrelevante Institute nach § 10g auf konsolidierter
Ebene besteht und

2. ein Kapitalpuffer fur systemische Risiken nach § 10e auf konsolidierter Ebene besteht,
der nicht nur fur Risikopositionen angeordnet wurde, die in dem jeweils anordnenden
Staat des Europaischen Wirtschaftsraums belegen sind,

ist nur der hochste der drei Kapitalpuffer einzuhalten.

(3) Solange neben einem Kapitalpuffer flr anderweitig systemrelevante Institute nach § 10g
auf Einzelinstitutsebene oder unterkonsolidierter Ebene oder konsolidierter Ebene ein Kapital-
puffer fir systemische Risiken nach § 10e auf Einzelinstitutsebene oder unterkonsolidierter
Ebene oder konsolidierter Ebene besteht, der nicht nur fir Risikopositionen angeordnet wurde,
die in dem jeweils anordnenden Staat des Europaischen Wirtschaftsraums belegen sind, ist
nur der hohere der beiden Kapitalpuffer einzuhalten.

(4) Wurde ein Kapitalpuffer fur systemische Risiken nach § 10e nur fur Risikopositionen ange-
ordnet, die in dem jeweils anordnenden Staat des Europdaischen Wirtschaftsraums belegen
sind, so ist dieser zusatzlich zu einem Kapitalpuffer fir ein global systemrelevantes Institut
nach § 10f oder einem Kapitalpuffer fir anderweitig systemrelevante Institute nach 8§ 10g ein-
zuhalten.

§ 10i
Kombinierte Kapitalpuffer-Anforderung

(1) Die kombinierte Kapitalpuffer-Anforderung ist das gesamte harte Kernkapital eines Insti-
tuts, das zur Einhaltung der folgenden Kapitalpuffer-Anforderungen erforderlich ist:

1. des Kapitalerhaltungspuffers nach § 10c,

2. des institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffers nach § 10d, und

3. in den Fallen und nach Maf3gabe

a) des § 10h Absatz 1 des hoheren der Kapitalpuffer fir global systemrelevante Insti-
tute nach § 10f und fir anderweitig systemrelevante Institute nach § 10g,

b) des § 10h Absatz 2 des hdchsten der Kapitalpuffer fiir global systemrelevante In-
stitute nach § 10f, fur anderweitig systemrelevante Institute nach § 10g und fir
systemische Risiken nach § 10e,

c) des § 10h Absatz 3 des htheren der Kapitalpuffer flr systemische Risiken nach
8 10e oder anderweitig systemrelevante Institute nach § 10g, oder

d) des § 10h Absatz 4 der Summe aus dem Kapitalpuffer fiir systemische Risiken
nach § 10e sowie dem Kapitalpuffer fiir global systemrelevante Institute nach § 10f
oder dem Kapitalpuffer fir anderweitig systemrelevante Institute nach § 10g.
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(2) Ein Institut, das die kombinierte Kapitalpuffer-Anforderung erfillt, darf keine Ausschittung
aus dem harten Kernkapital oder auf harte Kernkapitalinstrumente nach Absatz 5 vornehmen,
wenn dadurch sein hartes Kernkapital so stark abnehmen wurde, dass die kombinierte Kapi-
talpuffer-Anforderung nicht mehr erfillt wéare.

(3) Ein Institut, das die kombinierte Kapitalpuffer-Anforderung nicht oder nicht mehr erfillt,
muss den maximal ausschuttungsfahigen Betrag berechnen und der Bundesanstalt und der
Deutschen Bundesbank anzeigen. 2Das Institut muss Vorkehrungen treffen, um zu gewahr-
leisten, dass die Hohe der ausschuttungsfahigen Gewinne und der maximal ausschittungsfa-
hige Betrag genau berechnet werden, und muss in der Lage sein, der Bundesanstalt und der
Deutschen Bundesbank die Genauigkeit der Berechnung auf Anfrage nachzuweisen. 3Bis zur
Entscheidung der Bundesanstalt Uber die Genehmigung des Kapitalerhaltungsplans nach den
Absatzen 7 und 8 darf das Kreditinstitut

1. keine Ausschuttung aus dem hartem Kernkapital oder auf harte Kernkapitalinstrumente
nach Absatz 5 vornehmen,

2. keine Verpflichtung zur Zahlung einer variablen Vergutung oder zu freiwilligen Renten-
zahlungen tibernehmen oder eine variable Verglitung zahlen, wenn die entsprechende
Verpflichtung in einem Zeitraum Gbernommen worden ist, in dem das Kreditinstitut die
kombinierte Kapitalpuffer-Anforderung nicht erftllt hat, und

3. keine Zahlungen aus zuséatzlichen Kernkapitalinstrumenten vornehmen.
“Das Néhere regelt die Rechtsverordnung nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe e.

(4) Ein Institut, das die kombinierte Kapitalpuffer-Anforderung nicht oder nicht mehr erfillt und
beabsichtigt, eine Ausschittung ausschittungsfahiger Gewinne oder eine Maflinhahme nach
Absatz 3 Satz 3 Nummer 1 bis 3 durchzuftihren, teilt diese Absicht der Bundesanstalt und der
Deutschen Bundesbank unter Angabe der folgenden Informationen mit:
1. vom Institut vorgehaltene Eigenmittel, aufgeschliisselt nach
a) hartem Kernkapital;

b) zuséatzlichem Kernkapital,

c) Erganzungskapital;

2. Hohe der Zwischengewinne und Gewinne zum Jahresende;

3. Hohe des maximal ausschittungsfahigen Betrages;

4. Hohe der ausschuttungsfahigen Gewinne und deren beabsichtigte Aufteilung auf
a) Ausschittungen an Anteilseigner oder Eigentiimer;
b) Ruckkauf oder Riickerwerb von Anteilen;

c) Zahlungen aus zusatzlichen Kernkapitalinstrumenten;
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d) Zahlung einer variablen Vergutung oder freiwillige Rentenzahlungen, entweder auf
Grund der Ubernahme einer neuen Zahlungsverpflichtung oder einer Zahlungsver-
pflichtung, die in einem Zeitraum Gbernommen wurde, in dem das Kreditinstitut die
kombinierte Anforderung an Kapitalpuffer nicht erfillt hat.

(5) Eine Ausschuittung aus hartem Kernkapital oder auf harte Kernkapitalinstrumente umfasst

1. Gewinnausschittungen in bar,

2. die Ausgabe von teilweise oder voll gezahlten Gratisaktien oder anderen in Artikel 26
Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 aufgeflihrten Eigenmittelin-
strumenten,

3. eine Ricknahme oder einen Riickkauf eigener Aktien oder anderer Instrumente nach
Artikel 26 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 durch ein Institut,

4. eine Rickzahlung der in Verbindung mit den Eigenmittelinstrumenten nach Artikel 26
Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 eingezahlten Betrage und

5. eine Ausschuttung von in Artikel 26 Absatz 1 Buchstabe b bis e der Verordnung (EU)
Nr. 575/2013 aufgefihrten Positionen.

(6) Ein Institut, das die kombinierte Kapitalpuffer-Anforderung nicht oder nicht mehr erfillt,
muss Uber die Anforderungen der Absétze 3 bis 4 hinaus zusatzlich einen Kapitalerhaltungs-
plan erstellen und innerhalb von funf Arbeitstagen, nachdem es festgestellt hat, dass es die
kombinierte Kapitalpuffer-Anforderung nicht erfullen kann, der Bundesanstalt und der Deut-
schen Bundesbank vorlegen. 2Die Bundesanstalt kann die Frist zur Vorlage auf langstens zehn
Arbeitstage verlangern, wenn dies im Einzelfall und unter Berticksichtigung des Umfangs und
der Komplexitat der Geschaftstatigkeit des Instituts angemessen erscheint. *Der Kapitalerhal-
tungsplan umfasst

1. eine Einnahmen- und Ausgabenschatzung und eine Bilanzprognose,
2. MalRnahmen zur Erhéhung der Kapitalquoten des Instituts,

3. Plan und Zeitplan fur die Erh6hung der Eigenmittel, um die kombinierte Kapitalpuffer-
Anforderung vollstandig zu erfillen, und

4. weitere Informationen, die die Bundesanstalt fir die in Absatz 7 vorgeschriebene Be-
wertung als notwendig erachtet.

(7) 'Die Bundesanstalt bewertet den Kapitalerhaltungsplan und genehmigt ihn, wenn sie der
Auffassung ist, dass durch seine Umsetzung sehr wahrscheinlich gentigend Kapital erhalten
oder aufgenommen wird, damit das Institut die kombinierte Kapitalpuffer-Anforderung inner-
halb des von der Bundesanstalt als angemessen erachteten Zeitraums erfullen kann. 2Die
Bundesanstalt entscheidet tber die Genehmigung innerhalb von 14 Tagen nach Eingang des
Kapitalerhaltungsplans. *Nach Genehmigung des Kapitalerhaltungsplans ist das Institut be-
rechtigt, eine Ausschuttung ausschuttungsfahiger Gewinne sowie Maflinahmen nach Absatz 3

86



§11

Satz 3 Nummer 1 bis 3 bis zu Hohe des maximal ausschuittungsfahigen Betrags durchzufih-
ren.

(8) *Genehmigt die Bundesanstalt den Kapitalerhaltungsplan nicht,

1. ordnet die Bundesanstalt an, dass die Ausschiittungsbeschréankungen des Absatzes 3
fortgelten, oder

2. erlaubt die Bundesanstalt dem Institut die Durchfihrung von Malinahmen im Sinne des
Absatzes 3 Satz 3 Nummer 1 bis 3 bis zu einem bestimmten Betrag, der den maximal
ausschittungsfahigen Betrag nicht Gbersteigen darf.

2Daneben kann sie von dem Institut verlangen, seine Eigenmittel innerhalb eines bestimmten
Zeitraums auf eine bestimmte HOhe aufzustocken.

(9) Die in dieser Vorschrift festgelegten Beschrankungen finden ausschliel3lich auf Zahlungen
und Ausschuttungen Anwendung, die zu einer Verringerung des harten Kernkapitals oder der
Gewinne fuihren, und sofern die Aussetzung einer Zahlung oder eine versdumte Zahlung we-
der einen Ausfall noch eine Voraussetzung fir die Einleitung eines Verfahrens nach den fir
das Institut geltenden Insolvenzvorschriften darstellt.

§11
Liquiditat

(1) 'Die Institute missen ihre Mittel so anlegen, dass jederzeit eine ausreichende Zahlungs-
bereitschaft (Liquiditat) gewahrleistet ist. 2Das Bundesministerium der Finanzen wird erméach-
tigt, durch Rechtsverordnung im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank nahere Anforde-
rungen an die ausreichende Liquiditat zu bestimmen, insbesondere Uber die

1. Methoden zur Beurteilung der ausreichenden Liquiditat und die daftur erforderlichen
technischen Grundsatze,

2. als Zahlungsmittel und Zahlungsverpflichtungen zu bertcksichtigenden Geschéfte ein-
schlie3lich ihrer Bemessungsgrundlagen sowie

3. Pflicht der Institute zur Ubermittlung der zum Nachweis der ausreichenden Liquiditat
erforderlichen Angaben an die Aufsichtsbehdrde und die Deutsche Bundesbank, ein-
schlie3lich Bestimmungen zu Inhalt, Art, Umfang und Form der Angaben, zu der Hau-
figkeit ihrer Ubermittlung und uiber die zulassigen Datentrager, Ubertragungswege und
Datenformate.

%In der Rechtsverordnung ist an die Definition der Spareinlagen aus § 21 Abs. 4 der Kreditin-
stituts-Rechnungslegungsverordnung anzukniipfen. “Das Bundesministerium der Finanzen
kann die Erméachtigung durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt mit der Maf3gabe Uber-
tragen, dass die Rechtsverordnung im Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbank ergeht.
Vor Erlass der Rechtsverordnung sind die Spitzenverbande der Institute zu horen.
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(2) Die Bundesanstalt kann bei der Beurteilung der Liquiditat im Einzelfall gegeniber Instituten
Uber die in der Rechtsverordnung nach Absatz 1 festgelegten Vorgaben hinausgehende Liqui-
ditdtsanforderungen anordnen, wenn ohne eine solche MalRnahme die nachhaltige Liquiditat
eines Instituts nicht gesichert ist.

(3) Die Bundesanstalt kann bei der Beurteilung der Liquiditat im Einzelfall gegeniber Institu-
ten, Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen und gemischten Finanzholding-Gruppen spezi-
fische Uber die Anforderungen der Artikel 411 bis 428 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in
der jeweils geltenden Fassung hinausgehende Liquiditatsanforderungen anordnen, um spezi-
fische Risiken abzudecken, denen ein Institut ausgesetzt ist oder ausgesetzt sein konnte. 2Die
Bundesanstalt beachtet dabei die in Artikel 105 der Richtlinie 2013/36/EU in der jeweils gel-
tenden Fassung aufgefiihrten Erwagungsgrinde. *Die Bundesanstalt kann dartiber hinaus
auch die Fristentransformation einschranken. #8 10a Absatz 1 bis 3 gilt entsprechend.

(4) Die Bundesanstalt kann anordnen, dass ein Institut, eine Institutsgruppe, eine Finanzhol-
ding-Gruppe oder eine gemischte Finanzholding-Gruppe haufigere oder auch umfangreichere
Meldungen zu seiner Liquiditat einzureichen hat.

8§12
(aufgehoben)

§ 12a
Begrindung von Unternehmensbeziehungen

(1) *Ein Institut, eine Finanzholding-Gesellschaft oder eine gemischte Finanzholding-Gesell-
schaft hat bei dem Erwerb einer Beteiligung an einem Unternehmen mit Sitz im Ausland oder
der Begrindung einer Unternehmensbeziehung mit einem solchen Unternehmen, wodurch
das Unternehmen zu einem nachgeordneten Unternehmen im Sinne des § 10a wird, sicher-
zustellen, daf3 es, im Falle einer Finanzholding-Gesellschaft oder gemischten Finanzholding-
Gesellschaft das fur die Zusammenfassung verantwortliche Ubergeordnete Unternehmen, die
fur die Erfallung der jeweiligen Pflichten nach den 88 10a und 25 Absatz 1 erforderlichen An-
gaben erhalt. 2Satz 1 ist hinsichtlich der fur die Erfillung der Pflichten nach § 10a erforderlichen
Angaben nicht anzuwenden, wenn ein Institut fir einzelne gruppenangehérige Unternehmen
die erforderlichen Angaben fur die Zusammenfassung nach § 10a nicht beschaffen kann und
durch den gemalf Artikel 36 in Verbindung mit Artikel 19 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung
(EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung vorzunehmenden Abzug der Buchwerte
in einer der Zusammenfassung nach § 10a Absatz 4 oder 5 vergleichbaren Weise dem Risiko
aus der Begrundung der Beteiligung oder der Unternehmensbeziehung Rechnung getragen
und es der Bundesanstalt ermoglicht wird, die Einhaltung dieser Voraussetzung zu tberprufen.
3Das Institut, die Finanzholding-Gesellschaft oder gemischte Finanzholding-Gesellschaft hat
die Begriindung, die Veranderung oder die Aufgabe einer in Satz 1 genannten Beteiligung
oder Unternehmensbeziehung unverziiglich der Bundesanstalt und der Deutschen Bundes-
bank anzuzeigen.
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(2) 'Die Bundesanstalt kann die Fortfiihrung der Beteiligung oder der Unternehmensbeziehung
untersagen, wenn das Ubergeordnete Unternehmen oder das Institut im Sinne des Artikels 22
der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 die fur die Erflllung der Pflichten nach den 8§ 10a, 13
Absatz 3, § 25 Absatz 1 oder nach den Rechtsverordnungen nach 8§ 10 Absatz 1 Satz 1 oder
§ 13 Absatz 1 Satz 1 sowie nach den Artikeln 11 bis 17 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in
der jeweils geltenden Fassung erforderlichen Angaben nicht erhalt. 2Die Ausnahme nach Ab-
satz 1 Satz 2 gilt entsprechend fir die Untersagungserméchtigung nach Satz 1.

(3) (aufgehoben)

2. KREDITGESCHAFT

§13
GrolRkredite; Verordnungsermachtigung

(1) *Das Bundesministerium der Finanzen wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank im
Interesse des angemessenen Schutzes der Institute, Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen
und gemischten Finanzholding-Gruppen vor Klumpenrisiken in Ergdnzung der Verordnung
(EU) Nr. 575/2013 fur Grol3kredite nahere Regelungen zu erlassen tber

1. die Beschlussfassungspflichten der Geschéftsleiter nach Absatz 2 sowie Ausnahmen
davon,

2. Art, Umfang, Zeitpunkt und Form der Angaben, Ubertragungswege und Datenformate
der GroRkreditstammdatenanzeigen sowie deren Rickmeldungen im Rahmen des
GrofRkreditmeldeverfahrens nach Artikel 394 Absatz 1 bis 3 der Verordnung (EU) Nr.
575/2013 in der jeweils geltenden Fassung,

3. die Meldung des Anteils des Handelsbuchs an der Gesamtsumme der bilanzmaRigen
und aul3erbilanzmafigen Geschafte sowie die Nutzung der Ausnahmeregelung nach
Artikel 94 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013,

4, die bis zum Inkrafttreten der technischen Durchfihrungsstandards nach Artikel 394 Ab-
satz 4 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 geltenden Vorgaben zu Art, Umfang, Zeit-
punkt und Form der Angaben zu den zulassigen Datentragern, Ubertragungswegen
und Datenformaten der Grol3kreditanzeigen nach Artikel 394 Absatz 1 bis 3 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 575/2013 sowie zu den nach diesen Bestimmungen bestehenden
Anzeigepflichten, die durch die Pflicht zur Erstattung von Sammelanzeigen ergéanzt
werden kdénnen, soweit dies zur Erfilllung der Aufgaben der Aufsichtsbehdrde erforder-
lich ist, insbesondere um einheitliche Unterlagen zur Beurteilung der von den Instituten
gedffneten Positionen zu erhalten, und
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5. die Umsetzung der von Artikel 493 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der
jeweils geltenden Fassung zugelassenen Freistellung bestimmter Kredite von der An-
wendung des Artikels 395 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils
geltenden Fassung.

2Das Bundesministerium der Finanzen kann die Erméachtigung durch Rechtsverordnung auf
die Bundesanstalt mit der Mal3gabe Ubertragen, dass die Rechtsverordnung im Einvernehmen
mit der Deutschen Bundesbank ergeht. *Vor Erlass der Rechtsverordnung sind die Spitzen-
verbande der Institute zu horen.

(2) *Ein Institut in der Rechtsform einer juristischen Person oder einer Personenhandelsgesell-
schaft darf unbeschadet der Wirksamkeit der Rechtsgeschéfte einen Grof3kredit nur auf Grund
eines einstimmigen Beschlusses samtlicher Geschéftsleiter gewahren. 2Der Beschluss soll vor
der Kreditgewahrung gefasst werden. 3Ist dies im Einzelfall wegen der Eilbeduirftigkeit des Ge-
schaftes nicht moglich, ist der Beschluss unverziglich nachzuholen. “Der Beschluss ist zu
dokumentieren. ®Ist der GroRkredit ohne vorherigen einstimmigen Beschluss samtlicher Ge-
schaftsleiter gewéahrt worden und wird die Beschlussfassung nicht innerhalb eines Monats
nach Gewahrung des Kredits nachgeholt, hat das Institut dies der Aufsichtsbehorde, der Deut-
schen Bundesbank und, soweit Aufsichtsbehérde die Européische Zentralbank ist, auch der
Bundesanstalt unverziglich anzuzeigen. *Wird ein bereits gewahrter Kredit durch Verringe-
rung der nach Artikel 4 Absatz 1 Nummer 71 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 anrechenba-
ren Eigenmittel zu einem Grol3kredit, darf das Institut diesen GroRRkredit unbeschadet der Wirk-
samkeit des Rechtsgeschéftes nur auf Grund eines unverzuglich nachzuholenden einstimmi-
gen Beschlusses samtlicher Geschaftsleiter weitergewahren. "Der Beschluss ist zu dokumen-
tieren. 8Wird der Beschluss nicht innerhalb eines Monats ab dem Zeitpunkt, zu dem der Kredit
zu einem GrolRkredit geworden ist, nachgeholt, hat das Institut dies der Aufsichtsbehdrde, der
Deutschen Bundesbank und, soweit Aufsichtsbehdrde die Européische Zentralbank ist, auch
der Bundesanstalt unverziiglich anzuzeigen.

(3) Die Beschlussfassungspflichten nach Absatz 2 gelten entsprechend fir das tibergeordnete
Unternehmen, wenn ein Unternehmen der Institutsgruppe, der Finanzholding-Gruppe oder der
gemischten Finanzholding-Gruppe von Artikel 7 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 Gebrauch
macht.

(4) 'Bei Krediten aus offentlichen Fordermitteln, die die Forderinstitute des Bundes und der
Lander auf Grund selbstandiger Kreditvertrage, gegebenenfalls auch tber weitere Durchlei-
tungsinstitute, Gber Hausbanken zu vorbestimmten Konditionen an Endkreditnehmer leiten
(Hausbankprinzip), kénnen fir die beteiligten Institute in Bezug auf die Anwendung des Arti-
kels 395 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 die einzelnen Endkredithehmer als Kre-
ditnehmer des von ihnen gewahrten Interbankkredits behandelt werden, wenn ihnen die Kre-
ditforderungen zur Sicherheit abgetreten werden. 2Dies gilt entsprechend fiir aus eigenen oder
offentlichen Mitteln zinsverbilligte Kredite der Forderinstitute hach dem Hausbankprinzip (Ei-
genmittelprogramme) sowie fiir Kredite aus nichtéffentlichen Mitteln, die ein Kreditinstitut nach
gesetzlichen Vorgaben, gegebenenfalls auch tber weitere Durchleitungsinstitute, tiber Haus-
banken an Endkreditnehmer leitet.
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§ 13a

§ 13a
(aufgehoben)

8§ 13b
(aufgehoben)

§ 13c
Gruppeninterne Transaktionen mit gemischten Holdinggesellschaften

(1) Ein CRR-Institut, das Tochterunternehmen einer gemischten Holdinggesellschaft ist, hat
der Aufsichtsbehdrde, der Deutschen Bundesbank und, soweit Aufsichtsbehérde die Europa-
ische Zentralbank ist, auch der Bundesanstalt bedeutende gruppeninterne Transaktionen mit
gemischten Holdinggesellschaften oder deren anderen Tochterunternehmen anzuzeigen.
2Das Bundesministerium der Finanzen wird erméachtigt, durch eine im Benehmen mit der Deut-
schen Bundesbank zu erlassende Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundes-
rates bedarf, naher zu bestimmen:

1. die Arten der anzuzeigenden Transaktionen und Schwellenwerte, anhand derer die
gruppeninternen Transaktionen als bedeutend anzusehen sind;

2. die Obergrenzen fur gruppeninterne Transaktionen und Beschrankungen hinsichtlich
der Art gruppeninterner Transaktionen;

3. Art, Umfang, Zeitpunkt und Form der Angaben sowie die zulassigen Datentrager und
Ubertragungswege.

3Das Bundesministerium der Finanzen kann die Erméachtigung durch Rechtsverordnung auf
die Bundesanstalt mit der Mal3gabe ubertragen, dass die Rechtsverordnung im Einvernehmen
mit der Deutschen Bundesbank zu erlassen ist. “Vor Erlass der Rechtsverordnung sind die
Spitzenverbande der Institute anzuhoren.

(2) Das CRR-Institut im Sinne von Absatz 1 Satz 1 darf unbeschadet der Wirksamkeit der
Rechtsgeschéfte bedeutende gruppeninterne Transaktionen mit gemischten Holdinggesell-
schaften oder deren anderen Tochterunternehmen nur auf Grund eines einstimmigen Be-
schlusses samtlicher Geschéftsleiter durchfiuihren; 8 13 Abs. 2 Satz 2 bis 5 gilt entsprechend.

(3) *Unbeschadet der Wirksamkeit der Rechtsgeschéfte darf das CRR-Institut im Sinne des
Absatzes 1 Satz 1 ohne Zustimmung der Aufsichtsbehdrde keine bedeutenden gruppeninter-
nen Transaktionen mit gemischten Holdinggesellschaften oder deren anderen Tochterunter-
nehmen durchfiihren, die die in der Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 2 festgelegten
Obergrenzen Uberschreiten oder gegen die in der Rechtsverordnung festgelegten Beschran-
kungen hinsichtlich der Art bedeutender gruppeninterner Transaktionen verstoRen. 2Die Zu-
stimmung nach Satz 1 steht im Ermessen der Aufsichtsbehdrde. 2Unabhéngig davon, ob die
Aufsichtsbehorde die Zustimmung erteilt, hat das Institut das Uberschreiten der Obergrenzen

91



§13d

oder die VerstoR3e gegen die Beschrankungen hinsichtlich der Art gruppeninterner Transakti-
onen ihr, der Deutschen Bundesbank und, soweit Aufsichtsbehérde die Européische Zentral-
bank ist, auch der Bundesanstalt unverztiglich anzuzeigen. “Die Aufsichtsbehorde kann

1. von dem CRR-Institut im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 bei einem Uberschreiten der in
der Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 2 bestimmten Obergrenzen die Unterlegung
des Uberschreitungsbetrags mit Eigenmitteln verlangen;

2. Verstol3e gegen die in der Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 2 bestimmten Be-
schrankungen hinsichtlich der Art gruppeninterner Transaktionen durch geeignete und
erforderliche Mal3nahmen unterbinden.

(4) *Zur Ermittlung, Quantifizierung, Uberwachung und Steuerung bedeutender gruppeninter-
ner Transaktionen innerhalb einer gemischten Unternehmensgruppe missen die gruppenan-
gehorigen CRR-Institute Uber ein angemessenes Risikomanagement und angemessene in-
terne Kontrollverfahren, einschliel3lich eines ordnungsgeméfRen Berichtswesens und ord-
nungsgemafer Rechnungslegungsverfahren, verfiigen; § 13 bleibt unberthrt. 2§ 10a Absatz
8, §25a Abs. 1 Satz 2 sowie Artikel 11 Absatz 1 Satz 2 und 3 der Verordnung (EU) Nr.
575/2013 gelten entsprechend.

§13d
(aufgehoben)

§14
Millionenkredite

(1) *Kreditinstitute, CRR-Wertpapierfirmen, die firr eigene Rechnung im Sinne des Anhangs |
Nummer 3 der Richtlinie 2004/39/EG handeln, Finanzdienstleistungsinstitute im Sinne des § 1
Absatz 1a Satz 2 Nummer 4, 9 oder 10, Finanzinstitute im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Num-
mer 26 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in Verbindung mit Anhang | Nummer 2 der Richtlinie
2013/36/EU, die das Factoring betreiben, und die in 8 2 Absatz 2 genannten Unternehmen
und Stellen (am Millionenkreditmeldeverfahren beteiligte Unternehmen) haben der bei der
Deutschen Bundesbank gefiihrten Evidenzzentrale vierteljahrlich (Beobachtungszeitraum) die
Kreditnehmer (Millionenkreditnehmer) anzuzeigen, deren Kreditvolumen 1 Million Euro oder
mehr betragt (Millionenkreditmeldegrenze); Anzeigeinhalte, Anzeigefristen und nahere Best-
immungen zum Beobachtungszeitraum sind durch die Rechtsverordnung nach 8§ 22 zu regeln.
2Ubergeordnete Unternehmen im Sinne des § 10a haben zugleich fiir die gruppenangehdrigen
Unternehmen deren Kreditnehmer im Sinne des entsprechend anzuwendenden Satzes 1 an-
zuzeigen. 3Dies gilt nicht, soweit diese Unternehmen selbst nach Satz 1 anzeigepflichtig sind
oder nach § 2 Absatz 4, 7, 8, 9a oder 9e von der Anzeigepflicht befreit oder ausgenommen
sind oder der Buchwert der Beteiligung an dem gruppenangehdérigen Unternehmen gemaf
Artikel 36 in Verbindung mit Artikel 19 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr.
575/2013 in der jeweils giltigen Fassung von den Eigenmitteln des tGibergeordneten Unterneh-
mens abgezogen wird. “Die nicht selbst nach Satz 1 anzeigepflichtigen gruppenangehorigen
Unternehmen haben dem Ulbergeordneten Unternehmen die hierfur erforderlichen Angaben
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zu Ubermitteln. Satz 1 gilt bei Gemeinschaftskrediten von 1 Million Euro und mehr auch dann,
wenn der Anteil des einzelnen Unternehmens 1 Million Euro nicht erreicht.

(2) *Ergibt sich, dass einem Kreditnehmer von einem oder mehreren Unternehmen Millionen-
kredite gewahrt worden sind, hat die Deutsche Bundesbank die anzeigenden Unternehmen zu
benachrichtigen. ?Die Benachrichtigung umfasst Angaben (ber die Gesamtverschuldung des
Kreditnehmers und Uber die Gesamtverschuldung der Kreditnehmereinheit, der dieser zuge-
hort, Gber die Anzahl der beteiligten Unternehmen sowie Informationen Uber die prognosti-
Zierte Ausfallwahrscheinlichkeit im Sinne der Artikel 92 bis 386 der Verordnung (EU) Nr.
575/2013 fur diesen Kreditnehmer, soweit ein Unternehmen selbst eine solche gemeldet hat.
3Die Benachrichtigung ist nach MalRgabe der Rechtsverordnung nach § 22 aufzugliedern. “Die
Deutsche Bundesbank teilt einem anzeigepflichtigen Unternehmen auf Antrag den Schulden-
stand eines Kreditnehmers oder voraussichtlichen Kreditnehmers oder, sofern der Kreditneh-
mer oder der voraussichtliche Kreditnehmer einer Kreditnehmereinheit angehért, den Schul-
denstand der Kreditnehmereinheit mit. °Sofern es sich um einen voraussichtlichen Kreditneh-
mer handelt, hat das Unternehmen auf Verlangen der Deutschen Bundesbank die Hohe der
beabsichtigten Kreditgewahrung mitzuteilen und nachzuweisen, dass der voraussichtliche
Kreditnehmer in die Mitteilung eingewilligt hat. °Die am Millionenkreditmeldeverfahren beteilig-
ten Unternehmen und die Deutsche Bundesbank dirfen die Meldung nach Absatz 1, die Be-
nachrichtigung nach Satz 1 sowie die Mitteilung nach Satz 4 auch im Wege der elektronischen
Dateniibertragung durchfiihren. “Einzelheiten des Verfahrens regelt die Rechtsverordnung
nach § 22. 8Soweit es fiir die Zwecke der Zuordnung der Meldung nach Absatz 1 zu einem
bestimmten Kreditnehmer unerlasslich ist, darf die Deutsche Bundesbank personenbezogene
Daten mehrerer Kreditnehmer an das anzeigepflichtige Unternehmen tbermitteln. °Diese Da-
ten durfen keine Angaben Uber finanzielle Verhaltnisse der Kreditnehmer enthalten. °Die bei
einem anzeigepflichtigen Unternehmen beschaftigten Personen dirfen Angaben, die dem Un-
ternehmen nach diesem Absatz mitgeteilt werden, Dritten nicht offenbaren und nicht verwer-
ten. 'Die Deutsche Bundesbank protokolliert zum Zwecke der Datenschutzkontrolle durch die
jeweils zustandige Stelle bei jeder Datenubertragung den Zeitpunkt, die Ubertragenen Daten
und die beteiligten Stellen. ?Eine Verarbeitung der Protokolldaten fir andere Zwecke ist un-
zulassig. °Die Protokolldaten sind mindestens 18 Monate aufzubewahren und spéatestens
nach 24 Monaten zu ldschen.

(3) 'Gelten nach § 19 Abs. 2 mehrere Schuldner als ein Kreditnehmer, so sind in den Anzeigen
nach Absatz 1 auch die Verschuldung und Informationen tber die prognostizierten Ausfall-
wahrscheinlichkeiten der einzelnen Schuldner anzugeben. 2Die Verschuldung einzelner
Schuldner sowie die Informationen Uber die prognostizierten Ausfallwahrscheinlichkeiten sind
jeweils nur den Unternehmen mitzuteilen, die selbst oder deren gruppenangehdrige Unterneh-
men im Sinne des Absatzes 1 diesen Schuldnern Kredite gewahrt oder Informationen Gber die
prognostizierten Ausfallwahrscheinlichkeiten dieses Schuldners gemeldet haben.
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(4) Die Deutsche Bundesbank darf im Einvernehmen mit der Bundesanstalt nach Mal3gabe
der allgemeinen datenschutzrechtlichen Vorschriften auslandischen Evidenzzentralen die bei
ihr gespeicherten Daten Uber Kreditnehmer, auch zur Weitergabe an dort ansassige Kreditge-
ber, zur Verfiigung stellen.

§15
Organkredite

(1) *Kredite an

10.

Geschaftsleiter des Instituts,

nicht zu den Geschéftsleitern gehérende Gesellschafter des Instituts, wenn dieses in
der Rechtsform einer Personenhandelsgesellschaft oder der Gesellschaft mit be-
schrankter Haftung betrieben wird, sowie an personlich haftende Gesellschafter eines
in der Rechtsform der Kommanditgesellschaft auf Aktien betriebenen Instituts, die nicht
Geschéftsleiter sind,

Mitglieder eines zur Uberwachung der Geschéftsfiihrung bestellten Organs des Insti-
tuts, wenn die Uberwachungsbefugnisse des Organs durch Gesetz geregelt sind (Auf-
sichtsorgan),

Prokuristen und zum gesamten Geschéftsbetrieb ermachtigte Handlungsbevollméach-
tigte des Instituts,

Ehegatten, Lebenspartner und minderjahrige Kinder der unter den Nummern 1 bis 4
genannten Personen,

stille Gesellschafter des Instituts,

Unternehmen in der Rechtsform einer juristischen Person oder einer Personenhandels-
gesellschaft, wenn ein Geschéftsleiter, ein Prokurist oder ein zum gesamten Ge-
schaftsbetrieb erméchtigter Handlungsbevollmachtigter des Instituts gesetzlicher Ver-
treter oder Mitglied des Aufsichtsorgans der juristischen Person oder Gesellschafter
der Personenhandelsgesellschatft ist,

Unternehmen in der Rechtsform einer juristischen Person oder einer Personenhandels-
gesellschaft, wenn ein gesetzlicher Vertreter der juristischen Person, ein Gesellschafter
der Personenhandelsgesellschaft, ein Prokurist oder ein zum gesamten Geschéftsbe-
trieb erméchtigter Handlungsbevollmachtigter dieses Unternehmens dem Aufsichtsor-
gan des Instituts angehort,

Unternehmen, an denen das Institut oder ein Geschéftsleiter mit mehr als 10 vom Hun-
dert des Kapitals des Unternehmens beteiligt ist oder bei denen das Institut oder ein
Geschéftsleiter personlich haftender Gesellschafter ist,

Unternehmen, die an dem Institut mit mehr als 10 vom Hundert des Kapitals des Insti-
tuts beteiligt sind,
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11. Unternehmen in der Rechtsform einer juristischen Person oder einer Personenhandels-
gesellschaft, wenn ein gesetzlicher Vertreter der juristischen Person oder ein Gesell-
schafter der Personenhandelsgesellschaft an dem Institut mit mehr als 10 vom Hundert
des Kapitals beteiligt ist und

12. personlich haftende Gesellschafter, Geschaftsfihrer, Mitglieder des Vorstands oder
des Aufsichtsorgans, Prokuristen und an zum gesamten Geschaftsbetrieb erméachtigte
Handlungsbevollméchtigte eines von dem Institut abh&ngigen Unternehmens oder das
Institut beherrschenden Unternehmens sowie ihre Ehegatten, Lebenspartner und min-
derjahrigen Kinder,

(Organkredite) durfen nur auf Grund eines einstimmigen Beschlusses samtlicher Geschafts-
leiter des Instituts und auRer im Rahmen von Mitarbeiterprogrammen nur zu marktmafigen
Bedingungen und nur mit ausdrucklicher Zustimmung des Aufsichtsorgans, im Falle der Num-
mer 12 des Aufsichtsorgans des das Institut beherrschenden Unternehmens, gewahrt werden;
die vorstehenden Bestimmungen fur Personenhandelsgesellschaften sind auf Partnerschaften
entsprechend anzuwenden. 2Auf einen einstimmigen Beschluss samtlicher Geschéftsleiter so-
wie die ausdruckliche Zustimmung des Aufsichtsorgans kann verzichtet werden, wenn fir ei-
nen Kredit an ein Unternehmen nach Satz 1 Nr. 9 und 10 gemaR Artikel 113 der Verordnung
(EU) Nr. 575/2013 ein KSA-Risikogewicht von null vom Hundert verwendet werden kann. 2Als
Beteiligung im Sinne des Satzes 1 Nr. 9 bis 11 gilt jeder Besitz von Aktien oder Geschéaftsan-
teilen des Unternehmens, wenn er mindestens ein Viertel des Kapitals (Nennkapital, Summe
der Kapitalanteile) erreicht, ohne daB es auf die Dauer des Besitzes ankommt. “Der Gewah-
rung eines Kredits steht die Gestattung von Entnahmen gleich, die tber die einem Geschafts-
leiter oder einem Mitglied des Aufsichtsorgans zustehenden Vergitungen hinausgehen, ins-
besondere auch die Gestattung der Entnahme von Vorschiissen auf Vergitungen. *Organkre-
dite, die nicht zu marktmafligen Bedingungen gewahrt werden, sind auf Anordnung der Bun-
desanstalt mit hartem Kernkapital nach Artikel 26 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der
jeweils geltenden Fassung zu unterlegen.

(2) 'Die Bundesanstalt kann fiir die Gewahrung von Organkrediten im Einzelfall Obergrenzen
anordnen; dieses Recht besteht auch, nachdem der Organkredit gewahrt worden ist. 2Or-
gankredite, die die von der Bundesanstalt angeordneten Obergrenzen uberschreiten, sind auf
weitere Anordnung der Bundesanstalt auf die angeordneten Obergrenzen zurtickzufiihren; in
der Zwischenzeit sind sie mit hartem Kernkapital nach Artikel 26 der Verordnung (EU) Nr.
575/2013 in der jeweils geltenden Fassung zu unterlegen.

(3) Absatz 1 gilt nicht

1. fur Kredite an Prokuristen und zum gesamten Geschaftsbetrieb erméachtigte Hand-
lungsbevollméchtigte sowie an ihre Ehegatten, Lebenspartner und minderjahrigen Kin-
der, wenn der Kredit ein Jahresgehalt des Prokuristen oder des Handlungsbevollméch-
tigten nicht Ubersteigt,

95



§16

2. fur Kredite an in Absatz 1 Satz 1 Nr. 6 bis 11 genannte Personen oder Unternehmen,
wenn der Kredit weniger als 1 vom Hundert der nach Artikel 4 Absatz 1 Nummer 71 der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 anrechenbaren Eigenmittel des Instituts oder weniger
als 50.000 Euro betragt, und

3. fur Kredite, die um nicht mehr als 10 vom Hundert des nach Absatz 1 Satz 1 beschlos-
senen Betrages erhoht werden.

(4) 'Der Beschlul? der Geschéftsleiter und der Beschluf? Uber die Zustimmung sind vor der
Gewahrung des Kredits zu fassen. 2Die Beschliisse miissen Bestimmungen Uber die Verzin-
sung und Rickzahlung des Kredits enthalten. 3Sie sind aktenkundig zu machen. “Ist die Ge-
wahrung eines Kredits nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 6 bis 11 eilbedurftig, gentgt es, daf3 sdmtliche
Geschéftsleiter sowie das Aufsichtsorgan der Kreditgewahrung unverziglich nachtraglich zu-
stimmen. SIst der Beschlu? der Geschéftsleiter nicht innerhalb von zwei Monaten oder der
BeschluR des Aufsichtsorgans nicht innerhalb von vier Monaten, jeweils am Tage der Kredit-
gewahrung an gerechnet, nachgeholt, hat das Institut dies der Bundesanstalt unverziiglich
anzuzeigen. ®Der BeschluR? der Geschéaftsleiter und der Beschluf3 Gber die Zustimmung zu
Krediten an die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 5 und 12 genannten Personen kénnen fir be-
stimmte Kreditgeschafte und Arten von Kreditgeschéften im voraus, jedoch nicht fur langer als
ein Jahr gefalit werden.

(5) Wird entgegen Absatz 1 oder 4 ein Kredit an eine in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 5 und 12
genannte Person gewahrt, so ist dieser Kredit ohne Ruicksicht auf entgegenstehende Verein-
barungen sofort zurtickzuzahlen, wenn nicht samtliche Geschéftsleiter sowie das Aufsichtsor-
gan der Kreditgewahrung unverztiglich nachtraglich zustimmen.

§16
(aufgehoben)

8§17
Haftungsbestimmung

(1) Wird entgegen den Vorschriften des 8§ 15 Kredit gewahrt, so haften die Geschéftsleiter, die
hierbei ihre Pflichten verletzen, und die Mitglieder des Aufsichtsorgans, die trotz Kenntnis ge-
gen eine beabsichtigte Kreditgewahrung pflichtwidrig nicht einschreiten, dem Institut als Ge-
samtschuldner fur den entstehenden Schaden; die Geschaftsleiter und die Mitglieder des Auf-
sichtsorgans haben nachzuweisen, dal3 sie nicht schuldhaft gehandelt haben.

(2) *Der Ersatzanspruch des Instituts kann auch von dessen Glaubigern geltend gemacht wer-
den, soweit sie von diesem keine Befriedigung erlangen konnen. 2Den Glaubigern gegentiber
wird die Ersatzpflicht weder durch einen Verzicht oder Vergleich des Instituts noch dadurch
aufgehoben, daf’ bei Instituten in der Rechtsform einer juristischen Person die Kreditgewéh-
rung auf einem Beschlul3 des obersten Organs des Instituts (Hauptversammlung, Generalver-
sammlung, Gesellschafterversammlung) beruht.
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(3) Die Anspriiche nach Absatz 1 verjahren in finf Jahren.

§18
Kreditunterlagen

'Ein Kreditinstitut darf einen Kredit, der insgesamt 750.000 Euro oder 10 vom Hundert des
nach Artikel 4 Absatz 1 Nummer 71 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 anrechenbaren Eigen-
kapitals des Instituts Uberschreitet, nur gewahren, wenn es sich von dem Kredithehmer die
wirtschaftlichen Verhaltnisse, insbesondere durch Vorlage der Jahresabschliisse, offen legen
lasst. 2Das Kreditinstitut kann hiervon absehen, wenn das Verlangen nach Offenlegung im
Hinblick auf die gestellten Sicherheiten oder auf die Mitverpflichteten offensichtlich unbegrtin-
det ware. *Das Kreditinstitut kann von der laufenden Offenlegung absehen, wenn

1. der Kredit durch Grundpfandrechte auf Wohneigentum, das vom Kreditnehmer selbst
genutzt wird, gesichert ist,

2. der Kredit vier Funftel des Beleihungswertes des Pfandobjektes im Sinne des § 16
Abs. 1 und 2 des Pfandbriefgesetzes nicht Gibersteigt und

3. der Kreditnehmer die von ihm geschuldeten Zins- und Tilgungsleistungen stérungsfrei
erbringt.

“Eine Offenlegung ist nicht erforderlich bei Krediten an

1. Zentralregierungen oder Zentralnotenbanken im Ausland, den Bund, die Deutsche Bun-
desbank oder ein rechtlich unselbstandiges Sondervermégen des Bundes, wenn sie un-
gesichert ein Kreditrisiko-Standardansatz-Risikogewicht (KSA-Risikogewicht) von 0 Pro-
zent erhalten wirden,

2. multilaterale Entwicklungsbanken oder internationale Organisationen, wenn sie ungesi-
chert ein KSA-Risikogewicht von 0 Prozent erhalten wirden, oder

3. Regionalregierungen oder drtliche Gebietskorperschaften in einem anderen Staat des
Europaischen Wirtschaftsraums, ein Land, eine Gemeinde, einen Gemeindeverband, ein
rechtlich unselbstandiges Sondervermdgen eines Landes, einer Gemeinde oder eines
Gemeindeverbandes oder Einrichtungen des o6ffentlichen Bereichs, wenn sie ungesichert
ein KSA-Risikogewicht von O Prozent erhalten wirden.

(2) (aufgehoben)

§ 18a
Verbraucherdarlehen und entgeltliche Finanzierungshilfen;
Verordnungserméchtigung

(1) Die Kreditinstitute priifen vor Abschluss eines Verbraucherdarlehensvertrags die Kredit-
wirdigkeit des Darlehensnehmers. 2Das Kreditinstitut darf den Verbraucherdarlehensvertrag
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nur abschlieRen, wenn aus der Kreditwirdigkeitsprifung hervorgeht, dass bei einem Allge-
mein-Verbraucherdarlehensvertrag keine erheblichen Zweifel an der Kreditwirdigkeit beste-
hen und dass es bei einem Immobiliar-Verbraucherdarlehensvertrag wahrscheinlich ist, dass
der Darlehensnehmer seinen Verpflichtungen, die im Zusammenhang mit dem Darlehensver-
trag stehen, vertragsgeman nachkommen wird.

(2) Wird der Nettodarlehensbetrag nach Abschluss des Darlehensvertrags deutlich erhdht, so
ist die Kreditwirdigkeit auf aktualisierter Grundlage neu zu priifen, es sei denn, der Erhéhungs-
betrag des Nettodarlehens wurde bereits in die urspringliche Kreditwirdigkeitsprifung einbe-
zogen.

(2a) 'Bei Immobiliar-Verbraucherdarlehensvertragen, die

1. im Anschluss an einen zwischen den Vertragsparteien abgeschlossenen Darlehens-
vertrag ein neues Kapitalnutzungsrecht zur Erreichung des von dem Darlehensnehmer
mit dem vorangegangenen Darlehensvertrag verfolgten Zwecks einrGumen oder

2. einen anderen Darlehensvertrag zwischen den Vertragsparteien zur Vermeidung von
Kiindigungen wegen Zahlungsverzuges des Darlehensnehmers oder zur Vermeidung
von Zwangsvollstreckungsmafinahmen gegen den Darlehensnehmer ersetzen oder er-
ganzen,

bedarf es einer erneuten Kreditwirdigkeitsprifung nur unter den Voraussetzungen des Absat-
zes 2. ?Ist danach keine Kreditwurdigkeitsprifung erforderlich, darf der Darlehensgeber den
neuen Immobiliar-Verbraucherdarlehensvertrag nicht abschliel3en, wenn ihm bereits bekannt
ist, dass der Darlehensnehmer seinen Verpflichtungen, die im Zusammenhang mit diesem
Darlehensvertrag stehen, dauerhaft nicht nachkommen kann.

(3) *Grundlage fur die Kreditwirdigkeitspriifung kénnen Auskinfte des Darlehensnehmers und
erforderlichenfalls Auskinfte von Stellen sein, die geschaftsmanRig personenbezogene Daten,
die zur Bewertung der Kreditwirdigkeit von Verbrauchern genutzt werden dirfen, zum Zwecke
der Ubermittlung erheben, speichern, verandern oder nutzen. ?Das Kreditinstitut ist verpflich-
tet, die Informationen in angemessener Weise zu Uberprufen, soweit erforderlich auch durch
Einsichtnahme in unabhéangig nachprifbare Unterlagen.

(4) Bei Immobiliar-Verbraucherdarlehensvertragen hat das Kreditinstitut die Kreditwirdigkeit
des Darlehensnehmers auf der Grundlage notwendiger, ausreichender und angemessener
Informationen zu Einkommen, Ausgaben sowie zu anderen finanziellen und wirtschaftlichen
Umstanden des Darlehensnehmers eingehend zu prifen. 2Dabei hat das Kreditinstitut die Fak-
toren angemessen zu bericksichtigen, die fur die Einschatzung relevant sind, ob der Darle-
hensnehmer seinen Verpflichtungen aus dem Darlehensvertrag voraussichtlich nachkommen
kann. 3Die Kreditwirdigkeitsprifung darf sich nicht hauptséachlich darauf stitzen, dass der
Wert der Wohnimmobilie den Darlehensbetrag tbersteigt, oder auf die Annahme, dass der
Wert der Wohnimmobilie zunimmt, es sei denn, der Darlehensvertrag dient zum Bau oder zur
Renovierung der Wohnimmobilie.

98



(5) Das Kreditinstitut ist verpflichtet, die Verfahren und Angaben, auf die sich die Kreditwirdig-
keitsprifung stitzt, nach Maf3gabe von § 25a Absatz 1 Satz 6 Nummer 2 zu dokumentieren
und die Dokumentation aufzubewahren.

(6) Die mit der Vergabe von Immobiliar-Verbraucherdarlehen befassten internen und externen
Mitarbeiter missen Gber angemessene Kenntnisse und Fahigkeiten in Bezug auf das Gestal-
ten, Anbieten, Vermitteln, AbschlieBen von Immobiliar-Verbraucherdarlehensvertrdgen oder
das Erbringen von Beratungsleistungen in Bezug auf diese Vertrage verfiigen und ihre Kennt-
nisse und Fahigkeiten auf aktuellem Stand halten.

(7) Kreditinstitute, die grundpfandrechtlich oder durch eine Reallast besicherte Immobiliar-
Verbraucherdarlehen vergeben, haben

1. bei der Bewertung der Immobilie zuverlassige Standards zu verwenden und

2. sicherzustellen, dass interne und externe Gutachter, die Immobilienbewertungen fur
sie vornehmen, fachlich kompetent und so unabhangig vom Darlehensvergabeprozess
sind, dass sie eine objektive Bewertung vornehmen kénnen.

2Das Kreditinstitut ist verpflichtet, Bewertungen fir Immobilien, die als Sicherheit fiir Immobi-
liar-Verbraucherdarlehen dienen, nach MalRgabe von § 25a Absatz 1 Satz 6 Nummer 2 auf
einem dauerhaften Datentrager zu dokumentieren und die Dokumentation aufzubewahren.

(8) Soweit Kreditinstitute Beratungsleistungen gemaf § 511 des Burgerlichen Gesetzbuchs zu
Immobiliar-Verbraucherdarlehen oder Nebenleistungen gewéahren, vermitteln oder erbringen,
sind Informationen Uber die Umstande des Verbrauchers, von ihm angegebene konkrete Be-
dirfnisse und realistische Annahmen bezlglich der Risiken fur die Situation des Verbrauchers
wahrend der Laufzeit des Darlehensvertrags zugrunde zu legen.

(8a) Eine Genehmigung fur Koppelungsgeschéfte bei Immobiliar-Verbraucherdarlehensvertra-
gen nach 8 492b Absatz 3 des Birgerlichen Gesetzbuchs darf nur erteilt werden, wenn der
Darlehensgeber gegenuber der fur ihn zustandigen Aufsichtsbehdrde nachweisen kann, dass
die zu ahnlichen Vertragsbedingungen angebotenen gekoppelten Produkte oder Produktkate-
gorien, die nicht separat erhdltlich sind, unter gebtihrender Beriicksichtigung der Verfligbarkeit
und der Preise der einschlagigen auf dem Markt angebotenen Produkte einen klaren Nutzen
fur den Verbraucher bieten und es sich um Produkte handelt, die nach dem 20. Marz 2014
vertrieben werden.

(9) Die Bestimmungen zum Schutz personenbezogener Daten bleiben unberihrt.

(10) Die Absatze 1 bis 9 gelten auch fiir die jeweils entsprechenden entgeltlichen Finanzie-
rungshilfen.

(10a) *Das Bundesministerium der Finanzen und das Bundesministerium der Justiz und fur
Verbraucherschutz werden erméchtigt, durch gemeinsame Rechtsverordnung ohne Zustim-
mung des Bundesrates Leitlinien zu den Kriterien und Methoden der Kreditwurdigkeitsprufung
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§18b

bei Immobiliar-Verbraucherdarlehensvertragen nach den Absatzen 1 bis 5 festzulegen. 2Durch
die Rechtsverordnung kénnen insbesondere Leitlinien festgelegt werden:

1. zu den Faktoren, die fur die Einschatzung relevant sind, ob der Darlehensnehmer sei-
nen Verpflichtungen aus dem Darlehensvertrag voraussichtlich nachkommen kann,

2. zu den anzuwendenden Verfahren und der Erhebung und Prifung von Informationen.

(11) 'Das Bundesministerium der Finanzen wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, ndhere Bestimmungen tber die nach Absatz 6
erforderlichen Kenntnisse und Fahigkeiten der mit der Darlehensvergabe befassten internen
und externen Mitarbeiter zu erlassen. ?2Das Bundesministerium der Finanzen kann die Erméach-
tigung nach Satz 1 durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt tbertragen.

§ 18b
(aufgehoben)

8§19
Begriff des Kredits fir § 14 und des Kreditnehmers fir die 88 14, 15 und 18

(1) *Kredite im Sinne des § 14 sind Bilanzaktiva, Derivate mit Ausnahme der Stillhalterver-
pflichtungen aus Kaufoptionen sowie die dafiir ibernommenen Gewahrleistungen und andere
auBerbilanzielle Geschéfte. 2Bilanzaktiva im Sinne des Satzes 1 sind

1. Guthaben bei Zentralnotenbanken und Postgiroamtern,

2. Schuldtitel 6ffentlicher Stellen und Wechsel, die zur Refinanzierung bei Zentralnoten-
banken zugelassen sind,

3. im Einzug befindliche Werte, fir die entsprechende Zahlungen bereits bevorschul3t
wurden,
4, Forderungen an Kreditinstitute und Kunden, einschlief3lich der Warenforderungen von

Kreditinstituten mit Warengeschéft sowie in der Bilanz aktivierte Anspruche aus Lea-
singvertragen auf Zahlungen, zu denen der Leasingnehmer verpflichtet ist oder ver-
pflichtet werden kann, und Optionsrechte des Leasingnehmers zum Kauf der Leasing-
gegenstande, die einen Anreiz zur Ausibung des Optionsrechts bieten,

5. Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere, soweit sie kein Recht
verbriefen, das unter die in Satz 1 genannten Derivate fallt,

6. Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere, soweit sie kein Recht verbriefen,
das unter die in Satz 1 genannten Derivate fallt,

7. Beteiligungen,
8. Anteile an verbundenen Unternehmen,
9. (aufgehoben)

10. sonstige Vermogensgegenstande, sofern sie einem Adressenausfallrisiko unterliegen.
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§19

3Als andere auRRerbilanzielle Geschéfte im Sinne des Satzes 1 sind anzusehen

1
2
3.
4

o

10.

11.
12.
13.
14.
15.

16.

den Kreditnehmern abgerechnete eigene Ziehungen im Umlauf,
Indossamentsverbindlichkeiten aus weitergegebenen Wechseln,
Birgschaften und Garantien fur Bilanzaktiva,

Erflllungsgarantien und andere als die in Nummer 3 genannten Garantien und Ge-
wahrleistungen, soweit sie sich nicht auf die in Satz 1 genannten Derivate beziehen,

Eroffnung und Bestatigung von Akkreditiven,

unbedingte Verpflichtungen der Bausparkassen zur Ablésung fremder Vorfinanzie-
rungs- und Zwischenkredite an Bausparer,

Haftung aus der Bestellung von Sicherheiten fir fremde Verbindlichkeiten,

beim Pensionsgeber vom Bestand abgesetzte Bilanzaktiva, die dieser mit der Verein-
barung auf einen anderen Ubertragen hat, dal3 er sie auf Verlangen zuricknehmen
muf3,

Verkaufe von Bilanzaktiva mit Ruckgriff, bei denen das Kreditrisiko bei dem verkaufen-
den Institut verbleibt,

Termink&ufe auf Bilanzaktiva, bei denen eine unbedingte Verpflichtung zur Abnahme
des Liefergegenstandes besteht,

Plazierung von Termineinlagen auf Termin,
Ankaufs- und Refinanzierungszusagen,

noch nicht in Anspruch genommene Kreditzusagen,
Kreditderivate,

noch nicht in der Bilanz aktivierte Anspriiche aus Leasingvertrdgen auf Zahlungen, zu
denen der Leasingnehmer verpflichtet ist oder verpflichtet werden kann, und Options-
rechte des Leasingnehmers zum Kauf der Leasinggegenstande, die einen Anreiz zur
Ausiibung des Optionsrechts bieten, sowie

auB3erbilanzielle Geschafte, sofern sie einem Adressenausfallrisiko unterliegen und von
den Nummern 1 bis 14 nicht erfasst sind.

(1a) 'Derivate im Sinne dieser Vorschrift sind als Kauf, Tausch oder durch anderweitigen Be-
zug auf einen Basiswert ausgestaltete Festgeschafte oder Optionsgeschéfte, deren Wert
durch den Basiswert bestimmt wird und deren Wert sich infolge eines fur wenigstens einen
Vertragspartner zeitlich hinausgeschobenen Erfillungszeitpunkts kiinftig &ndern kann, ein-
schlieBlich finanzieller Differenzgeschafte. ?Basiswert im Sinne von Satz 1 kann auch ein De-
rivat sein.
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§20

(2) *Als ein Kreditnehmer im Sinne des § 14 gelten

1. zwei oder mehr natirliche oder juristische Personen oder Personenhandelsgesell-
schaften, wenn eine von ihnen unmittelbar oder mittelbar beherrschenden Einfluss auf
die andere oder die anderen ausiiben kann. Unmittelbar oder mittelbar beherrschender
Einfluss liegt insbesondere vor,

a) beiallen Unternehmen, die im Sinne des 8§ 290 Absatz 2 des Handelsgesetzbuchs
konsolidiert werden, oder

b) beiallen Unternehmen, die durch Vertrage verbunden sind, die vorsehen, dass das
eine Unternehmen verpflichtet ist, seinen ganzen Gewinn an ein anderes abzufiih-
ren, oder

¢) beim Halten von Stimmrechts- oder Kapitalanteilen an einem Unternehmen in
Hohe von 50 Prozent oder mehr durch ein anderes Unternehmen oder eine Per-
son, unabhangig davon, ob diese Anteile im Rahmen eines Treuhandverhéltnisses
verwaltet werden,

2. Personenhandelsgesellschaften oder Kapitalgesellschaften und jeder personlich haf-
tende Gesellschafter sowie Partnerschaften und jeder Partner,

3. alle Unternehmen, die demselben Konzern im Sinne des § 18 des Aktiengesetzes an-
gehdren.

2Die Zusammenfassungstatbestande nach den Nummern 1 bis 3 sind kumulativ anzuwenden.

(3) Als ein Kreditnehmer im Sinne der 88 15 und 18 gelten zwei oder mehr natdrliche oder
juristische Personen, die gemal Artikel 4 Absatz 1 Nummer 39 der Verordnung (EU) Nr.
575/2013 eine Gruppe verbundener Kunden bilden.

(4) (aufgehoben)

(5) Bei dem entgeltlichen Erwerb von Geldforderungen gilt der Veraul3erer der Forderungen
als Kreditnehmer im Sinne der 88 14 bis 18, wenn er fir die Erfullung der tibertragenen For-
derung einzustehen oder sie auf Verlangen des Erwerbers zurtickzuerwerben hat; andernfalls
gilt der Schuldner der Verbindlichkeit als Kreditnehmer.

(6) (aufgehoben)

§20
Ausnahmen von den Verpflichtungen nach § 14

Als Kredite im Sinne des § 14 gelten nicht:

1. Kredite bei Wechselkursgeschéften, die im Rahmen des ublichen Abrechnungsverfah-
rens innerhalb von zwei Geschéftstagen ab Vorleistung abgewickelt werden,
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§ 20a

Kredite bei Wertpapiergeschéften, die im Rahmen des tblichen Abrechnungsverfahrens
innerhalb von funf Geschaftstagen ab Vorleistung abgewickelt werden,

im Fall der Durchfiihrung des Zahlungsverkehrs, einschlief3lich der Ausfiihrung von Zah-
lungsdiensten, der Verrechnung und Abwicklung in jedweder Wahrung und des Korres-
pondenzbankgeschéfts, oder der Erbringung von Dienstleistungen fir Kunden zur Ver-
rechnung, Abwicklung und Verwahrung von Finanzinstrumenten, verspatete Zahlungs-
eingange bei Finanzierungen und andere Kredite im Kundengeschéft, die langstens bis
zum folgenden Geschéftstag bestehen,

Geldsicherheiten, die im Kontext von Finanzmarktgeschéften fir Kunden hinterlegt wer-
den und deren vereinbarte Laufzeit oder Kiindigungsfrist einen Geschéftstag nicht tber-
schreitet,

Kredite, die im Fall der Durchfihrung des Zahlungsverkehrs, einschliel3lich der Ausfuh-
rung von Zahlungsdiensten, der Verrechnung und Abwicklung in jedweder Wé&hrung und
des Korrespondenzbankgeschafts, an Institute vergeben werden, die diese Dienste er-
bringen, sofern die Kredite bis zum Geschaftsschluss zuriickzuzahlen sind,

abgeschriebene Kredite und

Verfligungen lber gutgeschriebene Betrage aus dem Lastschrifteinzugsverfahren, die mit
dem Vermerk ,Eingang vorbehalten* versehen werden.

§ 20a
(aufgehoben)

§ 20b
(aufgehoben)

§ 20c
(aufgehoben)

8§21
Begriff des Kredits fiir die 88 15 bis 18

(1) *Kredite im Sinne der 88 15 bis 18 sind

1.

Gelddarlehen aller Art, entgeltlich erworbene Geldforderungen, Akzeptkredite sowie
Forderungen aus Namensschuldverschreibungen mit Ausnahme der auf den Namen
lautenden Pfandbriefe und Kommunalschuldverschreibungen;

die Diskontierung von Wechseln und Schecks;

Geldforderungen aus sonstigen Handelsgeschéften eines Instituts, ausgenommen die
Forderungen aus Warengeschéften der Kreditgenossenschaften, sofern diese nicht
Uber die handelsubliche Frist hinaus gestundet werden;
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§21

Birgschaften, Garantien und sonstige Gewéhrleistungen eines Instituts sowie die Haf-
tung eines Instituts aus der Bestellung von Sicherheiten fir fremde Verbindlichkeiten;

die Verpflichtung, fur die Erfullung entgeltlich Gbertragener Geldforderungen einzu-
stehen oder sie auf Verlangen des Erwerbers zurtickzuerwerben;

der Besitz eines Instituts an Aktien oder Geschéftsanteilen eines anderen Unterneh-
mens, der mindestens ein Viertel des Kapitals (Nennkapitals, Summe der Kapitalan-
teile) des Beteiligungsunternehmens erreicht, ohne dal3 es auf die Dauer des Besitzes
ankommt;

Gegenstande, Uber die ein Institut als Leasinggeber Leasingvertrdge abgeschlossen
hat, abziglich bis zum Buchwert des ihm zugehérigen Leasinggegenstandes solcher
Posten, die wegen der Erflllung oder der VeraufRerung von Forderungen aus diesen
Leasingvertragen gebildet werden.

2Zugunsten des Instituts bestehende Sicherheiten sowie Guthaben des Kreditnehmers bei
dem Institut bleiben aufRer Betracht.

(2) Als Kredite im Sinne der 88 15 bis 18 gelten nicht

1.

4.

Kredite an den Bund, ein rechtlich unselbstandiges Sondervermdgen des Bundes
oder eines Landes, ein Land, eine Gemeinde oder einen Gemeindeverband;

ungesicherte Forderungen an andere Institute aus bei diesen unterhaltenen, nur der
Geldanlage dienenden Guthaben, die spéatestens in drei Monaten féllig sind; Forderun-
gen eingetragener Genossenschaften an ihre Zentralbanken, von Sparkassen an ihre
Girozentralen sowie von Zentralbanken und Girozentralen an ihre Zentralkreditinstitute
konnen spater fallig gestellt sein;

von anderen Instituten angekaufte Wechsel, die von einem Institut angenommen, in-
dossiert oder als eigene Wechsel ausgestellt sind, eine Laufzeit von hdchstens drei
Monaten haben und am Geldmarkt tblicherweise gehandelt werden;

abgeschriebene Kredite.

(3) § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 bis 11 und § 18 gelten nicht fur

1.

Kredite, soweit sie den Erfordernissen des § 14 und des § 16 Abs. 1 und 2 des Pfand-
briefgesetzes entsprechen (Realkredite);

Kredite mit Laufzeiten von hochstens 15 Jahren gegen Bestellung von Schiffshypothe-
ken, soweit sie den Erfordernissen des § 22 Abs. 1, 2 Satz 1 und Abs. 5 Satz 3, des
8§ 23 Abs. 1 und 4 sowie des § 24 Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 3 des Pfandbriefge-
setzes entsprechend;

Kredite an eine inlandische juristische Person des 6ffentlichen Rechts, die nicht in Ab-
satz 2 Nr. 1 genannt ist, die Européische Union, die Européische Atomgemeinschaft
oder die Europaische Investitionsbank;
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4,

§22

Kredite, soweit sie vom Bund, einem Sondervermégen des Bundes, einem Land, einer
Gemeinde oder einem Gemeindeverband verburgt oder in anderer Weise gesichert
sind (Offentlich verbuirgte Kredite).

(4) Als Kredite im Sinne des § 18 gelten nicht

1.

2.

Kredite auf Grund des entgeltlichen Erwerbs einer Forderung aus nicht bankmafigen
Handelsgeschéften, wenn

a)

b)

C)

Forderungen aus nicht bankmafigen Handelsgeschéaften gegen den jeweiligen
Schuldner laufend erworben werden,

der Veraul3erer der Forderung nicht fir deren Erfiillung einzustehen hat und

die Forderung innerhalb von drei Monaten, vom Tage des Ankaufs an gerechnet,
fallig ist;

Kredite, soweit sie gedeckt sind durch Sicherheiten in Form von

a)

b)

Bareinlagen bei dem kreditgewahrenden Institut oder bei einem Dirittinstitut, das
Mutter- oder Tochterunternehmen des kreditgewahrenden Instituts ist, oder Bar-
mitteln, die das Institut im Rahmen der Emission einer Credit Linked Note erhalt,
oder

Einlagenzertifikaten oder ahnlichen Papieren, die von dem kreditgewahrenden
Institut oder einem Drittinstitut, das Mutter- oder Tochterunternehmen des kredit-
gewahrenden Instituts ist, ausgegeben wurden und bei diesen hinterlegt sind und
die naheren Bestimmungen der Artikel 192 bis 241 der Verordnung (EU) Nr.
575/2013 zur Kreditrisikominderung erfullt werden.

§ 22
Verordnungsermachtigung fir Millionenkredite

!Das Bundesministerium der Finanzen wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der
Zustimmung des Bundesrates bedarf, im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank fir Milli-
onenkredite nahere Bestimmungen zu erlassen Uber

1.
2.

die Ermittlung der Kreditbetrdge und Kreditnehmer,

die Ermittlung der Kreditdquivalenzbetrage von Derivaten sowie die Ermittlung von
Pensions- und Leihgeschéaften und von anderen mit diesen vergleichbaren Geschaften
sowie der fur diese Geschafte Ubernommenen Gewahrleistungen,

die Zurechnung von Krediten zu Kreditnehmern,

die Anzeigeinhalte, Anzeigefristen und den Beobachtungszeitraum nach § 14 Absatz 1
Satz 1,
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§ 22a

5. weitere Angaben in der Benachrichtigung nach § 14 Absatz 2 Satz 2, soweit dies auf
Grund von Informationen, die die Deutsche Bundesbank von auslandischen Evidenz-
zentralen erhalten hat, erforderlich ist,

6. Einzelheiten zu den Angaben in der Benachrichtigung nach § 14 Absatz 2 Satz 2, ins-
besondere zu den Voraussetzungen und den Inhalten der Riickmeldungen der Infor-
mationen Uber prognostizierte Ausfallwahrscheinlichkeiten, sowie die Aufgliederung
dieser Benachrichtigung nach 8§ 14 Absatz 2 Satz 3 und

7. Einzelheiten des Verfahrens der elektronischen Datenlbertragung nach 8§ 14 Absatz 2
Satz 6.

2Das Bundesministerium der Finanzen kann die Ermachtigung durch Rechtsverordnung auf
die Bundesanstalt mit der Mafl3gabe Ubertragen, dass die Rechtsverordnung im Einvernehmen
mit der Deutschen Bundesbank ergeht. *Vor Erlass der Rechtsverordnung sind die Spitzen-
verbande der Institute anzuhoren.

2A. REFINANZIERUNGSREGISTER

§ 22a
Registerfihrendes Unternehmen

(1) Ust das Refinanzierungsunternehmen ein Kreditinstitut oder eine in 8 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 3a
genannte Einrichtung und hat ein Unternehmen im Sinne des § 1 Absatz 24 Satz 1 Nummer
1 bis 6 einen Anspruch auf Ubertragung einer Forderung des Refinanzierungsunternenmens
oder eines Grundpfandrechts des Refinanzierungsunternehmens, das der Sicherung von For-
derungen dient, kdnnen diese Gegenstande in ein vom Refinanzierungsunternehmen gefuhr-
tes Refinanzierungsregister eingetragen werden; dies gilt entsprechend fir Registerpfand-
rechte an einem Luftfahrzeug und fur Schiffshypotheken. ?Fur jede Refinanzierungstransaktion
ist eine gesonderte Abteilung zu bilden.

(1a) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn die Forderungen und Grundpfandrechte treuhanderisch
von dem Refinanzierungsunternehmen verwaltet werden.

(2) *Eine Pflicht des Refinanzierungsunternehmens oder des Refinanzierungsmittlers zur Fiih-
rung eines Refinanzierungsregisters wird durch diesen Unterabschnitt nicht begriindet. 2Die
Registerfihrung kann nur unter den Voraussetzungen des 8§ 22k beendet oder Ubertragen
werden.

(3) Eine Auslagerung der Registerfihrung ist nicht statthaft.

(4) Die Absétze 1 bis 3 gelten sinngeman fur Refinanzierungsmittler, die Kreditinstitut oder
eine in 8 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 3a genannte Einrichtung sind.
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§22b

§22b
Fuhrung des Refinanzierungsregisters fur Dritte

(1) st das Refinanzierungsunternehmen weder ein Kreditinstitut noch eine in § 2 Abs. 1 Nr. 1
bis 3a genannte Einrichtung, kénnen die in § 22a Abs. 1 Satz 1 genannten Gegensténde des
Refinanzierungsunternehmens, auf deren Ubertragung ein Unternehmen im Sinne des § 1
Absatz 24 Satz 1 Nummer 1 bis 6 einen Anspruch hat, in ein von einem Kreditinstitut oder von
der Kreditanstalt fur Wiederaufbau gefiihrtes Refinanzierungsregister eingetragen werden.
2Enthalt das Refinanzierungsregister daneben Gegenstande, deren Ubertragung das register-
fihrende oder ein anderes Unternehmen schuldet, so ist fur jeden zur Ubertragung Verpflich-
teten innerhalb desselben Refinanzierungsregisters eine gesonderte Abteilung und innerhalb
dieser fur jede Refinanzierungstransaktion eine Unterabteilung zu bilden.

(2) lIst das Refinanzierungsunternehmen ein Kreditinstitut, fir welches die Fiihrung eines ei-
genen Refinanzierungsregisters nach Art und Umfang seines Geschaftsbetriebs eine unange-
messene Belastung darstellt, so soll die Bundesanstalt auf Antrag des Refinanzierungsunter-
nehmens der Fihrung des Refinanzierungsregisters durch ein anderes Kreditinstitut zustim-
men. ?Die Zustimmung der Bundesanstalt gilt als erteilt, wenn sie nicht binnen eines Monats
nach Stellung des Antrages verweigert wird.

(3) Eintragungen, die fur andere Kreditinstitute vorgenommen werden, ohne dass eine Zustim-
mung der Bundesanstalt nach Absatz 2 vorliegt, sind unwirksam.

(4) 8 22a Abs. 2 und 3, auch in Verbindung mit Abs. 4, findet entsprechende Anwendung.

§ 22c
Refinanzierungsmittler

Die 88 22d bis 220 gelten sinngemal fur Refinanzierungsregister, die gemafr § 22a Abs. 4
von einem Refinanzierungsmittler oder gemal 8§ 22b Abs. 4 fir einen Refinanzierungsmittler
gefuhrt werden.

§22d
Refinanzierungsregister

(1) *Eine elektronische Fuhrung des Refinanzierungsregisters ist zulassig, sofern sicherge-
stellt ist, dass hinreichende Vorkehrungen gegen einen Datenverlust getroffen worden sind.
2Das Bundesministerium der Finanzen hat durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung
des Bundesrates bedarf, Einzelheiten tber die Form des Refinanzierungsregisters sowie der
Art und Weise der Aufzeichnung zu bestimmen. 3Das Bundesministerium der Finanzen kann
diese Erméchtigung durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungs-
aufsicht tbertragen.

(2) YIn das Refinanzierungsregister sind von dem registerfiihrenden Unternehmen einzutra-
gen:
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§22d

1. die Forderungen oder die Sicherheiten, auf deren Ubertragung die im Register als tiber-
tragungsberechtigt eingetragenen Unternehmen im Sinne des § 1 Absatz 24 Satz 1
Nummer 1 bis 6 (Ubertragungsberechtigte) einen Anspruch haben,

2. der Ubertragungsberechtigte,
3. der Zeitpunkt der Eintragung,

4. falls ein Gegenstand als Sicherheit dient, den rechtlichen Grund, den Umfang, den
Rang der Sicherheit und das Datum des Tages, an dem der den rechtlichen Grund fur
die Absicherung enthaltende Vertrag geschlossen wurde.

2In den Fallen der Nummern 1 und 4 genigt es, wenn Dritten, insbesondere dem Verwalter,
dem Sachwalter, der Bundesanstalt oder einem Insolvenzverwalter die eindeutige Bestim-
mung der einzutragenden Angaben mdglich ist. %Ist der Ubertragungsberechtigte eine Pfand-
briefbank, so ist diese sowie der gemaf3 § 7 Abs. 1 des Pfandbriefgesetzes bestellte Treuhan-
der von der Eintragung zu unterrichten. “Ist der Ubertragungsberechtigte ein Versicherungs-
unternehmen, ist dieses sowie der nach 8 128 des Versicherungsaufsichtsgesetzes bestellte
Treuh&ander von der Eintragung zu unterrichten.

(3) Soweit nach Absatz 2 erforderliche Angaben fehlen oder Eintragungen unrichtig sind oder
keine eindeutige Bestimmung einzutragender Angaben zulassen, sind die betroffenen Gegen-
sténde nicht ordnungsgemal eingetragen.

(4) *Forderungen sind auch dann eintragungsfahig und nach Eintragung an den Ubertragungs-
berechtigten verauR3erbar, wenn die Abtretung durch miindliche oder konkludente Vereinba-
rung mit dem Schuldner ausgeschlossen worden ist. 2§ 354a des Handelsgesetzbuchs sowie
gesetzliche Verfigungsverbote bleiben unberiihrt.

(5) *Eintragungen kénnen nur mit Zustimmung des Ubertragungsberechtigten geléscht wer-
den. 2Sofern ein Ubertragungsberechtigter eine Pfandbriefbank oder ein Versicherungsunter-
nehmen ist, kdnnen Eintragungen nur mit Zustimmung des Treuh&anders der Pfandbriefbank
beziehungsweise des Treuhanders des Versicherungsunternehmens geléscht werden. 3In je-
dem Fall ist der Zeitpunkt der Léschung einzutragen. *Fehlerhafte Eintragungen kénnen mit
Zustimmung des Verwalters geléscht werden; Absatz 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. °Die
Korrektur, ihr Zeitpunkt und die Zustimmung des Verwalters sind im Refinanzierungsregister
einzutragen. ®Die nochmalige Eintragung ohne Loschung der friiheren Eintragung entfaltet
keine Rechtswirkung.

(6) Der Ubertragungsberechtigte kann jederzeit vom Verwalter einen Auszug tber die ihn be-
treffenden Eintragungen im Refinanzierungsregister verlangen, auf dem der Verwalter die
Ubereinstimmung mit dem Refinanzierungsregister in Schriftform bestéatigt hat.
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8§ 22e

§ 22e
Bestellung des Verwalters

(1) 'Bei jedem registerfiihrenden Unternehmen ist eine natlrliche Person als Verwalter des
Refinanzierungsregisters (Verwalter) zu bestellen. 2Das Amt erlischt mit der Beendigung der
Registerfihrung oder der Bestellung eines personenverschiedenen Sachwalters des Refinan-
zierungsregisters nach 8§ 22| Abs. 4 Satz 1.

(2) 'Die Bestellung erfolgt durch die Bundesanstalt auf Vorschlag des registerfihrenden Un-
ternehmens. 2Die Bundesanstalt soll die vorgeschlagene Person zum Verwalter bestellen,
wenn deren Unabhangigkeit, Zuverlassigkeit und Sachkunde gewahrleistet erscheint. *Bei ih-
rer Entscheidung hat die Bundesanstalt die Interessen des im Refinanzierungsregister einge-
tragenen oder einzutragenden Ubertragungsberechtigten angemessen zu beriicksichtigen.

(3) 'Die Bestellung kann befristet werden; die Bundesanstalt kann den Verwalter jederzeit aus
sachlichem Grund abberufen. 2Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. 3Steht der Verwalter zu ei-
nem an einer konkreten Refinanzierungstransaktion Beteiligten in einem Beschaftigungs- oder
Mandatsverhaltnis, so ruht sein Amt fiir diese Refinanzierungstransaktion.

(4) 'Auf Antrag des registerfiihrenden Unternehmens ist ein Stellvertreter des Verwalters zu
bestellen. 2Der Antrag ist zu jeder Zeit zulassig. *Auf die Bestellung und Abberufung des Stell-
vertreters finden die Absatze 2 und 3 entsprechende Anwendung. “Wird der Verwalter nach
Absatz 3 Satz 1 abberufen, ruht sein Amt oder ist er verhindert, so tritt der Stellvertreter an
seine Stelle.

(5) llst ein Verwalter fur einen nicht unerheblichen Zeitraum nicht vorhanden, an der Wahr-
nehmung seiner Aufgaben verhindert oder ruht sein Amt, ohne dass ein Stellvertreter an seine
Stelle getreten ist, bestellt die Bundesanstalt ohne Anhoérung des registerfihrenden Unterneh-
mens einen geeigneten Verwalter. 2Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. *Das registerfiihrende
Unternehmen hat der Bundesanstalt unverziglich mitzuteilen, wenn ein Umstand gemafi
Satz 1 eingetreten ist.

(6) Der Verwalter und sein Stellvertreter haften dem registerfiihrenden Unternehmen sowie
den Ubertragungsberechtigten aus ihrer Tatigkeit nur im Falle von Vorsatz oder grober Fahr-
lassigkeit. ?Die Ersatzpflicht des Verwalters oder des Stellvertreters beschrankt sich im Falle
grob fahrlassigen Handelns auf 1 Million Euro. 3Sie kann nicht durch Vertrag ausgeschlossen
oder beschrankt werden. “Wird die Haftung des Verwalters oder des Stellvertreters durch eine
Versicherung abgedeckt, ist ein Selbstbehalt in Hohe des Eineinhalbfachen der nach § 22i
Absatz 1 festgesetzten jahrlichen Vergiitung vorzusehen. ®Das registerfiihrende Unternehmen
darf den Versicherungsvertrag zugunsten des Verwalters und des Stellvertreters schlieRen
und die Pramien zahlen.
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§ 22f

8 22f
Verhéltnis des Verwalters zur Bundesanstalt

(1) Der Verwalter hat der Bundesanstalt Auskunft tber die von ihm im Rahmen seiner Tatigkeit
getroffenen Feststellungen und Beobachtungen zu erteilen und auch unaufgefordert Mitteilun-
gen zu machen, wenn Umstande auf eine nicht ordnungsgemafe Registerfihrung hindeuten.

(2) Der Verwalter ist an Weisungen der Bundesanstalt nicht gebunden.

8§ 229
Aufgaben des Verwalters

(1) 'Der Verwalter wacht darliber, dass das Refinanzierungsregister ordnungsgeman gefiihrt
wird. 2Zu seinen Aufgaben gehort es jedoch nicht zu priifen, ob es sich bei den eingetragenen
Gegenstanden um solche des Refinanzierungsunternehmens oder um nach § 22d Abs. 2 ein-
tragungsféahige Gegenstande handelt.

(2) YInsbesondere hat der Verwalter des Refinanzierungsregisters darauf zu achten, dass

1. das Refinanzierungsregister die nach § 22d Abs. 2 erforderlichen Angaben enthalt,

2. die im Refinanzierungsregister enthaltenen Zeitangaben der Richtigkeit entsprechen
und

3. die Eintragungen nicht nachtréaglich verandert werden.

2Im Ubrigen hat der Verwalter des Refinanzierungsregisters die inhaltliche Richtigkeit des Re-
finanzierungsregisters nicht zu tberprifen.

(3) Der Verwalter kann sich bei der Durchfihrung seiner Aufgaben anderer Personen und Ein-
richtungen bedienen.

§ 22h
Verhéltnis des Verwalters zum registerfiihrenden Unternehmen und zum Refinanzie-
rungsunternehmen

(1) Der Verwalter ist befugt, jederzeit die Buicher und Papiere des registerfiihrenden Unter-
nehmens einzusehen, es sei denn, dass sie mit der Fihrung des Refinanzierungsregisters in
keinem Zusammenhang stehen. ?In den Fallen des § 22b stehen dem Verwalter dieselben
Befugnisse auch gegentiber dem Refinanzierungsunternehmen zu.

(2) Der Verwalter ist zur Verschwiegenheit Uber alle Tatsachen verpflichtet, von denen er
durch Einsicht in die Bucher und Papiere des registerfihrenden Unternehmens oder des da-
von abweichenden Refinanzierungsunternehmens Kenntnis erlangt. 2Der Bundesanstalt darf
er nur Uber Tatsachen Auskunft geben oder Mitteilung machen, die mit der Uberwachung des
Refinanzierungsregisters im Zusammenhang stehen.
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§ 22i

(3) Streitigkeiten zwischen dem Verwalter und dem registerfiihrenden Unternehmen oder dem
davon abweichenden Refinanzierungsunternehmen entscheidet die Bundesanstalt.

8§ 22i
Vergltung des Verwalters

(1) Der Verwalter sowie sein Stellvertreter erhalten von dem registerfihrenden Unternehmen
eine angemessene Vergitung, deren Hohe von der Bundesanstalt festgesetzt wird, und Ersatz
der notwendigen Auslagen.

(2) (aufgehoben)

(3) Aul3er in Fallen des Absatzes 1 sind Leistungen des registerfiihrenden Unternehmens, des
Refinanzierungsunternehmens, firr welches das Register gefiihrt wird, und der Ubertragungs-
berechtigten an den Verwalter des Refinanzierungsregisters und dessen Stellvertreter unzu-
lassig.

§ 22j
Wirkungen der Eintragung in das Refinanzierungsregister

(1) 'Gegenstande des Refinanzierungsunternehmens, die ordnungsgemaf? im Refinanzie-
rungsregister eingetragen sind, kénnen im Fall der Insolvenz des Refinanzierungsunterneh-
mens vom Ubertragungsberechtigten nach § 47 der Insolvenzordnung ausgesondert werden.
Das Gleiche gilt fir Gegenstande, die an die Stelle der ordnungsgemaf im Refinanzierungs-
register eingetragenen Gegenstande treten. *Gegen Verfligungen im Wege der Zwangsvoll-
streckung oder der Arrestvollziehung kann der Ubertragungsberechtigte Widerspruch im
Wege der Klage nach § 771 der Zivilprozessordnung erheben.

(2) 'Die Eintragung in das Refinanzierungsregister schrankt Einwendungen und Einreden Drit-
ter gegen die eingetragenen Forderungen und Rechte nicht ein. 2Werden die im Refinanzie-
rungsregister eingetragenen Gegenstéande ausgesondert oder an den Ubertragungsberechtig-
ten beziehungsweise von dem Ubertragungsberechtigten an einen Dritten tibertragen, kénnen
alle Einwendungen und Einreden wie bei einer Abtretung geltend gemacht werden. 3Die Vor-
schrift des § 1156 Satz 1 des Biirgerlichen Gesetzbuchs findet keine Anwendung. “Dienen im
Refinanzierungsregister eingetragene Gegenstande der Absicherung anderer Gegenstande,
so kann der Sicherungsgeber gegeniiber dem Ubertragungsberechtigten alle Einwendungen
und Einreden aus dem Vertrag geltend machen, der den rechtlichen Grund fir die Absicherung
enthalt. °Die Vorschrift des § 1157 Satz 2 des Burgerlichen Gesetzbuchs findet keine Anwen-
dung. 8 22d Abs. 4 in Verbindung mit § 22j Abs. 1 Satz 1 und 2 bleibt jedoch unberhrt.

(3) ‘Gegeniiber den Anspriichen des Ubertragungsberechtigten auf Ubertragung der ord-
nungsgemal im Refinanzierungsregister eingetragenen Gegenstande kann das Refinanzie-
rungsunternehmen nicht aufrechnen und keine Zurtickbehaltungsrechte geltend machen. 2An-
fechtungsrechte seiner Glaubiger nach dem Anfechtungsgesetz und den 88 129 bis 147 der
Insolvenzordnung bleiben unberihrt.
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§ 22k

(4) Den Wirkungen der Absatze 1 bis 3 steht nicht entgegen, dass das Refinanzierungsunter-
nehmen im Rahmen der VerauRerung der eingetragenen Gegenstande an den Ubertragungs-
berechtigten das Risiko deren Werthaltigkeit ganz oder teilweise tragt.

8 22k
Beendigung und Ubertragung der Registerfiihrung

(1) *willigen alle im Refinanzierungsregister eingetragenen Ubertragungsberechtigten und, so-
fern ein Ubertragungsberechtigter eine Pfandbriefbank oder ein Versicherungsunternenmen
ist, der Treuhénder der Pfandbriefbank oder des Versicherungsunternehmens ein, kann die
Fuhrung des Refinanzierungsregisters einen Monat nach Anzeige an die Bundesanstalt been-
det werden. 2Willigen alle im Refinanzierungsregister eingetragenen Ubertragungsberechtig-
ten und, sofern ein Ubertragungsberechtigter eine Pfandbriefbank oder ein Versicherungsun-
ternehmen ist, der Treuhander der Pfandbriefbank oder des Versicherungsunternehmens ein,
kann die Registerfihrung unter Aufsicht der Bundesanstalt auf ein geeignetes Kreditinstitut
Ubertragen werden, sofern es sich bei den eingetragenen Gegenstanden um solche des die
Registerfihrung tbernehmenden Kreditinstituts handelt oder die Voraussetzungen des 8§ 22b
uber die Fuhrung des Refinanzierungsregisters fur Dritte vorliegen.

(2) Die Registerfihrung endet auBerdem, wenn das registerfiihrende Unternehmen nach Ein-
schatzung der Bundesanstalt zur Registerfiihrung ungeeignet ist. 2In diesem Fall wird die Fiih-
rung des Registers unter Aufsicht der Bundesanstalt auf ein nach Einschatzung der Bundes-
anstalt zur Registerfiihrung geeignetes Kreditinstitut Ubertragen. 3Die Vorschriften des § 22b
uber die Fuhrung des Refinanzierungsregisters fur Dritte finden sinngemé&f3e Anwendung.

(3) Absatz 2 findet keine Anwendung, wenn tber das Vermdgen eines Unternehmens, das ein
Refinanzierungsregister nicht nur fur Dritte flhrt, das Insolvenzverfahren eréffnet wird.

§ 22|
Bestellung des Sachwalters bei Eroffnung des Insolvenzverfahrens

(1) Ust Uber das Vermogen eines Unternehmens, das ein Refinanzierungsregister nicht nur fur
Dritte fuhrt, das Insolvenzverfahren eroffnet, bestellt das Insolvenzgericht auf Antrag der Bun-
desanstalt eine oder zwei von der Bundesanstalt vorgeschlagene natirliche Personen als
Sachwalter des Refinanzierungsregisters (Sachwalter). 2Das Gericht kann vom Vorschlag der
Bundesanstalt abweichen, wenn dies zur Sicherstellung einer sachgerechten Zusammenar-
beit zwischen Insolvenzverwalter und Sachwalter erforderlich erscheint. ®Der Sachwalter er-
halt eine Urkunde Uber seine Ernennung, die er bei Beendigung seines Amtes dem Insolvenz-
gericht zuriickzugeben hat.

(2) 'Die Bundesanstalt stellt einen Antrag nach Absatz 1 Satz 1, wenn dies nach Anhérung der
Ubertragungsberechtigten zur ordnungsgemaRen Verwaltung der im Refinanzierungsregister
eingetragenen Gegenstande erforderlich erscheint. 2Als Sachwalter des Refinanzierungsre-
gisters soll die Bundesanstalt den Verwalter des Refinanzierungsregisters vorschlagen, bei
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§22m

Fehlen oder dauernder Verhinderung desselben seinen Stellvertreter oder eine andere geeig-
nete nattrliche Person. *Der Sachwalter des Refinanzierungsregisters ist auf Antrag der Bun-
desanstalt abzuberufen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt.

(3) 'Erscheint die Bestellung eines zweiten Sachwalters des Refinanzierungsregisters zur ord-
nungsgemalen Verwaltung der im Refinanzierungsregister eingetragenen Gegenstande er-
forderlich, kann die Bundesanstalt nach Anhérung der Ubertragungsberechtigten einen weite-
ren Antrag nach Absatz 1 Satz 1 stellen. 2Stellt sie diesen Antrag, soll sie den Stellvertreter
des Verwalters des Refinanzierungsregisters oder, wenn ein solcher fehlt, eine andere geeig-
nete naturliche Person vorschlagen.

(4) *Mit der Bestellung einer anderen Person als der des Verwalters zum Sachwalter erlischt
das Amt des Verwalters. 2Das Amt wird vom Sachwalter des Refinanzierungsregisters fortge-
fuhrt. *Die Satze 1 und 2 gelten entsprechend fir den Stellvertreter des Verwalters.

§ 22m
Bekanntmachung der Bestellung des Sachwalters

(1) *Das Insolvenzgericht hat die Ernennung und Abberufung des Sachwalters unverziiglich
dem zustandigen Registergericht mitzuteilen und 6ffentlich bekannt zu machen. 2Die Ernen-
nung und Abberufung des Sachwalters sind auf die Mitteilung von Amts wegen in das Han-
delsregister einzutragen. *Die Eintragungen werden nicht bekannt gemacht. “Die Vorschriften
des 8§ 15 des Handelsgesetzbuchs finden keine Anwendung.

(2) 'Sind in das Refinanzierungsregister Rechte des registerfiihrenden Unternehmens einge-
tragen, fur die eine Eintragung im Grundbuch besteht, so ist die Bestellung des Sachwalters
auf Ersuchen des Insolvenzgerichts oder des Sachwalters in das Grundbuch einzutragen,
wenn nach der Art der Rechte und den Umstéanden zu besorgen ist, dass ohne die Eintragung
die Interessen der Ubertragungsberechtigten gefahrdet werden. 2Satz 1 gilt entsprechend fiir
Rechte des registerfilhrenden Unternehmens, die im Schiffsregister, Schiffsbauregister oder
im Register fur Pfandrechte an Luftfahrzeugen eingetragen sind.

8§ 22n
Rechtsstellung des Sachwalters

(1) *Der Sachwalter steht unter der Aufsicht des Insolvenzgerichts. 2Das Insolvenzgericht kann
vom Sachwalter insbesondere jederzeit einzelne Auskuinfte oder einen Bericht Giber den Sach-
stand und die Geschéaftsfiihrung verlangen. *Daneben obliegen dem Sachwalter die Pflichten
eines Verwalters. “Der Sachwalter und der Insolvenzverwalter haben einander alle Informati-
onen mitzuteilen, die fur das Insolvenzverfahren tber das Vermdgen des registerfiihrenden
Unternehmens und fur die Verwaltung der im Refinanzierungsregister eingetragenen Gegen-
stande von Bedeutung sein kénnen.

(2) 'Soweit das registerfiihrende Unternehmen befugt war, die im Refinanzierungsregister ein-
getragenen Gegenstande zu verwalten und Uber sie zu verfligen, geht dieses Recht auf den
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8§ 220

Sachwalter tber. 2In Abstimmung mit dem Insolvenzverwalter nutzt der Sachwalter alle Ein-
richtungen des registerfihrenden Unternehmens, die zur Verwaltung der eingetragenen Ge-
genstande erforderlich sind.

(3) Hat das registerfiihrende Unternehmen nach der Bestellung des Sachwalters tiber einen
im Refinanzierungsregister eingetragenen Gegenstand verfigt, so ist diese Verfligung unwirk-
sam. 2Die Vorschriften der 88 892, 893 des Burgerlichen Gesetzbuchs, der 88 16, 17 des
Gesetzes Uber Rechte an eingetragenen Schiffen und Schiffsbauwerken und der 8§ 16, 17
des Gesetzes Uber Rechte an Luftfahrzeugen bleiben unberiihrt. *Hat das registerfihrende
Unternehmen am Tage der Bestellung des Sachwalters des Refinanzierungsregisters verflgt,
so wird vermutet, dass es nach der Bestellung verfugt hat.

(4) *Der Sachwalter des Refinanzierungsregisters hat bei seiner Geschaftsfiihrung die Sorgfalt
eines ordentlichen und gewissenhaften Sachwalters anzuwenden. ?Verletzt der Sachwalter
des Refinanzierungsregisters seine Pflichten, so kénnen die Ubertragungsberechtigten und
das registerfihrende Unternehmen Ersatz des hierdurch entstehenden Schadens verlangen.
3Dies gilt nicht, wenn der Sachwalter des Refinanzierungsregisters die Pflichtverletzung nicht
Zu vertreten hat.

(5) Der Sachwalter des Refinanzierungsregisters erhalt von der Bundesanstalt eine angemes-
sene Vergitung und Ersatz seiner Aufwendungen. 2Die gezahlten Betrage sind der Bundes-
anstalt von den Ubertragungsberechtigten anteilig nach der Anzahl der fiir sie eingetragenen
Gegenstande gesondert zu erstatten und auf Verlangen der Bundesanstalt vorzuschiel3en.
3Soweit das Refinanzierungsregister fur Dritte gefiihrt wird, sind diese neben den Ubertra-
gungsberechtigten als Gesamtschuldner zur Erstattung und zum Vorschuss verpflichtet. 4§ 22i
Abs. 2 und 3 Satz 1 gilt sinngemaR. 5§ 22i Abs. 3 Satz 2 findet mit der MaRgabe entsprechende
Anwendung, dass die Bundesanstalt beim Insolvenzgericht einen Antrag auf Abberufung stel-
len soll.

§ 220
Bestellung des Sachwalters bei Insolvenzgefahr

(1) *Unter den Voraussetzungen des § 46 bestellt das Gericht am Sitz des registerfiihrenden
Unternehmens auf Antrag der Bundesanstalt eine oder zwei Personen als Sachwalter. ?Die
Bundesanstalt stellt einen Antrag nach Satz 1, wenn dies nach Anhérung der Ubertragungs-
berechtigten zur ordnungsgemafen Verwaltung der im Refinanzierungsregister eingetragenen
Gegenstande erforderlich erscheint. *Bei Gefahr im Verzuge ist auf die Anhérung zu verzich-
ten. “In diesem Fall ist die Anhoérung unverziglich nachzuholen.

(2) *Fur die Bestellung und Abberufung sowie fir die Rechtsstellung eines unter diesen Um-
standen bestellten Sachwalters gelten die Vorschriften der 8§ 22| bis 22n mit der MalRgabe
entsprechend, dass an die Stelle des Insolvenzgerichts das Gericht am Sitz des registerfih-
renden Unternehmens tritt. 2Ein wichtiger Grund im Sinne des § 22| Abs. 2 Satz 3 liegt insbe-
sondere dann vor, wenn die Voraussetzungen des § 46 wieder entfallen sind. 3In diesem Fall
soll die Bundesanstalt aus dem Kreis der Sachwalter den Verwalter bestellen.
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8 22p

(3) Wird das Insolvenzverfahren tber das Vermogen des registerfiihrenden Unternehmens
nach Bestellung des Sachwalters nach Mal3gabe der Absatze 1 und 2 eréffnet, so gilt der
Sachwalter fir die Zeit nach Er6ffnung des Insolvenzverfahrens als mit Er6ffnung des Insol-
venzverfahrens vom Insolvenzgericht bestellt. 2Das Insolvenzgericht tritt an die Stelle des Ge-
richts am Sitz des registerfiihrenden Unternehmens. 3Das Gericht am Sitz des registerfihren-
den Unternehmens hat dem Insolvenzgericht alle mit der Bestellung und Aufsicht des Sach-
walters des Refinanzierungsregisters in Zusammenhang stehenden Unterlagen zu tibergeben.

3. KUNDENRECHTE
§22p
(aufgehoben)
4. WERBUNG UND HINWEISPFLICHTEN DER INSTITUTE
§23
Werbung

(1) 'Um Missstanden bei der Werbung der Institute zu begegnen, kann die Bundesanstalt be-
stimmte Arten der Werbung untersagen. 2Ein Missstand liegt insbesondere vor, wenn Werbung
fur Verbraucherdarlehensvertrage falsche Erwartungen in Bezug auf die Moglichkeit, ein Dar-
lehen zu erhalten oder in Bezug auf die Kosten eines Darlehens weckt.

(2) Vor allgemeinen Mafinahmen nach Absatz 1 sind die Spitzenverbande der Institute und
des Verbraucherschutzes zu horen.

§ 23a
Sicherungseinrichtung

(1) Ein Institut, das Bankgeschéfte im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1, 4 oder 10 betreibt
oder Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 1 bis 4 erbringt, hat Kunden,
die nicht Institute sind, im Preisaushang tber die Zugehorigkeit zu einer Einrichtung zur Siche-
rung der Anspriiche von Einlegern und Anlegern (Sicherungseinrichtung) zu informieren. ?Das
Institut hat ferner Kunden, die nicht Institute sind, vor Aufnahme der Geschaftsbeziehung in
Textform in leicht verstandlicher Form, soweit nicht die Satze 3 bis 10 anzuwenden sind, Uber
die flr die Sicherung geltenden Bestimmungen einschlie3lich Umfang und Hohe der Sicherung
zu informieren. ®Die Einleger bestéatigen in Bezug auf ihre Anspriiche aus § 5 des Einlagensi-
cherungsgesetzes den Empfang dieser Informationen auf dem im Anhang | dieses Gesetzes
enthaltenen Informationsbogen. “Die Bestatigung, dass es sich bei den Einlagen um entscha-
digungsfahige Einlagen handelt, erhalten die Einleger auf ihren Kontoausziigen, einschlief3lich
eines Verweises auf den Informationsbogen in Anhang I. ®Die Internetseite des einschlagigen
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§24

Einlagensicherungssystems wird auf dem Informationsbogen angegeben. ®Der in Anhang |
festgelegte Informationsbogen wird dem Einleger mindestens einmal jahrlich zur Verfligung
gestellt. "Nutzt ein Einleger das Internetbanking, so konnen ihm die Informationen elektronisch
ubermittelt werden. 8Auf Wunsch des Einlegers werden sie in Papierform zur Verfligung ge-
stellt. °Die dem Einleger gewéahrten Informationen durfen fir Werbezwecke nur auf das Einla-
gensicherungssystem und seine Funktionsweise hinweisen. 1°§ 3 Absatz 2 des Einlagensiche-
rungsgesetzes gilt entsprechend. *Sofern Einlagen und andere riickzahlbare Gelder nicht ge-
sichert sind, hat das Institut auf diese Tatsache in den Allgemeinen Geschéftsbedingungen,
im Preisaushang und an hervorgehobener Stelle in den Vertragsunterlagen vor Aufnahme der
Geschéftsbeziehung hinzuweisen, es sei denn, die riickzahlbaren Gelder sind in Pfandbriefen,
Kommunalschuldverschreibungen oder anderen Schuldverschreibungen, welche die Voraus-
setzungen des Artikels 52 Absatz 4 Satz 1 und 2 der Richtlinie 2009/65/EG erfillen, verbrieft.
2Die Informationen in den Vertragsunterlagen geman Satz 11 dirfen keine anderen Erklarun-
gen enthalten und sind gesondert von den Kunden zu bestatigen. *Die Satze 7 und 8 gelten
entsprechend. *AuBerdem mussen auf Anfrage Informationen Uber die Bedingungen der Si-
cherung einschlief3lich der fur die Geltendmachung der Entschadigungsanspruche erforderli-
chen Formalitaten erhdltlich sein.

(2) Scheidet ein Institut aus einer Sicherungseinrichtung aus, hat es die Kunden, die nicht
Institute sind, sowie die Bundesanstalt und die Deutsche Bundesbank hiertiber unverziiglich
in Textform zu unterrichten.

5. BESONDERE PFLICHTEN DER INSTITUTE, IHRER GESCHAFTSLEITER SOWIE DER FI-
NANZHOLDING-GESELLSCHAFTEN, DER GEMISCHTEN FINANZHOLDING-GESELL-
SCHAFTEN UND DER GEMISCHTEN HOLDINGGESELLSCHAFTEN

8§24
Anzeigen

(1) Ein Institut hat der Aufsichtsbehtrde und der Deutschen Bundesbank unverzuglich anzu-
zeigen

1. die Absicht der Bestellung eines Geschéftsleiters und die Absicht der Erméchtigung
einer Person zur Einzelvertretung des Instituts in dessen gesamten Geschéftsbereich,
jeweils unter Angabe der Tatsachen, die fur die Beurteilung der Zuverlassigkeit, der
fachlichen Eignung und der ausreichenden zeitlichen Verfligbarkeit fur die Wahrneh-
mung der jeweiligen Aufgaben wesentlich sind, sowie den Vollzug, die Aufgabe oder
die Anderung einer solchen Absicht;

2. das Ausscheiden eines Geschéftsleiters sowie die Entziehung der Befugnis zur Einzel-
vertretung des Instituts in dessen gesamten Geschéaftsbereich;

3. die Anderung der Rechtsform, soweit nicht bereits eine Erlaubnis nach § 32 Abs. 1 er-
forderlich ist, und die Anderung der Firma;
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10.

11.

12.

13.

14.

14a.

14b.

15.

§24

einen Verlust in Héhe von 25 vom Hundert der nach Artikel 72 der Verordnung (EU)
Nr. 575/2013 anrechenbaren Eigenmittel,

die Verlegung der Niederlassung oder des Sitzes;

die Errichtung, die Verlegung und die Schliel3ung einer Zweigstelle in einem Drittstaat
sowie die Aufnahme und die Beendigung der Erbringung grenziberschreitender
Dienstleistungen ohne Errichtung einer Zweigstelle;

die Einstellung des Geschéftsbetriebs;

die Absicht seiner gesetzlichen und satzungsgemafRen Organe, eine Entscheidung
Uber seine Auflésung herbeizufuhren;

das Absinken des Anfangskapitals unter die Mindestanforderungen nach § 33 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 sowie den Wegfall einer geeigneten Versicherung nach § 33 Abs. 1 Satz 2
und 3;

den Erwerb oder die Aufgabe einer bedeutenden Beteiligung an dem eigenen Institut,
das Erreichen, das Uber- oder das Unterschreiten der Beteiligungsschwellen von
20 vom Hundert, 30 vom Hundert und 50 vom Hundert der Stimmrechte oder des Ka-
pitals sowie die Tatsache, daf} das Institut Tochterunternehmen eines anderen Unter-
nehmens wird oder nicht mehr ist, sobald das Institut von der bevorstehenden Ande-
rung dieser Beteiligungsverhaltnisse Kenntnis erlangt;

jeden Fall, in dem die Gegenpartei eines Pensionsgeschéaftes, umgekehrten Pensions-
geschaftes oder Darlehensgeschéftes in Wertpapieren oder Waren ihren Erflllungs-
verpflichtungen nicht nachgekommen ist;

das Entstehen, die Anderung oder die Beendigung einer engen Verbindung zu einer
anderen nattrlichen Person oder einem anderen Unternehmen;

das Entstehen, die Veranderungen in der Hohe oder die Beendigung einer bedeuten-
den Beteiligung an anderen Unternehmen;

unter Vorlage desselben den Vorschlag zur Beschlussfassung gemarf § 25a Absatz 5
Satz 6;

unter Vorlage eines Auszugs aus der Versammlungsniederschrift den Beschluss tber
die Billigung einer héheren variablen Verglitung nach § 25a Absatz 5 Satz 5 einschliel3-
lich der Angabe aller gebilligten, tUber das Verhaltnis gemal § 25a Absatz 5 Satz 2
hinausgehenden Hochstwerte;

unter Vorlage eines Auszugs aus der Versammlungsniederschrift den Beschluss tber
die Anderung eines Beschlusses Uber die Billigung einer héheren variablen Vergitung
nach § 25a Absatz 5 Satz 5 einschlie3lich der Angabe aller gebilligten, Gber das Ver-
haltnis gemaR § 25a Absatz 5 Satz 2 hinausgehenden Hdchstwerte;

die Bestellung eines Mitglieds und stellvertretender Mitglieder des Verwaltungs- oder
Aufsichtsorgans unter Angabe der Tatsachen, die zur Beurteilung ihrer Zuverlassigkeit,
Sachkunde und der ausreichenden zeitlichen Verfligbarkeit fur die Wahrnehmung ihrer
Aufgaben notwendig sind;
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15a. das Ausscheiden eines Mitglieds und stellvertretender Mitglieder des Verwaltungs-
oder Aufsichtsorgans;

16. eine Anderung des Verhdltnisses von bilanziellem Eigenkapital zur Summe aus der
Bilanzsumme und den auf3erbilanziellen Verpflichtungen und des Wiedereindeckungs-
aufwands fur Anspriiche aus auR3erbilanziellen Geschaften (modifizierte bilanzielle Ei-
genkapitalquote) um mindestens 5 vom Hundert auf der Grundlage von Informationen
zur finanziellen Situation (Finanzinformation) nach § 25 Abs. 1 Satz 1 jeweils zum Ende
eines Quartals im Verhaltnis zum festgestellten Jahresabschluss des Instituts; soweit
das Institut nach internationalen Rechnungslegungsstandards bilanziert oder auf
Grund der Vorschriften des Wertpapierhandelsgesetzes zur Aufstellung von Zwischen-
abschliissen verpflichtet ist, ist eine entsprechende Anderung der modifizierten bilan-
ziellen Eigenkapitalquote auch auf der Grundlage eines Zwischenabschlusses im Ver-
haltnis zum festgestellten Jahresabschluss nach internationalen Rechnungslegungs-
standards anzuzeigen;

17. Kredite

a) an Kommanditisten, Gesellschafter einer Gesellschaft mit beschrénkter Haftung,
Aktionare, Kommanditaktionare oder Anteilseigner an einem Institut des &ffentli-
chen Rechts, wenn diesen jeweils mehr als 25 Prozent des Kapitals (Nennkapital,
Summe der Kapitalanteile) des Instituts gehdren oder ihnen jeweils mehr als
25 Prozent der Stimmrechte an dem Institut zustehen und der Kredit zu nicht
marktmafRigen Bedingungen gewahrt oder nicht bankutblich besichert worden ist,
und

b) an Personen, die Kapital, soweit es sich nicht um Kapital nach Buchstabe a han-
delt, nach Artikel 26 Absatz 1 Buchstabe a und Artikel 51 Buchstabe a der Verord-
nung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung gewdahrt haben, das
mehr als 25 Prozent des Kernkapitals nach Artikel 25 der Verordnung (EU) Nr.
575/2013 in der jeweils geltenden Fassung ohne Berlicksichtigung des Kapitals
nach Artikel 26 Absatz 1 Buchstabe a und Artikel 51 Buchstabe a der Verordnung
(EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung betragt, wenn der Kredit zu
nicht marktmafigen Bedingungen gewahrt oder nicht bankiblich besichert worden
ist.

(1a) Ein Institut hat der Aufsichtsbehdrde und der Deutschen Bundesbank jahrlich anzuzeigen:

1. seine engen Verbindungen zu anderen natirlichen Personen oder Unternehmen,
2. seine bedeutenden Beteiligungen an anderen Unternehmen,

3. den Namen und die Anschrift des Inhabers einer bedeutenden Beteiligung an dem an-
zeigenden Institut und an den ihm nach § 10a nachgeordneten Unternehmen mit Sitz
im Ausland sowie die Hohe dieser Beteiligungen,

4. die Anzahl seiner inlandischen Zweigstellen,
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5. die modifizierte bilanzielle Eigenkapitalquote auf der Grundlage des festgestellten Jah-
resabschlusses,

6. die Einstufung als bedeutendes Institut im Sinne des § 17 der Institutsvergutungsver-
ordnung vom 16. Dezember 2013 (BGBI. | S. 4270) sowie eine Anderung dieser Ein-
stufung,

7. soweit es sich um ein CRR-Institut handelt, das im Sinne der Rechtsverordnung gemaf
8§ 25a Absatz 6 dieses Gesetzes als bedeutend eingestuft ist oder das von der Auf-
sichtsbehdrde oder der Deutschen Bundesbank dazu aufgefordert wurde, die Informa-
tionen, die fur einen Vergleich der Vergitungstrends und -praktiken im Sinne des Arti-
kels 75 Absatz 1 und 2 der Richtlinie 2013/36/EU erforderlich sind; der Vergleich um-
fasst auch die Vergutungstrends und -praktiken in Bezug auf die Mitglieder des Ver-
waltungs- und Aufsichtsorgans;

8. soweit es sich um ein CRR-Institut handelt, die Informationen Uber Geschéftsleiter, Mit-
glieder des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans und Mitarbeiter mit jeweils einer Ge-
samtvergutung von jahrlich mindestens 1 Million Euro im Sinne des Artikels 75 Absatz 3
der Richtlinie 2013/36/EU, die fur eine aggregierte Veroffentlichung durch die Europa-
ische Bankenaufsichtsbehoérde erforderlich sind.

(1b) 'Bei der Anzeige eines Kredits nach Absatz 1 Nummer 17 hat das Institut die gestellten
Sicherheiten und die Kreditbedingungen anzugeben. ?Es hat einen Kredit, den es nach Ab-
satz 1 Nummer 17 angezeigt hat, unverziglich erneut der Aufsichtsbehérde und der Deut-
schen Bundesbank anzuzeigen, wenn die gestellten Sicherheiten oder die Kreditbedingungen
rechtsgeschéftlich geandert werden, und die entsprechenden Anderungen anzugeben. Die
Aufsichtsbehdrde kann von den Instituten fordern, ihr und der Deutschen Bundesbank alle finf
Jahre eine Sammelanzeige der nach Absatz 1 Nummer 17 anzuzeigenden Kredite einzu-
reichen.

(1c) Die nach Artikel 4 Absatz 4 Satz 1 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 604/2014 der
Kommission vom 4. Marz 2014 zur Erganzung der Richtlinie 2013/36/EU des Européischen
Parlaments und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards in Bezug auf
qualitative und angemessene quantitative Kriterien zur Ermittlung der Mitarbeiterkategorien,
deren berufliche Téatigkeit sich wesentlich auf das Risikoprofil eines Instituts auswirkt (ABI.
L 167 vom 6.6.2014, S. 30), die durch die Delegierte Verordnung (EU) 2016/861 (ABI. L 144
vom 1.6.2016, S. 21) gedndert worden ist, zu erstattenden Anzeigen sind unverzuglich, spa-
testens jedoch sechs Monate nach Ablauf des Geschéftsjahres, bei der Aufsichtsbehoérde und
der Deutschen Bundesbank einzureichen.

(2) Hat ein Institut die Absicht, sich mit einem anderen Institut im Sinne dieses Gesetzes,
E-Geld-Institut im Sinne des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes oder Zahlungsinstitut im Sinne
des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes zu vereinigen, hat es dies der Aufsichtsbehérde und
der Deutschen Bundesbank unverziiglich anzuzeigen.

(2a) Ein Mitglied eines Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans eines CRR-Instituts, das von er-
heblicher Bedeutung im Sinne des 8§ 25d Absatz 3 Satz 8 ist, einer Finanzholding-Gesellschaft
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oder einer gemischten Finanzholding-Gesellschaft hat der Aufsichtsbehdrde und der Deut-
schen Bundesbank die Aufnahme und die Beendigung einer Téatigkeit als Geschaftsleiter oder
als Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsmitglied eines anderen Unternehmens unverziiglich
anzuzeigen.

(3) Ein Geschéftsleiter eines Instituts und die Personen, die die Geschéafte einer Finanzhol-
ding-Gesellschaft oder einer gemischten Finanzholding-Gesellschaft tatsachlich fiihren, haben
der Aufsichtsbehdrde und der Deutschen Bundesbank unverziglich anzuzeigen

1. die Aufnahme und die Beendigung einer Tatigkeit als Geschéftsleiter oder als Auf-
sichtsrats- oder Verwaltungsratsmitglied eines anderen Unternehmens und

2. die Ubernahme und die Aufgabe einer unmittelbaren Beteiligung an einem Unterneh-
men sowie Veranderungen in der Héhe der Beteiligung.

2Als unmittelbare Beteiligung im Sinne des Satzes 1 Nr. 2 gilt das Halten von mindestens
25 vom Hundert der Anteile am Kapital des Unternehmens.

(3a) Eine Finanzholding-Gesellschaft hat der Aufsichtsbehorde und der Deutschen Bundes-
bank unverzuglich anzuzeigen:

1. die Absicht der Bestellung einer Person, die die Geschéfte der Finanzholding-Gesell-
schaft tatsachlich fuhren soll, unter Angabe der Tatsachen, die fiur die Beurteilung der
Zuverlassigkeit, der fachlichen Eignung und der ausreichenden zeitlichen Verflgbarkeit
fur das Wahrnehmen seiner Aufgaben wesentlich sind, und den Vollzug einer solchen
Absicht;

2. das Ausscheiden einer Person, die die Geschéfte der Finanzholding-Gesellschaft tat-
sachlich gefuhrt hat;

3. Anderungen der Struktur der Finanzholding-Gruppe in der Weise, dass die Gruppe
kunftig branchenlbergreifend tatig wird;

4, die Bestellung eines Mitglieds und stellvertretender Mitglieder des Verwaltungs- oder
Aufsichtsorgans unter Angabe der Tatsachen, die zur Beurteilung ihrer Zuverlassigkeit,
Sachkunde und der ausreichenden zeitlichen Verfligbarkeit fur die Wahrnehmung ihrer
Aufgaben notwendig sind,;

5. das Ausscheiden eines Mitglieds und stellvertretender Mitglieder des Verwaltungs-
oder Aufsichtsorgans.

2Eine Finanzholding-Gesellschaft hat der Aufsichtsbehtrde und der Deutschen Bundesbank
ferner einmal jahrlich eine Sammelanzeige der Institute, Kapitalverwaltungsgesellschaften, Fi-
nanzunternehmen, Anbieter von Nebendienstleistungen und Zahlungsinstitute im Sinne des
Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes, die ihr nachgeordnete Unternehmen im Sinne des § 10a
sind, einzureichen. 3Die Aufsichtsbehdrde tUbermittelt den zustandigen Stellen der anderen
Staaten des Européaischen Wirtschaftsraums, der Europaischen Bankenaufsichtsbehorde und
der Europaischen Kommission eine Aufstellung tUber die eingegangenen Sammelanzeigen
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nach Satz 2. “Die Begriindung, die Veranderung oder die Aufgabe solcher Beteiligungen oder
Unternehmensbeziehungen sind der Aufsichtsbehtérde und der Deutschen Bundesbank un-
verzuglich anzuzeigen. SFur eine gemischte Finanzholding-Gesellschaft gelten Satz 1 Num-
mer 1 und 2 hinsichtlich der Personen, die die Geschéfte tatsachlich fihren sollen und Satz 1
Nummer 4 und 5 hinsichtlich der Mitglieder des Verwaltungs- und Aufsichtsorgans dieser Ge-
sellschaft sowie die Satze 2 bis 4 entsprechend.

(3b) Die Bundesanstalt und die Deutsche Bundesbank kdnnen Instituten oder Arten oder Grup-
pen von Instituten zusatzliche Anzeige- und Meldepflichten auferlegen, insbesondere um ver-
tieften Einblick in die Entwicklung der wirtschaftlichen Verhaltnisse der Institute, deren Grunds-
atze einer ordnungsgemalfien Geschaftsfihrung und in die Fahigkeiten der Mitglieder der Or-
gane des Instituts, zu erhalten, soweit dies zur Erfullung der Aufgaben der Bundesanstalt und
der Deutschen Bundesbank erforderlich ist.

(3c) Soweit die Europaische Zentralbank Aufsichtsbehorde ist, sind die Anzeigen nach den
Absétzen 1 bis 3a auch gegeniber der Bundesanstalt abzugeben. 2Die Anzeigen gemaR Ab-
satz 1 Nummer 1, 2, 15 und 15a sind nur gegentiber der Bundesanstalt und der Deutschen
Bundesbank abzugeben. *Soweit es sich bei Anzeigen nach Absatz 1 Nummer 6 um eine
Zweigniederlassung oder grenziberschreitende Dienstleistung in einem nicht am einheitlichen
Aufsichtsmechanismus teilnehmenden Mitgliedstaat handelt, sind die Anzeigen ebenfalls nur
gegeniber der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank abzugeben.

(3d) Ein Datenbereitstellungsdienst hat der Bundesanstalt unverziglich anzuzeigen:

1. die Absicht der Bestellung eines Geschéftsleiters unter Angabe der Tatsachen, die fur
die Beurteilung der Zuverlassigkeit, der fachlichen Eignung und der ausreichenden
zeitlichen Verfugbarkeit fir die Wahrnehmung der jeweiligen Aufgaben wesentlich sind,
sowie den Vollzug einer solchen Absicht;

2. das Ausscheiden eines Geschaftsleiters;

3. die Bestellung eines Mitglieds und stellvertretender Mitglieder des Verwaltungs- oder
Aufsichtsorgans unter Angabe der Tatsachen, die zur Beurteilung ihrer Zuverlassigkeit,
Sachkunde und der ausreichenden zeitlichen Verfligbarkeit fur die Wahrnehmung ihrer
Aufgaben notwendig sind;

4. das Ausscheiden eines Mitglieds und stellvertretender Mitglieder des Verwaltungs-
oder Aufsichtsorgans.

(4) *Das Bundesministerium der Finanzen kann im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank
durch Rechtsverordnung néhere Bestimmungen uber Art, Umfang, Zeitpunkt und Form der
nach diesem Gesetz vorgesehenen Anzeigen und Vorlagen von Unterlagen, tber die zulassi-
gen Datentrager, Ubertragungswege und Datenformate und tiber zu verwendende und anzu-
zeigende Zusatzinformationen zu den Hauptinformationen, etwa besondere Rechtstragerken-
nungen sowie Angaben zu deren Aktualitdt oder Validitat, erlassen und die bestehenden An-
zeigepflichten durch die Verpflichtung zur Erstattung von Sammelanzeigen und die Einrei-
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chung von Sammelaufstellungen ergéanzen, soweit dies zur Erfillung der Aufgaben der Auf-
sichtsbehdrde erforderlich ist, insbesondere um einheitliche Unterlagen zur Beurteilung der
von den Instituten durchgefiihrten Bankgeschéfte und Finanzdienstleistungen zu erhalten. 2In
der Rechtsverordnung kdnnen ebenfalls ndhere Bestimmungen fir die Fihrung eines o6ffentli-
chen Registers durch die Bundesanstalt sowie Uber die Zugriffsmoglichkeiten auf Seiten die-
ses Registers und die Zuweisung von Verantwortung fur die Richtigkeit und Aktualitat der Sei-
ten erlassen werden. 3Es kann diese Ermachtigung durch Rechtsverordnung auf die Bundes-
anstalt mit der MaRgabe Ubertragen, dafld Rechtsverordnungen der Bundesanstalt im Einver-
nehmen mit der Deutschen Bundesbank ergehen. #Vor ErlaR der Rechtsverordnung sind die
Spitzenverbande der Institute anzuhoren.

§ 24a
Errichtung einer Zweigniederlassung und Erbringung grenztberschreitender Dienst-
leistungen in anderen Staaten des Europaischen Wirtschaftsraums

(1) *Ein CRR-Kreditinstitut oder Wertpapierhandelsunternehmen, das die Absicht hat, in einem
anderen Staat des Europaischen Wirtschaftsraums

1. eine Zweigniederlassung zu errichten oder

2. ohne dort eine Zweigniederlassung zu errichten, vertraglich gebundene Vermittler mit
Sitz oder gewdhnlichem Aufenthalt in diesem Staat des Europaischen Wirtschafts-
raums heranzuziehen,

hat dies der Aufsichtsbehdrde und der Deutschen Bundesbank unverziglich nach Mafl3gabe
des Satzes 2 anzuzeigen. 2Die Anzeige muR enthalten

1. die Angabe des Mitgliedstaats, in dem die Zweigniederlassung errichtet werden soll
oder in dem ohne Errichtung einer Zweigniederlassung dort ansassige vertraglich ge-
bundene Vermittler herangezogen werden sollen,

2. einen Geschaftsplan, aus dem die Art der geplanten Geschafte, der organisatorische
Aufbau der Zweigniederlassung und eine Absicht zur Heranziehung vertraglich gebun-
dener Vermittler, hervorgehen sowie die Namen der vertraglich gebundenen Vermittler,

2a. soweit vertraglich gebundene Vermittler in einem anderen Staat des Européischen
Wirtschaftsraums ohne Errichtung einer Zweigniederlassung herangezogen werden
sollen, eine Beschreibung des beabsichtigten Einsatzes der vertraglich gebundenen
Vermittler und der Organisationsstruktur, einschlief3lich der Berichtswege, aus der her-
vorgeht, wie die vertraglich gebundenen Vermittler in die Unternehmensstruktur des
Instituts eingebunden sind, sowie die Namen der vertraglich gebundenen Vermittler,

3. die Anschrift, unter der Unterlagen des Instituts im Aufnahmemitgliedstaat angefordert
und Schriftstiicke zugestellt werden kénnen, und

4, die Angabe der Leiter der Zweigniederlassung.
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(2) Besteht kein Grund, die Angemessenheit der Organisationsstruktur und der Finanzlage
des Instituts anzuzweifeln, Ubermittelt die Aufsichtsbehdrde die Angaben nach Absatz 1 Satz 2
innerhalb von drei Monaten nach Eingang der vollstandigen Unterlagen den zustandigen Stel-
len des Aufnahmemitgliedstaates und teilt dies dem anzeigenden Institut mit. 2Sie unterrichtet
die zustandigen Stellen des Aufnahmemitgliedstaates auf3erdem Uber die Hohe der Eigenmit-
tel und die Angemessenheit der Eigenmittelausstattung sowie gegebenenfalls tiber die Einla-
gensicherungseinrichtung oder Anlegerentschadigungseinrichtung, der das Institut angehort,
oder den gleichwertigen Schutz im Sinne des § 23a Absatz 1 Satz 1. 3Leitet die Aufsichtsbe-
horde die Angaben nach Absatz 1 Satz 2 nicht an die zustéandigen Stellen des Aufnahmemit-
gliedstaates weiter, teilt die Aufsichtsbehdrde dem Institut innerhalb von drei Monaten nach
Eingang samtlicher Angaben nach Absatz 1 Satz 2 die Griinde dafir mit. “Nach Weiterleitung
der Anzeige an die zustandigen Stellen des Aufnahmemitgliedstaates kann das Institut nach
einer entsprechenden Mitteilung dieser Stellen oder spatestens nach Ablauf einer Zweimo-
natsfrist seine Tatigkeit in dem anderen Staat aufnehmen.

(3) 'Absatz 1 Satz 1 gilt entsprechend fiir die Absicht, im Wege des grenziiberschreitenden
Dienstleistungsverkehrs in einem anderen Staat des Europaischen Wirtschaftsraums Bankge-
schéfte zu betreiben, Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 1, 1a, 1c, 2
bis 4, 9 und 10 oder Satz 3 oder Tatigkeiten nach 8§ 1 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 bis 8 zu erbringen,
Handelsauskinfte oder Schliel3fachvermietungen anzubieten oder, im Falle von CRR-Kredit-
instituten, Zahlungsdienste im Sinne des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes zu erbringen. 2Die
Anzeige muss enthalten:

1. die Angabe des Staates, in dem die grenziberschreitende Dienstleistung erbracht wer-
den soll,

2. einen Geschaftsplan mit Angabe der beabsichtigten Tatigkeiten und

3. die Angabe, ob in diesem Staat vertraglich gebundene Vermittler, die ihren Sitz oder
gewdhnlichen Aufenthalt im Inland haben, herangezogen werden sollen, sowie deren
Namen.

3Besteht kein Grund, die Angemessenheit der Organisationsstruktur und der Finanzlage des
Instituts anzuzweifeln, unterrichtet die Aufsichtsbehérde die zustandigen Stellen des Aufnah-
memitgliedstaates innerhalb eines Monats nach Eingang der Anzeige. “Das Institut hat die
Unterrichtung der zustandigen Stellen des Aufnahmemitgliedstaates innerhalb dieser Frist ab-
zuwarten, bevor es seine Tatigkeit in dem anderen Staat aufnimmt. *Andernfalls teilt die Auf-
sichtsbehdrde dem Institut die Nichtunterrichtung und deren Griinde unverziglich mit.

(3a) 'Beabsichtigt der Betreiber eines multilateralen oder organisierten Handelssystems, Han-
delsteilnehmern in anderen Staaten einen unmittelbaren Zugang zu seinem Handelssystem
zu gewahren und ihnen das Handeln an seinen Markten zu ermdglichen, hat er dies der Bun-
desanstalt anzuzeigen, sofern es sich um die erstmalige Zugangsgewahrung an einen Han-
delsteilnehmer in dem betreffenden Staat handelt. 2Die Bundesanstalt unterrichtet die zustan-
digen Stellen des Aufnahmemitgliedstaates innerhalb eines Monats nach Eingang der Anzeige
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von dieser Absicht. *Der Betreiber hat der Bundesanstalt auf Anfrage die Namen der zugelas-
senen Handelsteilnehmer aus diesem Staat zu nennen. “Auf Ersuchen der zustandigen Stellen
im Aufnahmemitgliedstaat teilt die Bundesanstalt innerhalb einer angemessenen Frist diese
Angaben mit.

(3b) (aufgehoben)

(3c) *Auf ein Finanzdienstleistungsinstitut, das Factoring im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2
Nummer 9 oder Finanzierungsleasing im Sinne des 8 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 10 betreibt
und die Absicht hat, fur diese Tatigkeit eine Zweigniederlassung in einem anderen Staat des
Européischen Wirtschaftsraums zu errichten oder diese Téatigkeit im Wege des grenziber-
schreitenden Dienstleistungsverkehrs in einem anderen Staat des Europaischen Wirtschafts-
raums zu betreiben, sind die Absatze 1 bis 3 entsprechend anzuwenden, sofern die Voraus-
setzungen des § 53b Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 bis 7 erfillt sind. 2Absatz 2 Satz 2 gilt mit der
Mal3gabe, dass die zustéandige Stelle des Aufnahmemitgliedstaats tiber die H6he und die Zu-
sammensetzung der Eigenmittel des Finanzdienstleistungsinstituts und die nach Artikel 92 Ab-
satz 3 und 4 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 errechneten Gesamtrisikobetrdge von dessen
Mutterkreditinstitut zu unterrichten ist.

(4) *Andern sich die Verhaltnisse, die nach Absatz 1 Satz 2 oder Absatz 3 Satz 2 angezeigt
wurden, hat das Institut der Aufsichtsbehotrde, der Deutschen Bundesbank und, sofern es sich
um ein CRR-Kreditinstitut handelt, auch den zustandigen Stellen des Aufnahmemitgliedstaa-
tes diese Anderungen mindestens einen Monat vor dem Wirksamwerden der Anderungen
schriftlich anzuzeigen, damit die Aufsichtsbehdrde eine Entscheidung nach Absatz 2 und die
zustandigen Stellen des Aufnahmemitgliedstaates eine Entscheidung Gber eventuell erforder-
liche Bedingungen treffen kdnnen. 2Die Aufsichtsbehorde teilt den zustandigen Stellen des
Aufnahmenmitgliedstaates die Anderungen nach Satz 1 mit, sofern sie Wertpapierhandelsun-
ternehmen betreffen. *Die Anzeigepflicht nach Satz 1 gilt entsprechend flr ein Institut, das
seine Zweigniederlassung bereits vor dem Zeitpunkt, von dem an es unter die Anzeigepflicht
nach Absatz 1 fallt, in einem anderen Staat des Europaischen Wirtschaftsraums errichtet hat.
“Anderungen der Verhéltnisse der Einlagensicherungseinrichtung oder der Anlegerentschédi-
gungseinrichtung oder des gleichwertigen Schutzes im Sinne des § 23a Absatz 1 Satz 1 hat
das Institut, das eine Zweigniederlassung gemaf Absatz 1 errichtet hat, der Aufsichtsbehérde,
der Deutschen Bundesbank und, sofern es sich um ein CRR-Kreditinstitut handelt, auch den
zustandigen Stellen des Aufnahmemitgliedstaates mindestens einen Monat vor dem Wirksam-
werden der Anderungen anzuzeigen. °Die Aufsichtsbehdrde teilt den zustandigen Stellen des
Aufnahmenmitgliedstaates die Anderungen nach Satz 4 mit.

(4a) 'Soweit die Europaische Zentralbank Aufsichtsbehorde ist, sind die Anzeigen nach den
Absatzen 1, 3 und 4 auch gegeniber der Bundesanstalt abzugeben. 2Soweit es sich bei dem
Staat, in welchem die Zweigniederlassung errichtet oder die grenziiberschreitende Dienstleis-
tung erbracht werden soll, um einen Mitgliedstaat der Européischen Union handelt, sind die
Anzeigen nur gegenuber der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank abzugeben.
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(5) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung zu bestim-
men, inwieweit die Abséatze 1, 2 und 4 auf den Einsatz eines vertraglich gebundenen Vermitt-
lers, der seinen Sitz oder seinen gewthnlichen Aufenthalt in einem anderen Mitgliedstaat des
Europaischen Wirtschaftsraums hat, entsprechend anzuwenden sind und daf} die Absatze 2
und 4 fur die Errichtung einer Zweigniederlassung in einem Drittstaat entsprechend gelten,
soweit dies im Bereich des Niederlassungsrechts auf Grund von Abkommen der Europaischen
Union mit Drittstaaten erforderlich ist.

(6) (aufgehoben)

§ 24b
Teilnahme an Zahlungs- sowie Wertpapierliefer- und -abrechnungssystemen sowie in-
teroperablen Systemen

(1) *Ein Institut hat die Absicht, ein System nach § 1 Abs. 16 zu betreiben, unverziglich der
Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank anzuzeigen und die Teilnehmer zu benennen.
2Dies gilt auch fiir eine spatere Anderung des Teilnehmerkreises sowie fiir Vereinbarungen
Uber den Betrieb interoperabler Systeme. 3Die Deutsche Bundesbank teilt die ihr gemeldeten
Systeme der Européischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehdrde mit, nachdem sie sich von
der Zweckdienlichkeit der Regeln des Systems Uberzeugt hat. “im Fall einer Vereinbarung
Uber den Betrieb interoperabler Systeme prift die Deutsche Bundesbank, ob die Regeln der
beteiligten Systeme ber den Zeitpunkt des Einbringens und der Unwiderruflichkeit von Auf-
trdgen miteinander vereinbar sind.

(2) Das Institut hat demjenigen, der ein berechtigtes Interesse nachweisen kann, Auskunft
uber die Systeme im Sinne von Absatz 1, an denen es beteiligt ist, sowie tUber die wesentlichen
Regeln flir deren Funktionieren zu erteilen.

(3) 'Ein Institut, das ein System nach § 1 Absatz 16 betreibt, hat unbeschadet der Titel IlI, IV
und V der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 CRR-Instituten mit Sitz in einem anderen Staat des
Europaischen Wirtschaftsraums gleichberechtigend den Zugang zu dem System nach densel-
ben transparenten und objektiven Kriterien zu gewahren, die fur inlandische Teilnehmer an
diesem System gelten. 2Davon unberhrt bleibt das Recht des Instituts, den Zugang aus be-
rechtigten gewerblichen Griinden zu verweigern.

(4) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermé&chtigt, im Benehmen mit der Deutschen
Bundesbank durch Rechtsverordnung die Einzelheiten der Anzeigepflicht und der Unterrich-
tung der Europaischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehérde nach Absatz 1, des Auskunfts-
anspruchs nach Absatz 2 sowie der Zugangsgewahrung nach Absatz 3 zu bestimmen.

(5) Auf Systembetreiber, die nicht Institut sind, sind die Absétze 1 bis 4 entsprechend anzu-
wenden.
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8 24c
Automatisierter Abruf von Kontoinformationen

(1) *Ein Kreditinstitut hat ein Dateisystem zu fuhren, in dem unverziglich folgende Daten zu
speichern sind:

1. die Nummer eines Kontos, das der Verpflichtung zur Legitimationsprifung nach § 154
Absatz 2 Satz 1 der Abgabenordnung unterliegt, eines Depots oder eines Schliel3fachs
sowie der Tag der Eroffnung und der Tag der Beendigung oder Auflésung,

2. der Name, sowie bei nattirlichen Personen der Tag der Geburt, des Inhabers und eines
Verfigungsberechtigten sowie in den Fallen des 8 10 Absatz 1 Nummer 2 des Geld-
waschegesetzes der Name und, soweit erhoben, die Anschrift eines abweichend wirt-
schaftlich Berechtigten im Sinne des § 3 des Geldwaschegesetzes.

?Bei jeder Anderung einer Angabe nach Satz 1 ist unverziiglich ein neuer Datensatz anzule-
gen. °Die Daten sind nach Ablauf von zehn Jahren nach der Auflésung des Kontos oder De-
pots zu léschen. “Im Falle des Satzes 2 ist der alte Datensatz nach Ablauf von drei Jahren
nach Anlegung des neuen Datensatzes zu l6schen. °Das Kreditinstitut hat zu gewahrleisten,
dass die Bundesanstalt jederzeit Daten aus dem Dateisystem nach Satz 1 in einem von ihr
bestimmten Verfahren automatisiert abrufen kann. °Es hat durch technische und organisatori-
sche MalRBnahmen sicherzustellen, dass ihm Abrufe nicht zur Kenntnis gelangen.

(2) 'Die Bundesanstalt darf einzelne Daten aus dem Dateisystem nach Absatz 1 Satz 1 abru-
fen, soweit dies zur Erflllung ihrer aufsichtlichen Aufgaben nach diesem Gesetz oder dem
Geldwaschegesetz, insbesondere im Hinblick auf unerlaubte Bankgeschafte oder Finanz-
dienstleistungen oder den Missbrauch der Institute durch Geldwéasche, Terrorismusfinanzie-
rung oder sonstige strafbare Handlungen, die zu einer Gefahrdung des Vermdgens der Insti-
tute fuhren konnen, erforderlich ist und besondere Eilbedurftigkeit im Einzelfall vorliegt. ?Die
Zentralstelle fur Finanztransaktionsuntersuchungen darf zur Erfillung ihrer Aufgaben nach
dem Geldwaschegesetz gleichermalien einzelne Daten aus dem Dateisystem nach Absatz 1
Satz 1 abrufen.

(3) 'Die Bundesanstalt erteilt auf Ersuchen Auskunft aus dem Dateisystem nach Absatz 1
Satz 1

1. den Aufsichtsbehtdrden geman § 9 Abs. 1 Satz 4 Nr. 2, soweit dies zur Erfullung ihrer
aufsichtlichen Aufgaben unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 erforderlich ist,

2. den fur die Leistung der internationalen Rechtshilfe in Strafsachen sowie im Ubrigen
fur die Verfolgung und Ahndung von Straftaten zustandigen Behorden oder Gerichten,
soweit dies fur die Erfullung ihrer gesetzlichen Aufgaben erforderlich ist,
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3. der fur die Beschrankungen des Kapital- und Zahlungsverkehrs nach dem Auf3enwirt-
schaftsgesetz zustandigen nationalen Behdrde, soweit dies flr die Erfullung ihrer sich
aus dem Aufenwirtschaftsgesetz oder Rechtsakten der Européischen Union im Zu-
sammenhang mit der Einschréankung von Wirtschafts- oder Finanzbeziehungen erge-
benden Aufgaben erforderlich ist.

2Die Bundesanstalt hat die in den Dateisystemen gespeicherten Daten im automatisierten Ver-
fahren abzurufen und sie an die ersuchende Stelle weiter zu tUbermitteln. *Die Bundesanstalt
pruft die Zulassigkeit der Ubermittlung nur, soweit hierzu besonderer Anlass besteht. “Die Ver-
antwortung fur die Zulassigkeit der Ubermittlung tragt die ersuchende Stelle. Die Bundesan-
stalt darf zu den in Satz 1 genannten Zwecken auslandischen Stellen Auskunft aus dem Da-
teisystem nach Absatz 1 Satz 1 nach Malgabe der allgemeinen datenschutzrechtlichen Vor-
schriften erteilen. 68 9 Abs. 1 Satz 5, 6 und Abs. 2 gilt entsprechend. "Die Regelungen tber
die internationale Rechtshilfe in Strafsachen bleiben unberthrt.

(4) 'Die Bundesanstalt protokolliert flir Zwecke der Datenschutzkontrolle durch die jeweils zu-
standige Stelle bei jedem Abruf den Zeitpunkt, die bei der Durchfiihrung des Abrufs verwen-
deten Daten, die abgerufenen Daten, die Person, die den Abruf durchgefihrt hat, das Akten-
zeichen sowie bei Abrufen auf Ersuchen die ersuchende Stelle und deren Aktenzeichen. Eine
Verwendung der Protokolldaten fiir andere Zwecke ist unzulassig. *Die Protokolldaten sind
mindestens 18 Monate aufzubewahren und spatestens nach zwei Jahren zu I6schen.

(5) Das Kreditinstitut hat in seinem Verantwortungsbereich auf seine Kosten alle Vorkehrun-
gen zu treffen, die fur den automatisierten Abruf erforderlich sind. 2Dazu gehoéren auch, jeweils
nach den Vorgaben der Bundesanstalt, die Anschaffung der zur Sicherstellung der Vertrau-
lichkeit und des Schutzes vor unberechtigten Zugriffen erforderlichen Gerate, die Einrichtung
eines geeigneten Telekommunikationsanschlusses und die Teilnahme an dem geschlossenen
Benutzersystem sowie die laufende Bereitstellung dieser Vorkehrungen.

(6) Das Kreditinstitut und die Bundesanstalt haben dem jeweiligen Stand der Technik ent-
sprechende MalRnahmen zur Sicherstellung von Datenschutz und Datensicherheit zu treffen,
die insbesondere die Vertraulichkeit und Unversehrtheit der abgerufenen und weiter tbermit-
telten Daten gewahrleisten. ?2Den Stand der Technik stellt die Bundesanstalt im Benehmen mit
dem Bundesamt fur Sicherheit in der Informationstechnik in einem von ihr bestimmten Verfah-
ren fest.

(7) *Das Bundesministerium der Finanzen kann durch Rechtsverordnung Ausnahmen von der
Verpflichtung zur Ubermittlung im automatisierten Verfahren zulassen. 2Es kann die Ermach-
tigung durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt tbertragen.

(8) Soweit die Deutsche Bundesbank Konten und Depots flr Dritte fuhrt, gilt sie als Kreditin-
stitut nach den Abséatzen 1, 5 und 6.
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8§25
Finanzinformationen, Informationen zur Risikotragfahigkeit;
Verordnungserméchtigung

(1) *Ein Institut hat unverziiglich nach Ablauf eines jeden Quartals der Deutschen Bundesbank
Informationen zu seiner finanziellen Situation (Finanzinformationen) einzureichen. 2Ein Kredit-
institut hat aul3erdem unverziglich einmal jahrlich zu einem von der Bundesanstalt festgeleg-
ten Stichtag der Deutschen Bundesbank Informationen zu seiner Risikotragfahigkeit nach
§ 25a Absatz 1 Satz 3 und zu den Verfahren nach 8 25a Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 (Risiko-
tragfahigkeitsinformationen) einzureichen. °Die Bundesanstalt kann den Berichtszeitraum
nach den Satzen 1 und 2 fir ein Institut verkiirzen, soweit dies zur Erflllung der Aufgaben der
Bundesanstalt erforderlich ist. “Die Deutsche Bundesbank leitet die Angaben nach den Sat-
zen 1 und 2 an die Bundesanstalt mit ihrer Stellungnahme weiter; diese kann auf die Weiter-
leitung bestimmter Angaben nach den Satzen 1 und 2 verzichten.

(2) Ein Ubergeordnetes Unternehmen im Sinne des § 10a hat auBerdem unverziglich nach
Ablauf eines jeden Quartals der Deutschen Bundesbank Finanzinformationen auf zusammen-
gefasster Basis einzureichen. 2Ein tUbergeordnetes Unternehmen im Sinne des § 10a hat, so-
fern der Gruppe im Sinne des 8 10a Absatz 1 ein Kreditinstitut mit Sitz im Inland angehort,
aul3erdem unverzuglich einmal jahrlich zu einem von der Bundesanstalt festgelegten Stichtag
der Deutschen Bundesbank Risikotragfahigkeitsinformationen der Gruppe zusammengefass-
ter Ebene einzureichen. *Die Bundesanstalt kann den Berichtszeitraum nach den Satzen 1
und 2 fur ein Ubergeordnetes Unternehmen verkirzen, soweit dies zur Erfillung der Aufgaben
der Bundesanstalt erforderlich ist. “Absatz 1 Satz 4 und § 10a Absatz 4 und 5 Uber das Ver-
fahren der Zusammenfassung, 8 10a Absatz 10 Uber die Unterkonsolidierung von Tochterge-
sellschaften in Drittstaaten und Artikel 11 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 Uber
die Informationspflicht gelten fiir die Angaben nach den Satzen 1 und 2 entsprechend. °Fir
die Angaben nach Satz 2 gilt zudem 8§ 25a Absatz 3 entsprechend.

(3) 'Das Bundesministerium der Finanzen kann im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, ndhere Bestim-
mungen Uber Art und Umfang und uber die zulassigen Datentrager, Ubertragungswege und
Datenformate der Finanzinformationen und der Risikotragfahigkeitsinformationen, insbeson-
dere um Einblick in die Entwicklung der Vermogens- und Ertragslage der Institute sowie die
Entwicklung der Risikolage und die Verfahren der Risikosteuerung der Kreditinstitute zu erhal-
ten, Uber weitere Angaben, sowie eine Verkurzung des Berichtszeitraums nach Absatz 1
Satz 3 oder Absatz 2 Satz 3 fur bestimmte Arten oder Gruppen von Instituten erlassen, soweit
dies zur Erfullung der Aufgaben der Bundesanstalt erforderlich ist. 2Die Angaben kénnen sich
auch auf nachgeordnete Unternehmen im Sinne des § 10a sowie auf Tochterunternehmen mit
Sitz im Inland oder Ausland, die nicht in die Beaufsichtigung auf zusammengefaliter Basis
einbezogen sind, sowie auf gemischte Holdinggesellschaften mit nachgeordneten Instituten
beziehen; die gemischten Holdinggesellschaften haben den Instituten die erforderlichen An-
gaben zu tibermitteln. *Das Bundesministerium der Finanzen kann die Ermachtigung zum Er-
laR3 einer Rechtsverordnung durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt mit der Mafl3gabe
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Ubertragen, dal3 die Rechtsverordnung im Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbank
ergeht.

§ 25a
Besondere organisatorische Pflichten, Bestimmungen fur Risikotrager;
Verordnungsermachtigung

(1) *Ein Institut muss Uber eine ordnungsgemaRe Geschaftsorganisation verfligen, die die Ein-
haltung der vom Institut zu beachtenden gesetzlichen Bestimmungen und der betriebswirt-
schaftlichen Notwendigkeiten gewahrleistet. 2Die Geschéftsleiter sind fur die ordnungsgemaie
Geschéftsorganisation des Instituts verantwortlich; sie haben die erforderlichen Mal3hahmen
fur die Ausarbeitung der entsprechenden institutsinternen Vorgaben zu ergreifen, sofern nicht
das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan entscheidet. *Eine ordnungsgemafRe Geschaftsorgani-
sation muss insbesondere ein angemessenes und wirksames Risikomanagement umfassen,
auf dessen Basis ein Institut die Risikotragfahigkeit laufend sicherzustellen hat; das Risikoma-
nagement umfasst insbesondere

1. die Festlegung von Strategien, insbesondere die Festlegung einer auf die nachhaltige
Entwicklung des Instituts gerichteten Geschéftsstrategie und einer damit konsistenten
Risikostrategie, sowie die Einrichtung von Prozessen zur Planung, Umsetzung, Beur-
teilung und Anpassung der Strategien;

2. Verfahren zur Ermittlung und Sicherstellung der Risikotragfahigkeit, wobei eine vor-
sichtige Ermittlung der Risiken und des zu ihrer Abdeckung verfligbaren Risikode-
ckungspotenzials zugrunde zu legen ist;

3. die Einrichtung interner Kontrollverfahren mit einem internen Kontrollsystem und einer
Internen Revision, wobei das interne Kontrollsystem insbesondere

a) aufbau- und ablauforganisatorische Regelungen mit klarer Abgrenzung der Ver-
antwortungsbereiche,

b) Prozesse zur Identifizierung, Beurteilung, Steuerung sowie Uberwachung und
Kommunikation der Risiken entsprechend den in Titel VIl Kapitel 2 Abschnitt 2 Un-
terabschnitt 1l der Richtlinie 2013/36/EU niedergelegten Kriterien und

¢) eine Risikocontrolling-Funktion und eine Compliance-Funktion umfasst;

4, eine angemessene personelle und technisch-organisatorische Ausstattung des Insti-
tuts;

5. die Festlegung eines angemessenen Notfallkonzepts, insbesondere fir IT-Systeme,
und

6. angemessene, transparente und auf eine nachhaltige Entwicklung des Instituts ausge-
richtete Vergultungssysteme flir Geschaftsleiter und Mitarbeiter unter Beriicksichtigung
von Absatz 5; dies gilt mit Ausnahme der Pflicht zur Offenlegung vergutungsbezogener
Informationen nicht, soweit die Vergitung durch Tarifvertrag oder in seinem Geltungs-
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bereich durch Vereinbarung der Arbeitsvertragsparteien tiber die Anwendung der tarif-
vertraglichen Regelungen oder auf Grund eines Tarifvertrags in einer Betriebs- oder
Dienstvereinbarung vereinbart ist.

“Die Ausgestaltung des Risikomanagements hangt von Art, Umfang, Komplexitat und Risiko-
gehalt der Geschéftstatigkeit ab. °Seine Angemessenheit und Wirksamkeit ist vom Institut re-
gelmaRig zu Uberprifen. ®Eine ordnungsgemanRe Geschéftsorganisation umfasst dartiber hin-
aus

1. angemessene Regelungen, anhand derer sich die finanzielle Lage des Instituts jeder-
zeit mit hinreichender Genauigkeit bestimmen I&asst;

2. eine vollstandige Dokumentation der Geschaftstatigkeit, die eine lickenlose Uberwa-
chung durch die Bundesanstalt fur ihren Zustandigkeitsbereich gewéhrleistet; erforder-
liche Aufzeichnungen sind mindestens funf Jahre aufzubewahren; § 257 Absatz 4 des
Handelsgesetzbuchs bleibt unberthrt, 8 257 Absatz 3 und 5 des Handelsgesetzbuchs
gilt entsprechend;

3. einen Prozess, der es den Mitarbeitern unter Wahrung der Vertraulichkeit ihrer Identitat
ermdglicht, Verstof3e gegen die Verordnung (EU) Nr. 575/2013, die Verordnung (EU)
Nr. 596/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 Uber
Marktmissbrauch (Marktmissbrauchsverordnung) und zur Aufhebung der Richtlinie
2003/6/EG des Europaischen Parlaments und des Rates und der Richtlinien
2003/124/EG, 2003/125/EG und 2004/72/EG der Kommission (ABl. L 173 vom
12.6.2014, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2016/1033 (ABI. L 175 vom
30.6.2016, S. 1; L 287 vom 21.10.2016, S. 320; L 306 vom 15.11.2016, S. 43; L 348
vom 21.12.2016, S. 83) geandert worden ist, die Verordnung (EU) Nr. 600/2014, die
Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 oder die Verordnung (EU) 2017/1129 des Europai-
schen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2017 Uber den Prospekt, der beim 6f-
fentlichen Angebot von Wertpapieren oder bei deren Zulassung zum Handel an einem
geregelten Markt zu veroffentlichen ist und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/71/EG
(ABI. L 168 vom 30.6.2017, S. 12) oder gegen dieses Gesetz oder gegen die auf Grund
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen oder gegen das Wertpapierhandels-
gesetz oder gegen die auf Grund des Wertpapierhandelsgesetzes erlassenen Rechts-
verordnungen sowie etwaige strafbare Handlungen innerhalb des Unternehmens an
geeignete Stellen zu berichten.

(2) 'Die Bundesanstalt kann Vorgaben zur Ausgestaltung einer plétzlichen und unerwarteten
Zinsanderung und zur Ermittlungsmethodik der Auswirkungen auf den Barwert bezlglich der
Zinsanderungsrisiken aus den nicht unter das Handelsbuch fallenden Geschéaften festlegen.
2Die Bundesanstalt kann gegeniber einem Institut im Einzelfall Anordnungen treffen, die ge-
eignet und erforderlich sind, die ordnungsgemalfie Geschéaftsorganisation im Sinne des Absat-
zes 1 Satz 3 und 6 sowie die Beachtung der Vorgaben nach Satz 1 sicherzustellen.
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(3) Die Abséatze 1 und 2 gelten fir Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen und gemischte
Finanzholding-Gruppen sowie Unterkonsolidierungsgruppen nach Artikel 22 der Verordnung
(EU) Nr. 575/2013 mit der MalRgabe entsprechend, dass die Geschéftsleiter des libergeord-
neten oder zur Unterkonsolidierung verpflichteten Unternehmens fiir die ordnungsgemafie Ge-
schéaftsorganisation der Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe, gemischten Finanzholding-
Gruppe oder der Unterkonsolidierungsgruppe verantwortlich sind. 2Zu einer Gruppe im Sinne
von Satz 1 gehdren auch Tochterunternehmen eines tbergeordneten Unternehmens oder
nachgeordneten Tochterunternehmens einer Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe oder ge-
mischten Finanzholding-Gruppe, auf die weder die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 noch § 1a
zur Anwendung kommt. 3Die sich aus der Einbeziehung in das Risikomanagement auf Grup-
penebene ergebenden Pflichten missen von Tochterunternehmen der Gruppe mit Sitz in ei-
nem Drittstaat nur insoweit beachtet werden, als diese Pflichten nicht dem geltenden Recht im
Herkunftsstaat des Tochterunternehmens entgegenstehen.

(4) *Das Bundesministerium der Finanzen wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, im Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbank
und nach Anhoérung der Europaischen Zentralbank ndhere Bestimmungen tber die Ausgestal-
tung eines angemessenen und wirksamen Risikomanagements auf Einzelinstituts- und Grup-
penebene gemal Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 bis 5 und Absatz 3 und der jeweils zugehdrigen
Tatigkeiten und Prozesse zu erlassen. ?Vor Erlass der Rechtsverordnung sind die Spitzenver-
bande der Institute zu héren.

(5) Die Institute haben angemessene Verhaltnisse zwischen der variablen und fixen jahrlichen
Vergutung fur Mitarbeiter und Geschaftsleiter festzulegen. 2Dabei darf die variable Vergiitung
vorbehaltlich eines Beschlusses nach Satz 5 jeweils 100 Prozent der fixen Vergutung fir jeden
einzelnen Mitarbeiter oder Geschéftsleiter nicht tiberschreiten. *Hierbei kann fur bis zu 25 Pro-
zent der variablen Vergutung der zukunftige Wert auf den Zeitpunkt der Mitteilung an die je-
weiligen Mitarbeiter oder Geschaftsleiter tber die Hohe der variablen Vergttung fur einen Be-
messungszeitraum abgezinst werden, wenn dieser Teil der variablen Vergitung in Instrumen-
ten gezahlt wird, die fir die Dauer von mindestens funf Jahren nach dieser Mitteilung zurtick-
behalten werden. “Bei der Zurlickbehaltung dirfen ein Anspruch und eine Anwartschaft auf
diesen Teil der variablen Vergitung erst nach Ablauf des Zuriickbehaltungszeitraums erwach-
sen und wahrend des Zuriickbehaltungszeitraums lediglich ein Anspruch auf fehlerfreie Ermitt-
lung des noch nicht zu einer Anwartschaft oder einem Anspruch erwachsenen Teils dieses
Teils der variablen Vergitung bestehen, nicht aber auf diesen Teil der variablen Vergitung
selbst. °Die Anteilseigner, die Eigentimer, die Mitglieder oder die Trager des Instituts konnen
Uber die Billigung einer héheren variablen Vergltung als nach Satz 2, die 200 Prozent der
fixen Vergutung fir jeden einzelnen Mitarbeiter oder Geschéftsleiter nicht Uberschreiten darf,
beschlieRen. 8Zur Billigung einer hoheren variablen Vergiitung als nach Satz 2 fiir Mitarbeiter
haben die Geschaftsleitung und das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan, zur Billigung einer ho-
heren variablen Vergutung als nach Satz 2 fir Geschéftsleiter nur das Verwaltungs- oder Auf-
sichtsorgan, einen Vorschlag zur Beschlussfassung zu machen; der Vorschlag hat die Griinde
fur die erbetene Billigung einer héheren variablen Vergitung als nach Satz 2 und deren Um-
fang, einschlie3lich der Anzahl der betroffenen Mitarbeiter und Geschaftsleiter sowie ihrer
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Funktionen, und den erwarteten Einfluss einer hoheren variablen Vergitung als nach Satz 2
auf die Anforderung, eine angemessene Eigenmittelausstattung vorzuhalten, darzulegen. 'Der
Beschlussvorschlag ist so rechtzeitig vor der Beschlussfassung bekannt zu machen, dass sich
die Anteilseigner, die Eigentimer, die Mitglieder oder die Trager des Instituts angemessen
informieren kdnnen; Uben die Anteilseigner, die Eigentiimer, die Mitglieder oder die Trager ihre
Rechte in einer Versammlung aus, ist der Beschlussvorschlag mit der Einberufung der Ver-
sammlung bekannt zu machen. 8Der Beschluss bedarf einer Mehrheit von mindestens 66 Pro-
zent der abgegebenen Stimmen, sofern mindestens 50 Prozent der Stimmrechte bei der Be-
schlussfassung vertreten sind, oder von mindestens 75 Prozent der abgegebenen Stimmen.
°Anteilseigner, Eigentlimer, Mitglieder oder Trager die als Mitarbeiter oder Geschéftsleiter von
einer héheren variablen Vergltung als nach Satz 2 betroffen waren, dirfen ihr Stimmrecht
weder unmittelbar noch mittelbar austben.

(5a) *Auf Risikotrager und Risikotragerinnen bedeutender Institute, deren jahrliche fixe Vergu-
tung das Dreifache der Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung
im Sinne des 8§ 159 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch tiberschreitet und die keine Ge-
schaftsfuhrer, Betriebsleiter und &hnliche leitende Angestellte sind, die zur selbstandigen Ein-
stellung oder Entlassung von Arbeitnehmern berechtigt sind, findet § 9 Absatz 1 Satz 2 des
Kindigungsschutzgesetzes mit der Mal3gabe Anwendung, dass der Antrag des Arbeitgebers
auf Auflosung des Arbeitsverhaltnisses keiner Begriindung bedarf. 28 14 Absatz 1 des Kiindi-
gungsschutzgesetzes bleibt unberthrt.

(5b) Ein bedeutendes Institut hat auf der Grundlage einer Risikoanalyse eigenverantwortlich
die Risikotrager und Risikotragerinnen zu ermitteln. 2Dabei sind immer mindestens die Krite-
rien gemaf den Artikeln 3 und 4 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 604/2014 der Kommis-
sion vom 4. Marz 2014 zur Ergadnzung der Richtlinie 2013/36/EU des Européaischen Parla-
ments und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards in Bezug auf qualita-
tive und angemessene quantitative Kriterien zur Ermittlung der Mitarbeiterkategorien, deren
berufliche Téatigkeit sich wesentlich auf das Risikoprofil eines Instituts auswirkt (ABI. L 167 vom
6.6.2014, S. 30), die durch die Delegierte Verordnung (EU) 2016/861 vom 18. Februar 2016
(ABI. L 144 vom 1.6.2016, S. 21) geandert worden ist, zugrunde zu legen. 3Das Institut teilt
den betroffenen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen die Einstufung als Risikotrager mit. “Die Ri-
sikoanalyse ist schriftlich oder elektronisch zu dokumentieren und regelménig zu aktualisieren.
SAusnahmen gemaR Artikel 4 Absatz 2 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 604/2014 beduir-
fen der Zustimmung der Geschéftsleitung und der Kenntnisnahme durch das Verwaltungs-
oder Aufsichtsorgan.

(5¢) Die nach Artikel 4 Absatz 5 Satz 1 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 604/2014 an die
Aufsichtsbehérde zu stellenden Antrage sind unverziiglich, spatestens jedoch sechs Monate
nach Ablauf des Geschéftsjahres, zu stellen.

(6) *Das Bundesministerium der Finanzen wird erméachtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank né-
here Bestimmungen zu erlassen uber
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1. die Ausgestaltung der Vergutungssysteme nach Absatz 1 Satz 3 Nummer 6 einschliel3-
lich der Ausgestaltung

a) der Entscheidungsprozesse und Verantwortlichkeiten,

b) des Verhéltnisses der variablen zur fixen Vergitung und der Vergutungsinstru-
mente flr die variable Vergttung,

c) positiver und negativer Vergitungsparameter, der Leistungszeitrdume, Zuriickbe-
haltungszeitraume und Ruckforderungszeitrdume einschlieBlich der Vorausset-
zungen und Parameter fUr einen vollstandigen Verlust oder eine teilweise Redu-
zierung oder eine vollstandige oder teilweise Ruckforderung der variablen Vergu-
tung sowie

der Berucksichtigung der institutsspezifischen und gruppenweiten Geschafts- und Ver-
gutungsstrategie einschlie3lich deren Anwendung und Umsetzung in gruppenangeho-
rigen Unternehmen, der Ziele, der Werte und der langfristigen Interessen des Instituts,

2. die Voraussetzungen und das Verfahren bei Billigung eines héheren Verhaltnisses zwi-
schen der variablen und fixen jahrlichen Vergiitung nach Absatz 5 Satz 2 bis 9,

2a. die Berechnung des Verhaltnisses der variablen zur fixen Vergutung nach Absatz 5
Satz 2 bis 5, insbesondere Uber die Diskontierungsfaktoren zur Ermittlung des zu-
grunde zu legenden Barwerts der variablen Vergutung,

3. die Uberwachung der Angemessenheit und der Transparenz der Vergiitungssysteme
durch das Institut und die Weiterentwicklung der Vergitungssysteme, auch unter Ein-
beziehung des Vergiitungskontrollausschusses und eines Vergitungsbeauftragten,

4, die Offenlegung der Ausgestaltung der Vergitungssysteme und der Zusammenset-
zung der Vergltung einschliel3lich des Gesamtbetrags der garantierten Bonuszahlun-
gen und der einzelvertraglichen Abfindungszahlungen unter Angabe der héchsten ge-
leisteten Abfindung und der Anzahl der Begunstigten, soweit nicht von Artikel 450 der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 erfasst, das Offenlegungsmedium und die Haufigkeit
der Offenlegung,

5. die Ausgestaltung der Offenlegung gemafR Artikel 450 der Verordnung (EU)
Nr. 575/2013 sowie

6. die vollstéandige oder teilweise Herausnahme von Instituten, die keine CRR-Institute
sind, aus dem Anwendungsbereich der Rechtsverordnung.

2Die Regelungen haben sich insbesondere an GroRe und Vergitungsstruktur des Instituts so-
wie Art, Umfang, Komplexitat, Risikogehalt und Internationalitat der Geschéaftsaktivitaten zu
orientieren. 3Im Rahmen der Bestimmungen nach Satz 1 Nummer 4 missen die auf Offenle-
gung der Vergltung bezogenen handelsrechtlichen Bestimmungen nach § 340a Absatz 1 und
2 in Verbindung mit § 3401 Absatz 1 Satz 1 des Handelsgesetzbuchs unberiihrt bleiben. “Das
Bundesministerium der Finanzen kann die Ermé&chtigung durch Rechtsverordnung auf die
Bundesanstalt mit der Mal3gabe Ubertragen, dass die Rechtsverordnung im Einvernehmen mit
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der Deutschen Bundesbank ergeht. SVor Erlass der Rechtsverordnung sind die Spitzenver-
bénde der Institute zu horen.

8 25b
Auslagerung von Aktivitaten und Prozessen; Verordnungserméchtigung

(1) *Ein Institut muss abhangig von Art, Umfang, Komplexitat und Risikogehalt einer Auslage-
rung von Aktivitdten und Prozessen auf ein anderes Unternehmen, die fur die Durchfihrung
von Bankgeschéften, Finanzdienstleistungen oder sonstigen institutstypischen Dienstleistun-
gen wesentlich sind, angemessene Vorkehrungen treffen, um Gbermafige zusatzliche Risiken
zu vermeiden. 2Eine Auslagerung darf weder die OrdnungsmaRigkeit dieser Geschafte und
Dienstleistungen noch die Geschaftsorganisation im Sinne des 8§ 25a Absatz 1 beeintrachti-
gen. 3Insbesondere muss ein angemessenes und wirksames Risikomanagement durch das
Institut gewdahrleistet bleiben, das die ausgelagerten Aktivitaten und Prozesse einbezieht.

(2) ‘Die Auslagerung darf nicht zu einer Ubertragung der Verantwortung der Geschéftsleiter
an das Auslagerungsunternehmen fiihren. ?Das Institut bleibt bei einer Auslagerung fur die
Einhaltung der vom Institut zu beachtenden gesetzlichen Bestimmungen verantwortlich.

(3) *Durch die Auslagerung darf die Bundesanstalt an der Wahrnehmung ihrer Aufgaben nicht
gehindert werden; ihre Auskunfts- und Prifungsrechte sowie Kontrolimoglichkeiten missen in
Bezug auf die ausgelagerten Aktivitditen und Prozesse auch bei einer Auslagerung auf ein
Unternehmen mit Sitz in einem Staat des Européaischen Wirtschaftsraums oder einem Dritt-
staat durch geeignete Vorkehrungen gewahrleistet werden. 2Entsprechendes gilt fir die Wahr-
nehmung der Aufgaben der Prifer des Instituts. *Eine Auslagerung bedarf einer schriftlichen
Vereinbarung, die die zur Einhaltung der vorstehenden Voraussetzungen erforderlichen
Rechte des Instituts, einschlieRlich Weisungs- und Kindigungsrechten, sowie die korrespon-
dierenden Pflichten des Auslagerungsunternehmens festlegt.

(4) 'Sind bei Auslagerungen die Priifungsrechte und Kontrollmdglichkeiten der Bundesanstalt
beeintrachtigt, kann die Bundesanstalt im Einzelfall Anordnungen treffen, die geeignet und
erforderlich sind, diese Beeintrachtigung zu beseitigen. ?Die Befugnisse der Bundesanstalt
nach § 25a Absatz 2 Satz 2 bleiben unberhrt.

(5) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank né-
here Bestimmungen zu erlassen uber

1.
2.

das Vorliegen einer Auslagerung,

die bei einer Auslagerung zu treffenden Vorkehrungen zur Vermeidung tberméaRiger
zusatzlicher Risiken,

die Grenzen der Auslagerbarkeit,

die Einbeziehung der ausgelagerten Aktivitaten und Prozesse in das Risikomanage-
ment sowie
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5. die Ausgestaltung der Auslagerungsvertrage.

2Das Bundesministerium der Finanzen kann die Erméachtigung durch Rechtsverordnung auf
die Bundesanstalt mit der Mal3gabe tbertragen, dass die Rechtsverordnung im Einvernehmen
mit der Deutschen Bundesbank ergeht. 3Vor Erlass der Rechtsverordnung sind die Spitzen-
verbande der Institute zu horen.

8 25¢
Geschaftsleiter

(1) 'Die Geschaftsleiter eines Instituts missen fir die Leitung eines Instituts fachlich geeignet
und zuverlassig sein und der Wahrnehmung ihrer Aufgaben ausreichend Zeit widmen. ?Die
fachliche Eignung setzt voraus, dass die Geschéftsleiter in ausreichendem Malf3 theoretische
und praktische Kenntnisse in den betreffenden Geschaften sowie Leitungserfahrung haben.
3Das Vorliegen der fachlichen Eignung ist regelmafRig anzunehmen, wenn eine dreijahrige lei-
tende Tatigkeit bei einem Institut von vergleichbarer Grof3e und Geschéftsart nachgewiesen
wird.

(2) 'Bei der Zahl der Leitungs- oder Aufsichtsmandate, die ein Geschéftsleiter gleichzeitig in-
nehaben kann, sind der Einzelfall und die Art, der Umfang und die Komplexitat der Geschafte
des Instituts zu beriicksichtigen. 2Geschaftsleiter eines CRR-Instituts, das von erheblicher Be-
deutung im Sinne des Satzes 6 ist kann nicht sein,

1. wer in demselben Unternehmen Mitglied des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans ist
oder

2. wer in einem anderen Unternehmen Geschéaftsleiter ist oder bereits in mehr als zwei
Unternehmen Mitglied des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans ist.

3Dabei gelten im Sinne von Satz 2 Nummer 2 mehrere Mandate als ein Mandat, wenn die
Mandate bei Unternehmen wahrgenommen werden,

1. die derselben Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe, gemischten Finanzholding-
Gruppe oder gemischten Holding-Gruppe angehdren,

2. die demselben institutsbezogenen Sicherungssystem angehdren oder

3. an denen das Institut eine bedeutende Beteiligung halt.

“Mandate bei Organisationen und Unternehmen, die nicht tiberwiegend gewerbliche Ziele ver-
folgen, insbesondere Unternehmen, die der kommunalen Daseinsvorsorge dienen, werden bei
den nach Satz 1 Nummer 2 hochstens zuldassigen Mandaten nicht beriicksichtigt. *Die Auf-
sichtsbehdrde kann einem Geschéftsleiter unter Berticksichtigung der Umstande im Einzelfall
und der Art, des Umfangs und der Komplexitat der Tatigkeiten des Instituts, der Instituts-
gruppe, der Finanzholding-Gruppe, der Finanzholding-Gesellschaft oder der gemischten Fi-
nanzholding-Gesellschaft gestatten, ein zusatzliches Mandat in einem Verwaltungs- oder Auf-
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sichtsorgan innezuhaben, wenn dies das Mitglied nicht daran hindert, der Wahrnehmung sei-
ner Aufgaben in dem betreffenden Unternehmen ausreichend Zeit zu widmen. °Ein Institut ist
von erheblicher Bedeutung im Sinne von Satz 2, wenn seine Bilanzsumme im Durchschnitt zu
den jeweiligen Stichtagen der letzten drei abgeschlossenen Geschéftsjahre 15 Milliarden Euro
erreicht oder Gberschritten hat; als Institute von erheblicher Bedeutung gelten stets

1.

3.

Institute, die nach Artikel 6 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 des Rates
vom 15. Oktober 2013 zur Ubertragung besonderer Aufgaben im Zusammenhang mit
der Aufsicht Uber Kreditinstitute auf die Européische Zentralbank (ABI. L 287 vom
29.10.2013, S. 63) von der Europaischen Zentralbank beaufsichtigt werden,

Institute, die als potentiell systemgeféahrdend im Sinne des § 20 Absatz 1 Satz 3 des
Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes eingestuft wurden, und

Finanzhandelsinstitute im Sinne des § 25f Absatz 1.

(3) Im Rahmen ihrer Gesamtverantwortung fir die ordnungsgemafe Geschéftsorganisation
missen die Geschéftsleiter

6.

Grundsatze einer ordnungsgemafen Geschaftsfihrung beschlie3en, die die erforder-
liche Sorgfalt bei der Fihrung des Instituts gewahrleisten und insbesondere eine Auf-
gabentrennung in der Organisation und MaRRhahmen festlegen, um Interessenkonflik-
ten vorzubeugen, sowie fur die Umsetzung dieser Grundsétze Sorge tragen;

die Wirksamkeit der unter Nummer 1 festgelegten und umgesetzten Grundsatze Uber-
wachen und regelmaRig bewerten; die Geschaftsleiter miissen angemessene Schritte
zur Behebung von Mangeln einleiten;

der Festlegung der Strategien und den Risiken, insbesondere den Adressenausfallrisi-
ken, den Marktrisiken und den operationellen Risiken, ausreichend Zeit widmen;

fur eine angemessene und transparente Unternehmensstruktur sorgen, die sich an den
Strategien des Unternehmens ausrichtet und der fir ein wirksames Risikomanagement
erforderlichen Transparenz der Geschaftsaktivitaten des Instituts Rechnung tragt, und
die hierfur erforderliche Kenntnis tber die Unternehmensstruktur und die damit verbun-
denen Risiken besitzen; fur die Geschaftsleiter eines tbergeordneten Unternehmens
bezieht sich diese Verpflichtung auch auf die Gruppe gemaf § 25a Absatz 3;

die Richtigkeit des Rechnungswesens und der Finanzberichterstattung sicherstellen;
dies schlief3t die dazu erforderlichen Kontrollen und die Ubereinstimmung mit den ge-
setzlichen Bestimmungen und den relevanten Standards ein; und

die Prozesse hinsichtlich Offenlegung sowie Kommunikation tberwachen.

(4) Die Institute mussen angemessene personelle und finanzielle Ressourcen einsetzen, um
den Mitgliedern der Geschaftsleitung die Einfihrung in ihr Amt zu erleichtern und die Fortbil-
dung zu ermdglichen, die zur Aufrechterhaltung ihrer fachlichen Eignung erforderlich ist.
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(4a) Im Rahmen ihrer Gesamtverantwortung fur die ordnungsgemafe Geschéftsorganisation
des Instituts nach § 25a Absatz 1 Satz 2 haben die Geschéaftsleiter eines Instituts daflir Sorge
Zu tragen, dass das Institut Gber folgende Strategien, Prozesse, Verfahren, Funktionen und
Konzepte verflgt:

1.

eine auf die nachhaltige Entwicklung des Instituts gerichtete Geschéftsstrategie und
eine damit konsistente Risikostrategie sowie Prozesse zur Planung, Umsetzung, Beur-
teilung und Anpassung der Strategien nach § 25a Absatz 1 Satz 3 Nummer 1, mindes-
tens haben die Geschéftsleiter daflir Sorge zu tragen, dass

a) jederzeit das Gesamtziel, die Ziele des Instituts fir jede wesentliche Geschéftsak-
tivitdt sowie die MaRnahmen zur Erreichung dieser Ziele dokumentiert werden;

b) die Risikostrategie jederzeit die Ziele der Risikosteuerung der wesentlichen Ge-
schéaftsaktivititen sowie die Mallnahmen zur Erreichung dieser Ziele umfasst;

Verfahren zur Ermittlung und Sicherstellung der Risikotragfahigkeit nach § 25a Ab-
satz 1 Satz 3 Nummer 2, mindestens haben die Geschaéftsleiter dafiir Sorge zu tragen,
dass

a) die wesentlichen Risiken des Instituts, insbesondere Adressenausfall-, Marktpreis-
, Liquiditats- und operationelle Risiken, regelméaRig und anlassbezogen im Rah-
men einer Risikoinventur identifiziert und definiert werden (Gesamtrisikoprofil);

b) im Rahmen der Risikoinventur Risikokonzentrationen bericksichtigt sowie mogli-
che wesentliche Beeintrachtigungen der Vermdégenslage, der Ertragslage oder der
Liguiditatslage gepruft werden;

interne Kontrollverfahren mit einem internen Kontrollsystem und einer internen Revi-
sion nach § 25a Absatz 1 Satz 3 Nummer 3 Buchstabe a bis ¢, mindestens haben die
Geschéftsleiter daflir Sorge zu tragen, dass

a) im Rahmen der Aufbau- und Ablauforganisation Verantwortungsbereiche klar ab-
gegrenzt werden, wobei wesentliche Prozesse und damit verbundene Aufgaben,
Kompetenzen, Verantwortlichkeiten, Kontrollen sowie Kommunikationswege klar
zu definieren sind und sicherzustellen ist, dass Mitarbeiter keine miteinander un-
vereinbaren Tatigkeiten austiben;

b) eine grundsatzliche Trennung zwischen dem Bereich, der Kreditgeschéafte initiiert
und bei den Kreditentscheidungen Uber ein Votum verfugt (Markt), sowie dem Be-
reich Handel einerseits und dem Bereich, der bei den Kreditentscheidungen tber
ein weiteres Votum verfugt (Marktfolge), und den Funktionen, die dem Risikocon-
trolling und die der Abwicklung und Kontrolle der Handelsgeschéfte dienen, ande-
rerseits besteht;

c) das interne Kontrollsystem Risikosteuerungs- und -controllingprozesse zur ldenti-
fizierung, Beurteilung, Steuerung, Uberwachung und Kommunikation der wesent-
lichen Risiken und damit verbundener Risikokonzentrationen sowie eine Risi-
kocontrolling-Funktion und eine Compliance-Funktion umfasst;
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d) in angemessenen Abstanden, mindestens aber vierteljahrlich, gegeniber der Ge-
schéftsleitung Uber die Risikosituation einschlief3lich einer Beurteilung der Risiken
berichtet wird;

e) in angemessenen Abstanden, mindestens aber vierteljahrlich, seitens der Ge-
schéftsleitung gegeniber dem Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan tber die Risiko-
situation einschlief3lich einer Beurteilung der Risiken berichtet wird;

f) regelmalig angemessene Stresstests fur die wesentlichen Risiken sowie das Ge-
samtrisikoprofil des Instituts durchgefiihrt werden und auf Grundlage der Ergeb-
nisse moglicher Handlungsbedarf geprift wird,;

g) die interne Revision in angemessenen Abstanden, mindestens aber vierteljahrlich,
an die Geschaftsleitung und an das Aufsichts- oder Verwaltungsorgan berichtet;

4, eine angemessene personelle und technisch-organisatorische Ausstattung des Insti-
tuts nach § 25a Absatz 1 Satz 3 Nummer 4, mindestens haben die Geschéaftsleiter dafur
Sorge zu tragen, dass die quantitative und qualitative Personalausstattung und der
Umfang und die Qualitat der technisch-organisatorischen Ausstattung die betriebsin-
ternen Erfordernisse, die Geschaftsaktivitaten und die Risikosituation bertcksichtigen;

5. fur Notfalle in zeitkritischen Aktivitaten und Prozessen angemessene Notfallkonzepte
nach § 25a Absatz 1 Satz 3 Nummer 5, mindestens haben die Geschéftsleiter dafir
Sorge zu tragen, dass regelmaRig Notfalltests zur Uberpriifung der Angemessenheit
und Wirksamkeit des Notfallkonzeptes durchgefiihrt werden und Uber die Ergebnisse
den jeweils Verantwortlichen berichtet wird,;

6. im Fall einer Auslagerung von Aktivitdten und Prozessen auf ein anderes Unternehmen
nach § 25b Absatz 1 Satz 1 mindestens angemessene Verfahren und Konzepte, um
Ubermafiige zuséatzliche Risiken sowie eine Beeintrachtigung der Ordnungsmafigkeit
der Geschéfte, Dienstleistungen und der Geschéaftsorganisation im Sinne des § 25a
Absatz 1 zu vermeiden.

(4b) Fur Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen, gemischte Finanzholding-Gruppen und In-
stitute im Sinne des Artikels 4 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 gilt, dass die Geschéftsleiter
des Ubergeordneten Unternehmens flr die Wahrung der Sorgfaltspflichten innerhalb der Insti-
tutsgruppe, der Finanzholding-Gruppe, der gemischten Finanzholding-Gruppe oder der Insti-
tute im Sinne des Artikels 4 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 verantwortlich sind, wenn das
Ubergeordnete Unternehmen Mutterunternehmen ist, das beherrschenden Einfluss im Sinne
des § 290 Absatz 2 des Handelsgesetzbuchs Uber andere Unternehmen der Gruppe austbt,
ohne dass es auf die Rechtsform der Muttergesellschaft ankommt. 2lm Rahmen ihrer Gesamt-
verantwortung fur die ordnungsgeméaile Geschéaftsorganisation der Gruppe nach Satz 1 haben
die Geschaftsleiter des Ubergeordneten Unternehmens daflir Sorge zu tragen, dass die
Gruppe Uber folgende Strategien, Prozesse, Verfahren, Funktionen und Konzepte verfugt:
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eine auf die nachhaltige Entwicklung der Gruppe gerichtete gruppenweite Geschéfts-
strategie und eine damit konsistente gruppenweite Risikostrategie sowie Prozesse zur
Planung, Umsetzung, Beurteilung und Anpassung der Strategien nach § 25a Absatz 1
Satz 3 Nummer 1, mindestens haben die Geschaftsleiter dafiir Sorge zu tragen, dass

a)

b)

jederzeit das Gesamtziel der Gruppe, die Ziele der Gruppe fir jede wesentliche
Geschaftsaktivitat sowie die Malinahmen zur Erreichung dieser Ziele dokumentiert
werden;

die Risikostrategie der Gruppe jederzeit die Ziele der Risikosteuerung der wesent-
lichen Geschéftsaktivitaten sowie die MalRnahmen zur Erreichung dieser Ziele um-
fasst;

die strategische Ausrichtung der gruppenangehdrigen Unternehmen mit den grup-
penweiten Geschéfts- und Risikostrategien abgestimmt wird;

Verfahren zur Ermittlung und Sicherstellung der Risikotragfahigkeit der Gruppe nach
§ 25a Absatz 1 Satz 3 Nummer 2, mindestens haben die Geschéftsleiter daflir Sorge
zu tragen, dass

a)

b)

die wesentlichen Risiken der Gruppe, insbesondere Adressenausfall-, Markt-preis-
, Liquiditats- und operationelle Risiken, regelméaRig und anlassbezogen im Rah-
men einer Risikoinventur identifiziert und definiert werden (Gesamtrisikoprofil der
Gruppe);

im Rahmen der Risikoinventur Risikokonzentrationen innerhalb der Gruppe be-
riicksichtigt sowie mogliche wesentliche Beeintrachtigungen der Vermdgenslage,
der Ertragslage oder der Liquiditatslage der Gruppe geprift werden;

interne Kontrollverfahren mit einem internen Kontrollsystem und einer internen Revi-
sion nach § 25a Absatz 1 Satz 3 Nummer 3 Buchstabe a bis ¢, mindestens haben die
Geschéftsleiter daflir Sorge zu tragen, dass

a)

b)

im Rahmen der Aufbau- und Ablauforganisation der Gruppe Verantwortungsberei-
che klar abgegrenzt werden, wobei wesentliche Prozesse und damit verbundene
Aufgaben, Kompetenzen, Verantwortlichkeiten, Kontrollen sowie Kommunikations-
wege innerhalb der Gruppe klar zu definieren sind und sicherzustellen ist, dass
Mitarbeiter keine miteinander unvereinbaren Téatigkeiten ausiben;

bei den gruppenangehdérigen Unternehmen eine grundséatzliche Trennung zwi-
schen dem Bereich, der Kreditgeschafte initiiert und bei den Kreditentscheidungen
Uber ein Votum verfugt (Markt), sowie dem Bereich Handel einerseits und dem
Bereich, der bei den Kreditentscheidungen tber ein weiteres Votum verfuigt (Markt-
folge), und den Funktionen, die dem Risikocontrolling und die der Abwicklung und
Kontrolle der Handelsgeschéfte dienen, andererseits besteht;

in angemessenen Abstanden, mindestens aber vierteljahrlich, gegentuber der Ge-
schéftsleitung Uber die Risikosituation einschlief3lich einer Beurteilung der Risiken
berichtet wird;
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d) in angemessenen Abstdnden, mindestens aber vierteljhrlich, auf Gruppenebene
seitens der Geschéftsleitung gegeniber dem Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan
Uber die Risikosituation der Gruppe einschlie3lich einer Beurteilung der Risiken
berichtet wird;

e) das interne Kontrollsystem der Gruppe eine Risikocontrolling-Funktion und eine
Compliance-Funktion sowie Risikosteuerungs- und -controllingprozesse zur lden-
tifizierung, Beurteilung, Steuerung, Uberwachung und Kommunikation der wesent-
lichen Risiken und damit verbundener Risikokonzentrationen umfasst;

f) regelmalig angemessene Stresstests fur die wesentlichen Risiken und das Ge-
samtrisikoprofil auf Gruppenebene durchgefiihrt werden und auf Grundlage der
Ergebnisse moglicher Handlungsbedarf geprift wird;

g) die Konzernrevision in angemessenen Abstanden, mindestens aber vierteljahrlich,
an die Geschaftsleitung und an das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan berichtet;

4, eine angemessene personelle und technisch-organisatorische Ausstattung der Gruppe
nach § 25a Absatz 1 Satz 3 Nummer 4, mindestens haben die Geschaftsleiter daftir
Sorge zu tragen, dass die quantitative und qualitative Personalausstattung und der
Umfang und die Qualitat der technisch-organisatorischen Ausstattung der gruppenan-
gehdrigen Unternehmen die jeweiligen betriebsinternen Erfordernisse, die Geschafts-
aktivitaten und die Risikosituation der gruppenangehdrigen Unternehmen beriicksich-
tigen;

5. fur Notfélle in zeitkritischen Aktivitaten und Prozessen angemessene Notfallkonzepte
nach 8§ 25a Absatz 1 Satz 3 Nummer 5 auf Gruppenebene, mindestens haben die Ge-
schaftsleiter dafiir Sorge zu tragen, dass regelmaRig Notfalltests zur Uberpriifung der
Angemessenheit und Wirksamkeit des Notfallkonzeptes auf Gruppenebene durchge-
fuhrt werden und Uber die Ergebnisse den jeweils Verantwortlichen berichtet wird;

6. im Fall einer Auslagerung von Aktivitaten und Prozessen auf ein anderes Unternehmen
nach 8 25b Absatz 1 Satz 1 mindestens angemessene Verfahren und Konzepte, um
Ubermafiige zuséatzliche Risiken sowie eine Beeintrachtigung der Ordnungsmafigkeit
der Geschéfte, Dienstleistungen und der Geschaftsorganisation im Sinne des § 25a
Absatz 1 zu vermeiden.

(4c) Wenn die Bundesanstalt zu dem Ergebnis kommt, dass das Institut oder die Gruppe nicht
Uber die Strategien, Prozesse, Verfahren, Funktionen und Konzepte nach Absatz 4a und 4b
verfigt, kann sie, unabhangig von anderen Malinahmen nach diesem Gesetz, anordnen, dass
geeignete MalRnahmen ergriffen werden, um die festgestellten Mangel innerhalb einer ange-
messenen Frist zu beseitigen.

(5) In Ausnahmefallen kann die Bundesanstalt auch eine andere mit der Fuhrung der Ge-
schafte betraute und zur Vertretung ermachtigte Person widerruflich als Geschéftsleiter ein-
setzen, wenn sie zuverlassig ist und die erforderliche fachliche Eignung hat; Absatz 1 ist an-
zuwenden. 2Wird das Institut von einem Einzelkaufmann betrieben, so kann in Ausnahmefallen
unter den Voraussetzungen des Satzes 1 eine von dem Inhaber mit der Fihrung der Geschéfte
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betraute und zur Vertretung ermachtigte Person widerruflich als Geschéftsleiter eingesetzt
werden. 3Beruht die Einsetzung einer Person als Geschéftsleiter auf einem Antrag des Insti-
tuts, so kann sie nur auf Antrag des Instituts oder des Geschéftsleiters widerrufen werden.

(6) Die Geschéftsleiter eines Datenbereitstellungsdienstes miissen zuverlassig und fiir dessen
Leitung fachlich geeignet sein und der Wahrnehmung ihrer Aufgabe ausreichend Zeit widmen.

§ 25d
Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan

(1) Die Mitglieder des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans eines Instituts, einer Finanzholding-
Gesellschaft oder einer gemischten Finanzholding-Gesellschaft missen zuverlassig sein, die
erforderliche Sachkunde zur Wahrnehmung der Kontrollfunktion sowie zur Beurteilung und
Uberwachung der Geschéfte, die das jeweilige Unternehmen betreibt, besitzen und der Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben ausreichend Zeit widmen. ?Bei der Priifung, ob eine der in Satz 1
genannten Personen die erforderliche Sachkunde besitzt, beriicksichtigt die Bundesanstalt
den Umfang und die Komplexitat der von dem Institut, der Institutsgruppe oder Finanzholding-
Gruppe, der Finanzholding-Gesellschaft oder der gemischten Finanzholding-Gesellschaft be-
triebenen Geschéfte.

(2) Das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan muss in seiner Gesamtheit die Kenntnisse, Fahig-
keiten und Erfahrungen haben, die zur Wahrnehmung der Kontrollfunktion sowie zur Beurtei-
lung und Uberwachung der Geschéftsleitung des Instituts oder der Institutsgruppe oder Fi-
nanzholding-Gruppe, der Finanzholding-Gesellschaft oder der gemischten Finanzholding-Ge-
sellschaft notwendig sind. 2Die Vorschriften der Mitbestimmungsgesetze tber die Wahl und
Abberufung der Arbeithnehmervertreter im Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan bleiben unbe-
rahrt.

(3) Mitglied des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans eines CRR-Instituts, das von erheblicher
Bedeutung im Sinne des Satzes 8 ist kann nicht sein,

1. wer in demselben Unternehmen Geschaftsleiter ist;

2. wer in dem betreffenden Unternehmen Geschaftsleiter war, wenn bereits zwei ehema-
lige Geschéftsleiter des Unternehmens Mitglied des Verwaltungs- oder Aufsichtsor-
gans sind;

3. wer in einem Unternehmen Geschéftsleiter ist und zugleich in mehr als zwei Unterneh-
men Mitglied des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans ist oder

4, wer in mehr als vier Unternehmen Mitglied des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans ist.

2Satz 1 gilt jeweils auch fur Mitglieder der Verwaltungs- oder Aufsichtsorgane einer Finanzhol-
ding-Gesellschaft oder gemischten Finanzholding-Gesellschaft, wenn diese nach § 10a Ab-
satz 2 Satz 2 oder Satz 3 oder 8 12 Absatz 2 des Finanzkonglomerate-Aufsichtsgesetzes als
ubergeordnetes Unternehmen bestimmt worden ist und ihr ein CRR-Institut nachgeordnet ist.
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3Dabei gelten im Sinne von Satz 1 Nummer 3 und 4 mehrere Mandate als ein Mandat, wenn
die Mandate bei Unternehmen wahrgenommen werden,

1. die derselben Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe, gemischten Finanzholding-
Gruppe oder gemischten Holding-Gruppe angehdren,

2. die demselben institutsbezogenen Sicherungssystem angehdéren oder

3. an denen das Institut eine bedeutende Beteiligung halt.

“Mandate bei Organisationen und Unternehmen, die nicht tiberwiegend gewerbliche Ziele ver-
folgen, insbesondere Unternehmen, die der kommunalen Daseinsvorsorge dienen, werden bei
den nach Satz 1 Nummer 3 und 4 hochstens zulassigen Mandaten nicht berlcksichtigt. *Die
Aufsichtsbehodrde kann einem Mitglied des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans unter Beriick-
sichtigung der Umstande im Einzelfall und der Art, des Umfangs und der Komplexitat der Ta-
tigkeiten des Instituts, der Institutsgruppe oder Finanzholding-Gruppe, der Finanzholding-Ge-
sellschaft oder der gemischten Finanzholding-Gesellschaft tber die Anzahl der nach Satz 1
Nummern 3 und 4 hiéchstens zulassigen Mandate hinaus gestatten, ein zusatzliches Mandat
in einem Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan innezuhaben, wenn dies das Mitglied nicht daran
hindert, der Wahrnehmung seiner Aufgaben in dem betreffenden Unternehmen ausreichend
Zeit zu widmen. ®Mandate als Vertreter des Bundes oder der Lander werden bei den nach
Satz 1 Nummer 3 und 4 hochstens zulassigen Mandaten nicht beriicksichtigt. “Satz 1 Num-
mer 4 gilt nicht fir kommunale Hauptverwaltungsbeamte, die kraft kommunaler Satzung zur
Wahrnehmung eines Mandats in einem kommunalen Unternehmen oder einem kommunalen
Zweckverband verpflichtet sind. 8Ein Institut ist von erheblicher Bedeutung im Sinne von
Satz 1, wenn seine Bilanzsumme im Durchschnitt zu den jeweiligen Stichtagen der letzten drei
abgeschlossenen Geschaftsjahre 15 Milliarden Euro erreicht oder Gberschritten hat; als Insti-
tute von erheblicher Bedeutung gelten stets

1. Institute, die nach Artikel 6 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 des Rates
vom 15. Oktober 2013 zur Ubertragung besonderer Aufgaben im Zusammenhang mit
der Aufsicht Uber Kreditinstitute auf die Europaische Zentralbank (ABI. L 287 vom
29.10.2013, S. 63) von der Europaischen Zentralbank beaufsichtigt werden,

2. Institute, die als potentiell systemgefahrdend im Sinne des § 20 Absatz 1 Satz 3 des
Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes eingestuft wurden, und

3. Finanzhandelsinstitute im Sinne des § 25f Absatz 1.
(3a) Mitglied des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans eines Instituts, das nicht CRR-Institut von
erheblicher Bedeutung im Sinne des Absatzes 3 Satz 8 ist, oder einer Finanzholding-Gesell-
schaft kann nicht sein,

1. wer in demselben Unternehmen Geschaftsleiter ist,

2. wer in dem betreffenden Unternehmen Geschaftsleiter war, wenn bereits zwei ehema-
lige Geschéftsleiter des Unternehmens Mitglied des Verwaltungs- oder Aufsichtsor-
gans sind, oder
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3. wer in mehr als funf Unternehmen, die unter der Aufsicht der Bundesanstalt stehen,
Mitglied des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans ist, es sei denn, diese Unternehmen
gehdren demselben institutsbezogenen Sicherungssystem an.

(4) Institute, Finanzholding-Gesellschaften und gemischte Finanzholding-Gesellschaften mus-
sen angemessene personelle und finanzielle Ressourcen einsetzen, um den Mitgliedern des
Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans die Einfuhrung in ihr Amt zu erleichtern und die Fortbildung
zu ermoglichen, die zur Aufrechterhaltung der erforderlichen Sachkunde notwendig ist.

(5) 1Die Ausgestaltung der Vergitungssysteme fur Mitglieder des Verwaltungs- oder Aufsichts-
organs darf im Hinblick auf die wirksame Wahrnehmung der Uberwachungsfunktion des Ver-
waltungs- oder Aufsichtsorgans keine Interessenkonflikte erzeugen. ?Fur die Tatigkeit im Ver-
waltungs- oder Aufsichtsorgan dirfen dessen Mitglieder keine variablen Vergitungsbestand-
teile erhalten. 3Artikel 450 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 ist auch in Bezug auf die Vergu-
tung der Mitglieder des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans anzuwenden.

(6) 'Das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan muss die Geschéftsleiter auch im Hinblick auf die
Einhaltung der einschlagigen bankaufsichtsrechtlichen Regelungen tberwachen. ?Es muss
der Erorterung von Strategien, Risiken und Vergutungssystemen fur Geschéftsleiter und Mit-
arbeiter ausreichend Zeit widmen.

(7) 'Das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan eines Instituts, einer Finanzholding-Gesellschaft
oder einer gemischten Finanzholding-Gesellschaft soll abhangig von der Grol3e, der internen
Organisation und der Art, des Umfangs, der Komplexitat und dem Risikogehalt der Geschafte
des Unternehmens aus seiner Mitte Ausschisse gemald den Absatzen 8 bis 12 bestellen, die
es bei seinen Aufgaben beraten und unterstiitzen. 2Jeder Ausschuss soll eines seiner Mitglie-
der zum Vorsitzenden ernennen. 3Die Mitglieder der Ausschiisse mussen die zur Erfullung der
jeweiligen Ausschussaufgaben erforderlichen Kenntnisse, Fahigkeiten und Erfahrungen ha-
ben. “Um die Zusammenarbeit und den fachlichen Austausch zwischen den einzelnen Aus-
schissen sicherzustellen, soll mindestens ein Mitglied eines jeden Ausschusses einem weite-
ren Ausschuss angehoren. °Die Bundesanstalt kann die Bildung eines oder mehrerer Aus-
schusse verlangen, wenn dies insbesondere unter Bertcksichtigung der Kriterien nach Satz 1
oder zur ordnungsgemafien Wahrnehmung der Kontrollfunktion des Verwaltungs- oder Auf-
sichtsorgans erforderlich erscheint.

(8) 'Das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan eines in Absatz 3 Satz 1 und 2 genannten Unter-
nehmens hat aus seiner Mitte einen Risikoausschuss zu bestellen. 2Der Risikoausschuss be-
rét das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan zur aktuellen und zur kiinftigen Gesamtrisikobereit-
schaft und -strategie des Unternehmens und unterstiitzt es bei der Uberwachung der Umset-
zung dieser Strategie durch die obere Leitungsebene. *Der Risikoausschuss wacht dariber,
dass die Konditionen im Kundengeschéft mit dem Geschaftsmodell und der Risikostruktur des
Unternehmens im Einklang stehen. “Soweit dies nicht der Fall ist, verlangt der Risikoaus-
schuss von der Geschaéftsleitung Vorschlage, wie die Konditionen im Kundengeschaft in Uber-
einstimmung mit dem Geschéaftsmodell und der Risikostruktur ausgestaltet werden kdnnen,
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und Uberwacht deren Umsetzung. ®Der Risikoausschuss prift, ob die durch das Vergutungs-
system gesetzten Anreize die Risiko-, Kapital- und Liquiditatsstruktur des Unternehmens so-
wie die Wahrscheinlichkeit und Falligkeit von Einnahmen berlcksichtigen. ®Die Aufgaben des
Vergutungskontrollausschusses nach Absatz 12 bleiben unberthrt. "Der Vorsitzende des Ri-
sikoausschusses oder, falls ein Risikoausschuss nicht eingerichtet wurde, der Vorsitzende des
Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans, kann unmittelbar beim Leiter der Internen Revision und
beim Leiter des Risikocontrollings Auskinfte einholen. 8Die Geschaftsleitung muss hiertiber
unterrichtet werden. °Der Risikoausschuss kann, soweit erforderlich, den Rat externer Sach-
verstandiger einholen. *°Der Risikoausschuss oder, falls ein solcher nicht eingerichtet wurde,
das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan bestimmt Art, Umfang, Format und Haufigkeit der Infor-
mationen, die die Geschéftsleitung zum Thema Strategie und Risiko vorlegen muss.

(9) 'Das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan eines in Absatz 3 Satz 1 und 2 genannten Unter-
nehmens hat aus seiner Mitte einen Priifungsausschuss zu bestellen. 2Der Prifungsaus-
schuss unterstiitzt das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan insbesondere bei der Uberwachung

1. des Rechnungslegungsprozesses;

2. der Wirksamkeit des Risikomanagementsystems, insbesondere des internen Kontroll-
systems und der Internen Revision;

3. der Durchfihrung der Abschlussprifungen, insbesondere hinsichtlich der Unabhangig-
keit des Abschlussprufers und der vom Abschlussprifer erbrachten Leistungen (Um-
fang, Haufigkeit, Berichterstattung). Der Prifungsausschuss soll dem Verwaltungs-
oder Aufsichtsorgan Vorschlage fur die Bestellung eines Abschlussprufers sowie fur
die Hohe seiner Vergutung unterbreiten und das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan zur
Kindigung oder Fortsetzung des Prifauftrags beraten und

4. der zligigen Behebung der vom Prifer festgestellten Mangel durch die Geschéftslei-
tung mittels geeigneter MalRnahmen.

3Der Vorsitzende des Priufungsausschusses muss tber Sachverstand auf den Gebieten Rech-
nungslegung und Abschlusspriifung verfiigen. “Der Vorsitzende des Prifungsausschusses
oder, falls ein Prifungsausschuss nicht eingerichtet wurde, der Vorsitzende des Verwaltungs-
oder Aufsichtsorgans, kann unmittelbar beim Leiter der Internen Revision und beim Leiter des
Risikocontrollings Auskiinfte einholen. *Die Geschéftsleitung muss hierliber unterrichtet wer-
den.

(10) 'Das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan eines in Absatz 3 Satz 1 und 2 genannten Unter-
nehmens kann einen gemeinsamen Risiko- und Prifungsausschuss bestellen, wenn dies un-
ter Beriicksichtigung der Kriterien nach Absatz 7 Satz 1 sinnvoll ist. 2Dies ist der Bundesanstalt
mitzuteilen. 2Auf den gemeinsamen Prifungs- und Risikoausschuss finden die Absatze 8 und
9 entsprechende Anwendung.

(11) 'Das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan eines in Absatz 3 Satz 1 und 2 genannten Unter-
nehmens hat aus seiner Mitte einen Nominierungsausschuss zu bestellen. 2Der Nominie-
rungsausschuss unterstiitzt das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan bei der

144



§ 25d

Ermittlung von Bewerbern fur die Besetzung einer Stelle in der Geschéftsleitung und
bei der Vorbereitung von Wahlvorschlagen fir die Wahl der Mitglieder des Verwal-
tungs- oder Aufsichtsorgans; hierbei beriicksichtigt der Nominierungsausschuss die
Ausgewogenheit und Unterschiedlichkeit der Kenntnisse, Fahigkeiten und Erfahrungen
aller Mitglieder des betreffenden Organs, entwirft eine Stellenbeschreibung mit Bewer-
berprofil und gibt den mit der Aufgabe verbundenen Zeitaufwand an;

Erarbeitung einer Zielsetzung zur Férderung der Vertretung des unterreprasentierten
Geschlechts im Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan sowie einer Strategie zu deren Er-
reichung;

regelmafig, mindestens einmal jahrlich, durchzufiihrenden Bewertung der Struktur,
GroRRe, Zusammensetzung und Leistung der Geschaftsleitung und des Verwaltungs-
oder Aufsichtsorgans und spricht dem Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan gegeniber
diesbezigliche Empfehlungen aus; der Nominierungsausschuss achtet dabei darauf,
dass die Entscheidungsfindung innerhalb der Geschaftsleitung durch einzelne Perso-
nen oder Gruppen nicht in einer Weise beeinflusst wird, die dem Unternehmen schadet;

regelmafig, mindestens einmal jahrlich, durchzufihrenden Bewertung der Kenntnisse,
Fahigkeiten und Erfahrung sowohl der einzelnen Geschaftsleiter und Mitglieder des
Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans als auch des jeweiligen Organs in seiner Gesamt-
heit und

Uberpriifung der Grundsatze der Geschaftsleitung fiir die Auswahl und Bestellung der
Personen der oberen Leitungsebene und bei diesbeziiglichen Empfehlungen an die
Geschaéftsleitung.

3Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben kann der Nominierungsausschuss auf alle Ressour-
cen zuriickgreifen, die er fir angemessen halt, und auch externe Berater einschalten. *Zu die-
sem Zwecke soll er vom Unternehmen angemessene Finanzmittel erhalten.

(12) 'Das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan eines in Absatz 3 Satz 1 und 2 genannten Unter-
nehmens hat aus seiner Mitte einen Vergutungskontrollausschuss zu bestellen. 2Der Vergu-
tungskontrollausschuss

1.

Uberwacht die angemessene Ausgestaltung der Verglitungssysteme der Geschéftslei-
ter und Mitarbeiter, und insbesondere die angemessene Ausgestaltung der Vergutun-
gen fur die Leiter der Risikocontrolling-Funktion und der Compliance-Funktion sowie
solcher Mitarbeiter, die einen wesentlichen Einfluss auf das Gesamtrisikoprofil des In-
stituts haben, und unterstitzt das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan bei der Uberwa-
chung der angemessenen Ausgestaltung der Vergitungssysteme fir die Mitarbeiter
des Unternehmens; die Auswirkungen der Vergutungssysteme auf das Risiko-, Kapital-
und Liquiditditsmanagement sind zu bewerten;
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2. bereitet die Beschliisse des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans tber die Vergutung der
Geschéftsleiter vor und beriicksichtigt dabei besonders die Auswirkungen der Be-
schliisse auf die Risiken und das Risikomanagement des Unternehmens; den langfris-
tigen Interessen von Anteilseignern, Anlegern, sonstiger Beteiligter und dem offentli-
chen Interesse ist Rechnung zu tragen;

3. unterstiitzt das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan bei der Uberwachung der ordnungs-
gemalien Einbeziehung der internen Kontroll- und aller sonstigen maf3geblichen Berei-
che bei der Ausgestaltung der Vergutungssysteme.

3Mindestens ein Mitglied des Vergutungskontrollausschusses muss tber ausreichend Sach-
verstand und Berufserfahrung im Bereich Risikomanagement und Risikocontrolling verfigen,
insbesondere im Hinblick auf Mechanismen zur Ausrichtung der Vergutungssysteme an der
Gesamtrisikobereitschaft und -strategie und an der Eigenmittelausstattung des Unterneh-
mens. “Wenn dem Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan entsprechend den Mitbestimmungsge-
setzen Arbeithnehmervertreter angehéren, muss dem Vergitungskontrollausschuss mindes-
tens ein Arbeitnehmervertreter angehoren. SDer Vergutungskontrollausschuss soll mit dem Ri-
sikoausschuss zusammenarbeiten und soll sich intern beispielsweise durch das Risikocontrol-
ling und extern von Personen beraten lassen, die unabhangig von der Geschéftsleitung sind.
éGeschéftsleiter durfen nicht an Sitzungen des Vergutungskontrollausschusses teilnehmen,
bei denen Uber ihre Vergutung beraten wird. ‘Der Vorsitzende des Vergutungskontrollaus-
schusses oder, falls ein Vergutungskontrollausschuss nicht eingerichtet wurde, der Vorsit-
zende des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans, kann unmittelbar beim Leiter der Internen Re-
vision und bei den Leitern der fir die Ausgestaltung der Vergutungssysteme zustandigen Or-
ganisationseinheiten Auskunfte einholen. 8Die Geschéftsleitung muss hierliber unterrichtet
werden.

(13) Fur die Mitglieder des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans eines Datenbereitstellungs-
dienstes gilt 8 25d Absatz 1 und 2 entsprechend.

§ 25e
Anforderungen bei vertraglich gebundenen Vermittlern

1Bedient sich ein CRR-Kreditinstitut oder ein Wertpapierhandelsunternehmen eines vertraglich
gebundenen Vermittlers im Sinne des 8§ 2 Absatz 10 Satz 1, hat es sicherzustellen, dass dieser
zuverlassig und fachlich geeignet ist, bei der Erbringung der Finanzdienstleistungen die ge-
setzlichen Vorgaben erfillt, Kunden vor Aufnahme der Geschéftsbeziehung Uber seinen Sta-
tus nach § 2 Absatz 10 Satz 1 und 2 informiert und unverziglich von der Beendigung dieses
Status in Kenntnis setzt. ?Die erforderlichen Nachweise fur die Erfillung seiner Pflichten nach
Satz 1 muss das CRR-Kreditinstitut oder das Wertpapierhandelsunternehmen mindestens bis
zum Ablauf von finf Jahren nach dem Ende des Status des vertraglich gebundenen Vermitt-
lers aufbewahren. ®Nahere Bestimmungen zu den erforderlichen Nachweisen konnen durch
Rechtsverordnung nach § 24 Absatz 4 getroffen werden.
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§ 25f
Besondere Anforderungen an die ordnungsgeméalie Geschaftsorganisation von
CRR-Kreditinstituten sowie von Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen und
gemischten Finanzholding-Gruppen, denen ein CRR-Kreditinstitut angehort;
Verordnungsermachtigung

(1) *Samtliche Geschafte im Sinne des § 3 Absatz 2 und Absatz 4 sind bei einem wirtschaftlich,
organisatorisch und rechtlich eigenstandigen Unternehmen (Finanzhandelsinstitut) zu betrei-
ben. 2Fur das Finanzhandelsinstitut gelten die zusatzlichen Anforderungen gemaR den Absét-
zen 2 bis 6 an eine ordnungsgemale Geschéaftsorganisation.

(2) Fur das Finanzhandelsinstitut findet § 2a keine Anwendung.

(3) Das Finanzhandelsinstitut hat seine Refinanzierung eigenstéandig sicherzustellen. 2Ge-
schafte des CRR-Kreditinstituts oder der Unternehmen, die einer Institutsgruppe, einer Finanz-
holding-Gruppe oder einer gemischten Finanzholding-Gruppe angehdren, der auch ein CRR-
Kreditinstitut angehort, mit dem Finanzhandelsinstitut sind wie Geschéafte mit Dritten zu be-
handeln.

(4) *Das Bundesministerium der Finanzen kann im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank
durch Rechtsverordnung fiir die Zwecke der Uberwachung der Einhaltung des Verbots des § 3
Absatz 2 und 4 Satz 1 sowie fur die Ermittlung von Art und Umfang der Geschafte im Sinne
des § 3 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 4 Satz 1 fur das CRR-Kreditinstitut und das tbergeordnete
Unternehmen einer Institutsgruppe, einer Finanzholding-Gruppe und einer gemischten Fi-
nanzholding-Gruppe, der auch ein CRR-Kreditinstitut angehort, Anzeigepflichten begriinden
und n&here Bestimmungen utber Art, Umfang, Zeitpunkt und Form der Informationen und Vor-
lagen von Unterlagen und uber die zulassigen Datentrager, Ubertragungswege und Datenfor-
mate erlassen, soweit dies zur Erfiillung der Aufgaben der Bundesanstalt erforderlich ist, ins-
besondere um alle Informationen zu erhalten, die die Bundesanstalt im Rahmen des Verbots
des § 3 Absatz 2 und 4 Satz 1 sowie fir die Ermittlung von Art und Umfang der Geschafte im
Sinne des § 3 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 4 Satz 1 benétigt. 2Es kann diese Ermachtigung
durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt mit der Mal3gabe (ibertragen, dass Rechtsver-
ordnungen der Bundesanstalt im Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbank ergehen. *Vor
Erlass der Rechtsverordnung sind die Spitzenverbande der Institute anzuhotren.

(5) Das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan des Finanzhandelsinstituts, des CRR-Kreditinstituts
oder des Ubergeordneten Unternehmens der Institutsgruppe, der Finanzholding-Gruppe sowie
der gemischten Finanzholding-Gruppe, der auch ein CRR-Kreditinstitut angehort, hat sich re-
gelmafig und anlassbezogen iber die Geschéfte des Finanzhandelsinstituts sowie die damit
verbundenen Risiken zu informieren und insbesondere auch die Einhaltung der vorgenannten
Anforderungen zu tberwachen.

(6) Das Finanzhandelsinstitut darf keine Zahlungsdienste erbringen und nicht das E-Geld-Ge-
schéaft im Sinne des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes betreiben.
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(7) Die Bundesanstalt kann gegentber dem CRR-Kreditinstitut, dem tbergeordneten Unter-
nehmen einer Institutsgruppe, einer Finanzholding-Gruppe oder einer gemischten Finanzhol-
ding-Gruppe, der ein CRR-Kreditinstitut angehort, sowie gegentber dem Finanzhandelsinstitut
Anordnungen treffen, die geeignet und erforderlich sind, die ordnungsgemafie Geschaftsorga-
nisation auch im Sinne der Absétze 1 bis 6 sicherzustellen.

SA.

BARGELDLOSER ZAHLUNGSVERKEHR; VERHINDERUNG VON GELDWA-
SCHE, TERRORISMUSFINANZIERUNG UND SONSTIGEN STRAFBAREN HAND-
LUNGEN ZU LASTEN DER INSTITUTE

§ 25¢g
Einhaltung der besonderen organisatorischen Pflichten im bargeldlosen
Zahlungsverkehr

(1) Die Bundesanstalt Giberwacht die Einhaltung der Pflichten der Kreditinstitute nach

1.

der Verordnung (EU) 2015/847 des Europaischen Parlaments und des Rates vom
20. Mai 2015 iiber die Ubermittlung von Angaben bei Geldtransfers und zur Aufhebung
der Verordnung (EU) Nr. 1781/2006 (ABI. L 141 vom 5.6.2015, S. 1),

der Verordnung (EG) Nr. 924/2009 des Europdaischen Parlaments und des Rates vom
16. September 2009 Uber grenziberschreitende Zahlungen in der Gemeinschaft und
zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 2560/2001 (ABI. L 266 vom 9.10.2009, S. 1),
die durch die Verordnung (EU) Nr. 260/2012 (ABI. L 94 vom 30.3.2012, S. 22) ge&ndert
worden ist,

der Verordnung (EU) Nr. 260/2012 zur Festlegung der technischen Vorschriften und
der Geschéftsanforderungen fir Uberweisungen und Lastschriften in Euro und zur An-
derung der Verordnung (EG) Nr. 924/2009 (ABI. L 94 vom 30.3.2012, S. 22) und

der Verordnung (EU) 2015/751 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
29. April 2015 Uber Interbankenentgelte fur kartengebundene Zahlungsvorgange (ABI.
L 123 vom 19.5.2015, S. 1).

(2) Ein Kreditinstitut muss uber interne Verfahren und Kontrollsysteme verfligen, die die Ein-
haltung der Pflichten nach den Verordnungen nach Absatz 1 Nummer 1 bis 4 gewdahrleisten.

(3) Die Bundesanstalt kann gegenuber einem Kreditinstitut und seinen Geschéftsleitern An-
ordnungen treffen, die geeignet und erforderlich sind, um VerstéRe gegen die Pflichten nach
den Verordnungen nach Absatz 1 Nummer 1 bis 4 zu verhindern oder zu unterbinden.
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§ 25h
Interne Sicherungsmalnahmen

(1) YInstitute sowie Finanzholding-Gesellschaften und gemischte Finanzholding-Gesellschaf-
ten nach 8 25| mussen unbeschadet der in § 25a Absatz 1 dieses Gesetzes und der in den
88 4 bis 6 des Geldwéaschegesetzes aufgefuhrten Pflichten Uber ein angemessenes Risiko-
management sowie uber interne Sicherungsmalinahmen verfugen, die der Verhinderung von
strafbaren Handlungen, die zu einer Gefahrdung des Vermdégens des Instituts fiihren kénnen,
dienen. 2Sie haben daftir angemessene geschafts- und kundenbezogene Sicherungssysteme
zu schaffen und zu aktualisieren sowie Kontrollen durchzuftihren. *Hierzu gehort auch die fort-
laufende Entwicklung geeigneter Strategien und Sicherungsmaf3nahmen zur Verhinderung
des Missbrauchs von neuen Finanzprodukten und Technologien fir Zwecke der Geldwasche
und der Terrorismusfinanzierung oder der Beglinstigung der Anonymitéat von Geschaftsbezie-
hungen und Transaktionen.

(2) *Kreditinstitute haben unbeschadet des § 10 Absatz 1 Nummer 5 des Geldwaschegesetzes
Datenverarbeitungssysteme zu betreiben und zu aktualisieren, mittels derer sie in der Lage
sind, Geschéaftsbeziehungen und einzelne Transaktionen im Zahlungsverkehr zu erkennen,
die auf Grund des offentlich und im Kreditinstitut verfigbaren Erfahrungswissens Uber die Me-
thoden der Geldwésche, der Terrorismusfinanzierung und tiber die sonstigen strafbaren Hand-
lungen im Sinne von Absatz 1 im Verhaltnis zu vergleichbaren Fallen besonders komplex oder
grof3 sind, ungewohnlich ablaufen oder ohne offensichtlichen wirtschaftlichen oder rechtmafi-
gen Zweck erfolgen. ?Die Kreditinstitute dirfen personenbezogene Daten verarbeiten, soweit
dies zur Erfullung dieser Pflicht erforderlich ist. 3Die Bundesanstalt kann Kriterien bestimmen,
bei deren Vorliegen Kreditinstitute vom Einsatz von Systemen nach Satz 1 absehen kénnen.

(3) WJede Transaktion, die im Verhaltnis zu vergleichbaren Fallen besonders komplex oder
grol} ist, ungewohnlich ablauft oder ohne offensichtlichen wirtschaftlichen oder rechtmafigen
Zweck erfolgt, ist von Instituten im Sinne von Absatz 1 unbeschadet des § 15 des Geldwa-
schegesetzes mit angemessenen MalRnahmen zu untersuchen, um das Risiko der Transak-
tion im Hinblick auf strafbare Handlungen im Sinne von Absatz 1 Satz 1 iberwachen, einschat-
zen und gegebenenfalls die Erstattung einer Strafanzeige geman § 158 der Strafprozessord-
nung prufen zu kénnen. 2Die Institute haben diese Transaktionen, die durchgefihrten Unter-
suchungen und deren Ergebnisse nach Mal3gabe des § 8 des Geldwaschegesetzes ange-
messen zu dokumentieren, um gegenuber der Bundesanstalt darlegen zu kénnen, dass diese
Sachverhalte nicht darauf schliel3en lassen, dass eine strafbare Handlung im Sinne von Ab-
satz 1 Satz 1 begangen oder versucht wurde oder wird. *Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.
4Auf Institute ist 8 47 Absatz 5 des Geldwéaschegesetzes entsprechend anzuwenden fiir Infor-
mationen uber konkrete Sachverhalte, die Aufféalligkeiten oder Ungewohnlichkeiten enthalten,
die auf andere strafbare Handlungen als auf Geldwasche, auf eine ihrer Vortaten oder auf
Terrorismusfinanzierung hindeuten.
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(4) YInstitute durfen interne Sicherungsmafnahmen nach Absatz 1 Satz 1 nach vorheriger An-
zeige bei der Bundesanstalt im Rahmen von vertraglichen Vereinbarungen durch einen Dritten
durchfuihren lassen. 2Die Bundesanstalt kann die Rickubertragung auf das Institut dann ver-
langen, wenn der Dritte nicht die Gewahr dafir bietet, dass die Sicherungsmaf3nahmen ord-
nungsgeman durchgefiihrt werden oder die Steuerungsmdglichkeiten der Institute und die
Kontrollmdglichkeiten der Bundesanstalt beeintrachtigt werden konnten. 3Die Verantwortung
fur die Sicherungsmalnahmen verbleibt bei den Instituten.

(5) Die Bundesanstalt kann gegenlber einem Institut im Einzelfall Anordnungen treffen, die
geeignet und erforderlich sind, die in den Absétzen 1 bis 3 genannten Vorkehrungen zu treffen.

(6) Die Deutsche Bundesbank gilt als Institut im Sinne der Absétze 1 bis 4.

(7) 'Die Funktion des Geldwéaschebeauftragten im Sinne des § 7 des Geldwéaschegesetzes
und die Pflichten zur Verhinderung strafbarer Handlungen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1
werden im Institut von einer Stelle wahrgenommen. 2Die Bundesanstalt kann auf Antrag des
Instituts zulassen, dass eine andere Stelle im Institut fir die Verhinderung der strafbaren Hand-
lungen zustandig ist, soweit hierflr ein wichtiger Grund vorliegt.

§ 25i
Allgemeine Sorgfaltspflichten in Bezug auf E-Geld

(1) Kreditinstitute haben bei der Ausgabe von E-Geld die Pflichten nach § 10 Absatz 1 des
Geldwéaschegesetzes zu erfillen, auch wenn die Schwellenwerte nach § 10 Absatz 3 Num-
mer 2 des Geldwaschegesetzes nicht erreicht werden.

(2) In den Fallen des Absatzes 1 konnen die Kreditinstitute unbeschadet des § 14 des Geld-
waschegesetzes von den Pflichten nach 8§ 10 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 des Geldwaschege-
setzes absehen, wenn

1. das Zahlungsinstrument nicht wieder aufgeladen werden kann oder wenn ein wieder-
aufladbares Zahlungsinstrument nur im Inland genutzt werden kann und die Zahlungs-
vorgange, die mit ihm ausgefiihrt werden kénnen, auf monatlich 150 Euro begrenzt
sind,

2. der elektronisch gespeicherte Betrag 150 Euro nicht tbersteigt,

3. das Zahlungsinstrument ausschlie3lich fur den Kauf von Waren und Dienstleistungen
genutzt wird,

4, das Zahlungsinstrument nicht mit anonymem E-Geld erworben oder aufgeladen wer-
den kann,

5. das Kreditinstitut die Transaktionen oder die Geschéaftsbeziehung in ausreichendem
Umfang Uberwacht, um die Aufdeckung ungewéhnlicher oder verdachtiger Transaktio-
nen zu ermdglichen, und
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6. ein Ricktausch des E-Geldes durch Barauszahlung, sofern es sich um mehr als
50 Euro handelt, ausgeschlossen ist oder bei Fernzahlungsvorgangen im Sinne des
8 1 Absatz 19 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes der gezahlte Betrag 50 Euro pro
Transaktion nicht Gbersteigt.

2Beim Schwellenwert nach Satz 1 Nummer 1 ist es unerheblich, ob der E-Geld-Inhaber das E-
Geld tber einen Vorgang oder Uber verschiedene Vorgange erwirbt, sofern Anhaltspunkte da-
fur vorliegen, dass zwischen den verschiedenen Vorgangen eine Verbindung besteht.

(3) 'Soweit E-Geld Uber einen wiederaufladbaren E-Geld-Trager ausgegeben wird, hat das
ausgebende Kreditinstitut Dateisysteme zu fuhren, in denen alle an identifizierte E-Geld-Inha-
ber ausgegebenen und zurlickgetauschten E-Geld-Betrdge mit Zeitpunkt und ausgebender
oder riicktauschender Stelle aufgezeichnet werden. 2§ 8 des Geldwaschegesetzes ist entspre-
chend anzuwenden.

(3a) Kreditinstitute durfen Zahlungen mit in Drittstaaten ausgestellten anonymen Guthaben-
karten nur akzeptieren, wenn diese Karten die Anforderungen erfillen, die den in Absatz 2
genannten gleichwertig sind.

(4) 'Liegen Tatsachen vor, die die Annahme rechtfertigen, dass bei der Verwendung eines
E-Geld-Tragers

1. die Voraussetzungen nach Absatz 2 nicht eingehalten werden oder

2. im Zusammenhang mit technischen Verwendungsmadglichkeiten des E-Geld-Tragers,
dessen Vertrieb, Verkauf und der Einschaltung von bestimmten Akzeptanzstellen ein
erhohtes Risiko der Geldwasche oder der Terrorismusfinanzierung nach § 1 Absatz 1
Nummer 1 und 2 des Geldwéaschegesetzes oder ein erhohtes Risiko sonstiger strafba-
rer Handlungen nach § 25h Absatz 1 besteht,

so kann die Bundesanstalt dem Kreditinstitut, das das E-Geld ausgibt, Anordnungen erteilen.
2Insbesondere kann sie

1. die Ausgabe, den Verkauf und die Verwendung eines solchen E-Geld-Tragers unter-
sagen,

2. sonstige geeignete und erforderliche technische Anderungen dieses E-Geld-Tragers
verlangen oder

3. das E-Geld ausgebende Institut dazu verpflichten, dass es dem Risiko angemessene
interne Sicherungsmal3inahmen ergreift.

§ 25
Zeitpunkt der Identitatstberprifung

'Abweichend von § 11 Absatz 1 des Geldwaschegesetzes kann die Uberpriifung der Identitat
des Vertragspartners, einer fir diesen auftretenden Person und des wirtschaftlich Berechtigten
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auch unverziiglich nach der Er6ffnung eines Kontos oder Depots abgeschlossen werden. 2In
diesem Fall muss sichergestellt sein, dass vor Abschluss der Uberpriifung der Identitat keine
Gelder von dem Konto oder dem Depot abverfiigt werden konnen. *Fir den Fall einer Riick-
zahlung eingegangener Gelder dirfen diese nur an den Einzahler ausgezahlt werden.

§ 25k
Verstarkte Sorgfaltspflichten

(1) Abweichend von 8§ 10 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b des Geldwéschegesetzes
bestehen die Sorgfaltspflichten nach 8§ 10 Absatz 1 Nummer 1, 2 und 4 des Geldwaschege-
setzes fur Institute bei der Annahme von Bargeld ungeachtet etwaiger im Geldwéschegesetz
oder in diesem Gesetz genannter Schwellenbetrage, soweit ein Sortengeschaft nach § 1 Ab-
satz 1la Satz 2 Nummer 7 nicht Uber ein bei dem Institut eréffnetes Konto des Kunden abge-
wickelt wird und die Transaktion einen Wert von 2 500 Euro oder mehr aufweist.

(2) Institute, die Factoring nach 8 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 9 betreiben, haben angemes-
sene MalRnahmen zu ergreifen, um einem erkennbar erhéhten Geldwascherisiko bei der An-
nahme von Zahlungen von Debitoren zu begegnen, die bei Abschluss des Rahmenvertrags
unbekannt waren.

§ 25|
Geldwascherechtliche Pflichten fur Finanzholding-Gesellschaften

Finanzholding-Gesellschaften oder gemischte Finanzholding-Gesellschaften, die nach § 10a
als Ubergeordnetes Unternehmen gelten oder von der Bundesanstalt als solches bestimmt
wurden, sind Verpflichtete nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 des Geldwaschegesetzes. 2Sie un-
terliegen insoweit auch der Aufsicht der Bundesanstalt nach 8 50 Nummer 1 in Verbindung mit
§ 41 Absatz 1 des Geldwéaschegesetzes.

§ 25m
Verbotene Geschafte

Verboten sind:

1. die Aufnahme oder Fortfihrung einer Korrespondenz- oder sonstigen Geschéftsbezie-
hung mit einer Bank-Mantelgesellschaft nach § 1 Absatz 22 des Geldwéaschegesetzes
und

2. die Errichtung und Fuhrung von solchen Konten auf den Namen des Instituts oder fir
dritte Institute, Uber die die Kunden des Instituts oder dritten Instituts zur Durchfiihrung
von eigenen Transaktionen eigenstandig verfigen koénnen; § 154 Absatz 1 der Abga-
benordnung bleibt unberiihrt.
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§ 25n
Einstufung als bedeutendes Institut

(1) Ein Institut ist bedeutend im Sinne des § 25a Absatz 5a, wenn seine Bilanzsumme im
Durchschnitt zu den jeweiligen Stichtagen der letzten drei abgeschlossenen Geschaftsjahre
15 Milliarden Euro erreicht oder tiberschritten hat, es sei denn, das Institut weist der Aufsichts-
behdrde gemal § 1 Absatz 5 des Kreditwesengesetzes auf der Grundlage einer Risikoanalyse
gemanR Absatz 5 nach, dass es nicht bedeutend ist.

(2) Als bedeutende Institute im Sinne des Absatzes 1 gelten

1. Institute, die eine der Bedingungen gemal Artikel 6 Absatz 4 Unterabsatz 2 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1024/2013 des Rates vom 15. Oktober 2013 zur Ubertragung beson-
derer Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufsicht tber Kreditinstitute auf die Euro-
paische Zentralbank (ABI. L 287 vom 29.10.2013, S. 63; L 218 vom 19.8.2015, S. 82)
erfillen,

2. Institute, die als potenziell systemgefahrdend gemaR § 20 Absatz 1 Satz 3 des Sanie-
rungs- und Abwicklungsgesetzes eingestuft wurden, und

3. Finanzhandelsinstitute gemaf § 25f Absatz 1.

(3) 'Die Aufsichtsbehtérde gemal? § 1 Absatz 5 kann ein Institut, dessen Bilanzsumme im
Durchschnitt zu den jeweiligen Stichtagen der letzten drei abgeschlossenen Geschaftsjahre
15 Milliarden Euro nicht erreicht hat, als bedeutend im Sinne des Absatzes 1 einstufen, wenn
dies hinsichtlich der Vergutungsstruktur des Instituts sowie hinsichtlich von Art, Umfang, Kom-
plexitat, Risikogehalt und Internationalitat der Geschaftsaktivitaten geboten ist. 2Geboten ist
eine Einstufung als bedeutend insbesondere dann, wenn

1. das Institut hohe auf3erbilanzielle Positionen aufweist, insbesondere in derivativen In-
strumenten,

2. das Institut in hohem Umfang als Originator, Sponsor oder Investor von Verbriefungs-
transaktionen tatig ist oder sich hierfir einer Verbriefungszweckgesellschaft geman Ar-
tikel 4 Absatz 1 Nummer 66 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 bedient,

3. das Institut hohe Positionen im Handelsbuch gemal Artikel 4 Absatz 1 Nummer 86 der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 inne hat oder

4. die Vergutungsstrukturen innerhalb des Instituts durch einen hohen Anteil variabler
Vergitung an der Gesamtvergutung gekennzeichnet sind.

(4) Wird ein gruppenangehdriges Institut als bedeutend im Sinne des Absatzes 1 eingestuft,
gelten auch alle anderen Institute, die derselben Gruppe angehdren und deren jeweilige Bi-
lanzsumme im Durchschnitt zu den jeweiligen Stichtagen der letzten drei abgeschlossenen
Geschéftsjahre 15 Milliarden Euro erreicht oder Uberschritten hat, als bedeutend.
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(5) 'Bei der Risikoanalyse sind insbesondere die GroRe des Instituts, seine Vergutungsstruktur
sowie Art, Umfang, Komplexitat, Risikogehalt und Internationalitat der Geschéftsaktivitéaten so-
wie die in Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 bis 4 genannten Kriterien entsprechend zu bertcksichti-
gen. 2Die Risikoanalyse muss plausibel, umfassend und fir Dritte nachvollziehbar sein. 3Sie
ist jahrlich durchzufuhren und schriftlich oder elektronisch zu dokumentieren.

58. VORLAGE VON RECHNUNGSLEGUNGSUNTERLAGEN

8§ 26
Vorlage von Jahresabschluf3, Lagebericht und Prifungsberichten

(1) 'Die Institute haben den JahresabschluR? in den ersten drei Monaten des Geschéftsjahres
fur das vergangene Geschaftsjahr aufzustellen und den aufgestellten sowie spater den fest-
gestellten Jahresabschlul? und den Lagebericht der Bundesanstalt und der Deutschen Bun-
desbank nach MaRgabe des Satzes 2 jeweils unverziiglich einzureichen. ?Der Jahresabschlu
mul3 mit dem Bestatigungsvermerk oder einem Vermerk Gber die Versagung der Bestatigung
versehen sein. 3Der AbschluRprifer hat den Bericht Gber die Prifung des Jahresabschlusses
(Prufungsbericht) unverziglich nach Beendigung der Priifung der Bundesanstalt und der Deut-
schen Bundesbank einzureichen. “Bei Kreditinstituten, die einem genossenschaftlichen Pru-
fungsverband angehéren oder durch die Prifungsstelle eines Sparkassen- und Giroverbandes
geprift werden, hat der Abschlu3prifer den Prifungsbericht nur auf Anforderung der Bundes-
anstalt einzureichen.

(2) Hat im Zusammenhang mit einer Sicherungseinrichtung eine zusatzliche Prifung stattge-
funden, hat der Prifer oder der Prifungsverband den Bericht Uber diese Priifung der Bundes-
anstalt und der Deutschen Bundesbank unverziglich einzureichen.

(3) Ein Institut, das einen KonzernabschluR oder einen Konzernlagebericht aufstellt, hat diese
Unterlagen der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank unverziglich einzureichen.
’Das ubergeordnete Unternehmen einer Finanzholding-Gruppe im Sinne des § 10a, einer ge-
mischten Finanzholding-Gruppe im Sinne des 8 10a oder eines Finanzkonglomerats hat einen
Konzernabschluss oder einen Konzernlagebericht unverziglich einzureichen, wenn die Fi-
nanzholding-Gesellschaft an der Spitze der Finanzholding-Gruppe oder die gemischte Finanz-
holding-Gesellschaft an der Spitze der gemischten Finanzholding-Gruppe oder des Finanz-
konglomerats einen Konzernabschluss oder Konzernlagebericht aufstellt. 3Der Konzernab-
schlussprifer hat die Prifungsberichte tber die in den Satzen 1 und 2 genannten Konzernab-
schliisse und Konzernlageberichte unverziglich nach Beendigung seiner Prifung bei der Bun-
desanstalt und der Deutschen Bundesbank einzureichen. “Bei Kreditinstituten, die einem ge-
nossenschaftlichen Prifungsverband angeh6ren oder durch die Prifungsstelle eines Sparkas-
sen- und Giroverbandes geprift werden, hat der Prifer den Prifungsbericht nur auf Anforde-
rung der Bundesanstalt einzureichen.
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(4) Die Bestimmungen des Absatzes 3 gelten entsprechend fir einen Einzelabschluss nach
§ 325 Abs. 2a des Handelsgesetzbuchs.

5c. OFFENLEGUNG

§ 26a
Offenlegung durch die Institute

(1) *Zusatzlich zu den Angaben, die nach den Artikeln 435 bis 455 der Verordnung (EU) Nr.
575/2013 in der jeweils geltenden Fassung zu machen sind, sind die rechtliche und die orga-
nisatorische Struktur sowie die Grundsatze einer ordnungsgemallen Geschéftsfilhrung der
Gruppe darzustellen. ?Die CRR-Institute haben dartiber hinaus auf konsolidierter Basis, auf-
geschlisselt nach Mitgliedstaaten der Europaischen Union und Drittstaaten, in denen die In-
stitute Uber Niederlassungen verfugen, folgende Angaben in eine Anlage zum Jahresab-
schluss im Sinne des § 26 Absatz 1 Satz 2 aufzunehmen, von einem Abschlussprifer nach
MaRgabe des 8§ 340k des Handelsgesetzbuchs prufen zu lassen und offenzulegen:

1. die Firmenbezeichnungen, die Art der Tatigkeiten und die geografische Lage der Nie-
derlassungen,

den Umsatz,

die Anzahl der Lohn- und Gehaltsempfanger in Vollzeitaquivalenten,

2

3

4. Gewinn oder Verlust vor Steuern,
5 Steuern auf Gewinn oder Verlust,
6

erhaltene o6ffentliche Beihilfen.

3Ist das CRR-Institut in den Konzernabschluss eines anderen Mutterunternehmens mit Sitz in
einem Mitgliedstaat der Europaischen Union oder in einem Vertragsstaat des Abkommens
uber den Europaischen Wirtschaftsraum einbezogen, das den Anforderungen der Richtlinie
2013/36/EU unterworfen ist, braucht es die Angaben nach Satz 2 nicht zu machen. #In ihrem
Jahresbericht legen die CRR-Institute ihre Kapitalrendite, berechnet als Quotient aus Nettoge-
winn und Bilanzsumme offen. Global systemrelevante Institute, die im Inland zugelassen sind,
sind verpflichtet, der Europdischen Kommission die in Satz 2 Nummer 4 bis 6 genannten An-
gaben bis zum 1. Juli 2014 auf vertraulicher Basis zu tbermitteln. ®Das Nahere zu den Anfor-
derungen in Satz 2 bis 5 regelt die Rechtsverordnung nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 10.

(2) *Kommt ein Institut seinen Offenlegungspflichten in anderen als den in Artikel 432 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung genannten Fallen nicht, nicht
richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig nach, kann die Bundesanstalt im Einzelfall An-
ordnungen treffen, die geeignet und erforderlich sind, die ordnungsgemafe Offenlegung der
Informationen zu veranlassen. 2Die Bundesanstalt kann von den Artikeln 433 und 434 der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung abweichende Zeitpunkte und
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Orte fur die Veréffentlichung festlegen oder die Offenlegung zusatzlicher Informationen ver-
langen.

6. PRUFUNG UND PRUFERBESTELLUNG

§27
(aufgehoben)

§28
Bestellung des Prifers in besonderen Fallen

(1) Die Institute haben der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank den von ihnen
bestellten Prifer unverziiglich nach der Bestellung anzuzeigen. 2Die Bundesanstalt kann in-
nerhalb eines Monats nach Zugang der Anzeige die Bestellung eines anderen Prlifers verlan-
gen, wenn dies zur Erreichung des Prifungszwecks geboten ist. *Hat das Institut eine Wirt-
schaftsprifungsgesellschaft zum Prifer bestellt, die in einem der beiden vorangegangenen
Geschéftsjahre Prifer des Instituts war, kann die Bundesanstalt den Wechsel des verantwort-
lichen Prufungspartners verlangen, wenn die vorangegangene Priifung einschlieRlich des Prii-
fungsberichts den Prifungszweck nicht erfillt hat; § 319a Absatz 1 Satz 4 des Handelsgesetz-
buchs gilt entsprechend. *Widerspruch und Anfechtungsklage gegen MaBnahmen nach Satz 2
oder Satz 3 haben keine aufschiebende Wirkung.

(2) 'Das Gericht des Sitzes des Instituts hat auf Antrag der Bundesanstalt einen Prifer zu
bestellen, wenn

1. die Anzeige nach Absatz 1 Satz 1 nicht unverziglich nach Ablauf des Geschéftsjahres
erstattet wird;

2. das Institut dem Verlangen auf Bestellung eines anderen Priifers nach Absatz 1 Satz 2
nicht unverziglich nachkommt;

3. der gewahlte Prifer die Annahme des Prifungsauftrages abgelehnt hat, weggefallen
ist oder am rechtzeitigen Abschluf3 der Priifung verhindert ist und das Institut nicht un-
verziglich einen anderen Priifer bestellt hat.

’Die Bestellung durch das Gericht ist endguiltig. 3§ 318 Abs. 5 des Handelsgesetzbuchs ist
entsprechend anzuwenden. “Das Gericht kann auf Antrag der Bundesanstalt einen nach
Satz 1 bestellten Prifer abberufen.

(3) Die Absatze 1 und 2 gelten nicht fur Kreditinstitute, die einem genossenschaftlichen Pri-
fungsverband angehoéren oder durch die Prifungsstelle eines Sparkassen- und Giroverbandes
gepruft werden.
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8§29
Besondere Pflichten des Priifers

(1) *Bei der Prufung des Jahresabschlusses sowie eines Zwischenabschlusses hat der Priifer
auch die wirtschaftlichen Verhaltnisse des Instituts zu prufen. 2Bei der Priifung des Jahresab-
schlusses hat er insbesondere festzustellen, ob das Institut die folgenden Anzeigepflichten
und Anforderungen erfullt hat:

1.

die Anzeigepflichten nach den 88 11, 12a, 14 Absatz 1 sowie nach der Verordnung
(EU) Nr. 575/2013 in ihrer jeweils geltenden Fassung, nach den 88 15, 24 und 24a
jeweils auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 24 Absatz 4 Satz 1,
nach § 24a auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 24a Absatz 5, sowie

die Anforderungen

a)

b)

d)

e)

f)

nach den 88 10a, 10c bis 10i jeweils auch in Verbindung mit einer Rechtsverord-
nung nach 8 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5, nach den 88 11, 13 bis 13c, 18, 18a,
25 Absatz 1 und 2, § 25a Absatz 1 Satz 3 jeweils auch in Verbindung mit einer
Rechtsverordnung nach 8§ 25 Absatz 3 und 8§ 25a Absatz 5 auch in Verbindung mit
einer Rechtsverordnung nach § 25a Absatz 6, nach § 25a Absatz 1 Satz 6 Nummer
1, Absatz 3, nach den 8§ 25b, 25c Absatz 2 bis 4b, § 25d Absatz 3 bis 12, § 26a,
nach den 88 13 und 14 Absatz 1, jeweils auch in Verbindung mit einer Rechtsver-
ordnung nach 8§ 22, nach § 51a Absatz 1 auch in Verbindung mit einer Rechtsver-
ordnung nach § 51a Absatz 1, nach § 51b Absatz 1 auch in Verbindung mit einer
Rechtsverordnung nach § 51b Absatz 2 und nach 8§ 51c Absatz 1,

nach den 88 17, 20, 23, 25 und 27 des Finanzkonglomerate-Aufsichtsgesetzes,

nach Artikel 4 Absatz 1, 2 und 3 Unterabsatz 2, nach den Artikeln 4a und 9 Ab-
satz 1 bis 4 sowie Artikel 11 Absatz 1 bis 10, 11 Unterabsatz 1 und Absatz 12 der
Verordnung (EU) Nr. 648/2012,

nach den Artikeln 92 bis 386 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 auch in Verbin-
dung mit einer Rechtsverordnung nach 8§ 10 Absatz 1 Satz 1, nach den Artikeln
387 bis 403 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 auch in Verbindung mit einer
Rechtsverordnung nach 8§ 13 Absatz 1 Satz 1,

nach Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 1, Artikel 5a Absatz 1 sowie nach den Artikeln
8b bis 8d der Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 in der jeweils geltenden Fassung,
soweit es nicht nach § 29 Absatz 2 in Verbindung mit § 89 Absatz 1 Satz 1 des
Wertpapierhandelsgesetzes gepruft wird,

nach Artikel 9 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 sowie von der Européischen
Kommission erlassener darauf basierender technischer Regulierungs- und Durch-
fuhrungsstandards,
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g) nach Artikel 4 Absatz 1 bis 5 und Artikel 15 der Verordnung (EU) 2015/2365 des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 Uber die Trans-
parenz von Wertpapierfinanzierungsgeschéaften und der Weiterverwendung sowie
zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (ABI. L 337 vom 23.12.2015,
S. 1),

h) nach den Artikeln 16, 23 Absatz 3 Satz 1, Absatz 5, 6 und 10, nach Artikel 28
Absatz 2 sowie nach Artikel 29 der Verordnung (EU) 2016/1011 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 Uber Indizes, die bei Finanzinstru-
menten und Finanzkontrakten als Referenzwert oder zur Messung der Weiterent-
wicklung eines Investmentfonds verwendet werden, und zur Anderung der Richtli-
nien 2008/48/EG und 2014/17/EU sowie der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 (ABI.
L 171 vom 29.6.2016, S. 1),

i) nach Artikel 28 Absatz 1 bis 3 der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 und

i) nach den Artikeln 5 bis 9, 18 bis 26, 27 Absatz 1 und 4 sowie nach Artikel 43
Absatz 5 und 6 der Verordnung (EU) 2017/2402.

3Ist ein Institut nach § 2a Absatz 1 freigestellt, hat der Prufer den Fortbestand der in Artikel 7
der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung genannten Vorausset-
zungen zu prifen. “Ist ein Institut nach § 2a Absatz 3 freigestellt, hat der Prufer den Fortbe-
stand der in Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung
genannten Voraussetzungen zu prifen. SHat die Bundesanstalt nach § 30 gegeniber dem
Institut Bestimmungen tber den Inhalt der Prifung getroffen, sind diese vom Prifer zu bertick-
sichtigen. 8Sofern dem haftenden Eigenkapital des Instituts nicht realisierte Reserven zuge-
rechnet werden, hat der Prifer bei der Prifung des Jahresabschlusses auch zu prifen, ob bei
der Ermittlung dieser Reserven 8§ 10 Abs. 4a bis 4c in der bis zum 31. Dezember 2013 gelten-
den Fassung beachtet worden ist. "Bei einem Kreditinstitut, das aufgefordert wurde, einen Sa-
nierungsplan nach § 12 des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes aufzustellen, hat der Pru-
fer auch zu prifen, ob der Sanierungsplan die Voraussetzungen nach § 12 Absatz 1 sowie
nach § 13 Absatz 1 bis 4 des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes erfiillt. 8Das Ergebnis ist
in den Prifungsbericht aufzunehmen.

(1a) *Absatz 1 gilt hinsichtlich der Anforderungen nach Artikel 4 Absatz 1, 2 und 3 Unterab-
satz 2, nach den Artikeln 4a und 9 Absatz 1 bis 4 sowie Artikel 11 Absatz 1 bis 10, 11 Unter-
absatz 1 und Absatz 12 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 fur die Prifung des Jahresab-
schlusses von zentralen Gegenparteien mit der Mal3gabe, dass der Prufer zuséatzlich zu prufen
hat, ob die Anforderungen nach Artikel 7 Absatz 1 bis 4, Artikel 8 Absatz 1 bis 4, den Artikeln
26, 29 und 33 bis 54 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 und nach Artikel 29 Absatz 2, den
Artikeln 30 und 35 der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 sowie der gemal3 diesen Artikeln erlas-
senen technischen Regulierungsstandards eingehalten sind. 2Satz 1 gilt entsprechend fur den
verklrzten Abschluss einer zentralen Gegenpartei, wenn ein solcher nach den gesetzlichen
Vorgaben zu erstellen ist.
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(1b) 'Bei der Prufung des Jahresabschlusses eines Zentralverwahrers ist auch zu prifen, ob
die Anforderungen nach den Artikeln 6, 7, 26 bis 53, 54 Absatz 3 und nach Artikel 59 der
Verordnung (EU) Nr. 909/2014 sowie nach den gemal diesen Artikeln von der Europaischen
Kommission erlassenen technischen Regulierungs- und Durchfiihrungsstandards eingehalten
sind. 2Bei der Priifung des Jahresabschlusses eines Kreditinstituts, das von einem Zentralver-
wahrer nach Artikel 54 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 dazu benannt wurde,
bankartige Nebendienstleistungen zu erbringen, ist zudem zu prufen, ob die Anforderungen
nach Artikel 54 Absatz 4 und Artikel 59 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 sowie nach den
gemal diesen Artikeln von der Européischen Kommission erlassenen technischen Regulie-
rungs- und Durchfiihrungsstandards eingehalten sind. *Die Satze 1 und 2 gelten entsprechend
fur den verkirzten Abschluss eines Zentralverwahrers, wenn ein solcher nach den gesetzli-
chen Vorgaben zu erstellen ist.

(2) Der Prufer hat auch zu prifen, ob das Institut seinen Verpflichtungen nach den §§ 24c und
25g Absatz 1 und 2, den 88 25h bis 25m und dem Geldwéaschegesetz nachgekommen ist; bei
Kreditinstituten hat der Prifer auch zu prifen, ob das Kreditinstitut seinen Verpflichtungen
nach der Verordnung (EG) Nr. 924/2009, der Verordnung (EU) Nr. 260/2012, der Verordnung
(EU) 2015/847 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 (iber die Uber-
mittlung von Angaben bei Geldtransfers und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr.
1781/2006 (ABI. L 141 vom 5.6.2015, S. 1) und dem Zahlungskontengesetz hachgekommen
ist. 2Zudem hat er die Einhaltung der Mitteilungs- und Veréffentlichungspflichten und sonstigen
Anforderungen der Artikel 5 bis 10 und 12 bis 14 der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 des Eu-
ropaischen Parlaments und des Rates vom 14. Mérz 2012 Uber Leerverkaufe und bestimmte
Aspekte von Credit Default Swaps (ABI. L 86 vom 24.03.2012, S. 1) zu prifen. Bei Instituten,
Zweigniederlassungen im Sinne des § 53b und Zweigstellen im Sinne des § 53, die das De-
potgeschaft betreiben, hat er dieses Geschéft besonders zu prufen, soweit es nicht nach § 89
Absatz 1 Satz 2 des Wertpapierhandelsgesetzes zu prufen ist; diese Prifung hat sich auch
auf die Einhaltung des 8§ 67a Absatz 3 und des 8§ 67Db, jeweils auch in Verbindung mit § 125
Absatz 1, 2 und 5 des Aktiengesetzes Uber Mitteilungspflichten und des 8§ 135 des Aktienge-
setzes Uber die Auslibung des Stimmrechts zu erstrecken. “Bei Zentralverwahrern ist auch
besonders zu prifen, ob die Bestimmungen des Depotgesetzes sowie des § 67a Absatz 3,
des § 67b, jeweils auch in Verbindung mit 8 125 Absatz 1, 2 und 5 und des § 135 des Aktien-
gesetzes eingehalten werden. °Bei Pfandbriefbanken im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 1 des
Pfandbriefgesetzes ist die Einhaltung der organisatorischen Anforderungen an die Verfahren
und Systeme aus 8 4 Absatz 4, den 88 5, 16, 24, 26d, 27, 27a sowie 28 des Pfandbriefgesetzes
zu prufen. ®Uber die Priifungen nach den Séatzen 1 bis 5 ist jeweils gesondert zu berichten;
§ 26 Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend.

(3) Der Priifer hat unverzuglich der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank anzuzei-
gen, wenn ihm bei der Prifung Tatsachen bekannt werden, welche die Einschréankung oder
Versagung des Bestatigungsvermerkes rechtfertigen, die den Bestand des Instituts geféahrden
oder seine Entwicklung wesentlich beeintréachtigen kdnnen, die einen erheblichen Verstol? ge-
gen die Vorschriften Uber die Zulassungsvoraussetzungen des Instituts oder die Ausiibung
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einer Tatigkeit nach diesem Gesetz darstellen oder die schwerwiegende VersttRe der Ge-
schéftsleiter gegen Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsvertrag erkennen lassen. 2Auf Verlan-
gen der Bundesanstalt oder der Deutschen Bundesbank hat der Prifer ihnen den Prifungs-
bericht zu erlautern und sonstige bei der Priifung bekannt gewordene Tatsachen mitzuteilen,
die gegen eine ordnungsmaRige Durchfiihrung der Geschéfte des Instituts sprechen. 3Die An-
zeige-, Erlauterungs- und Mitteilungspflichten nach den Satzen 1 und 2 bestehen auch in Be-
zug auf ein Unternehmen, das mit dem Institut in enger Verbindung steht, sofern dem Prufer
die Tatsachen im Rahmen der Priifung des Instituts bekannt werden. “Der Prufer haftet nicht
fur die Richtigkeit von Tatsachen, die er nach diesem Absatz in gutem Glauben anzeigt.

(4) *Das Bundesministerium der Finanzen wird ermachtigt, im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium der Justiz und fir Verbraucherschutz und nach Anhérung der Deutschen Bundes-
bank durch Rechtsverordnung néhere Bestimmungen tber

1. den Gegenstand der Prifung nach den Abséatzen 1 bis 2,
2. den Zeitpunkt ihrer Durchfiihrung und

3. den Inhalt der Prifungsberichte

zu erlassen, soweit dies zur Erfillung der Aufgaben der Bundesanstalt erforderlich ist, insbe-
sondere um Missstande, welche die Sicherheit der einem Institut anvertrauten Vermogens-
werte gefahrden oder die ordnungsgemalfe Durchfiihrung der Bankgeschafte oder Finanz-
dienstleistungen beeintrachtigen kénnen, zu erkennen sowie einheitliche Unterlagen zur Be-
urteilung der von den Instituten durchgefiihrten Geschéfte zu erhalten. 2In der Rechtsverord-
nung kann bestimmt werden, dass die in den Absatzen 1 bis 3 geregelten Pflichten auch bei
der Prifung des Konzernabschlusses einer Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe oder ge-
mischten Finanzholding-Gruppe oder eines Finanzkonglomerats einzuhalten sind; nahere
Bestimmungen lber den Gegenstand der Priifung, den Zeitpunkt ihrer Durchfihrung und den
Inhalt des Priifungsberichts konnen dabei nach MaRgabe des Satzes 1 erlassen werden. *Das
Bundesministerium der Finanzen kann die Erméachtigung durch Rechtsverordnung auf die
Bundesanstalt tbertragen.

§ 30
Bestimmung von Prifungsinhalten

lUnbeschadet der besonderen Pflichten des Prufers nach § 29 kann die Bundesanstalt auch
gegeniuber dem Institut Bestimmungen tber den Inhalt der Prifung treffen, die vom Prifer im
Rahmen der Jahresabschlusspriifung zu berticksichtigen sind. 2Sie kann insbesondere
Schwerpunkte fir die Prifungen festlegen.
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7. BEFREIUNGEN

§31
Befreiungen; Verordnungserméachtigung

(1) *Das Bundesministerium der Finanzen kann nach Anhérung der Deutschen Bundesbank
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf,

1. alle Institute oder Arten oder Gruppen von Instituten von der Pflicht zur Anzeige be-
stimmter Kredite und Tatbestande nach § 14 Abs. 1 sowie § 24 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 und
6 und Abs. 1a, Arten oder Gruppen von Instituten von der Pflicht zur Einreichung von
Finanzinformationen nach 8 25 oder von der Pflicht nach § 26 Abs. 1 Satz 2, den Jah-
resabschluf’ in einer Anlage zu erlautern, sowie Geschéftsleiter eines Instituts von der
Pflicht zur Anzeige von Beteiligungen nach § 24 Abs. 3 Nr. 2 freistellen, wenn die An-
gaben fir die Aufsicht ohne Bedeutung sind;

2. Arten oder Gruppen von Instituten von der Einhaltung des § 26 freistellen, wenn die
Eigenart des Geschéftsbetriebes dies rechtfertigt;

3. alle Institute, die keine CRR-Institute sind, oder Arten oder Gruppen von Instituten, die
keine CRR-Institute sind, von Pflichten zur Anzeige bestimmter Kredite und Tatbe-
stande nach der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 freistellen.

2Das Bundesministerium der Finanzen kann diese Erméachtigung durch Rechtsverordnung auf
die Bundesanstalt mit der MalRgabe Ubertragen, dal3 die Rechtsverordnung im Benehmen mit
der Deutschen Bundesbank ergeht.

(2) 'Die Bundesanstalt kann einzelne Institute von Verpflichtungen nach § 13 Abs. 1 und 2,
§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 bis 11 und Abs. 2, § 24 Abs. 1 Nr. 1 bis 4, den 8§ 25, 26 und 29 Abs.
2 Satz 2 sowie von der Verpflichtung nach § 15 Abs. 1 Satz 1, Kredite nur zu marktmafigen
Bedingungen zu gewaéhren, freistellen, wenn dies aus besonderen Grinden, insbesondere
wegen der Art oder des Umfanges der betriebenen Geschéfte, angezeigt ist. 2Sie kann ferner
Unternehmen, die ausschlief3lich Finanzdienstleistungen nach § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer
9 oder Nummer 10 erbringen, von den Verpflichtungen nach § 25a Absatz 1 Satz 3 Nummer
3 Buchstabe c freistellen, wenn dies aus besonderen Grinden, insbesondere auf Grund der
InstitutsgroRe, angezeigt ist. *Die Freistellung kann auf Antrag des Instituts oder von Amts
wegen erfolgen.

(3) Ein Ubergeordnetes Unternehmen nach § 10a hat der Bundesanstalt und der Deutschen
Bundesbank die Absicht mitzuteilen, Artikel 19 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in
der jeweils geltenden Fassung fur ein Unternehmen in Anspruch zu nehmen; es hat aul3erdem
einmal jahrlich in einer Sammelanzeige mitzuteilen, welche Unternehmen es nach Artikel 19
Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung von der Zusam-
menfassung nach § 12a Absatz 1 Satz 1, § 25 Absatz 2 und nach den Artikeln 11 bis 18 der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung ausgenommen hat.
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(4) (aufgehoben)
(5) (aufgehoben)

(6) (aufgehoben)
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Dritter Abschnitt
Vorschriften Gber die Beaufsichtigung der Institute

1.

ZULASSUNG ZUM GESCHAFTSBETRIEB

§32
Erlaubnis

(1) *Wer im Inland gewerbsmaRig oder in einem Umfang, der einen in kaufmannischer Weise
eingerichteten Geschéftsbetrieb erfordert, Bankgeschéfte betreiben oder Finanzdienstleistun-
gen erbringen will, bedarf der schriftlichen Erlaubnis der Aufsichtsbehérde; die Bundesanstalt
hat § 37 Absatz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes anzuwenden. 2Der Erlaubnisantrag
mul3 enthalten

4a.

einen geeigneten Nachweis der zum Geschaftsbetrieb erforderlichen Mittel;
die Angabe der Geschéftsleiter;

die Angaben, die fir die Beurteilung der Zuverlassigkeit der Antragsteller und derin 8 1
Abs. 2 Satz 1 bezeichneten Personen erforderlich sind;

die Angaben, die fur die Beurteilung der zur Leitung des Instituts erforderlichen fachli-
chen Eignung der Inhaber und der in § 1 Abs. 2 Satz 1 bezeichneten Personen erfor-
derlich sind;

die Angaben, die fir die Beurteilung, ob die Geschéftsleiter Gber die zur Wahrnehmung
ihrer Aufgabe ausreichende Zeit verfligen, erforderlich sind;

einen tragfahigen Geschaftsplan, aus dem die Art der geplanten Geschéfte, der orga-
nisatorische Aufbau und die geplanten internen Kontrollverfahren des Instituts hervor-
gehen;

sofern an dem Institut bedeutende Beteiligungen gehalten werden:
a) die Angabe der Inhaber bedeutender Beteiligungen,
b) die H6he dieser Beteiligungen,

c) die flr die Beurteilung der Zuverlassigkeit dieser Inhaber oder gesetzlichen Vertre-
ter oder personlich haftenden Gesellschafter erforderlichen Angaben,

d) sofern diese Inhaber Jahresabschlisse aufzustellen haben: die Jahresabschliisse
der letzten drei Geschaftsjahre nebst Prifungsberichten von unabhéngigen Ab-
schluRprifern, sofern solche zu erstellen sind, und

e) sofern diese Inhaber einem Konzern angehdren: die Angabe der Konzernstruktur
und, sofern solche Abschliisse aufzustellen sind, die konsolidierten Konzernab-
schlisse der letzten drei Geschéftsjahre nebst Prifungsberichten von unabhangi-
gen AbschluRprifern, sofern solche zu erstellen sind,;
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6a. sofern an dem Institut keine bedeutenden Beteiligungen gehalten werden, die maximal
20 groften Anteilseigner;

7. die Angabe der Tatsachen, die auf eine enge Verbindung zwischen dem Institut und
anderen natirlichen Personen oder anderen Unternehmen hinweisen;

8. die Angabe der Mitglieder des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans nebst der zur Beur-
teilung ihrer Zuverlassigkeit und Sachkunde erforderlichen Tatsachen sowie Angaben,
die fur die Beurteilung erforderlich sind, ob sie der Wahrnehmung ihrer Aufgabe aus-
reichende Zeit widmen kénnen.

3Die nach Satz 2 einzureichenden Anzeigen und vorzulegenden Unterlagen sind durch
Rechtsverordnung nach § 24 Abs. 4 naher zu bestimmen. “Die Pflichten nach Satz 2 Nr. 6
Buchstabe d und e bestehen nicht fir Finanzdienstleistungsinstitute.

(1a) 'Wer neben einer Erlaubnis nach Absatz 1 und neben dem Betreiben von Bankgeschaften
oder der Erbringung von Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 1
bis 5 und 11 auch Eigengeschéft betreiben will, bedarf auch hierfir der schriftlichen Erlaubnis
der Bundesanstalt. 2Dies gilt unabhéangig von dem Bestehen einer Erlaubnis nach Absatz 1
und von einem Betreiben von Bankgeschéaften oder dem Erbringen von Finanzdienstleistun-
gen im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 1 bis 5 und 11 auch dann, wenn das Unter-
nehmen das Eigengeschaft als Mitglied oder Teilnehmer eines organisierten Marktes oder ei-
nes multilateralen Handelssystems oder mit einem direkten elektronischen Zugang zu einem
Handelsplatz oder mit Warenderivaten, Emissionszertifikaten oder Derivaten auf Emissions-
zertifikate betreibt. *Einer schriftlichen Erlaubnis der Bundesanstalt bedarf es in den Fallen des
Satzes 2 nicht, wenn

1. das Eigengeschéft von einem Unternehmen, das keine Bankgeschafte betreibt oder
Finanzdienstleistungen erbringt, betrieben wird, um objektiv messbar die Risiken aus
der Geschéftstatigkeit oder dem Liquiditats- und Finanzmanagement des Unterneh-
mens oder der Gruppe, dem das Unternehmen angehort, zu reduzieren,

2. das Eigengeschaft mit Emissionszertifikaten von einem Betreiber im Sinne des § 3
Nummer 4 des Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes betrieben wird, der keine
Bankgeschéfte betreibt und Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2
Nummer 1 bis 4 erbringt,

3. das Eigengeschaft ausschlie3lich mit Warentermingeschéften, Emissionszertifikaten
und Derivaten auf Emissionszertifikate betrieben wird und

a) das Unternehmen nicht Teil einer Unternehmensgruppe ist, die in der Haupttatig-
keit Bankgeschafte betreibt oder Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Ab-
satz 1la Satz 2 Nummer 1 bis 4 erbringt,

b) das Bankgeschéft des Unternehmens und der Gruppe im Verhaltnis zu der sonsti-
gen Tatigkeit des Unternehmens sowie der Gruppe auf individueller und aggregier-
ter Basis eine Nebentatigkeit im Sinne des Artikels 1 der Delegierten Verordnung
(EU) 2017/592 ist und
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c) das Unternehmen die Inanspruchnahme dieser Ausnahme der Bundesanstalt jahr-
lich anzeigt. Fur Zeitpunkt, Inhalt und Form der Anzeige und gegebenenfalls fur die
Fluhrung eines 6ffentlichen Registers kdnnen ndhere Bestimmungen in der Rechts-
verordnung nach § 24 Absatz 4 erlassen werden; insbesondere kann dem Betrei-
ber ein schreibender Zugriff auf die flr dieses Unternehmen einzurichtende Seite
des Registers eingeraumt und er mit der Verantwortung fur die Richtigkeit und Ak-
tualitét der Seite belastet werden oder

4, das Eigengeschaft als Mitglied einer Bérse oder Teilnehmer eines Handelsplatzes von
einem in einem Drittstaat ansassigen Unternehmen betrieben wird; dies gilt bis zu einer
Entscheidung der Europaischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehorde tber eine Ein-
tragung des Unternehmens in das Register nach Artikel 48 der Verordnung (EU) Nr.
600/2014.

“Einer schriftlichen Erlaubnis der Bundesanstalt bedarf es auch, wenn ein Institut, dem eine
Erlaubnis nach § 32 Absatz 1 Satz 1 erteilt wurde, eigene Finanzinstrumente vertreibt, soweit
dies nicht ohnehin bereits als Betreiben eines Bankgeschafts oder als Erbringen einer Finanz-
dienstleistung nach Absatz 1 Satz 1 oder als Betreiben des Eigengeschéfts nach Satz 1 unter
Erlaubnisvorbehalt steht. >Ein Unternehmen, das nach Satz 2 der schriftlichen Erlaubnis der
Bundesanstalt bedarf, gilt als Finanzdienstleistungsinstitut. ’Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 und
die Absatze 2, 4 und 5 sowie die 88 33 bis 38 sind entsprechend anzuwenden.

(1b) Die Erlaubnis fir das eingeschrankte Verwahrgeschaft im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2
Nummer 12 kann nur erteilt werden, wenn die Erlaubnis zur Erbringung mindestens einer Fi-
nanzdienstleistung im Sinne des 8§ 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 1 bis 4 oder zum Betreiben
eines Bankgeschéfts im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2 vorliegt oder gleichzeitig erteilt wird;
mit Erldschen oder Aufhebung dieser Erlaubnis erlischt die Erlaubnis fir das eingeschrankte
Verwahrgeschatft.

(1c) 'zentralverwahrer, die nach Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 zuge-
lassen sind, bendtigen fur das Erbringen von Kerndienstleistungen im Sinne des Abschnitts A
des Anhangs zur Verordnung (EU) Nr. 909/2014 und von nichtbankartigen Nebendienstleis-
tungen im Sinne des Abschnitts B des Anhangs zur Verordnung (EU) Nr. 909/2014 sowie far
das Betreiben von Bankgeschéaften und das Erbringen von Finanzdienstleistungen, die zu-
gleich Wertpapierdienstleistungen im Sinne des § 2 Absatz 8 des Wertpapierhandelsgesetzes
sind, keine Erlaubnis nach Absatz 1 Satz 1, soweit das Betreiben dieser Bankgeschéfte oder
das Erbringen dieser Finanzdienstleistungen von der Zulassung nach Artikel 16 Absatz 1 der
Verordnung (EU) Nr. 909/2014 umfasst ist. 2Satz 1 gilt fir das Betreiben des Eigengeschafts
entsprechend.

(1d) Zentralverwahrer im Sinne des Artikels 54 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014,
die eine Erlaubnis nach Absatz 1 Satz 1 zum Betreiben von Bankgeschéften nach 8 1 Absatz 1
Satz 2 Nummer 1 und 2 haben, benétigen fir das Erbringen von bankartigen Nebendienstleis-
tungen im Sinne des Abschnitts C des Anhangs zur Verordnung (EU) Nr. 909/2014 keine wei-
tere Erlaubnis nach Absatz 1 Satz 1 fiir das Betreiben von Bankgeschéften oder das Erbringen
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von Finanzdienstleistungen, soweit das Erbringen der bankartigen Nebendienstleistungen von
der Genehmigung nach Artikel 54 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 umfasst ist.

(1e) Benannte Kreditinstitute im Sinne des Artikels 54 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr.
909/2014, die eine Erlaubnis nach Absatz 1 Satz 1 zum Betreiben von Bankgesché&ften nach
8§ 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und 2 haben, bendétigen fir das Erbringen von bankartigen
Nebendienstleistungen im Sinne des Abschnitts C des Anhangs zur Verordnung (EU) Nr.
909/2014 keine weitere Erlaubnis nach Absatz 1 Satz 1 fur das Betreiben von Bankgeschéften
oder das Erbringen von Finanzdienstleistungen, soweit das Erbringen der bankartigen Neben-
dienstleistungen von der Genehmigung nach Artikel 54 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr.
909/2014 umfasst ist.

(1f) *Wer im Inland gewerbsmaRig oder in einem Umfang, der einen in kaufméannischer Weise
eingerichteten Geschaftsbetrieb erfordert, als Datenbereitstellungsdienst tatig werden will, be-
darf der schriftlichen Erlaubnis der Bundesanstalt; die Bundesanstalt hat § 37 Absatz 4 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes anzuwenden. 2Der Erlaubnisantrag muss enthalten:

1. die Angabe der Geschéftsleiter;

2. die Angaben, die fur die Beurteilung der Zuverlassigkeit der Geschaftsleiter erforderlich
sind,;

3. die Angaben, die fur die Beurteilung der zur Leitung des Unternehmens erforderlichen
fachlichen Eignung der in 8§ 1 Absatz 2 Satz 1 bezeichneten Personen erforderlich sind;

4, die Angaben, die fir die Beurteilung, ob die Geschéftsleiter Uber die zur Wahrnehmung
ihrer Aufgabe ausreichende Zeit verfliigen, erforderlich sind;

5. einen tragfahigen Geschaftsplan, aus dem die Art der geplanten Geschéfte, der orga-
nisatorische Aufbau und die geplanten internen Kontrollverfahren des Unternehmens
hervorgehen;

6. die Angabe der Mitglieder des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans nebst der zur Beur-
teilung ihrer Zuverlassigkeit und Sachkunde erforderlichen Tatsachen sowie Angaben,
die fur die Beurteilung erforderlich sind, ob sie der Wahrnehmung ihrer Aufgabe aus-
reichend Zeit widmen konnen.

3Das Nahere zu Inhalt und Form des Erlaubnisantrages regeln die technischen Regulierungs-
und Durchfuihrungsstandards gemaf Artikel 61 Absatz 4 und 5 der Richtlinie 2014/65/EU. *Ab-
weichend von den Séatzen 1 bis 3 ist Instituten und Tragern einer inlandischen Borse, die eine
Borse, ein multilaterales Handelssystem oder ein organisiertes Handelssystem betreiben, die
Tatigkeit als Datenbereitstellungsdienst gestattet, sofern festgestellt wurde, dass sie den An-
forderungen des Titels V der Richtlinie 2014/65/EU genlgen. *Diese Dienstleistungen sind in
ihre Erlaubnis eingeschlossen.

(2) Die Bundesanstalt kann die Erlaubnis unter Auflagen erteilen, die sich im Rahmen des mit
diesem Gesetz verfolgten Zweckes halten mussen. 2Sie kann die Erlaubnis auf einzelne Bank-
geschéfte oder Finanzdienstleistungen beschréanken.
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(3) Vor Erteilung der Erlaubnis hat die Bundesanstalt die fir das Institut in Betracht kommende
Sicherungseinrichtung zu héren.

(3a) Mit der Erteilung der Erlaubnis ist dem Institut, sofern es den Vorschriften des Zweiten
Abschnittes des Einlagensicherungsgesetzes oder nach § 8 Absatz 1 des Anlegerentschadi-
gungsgesetzes beitragspflichtig ist, die Entschadigungseinrichtung mitzuteilen, der das Institut
zugeordnet ist. 2Bezieht sich die Tatigkeit eines Wertpapierdienstleistungsunternehmens im
Sinne des § 2 Absatz 10 des Wertpapierhandelsgesetzes auf strukturierte Einlagen im Sinne
des Wertpapierhandelsgesetzes und wird die strukturierte Einlage von einem Kreditinstitut
ausgegeben, das Mitglied eines Einlagensicherungssystems im Sinne des Einlagensiche-
rungsgesetzes ist, so deckt das Einlagensicherungssystem des Kreditinstituts auch die von
dem Kreditinstitut ausgegebenen strukturierten Einlagen ab.

(4) Die Bundesanstalt hat die Erteilung der Erlaubnis im Bundesanzeiger bekannt zu machen.

(5) 'Die Bundesanstalt hat auf ihrer Internetseite ein Institutsregister zu fiihren, in das sie alle
inlandischen Institute, denen eine Erlaubnis nach Absatz 1, auch in Verbindung mit § 53 Abs. 1
und 2, erteilt worden ist, mit dem Datum der Erteilung und dem Umfang der Erlaubnis und
gegebenenfalls dem Datum des Erldschens oder der Aufhebung der Erlaubnis einzutragen
hat. 2Das Bundesministerium der Finanzen kann durch Rechtsverordnung, die nicht der Zu-
stimmung des Bundesrates bedarf, ndhere Bestimmungen zum Inhalt des Registers und den
Mitwirkungspflichten der Institute bei der Flihrung des Registers erlassen.

(5a) Die Bundesanstalt fuihrt auf ihrer Internetseite ein 6ffentlich zugéangliches Register, in das
sie alle Datenbereitstellungsdienste, denen eine Erlaubnis nach 8 32 Absatz 1f erteilt worden
ist, mit dem Datum der Erteilung und dem Umfang der Erlaubnis und gegebenenfalls dem
Datum des Erloschens oder der Aufhebung der Erlaubnis eintragt. 2Das Erléschen oder die
Aufhebung der Erlaubnis bleibt fiir einen Zeitraum von finf Jahren ab der entsprechenden
Entscheidung im Register eingetragen.

(6) *'Soweit einem Zahlungsinstitut eine Erlaubnis nach § 10 Absatz 1 Satz 1 des Zahlungs-
diensteaufsichtsgesetzes oder einem E-Geld-Institut eine Erlaubnis nach § 11 Absatz 1 Satz 1
des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes erteilt worden ist und dieses zusatzlich Finanzdienst-
leistungen im Sinne des 8 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 9 erbringt, bedarf dieses Zahlungsinstitut oder
E-Geld-Institut keiner Erlaubnis nach Absatz 1. ?Die Anzeigepflicht nach § 14 Abs. 1 ist zu
erfillen und § 14 Abs. 2 bis 4 anzuwenden.

(7) Auf den Beschlussentwurf der Bundesanstalt nach Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung
(EU) Nr. 1024/2013 sind die Absatze 1, 2 Satz 1 und Absatz 3 entsprechend anzuwenden.
2Die Aufgaben nach den Absétzen 3a bis 5 obliegen der Bundesanstalt unbeschadet davon,
ob die Erlaubnis durch die Europaische Zentralbank oder die Bundesanstalt erteilt wird.
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§33

§33
Versagung der Erlaubnis

(1) 'Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn

1.

die zum Geschaftsbetrieb erforderlichen Mittel, insbesondere ein ausreichendes An-
fangskapital bestehend aus Bestandteilen des harten Kernkapitals gemaf3 Artikel 26
Absatz 1 Buchstabe a bis e der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 im Inland nicht zur Ver-
fugung stehen; als Anfangskapital muf3 zur Verfigung stehen

a)

b)

d)

f)

9)

bei Anlageberatern, Anlagevermittlern, Abschlussvermittlern, Anlageverwaltern
und Finanzportfolioverwaltern, Betreibern multilateraler oder organisierter Han-
delssysteme oder Unternehmen, die das Platzierungsgeschaft betreiben, die nicht
befugt sind, sich bei der Erbringung von Finanzdienstleistungen Eigentum oder
Besitz an Geldern oder Wertpapieren von Kunden zu verschaffen, und die nicht
auf eigene Rechnung mit Finanzinstrumenten handeln, ein Betrag im Gegenwert
von mindestens 50.000 Euro,

bei anderen Finanzdienstleistungsinstituten, die nicht auf eigene Rechnung mit Fi-
nanzinstrumenten handeln, ein Betrag im Gegenwert von mindestens
125.000 Euro,

bei Finanzdienstleistungsinstituten, die auf eigene Rechnung mit Finanzinstrumen-
ten handeln, bei Finanzdienstleistungsinstituten, die das eingeschrankte Verwahr-
geschaftim Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 1 Nummer 12 erbringen, sowie bei Wert-
papierhandelsbanken ein Betrag im Gegenwert von mindestens 730.000 Euro,

bei CRR-Kreditinstituten ein Betrag im Gegenwert von mindestens fiunf Millionen
Euro,

(aufgehoben)

bei Anlageberatern, Anlagevermittlern und Abschlussvermittlern, die nicht befugt
sind, sich bei der Erbringung von Finanzdienstleistungen Eigentum oder Besitz an
Geldern oder Wertpapieren von Kunden zu verschaffen, und nicht auf eigene
Rechnung mit Finanzinstrumenten handeln, ein Betrag von 25.000 Euro, wenn sie
zusatzlich als Versicherungsvermittler nach der Richtlinie 2002/92/EG des Euro-
paischen Parlaments und des Rates vom 9. Dezember 2002 Uber Versicherungs-
vermittler (ABI. EU Nr. L 9 S. 3) in ein Register eingetragen sind und die Anforde-
rungen des Artikels 4 Abs. 3 der Richtlinie 2002/92/EG erflllen,

bei Unternehmen, die Eigengeschéfte auch an auslandischen Derivateméarkten
und an Kassamarkten nur zur Absicherung dieser Positionen betreiben, das Fi-
nanzkommissionsgeschéaft oder die Anlagevermittiung nur fiir andere Mitglieder
dieser Méarkte erbringen oder im Wege des Eigenhandels im Sinne des § 1 Absatz
la Satz 2 Nummer 4 Buchstabe a als Market Maker im Sinne des § 36 Absatz 5
des Wertpapierhandelsgesetzes Preise fir andere Mitglieder dieser Méarkte stellen,
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4a.

4b.

4c.

§33

ein Betrag von 25.000 Euro, sofern fur die Erfullung der Vertrage, die diese Unter-
nehmen an diesen Markten oder in diesen Handelssystemen schlieen, Clearing-
mitglieder derselben Markte oder Handelssysteme haften, und

h) bei einem Unternehmen im Sinne des Absatzes 1 Nummer 4 des Artikels 4 der
Verordnung (EU) 575/2013 (,lokale Firma “), abweichend von Buchstabe ¢ ein
Betrag im Gegenwert von mindestens 50 000 Euro.

Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dal® ein Antragsteller oder eine derin 8 1
Abs. 2 Satz 1 bezeichneten Personen nicht zuverlassig ist;

Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Inhaber einer bedeutenden Beteiligung
oder, wenn er eine juristische Person ist, auch ein gesetzlicher oder satzungsmafiger
Vertreter, oder, wenn er eine Personenhandelsgesellschaft ist, auch ein Gesellschafter,
nicht zuverlassig ist oder aus anderen Grinden nicht den im Interesse einer soliden
und umsichtigen Fihrung des Instituts zu stellenden Anspriichen gengt;

Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dal3 der Inhaber oder eine der in § 1 Abs. 2
Satz 1 bezeichneten Personen nicht die zur Leitung des Instituts erforderliche fachliche
Eignung hat und auch nicht eine andere Person nach 8§ 25c Absatz 5 als Geschaftsleiter
bezeichnet wird;

Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass ein Geschaftsleiter nicht tber die zur
Wahrnehmung seiner Aufgaben ausreichende Zeit verfiigt;

Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass ein Geschaftsleiter gegen die Anfor-
derungen des 8§ 25c Absatz 2 verstol3t;

das Institut im Fall der Erteilung der Erlaubnis Tochterunternehmen einer Finanzhol-
ding-Gesellschaft im Sinne des Artikel 4 Absatz 1 Nummer 20 der Verordnung (EU) Nr.
575/2013 oder einer gemischten Finanzholding-Gesellschaft im Sinne des Artikel 4 Ab-
satz 1 Nummer 32 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 wird und Tatsachen die An-
nahme rechtfertigen, dass eine Person im Sinne des 8 2d nicht zuverlassig ist oder
nicht die zur Filhrung der Geschéfte der Finanzholding-Gesellschaft oder der gemisch-
ten Finanzholding-Gesellschaft erforderliche fachliche Eignung hat;

ein Kreditinstitut oder ein Finanzdienstleistungsinstitut, das befugt ist, sich bei der Er-
bringung von Finanzdienstleistungen Eigentum oder Besitz an Geldern oder Wertpa-
pieren von Kunden zu verschaffen, oder das gemaf einer Bescheinigung der Bundes-
anstalt nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes Uber die Zertifizierung von Altersvorsorge-
vertragen befugt ist, Altersvorsorgevertrage anzubieten, nicht mindestens zwei Ge-
schéftsleiter hat, die nicht nur ehrenamtlich flr das Institut tatig sind;

das Institut seine Hauptverwaltung und, soweit es sich um eine juristische Person und
nicht um eine Zweigstelle im Sinne des § 53 handelt, seinen juristischen Sitz nicht im
Inland hat;

das Institut nicht bereit oder in der Lage ist, die erforderlichen organisatorischen Vor-
kehrungen zum ordnungsmaRigen Betreiben der Geschéfte, fur die es die Erlaubnis
beantragt, zu schaffen;
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§33

8. der Antragsteller Tochterunternehmen eines ausléandischen Kreditinstituts ist und die
fur dieses Kreditinstitut zustandige ausléndische Aufsichtsbehérde der Griindung des
Tochterunternehmens nicht zugestimmt hat.

2Einem Anlageberater oder Anlagevermittler, der nicht befugt ist, sich bei der Erbringung von
Finanzdienstleistungen Eigentum oder Besitz an Geldern oder Wertpapieren von Kunden zu
verschaffen, und der nicht auf eigene Rechnung mit Finanzinstrumenten handelt, ist die Er-
laubnis nach Satz 1 Buchstabe a nicht zu versagen, wenn er anstelle des Anfangskapitals den
Abschluf3 einer geeigneten Versicherung zum Schutz der Kunden, die eine Versicherungs-
summe von mindestens 1.000.000 Euro fir jeden Versicherungsfall und eine Versicherungs-
summe von mindestens 1.500.000 Euro fir alle Versicherungsfalle eines Versicherungsjahres
vorsieht, nachweist. 3Satz 2 gilt fir Anlageberater und Anlagevermittler, die zusatzlich als Ver-
sicherungsvermittler nach der Richtlinie 2002/92/EG in ein Register eingetragen sind und die
Anforderungen des Artikels 4 Abs. 3 der Richtlinie 2002/92/EG erfillen, mit der Mal3gabe ent-
sprechend, dass eine Versicherungssumme von mindestens 500.000 Euro fur jeden Versiche-
rungsfall und eine Versicherungssumme von mindestens 750.000 Euro vorgesehen ist. *Ei-
nem Anlageberater oder Anlagevermittler nach den Satzen 2 und 3 ist die Erlaubnis auch dann
nicht zu versagen, wenn sie eine Kombination aus Anfangskapital und geeigneter Versiche-
rung zum Schutz der Kunden nachweisen, sofern diese Kombination ein Deckungsniveau auf-
weist, das entweder dem Anfangskapital oder der in Satz 2 oder 3 genannten Versicherung
gleichwertig ist. °Bei Anlageberatern, Anlagevermittlern, Abschlussvermittlern, Anlageverwal-
tern oder Finanzportfolioverwaltern, die nicht befugt sind, sich bei der Erbringung von Finanz-
dienstleistungen Eigentum oder Besitz an Geldern oder Wertpapieren von Kunden zu ver-
schaffen, gilt die Anlage von Eigenmitteln durch das Halten von Positionen in Finanzinstru-
menten im Anlagebuch fur die Zwecke der Solvenzaufsicht nicht als Handel fur eigene Rech-
nung.

(1a) 'Die Erlaubnis fur die Erbringung von Datenbereitstellungsdienstleistungen ist zu versa-
gen, wenn

1. Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass ein Geschaftsleiter nicht zuverlassig
ist, nicht die zur Leitung des Unternehmens erforderliche fachliche Eignung hat oder
nicht Uber die zur Wahrnehmung seiner Aufgaben ausreichende Zeit verfgt;

2. das Unternehmen nicht bereit oder in der Lage ist, die erforderlichen organisatorischen
Vorkehrungen zum ordnungsmafiigen Betreiben der Geschéfte, fur die es die Erlaubnis
beantragt, zu schaffen.

’Die Bundesanstalt kann die Erlaubnis auch versagen, wenn entgegen § 32 Absatz 1f Satz 2
der Antrag keine ausreichenden Angaben oder Unterlagen enthalt.

(1b) Mit Zustimmung der Bundesanstalt im Einzelfall dirfen Anlagevermittlern, Abschlussver-
mittlern oder Finanzportfolioverwaltern, die nicht befugt sind, sich bei der Erbringung von Fi-
nanzdienstleistungen Eigentum oder Besitz an Geldern oder Wertpapieren von Kunden zu
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§33

verschaffen und die nicht auf eigene Rechnung mit Finanzinstrumenten handeln, im Zusam-
menhang mit der Ausflihrung von Auftrédgen Uber Finanzinstrumente von Kunden, diese Fi-
nanzinstrumente fir eigene Rechnung zu halten, sofern

1.

die Positionen nur tbernommen werden, weil das Finanzdienstleistungsinstitut nicht in
der Lage ist, den Auftrag genau abdecken zu lassen,

der Gesamtmarktwert samtlicher solcher Positionen hochstens 15 Prozent des flr das
jeweilige Institut maf3geblichen Anfangskapitals betragt,

das Finanzdienstleistungsinstitut die Anforderungen der Artikel 92 bis 95 und des Teils
4 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 erflillt und

die Ubernahme solcher Positionen nur ausnahmsweise und voriibergehend und nicht
langer erfolgt, als dies flir die Durchfihrung der betreffenden Transaktion unbedingt
erforderlich ist.

(2) 'Die Bundesanstalt kann die Erlaubnis versagen, wenn Tatsachen die Annahme rechtfer-
tigen, dass eine wirksame Aufsicht Gber das Institut beeintrachtigt wird. 2Dies ist insbesondere
der Fall, wenn

1.

das Institut mit anderen Personen oder Unternehmen in einen Unternehmensverbund
eingebunden ist oder in einer engen Verbindung zu einem solchen steht, der durch die
Struktur des Beteiligungsgeflechtes oder mangelhafte wirtschaftliche Transparenz eine
wirksame Aufsicht tiber das Institut beeintrachtigt;

eine wirksame Aufsicht Uber das Institut wegen der fiir solche Personen oder Unter-
nehmen geltenden Rechts- oder Verwaltungsvorschriften eines Drittstaates beein-
trachtigt wird;

das Institut Tochterunternehmen eines Instituts mit Sitz in einem Drittstaat ist, das im
Staat seines Sitzes oder seiner Hauptverwaltung nicht wirksam beaufsichtigt wird
oder dessen zustandige Aufsichtsstelle zu einer befriedigenden Zusammenarbeit mit
der Bundesanstalt nicht bereit ist.

3Die Bundesanstalt kann die Erlaubnis auch versagen, wenn entgegen § 32 Abs. 1 Satz 2 der
Antrag keine ausreichenden Angaben oder Unterlagen enthalt.

(3) Aus anderen als den in den Absatzen 1, 1a und 2 genannten Grinden darf die Erlaubnis
nicht versagt werden.

(4) Die Bundesanstalt muss dem Antragsteller einer Erlaubnis binnen sechs Monaten nach
Einreichung der vollstandigen Unterlagen fir einen Erlaubnisantrag nach § 32 Abs. 1 Satz 2
oder Absatz 1f mitteilen, ob eine Erlaubnis erteilt oder versagt wird. ?Liegen innerhalb von
zwolf Monaten ab Eingang des Antrags bei der Bundesanstalt trotz Aufforderung der Bundes-
anstalt, den Antrag innerhalb eines Monats zu vervollstdndigen, keine ausreichenden Anga-
ben oder Unterlagen vor, die es der Bundesanstalt ermoglichen, tiber den Antrag zu befinden,
ist der Antrag abzulehnen.
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§ 33a

§ 33a
Aussetzung oder Beschrankung der Erlaubnis bei Unternehmen mit Sitz auBerhalb der
Europdaischen Union

Die Aufsichtsbehorde hat die Entscheidung Uber einen Antrag auf Erlaubnis von Unterneh-
men mit Sitz auRerhalb der Europaischen Union oder von Tochterunternehmen dieser Unter-
nehmen auszusetzen oder die Erlaubnis zu beschranken, wenn ein entsprechender Beschluf3
des Rates oder der Europaischen Kommission vorliegt, der nach Artikel 147 der Richtlinie
2013/36/EU zustande gekommen ist. 2Die Aussetzung oder Beschrankung darf drei Monate
vom Zeitpunkt des Beschlusses an nicht Gberschreiten. 3Die Satze 1 und 2 gelten auch fur
nach dem Zeitpunkt des Beschlusses eingereichte Antrage auf Erlaubnis. “Beschlief3t der Rat
die Verlangerung der Frist nach Satz 2, so hat die Aufsichtsbehdrde diese Fristverlangerung
zu beachten und die Aussetzung oder Beschrankung entsprechend zu verlangern.

§ 33b
Anhorung der zustandigen Stellen eines anderen Staates des Europaischen Wirt-
schaftsraums

1Soll eine Erlaubnis fur das Betreiben von Bankgeschaften nach § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1, 2, 4
oder 10 oder fUr das Erbringen von Finanzdienstleistungen nach § 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 1 bis
4 einem Unternehmen erteilt werden, das

1. Tochter- oder Schwesterunternehmen eines CRR-Instituts, eines Wertpapierhandels-
unternehmens, eines Bérsenbetreibers oder eines Erstversicherungsunternehmens ist
und dessen Mutterunternehmen in einem anderen Staat des Europaischen Wirtschafts-
raums zugelassen ist oder

2. durch dieselben natirlichen Personen oder Unternehmen kontrolliert wird, die ein CRR-
Institut, ein Wertpapierhandelsunternehmen, ein Bérsenbetreiber oder ein Erstversi-
cherungsunternehmen mit Sitz in einem anderen Staat des Europaischen Wirtschafts-
raums kontrollieren,

hat die Aufsichtsbehérde vor Erteilung der Erlaubnis die zustandigen Stellen des Herkunfts-
mitgliedstaates anzuhoren. 2Die Anhorung erstreckt sich insbesondere auf die Angaben, die
fur die Beurteilung der Zuverlassigkeit und fachlichen Eignung der in 8 1 Abs. 2 Satz 1 ge-
nannten Personen sowie fur die Beurteilung der Zuverlassigkeit der Inhaber einer bedeuten-
den Beteiligung an Unternehmen derselben Gruppe mit Sitz in dem betreffenden Staat des
Europaischen Wirtschaftsraums erforderlich sind.
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§34

8§34
Stellvertretung und Fortfihrung bei Todesfall

(1) & 45 der Gewerbeordnung findet auf Institute keine Anwendung.

(2) 'Nach dem Tode des Inhabers der Erlaubnis darf ein Institut durch zwei Stellvertreter ohne
Erlaubnis fir die Erben bis zur Dauer eines Jahres fortgefiihrt werden. 2Die Stellvertreter sind
unverziglich nach dem Todesfall zu bestimmen; sie gelten als Geschéftsleiter. Ist ein Stell-
vertreter nicht zuverlassig oder hat er nicht die erforderliche fachliche Eignung, kann die Auf-
sichtsbehorde die Fortfiihrung der Geschafte untersagen. *Sie kann die Frist nach Satz 1 aus
besonderen Griinden verlangern. °Fur Finanzdienstleistungsinstitute, die nicht befugt sind,
sich bei der Erbringung von Finanzdienstleistungen Eigentum oder Besitz an Geldern oder
Wertpapieren von Kunden zu verschaffen, genlgt ein Stellvertreter.

§35
Erldschen und Aufhebung der Erlaubnis

(1) Die Erlaubnis erlischt, wenn von ihr nicht innerhalb eines Jahres seit ihrer Erteilung Ge-
brauch gemacht wird. 2Die Erlaubnis erlischt auch, wenn das CRR-Kreditinstitut nach § 41 des
Einlagensicherungsgesetzes von der gesetzlichen Entschadigungseinrichtung oder nach § 11
des Anlegerentschadigungsgesetzes von der Entschadigungseinrichtung ausgeschlossen
worden ist oder die Bundesanstalt nach § 47 Absatz 3 Satz 1 des Einlagensicherungsgesetzes
festgestellt hat, dass die Zugehorigkeit des Instituts zu einem Einlagensicherungssystem nicht
gegeben ist. 3Satz 2 gilt nicht, soweit die Européaische Zentralbank Aufsichtsbehorde ist. “In
diesem Fall legt die Bundesanstalt der Européischen Zentralbank einen Beschlussentwurf
nach Artikel 14 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 vor. °Die Erlaubnis fur das Be-
treiben von Bankgeschéften im Sinne des § 1 Satz 2 Nummer 12 erlischt auch dann, wenn die
Zulassung der zentralen Gegenpartei nach Artikel 14 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 zur
Erbringung von Clearingdienstleistungen durch die Bundesanstalt abgelehnt wurde und die
Ablehnung bestandskraftig ist.

(2) Die Aufsichtsbehorde kann die Erlaubnis aul3er nach den Vorschriften des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes aufheben, wenn

1. der Geschéftsbetrieb, auf den sich die Erlaubnis bezieht, seit mehr als sechs Monaten
nicht mehr ausgeibt worden ist;
2. ein Kreditinstitut in der Rechtsform des Einzelkaufmanns betrieben wird;

3. ihr Tatsachen bekannt werden, welche die Versagung der Erlaubnis nach § 33 Absatz 1
Satz 1 Nummer 1 bis 8, Absatz 1a oder Absatz 2 Nummer 1 bis 3 rechtfertigen wirden;
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§35

4. Gefahr fur die Erfullung der Verpflichtungen des Instituts gegentiber seinen Glaubigern,
insbesondere fur die Sicherheit der dem Institut anvertrauten Vermégenswerte, besteht
und die Gefahr nicht durch andere Maflinahmen nach diesem Gesetz abgewendet wer-
den kann; eine Gefahr fur die Sicherheit der dem Institut anvertrauten Vermogenswerte
besteht auch

a) bei einem Verlust in Hohe der Halfte der nach Artikel 72 der Verordnung (EU) Nr.
575/2013 in der jeweils geltenden Fassung maf3gebenden Eigenmittel oder

b) bei einem Verlust in Hohe von jeweils mehr als 10 vom Hundert der nach Artikel 72
der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung mal3geben-
den Eigenmittel in mindestens drei aufeinanderfolgenden Geschéftsjahren;

5. (aufgehoben)

6. das Institut nachhaltig gegen Bestimmungen dieses Gesetzes, des Geldwéaschegeset-
zes, des Wertpapierhandelsgesetzes, der Verordnung (EU) 2015/847 oder die zur
Durchfiihrung dieser Gesetze erlassenen Verordnungen oder Anordnungen verstol3en
hat;

7. das Institut nachhaltig gegen die Artikel 14, 15, 16 Absatz 1 oder Absatz 2, Artikel 17
Absatz 1, 2, 4, 5 oder 8, Artikel 18 Absatz 1 bis 6, Artikel 19 Absatz 1 bis 3, 5 bis 7 oder
11 oder Artikel 20 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 oder sich auf diese
Bestimmungen beziehende Anordnungen der Bundesanstalt verstof3en hat;

8. die in den Artikeln 92 bis 403 sowie 411 bis 428 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013
niedergelegten aufsichtlichen Anforderungen nicht mehr erfullt sind;

9. das Institut als Gegenpartei von Wertpapierfinanzierungsgeschéaften nachhaltig gegen
die Pflichten und Anforderungen von Artikel 4 oder 15 der Verordnung (EU) 2015/2365
oder sich auf diese Bestimmungen beziehende Anordnungen der Bundesanstalt ver-
stofR3en hat oder

10. das Institut nachhaltig gegen Artikel 7 Absatz 1 Satz 3 oder Artikel 11 Absatz 1 Satz 3
der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 oder sich auf diese Bestimmungen beziehende An-
ordnungen der Bundesanstalt verstof3en hat.

(2a) 'Die Erlaubnis soll durch die Aufsichtsbehoérde aufgehoben werden, wenn Uber das Institut
ein Insolvenzverfahren eroffnet oder die Auflosung des Instituts beschlossen worden ist. 2Der
Wegfall der Erlaubnis hindert die fur die Liquidation zustandigen Personen nicht daran, be-
stimmte Tatigkeiten des Instituts weiter zu betreiben, soweit dies flr Zwecke des Insolvenz-
oder Liquidationsverfahrens erforderlich oder angezeigt ist.

(2b) Ist die Européaische Zentralbank Aufsichtsbehorde, kann die Bundesanstalt ihr nach Mal3-
gabe der Absétze 2 und 2a Beschlussentwurfe nach Artikel 14 Absatz 5 der Verordnung (EU)
Nr. 1024/2013 vorlegen.

(3) 8 48 Abs. 4 Satz 1 und 8 49 Abs. 2 Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes uber die
Jahresfrist sind nicht anzuwenden.
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(4) Wird die Erlaubnis eines Instituts zum Betreiben von Bankgeschéaften oder Erbringen von
Finanzdienstleistungen aufgehoben, unterrichtet die Aufsichtsbehdrde unverziglich die zu-
standigen Stellen der anderen Staaten des Europaischen Wirtschaftsraums, in denen das
Institut Zweigniederlassungen errichtet hat oder im Wege des grenziiberschreitenden Dienst-
leistungsverkehrs tatig gewesen ist.

§ 36
MalRnahmen gegen Geschaftsleiter und Mitglieder
des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans

(1) YIn den Fallen des § 35 Abs. 2 Nr. 3, 4 und 6 kann die Bundesanstalt, statt die Erlaubnis
aufzuheben, die Abberufung der verantwortlichen Geschéftsleiter verlangen und diesen Ge-
schéftsleitern auch die Austbung ihrer Tatigkeit bei Instituten oder Unternehmen in der
Rechtsform einer juristischen Person untersagen. 2Fir die Zwecke des Satzes 1 ist § 35 Abs. 2
Nr. 4 mit der MaRRgabe anzuwenden, dass bei der Berechnung der Hohe des Verlustes Bilan-
zierungshilfen, mittels derer ein Verlustausweis vermindert oder vermieden wird, nicht bertck-
sichtigt werden. 3lm Falle eines VerstoRes gegen die §8 25i, 25k oder 25m oder gegen die
Verordnung (EU) 2015/847 kann die Bundesanstalt den dafiir verantwortlichen Geschéftslei-
tern auch die Austibung ihrer Tatigkeit bei Verpflichteten nach § 2 Absatz 1 des Geldwasche-
gesetzes untersagen.

(1a) !n den Fallen des Artikels 20 Absatz 1 Buchstabe b bis d der Verordnung (EU)
Nr. 648/2012 kann die Bundesanstalt, statt die Erlaubnis aufzuheben, die Abberufung der ver-
antwortlichen Geschéftsleiter verlangen und diesen Geschéftsleitern auch die Ausiibung ihrer
Tatigkeit bei Instituten in der Rechtsform einer juristischen Person untersagen. ?Die Bundes-
anstalt kann eine Abberufung auch verlangen, wenn die Voraussetzungen des Artikels 27 Ab-
satz 1 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 nicht gegeben sind oder die Voraussetzungen des
Artikels 31 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 vorliegen.

(1b) In den Fallen des Artikels 20 Absatz 1 Buchstabe b bis d oder des Artikels 57 Absatz 1
Buchstabe b bis d der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 kann die Bundesanstalt, statt die Zulas-
sung nach Artikel 20 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 oder die Genehmigung nach Artikel
57 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 zu entziehen, die Abberufung der verantwortlichen Ge-
schéftsleiter verlangen und diesen Geschéftsleitern auch die Austibung ihrer Tatigkeit bei In-
stituten in der Rechtsform einer juristischen Person untersagen. 2Die Bundesanstalt kann eine
Abberufung auch dann verlangen, wenn die Voraussetzungen des Artikels 27 der Verordnung
(EU) Nr. 909/2014 nicht gegeben sind.

(2) Die Bundesanstalt kann die Abberufung eines Geschéftsleiters auch verlangen und diesem
Geschéftsleiter auch die Auslibung seiner Tatigkeit bei Instituten oder Unternehmen in der
Rechtsform einer juristischen Person untersagen, wenn dieser vorsatzlich oder leichtfertig ge-
gen die Bestimmungen dieses Gesetzes, der Verordnung (EU) Nr. 575/2013, der Verordnung
(EU) Nr. 648/2012, der Verordnung (EU) Nr. 596/2014, der Verordnung (EU) Nr. 600/2014,
der Verordnung (EU) Nr. 909/2014, der Verordnung (EU) 2015/2365, der Verordnung (EU)
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2016/1011, des Gesetzes uber Bausparkassen, des Depotgesetzes, des Geldwéaschegeset-
zes, des Kapitalanlagegesetzbuchs, des Pfandbriefgesetzes, des Zahlungsdiensteaufsichts-
gesetzes oder des Wertpapierhandelsgesetzes, gegen die Artikel 6, 7, 9, 18 bis 26 oder 27
Absatz 1 oder 4 der Verordnung (EU) 2017/2402, gegen die zur Durchfihrung dieser Gesetze
erlassenen Verordnungen, die zur Durchfiihrung der Richtlinie 2013/36/EU und der Verord-
nung (EU) Nr. 575/2013 erlassenen Rechtsakte, die zur Durchfiihrung der Verordnung (EU)
Nr. 648/2012, der Verordnung (EU) Nr. 596/2014, der Verordnung (EU) Nr. 600/2014, der Ver-
ordnung (EU) Nr. 909/2014, der Verordnung (EU) 2015/2365, der Verordnung (EU) 2016/1011
oder der Verordnung (EU) 2017/2402 erlassenen Rechtsakte oder gegen Anordnungen der
Bundesanstalt verstof3en hat und trotz Verwarnung durch die Bundesanstalt dieses Verhalten
fortsetzt.

(3) 'Die Bundesanstalt kann von den in § 25d Absatz 3 Satz 1 und 2 sowie § 25d Absatz 3a
Satz 1 genannten Unternehmen die Abberufung einer der in § 25d Absatz 3 Satz 1 und 2 sowie
§ 25d Absatz 3a Satz 1 bezeichneten Person verlangen und einer solchen Person die Aus-
tbung ihrer Tatigkeit untersagen, wenn

1. Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass die Person nicht zuverlassig ist,

2. Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass die Person nicht die erforderliche
Sachkunde besitzt,

3. Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass die Person der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben nicht ausreichend Zeit widmet,

4. der Person wesentliche VerstoRe des Unternehmens gegen die Grundséatze einer ord-
nungsgemaRen Geschéftsfiilhrung wegen sorgfaltswidriger Austibung ihrer Uberwa-
chungs- und Kontrollfunktion verborgen geblieben sind und sie dieses sorgfaltswidrige
Verhalten trotz Verwarnung durch die Bundesanstalt fortsetzt,

5. die Person nicht alles Erforderliche zur Beseitigung festgestellter Verstt3e veranlasst
hat und dies trotz Verwarnung durch die Bundesanstalt auch weiterhin unterlasst,

6. die Person bereits Geschaftsleiter desselben Unternehmens ist,

7. die Person Geschaftsleiter desselben Unternehmens war und bereits zwei ehemalige
Geschéftsleiter des Unternehmens Mitglied des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans
sind,

8. die nach § 25d Absatz 3 Satz 1 oder Satz 2 bezeichnete Person mehr als vier Kontroll-
mandate ausibt und die Bundesanstalt ihr nicht die Ausiibung weiterer Mandate ge-
stattet hat,

9. die nach 8 25d Absatz 3 Satz 1 oder Satz 2 bezeichnete Person mehr als eine Ge-
schéftsleiter- und zwei Aufsichtsfunktionen ausiibt und die Bundesanstalt ihr nicht die
Auslibung weiterer Mandate gestattet hat oder

10. die nach § 25d Absatz 3a Satz 1 bezeichnete Person mehr als finf Kontrollmandate
bei unter der Aufsicht der Bundesanstalt stehenden Unternehmen ausubt.
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2Bei Instituten, die auf Grund ihrer Rechtsform einer besonderen Rechtsaufsicht unterliegen,
erfolgt eine MalRnahme nach Satz 1 erst nach Anhérung der zustandigen Behérde fir die
Rechtsaufsicht Giber diese Institute. *Soweit das Gericht auf Antrag des Aufsichtsrats ein Auf-
sichtsratsmitglied abzuberufen hat, kann dieser Antrag bei Vorliegen der Voraussetzungen
nach Satz 1 Nummer 1 bis 10 auch von der Bundesanstalt gestellt werden, wenn der Auf-
sichtsrat dem Abberufungsverlangen der Aufsichtsbehérde nicht nachgekommen ist. “Die Ab-
berufung von Arbeitnehmervertretern im Aufsichtsrat erfolgt allein nach den Vorschriften der
Mitbestimmungsgesetze.

(4) 'Die Bundesanstalt kann von den in § 25d Absatz 13 genannten Unternehmen die Abbe-
rufung eines Mitglieds des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans verlangen und einer solchen
Person die Auslbung ihrer Tatigkeit untersagen, wenn

1. Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass die Person nicht zuverlassig ist,

2. Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass die Person nicht die erforderliche
Sachkunde besitzt,

3. Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass die Person der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben nicht ausreichend Zeit widmet,

4, der Person wesentliche VerstoRe des Unternehmens gegen die Grundséatze einer ord-
nungsgemalen Geschaftsfilhrung wegen sorgfaltswidriger Austibung ihrer Uberwa-
chungs- und Kontrollfunktion verborgen geblieben sind und sie dieses sorgfaltswidrige
Verhalten trotz Verwarnung durch die Bundesanstalt fortsetzt oder

5. die Person nicht alles Erforderliche zur Beseitigung festgestellter Verstt3e veranlasst
hat und dies trotz Verwarnung durch die Bundesanstalt auch weiterhin unterlasst.

2Soweit das Gericht auf Antrag des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans ein Mitglied des Ver-
waltungs- oder Aufsichtsorgans abzuberufen hat, kann dieser Antrag bei Vorliegen der Vo-
raussetzungen nach Satz 1 auch von der Bundesanstalt gestellt werden, wenn das Verwal-
tungs- oder Aufsichtsorgan dem Abberufungsverlangen der Bundesanstalt nicht nachgekom-
men ist. *Die Abberufung von Arbeitnehmervertretern im Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan
erfolgt allein nach den Vorschriften der Mitbestimmungsgesetze.

§ 36a
Tatigkeitsverbot fur natirliche Personen

(1) *In den Fallen des § 35 Absatz 2 Nummer 7, 9 oder 10 kann die Aufsichtsbehoérde auch
einer fur den Verstol3 verantwortlichen natirlichen Person, die zum Zeitpunkt des VerstoRes
nicht Geschaftsleiter ist, voriibergehend flr einen Zeitraum von bis zu zwei Jahren eine kinf-
tige Tatigkeit als Geschaftsleiter bei einem Institut in der Rechtsform einer juristischen Person
untersagen. ?Begeht eine natirliche Person im Sinne des Satzes 1 in den Fallen des § 35
Absatz 2 Nummer 7, 9 oder 10 wiederholt schwere Verstdl3e oder verstolit sie wiederholt ge-
gen Artikel 14 oder Artikel 15 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 oder Artikel 4 oder Artikel 15
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der Verordnung (EU) 2015/2365, kann ihr die Aufsichtsbehorde eine kinftige Tatigkeit als Ge-
schaftsleiter bei einem Institut in der Rechtsform einer juristischen Person dauerhaft untersa-
gen. 38 36 Absatz 1 und 2 bleibt unbertihrt. “im Falle eines VerstoRes gegen die 88 25i, 25k
oder 25m oder gegen die Verordnung (EU) 2015/847 kann die Aufsichtsbehérde auch einer
fur den Verstol3 verantwortlichen natirlichen Person, die zum Zeitpunkt des Verstol3es nicht
Geschaéftsleiter war, voribergehend fir einen Zeitraum von bis zu zwei Jahren eine kinftige
Tatigkeit als Geschéftsleiter bei Verpflichteten nach § 2 Absatz 1 des Geldwaschegesetzes
untersagen.

(2) In den Fallen des Artikels 20 Absatz 1 Buchstabe b bis d oder des Artikels 57 Absatz 1
Buchstabe b bis d der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 kann die Aufsichtsbehérde auch einer
fur den Verstol3 verantwortlichen natirlichen Person, die zum Zeitpunkt des Verstol3es nicht
Geschéftsleiter ist, voriibergehend fiir einen Zeitraum von bis zu zwei Jahren oder bei wieder-
holten schweren Versto3en dauerhaft eine kiinftige Tatigkeit als Geschéftsleiter in dem Institut
untersagen.

(3) In den Fallen des § 48 Absatz 1 kann die Aufsichtsbehérde einer fur den Verstol3 verant-
wortlichen natirlichen Person, die zum Zeitpunkt des Verstof3es nicht Geschéftsleiter eines
Instituts war, voriibergehend bis zu einem Zeitraum von zwei Jahren eine kinftige Tatigkeit
als Geschéftsleiter bei einem Originator, Sponsor, einer Verbriefungszweckgesellschaft oder
einem Institut untersagen.

§ 37
Einschreiten gegen unerlaubte oder verbotene Geschafte

(1) Die Bundesanstalt kann die sofortige Einstellung des Geschéftsbetriebs und die unver-
zligliche Abwicklung dieser Geschéfte gegeniiber dem Unternehmen und den Mitgliedern sei-
ner Organe anordnen, wenn

1. ohne die nach 8 32 erforderliche Erlaubnis Bankgeschéfte betrieben oder Finanzdienst-
leistungen erbracht werden,

2. ohne die nach Artikel 14 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 erforderliche Zulassung
als zentrale Gegenpartei Clearingdienstleistungen erbracht werden,

3. ohne die nach Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 erforderliche Zu-
lassung die Tatigkeit als Zentralverwahrer ausgeubt wird,

4. ohne die nach Artikel 25 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 erforderliche An-
erkennung die in Abschnitt A des Anhangs zur Verordnung (EU) Nr. 909/2014 genann-
ten Kerndienstleistungen erbracht werden oder

5. nach 8 3 verbotene Geschafte betrieben werden.

2Sie kann fur die Abwicklung Weisungen erlassen und eine geeignete Person als Abwickler
bestellen. 3Sie kann ihre MalRnahmen nach den Satzen 1 und 2 bekanntmachen. “Die Befug-

178



§38

nisse der Bundesanstalt nach den Satzen 1 bis 3 bestehen auch gegeniber dem Unterneh-
men, das in die Anbahnung, den Abschluss oder die Abwicklung dieser Geschéfte einbezogen
ist.

(1a) Ordnet die Bundesanstalt die Einstellung des Geschaftsbetriebs oder die Abwicklung der
unerlaubten Geschafte an, so stehen ihr bei juristischen Personen und Personenhandelsge-
sellschaften auch die in § 38 Absatz 1 und 2 genannten Rechte zu; Absatz 1 Satz 3 gilt ent-
sprechend.

(2) Der Abwickler ist zum Antrag auf Eréffnung eines Insolvenzverfahrens tber das Vermdgen
des Unternehmens berechtigt.

(3) Der Abwickler erhalt von der Bundesanstalt eine angemessene Vergutung und den Ersatz
seiner Aufwendungen. 2Die gezahlten Betrage sind der Bundesanstalt von dem Unternehmen
gesondert zu erstatten und auf Verlangen der Bundesanstalt vorzuschieRen. *Die Bundesan-
stalt kann das betroffene Unternehmen anweisen, den von der Bundesanstalt festgesetzten
Betrag im Namen der Bundesanstalt unmittelbar an den Abwickler zu leisten, wenn dadurch
keine Beeinflussung der Unabhangigkeit des Abwicklers zu besorgen ist.

§ 38
Folgen der Aufhebung und des Erléschens der Erlaubnis, MaRnahmen bei
der Abwicklung

(1) *Hebt die Aufsichtsbehorde die Erlaubnis auf oder erlischt die Erlaubnis, so kann die Bun-
desanstalt bei juristischen Personen und Personenhandelsgesellschaften bestimmen, dass
das Institut abzuwickeln ist. ?2lhre Entscheidung wirkt wie ein AuflosungsbeschluR. 3Sie ist dem
Registergericht mitzuteilen und von diesem in das Handels- oder Genossenschaftsregister
einzutragen.

(2) 'Die Bundesanstalt kann fir die Abwicklung eines Instituts oder seiner Bankgeschéfte und
Finanzdienstleistungen Weisungen erlassen. 2Das Gericht hat auf Antrag der Bundesanstalt
Abwickler zu bestellen, wenn die sonst zur Abwicklung der Bankgeschafte und Finanzdienst-
leistungen berufenen Personen keine Gewahr fur die ordnungsmafiige Abwicklung bieten.
3Besteht eine Zustandigkeit des Gericht nicht, bestellt die Bundesanstalt den Abwickler.

(2a) Der Abwickler erhalt von der Bundesanstalt eine angemessene Vergitung und den Er-
satz seiner Aufwendungen. ?Die gezahlten Betrage sind der Bundesanstalt von der betroffe-
nen juristischen Person oder Personenhandelsgesellschaft gesondert zu erstatten und auf
Verlangen der Bundesanstalt vorzuschieRen. 3Die Bundesanstalt kann die betroffene juristi-
sche Person oder Personenhandelsgesellschaft anweisen, den von der Bundesanstalt festge-
setzten Betrag im Namen der Bundesanstalt unmittelbar an den Abwickler zu leisten, wenn
dadurch keine Beeinflussung der Unabhéangigkeit des Abwicklers zu besorgen ist.
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(3) 'Die Bundesanstalt hat die Aufhebung oder das Erléschen der Erlaubnis im Bundesanzei-
ger bekannt zu machen. ?Sie hat die zustandigen Stellen der anderen Staaten des Europai-
schen Wirtschaftsraums zu unterrichten, in denen das Institut Zweigniederlassungen errichtet
hat oder im Wege des grenziiberschreitenden Dienstleistungsverkehrs tatig gewesen ist.

(4) Die Absatze 1 und 2 gelten nicht fur juristische Personen des 6ffentlichen Rechts.

2. BEZEICHNUNGSSCHUTZ

§39
Bezeichnungen "Bank" und "Bankier"

(1) Die Bezeichnung "Bank", "Bankier" oder eine Bezeichnung, in der das Wort "Bank" oder
"Bankier" enthalten ist, dirfen, soweit durch Gesetz nichts anderes bestimmt ist, in der Firma,
als Zusatz zur Firma, zur Bezeichnung des Geschéaftszwecks oder zu Werbezwecken nur fih-
ren

1. Kreditinstitute, die eine Erlaubnis nach 8§ 32 besitzen, oder Zweigniederlassungen von
Unternehmen nach § 53b Abs. 1 Satz 1 und 2 oder Abs. 7;

2. andere Unternehmen, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes eine solche Bezeichnung
nach den bisherigen Vorschriften befugt gefuhrt haben.

(2) Die Bezeichnung "Volksbank" oder eine Bezeichnung, in der das Wort "Volksbank" enthal-
ten ist, durfen nur Kreditinstitute neu aufnehmen, die in der Rechtsform einer eingetragenen
Genossenschaft betrieben werden und einem Priufungsverband angehoren.

(3) Die Bundesanstalt kann bei Erteilung der Erlaubnis bestimmen, dal3 die in Absatz 1 ge-
nannten Bezeichnungen nicht gefuhrt werden durfen, wenn Art oder Umfang der Geschéfte
des Kreditinstituts nach der Verkehrsanschauung die Fuhrung einer solchen Bezeichnung
nicht rechtfertigen.

§ 40
Bezeichnung "Sparkasse"

(1) Die Bezeichnung "Sparkasse" oder eine Bezeichnung, in der das Wort "Sparkasse" enthal-
ten ist, durfen in der Firma, als Zusatz zur Firma, zur Bezeichnung des Geschaftszwecks oder
zu Werbezwecken nur fihren

1. offentlich-rechtliche Sparkassen, die eine Erlaubnis nach § 32 besitzen;

2. andere Unternehmen, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes eine solche Bezeichnung
nach den bisherigen Vorschriften befugt gefihrt haben;
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3. Unternehmen, die durch Umwandlung der in Nummer 2 bezeichneten Unternehmen
neu gegrundet werden, solange sie auf Grund ihrer Satzung besondere Merkmale, ins-
besondere eine am Gemeinwohl orientierte Aufgabenstellung und eine Beschrénkung
der wesentlichen Geschaftstatigkeit auf den Wirtschaftsraum, in dem das Unternehmen
seinen Sitz hat, in dem Umfang wie vor der Umwandlung aufweisen.

(2) Kreditinstitute im Sinne des § 1 des Gesetzes Uber Bausparkassen durfen die Bezeichnung
"Bausparkasse”, eingetragene Genossenschaften, die einem Prifungsverband angehéren,
die Bezeichnung "Spar- und Darlehenskasse" flihren.

8§41
Ausnahmen

!Die 88 39 und 40 gelten nicht fiir Unternehmen, die die Worte "Bank"”, "Bankier" oder "Spar-
kasse" in einem Zusammenhang fuhren, der den Anschein ausschlief3t, daf? sie Bankge-
schafte betreiben. 2Kreditinstitute mit Sitz im Ausland durfen bei ihrer Tatigkeit im Inland die in
§ 39 Abs. 2 und in 8§ 40 genannten Bezeichnungen in der Firma, als Zusatz zur Firma, zur
Bezeichnung des Geschéaftszwecks oder zu Werbezwecken fiihren, wenn sie zur Fihrung die-
ser Bezeichnung in ihrem Sitzstaat berechtigt sind und sie die Bezeichnung um einen auf ihren
Sitzstaat hinweisenden Zusatz ergénzen.

§42
Entscheidung der Bundesanstalt

!Die Bundesanstalt entscheidet in Zweifelsfallen, ob ein Unternehmen zur Fiihrung der in den
88 39 und 40 genannten Bezeichnungen befugt ist. 2Sie hat ihre Entscheidungen dem Regis-
tergericht mitzuteilen.

§43
Registervorschriften

(1) Soweit nach § 32 das Betreiben von Bankgeschaften oder das Erbringen von Finanzdienst-
leistungen einer Erlaubnis bedarf, dirfen Eintragungen in 6ffentliche Register nur vorgenom-
men werden, wenn dem Registergericht die Erlaubnis hachgewiesen ist.

(2) Fuhrt ein Unternehmen eine Firma oder einen Zusatz zur Firma, deren Gebrauch nach
den 88 39 bis 41 unzulassig ist, hat das Registergericht das Unternehmen zur Unterlassung
des Gebrauchs der Firma oder des Zusatzes zur Firma durch Festsetzung von Ordnungsgeld
anzuhalten; 8 392 des Gesetzes Uber das Verfahren in Familiensachen und in den Angele-
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit gilt entsprechend. 2§ 395 des Gesetzes Uber das
Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit bleibt
unberdhrt.
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(3) Die Bundesanstalt ist berechtigt, in Verfahren des Registergerichts, die sich auf die Eintra-
gung oder Anderung der Rechtsverhaltnisse oder der Firma von Kreditinstituten oder Unter-
nehmen beziehen, die nach den 88 39 bis 41 unzulassige Bezeichnungen verwenden, Antrage
zu stellen und die nach dem Gesetz Uber das Verfahren in Familiensachen und in den Ange-
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit zulassigen Rechtsmittel einzulegen.

3. AUSKUNFTE UND PRUFUNGEN

8§44
Auskinfte und Prifungen von Instituten, Anbietern von Nebendienstleistungen,
Finanzholding-Gesellschaften, gemischten Finanzholding-Gesellschaften
und anderen Unternehmen

(1) *Ein Institut oder ein tbergeordnetes Unternehmen, die Mitglieder deren Organe und deren
Beschéftigte haben der Bundesanstalt, den Personen und Einrichtungen, deren sich die Bun-
desanstalt bei der Durchfihrung ihrer Aufgaben bedient, sowie der Deutschen Bundesbank
auf Verlangen Auskulinfte Uber alle Geschéaftsangelegenheiten zu erteilen, Unterlagen vorzule-
gen und erforderlichenfalls Kopien anzufertigen. 2Die Bundesanstalt kann, auch ohne beson-
deren Anlass, bei den Instituten und Ubergeordneten Unternehmen Prifungen vornehmen und
die Durchfiihrung der Prifungen der Deutschen Bundesbank tbertragen; das schliel3t Unter-
nehmen ein, auf die ein Institut oder Ubergeordnetes Unternehmen wesentliche Bereiche im
Sinne des § 25b ausgelagert hat (Auslagerungsunternehmen). *Die Bediensteten der Bundes-
anstalt, der Deutschen Bundesbank sowie die sonstigen Personen, deren sich die Bundesan-
stalt bei der Durchfiihrung der Prifungen bedient, kénnen hierzu die Geschaftsraume des In-
stituts, des Auslagerungsunternehmens und des Ubergeordneten Unternehmens innerhalb der
Ublichen Betriebs- und Geschéftszeiten betreten und besichtigen. “Die Betroffenen haben
MalRnahmen nach den Séatzen 2 und 3 zu dulden.

(1a) Soweit eine zentrale Gegenpartei unter den Voraussetzungen des Artikels 35 Absatz 1
der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 operationelle Funktionen, Dienstleistungen oder Tatigkei-
ten auf ein Unternehmen auslagert, sind die Befugnisse der Bundesanstalt nach Absatz 1 Satz
2 und 3 auch auf dieses Unternehmen entsprechend anwendbar; Absatz 1 Satz 4 gilt entspre-
chend.

(1b) *Originatoren und urspriingliche Kreditgeber, soweit sie keine Institute sind, sowie Ver-
briefungszweckgesellschaften und gemaf Artikel 28 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2017/2402
zugelassene Dritte haben der Bundesanstalt Auskinfte entsprechend den Absatzen 1 und 6
zu erteilen. ?Der Bundesanstalt stehen die in Absatz 1 genannten Priifungsbefugnisse ent-
sprechend zu.

(2) *Ein nachgeordnetes Unternehmen im Sinne des § 10a, eine Finanzholding-Gesellschaft
an der Spitze einer Finanzholding-Gruppe im Sinne des § 10a, eine gemischte Finanzholding-
Gesellschaft an der Spitze einer gemischten Finanzholding-Gruppe im Sinne des § 10a oder
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eine gemischte Holding-Gesellschaft sowie ein Mitglied eines Organs eines solchen Unterneh-
mens haben der Bundesanstalt, den Personen und Einrichtungen, deren sich die Bundesan-
stalt bei der Durchfuhrung ihrer Aufgaben bedient, sowie der Deutschen Bundesbank auf Ver-
langen Auskiinfte zu erteilen, Unterlagen vorzulegen und erforderlichenfalls Kopien anzuferti-
gen, um die Richtigkeit der Ausklnfte oder der Gbermittelten Daten zu Uberprifen, die flr die
Aufsicht auf zusammengefasster Basis erforderlich sind oder die in Verbindung mit einer
Rechtsverordnung nach § 25 Absatz 3 Satz 1 zu tUbermitteln sind. ?Die Bundesanstalt kann,
auch ohne besonderen Anlass, bei den in Satz 1 genannten Unternehmen Prifungen vorneh-
men und die Durchfiihrung der Prifungen der Deutschen Bundesbank Ubertragen; Absatz 1
Satz 2 Halbsatz 2 gilt entsprechend. *Die Bediensteten der Bundesanstalt, der Deutschen
Bundesbank sowie der sonstigen Personen, deren sich die Bundesanstalt bei der Durchfih-
rung der Prifungen bedient, kdnnen hierzu die Geschéftsraume der Unternehmen innerhalb
der Ublichen Betriebs- und Geschéftszeiten betreten und besichtigen. “Die Betroffenen haben
MaRnahmen nach den Satzen 2 und 3 zu dulden. °Die Satze 1 bis 4 gelten entsprechend fur
ein nicht in die Zusammenfassung einbezogenes Tochterunternehmen und ein gemischte Hol-
dinggesellschaft und dessen Tochterunternehmen.

(2a) 'Bendtigt die Bundesanstalt bei der Aufsicht Uiber eine Institutsgruppe, Finanzholding-
Gruppe, eine gemischte Finanzholding-Gruppe oder gemischte Holding-Gruppe Informatio-
nen, die bereits einer anderen zustandigen Stelle vorliegen, richtet sie ihr Auskunftsersuchen
zunachst an diese zustandige Stelle. 2Bei der Aufsicht tUber Institute, die einem EU-Mutterinsti-
tut nach § 10a nachgeordnet sind, richtet die Bundesanstalt Auskunftsersuchen zur Umset-
zung der Ansatze und Methoden nach der Richtlinie 2013/36/EU regelmalig zunéchst an die
fur die Aufsicht auf zusammengefasster Basis zustandige Stelle.

(3) 'Die in die Zusammenfassung einbezogenen Unternehmen mit Sitz im Ausland haben der
Bundesanstalt auf Verlangen die nach diesem Gesetz zulassigen Prufungen zu gestatten, ins-
besondere die Uberprifung der Richtigkeit der fir die Zusammenfassung nach § 10a Absatz
4 bis 7, 8 25 Absatz 2 und 3 und nach den Artikeln 11 bis 17 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013
in ihrer jeweils geltenden Fassung Ubermittelten Daten, soweit dies zur Erfullung der Aufgaben
der Bundesanstalt erforderlich und nach dem Recht des anderen Staates zulassig ist. 2Dies
gilt auch fur nicht in die Zusammenfassung einbezogene Tochterunternehmen mit Sitz im Aus-
land.

(3a) (aufgehoben)

(4) 'Die Bundesanstalt kann zu den Hauptversammilungen, Generalversammlungen oder Ge-
sellschafterversammlungen sowie zu den Sitzungen der Aufsichtsorgane bei Instituten, Fi-
nanzholding-Gesellschaften oder gemischten Finanzholding-Gesellschaften in der Rechtsform
einer juristischen Person Vertreter entsenden. 2Diese konnen in der Versammlung oder Sit-
zung das Wort ergreifen. *Die Betroffenen haben MaBnahmen nach den Satzen 1 und 2 zu
dulden.
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(5) !Die Institute, Finanzholding-Gesellschaften und gemischten Finanzholding-Gesellschaf-
ten in der Rechtsform einer juristischen Person haben auf Verlangen der Bundesanstalt die
Einberufung der in Absatz 4 Satz 1 bezeichneten Versammlungen, die Anberaumung von Sit-
zungen der Verwaltungs- und Aufsichtsorgane sowie die Ankiindigung von Gegenstanden zur
BeschluRfassung vorzunehmen. 2Die Bundesanstalt kann zu einer nach Satz 1 anberaumten
Sitzung Vertreter entsenden. *Diese konnen in der Sitzung das Wort ergreifen. “Die Betroffe-
nen haben MaBnahmen nach den Satzen 2 und 3 zu dulden. Absatz 4 bleibt unbertihrt.

(5a) (aufgehoben)

(6) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflichtete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei-
gern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in 8 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilpro-
zelRordnung bezeichneten Angehdrigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines
Verfahrens nach dem Gesetz tiber Ordnungswidrigkeiten aussetzen wirde.

§ 44a
Grenziiberschreitende Auskiinfte und Prifungen

(1) *Rechtsvorschriften, die einer Ubermittlung von Daten entgegenstehen, sind nicht anzu-
wenden auf die Ubermittlung von Daten zwischen einem Institut, einer Kapitalverwaltungsge-
sellschaft, einem Finanzunternehmen, einer Finanzholding-Gesellschaft, einer gemischten Fi-
nanzholding-Gesellschaft, einem Anbieter von Nebendienstleistungen, einem E-Geld-Institut
im Sinne des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes, einem Zahlungsinstitut im Sinne des Zah-
lungsdiensteaufsichtsgesetzes oder einem Unternehmen mit Sitz im Ausland, das mindestens
20 vom Hundert der Kapitalanteile oder Stimmrechte an dem Unternehmen unmittelbar oder
mittelbar halt, Mutterunternehmen ist oder beherrschenden Einflu? austiben kann, oder zwi-
schen einer gemischten Holdinggesellschaft und seinen Tochterunternehmen mit Sitz im Aus-
land, wenn die Ubermittlung der Daten erforderlich ist, um Bestimmungen der Aufsicht nach
Mal3gabe der Richtlinie 2013/36/EU oder der Richtlinie 2002/87/EG Uber das Unternehmen
mit Sitz im Ausland zu erfiillen. ?Die Aufsichtsbehérde kann einem Institut die Ubermittlung
von Daten in einen Drittstaat untersagen.

(2) *Auf Ersuchen einer fir die Aufsicht Giber ein Unternehmen mit Sitz in einem anderen Staat
des Europaischen Wirtschaftsraums zustandigen Stelle hat die Aufsichtsbehérde die Richtig-
keit der von einem Unternehmen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 fur die Aufsichtsstelle nach
MaR3gabe der Richtlinie 2013/36/EU, der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 oder der Richtlinie
2002/87/EG ubermittelten Daten zu Uberprifen oder zu gestatten, daf? die ersuchende Stelle,
ein Wirtschaftsprufer oder ein Sachverstandiger diese Daten uberprift; die Aufsichtsbehdrde
kann nach pflichtgemé&aRem Ermessen gegenliber Aufsichtsstellen in Drittstaaten entspre-
chend verfahren, wenn Gegenseitigkeit gewahrleistet ist. 2§ 5 Abs. 2 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes Uber die Grenzen der Amtshilfe gilt entsprechend. 2Die Unternehmen im Sinne
des Absatzes 1 Satz 1 haben die Prufung zu dulden.

(3) Die Aufsichtsbehdrde kann von CRR-Kreditinstituten, Wertpapierhandelsunternehmen, Ka-
pitalverwaltungsgesellschaften, Finanzholding-Gesellschaften oder gemischte Finanzholding-
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Gesellschaften mit Sitz in einem anderen Staat des Européischen Wirtschaftsraums Ausktinfte
verlangen, welche die Aufsicht Uber Institute erleichtern, die Tochterunternehmen dieser Un-
ternehmen sind und von den zustéandigen Stellen des anderen Staates aus Artikel 19 Absatz
1 oder Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 entsprechenden Griinden
nicht in die Beaufsichtigung auf zusammengefaliter Basis einbezogen werden.

§ 44b
Auskinfte und Priafungen bei Inhabern bedeutender Beteiligungen

(1) 'Die Verpflichtungen nach § 44 Abs. 1 Satz 1 gegeniber der Bundesanstalt und der Deut-
schen Bundesbank zur Auskunft und Vorlegung von Unterlagen gelten auch fir

1. Personen und Unternehmen, die eine Beteiligungsabsicht nach § 2c anzeigen oder die
im Rahmen eines Erlaubnisantrags nach § 32 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 oder einer Ergén-
zungsanzeige nach 8 64e Abs. 2 Satz 4 als Inhaber bedeutender Beteiligungen ange-
geben werden,

2. die Inhaber einer bedeutenden Beteiligung an einem Institut und den von ihnen kon-
trollierten Unternehmen,

3. Personen und Unternehmen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dal3 es
sich um Personen oder Unternehmen im Sinne der Nummer 2 handelt, und

4, Personen und Unternehmen, die mit einer Person oder einem Unternehmen im Sinne
der Nummern 1 bis 3 nach 8§ 15 des Aktiengesetzes verbunden sind.

2Auf Verlangen der Bundesanstalt hat der Vorlagepflichtige die einzureichenden Unterlagen
gemanR § 2c Abs. 1 Satz 2 auf seine Kosten durch einen von der Bundesanstalt zu bestimmen-
den Wirtschaftsprufer prifen zu lassen.

(2) 'Die Bundesanstalt und die Deutsche Bundesbank kénnen MaRnahmen nach § 44 Abs. 1
Satz 2 und 3 gegenlber den in Absatz 1 genannten Personen und Unternehmen ergreifen,
wenn Anhaltspunkte fur einen Untersagungsgrund nach 8§ 2c Abs. 1b Satz 1 Nr. 1 bis 6 vorlie-
gen. ?Die Betroffenen haben diese MaBnahmen zu dulden.

(3) Wer nach Absatz 1 oder 2 zur Erteilung einer Auskunft verpflichtet ist, kann die Auskunft
auf solche Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1
Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten Angehdrigen der Gefahr strafrechtlicher Ver-
folgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz tiber Ordnungswidrigkeiten aussetzen wurde.

§ 44c
Verfolgung unerlaubter Bankgeschéfte und Finanzdienstleistungen

(1) *Ein Unternehmen, die Mitglieder seiner Organe, seine Beschéftigten sowie andere Unter-
nehmen, die in die Abwicklung seiner Geschéfte einbezogen sind oder einbezogen waren,
haben der Bundesanstalt sowie der Deutschen Bundesbank auf Verlangen Auskiinfte Uber
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alle Geschéaftsangelegenheiten zu erteilen und Unterlagen vorzulegen, wenn Tatsachen die
Annahme rechtfertigen oder feststeht, dass das Unternehmen

1. Bankgeschéafte oder Finanzdienstleistungen ohne die nach diesem Gesetz erforderli-
che Erlaubnis oder ohne die nach Artikel 14 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 erfor-
derliche Zulassung betreibt oder erbringt,

2. die Tatigkeit als Zentralverwahrer ohne die nach Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung
(EU) Nr. 909/2014 erforderliche Zulassung ausubt,

3. als Zentralverwahrer die in Abschnitt A des Anhangs zur Verordnung (EU) Nr. 909/2014
genannten Kerndienstleistungen ohne die nach Artikel 25 Absatz 2 der Verordnung
(EU) Nr. 909/2014 erforderliche Anerkennung erbringt oder

4. nach § 3 verbotene Geschéfte betreibt.

2Ein Mitglied eines Organs sowie ein Beschaftigter haben auf Verlangen auch nach ihrem Aus-
scheiden aus dem Organ oder dem Unternehmen Auskunft zu erteilen.

(2) Soweit dies zur Feststellung der Art oder des Umfangs der Geschafte oder Tatigkeiten
erforderlich ist, kann die Bundesanstalt Priifungen in R&Gumen des Unternehmens sowie in den
R&umen der nach Absatz 1 Satz 1 auskunfts- und vorlegungspflichtigen Personen und Unter-
nehmen vornehmen und die Durchfiihrung der Prifungen der Deutschen Bundesbank Uber-
tragen. ?Die Bediensteten der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank durfen hierzu
diese Raume innerhalb der tblichen Betriebs- und Geschéftszeiten betreten und besichtigen.
3Zur Verhiitung dringender Gefahren fuir die 6ffentliche Ordnung und Sicherheit sind sie befugt,
diese Raume auch aufR3erhalb der tblichen Betriebs- und Geschéftszeiten sowie Raume, die
auch als Wohnung dienen, zu betreten und zu besichtigen; das Grundrecht des Artikels 13
des Grundgesetzes wird insoweit eingeschrankt.

(3) 'Die Bediensteten der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank diirfen diese Raume
des Unternehmens sowie der nach Absatz 1 Satz 1 auskunfts- und vorlegungspflichtigen Per-
sonen und Unternehmen durchsuchen. 2lm Rahmen der Durchsuchung dirfen die Bedienste-
ten auch die auskunfts- und vorlegungspflichtigen Personen zum Zwecke der Sicherstellung
von Gegenstanden im Sinne des Absatzes 4 durchsuchen. *Das Grundrecht des Artikels 13
des Grundgesetzes wird insoweit eingeschrankt. “Durchsuchungen von Geschaftsraumen und
Personen sind, auRer bei Gefahr im Verzug, durch den Richter anzuordnen. *Durchsuchungen
von Raumen, die als Wohnung dienen, sind durch den Richter anzuordnen. 6Zusténdig ist das
Amtsgericht, in dessen Bezirk sich die Raume befinden. ‘Gegen die richterliche Entscheidung
ist die Beschwerde zuléssig; die 88 306 bis 310 und 311a der Strafprozef3ordnung gelten ent-
sprechend. 8Uber die Durchsuchung ist eine Niederschrift zu fertigen. °Sie muRR die verant-
wortliche Dienststelle, Grund, Zeit und Ort der Durchsuchung und ihr Ergebnis und, falls keine
richterliche Anordnung ergangen ist, auch die Tatsachen, welche die Annahme einer Gefahr
im Verzuge begrundet haben, enthalten.
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(4) Die Bediensteten der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank kénnen Gegenstande
sicherstellen, die als Beweismittel flr die Ermittlung des Sachverhaltes von Bedeutung sein
konnen.

(5) 'Die Betroffenen haben MaRBnahmen nach Absatz 2, Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4 zu
dulden. 2§ 44 Abs. 6 ist anzuwenden.

(6) Die Rechte der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank sowie die Mitwirkungs-
und Duldungspflichten der Betroffenen bestehen auch hinsichtlich der Unternehmen und Per-
sonen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie in die Anbahnung, den Ab-
schluss oder die Abwicklung unerlaubter Bankgeschéfte oder Finanzdienstleistungen einbe-
zogen sind. ?Auf der Grundlage eines entsprechenden Ersuchens der zustandigen Behorde
eines anderen Staats an die Bundesanstalt bestehen sie auch hinsichtlich der Unternehmen
und Personen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Unternehmen oder
Personen in die Anbahnung, den Abschluss oder die Abwicklung von Bankgeschaften oder
Finanzdienstleistungen einbezogen sind, die in dem anderen Staat entgegen einem dort be-
stehenden Verbot betrieben oder erbracht werden.

4. MARNAHMEN IN BESONDEREN FALLEN

§ 45
MalRnahmen zur Verbesserung der Eigenmittelausstattung und der Liquiditat

(1) *Wenn die Vermogens-, Finanz- oder Ertragsentwicklung eines Instituts oder andere Um-
stande die Annahme rechtfertigt, dass es die Anforderungen der Artikel 92 bis 386 der Verord-
nung (EU) Nr. 575/2013 in ihrer jeweils geltenden Fassung oder des § 10 Absatz 3 und 4, des
8 45b Absatz 1 Satz 2, des § 11 oder des 8 51a Absatz 1 oder Absatz 2 oder des § 51b nicht
dauerhaft erfillen kénnen wird, kann die Bundesanstalt gegentiber dem Institut MalRnahmen
zur Verbesserung seiner Eigenmittelausstattung und Liquiditat anordnen, insbesondere

1. eine begriindete Darstellung der Entwicklung der wesentlichen Geschéftsaktivitaten
Uber einen Zeitraum von mindestens drei Jahren, einschlief3lich Planbilanzen, Plange-
winn- und -verlustrechnungen sowie der Entwicklung der bankaufsichtlichen Kennzah-
len anzufertigen und der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank vorzulegen,

2. MalRnahmen zur besseren Abschirmung oder Reduzierung der vom Institut als wesent-
lich identifizierten Risiken und damit verbundener Risikokonzentrationen zu prifen und
gegenlber der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank zu berichten, wobei
auch Konzepte fiir den Ausstieg aus einzelnen Geschaftsbereichen oder die Abtren-
nung von Instituts- oder Gruppenteilen erwogen werden sollen,

3. Uber geeignete MaRnahmen zur Erhéhung des Kernkapitals, der Eigenmittel und der
Liquiditat des Instituts gegenlber der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank
zu berichten,
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ein Konzept zur Abwendung einer moglichen Gefahrenlage im Sinne des § 35 Absatz 2
Nummer 4 zu entwickeln und der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank vor-
zulegen.

2Die Annahme, dass das Institut die Anforderungen der Artikel 92 bis 386 der Verordnung (EU)
Nr. 575/2013 in ihrer jeweils geltenden Fassung oder des § 10 Absatz 3 und 4, des § 45b
Absatz 1 Satz 2, des § 11 oder des 8§ 51a Absatz 1 oder Absatz 2 oder des 8§ 51b nicht dauer-
haft erfullen kdnnen wird, ist regelmaRig gerechtfertigt, wenn sich

1.

die Gesamtkapitalquote Uber das prozentuale Verhéltnis der Eigenmittel und der mit
12,5 multiplizierten Summe aus dem Gesamtanrechnungsbetrag fir Adressrisiken,
dem Anrechnungsbetrag fur das operationelle Risiko und der Summe der Anrech-
nungsbetrage fur Marktrisikopositionen einschlie3lich der Optionsgeschafte nach den
Artikeln 92 bis 386 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in ihrer jeweils geltenden Fas-
sung oder der Rechtsverordnung nach § 10 Absatz 1 Satz 1 oder die Kennziffer nach
der Rechtsverordnung nach § 5l1a Absatz 1 Satz 2 von einem Meldestichtag zum
nachsten um mindestens 10 Prozent oder die nach der Rechtsverordnung nach § 11
Absatz 1 oder der Rechtsverordnung nach § 51b Absatz 2 Satz 1 zu ermittelnde Liqui-
ditatskennziffer von einem Meldestichtag zum ndchsten um mindestens 25 Prozent
verringert hat und aufgrund dieser Entwicklung mit einem Unterschreiten der Mindest-
anforderungen innerhalb der n&chsten zwolf Monate zu rechnen ist oder

die Gesamtkapitalquote Uber das prozentuale Verhaltnis der Eigenmittel und der mit
12,5 multiplizierten Summe aus dem Gesamtanrechnungsbetrag fir Adressrisiken,
dem Anrechnungsbetrag fur das operationelle Risiko und der Summe der Anrech-
nungsbetrage fur Marktrisikopositionen einschlie3lich der Optionsgeschafte nach den
Artikeln 92 bis 386 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in ihrer jeweils geltenden Fas-
sung oder der Rechtsverordnung nach § 10 Absatz 1 Satz 1 oder die Kennziffer nach
der Rechtsverordnung nach § 51a Absatz 1 Satz 2 an mindestens drei aufeinander
folgenden Meldestichtagen um jeweils mehr als 3 Prozent oder die nach der Rechts-
verordnung nach 8 11 Absatz 1 oder der Rechtsverordnung nach 8 51b Absatz 2 Satz 1
zu ermittelnde Liquiditatskennziffer an mindestens drei aufeinander folgenden Melde-
stichtagen um jeweils mehr als 10 Prozent verringert hat und aufgrund dieser Entwick-
lung mit einem Unterschreiten der Mindestanforderungen innerhalb der néchsten
18 Monate zu rechnen ist und keine Tatsachen offensichtlich sind, die die Annahme
rechtfertigen, dass die Mindestanforderungen mit tGberwiegender Wahrscheinlichkeit
nicht unterschritten werden.

3Neben oder an Stelle der MalRnahmen nach Satz 1 kann die Bundesanstalt auch MalRnahmen
nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 7 anordnen, wenn die MaRnahmen nach Satz 1 keine
ausreichende Gewahr dafir bieten, die Einhaltung der Anforderungen der Artikel 92 bis 386
der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in ihrer jeweils geltenden Fassung oder des § 10 Absatz 3
und 4, des § 45b Absatz 1 Satz 2, des § 11 oder des 8§ 51a Absatz 1 oder Absatz 2 oder des
8 51b nachhaltig zu sichern; insoweit ist Absatz 5 entsprechend anzuwenden.
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(2) *Entsprechen bei einem Institut die Eigenmittel nicht den Anforderungen der Artikel 24 bis
386 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in ihrer jeweils geltenden Fassung, des § 10 Absatz 3
und 4 oder des § 45b Absatz 1 Satz 2 oder die Anlage seiner Mittel nicht den Anforderungen
des § 11 oder entspricht bei einem Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung das haftende
Eigenkapital nicht den Anforderungen des 8§ 51a Absatz 1 und Absatz 2 oder 8 45b Absatz 1
Satz 2 oder die Anlage seiner Mittel nicht den Anforderungen des 8 51b, kann die Bundesan-
stalt

1. Entnahmen durch die Inhaber oder Gesellschafter sowie die Ausschittung von Gewin-
nen untersagen oder beschranken;

2. bilanzielle MalRnahmen untersagen oder beschranken, die dazu dienen, einen entstan-
denen Jahresfehlbetrag auszugleichen oder einen Bilanzgewinn auszuweisen;

3. anordnen, dass die Auszahlung jeder Art von gewinnabh&ngigen Ertragen auf Eigen-
mittelinstrumente insgesamt oder teilweise ersatzlos entfallt, wenn sie nicht vollstandig
durch einen erzielten Jahrestiberschuss gedeckt sind;

4, die Gewahrung von Krediten im Sinne von 8 19 Absatz 1 untersagen oder beschran-
ken;

5. anordnen, dass das Institut Malinahmen zur Reduzierung von Risiken ergreift, soweit
sich diese aus bestimmten Arten von Geschéften und Produkten oder der Nutzung be-
stimmter Systeme ergeben;

5a. anordnen, dass das Institut den Jahresgesamtbetrag, den es flr die variable Vergitung
aller Geschaftsleiter und Mitarbeiter vorsieht (Gesamtbetrag der variablen Vergitun-
gen), auf einen bestimmten Anteil des Jahresergebnisses beschrankt oder vollstandig
streicht; dies gilt nicht fUr variable Vergltungsbestandteile, die durch Tarifvertrag oder
in seinem Geltungsbereich durch Vereinbarung der Arbeitsvertragsparteien tGber die
Anwendung der tarifvertraglichen Regelungen oder auf Grund eines Tarifvertrags in
einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung vereinbart sind;

6. die Auszahlung variabler Vergitungsbestandteile untersagen oder auf einen bestimm-
ten Anteil des Jahresergebnisses beschranken; dies gilt nicht fur variable Vergutungs-
bestandteile, die durch Tarifvertrag oder in seinem Geltungsbereich durch Vereinba-
rung der Arbeitsvertragsparteien tber die Anwendung der tarifvertraglichen Regelun-
gen oder aufgrund eines Tarifvertrags in einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung ver-
einbart sind;

7. anordnen, dass das Institut darlegt, wie und in welchem Zeitraum die Eigenmittelaus-
stattung oder Liquiditat des Instituts nachhaltig wiederhergestellt werden soll (Restruk-
turierungsplan) und der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank regelmafig
Uber den Fortschritt dieser Malinahmen zu berichten ist, und

8. anordnen, dass das Kreditinstitut eine oder mehrere Handlungsoptionen aus einem
Sanierungsplan gemaR § 13 des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes umsetzt.
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2Der Restrukturierungsplan nach Satz 1 Nummer 7 muss transparent, plausibel und begriindet
sein. 3In ihm sind konkrete Ziele, Zwischenziele und Fristen fur die Umsetzung der dargelegten
MaRnahmen zu benennen, die von der Bundesanstalt tiberprift werden konnen. “Die Bundes-
anstalt kann jederzeit Einsicht in den Restrukturierungsplan und die zugehdrigen Unterlagen
nehmen. °Die Bundesanstalt kann die Anderung des Restrukturierungsplans verlangen und
hierfur Vorgaben machen, wenn sie die angegebenen Ziele, Zwischenziele und Umsetzungs-
fristen fur nicht ausreichend héalt oder das Institut sie nicht einhélt.

(3) !Die Absatze 1 und 2 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und 5 bis 7 sind auf tibergeordnete Unterneh-
men im Sinne des 8§ 10a sowie auf Institute, die nach Artikel 22 der Verordnung (EU) Nr.
575/2013 zur Unterkonsolidierung verpflichtet sind, entsprechend anzuwenden, wenn die zu-
sammengefassten Eigenmittel der gruppenangehérigen Unternehmen den Anforderungen der
Artikel 24 bis 386 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in ihrer jeweils geltenden Fassung oder
des § 45b Absatz 1 nicht entsprechen. ?Bei einem gruppenangehdrigen Institut, das nach § 2a
Absatz 1 freigestellt ist, kann die Bundesanstalt die Anwendung der Freistellung hinsichtlich
der Vorschriften der Artikel 24 bis 403 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in ihrer jeweils gel-
tenden Fassung voriibergehend vollstandig oder teilweise aussetzen.

(4) (aufgehoben)

(5) Die Bundesanstalt darf die in den Absétzen 2 und 3 bezeichneten Anordnungen erst tref-
fen, wenn das Institut oder die gemischte Finanzholding-Gesellschaft den Mangel nicht inner-
halb einer von der Bundesanstalt zu bestimmenden Frist behoben hat. 2Soweit dies zur Ver-
hinderung einer kurzfristig zu erwartenden Verschlechterung der Eigenmittelausstattung oder
der Liquiditat des Instituts erforderlich ist oder bereits MaRnahmen nach Absatz 1 Satz 1 er-
griffen wurden, sind solche Anordnungen auch ohne vorherige Androhung mit Fristsetzung
zulassig. *Beschlisse Uber die Gewinnausschittung sind insoweit nichtig, als sie einer Anord-
nung nach den Absétzen 2 und 3 widersprechen. “Soweit Regelungen in Vertragen tber Ei-
genmittelinstrumente einer Anordnung nach den Abséatzen 2 und 3 widersprechen, kdnnen
aus ihnen keine Rechte hergeleitet werden. SNach oder zusammen mit einer Untersagung der
Auszahlung von variablen Vergitungsbestandteilen gemaf Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 kann
die Bundesanstalt anordnen, dass die Anspriche auf Gewahrung variabler Vergitungsbe-
standteile ganz oder teilweise erléschen, wenn

1. das Institut bei oder innerhalb eines Zeitraums von zwei Jahren nach einer Untersa-
gung der Auszahlung auf3erordentliche staatliche Unterstiitzung, einschlielich Maf3-
nahmen nach dem Restrukturierungsfondsgesetz oder dem Finanzmarktstabilisie-
rungsfondsgesetz, in Anspruch nimmt und die Voraussetzungen fur die Untersagung
der Auszahlung bis zu diesem Zeitpunkt nicht weggefallen sind oder allein auf Grund
dieser MalRnahmen weggefallen sind,

2. bei oder innerhalb eines Zeitraums von zwei Jahren nach einer Untersagung der Aus-
zahlung eine Anordnung der Bundesanstalt nach Absatz 2 Nummer 1 bis 7 getroffen
wird oder schon besteht oder
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3. bei oder innerhalb eines Zeitraums von zwei Jahren nach einer Untersagung der Aus-
zahlung MalBnahmen nach § 46 oder eine Abwicklungsanordnung im Sinne des 8 77
des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes getroffen werden.

®Eine solche Anordnung darf insbesondere auch ergehen, wenn

1. diese Anspriiche auf Gewahrung variabler Vergitungsbestandteile auf Grund solcher
Regelungen eines Vergutungssystems eines Instituts entstanden sind, die den auf-
sichtsrechtlichen Anforderungen dieses Gesetzes an angemessene, transparente und
auf eine nachhaltige Entwicklung des Instituts ausgerichtete Vergutungssysteme wi-
dersprechen, oder

2. anzunehmen ist, dass ohne die Gewahrung finanzieller Leistungen des Restrukturie-
rungsfonds oder des Finanzmarktstabilisierungsfonds das Institut nicht in der Lage ge-
wesen ware, die variablen Vergutungsbestandteile zu gewéhren; ist anzunehmen, dass
das Institut einen Teil der variablen Vergitungsbestandteile hatte gewéahren kénnen,
sind die variablen Vergitungsbestandteile angemessen zu kirzen.

'Die Bundesanstalt kann Anordnungen nach Satz 5 und nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 5a und
6 auch treffen, wenn ein Institut auRerordentliche staatliche Unterstitzung, einschlie3lich MalR3-
nahmen nach dem Restrukturierungsfondsgesetz oder dem Finanzmarktstabilisierungsfonds-
gesetz, in Anspruch nimmt und die Anordnung zur Erhaltung einer soliden Eigenkapital-oder
Liguiditatsausstattung des Instituts und einer frilhzeitigen Beendigung der staatlichen Unter-
stlitzung geboten ist. 8Nimmt ein Institut staatliche Unterstiitzung in Anspruch, kann die Bun-
desanstalt auRerdem die Auszahlung von variablen Vergutungsbestandteilen an Organmit-
glieder und Geschaftsleiter des Instituts ganz oder teilweise untersagen und das Erléschen
der entsprechenden Anspriiche anordnen; eine solche Anordnung ergeht nicht, soweit die
Auszahlung oder der Fortbestand der Anspriche trotz des Vorliegens der Voraussetzungen
der Untersagung und der in Satz 6 genannten Umstéande gerechtfertigt ist. °Die Satze 5 bis 7
gelten nicht, soweit die Anspruche auf Gewahrung variabler Vergutung vor dem 1. Ja-
nuar 2011 entstanden sind. 1°Satz 8 gilt nicht, soweit die Anspriiche auf Gewahrung variabler
Vergitung vor dem 1. Januar 2012 entstanden sind. ?Institute missen der Anordnungsbefug-
nis nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 5a und 6 und den Regelungen in den Satzen 5 bis 8 in
entsprechenden vertraglichen Vereinbarungen mit ihren Organmitgliedern, Geschéftsleitern
und Mitarbeitern Rechnung tragen. ?Soweit vertragliche Vereinbarungen tiber die Gewéahrung
einer variablen Vergutung einer Anordnung nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 5a und 6 oder den
Regelungen in den Satzen 5 bis 8 entgegenstehen, kénnen aus ihnen keine Rechte hergeleitet
werden.

(6) Die Bundesanstalt kann eine Malinahme nach Absatz 1 bis 5 auch anordnen, wenn ein
Institut, das Ubergeordnete Unternehmen einer Institutsgruppe, einer Finanzholding-Gruppe
oder einer gemischten Finanzholding-Gruppe die nach § 10 Absatz 4 angeordneten erhdhten
Kapitalanforderungen nicht einhalt.
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(7) *Zur Umsetzung der Anordnungen nach Absatz 6 oder § 10 Absatz 4 gelten bis zur Fest-
stellung des Erreichens der Eigenmittelanforderungen durch die Bundesanstalt fir Beschluss-
fassungen der Anteilsinhaberversammlung des Instituts Uber KapitalmalZnahmen die 88 7 bis
7f, 9, 11, 11a, 14 und 15 des Finanzmarktstabilisierungsbeschleunigungsgesetzes entspre-
chend. 2Dies gilt auch dann, wenn andere private oder 6ffentliche Stellen als der Finanzmarkt-
stabilisierungsfonds zur Erreichung der Kapitalanforderungen teilweise oder vollstéandig bei-
tragen.

§ 45a
MalRnahmen gegentber Finanzholding-Gesellschaften und gemischten Finanzholding-
Gesellschaften

(1) Die Bundesanstalt kann einer Finanzholding-Gesellschaft an der Spitze einer Finanzhol-
ding-Gruppe im Sinne des 8§ 10a oder einer gemischten Finanzholding-Gesellschaft an der
Spitze einer gemischten Finanzholding-Gruppe im Sinne des § 10a die Ausibung ihrer Stimm-
rechte an dem lUbergeordneten Unternehmen und den anderen nachgeordneten Unternehmen
untersagen, wenn

1. die Finanzholding-Gesellschaft oder die gemischte Finanzholding-Gesellschaft dem
Ubergeordneten Unternehmen nicht die fir die Zusammenfassung nach Artikel 11 bis
23 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 erforderlichen Angaben gemaf Artikel 11 Ab-
satz 1 Satz 2 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 Ubermittelt, sofern nicht den Erforder-
nissen der bankaufsichtlichen Zusammenfassung in anderer Weise Rechnung getra-
gen werden kann;

2. Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass eine Person, die die Geschéfte der
Finanzholding-Gesellschaft oder der gemischten Finanzholding-Gesellschaft tatsach-
lich fuhrt, nicht zuverlassig ist oder nicht die zur Fihrung der Geschéfte erforderliche
fachliche Eignung hat.

(1a) Die Bundesanstalt kann in den Fallen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2 auch gegentiber
dem ubergeordneten Unternehmen einer Finanzholding-Gruppe oder einer gemischten Fi-
nanzholding-Gruppe anordnen, Weisungen der Finanzholding-Gesellschaft oder der gemisch-
ten Finanzholding-Gesellschaft nicht zu befolgen, sofern es keine gesellschaftsrechtlichen
Maoglichkeiten gibt, die Personen abzuberufen, die die Geschéfte der Finanzholding-Gesell-
schaft oder der gemischten Finanzholding-Gesellschaft tatsachlich fiihren. 2Das Gleiche gilt,
wenn solche Moglichkeiten zwar vorhanden sind, aber ihre Ausschdpfung erfolglos geblieben
ist.

(2) YIm Falle der Untersagung nach Absatz 1 hat auf Antrag der Bundesanstalt das Gericht
des Sitzes des Uibergeordneten Unternehmens nach 8§ 10a einen Treuh&nder zu bestellen, auf
den es die Auslibung der Stimmrechte tbertragt. 2Der Treuhander hat bei der Austibung der
Stimmrechte den Interessen einer soliden und bankaufsichtskonformen Fihrung der betroffe-
nen Unternehmen Rechnung zu tragen. 3Die Bundesanstalt kann aus wichtigem Grund die
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Bestellung eines anderen Treuhanders beantragen. “Sind die Voraussetzungen des Absat-
zes 1 entfallen, hat die Bundesanstalt den Widerruf der Bestellung des Treuhanders zu bean-
tragen. *Der Treuhander hat Anspruch auf Ersatz angemessener Auslagen und auf Vergiitung
fur seine Tatigkeit. °®Das Gericht setzt auf Antrag des Treuhanders die Auslagen und die Ver-
gutung fest; die Rechtsbeschwerde gegen die Vergltungsfestsetzung ist ausgeschlossen.
"Der Bund schieRt die Auslagen und die Vergltung vor; fiir seine Aufwendungen haften die
Finanzholding-Gesellschaft oder die gemischte Finanzholding-Gesellschaft und die betroffe-
nen Unternehmen gesamtschuldnerisch.

(3) Solange die Untersagungsverfigung nach Absatz 1 vollziehbar ist, gelten die betroffenen
Unternehmen nicht als nachgeordnete Unternehmen der Finanzholding-Gesellschaft oder der
gemischten Finanzholding-Gesellschaft im Sinne der 8§ 10a und 13b.

§ 45b
MalRnahmen bei organisatorischen Mangeln

(1) Verfugt ein Institut nicht Gber eine ordnungsgemaRe Geschaftsorganisation im Sinne des
§ 25a Abs. 1, kann die Bundesanstalt auch bereits vor oder gemeinsam mit einer Anordnung
nach 8 25a Absatz 2 Satz 2 oder nach 8§ 25c Absatz 4c, auch in Verbindung mit einer Rechts-
verordnung nach 8§ 25a Absatz 4 oder Absatz 6, oder nach § 25b, auch in Verbindung mit einer
Rechtsverordnung nach § 25b Absatz 5, insbesondere anordnen, dass das Institut

1. Mal3nahmen zur Reduzierung von Risiken ergreift, soweit sich diese aus bestimmten
Arten von Geschéften und Produkten oder der Nutzung bestimmter Systeme oder der
Auslagerung von Aktivitdten und Prozessen auf ein anderes Unternehmen ergeben,

2. weitere Zweigstellen nur mit Zustimmung der Bundesanstalt errichten darf und

3. einzelne Geschéftsarten, namentlich die Annahme von Einlagen, Geldern oder Wert-
papieren von Kunden und die Gewahrung von Krediten nach § 19 Abs. 1 nicht oder nur
in beschranktem Umfang betreiben darf.

2Die Bundesanstalt ist berechtigt, MaRnahmen nach Satz 1 zusatzlich zu einer Festsetzung
erhohter Eigenmittelanforderungen nach 8 10 Absatz 3 Satz 2 Nummer 10 sowie zusammen
oder zusatzlich zu einer Festsetzung erhohter Eigenmittelanforderungen nach § 51a Absatz 2
Nummer 4 anzuordnen.

(2) *Absatz 1 ist entsprechend auf das jeweilige tibergeordnete Unternehmen im Sinne des
8§ 10a sowie auf ein Institut, das nach Artikel 22 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 zur Unter-
konsolidierung verpflichtet ist, anzuwenden, wenn eine Institutsgruppe, eine Finanzholding-
Gruppe oder eine gemischte Finanzholding-Gruppe entgegen 8§ 25a Absatz 1 und § 25b nicht
Uber eine ordnungsgemafe Geschéaftsorganisation verfigt; Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 ist mit
der MalRgabe entsprechend anzuwenden, dass die Bundesanstalt statt einer Untersagung
oder Beschrankung der Gewahrung von Krediten, die fur die Institutsgruppe, Finanzholding-
Gruppe oder gemischte Finanzholding-Gruppe nach Maf3gabe der Artikel 387 bis 403 der Ver-
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ordnung (EU) Nr. 575/2013 in ihrer jeweils geltenden Fassung geltenden Grol3kreditobergren-
zen herabsetzen kann. 2Verfligt eine Zweigniederlassung des Instituts in einem Drittstaat nicht
Uber eine angemessene Geschéaftsorganisation oder ist sie nicht in der Lage, die zur Beurtei-
lung ihrer Geschéftsorganisation oder die zur Einbeziehung in die Institutsorganisation erfor-
derlichen Angaben zur Verflgung zu stellen, oder wird sie in dem Drittstaat nicht effektiv be-
aufsichtigt oder ist die fur die Zweigniederlassung zustandige Aufsichtsstelle nicht zu einer
befriedigenden Zusammenarbeit mit der Bundesanstalt bereit, kann die Bundesanstalt auch
die Geschéftstatigkeit der Zweigniederlassung beschranken oder ihre Schliel3ung und Abwick-
lung anordnen.

(3) (aufgehoben)

§ 45¢c
Sonderbeauftragter

(1) ‘Die Bundesanstalt kann einen Sonderbeauftragten bestellen, diesen mit der Wahrneh-
mung von Aufgaben bei einem Institut betrauen und ihm die hierfur erforderlichen Befugnisse
Ubertragen. 2Der Sonderbeauftragte muss unabhangig, zuverlassig und zur ordnungsgema-
Ren Wahrnehmung der ihm tbertragenen Aufgaben im Sinne einer nachhaltigen Geschéfts-
politik des Instituts und der Wahrung der Finanzmarktstabilitat geeignet sein; soweit der Son-
derbeauftragte Aufgaben eines Geschdftsleiters oder eines Organs tbernimmt, muss er Ge-
wabhr fur die erforderliche fachliche Eignung bieten. 3Er ist im Rahmen seiner Aufgaben be-
rechtigt, von den Mitgliedern der Organe und den Beschaftigten des Instituts Auskinfte und
die Vorlage von Unterlagen zu verlangen, an allen Sitzungen und Versammlungen der Organe
und sonstiger Gremien des Instituts in beratender Funktion teilzunehmen, die Geschéaftsraume
des Instituts zu betreten, Einsicht in dessen Geschaftspapiere und Bicher zu hehmen und
Nachforschungen anzustellen. “Die Organe und Organmitglieder haben den Sonderbeauftrag-
ten bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben zu unterstitzen. °Er ist gegentiber der Bundesan-
stalt zur Auskunft Uber alle Erkenntnisse im Rahmen seiner Tatigkeit verpflichtet.

(2) Die Bundesanstalt kann dem Sonderbeauftragten insbesondere tbertragen:

1. die Aufgaben und Befugnisse eines oder mehrerer Geschéftsleiter wahrzunehmen,
wenn Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass der oder die Geschaftsleiter
des Instituts nicht zuverlassig sind oder nicht die zur Leitung des Instituts erforderliche
fachliche Eignung haben;

2. die Aufgaben und Befugnisse eines oder mehrerer Geschéftsleiter wahrzunehmen,
wenn das Institut nicht mehr tber die erforderliche Anzahl von Geschéftsleitern verfigt,
insbesondere weil die Bundesanstalt die Abberufung eines Geschéftsleiters verlangt
oder ihm die Auslibung seiner Tatigkeit untersagt hat;

3. die Aufgaben und Befugnisse von Organen des Instituts insgesamt oder teilweise wahr-
zunehmen, wenn die Voraussetzungen des 8§ 36 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 bis 10
vorliegen;
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4. die Aufgaben und Befugnisse von Organen des Instituts insgesamt oder teilweise wahr-
zunehmen, wenn die Aufsicht tber das Institut aufgrund von Tatsachen im Sinne des
§ 33 Absatz 2 beeintrachtigt ist;

5. geeignete MalRnahmen zur Herstellung und Sicherung einer ordnungsgemafien Ge-
schéaftsorganisation einschlie3lich eines angemessenen Risikomanagements zu er-
greifen, wenn das Institut nachhaltig gegen Bestimmungen dieses Gesetzes, des Ge-
setzes Uber Bausparkassen, des Depotgesetzes, des Geldwaschegesetzes, des Kapi-
talanlagebuchs, des Pfandbriefgesetzes, des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes oder
des Wertpapierhandelsgesetzes, gegen die zur Durchfihrung dieser Gesetze erlasse-
nen Verordnungen oder gegen Anordnungen der Bundesanstalt verstof3en hat;

6. zu Uberwachen, dass Anordnungen der Bundesanstalt gegentiber dem Institut beach-
tet werden;

7. einen Restrukturierungsplan fur das Institut zu erstellen, wenn die Voraussetzungen
des § 45 Absatz 1 Satz 3 oder Absatz 2 vorliegen, die Ausfiihrung eines Restrukturie-
rungsplans zu begleiten und die Befugnisse nach § 45 Absatz 2 Satz 4 und 5 wahrzu-
nehmen;

7a. einen Plan nach § 10 Absatz 4 Satz 6 fir das Institut zu erstellen, wenn die Vorausset-
zungen des § 10 Absatz 4 Satz 1 vorliegen und das Institut innerhalb einer von der
Bundesanstalt festgelegten Frist keinen geeigneten Plan vorgelegt hat, sowie die
Durchfiihrung des Planes sicherzustellen;

8. MalRnahmen des Instituts zur Abwendung einer Gefahr im Sinne des § 35 Absatz 2
Nummer 4 oder des § 46 Absatz 1 Satz 1 zu Uberwachen, selbst Mal3nahmen zur Ab-
wendung einer Gefahr zu ergreifen oder die Einhaltung von Mal3Bhahmen der Bundes-
anstalt nach 8 46 zu Giberwachen;

9. eine Abwicklungsanordnung im Sinne des § 77 des Sanierungs- und Abwicklungsge-
setzes vorzubereiten;

10. Schadensersatzanspriiche gegen Organmitglieder oder ehemalige Organmitglieder zu
prufen, wenn Anhaltspunkte fir einen Schaden des Instituts durch eine Pflichtverlet-
zung von Organmitgliedern vorliegen.

(3) *'Soweit der Sonderbeauftragte in die Aufgaben und Befugnisse eines Organs oder Organ-
mitglieds des Instituts insgesamt eintritt, ruhen die Aufgaben und Befugnisse des betroffenen
Organs oder Organmitglieds. ?Der Sonderbeauftragte kann nicht gleichzeitig die Funktion ei-
nes oder mehrerer Geschéftsleiter und eines oder mehrerer Mitglieder eines Verwaltungs-
oder Aufsichtsorgans wahrnehmen. *Werden dem Sonderbeauftragten fiur die Wahrnehmung
einer Aufgabe nur teilweise die Befugnisse eines Organs oder Organmitglieds eingeraumt, hat
dies keine Auswirkung auf die Befugnisse des bestellten Organs oder Organmitglieds des In-
stituts. “Die umfassende Ubertragung aller Aufgaben und Befugnisse eines oder mehrerer Ge-
schéftsleiter auf den Sonderbeauftragten kann nur in den Fallen des Absatzes 2 Nummer 1, 2
und 4 erfolgen. ®*Seine Vertretungsbefugnis richtet sich dabei nach der Vertretungsbefugnis
des oder der Geschaftsleiter, an dessen oder deren Stelle der Sonderbeauftragte bestellt ist.
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®Solange die Bundesanstalt einem Sonderbeauftragten die Funktion eines Geschéftsleiters
Ubertragen hat, kdnnen die nach anderen Rechtsvorschriften hierzu berufenen Personen oder
Organe ihr Recht, einen Geschéftsleiter zu bestellen, nur mit Zustimmung der Bundesanstalt
ausuben.

(4) Ubertragt die Bundesanstalt die Wahrnehmung von Aufgaben und Befugnisse eines Ge-
schéftsleiters nach Absatz 2 Nummer 1 oder 2 auf einen Sonderbeauftragten, werden die
Ubertragung, die Vertretungsbefugnis sowie die Aufhebung der Ubertragung von Amts wegen
in das Handelsregister eingetragen.

(5) Das Organ des Instituts, das fur den Ausschluss von Gesellschaftern von der Geschéfts-
fuhrung und Vertretung oder die Abberufung geschaftsfiihrungs- oder vertretungsbefugter Per-
sonen zustandig ist, kann bei Vorliegen eines wichtigen Grundes beantragen, die Ubertragung
der Funktion eines Geschéftsleiters auf den Sonderbeauftragten aufzuheben.

(6) 'Die durch die Bestellung des Sonderbeauftragten entstehenden Kosten einschlielich der
diesem zu gewahrenden angemessenen Auslagen und der Vergitung fallen dem Institut zur
Last. 2Die Hohe der Vergitung setzt die Bundesanstalt fest. *Die Bundesanstalt schief3t die
Auslagen und die Vergitung auf Antrag des Sonderbeauftragten vor.

(7) *Der Sonderbeauftragte haftet fir Vorsatz und Fahrlassigkeit. 2Bei fahrlassigem Handeln
beschrankt sich die Ersatzpflicht des Sonderbeauftragten auf 1 Million Euro. *Handelt es sich
um eine Aktiengesellschaft, deren Aktien zum Handel im regulierten Markt zugelassen sind,
beschrankt sich die Ersatzpflicht auf 50 Millionen Euro.

(8) Die Absétze 1 bis 7 gelten entsprechend fur Finanzholding-Gesellschaften oder gemischte
Finanzholding-Gesellschaften, die nach § 10a als Ubergeordnetes Unternehmen gelten und
bezlglich der Personen, die die Geschéfte derartiger Finanzholding-Gesellschaften oder ge-
mischter Finanzholding-Gesellschaften tatsachlich fihren.

846
MaRRnahmen bei Gefahr

(1) Besteht Gefahr fur die Erfullung der Verpflichtungen eines Instituts gegeniber seinen
Glaubigern, insbesondere fiur die Sicherheit der ihm anvertrauten Vermogenswerte, oder be-
steht der begriindete Verdacht, dal’ eine wirksame Aufsicht Giber das Institut nicht méglich ist
(8 33 Absatz 2), kann die Bundesanstalt zur Abwendung dieser Gefahr einstweilige Maf3nah-
men treffen. 2Sie kann insbesondere

1. Anweisungen fur die Geschéftsfihrung des Instituts erlassen,

2. die Annahme von Einlagen oder Geldern oder Wertpapieren von Kunden und die Ge-
wahrung von Krediten (8§ 19 Abs. 1) verbieten,

3. Inhabern und Geschéftsleitern die Austibung ihrer Tatigkeit untersagen oder beschréan-
ken,
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4. vorubergehend ein VerauRerungs- und Zahlungsverbot an das Institut erlassen,
5. die SchlieBung des Instituts flr den Verkehr mit der Kundschaft anordnen und

6. die Entgegennahme von Zahlungen, die nicht zur Erfillung von Verbindlichkeiten ge-
geniuber dem Institut bestimmt sind, verbieten, es sei denn, die zustandige Entschadi-
gungseinrichtung oder sonstige Sicherungseinrichtung stellt die Befriedigung der Be-
rechtigten in vollem Umfang sicher.

3Die Bundesanstalt kann unter den Voraussetzungen des Satzes 1 Zahlungen an konzernan-
gehorige Unternehmen untersagen oder beschranken, wenn diese Geschéfte fur das Institut
nachteilig sind. *Sie kann ferner bestimmen, dass Zahlungen nur unter bestimmten Voraus-
setzungen zulassig sind. °Die Bundesanstalt unterrichtet iber die von ihr nach den Séatzen 3
und 4 beabsichtigten MalZnahmen unverziglich die betroffenen Aufsichtsbehérden in den Mit-
gliedstaaten der Europaischen Union sowie die Europaische Zentralbank und die Deutsche
Bundesbank. ®Beschlisse tber die Gewinnausschiittung sind insoweit nichtig, als sie einer
Anordnung nach den Satzen 1 und 2 widersprechen. “Bei Instituten, die in anderer Rechtsform
als der eines Einzelkaufmanns betrieben werden, sind Geschéftsleiter, denen die Austibung
ihrer Tatigkeit untersagt worden ist, flr die Dauer der Untersagung von der Geschéftsfiihrung
und Vertretung des Instituts ausgeschlossen. 8Fir die Anspriiche aus dem Anstellungsvertrag
oder anderen Bestimmungen Uber die Tatigkeit des Geschaftsleiters gelten die allgemeinen
Vorschriften. °Rechte, die einem Geschéftsleiter als Gesellschafter oder in anderer Weise eine
Mitwirkung an Entscheidungen Uber Geschaftsfiihrungsmalinahmen bei dem Institut ermaogli-
chen, konnen fur die Dauer der Untersagung nicht ausgeubt werden.

(2) 'Die zustandige Entschadigungseinrichtung oder sonstige Sicherungseinrichtung kann ihre
Verpflichtungserklarung im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 6 davon abhéngig machen,
dass eingehende Zahlungen, soweit sie nicht zur Erfillung von Verbindlichkeiten nach Absatz
1 Satz 2 Nummer 6 gegentber dem Institut bestimmt sind, von dem im Zeitpunkt des Erlasses
des VeraufRerungs- und Zahlungsverbots nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 vorhandenen Ver-
mogen des Instituts zugunsten der Einrichtung getrennt gehalten und verwaltet werden. ?Das
Institut darf nach Erlass des Verauf3erungs- und Zahlungsverbots nach Absatz 1 Satz 2 Num-
mer 4 die im Zeitpunkt des Erlasses laufenden Geschéfte abwickeln und neue Geschafte ein-
gehen, soweit diese zur Abwicklung erforderlich sind, wenn und soweit die zustandige Ent-
schadigungseinrichtung oder sonstige Sicherungseinrichtung die zur Durchfihrung erforderli-
chen Mittel zur Verfligung stellt oder sich verpflichtet, aus diesen Geschéaften insgesamt ent-
stehende Vermogensminderungen des Instituts, soweit dies zur vollen Befriedigung samtlicher
Glaubiger erforderlich ist, diesem zu erstatten. *Die Bundesanstalt kann darlber hinaus Aus-
nahmen vom VeraufRerungs- und Zahlungsverbot nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 zulassen,
soweit dies fur die Durchfuhrung der Geschéfte oder die Verwaltung des Instituts sachgerecht
ist. “Dabei kann sie insbesondere die Erstattung von Zahlungen anordnen, die entgegen einer
Anordnung nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 entgegengenommen worden sind oder beim Insti-
tut eingegangen sind. °Sie kann eine Betragsgrenze festsetzen, bis zu der ein Sonderbeauf-
tragter Ausnahmen vom Verauf3erungs- und Zahlungsverbot zulassen kann. Solange Maf3-
nahmen nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 bis 6 andauern, sind Zwangsvollstreckungen, Arreste
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und einstweilige Verfliigungen in das Vermogen des Instituts nicht zulassig. ‘Die Vorschriften
der Insolvenzordnung zum Schutz von Zahlungs- sowie Wertpapierliefer- und Abrechnungs-
systemen einschlief3lich interoperabler Systeme sowie von dinglichen Sicherheiten der Zent-
ralbanken und von Finanzsicherheiten sind bei Anordnung einer Malinahme nach Absatz 1
Satz 2 Nummer 4 bis 6 entsprechend anzuwenden. 8Die Anordnung von SicherungsmaRnah-
men nach 8 21 der Insolvenzordnung beruhrt nicht die Wirksamkeit der Erstattung einer Zah-
lung, die entgegen einer Anordnung nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 Uber ein System oder
Uber eine zwischengeschaltete Stelle entgegengenommen worden ist oder eingegangen ist
oder beim Institut eingegangen ist und deren Erstattung die Bundesanstalt nach Satz 4 ange-
ordnet hat.

(3) (aufgehoben)

§ 46a
Untersagungs- und Anordnungsbefugnis bei Verwenden externer Ratings

(1) Die Bundesanstalt kann einem Institut, das fur aufsichtliche Zwecke Ratings einer oder
mehrerer Ratingagenturen verwendet, das Verwenden dieser Ratings untersagen, wenn die
Ratingagenturen ihren Sitz nicht innerhalb des Europaischen Wirtschaftsraums haben und
nicht nach der Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 in der jeweils geltenden Fassung registriert
sind.

(2) Die Bundesanstalt kann gegeniber einem Institut im Einzelfall Anordnungen treffen, die
geeignet und erforderlich sind, die Einhaltung der Anforderungen der Verordnung (EG) Nr.
1060/2009 in der jeweils geltenden Fassung sicherzustellen. 2Insbesondere kann die Bundes-
anstalt Anordnungen treffen, um einem tbermafigen Ruckgriff des Instituts auf Ratings ent-
gegenzuwirken.

8 46b
Insolvenzantrag

(1) *wird ein Institut, das eine Erlaubnis zum Geschéftsbetrieb im Inland besitzt, oder eine
nach § 10a als Ubergeordnetes Unternehmen geltende Finanzholding-Gesellschaft oder ge-
mischte Finanzholding-Gesellschaft zahlungsunfahig oder tritt Uberschuldung ein, so haben
die Geschaftsleiter, bei einem in der Rechtsform des Einzelkaufmanns betriebenen Institut der
Inhaber und die Personen, die die Geschéafte der Finanzholding-Gesellschaft oder der ge-
mischten Finanzholding-Gesellschaft tatsachlich fiihren, dies der Bundesanstalt unter Beifu-
gung aussagefahiger Unterlagen unverziglich anzuzeigen; die im ersten Halbsatz bezeichne-
ten Personen haben eine solche Anzeige unter Beifligung entsprechender Unterlagen auch
dann vorzunehmen, wenn das Institut oder die nach § 10a als tibergeordnetes Unternehmen
geltende Finanzholding-Gesellschaft oder gemischte Finanzholding-Gesellschaft voraussicht-
lich nicht in der Lage sein wird, die bestehenden Zahlungspflichten im Zeitpunkt der Falligkeit
zu erflllen (drohende Zahlungsunfahigkeit). 2Soweit diese Personen nach anderen Rechtsvor-
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schriften verpflichtet sind, bei Zahlungsunfahigkeit oder Uberschuldung die Eréffnung des In-
solvenzverfahrens zu beantragen, tritt an die Stelle der Antragspflicht die Anzeigepflicht nach
Satz 1. ®Das Insolvenzverfahren Uber das Vermogen eines Instituts oder einer nach § 10a als
ubergeordnetes Unternehmen geltenden Finanzholding-Gesellschaft oder gemischten Finanz-
holding-Gesellschaft findet im Fall der Zahlungsunfahigkeit, der Uberschuldung oder unter den
Voraussetzungen des Satzes 5 auch im Fall der drohenden Zahlungsunfahigkeit statt. “Der
Antrag auf Eréffnung des Insolvenzverfahrens tber das Vermogen des Instituts oder der nach
§ 10a als ubergeordnetes Unternehmen geltenden Finanzholding-Gesellschaft oder gemisch-
ten Finanzholding-Gesellschaft kann nur von der Bundesanstalt gestellt werden. 5Im Fall der
drohenden Zahlungsunféhigkeit darf die Bundesanstalt den Antrag jedoch nur mit Zustimmung
des Instituts und im Fall einer nach § 10a als Ubergeordnetes Unternehmen geltenden Finanz-
holding-Gesellschaft oder gemischten Finanzholding-Gesellschaft mit deren Zustimmung stel-
len. ®Vor der Bestellung des Insolvenzverwalters hat das Insolvenzgericht die Bundesanstalt
zu dessen Eignung zu héren. ‘Der Bundesanstalt ist der Eréffnungsbeschluss besonders zu-
zustellen. 8Das Insolvenzgericht Gbersendet der Bundesanstalt alle weiteren, das Verfahren
betreffenden Beschlisse und erteilt auf Anfrage Auskunft zum Stand und Fortgang des Ver-
fahrens. °Die Bundesanstalt kann Einsicht in die Insolvenzakten nehmen.

(1a) 'Die Antragsrechte nach § 3a Absatz 1, § 3d Absatz 2 und § 269d Absatz 2 der Insolven-
zordnung stehen bei Instituten und bei nach 8§ 10a als Ubergeordnete Unternehmen bestimm-
ten Finanzholding-Gesellschaften ausschlieRlich der Bundesanstalt zu. ?Die Einleitung eines
Koordinationsverfahrens (88 269d bis 269i der Insolvenzordnung) entfaltet fir die gruppenan-
gehorigen Institute und fur die als Ubergeordnete Unternehmen bestimmten Finanzholding-
Gesellschaften nur dann Wirkung, wenn die Bundesanstalt sie beantragt oder ihr zugestimmt
hat. 3Fir die Bestellung des Verfahrenskoordinators gilt Absatz 1 Satz 6 entsprechend.

(2) 'Wird Uber ein Institut, das Teilnehmer eines Systems im Sinne des § 24b Absatz 1 ist, ein
Insolvenzverfahren eréffnet, hat die Bundesanstalt unverziglich die Européische Wertpapier-
und Marktaufsichtsbehdrde, den Européischen Ausschuss fur Systemrisiken und die Stellen
zu informieren, die der Europaischen Kommission von den anderen Staaten des Europaischen
Wirtschaftsraums benannt worden sind. 2Auf Systembetreiber im Sinne des § 24b Abs. 5 ist
Satz 1 entsprechend anzuwenden.

(3) Der Insolvenzverwalter informiert die Bundesanstalt laufend tiber Stand und Fortgang des
Insolvenzverfahrens, insbesondere durch Uberlassung der Berichte fiir das Insolvenzgericht,
die Glaubigerversammlung oder einen Glaubigerausschuss. ?Die Bundesanstalt kann dartiber
hinaus weitere Auskunfte und Unterlagen zum Insolvenzverfahren verlangen.

8§ 46¢
Insolvenzrechtliche Fristen und Haftungsfragen

(1) Die nach den 88 88 und 130 bis 136 der Insolvenzordnung vom Tag des Antrags auf Er-
offnung des Insolvenzverfahrens an zu berechnenden Fristen sind vom Tag des Erlasses einer
MalRnahme nach § 46 Absatz 1 an zu berechnen.
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(2) 'Es wird vermutet, dass Leistungen des Instituts, die zwischen einer Anordnung der Bun-
desanstalt nach § 46 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 bis 6 und dem Insolvenzantrag erfolgten und
nach § 46 zulassig sind, die Glaubiger des Instituts nicht benachteiligen und mit der Sorgfalt
ordentlicher Kaufleute vereinbar sind. ?Die Bundesanstalt handelt bei ihrer Tatigkeit pflichtge-
malf3, soweit sie bei Austibung ihrer Befugnisse verniinftigerweise annehmen durfte, auf der
Grundlage angemessener Informationen die Ziele des Gesetzes erreichen zu konnen. 38 4
Absatz 4 des Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetzes bleibt unbertihrt.

§ 46d
Unterrichtung der anderen Staaten des Europaischen Wirtschaftsraums tuber Sanie-
rungsmafnahmen

(1) Vor Erlass einer SanierungsmaBnahme, insbesondere einer MaBnahme nach § 46, ge-
genuiber einem CRR-Kreditinstitut unterrichtet die Bundesanstalt die zustandigen Behodrden
der anderen Staaten des Europaischen Wirtschaftsraums. 2Ist dies nicht méglich, sind die zu-
standigen Behorden unmittelbar nach Erlass der MalRnahme zu unterrichten. *Das Gleiche gilt,
soweit gegeniber einer Zweigstelle eines Unternehmens im Sinne des § 53 mit Sitz auRerhalb
der Staaten des Europaischen Wirtschaftsraums MaRnahmen nach § 46 ergriffen werden. 4In
diesem Falle unterrichtet die Bundesanstalt die zustandigen Behorden der anderen Staaten
des Europaischen Wirtschaftsraums, in denen das Unternehmen weitere Zweigstellen errich-
tet hat. °Die Regelungen des § 8 Abs. 3 bis 7 bleiben unberihrt.

(2) 'SanierungsmafRnahmen, die die Rechte von Dritten in einem Aufnahmemitgliedstaat be-
eintrachtigen und gegen die Rechtsbehelfe eingelegt werden kénnen, sind ohne den ihrer Be-
grindung dienenden Teil in der Amtssprache oder den Amtssprachen der betroffenen Staaten
des Européaischen Wirtschaftsraums unverziglich im Amtsblatt der Europaischen Union und
in mindestens zwei Uberregionalen Zeitungen der Aufnahmemitgliedstaaten bekannt zu ma-
chen. 2In der Bekanntmachung sind die Stelle, bei der die Begriindung vorgehalten wird, der
Gegenstand und die Rechtsgrundlage der Entscheidung, die Rechtsbehelfsfristen einschliel3-
lich des Zeitpunkts ihres Fristablaufs, die Anschrift der Bundesanstalt als Gber einen Wider-
spruch entscheidende Behotrde und die Anschrift des zustandigen Verwaltungsgerichts anzu-
geben. *Die Bekanntmachung ist nicht Wirksamkeitsvoraussetzung.

(3) *'SanierungsmaRnahmen im Sinne der Absétze 1 und 2 sind MalRnahmen nach § 46 sowie
nach § 6 Abs. 3, mit denen die finanzielle Lage eines CRR-Kreditinstituts gesichert oder wie-
derhergestellt werden soll und die die bestehenden Rechte von Dritten in einem Aufnahmemit-
gliedstaat des Europaischen Wirtschaftsraums beeintrachtigen kdonnten, einschlie3lich der
MalRnahmen, die eine Aussetzung der Zahlungen erlauben oder der Wirksamkeit der Sanie-
rungsmafinahmen von Aufsichtsbehoérden des Européischen Wirtschaftsraums unterstiitzend
dienen. 2SanierungsmaRnahmen sind als solche zu bezeichnen. 3In Ansehung der Sanie-
rungsmalfinahmen sind auf Vertrage zur Nutzung oder zum Erwerb eines unbeweglichen Ge-
genstands, auf Arbeitsvertrage und Arbeitsverhéltnisse, auf Aufrechnungen, auf Pensionsge-
schéafte im Sinne des § 340b des Handelsgesetzbuchs, auf Schuldumwandlungsvertrage und
Aufrechnungsvereinbarungen sowie auf dingliche Rechte Dritter die 88§ 336, 337, 338, 340 und
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351 Abs. 2 der Insolvenzordnung entsprechend anzuwenden, soweit dieses Gesetz nichts an-
deres bestimmt.

(4) 'Die Absatze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn und soweit ausschlieR3lich die Rechte
von an der internen Betriebsstruktur beteiligten Personen sowie von Geschéaftsfuhrern und
Aktiondren eines CRR-Kreditinstituts in einer dieser Eigenschaften beeintrachtigt sein konnen.
2Bei CRR-Kreditinstituten, die nicht grenziiberschreitend téatig sind, ist die Unterrichtung und
Bekanntmachung nach den Absatzen 1 und 2 entbehrlich.

(5) Die Bundesanstalt unterstiitzt Sanierungsmalnahmen der Behorden des Herkunftsmit-
gliedstaates bei einem CRR-Kreditinstitut mit Sitz in einem anderen Staat des Europaischen
Wirtschaftsraums. ?Halt sie die Durchfihrung von SanierungsmaRnahmen bei einem CRR-
Kreditinstitut mit Sitz in einem anderen Staat des Europaischen Wirtschaftsraums fr notwen-
dig, so setzt sie die zustandigen Behérden dieses Staates hiervon in Kenntnis.

8§ 46e
Insolvenzverfahren in den Staaten des Européischen Wirtschaftsraums

(1) Zustandig fur die Eroffnung eines Insolvenzverfahrens tber das Vermogen eines CRR-
Instituts sind im Bereich des Européischen Wirtschaftsraums allein die jeweiligen Behérden
oder Gerichte des Herkunftsmitgliedstaates. 2Ist ein anderer Staat des Europaischen Wirt-
schaftsraums Herkunftsmitgliedstaat eines CRR-Instituts und wird dort ein Insolvenzverfahren
Uber das Vermogen dieses Instituts eréffnet, so wird das Verfahren ohne Rucksicht auf die
Voraussetzungen des 8§ 343 Abs. 1 der Insolvenzordnung anerkannt.

(2) Sekundéarinsolvenzverfahren nach § 356 der Insolvenzordnung und sonstige Partikularver-
fahren nach § 354 der Insolvenzordnung beziglich der CRR-Institute, die ihren Sitz in einem
anderen Staat des Europaischen Wirtschaftsraums haben, sind nicht zulassig.

(3) 'Die Geschaftsstelle des Insolvenzgerichts hat den Eréffnungsbeschluss sofort der Bun-
desanstalt zu ubermitteln, die unverzuglich die zustéandigen Behdrden der anderen Aufnah-
memitgliedstaaten des Europédischen Wirtschaftsraums tber die Verfahrenseroffnung unter-
richtet. 2Unbeschadet der in § 30 der Insolvenzordnung vorgesehenen Bekanntmachung hat
das Insolvenzgericht den Eréffnungsbeschluss auszugsweise im Amtsblatt der Europaischen
Union und in mindestens zwei Uberregionalen Zeitungen der Aufnahmemitgliedstaaten zu ver-
offentlichen, in denen das betroffene Kreditinstitut eine Zweigstelle hat oder Dienstleistungen
erbringt. *Der Veroffentlichung ist das Formblatt nach § 46f Abs. 1 voranzustellen.

(4) 'Die Bundesanstalt kann jederzeit vom Insolvenzgericht und vom Insolvenzverwalter Aus-
kiinfte Uber den Stand des Insolvenzverfahrens verlangen. 2Sie ist verpflichtet, die zustandige
Behorde eines anderen Staates des Europaischen Wirtschaftsraums auf deren Verlangen
Uber den Stand des Insolvenzverfahrens zu informieren.
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(5) 1Stellt die Bundesanstalt den Antrag auf Eréffnung eines Insolvenzverfahrens tber das
Vermogen der Zweigstelle eines Unternehmens mit Sitz auBerhalb des Europaischen Wirt-
schaftsraums, so unterrichtet sie unverziglich die zustandigen Behorden der Staaten des Eu-
ropaischen Wirtschaftsraums, in denen das Unternehmen eine weitere Zweigstelle hat oder
Dienstleistungen erbringt. 2Die Unterrichtung hat sich auch auf Inhalt und Bestand der Erlaub-
nis nach § 32 zu erstrecken. ®Die beteiligten Personen und Stellen bemiihen sich um ein ab-
gestimmtes Vorgehen.

(6) Die Absatze 1 bis 5 gelten auch fur Unternehmen im Anwendungsbereich des § 1 des
Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes, gegenuber denen ein Abwicklungsinstrument im
Sinne des § 77 des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes angeordnet oder eine Abwicklungs-
befugnis im Sinne der 88 78 bis 87 des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes ausgeubt wird.

§ 46f
Unterrichtung der Glaubiger im Insolvenzverfahren und Insolvenzrangfolge

(1) *Mit dem Eroffnungsbeschluss ist den Glaubigern von der Geschaftsstelle des Insolvenz-
gerichts ein Formblatt zu Gbersenden, das in sdmtlichen Amtssprachen der Staaten des Euro-
paischen Wirtschaftsraums mit den Worten "Aufforderung zur Anmeldung und Erlauterung ei-
ner Forderung. 2Fristen beachten!" Giberschrieben ist. 3Das Formblatt wird vom Bundesminis-
terium der Justiz und fur Verbraucherschutz im Bundesanzeiger veroffentlicht und enthalt ins-
besondere folgende Angaben:

1. welche Fristen einzuhalten sind und welche Folgen deren Versdumung hat;

2. wer fir die Entgegennahme der Anmeldung und Erlauterung einer Forderung zustandig
ist;
3. welche weiteren Malinahmen vorgeschrieben sind;

4. welche Bedeutung die Anmeldung der Forderung fiir bevorrechtigte oder dinglich gesi-
cherte Glaubiger hat und inwieweit diese ihre Forderungen anmelden mussen.

(2) *Glaubiger mit gewohnlichem Aufenthalt, Wohnsitz oder Sitz in einem anderen Staat des
Europaischen Wirtschaftsraums kdnnen ihre Forderungen in der oder einer der Amtssprachen
dieses Staates anmelden. 2Die Anmeldung muss in deutscher Sprache mit den Worten "An-
meldung und Erlauterung einer Forderung" Uberschrieben sein. *Der Glaubiger hat auf Ver-
langen eine Ubersetzung der Anmeldung und der Erlauterung vorzulegen, die von einer hierzu
in dem Staat nach Satz 1 befugten Person zu beglaubigen ist.

(3) Der Insolvenzverwalter hat die Glaubiger regelmafig in geeigneter Form Uber den Fortgang
des Insolvenzverfahrens zu unterrichten.

(4) Im Rang vor den ubrigen Insolvenzforderungen werden in folgender Rangfolge, bei glei-
chem Rang nach dem Verhaltnis ihrer Betrage, berichtigt:
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1. gedeckte Einlagen im Sinne von § 2 Absatz 3 Nummer 23 des Sanierungs- und Ab-
wicklungsgesetzes sowie Anspriche, die auf Grund der Erflllung eines Entschadi-
gungsanspruchs nach § 16 des Einlagensicherungsgesetzes auf das Einlagensiche-
rungssystem tbergegangen sind;

2. entschadigungsfahige Einlagen im Sinne des § 2 Absatz 3 Nummer 18 des Sanie-
rungs- und Abwicklungsgesetzes von nattrlichen Personen, Kleinstunternehmen und
kleinen und mittleren Unternehmen nach Artikel 2 Absatz 1 des Anhangs der Empfeh-
lung 2003/361/EG der Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition der Klein-
stunternehmen sowie der kleinen und mittleren Unternehmen (ABI. L 124 vom
20.5.2003, S. 36), sowie solche Einlagen bei Instituten mit Sitz in der Europaischen
Union, die entschadigungsfahige Einlagen waren, wenn sie nicht von deren Niederlas-
sungen auf3erhalb der Européaischen Union angenommen worden waren.

(5) Von den Forderungen im Sinne des § 38 der Insolvenzordnung werden zunéchst die For-
derungen berichtigt, die keine Schuldtitel nach Absatz 6 Satz 1 sind.

(6) Schuldtitel im Sinne dieses Satzes sind auf den Inhaber lautende Schuldverschreibungen
und Orderschuldverschreibungen und diesen Schuldtiteln vergleichbare Rechte, die ihrer Art
nach auf den Kapitalmarkten handelbar sind, sowie Schuldscheindarlehen und Namens-
schuldverschreibungen, die nicht als Einlagen unter Absatz 4 Nummer 1 oder 2 fallen, die zum
Zeitpunkt ihrer Begebung eine vertragliche Laufzeit von mindestens einem Jahr haben, sofern
in den vertraglichen Bedingungen des Schuldtitels ausdricklich auf den durch Absatz 5 be-
stimmten niedrigeren Rang im Insolvenzverfahren hingewiesen wird. 2Im Fall einer Pflicht zur
Veroffentlichung eines Prospekts ist der Hinweis auch in den zu veroéffentlichenden Prospekt
aufzunehmen. 3Schuldtitel, die in den Anwendungsbereich des § 91 Absatz 2 des Sanierungs-
und Abwicklungsgesetzes fallen, und Schuldtitel, welche von Anstalten des o6ffentlichen
Rechts begeben wurden, die nicht insolvenzfahig sind, zahlen nicht zu den Schuldtiteln im
Sinne von Satz 1.

(7) *Absatz 6 Satz 1 erfasst keine Schuldtitel, fir die vereinbart ist,

1. dass die Hohe des Riickzahlungsbetrages vom Eintritt oder Nichteintritt eines zum Zeit-
punkt der Begebung des Schuldtitels nhoch unsicheren Ereignisses abhangig ist oder
die Erfullung auf andere Weise als durch Geldzahlung erfolgt, oder

2. dass die Hohe des Zinszahlungsbetrages vom Eintritt oder Nichteintritt eines zum Zeit-
punkt der Begebung des Schuldtitels noch unsicheren Ereignisses abhéngt, es sei
denn, die Hohe des Zinszahlungsbetrages ist ausschlieBlich von einem festen
oder marktiblichen variablen Referenzzins abhangig und die Erfiillung erfolgt durch
Geldzahlung.

2Die Hohe des Rickzahlungsbetrages oder des Zinszahlungsbetrages gilt nicht bereits des-
halb als vom Eintritt oder Nichteintritt eines zum Zeitpunkt der Begebung des Schuldtitels noch
unsicheren Ereignisses abhangig, weil der Schuldtitel auf eine andere als die Landeswahrung
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des Emittenten lautet, sofern Hauptforderung, Riickzahlung und Zinsforderung auf dieselbe
Wahrung lauten.

(8) *Das Bundesministerium der Finanzen wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, nahere Bestimmungen tber die Merkmale der vom
Anwendungsbereich des Absatzes 7 erfassten Schuldtitel zu erlassen. ?2Das Bundesministe-
rium der Finanzen kann die Erméachtigung zum Erlass der Rechtsverordnung nach Satz 1
durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht tbertragen.

(9) *Fur Schuldtitel, die vor dem 21. Juli 2018 begeben worden sind, gilt § 46f Absatz 5 bis 7
des Kreditwesengesetzes in der bis zum 20. Juli 2018 geltenden Fassung fort. 2Im Insolvenz-
verfahren haben vor dem 21. Juli 2018 begebene Schuldtitel im Sinne des § 46f Absatz 6 Satz
1 des Kreditwesengesetzes in der bis zum 20. Juli 2018 geltenden Fassung den gleichen Rang
wie Schuldtitel im Sinne des Absatzes 6 Satz 1.

8 469
Moratorium, Einstellung des Bank- und Bérsenverkehrs

(1) Sind wirtschaftliche Schwierigkeiten bei Kreditinstituten zu befurchten, die schwerwiegende
Gefahren fur die Gesamtwirtschaft, insbesondere den geordneten Ablauf des allgemeinen
Zahlungsverkehrs erwarten lassen, so kann die Bundesregierung durch Rechtsverordnung

1. einem Kreditinstitut einen Aufschub fir die Erfullung seiner Verbindlichkeiten gewéhren
und anordnen, dal3 wahrend der Dauer des Aufschubs Zwangsvollstreckungen, Arreste
und einstweilige Verfligungen gegen das Kreditinstitut sowie das Insolvenzverfahren
Uber das Vermdgen des Kreditinstituts nicht zuléssig sind;

2. anordnen, dal3 die Kreditinstitute fir den Verkehr mit ihrer Kundschaft vortibergehend
geschlossen bleiben und im Kundenverkehr Zahlungen und Uberweisungen weder
leisten noch entgegennehmen dirfen; sie kann diese Anordnung auf Arten oder Grup-
pen von Kreditinstituten sowie auf bestimmte Bankgeschéfte beschrénken;

3. anordnen, daf3 die Bérsen im Sinne des Bérsengesetzes voriibergehend geschlossen
bleiben.

(2) Vor den MalRBnahmen nach Absatz 1 hat die Bundesregierung die Deutsche Bundesbank
zu horen.

(3) Trifft die Bundesregierung MalRnahmen nach Absatz 1, so hat sie durch Rechtsverordnung
die Rechtsfolgen zu bestimmen, die sich hierdurch fur Fristen und Termine auf dem Gebiet
des burgerlichen Rechts, des Handels-, Gesellschafts-, Wechsel-, Scheck- und Verfahrens-
rechts ergeben.
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8 46h
Wiederaufnahme des Bank- und Borsenverkehrs

(1) 'Die Bundesregierung kann nach Anhorung der Deutschen Bundesbank fir die Zeit nach
einer vorubergehenden SchlieBung der Kreditinstitute und Borsen gemal 8 46g Absatz 1
Nummer 2 und 3 durch Rechtsverordnung Vorschriften fur die Wiederaufnahme des Zahlungs-
und Uberweisungsverkehrs sowie des Borsenverkehrs erlassen. 2Sie kann hierbei insbeson-
dere bestimmen, dal3 die Auszahlung von Guthaben zeitweiligen Beschrankungen unterliegt.
3Fur Geldbetrage, die nach einer vortibergehenden SchlieBung der Kreditinstitute angenom-
men werden, dirfen solche Beschrankungen nicht angeordnet werden.

(2) Die nach Absatz 1 sowie die nach § 46g Absatz 1 erlassenen Rechtsverordnungen treten,
wenn sie nicht vorher aufgehoben worden sind, drei Monate nach ihrer Verkiindung auf3er
Kraft.

8§47
Anordnungsbefugnis nach der Verordnung (EU) Nr. 1286/2014

VerstoRt ein Institut, das Gber ein PRIIP im Sinne des Artikels 4 Nummer 3 der Verordnung
(EU) Nr. 1286/2014 berat oder es verkauft oder das Hersteller von PRIIP im Sinne des Artikels
4 Nummer 4 der Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 ist, gegen die Anforderungen von Artikel 5
Absatz 1, der Artikel 6, 7, 8 Absatz 1 bis 3, der Artikel 9, 10 Absatz 1, von Artikel 13 Absatz 1,
3 oder 4, der Artikel 14 oder 19 dieser Verordnung sowie der auf Grundlage der Artikel 8, 10
und 13 dieser Verordnung erlassenen technischen Regulierungsstandards, kann die Bundes-
anstalt gegentiber dem Institut Anordnungen treffen, die geeignet und erforderlich sind, um
sicherzustellen, dass die Anforderungen eingehalten werden und um eine nicht den Grunds-
atzen der Verordnung entsprechende Information der Privatanleger zu verhindern. 2Die Bun-
desanstalt kann insbesondere

1. die Vermarktung, den Vertrieb oder den Verkauf des PRIIP voriibergehend oder dau-
erhaft untersagen,

2. die Bereitstellung eines Basisinformationsblattes untersagen, das nicht den Anforde-
rungen der Artikel 6 bis 8 oder 10 der Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 gendigt,

3. den Hersteller von PRIIP verpflichten, eine neue Fassung des Basisinformationsblattes
zu veroffentlichen, sofern die veroffentlichte Fassung nicht den Anforderungen der Ar-
tikel 6 bis 8 oder 10 der Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 gentgt, und

4, auf ihrer Internetseite eine Warnung unter Nennung des verantwortlichen Instituts so-
wie der Art des Verstol3es veroffentlichen; § 60c Absatz 3 und 5 gilt entsprechend.

§48
Maflnahmen bei Versté3en gegen die Verordnung (EU) 2017/2402

(1) Verstol3t ein Originator, Sponsor, urspriinglicher Kreditgeber oder eine Verbriefungszweck-
gesellschaft gegen die Anforderungen der Artikel 6, 7, 9, 18 bis 26 oder 27 Absatz 1 oder
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88 48a bis 48s

Absatz 4 der Verordnung (EU) 2017/2402, kann die Aufsichtsbeh6rde anordnen, dass die den
Verstol3 begrindenden Handlungen oder Verhaltensweisen dauerhaft eingestellt werden, so-
wie verlangen, dass deren Wiederholung verhindert wird.

(2) Wird eine Verbriefung als STS-Verbriefung im Sinne des Artikels 18 der Verordnung (EU)
2017/2402 bezeichnet und hat ein Originator, Sponsor oder eine Verbriefungszweckgesell-
schaft gegen eine der Anforderungen der Artikel 19 bis 26 dieser Verordnung verstol3en oder
macht ein Originator oder Sponsor eine irrefihrende Meldung nach Artikel 27 Absatz 1 dieser
Verordnung, kann die Aufsichtsbehérde voribergehend verbieten, dass Originator und
Sponsor gemald Artikel 27 Absatz 1 dieser Verordnung melden, dass ihre Verbriefungen die
Anforderungen der Artikel 19 bis 22 oder der Artikel 23 bis 26 dieser Verordnung erfullen.

(3) Verletzt ein gemalf Artikel 28 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2017/2402 zugelassener Drit-
ter seine Pflicht gemaf? Artikel 28 Absatz 2 dieser Verordnung, kann die Bundesanstalt ihm
voribergehend untersagen, gemaf3 Artikel 28 Absatz 1 dieser Verordnung zu bewerten, ob
Verbriefungen die in den Artikeln 19 bis 26 dieser Verordnung festgelegten Kriterien erfillen.

4a. MARNAHMEN GEGENUBER KREDITINSTITUTEN BEI GEFAHREN FUR DIE
STABILITAT DES FINANZSYSTEMS

88 48a bis 48s
(aufgehoben)

§ 48t
Malnahmen zur Begrenzung makroprudenzieller oder systemischer Risiken

(1) Stellt der Ausschuss fir Finanzstabilitéat Veranderungen in der Intensitat des makropruden-
Ziellen oder des systemischen Risikos im Sinne des Artikels 458 Absatz 2 der Verordnung
(EU) Nr. 575/2013 fest, die zu einer Stérung mit bedeutenden Auswirkungen auf das nationale
Finanzsystem und die Realwirtschaft im Inland fihren kdnnen, auf die besser mit nationalen
Mafnahmen reagiert werden soll, kann die Bundesanstalt auf Aufforderung des Ausschusses
fur Finanzstabilitét im Wege der Allgemeinverfiigung gegeniiber allen oder einer Gruppe der
der Aufsicht der Bundesanstalt nach diesem Gesetz oder der Verordnung (EU) Nr. 575/2013
unterliegenden Institute und Unternehmen von folgenden Vorgaben der Verordnung (EU) Nr.
575/2013 in der jeweils geltenden Fassung fur die Dauer von bis zu zwei Jahren abweichen,
um die festgestellten Veranderungen in der Intensitét des makroprudenziellen oder des syste-
mischen Risikos zu vermindern, durch Erh6hung

1. der Eigenmittelanforderungen nach Artikel 92 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der
jeweils geltenden Fassung,

2. der Anforderungen fir GroRRkredite nach den Artikeln 392 sowie 395 bis 403 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung,
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3. der Offenlegungspflichten nach den Artikeln 431 bis 455 der Verordnung (EU) Nr.
575/2013 in der jeweils geltenden Fassung,

4. des Kapitalerhaltungspuffers nach § 10c,

5. der Liquiditatsanforderungen nach Teil 6 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der je-
weils geltenden Fassung oder

6. der Risikogewichte im Kreditrisiko-Standardansatz und im auf internen Ratings basie-
renden Ansatz fur Kredite fur Wohnimmobilien und gewerbliche Immobilien sowie fir
Forderungen, die von Instituten und Unternehmen untereinander innerhalb des Finanz-
sektors bestehen.

(2) Die Bundesanstalt kann die Allgemeinverfiigung nach Absatz 1 erst dann erlassen, wenn

1. sie dem Europdaischen Parlament, der Europdischen Kommission, dem Rat, dem Eu-
ropaischen Ausschuss fur Systemrisiken (ESRB) und der Européischen Bankenauf-
sichtsbehdrde (EBA)

a) die fur die Gefahrdung der Finanzstabilitat auf nationaler Ebene erforderlichen
Nachweise nach Artikel 458 Absatz 2 Buchstabe a bis f der Verordnung (EU) Nr.
575/2013 einschliellich der in Absatz 1 vorgesehenen nationalen MaRnahmen, die
Artikel 458 Absatz 2 Buchstabe d der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 umsetzen,
angezeigt hat und

b) dargelegt hat, dass andere nach der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und der Richt-
linie 2013/36/EU zur Verfiigung stehende MafRnahmen nicht ausreichen, um der
Gefahrdung der Finanzstabilitat auf nationaler Ebene zu begegnen, und

2. die Voraussetzungen nach Artikel 458 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 fur
den Erlass der Malinahme vorliegen.

(3) 'Die Bundesanstalt tiberprift unter Einbeziehung des Europaischen Ausschusses fiir Sys-
temrisiken und der Européaischen Bankenaufsichtsbehtrde die nach Absatz 1 festgesetzten
nationalen MaBhahmen nach Ablauf der vorgesehenen Frist nach MalRgabe von Artikel 458
Absatz 9 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013. ?Liegen die Voraussetzungen fir eine Verlange-
rung der Anwendung der nach Absatz 1 erlassenen nationalen Mafinahmen vor, kann die
Bundesanstalt auf Aufforderung des Ausschusses fir Finanzstabilitat und nach MaRgabe des
in Artikel 458 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung
vorgesehenen Verfahren im Wege der Allgemeinverfiigung die nationalen Mafinahmen wie-
derholt um jeweils ein Jahr verlangern.

(4) Die Bundesanstalt kann im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank und nach Befas-
sung des Ausschusses fir Finanzstabilitat die nach Artikel 458 der Verordnung (EU) Nr.
575/2013 in der jeweils geltenden Fassung von anderen Mitgliedstaaten des Europaischen
Wirtschaftsraums erlassenen MalRnahmen nach MalRgabe von Artikel 458 Absatz 5 bis 7 der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 vollstandig oder teilweise anerkennen und mit Wirkung fir
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Zweigstellen von Instituten und Unternehmen mit Sitz im Ausland, auf die dieses Gesetz ge-
maR § 53 Anwendung findet, oder mit Wirkung fir Zweigniederlassungen im Sinne von § 53b
nach Mal3gabe des Artikels 458 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 anwenden.

(5) Sofern die Voraussetzungen nach Absatz 2 Nummer 1 vorliegen, kann die Bundesanstalt
unabhangig vom Verfahren nach den Absatzen 1 und 3 sowie nach Artikel 458 Absatz 4 der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 jederzeit bis zur Beseitigung eines makroprudenziellen oder
systemischen Risikos, jedoch nicht langer als fir die Dauer von zwei Jahren

1. die GrolR3kreditobergrenze nach Artikel 395 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 um bis
zu 15 Prozent absenken,

2. die Risikogewichte von Krediten fur Wohnimmobilien und gewerbliche Immobilien im
Kreditrisiko-Standardansatz sowie im auf internen Ratings basierenden Ansatz um bis
zu 25 Prozent erhdhen und

3. die Risikogewichte im Kreditrisiko-Standardansatz fir Forderungen, die von Instituten
und Unternehmen untereinander innerhalb des Finanzsektors eingegangen wurden,
um bis zu 25 Prozent und im auf internen Ratings basierenden Ansatz um 25 Prozent
erhohen.

§ 48u
MaRnahmen zur Begrenzung makroprudenzieller Risiken
im Bereich der Darlehensvergabe zum Bau oder zum Erwerb von Wohnimmobilien;
Verordnungserméchtigung

(1) *Die Bundesanstalt kann fur Kreditinstitute, die das Kreditgeschaft betreiben, im Wege der
Allgemeinverfugung die in Absatz 2 vorgesehenen Beschrankungen bei der Vergabe von Dar-
lehen zum Bau oder zum Erwerb von im Inland belegenen Wohnimmobilien festlegen, wenn
und soweit dies erforderlich ist, um einer Storung der Funktionsfahigkeit des inlandischen Fi-
nanzsystems oder einer Gefahrdung der Finanzstabilitat im Inland entgegenzuwirken. 2Eine
Stérung der Funktionsfahigkeit des Finanzsystems oder eine Gefahrdung der Finanzstabilitét
kann insbesondere drohen, wenn die Preise von Wohnimmobilien und die Neuvergabe von
Darlehen zum Bau oder Erwerb von Wohnimmobilien stark ansteigen und sich bei der Darle-
hensvergabe die in Absatz 2 genannten Quotienten erheblich verandern. 3Von Beschrankun-
gen ausgenommen ist die Vergabe von Darlehen

1. zum Aus- und Umbau oder zur Sanierung von Wohnimmobilien im Eigentum des Dar-
lehensnehmers,

2. fur MalRnahmen, fur die eine soziale Wohnraumférderung im Sinne des Wohnraumfor-
derungsgesetzes oder nach entsprechenden landesrechtlichen Regelungen zugesagt
ist,
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fur Vorhaben, fir die bereits vor der Festlegung von Beschréankungen nach Satz 1 Dar-
lehen an denselben Darlehensnehmer vergeben wurden, soweit deren Betrag insge-
samt nicht Gber den nach Tilgungen verbliebenen Betrag der vor Festlegung der Be-
schrankungen vergebenen Darlehen hinausgeht (Anschlussfinanzierung), sowie

fur die Umschuldung und Restrukturierung von notleidenden Darlehen.

4Zu den nach Satz 3 von Beschrankungen ausgenommenen Darlehen kénnen in der Allge-
meinverfigung nach Satz 1 nahere Bestimmungen getroffen werden. SDie Bundesanstalt kann
weitere Ausnahmen zulassen.

(2) 'Die Darlehensvergabe kann beschrankt werden durch

1.

die Vorgabe einer Obergrenze fur den Quotienten aus dem gesamten Fremdkapitalvo-
lumen einer Immobilienfinanzierung und dem Marktwert der Wohnimmobilien zum Zeit-
punkt der Darlehensvergabe (Darlehensvolumen-Immobilienwert-Relation) und

die Vorgabe eines Zeitraums, innerhalb dessen ein bestimmter Bruchteil eines Darle-
hens spatestens zurlickgezahlt werden muss oder, bei endfélligen Darlehen, die Vor-
gabe einer maximalen Laufzeit (Amortisationsanforderung).

2Die Beschrankungen konnen jeweils einzeln oder in Kombination festgelegt werden.

(3) 'Die Bundesanstalt ordnet bei der Festlegung von Beschrankungen nach Absatz 1 Satz 1
zugleich an,

1.

zu welchem Anteil das Neugeschéft fir Wohnimmobilienfinanzierungen eines Kreditin-
stituts nicht den festgelegten Beschrankungen unterliegt (Freikontingent),

bis zu welcher Darlehenshdhe eine oder mehrere Beschrankungen nicht gelten (Baga-
tellgrenze), wobei eine Obergrenze fir das Darlehensvolumen, welches in einem be-
stimmten Zeitraum im Rahmen der Bagatellgrenze vergeben werden darf, im Verhaltnis
zum gesamten Neugeschaft fir Wohnimmobilienfinanzierungen eines Kreditinstituts in
einem bestimmten Zeitraum festzulegen ist,

bis zu welchem Beleihungswert einer Wohnimmobilie eine oder mehrere Beschrankun-
gen bei der Vergabe des Darlehens zum Bau oder Erwerb dieser Immobilie nicht gel-
ten, wenn die Forderungen des Darlehensgebers aus dem Darlehen durch die Bestel-
lung von Hypotheken oder Grundschulden an der Immobilie gesichert sind und die ers-
ten 80 Prozent des Beleihungswerts nicht Ubersteigen (unterer Schwellenwert),

bis zu welchem Beleihungswert einer Wohnimmobilie eine oder mehrere Beschrankun-
gen bei der Vergabe des Darlehens zum Bau oder Erwerb dieser Immobilie nicht gel-
ten, wenn die Forderungen des Darlehensgebers aus dem Darlehen durch die Bestel-
lung von Hypotheken oder Grundschulden an der Immobilie gesichert sind und die ers-
ten 60 Prozent des Beleihungswerts nicht Ubersteigen (oberer Schwellenwert), und

ab welchem Zeitpunkt die Beschrankungen einzuhalten sind; es ist hierbei eine ange-
messene Frist nach Bekanntgabe der Allgemeinverfliigung vorzusehen.
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2Die Bagatellgrenze nach Satz 1 Nummer 2 betragt mindestens 50 000 Euro, der untere
Schwellenwert nach Satz 1 Nummer 3 mindestens 200 000 Euro, der obere Schwellenwert
nach Satz 1 Nummer 4 mindestens 400 000 Euro.

(4) Die nach Absatz 1 Satz 1 festgelegten Beschrankungen sind mindestens alle sechs Monate
zu Uberprifen.

(5) Das Bundesministerium der Finanzen wird erméachtigt, nach Anhorung der Spitzenver-
bande der Institute durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates be-
darf, im Benehmen mit dem Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie, dem Bundesmi-
nisterium der Justiz und fur Verbraucherschutz, dem Bundesministerium fir Umwelt, Natur-
schutz, Bau und Reaktorsicherheit und der Deutschen Bundesbank nahere Regelungen zu
erlassen Uber

1. die Definitionen der Darlehen und der Wohnimmobilie nach Absatz 1, einschlieRlich der
ausgenommenen Darlehen;

2. die Festlegung von Obergrenzen und Zeitraumen, Uber die Berechnung von Quotien-
ten und Uber sonstige maRRgebliche Grol3en nach Absatz 2;

3. die Anordnung zum Freikontingent, zur Bagatellgrenze, zu den Schwellenwerten und
dem Zeitpunkt, ab dem die Beschrankungen einzuhalten sind, nach Absatz 3;

4, die regelmaRige Uberpriifung festgelegter Beschrankungen nach Absatz 4;

5. Einzelheiten der Zusammenarbeit zwischen der Bundesanstalt und der Deutschen
Bundesbank zur Anwendung dieser Vorschrift.

(6) Vor Erlass einer Allgemeinverfiigung nach Absatz 1 sind die Spitzenverbande der Institute,
einschliellich der Bausparkassen, und der Immobilienwirtschaft sowie das Bundesministerium
fur Wirtschaft und Energie, das Bundesministerium der Justiz und flr Verbraucherschutz und
das Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit anzuhéren. 2Das
Bundesministerium der Finanzen unterrichtet den Finanzausschuss des Deutschen Bundes-
tages unverziglich tber die Einleitung der Anhérung nach Satz 1; der Erlass der Allgemein-
verfligung erfolgt friihestens sechs Wochen nach der Unterrichtung. *Die Bundesanstalt zeigt
die Absicht, eine Allgemeinverfigung gemaf Absatz 1 zu erlassen, der Europdischen Kom-
mission, dem Rat, dem Europaischen Ausschuss fir Systemrisiken, der Européaischen Zent-
ralbank und der Europaischen Bankenaufsichtsbehdrde an. “Die Satze 1 bis 3 gelten entspre-
chend bei einer Abanderung der Allgemeinverfiigung, mit der zuséatzliche oder weitergehende
Beschrankungen festgelegt werden sollen.

(7) 'Die Bundesanstalt kann die in einem anderen Staat des Europaischen Wirtschaftsraums
oder in einem Drittstaat festgelegten Beschrankungen bei der Vergabe von Darlehen zum Bau
oder zum Erwerb von Wohnimmobilien, die in einem anderen Staat belegen sind, anerkennen.
2Die Anerkennung setzt voraus, dass die auslandischen Beschrankungen mit den nach Ab-
satz 2 moglichen Beschrankungen vergleichbar sind. Die Absatze 1 bis 4 gelten entspre-
chend.
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5. VOLLZIEHBARKEIT, ZWANGSMITTEL, UMLAGE UND KOSTEN

§49
Sofortige Vollziehbarkeit

Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Mal3nahmen der Bundesanstalt einschlief3lich der
Androhung und Festsetzung von Zwangsmitteln auf der Grundlage des § 2c Abs. 1b Satz 1
und 2, Abs. 2 Satz 1 und Abs. 4, des 8§ 3 Absatz 4, des § 6 Absatz 1b, des § 6a, des § 8a
Absatz 3 bis 5, des § 10 Absatz 3 und 4, des § 12a Abs. 2, des § 13c Abs. 3 Satz 4, des § 25¢c
Absatz 4c, des § 28 Abs. 1, des § 35 Abs. 2 Nr. 2 bis 6, der 8§ 36, 37 und 44 Abs. 1, auch in
Verbindung mit § 44b, Abs. 2 und 3a Satz 1, des § 44a Abs. 2 Satz 1, der 88 44c, 45, des
§ 45a Abs. 1 und des § 45b Abs. 1, der 88 45c, 46, 46a, 46b, 48u Absatz 1 und 7, 8§ 53b
Absatz 12 der 88 53l, 53n Absatz 1, der 88 53p und 53g Absatz 2 haben keine aufschiebende
Wirkung.

§ 50
(aufgehoben)

§51
Umlage und Kosten

(1) 'Die Kosten des Bundesaufsichtsamtes sind, soweit sie nicht durch Gebuihren oder durch
besondere Erstattung nach Absatz 3 gedeckt sind, dem Bund von den Instituten zu 90 vom
Hundert zu erstatten. 2Die Kosten werden anteilig auf die einzelnen Institute nach MaRgabe
ihres Geschaftsumfanges umgelegt und vom Bundesaufsichtsamt nach den Vorschriften des
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes beigetrieben. Die in der Umlage-Verordnung Kredit- und
Finanzdienstleistungswesen vom 8. Marz 1999 (BGBI. | S. 314) enthaltenen Regelungen gel-
ten fur die Zeit vom 12. Méarz 1999 bis zum 30. Dezember 2000 in der am 12. Marz 1999
geltenden Fassung mit Gesetzeskraft. *Fir die Zeit vom 31. Dezember 2000 bis zum 31. De-
zember 2001 gelten die in der Umlage-Verordnung Kredit- und Finanzdienstleistungswesen
enthaltenen Regelungen in der am 31. Dezember 2000 geltenden Fassung mit Gesetzeskraft.
SFir die Zeit vom 1. Januar 2002 bis zum 30. April 2002 gelten die in der Umlage-Verordnung
Kredit- und Finanzdienstleistungswesen enthaltenen Regelungen in der am 1. Januar 2002
geltenden Fassung mit Gesetzeskraft. °Zu den Kosten gehoren auch die Erstattungsbetrage,
die nicht beigetrieben werden konnten, sowie die Fehlbetrédge aus der Umlage des vorherge-
henden Jahres, fir das Kosten zu erstatten sind; ausgenommen sind die Erstattungs- oder
Fehlbetrage, tiber die noch nicht unanfechtbar oder rechtskraftig entschieden ist. ‘Das Nahere
Uber die Erhebung der Umlage, insbesondere Uber den Verteilungsschlissel und -stichtag, die
Mindestveranlagung, das Umlageverfahren einschlief3lich eines geeigneten Schatzverfahrens,
die Zahlungsfristen und die Héhe der Sdumniszuschlage, sowie Uber die Beitreibung bestimmt
das Bundesministerium der Finanzen durch Rechtsverordnung; die Rechtsverordnung kann
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auch Regelungen tber die vorlaufige Festsetzung des Umlagebetrags vorsehen. 8Es kann die
Ermachtigung durch Rechtsverordnung auf das Bundesaufsichtsamt Gibertragen.

(2) *Das Bundesaufsichtsamt kann fir Entscheidungen auf Grund des § 2 Abs. 4, des § 10
Abs. 3b Satz 1, des § 31 Abs. 2, der 88 32 und 34 Abs. 2 und der 88 35 bis 37 Gebihren in
Hohe von 250 Euro bis 50.000 Euro festsetzen. ?Die Hohe der Gebuihr soll sich im Einzelfall
nach dem fir die Entscheidung erforderlichen Arbeitsaufwand und nach dem Geschéftsum-
fang des betroffenen Unternehmens richten.

(3) Die Kosten, die dem Bund durch die Bestellung eines Abwicklers nach § 37 Satz 2 und
§ 38 Abs. 2 Satz 2 und 4, einer Aufsichtsperson nach 8§ 46 Abs. 1 Satz 2, durch eine Bekannt-
machung nach § 32 Abs. 4, § 37 Satz 3 oder § 38 Abs. 3 oder eine auf Grund des § 44 Abs.
1 oder 2, § 44b Satz 2 oder § 44c Abs. 2 vorgenommene Prifung entstehen, sind von dem
betroffenen Unternehmen gesondert zu erstatten und auf Verlangen des Bundesaufsichtsam-
tes vorzuschieRen. ?Die Kosten, die dem Bund durch eine auf Grund von § 44 Abs. 3 vorge-
nommene Prifung der Richtigkeit der fur die Zusammenfassung nach § 10a Abs. 6 und 7,
§ 13b Abs. 3 und § 25 Abs. 2 Ubermittelten Daten entstehen, sind von dem zur Zusammen-
fassung verpflichteten Ubergeordneten Institut gesondert zu erstatten und auf Verlangen des
Bundesaufsichtsamtes vorzuschiel3en.

(4) *Absatz 1 Satz 3 bis 5 in der Fassung des Gesetzes zur Anderung des Versicherungsauf-
sichtsgesetzes und anderer Gesetze vom 15. Dezember 2004 (BGBI. | S. 3416) ist fur die Zeit
vom 12. Marz 1999 bis zum 30. April 2002 auf die angefallenen Kosten des Bundesaufsichts-
amtes fur das Kreditwesen anzuwenden. 2Im Ubrigen sind die Abséatze 1 bis 3 fiir den Zeitraum
bis zum 30. April 2002 in der bis zum 30. April 2002 geltenden Fassung auf die angefallenen
Kosten des Bundesaufsichtsamtes fir das Kreditwesen anzuwenden.
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Vierter Abschnitt

Besondere Vorschriften fur Wohnungsunternehmen mit
Spareinrichtung

§5la
Anforderungen an die Eigenkapitalausstattung fir Wohnungsunternehmen mit
Spareinrichtung

(1) *Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung missen im Interesse der Erfillung ihrer Ver-
pflichtungen gegeniber ihren Glaubigern, insbesondere im Interesse der Sicherheit der ihnen
anvertrauten Vermogenswerte, angemessenes Eigenkapital haben. 2Das Bundesministerium
der Finanzen wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bun-
desrates bedarf, im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank néhere Bestimmungen Uber
die angemessene Eigenkapitalausstattung (Solvabilitdt) der Wohnungsunternehmen mit
Spareinrichtung zu erlassen, insbesondere tiber

1. die Bestimmung der fir Adressenausfallrisiken und Marktrisiken anrechnungspflichti-
gen Geschéfte und ihrer Risikoparameter;

2. den Gegenstand und die Verfahren zur Ermittlung von Eigenkapitalanforderungen fir
das operationelle Risiko;

3. die Berechnungsmethoden fir die Eigenkapitalanforderung und die dafir erforderli-
chen technischen Grundsétze;

4, Inhalt, Art, Umfang und Form der zum Nachweis der angemessenen Eigenkapitalaus-
stattung erforderlichen Angaben sowie Bestimmungen Uber die fiir die Datentibermitt-
lung zulassigen Datentrager, Ubertragungswege und Datenformate und

5. die Anforderungen an eine Ratingagentur, um deren Ratings fiir Risikogewichtungs-
zwecke anerkennen zu kénnen, und Uber die Anforderungen an das Rating.

3Das Bundesministerium der Finanzen kann die Ermachtigung durch Rechtsverordnung auf
die Bundesanstalt mit der Mafl3gabe Ubertragen, dass die Rechtsverordnung im Einvernehmen
mit der Deutschen Bundesbank ergeht. Vor Erlass der Rechtsverordnung ist der Spitzenver-
band der Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung zu hoéren.

(2) Die Bundesanstalt kann bei der Beurteilung der Angemessenheit des Eigenkapitals anord-
nen, dass ein Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung Eigenkapitalanforderungen einhal-
ten muss, die tber die Anforderungen der Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 2 hinausge-
hen, insbesondere

1. um solche Risiken zu bertcksichtigen, die nicht oder nicht in vollem Umfang Gegen-
stand der Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 2 sind,

2. wenn die Risikotragfahigkeit eines Wohnungsunternehmens mit Spareinrichtung nicht
gewabhrleistet ist,
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3. um einer besonderen Geschéftssituation des Wohnungsunternehmens mit Sparein-
richtung, etwa bei Aufnahme der Geschéftstatigkeit, Rechnung zu tragen oder

4. wenn das Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung nicht tber eine ordnungsge-
male Geschéaftsorganisation im Sinne des § 25a Absatz 1 verfugt.

(3) Auf Antrag des Wohnungsunternehmens mit Spareinrichtung kann die Bundesanstalt bei
der Beurteilung der Angemessenheit des Eigenkapitals einer abweichenden Berechnung der
Eigenkapitalanforderungen zustimmen, um eine im Einzelfall unangemessene Risikoabbil-
dung zu vermeiden.

(4) Der Berechnung der Angemessenheit des Eigenkapitals nach der Rechtsverordnung nach
Absatz 1 Satz 2 ist das haftende Eigenkapital zugrunde zu legen.

(5) Eigenkapital, das von Dritten oder von Tochterunternehmen der Wohnungsunternehmen
mit Spareinrichtung zur Verfiigung gestellt wird oder wurde, kann nur berticksichtigt werden,
wenn es dem Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung tatséachlich zugeflossen ist.

(6) 'Als haftendes Eigenkapital gelten abztglich der Positionen des Satzes 2

1. die Geschaftsguthaben und die Riicklagen; dabei sind Geschaftsguthaben von Mitglie-
dern, die zum Schluss des Geschaftsjahres ausscheiden, sowie ihre Anspriiche auf
Auszahlung eines Anteils an der in der Bilanz nach § 73 Absatz 3 des Genossen-
schaftsgesetzes von eingetragenen Genossenschaften gesondert ausgewiesenen Er-
gebnisriicklage der Genossenschaft abzusetzen und

2. der Bilanzgewinn, soweit seine Zuweisung zu den Rucklagen oder den Geschéftsgut-
haben beschlossen ist.

2Abzugspositionen im Sinne des Satzes 1 sind:

1 der Bilanzverlust;

2 die immateriellen Vermégensgegenstande;
3. der Korrekturposten gemaf Absatz 9;
4

Verbriefungspositionen, soweit die Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 2 eine die
Wahl zwischen einer Unterlegung der Verbriefungsposition mit Eigenmitteln zu ihrem
vollen Betrag oder dem Abzug vorsieht und das Wohnungsunternehmen mit Sparein-
richtungen den Abzug wabhit.

(7) *Als Rucklagen im Sinne des Absatzes 6 Satz 1 gelten nur die in der letzten fiir den Schluss
eines Geschaftsjahres festgestellten Bilanz als Ricklagen ausgewiesenen Betrage mit Aus-
nahme solcher Passivposten, die erst bei ihrer Auflosung zu versteuern sind. ?Als Ricklagen
ausgewiesene Betrage, die aus Ertragen gebildet worden sind, auf die erst bei Eintritt eines
zukunftigen Ereignisses Steuern zu entrichten sind, kdnnen nur in Hohe von 45 Prozent be-
riicksichtigt werden. Ricklagen, die auf Grund eines bei der Emission von Anteilen erzielten
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Aufgeldes oder anderweitig durch den Zufluss externer Mittel gebildet werden, kdnnen vom
Zeitpunkt des Zuflusses an beriicksichtigt werden.

(8) *'Von einem Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung aufgestellte Zwischenabschliisse
sind einer priferischen Durchsicht durch den Abschlussprifer zu unterziehen; in diesen Féallen
gilt der Zwischenabschluss flr die Zwecke dieser Vorschrift als ein mit dem Jahresabschluss
vergleichbarer Abschluss, wobei Gewinne des Zwischenabschlusses dem Eigenkapital zuge-
rechnet werden, soweit sie nicht fiir voraussichtliche Gewinnausschittungen oder Steuerauf-
wendungen gebunden sind. ?Verluste, die sich aus Zwischenabschliissen ergeben, sind vom
Eigenkapital abzuziehen. *Das Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung hat der Bundes-
anstalt und der Deutschen Bundesbank den Zwischenabschluss jeweils unverziglich einzu-
reichen. “Der Abschlussprifer hat der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank unver-
zuglich nach Beendigung der priferischen Durchsicht des Zwischenabschlusses eine Be-
scheinigung tber die Durchsicht einzureichen. °Ein im Zuge der Verschmelzung erstellter un-
terjahriger Jahresabschluss gilt nicht als Zwischenabschluss im Sinne dieses Absatzes.

(9) 'Die Bundesanstalt kann auf das haftende Eigenkapital einen Korrekturposten festsetzen.
2Wird der Korrekturposten festgesetzt, um noch nicht bilanzwirksam gewordene Kapitalveran-
derungen zu berlcksichtigen, so wird die Festsetzung mit der Feststellung des nachsten fiir
den Schluss eines Geschéftsjahres aufgestellten Jahresabschlusses gegenstandslos. ®Die
Bundesanstalt hat die Festsetzung auf Antrag des Wohnungsunternehmens mit Spareinrich-
tung aufzuheben, soweit die Voraussetzung fir die Festsetzung wegfallt.

§ 51b
Anforderungen an die Liquiditat fur Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung

(1) *Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung mussen ihre Mittel so anlegen, dass jederzeit
eine ausreichende Zahlungsfahigkeit (Liquiditat) gewahrleistet ist. 2Mietzahlungen, die in den
nachsten zwolf Monaten fallig werden, werden als Liquiditatszuflisse bericksichtigt.

(2) 'Das Bundesministerium der Finanzen wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank na-
here Bestimmungen uber die ausreichende Liquiditat zu erlassen, insbesondere uber die

1. Methoden zur Beurteilung der ausreichenden Liquiditdt und die dafir erforderlichen
technischen Grundsétze,

2. als Zahlungsmittel und Zahlungsverpflichtungen zu bertcksichtigenden Geschéfte ein-
schlie3lich ihrer Bemessungsgrundlagen und

3. Pflicht der Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung zur Ubermittlung der zum
Nachweis der ausreichenden Liquiditat erforderlichen Angaben an die Bundesanstalt
und die Deutsche Bundesbank, einschlie3lich Bestimmungen zu Inhalt, Art, Umfang
und Form der Angaben, zu der Haufigkeit inrer Ubermittlung und tber die zulassigen
Datentrager, Ubertragungswege und Datenformate.
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2Das Bundesministerium der Finanzen kann die Ermachtigung durch Rechtsverordnung auf
die Bundesanstalt mit der Mafl3gabe Ubertragen, dass die Rechtsverordnung im Einvernehmen
mit der Deutschen Bundesbank ergeht. 2Vor Erlass der Rechtsverordnung ist der Spitzenver-
band der Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung zu hoéren.

(3) Die Bundesanstalt kann bei der Beurteilung der Liquiditat im Einzelfall gegentber Woh-
nungsunternehmen mit Spareinrichtung Uber die in der Rechtsverordnung nach Absatz 2
Satz 1 festgelegten Vorgaben hinausgehende Liquiditdtsanforderungen anordnen, wenn ohne
eine solche Malinahme die nachhaltige Liquiditat nicht gesichert ist.

§ 51c
Sonstige Sondervorschriften fur Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung

(1) Das Einlagengeschaft im Sinne des § 1 Absatz 29 Satz 1 Nummer 3 darf nur mit den
Mitgliedern der Genossenschaft und ihren Angehorigen geman § 15 der Abgabenordnung be-
trieben werden.

(2) 8§ 25¢ Absatz 1 gilt mit der MaRgabe, dass Geschéftsleiter von Wohnungsunternehmen mit
Spareinrichtung im Einzelfall die praktischen Kenntnisse in den entsprechenden Geschaften
nach ihrer Bestellung erwerben kénnen, wenn mindestens zwei Vorstandsmitglieder vorhan-
den sind, die die fachliche Eignung nach 8§ 25c Absatz 1 besitzen, und gesichert ist, dass diese
bei allen Entscheidungen stets die Mehrheit der Stimmen innehaben.

(3) &8 25c Absatz 4a Nummer 3 Buchstabe d, e und g gilt mit der Mal3gabe, dass die Bericht-
erstattung in angemessenen Abstanden, mindestens jedoch jahrlich, erfolgt.

(4) Die 88 6b, 7a, 10 bis 18, 24 Absatz 1 Nummer 16, 17 und Absatz 1a Nummer 5, die 88 24c,
25, 25d Absatz 7 bis 12, § 32 Absatz 1a sowie § 26a sind nicht anzuwenden.

(5) § 33 Absatz 1 Satz 1 gilt mit der MalRgabe, dass einem Wohnungsunternehmen mit
Spareinrichtung als Anfangskapital ein Gegenwert von mindestens 5 Millionen Euro zur Ver-
flgung steht.
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Funfter Abschnitt
Sondervorschriften

§52
Sonderaufsicht

Soweit Institute einer anderen staatlichen Aufsicht unterliegen, bleibt diese neben der Aufsicht
der Bundesanstalt bestehen.

§ 52a
Verjahrung von Anspriichen gegen Organmitglieder von Kreditinstituten

(1) Anspruche von Kreditinstituten gegen Geschéftsleiter und Mitglieder des Aufsichts- oder
Verwaltungsorgans aus dem Organ- und Anstellungsverhéltnis wegen der Verletzung von
Sorgfaltspflichten verjahren in zehn Jahren.

(2) Absatz 1 ist auch auf die vor dem 15. Dezember 2010 entstandenen und noch nicht ver-
jahrten Anspriiche anzuwenden.

§53
Zweigstellen von Unternehmen mit Sitz im Ausland

(1) *Unterhalt ein Unternehmen mit Sitz im Ausland eine Zweigstelle im Inland, die Bankge-
schéfte betreibt oder Finanzdienstleistungen erbringt, gilt die Zweigstelle als Kreditinstitut oder
Finanzdienstleistungsinstitut. 2Unterhalt das Unternehmen mehrere Zweigstellen im Inland,
gelten sie als ein Institut.

(2) Auf die in Absatz 1 bezeichneten Institute ist dieses Gesetz mit folgender Mal3gabe anzu-
wenden:

1. Das Unternehmen hat mindestens zwei nattirliche Personen mit Wohnsitz im Inland zu
bestellen, die flir den Geschaftsbereich des Instituts zur Geschéftsfiihrung und zur Ver-
tretung des Unternehmens befugt sind, sofern das Institut Bankgeschéfte betreibt oder
Finanzdienstleistungen erbringt und befugt ist, sich bei der Erbringung von Finanz-
dienstleistungen Eigentum oder Besitz an Geldern oder Wertpapieren von Kunden zu
verschaffen. Solche Personen gelten als Geschéftsleiter. Sie sind zur Eintragung in das
Handelsregister anzumelden.

2. Das Institut ist verpflichtet, tiber die von ihm betriebenen Geschéafte und Uber das sei-
nem Geschéftsbetrieb dienende Vermdgen des Unternehmens gesondert Buch zu fiih-
ren und gegeniber der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank Rechnung zu
legen. Die Vorschriften des Handelsgesetzbuchs tiber Handelsbiicher gelten insoweit
entsprechend. Auf der Passivseite der jahrlichen Vermdgensibersicht ist der Betrag
des dem Institut von dem Unternehmen zur Verfigung gestellten Betriebskapitals und
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der Betrag der dem Institut zur Verstarkung der eigenen Mittel belassenen Betriebs-
Uberschiisse gesondert auszuweisen. Der Uberschul der Passivposten uiber die Ak-
tivposten oder der Uberschuf’ der Aktivposten tiber die Passivposten ist am Schluf? der
Vermaogensubersicht ungeteilt und gesondert auszuweisen.

3. Die nach Nummer 2 fiir den Schlul? eines jeden Geschéftsjahres aufzustellende Ver-
mogensubersicht mit einer Aufwands- und Ertragsrechnung und einem Anhang gilt als
Jahresabschlul3 (§ 26). Fir die Prifung des Jahresabschlusses gilt 8§ 340k des Han-
delsgesetzbuchs entsprechend mit der MalRgabe, dafd der Prifer von den Geschéfts-
leitern gewahlt und bestellt wird. Mit dem Jahresabschlul? des Instituts ist der Jahres-
abschlu’ des Unternehmens fir das gleiche Geschéftsjahr einzureichen.

4, Fur Zweigstellen, die sowohl das Einlagen- als auch das Kreditgeschaft betreiben, gilt
§ 33 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe d entsprechend. Als Eigenmittel des Insti-
tuts gilt die Summe der Betrage, die in den Finanzinformationen nach § 25 als dem
Institut von dem Unternehmen zur Verfligung gestelltes Betriebskapital und ihm zur
Verstarkung der eigenen Mittel belassene Betriebstiberschisse ausgewiesen wird, ab-
zlglich des Betrags eines etwaigen aktiven Verrechnungssaldos. Auf3erdem ist dem
Institut Kapital nach Artikel 71 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils gelten-
den Fassung zuzurechnen; die Artikel 25 bis 91 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in
ihrer jeweils geltenden Fassung gelten mit der MalR3gabe, dass die Eigenmittel nach
Satz 2 als hartes Kernkapital gelten.

5. Die Erlaubnis kann auch dann versagt werden, wenn die Gegenseitigkeit nicht auf
Grund zwischenstaatlicher Vereinbarungen gewéhrleistet ist. Die Erlaubnis ist zu wi-
derrufen, wenn und soweit dem Unternehmen die Erlaubnis zum Betreiben von Bank-
geschaften oder Erbringen von Finanzdienstleistungen von der fir die Aufsicht Gber
das Unternehmen im Ausland zustandigen Stelle entzogen worden ist.

6. Fur die Anwendung des § 36 Abs. 1 gilt das Institut als juristische Person.

7. Die Er6ffnung neuer Zweigstellen sowie die SchlieBung von Zweigstellen im Inland hat
das Institut der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank unverzuglich anzuzei-
gen.

(2a) Fur die Bestimmungen dieses Gesetzes, die daran anknupfen, daf? ein Institut das Toch-
terunternehmen eines Unternehmens mit Sitz im Ausland ist, gilt die Zweigstelle als hundert-
prozentiges Tochterunternehmen der Institutszentrale mit Sitz im Ausland.

(3) Fur Klagen, die auf den Geschéftsbetrieb einer Zweigstelle im Sinne des Absatzes 1 Bezug
haben, darf der Gerichtsstand der Niederlassung nach § 21 der Zivilprozef3ordnung nicht durch
Vertrag ausgeschlossen werden.

(4) Die Absétze 2 bis 3 sind nicht anzuwenden, soweit zwischenstaatliche Vereinbarungen
entgegenstehen, denen die gesetzgebenden Kdérperschaften in der Form eines Bundesgeset-
zes zugestimmt haben.
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(5) st ein Beschluss Uber die Auflosung der Zweigstelle gefasst worden, so ist dieser zur
Eintragung in das Handelsregister des Gerichts der Zweigstelle anzumelden und der Vermerk
'in Abwicklung' im Rechtsverkehr zu fiihren. ?Die erteilte Erlaubnis ist an die Bundesanstalt
zuriickzugeben.

(6) 'Die ebenfalls eintragungspflichtige Aufhebung der Zweigstelle darf nur mit Zustimmung
der Bundesanstalt erfolgen. 2Die Zustimmung ist in der Regel zu verweigern, wenn nicht nach-
gewiesen ist, dass samtliche Geschéfte der Zweigstelle abgewickelt worden sind.

§ 53a
Représentanzen von Instituten mit Sitz im Ausland

Ein Institut mit Sitz im Ausland darf eine Reprasentanz im Inland errichten oder fortfiihren,
wenn es befugt ist, in seinem Herkunftsstaat Bankgeschafte zu betreiben oder Finanzdienst-
leistungen zu erbringen und dort seine Hauptverwaltung hat. 2Das Institut hat die Absicht, eine
Reprasentanz zu errichten, und den Vollzug einer solchen Absicht der Bundesanstalt und der
Deutschen Bundesbank unverziglich anzuzeigen. 3Die Bundesanstalt bestéatigt dem Institut
den Eingang der Anzeige. “Die Reprasentanz, einschlieRlich ihrer Leiter, darf ihre Tatigkeit
erst aufnehmen, wenn dem Institut die Bestatigung der Bundesanstalt vorliegt. *Das Institut
hat der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank die Verlegung oder SchlieBung der
Reprasentanz unverziglich anzuzeigen.

§ 53b
Unternehmen mit Sitz in einem anderen Staat des Europaischen Wirtschaftsraums

(1) Ein CRR-Kreditinstitut oder ein Wertpapierhandelsunternehmen mit Sitz in einem anderen
Staat des Europaischen Wirtschaftsraums darf ohne Erlaubnis durch die Aufsichtsbeh6rde
Uber eine Zweigniederlassung oder Uber gemaf § 2 Absatz 10 angezeigte vertraglich gebun-
dene Vermittler, die ihren Sitz oder gewdhnlichen Aufenthalt im Inland haben, sowie im Wege
des grenziberschreitenden Dienstleistungsverkehrs, auch durch vertraglich gebundene Ver-
mittler, die ihren Sitz oder gewothnlichen Aufenthalt im Herkunftsmitgliedstaat haben, im Inland
Bankgeschéfte betreiben oder Finanzdienstleistungen erbringen, wenn das Unternehmen von
den zustandigen Stellen seines Herkunftsmitgliedstaates zugelassen worden ist, die Ge-
schafte von der Zulassung abgedeckt sind und das Unternehmen von den zustandigen Stellen
nach MalRgabe der Richtlinien und Verordnungen der Europaischen Union beaufsichtigt wird.
2Satz 1 gilt entsprechend fir CRR-Kreditinstitute, die auch Zahlungsdienste im Sinne des Zah-
lungsdiensteaufsichtsgesetzes erbringen. 2§ 53 ist in diesem Fall nicht anzuwenden. “§ 14 der
Gewerbeordnung bleibt unberihrt.

(1a) Ein Unternehmen mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union oder
einem Vertragsstaat des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum darf ohne Er-
laubnis durch die Bundesanstalt Uber eine Zweigniederlassung oder im Wege des grenziber-
schreitenden Dienstleistungsverkehrs im Inland als Datenbereitstellungsdienst tatig werden,
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wenn das Unternehmen von den zustandigen Stellen seines Herkunftsmitgliedstaates zuge-
lassen worden ist und die Geschéafte durch die Zulassung abgedeckt sind.

(2) *Vorbehaltlich der Regelungen in Teil II, Titel 3 der Verordnung (EU) Nr. 468/2014 hat die
Bundesanstalt einem Unternehmen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 und 2, das beabsichtigt,
eine Zweigniederlassung im Inland zu errichten, innerhalb von zwei Monaten nach Eingang
der von den zustandigen Stellen des Herkunftsmitgliedstaates Uber die beabsichtigte Errich-
tung der Zweigniederlassung Ubermittelten Unterlagen auf die fur seine Tatigkeit vorgeschrie-
benen Meldungen an die Bundesanstalt und die Deutsche Bundesbank hinzuweisen und die
Bedingungen anzugeben, die nach Absatz 3 Satz 1 fur die Ausiibung der von der Zweignie-
derlassung geplanten Tatigkeiten aus Griinden des Allgemeininteresses gelten. 2Nach Ein-
gang der Mitteilung der Aufsichtsbehdrde, spatestens nach Ablauf der in Satz 1 genannten
Frist, kann die Zweigniederlassung errichtet werden und ihre Tatigkeit aufnehmen. *Die Euro-
paische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehdrde kann nach dem Verfahren und unter den in
Artikel 35 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 festgelegten Bedingungen den Zugang zu die-
sen Informationen verlangen.

(2a) Vorbehaltlich der Regelungen in Teil Il, Titel 3 der Verordnung (EU) Nr. 468/2014 hat die
Bundesanstalt einem Unternehmen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 und 2, das beabsichtigt,
im Inland im Wege des grenzuberschreitenden Dienstleistungsverkehrs tétig zu werden, in-
nerhalb von zwei Monaten nach Eingang der von den zusténdigen Stellen des Herkunftsmit-
gliedstaates Uber die beabsichtigte Aufnahme des grenziberschreitenden Dienstleistungsver-
kehrs Ubermittelten Unterlagen die Bedingungen anzugeben, die nach Absatz 3 Satz 3 fur die
Ausuibung der geplanten Tatigkeiten aus Griinden des Allgemeininteresses gelten. 2Die Bun-
desanstalt verdffentlicht die Namen von vertraglich gebundenen Vermittlern, die ihren Sitz oder
gewohnlichen Aufenthalt im Herkunftsmitgliedstaat des Instituts haben und die das Institut im
Inland heranziehen will, auf ihrer Internetseite, soweit die zustandigen Stellen des Herkunfts-
mitgliedstaates diese mitgeteilt haben.

(3) *Auf Zweigniederlassungen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 und 2 sind die folgenden Re-
gelungen entsprechend anzuwenden mit der Mal3gabe, dass eine oder mehrere Zweignieder-
lassungen desselben Unternehmens als ein Kreditinstitut oder Finanzdienstleistungsinstitut
gelten:

1. § 3 Absatz 1 und § 6 Absatz 2,

la. 8§10 Absatz 2,

2. (aufgehoben)

3. die 88 14, 18a, 22 und 23,

4, § 23a, sofern es sich um ein CRR-Institut oder Wertpapierhandelsunternehmen han-
delt,

5. 824 Abs. 1 Nr. 5und 7,
6. die 88 24b, 24c, 25, 25a Abs. 1 Satz 6 Nr. 2,
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7. 8§ 25h Absatz 1 bis 3, soweit es sich um Anforderungen zur Verhinderung von Geldwa-
sche und Terrorismusfinanzierung handelt, sowie § 25h Absatz 4 und 5,

8. die 88 25i bis 25k, 25m, 37, 39 bis 42, 43 Absatz 2 und 3, § 44 Absatz 1 und 6, § 44a
Absatz 1 und 2 sowie die 88 44c, 46 bis 46h, 48u und 49,

9. § 17 des Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetzes.

2Fur die Tatigkeiten im Wege des grenziberschreitenden Dienstleistungsverkehrs nach Ab-
satz 1 Satz 1 und 2 gelten § 3 Absatz 1, sofern es sich um ein CRR-Institut oder ein Wertpa-
pierhandelsunternehmen handelt, die 88 18a, 23a, 37, 44 Absatz 1 sowie die 88 44c, 48u
Absatz 1 und § 49 dieses Gesetzes und § 17 des Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetzes ent-
sprechend. Auf Betreiber eines multilateralen oder organisierten Handelssystems, die im
Wege des grenziberschreitenden Dienstleistungsverkehrs im Inland einen Zugang anbieten,
ist 8 23a nicht anzuwenden.

(4) *stellt die Aufsichtsbehorde fest, dass ein Unternehmen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1
und 2 seinen Pflichten nach Absatz 3 oder der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 nicht nachkommt
oder dass es sehr wahrscheinlich ist, dass es diesen Verpflichtungen nicht nachkommen wird,
unterrichtet die Aufsichtsbehorde unverziglich die zustéandigen Stellen des Herkunftsmitglied-
staates. 2Ergreifen die zustandigen Stellen des Herkunftsmitgliedstaates keine MalRnahmen
oder erachtet die Aufsichtsbehdrde die Malinahme auf Grundlage der ihr von den zustandigen
Stellen des Herkunftsmitgliedstaates Ubermittelten Informationen und Erkenntnissen als unzu-
reichend, kann sie nach Unterrichtung der zustandigen Stellen des Herkunftsmitgliedstaates
und der Europaischen Bankenaufsichtsbehorde die erforderlichen MaBnahmen ergreifen. Er-
forderlichenfalls kann sie die Durchfiihrung neuer Geschéfte im Inland untersagen. “Sind die
zustandigen Stellen des Herkunftsmitgliedstaates mit den zu ergreifenden MalRBhahmen nicht
einverstanden, konnen sie die Angelegenheit nach MalRgabe des Artikels 19 der Verordnung
(EU) Nr. 1093/2010 an die Europaische Bankenaufsichtsbehdrde verweisen und diese um
Unterstitzung bitten.

(5) In dringenden Fallen kann die Aufsichtsbehdrde vor Einleitung des in Absatz 4 vorgese-
henen Verfahrens die erforderlichen Malinahmen anordnen, sofern der Herkunftsmitgliedstaat
keine SanierungsmafRnahmen im Sinne des Artikels 2 der Richtlinie 2001/24/EG des Europa-
ischen Parlaments und des Rates vom 4. April 2001 lber die Sanierung und Liquidation der
Kreditinstitute (ABI. L 125 vom 5.5.2001, S. 15) erlassen hat. ?Sie hat die Europaische Kom-
mission, die Européische Bankenaufsichtsbehorde und die zustandigen Stellen des Herkunfts-
mitgliedstaates unverzuglich hiervon zu unterrichten. *Diese MalRnahmen sind aufzuheben,
wenn

1. der Herkunftsmitgliedstaat eine Sanierungsmafinahme im Sinne des Artikels 2 der
Richtlinie 2001/24/EG angeordnet oder erlassen hat,

2. der Herkunftsmitgliedstaat die notwendigen MaRnahmen angeordnet oder ergriffen hat,
damit das Unternehmen seinen Verpflichtungen nachkommt,
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3. die Europaische Kommission nach Anhdrung der Aufsichtsbehotrde, des Herkunftsmit-
gliedstaates und der Européaischen Bankaufsichtsbehdrde entschieden hat, dass die
Mal3nahmen nach Satz 1 aufzuheben sind oder

4. der Grund fur ihre Anordnung entfallen ist.

(6) Die zustandigen Stellen des Herkunftsmitgliedstaates kénnen nach vorheriger Unterrich-
tung der Aufsichtsbehdrde selbst oder durch ihre Beauftragten die fur die bankaufsichtliche
Uberwachung der Zweigniederlassung erforderlichen Informationen bei der Zweigniederlas-
sung prufen.

(7) *Ein Unternehmen mit Sitz in einem anderen Staat des Europaischen Wirtschaftsraums,
das Bankgeschafte im Sinne des 8 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 3, 5, 7 bis 9 betreibt, Finanzdienst-
leistungen im Sinne des 8§ 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 7, 9 und 10, oder Zahlungsdienste im Sinne
des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes erbringt oder sich als Finanzunternehmen im Sinne
des 8§ 1 Abs. 3 betétigt, kann diese Tatigkeiten Uber eine Zweigniederlassung oder im Wege
des grenziberschreitenden Dienstleistungsverkehrs im Inland abweichend von § 32 ohne Er-
laubnis der Aufsichtsbehdrde austiben, wenn

1. das Unternehmen ein Tochterunternehmen eines CRR-Kreditinstituts oder ein gemein-
sames Tochterunternehmen mehrere CRR-Kreditinstitute ist,

2. seine Satzung diese Tatigkeiten gestattet,

3. das oder die Mutterunternehmen in dem Staat, in dem das Unternehmen seinen Sitz
hat, als CRR-Kreditinstitut zugelassen sind,

4, die Tatigkeiten, die das Unternehmen austibt, auch im Herkunftsmitgliedstaat betrieben
werden,

5. das oder die Mutterunternehmen mindestens 90 vom Hundert der Stimmrechte des
Tochterunternehmens halten,

6. das oder die Mutterunternehmen gegenuber den zustandigen Stellen des Herkunfts-
mitgliedstaates des Unternehmens die umsichtige Geschéftsfiihrung des Unterneh-
mens glaubhaft gemacht und sich mit Zustimmung dieser zustandigen Stellen des Her-
kunftsmitgliedstaates gegebenenfalls gesamtschuldnerisch fir die vom Tochterunter-
nehmen eingegangenen Verpflichtungen verbirgt haben und

7. das Unternehmen in die Beaufsichtigung des Mutterunternehmens auf konsolidierter
Basis einbezogen ist.

2Satz 1 gilt entsprechend fir Tochterunternehmen von in Satz 1 genannten Unternehmen,
Finanzholding-Gesellschaften, gemischten Finanzholding-Gesellschaften und gemischten
Holdinggesellschaften, welche die vorgenannten Bedingungen erfiillen. *Die Absétze 2 bis 6
gelten entsprechend.
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(7a) Ergreift die Aufsichtsbehdrde Maflinahmen nach Absatz 4 oder Absatz 5, jeweils auch in
Verbindung mit Absatz 7, sind diese schriftlich zu begriinden und dem Institut bekanntzuma-
chen.

(8) Die Bundesanstalt kann beantragen, dass eine inlandische Zweigniederlassung eines In-
stituts mit Sitz in einem anderen Staat des Europaischen Wirtschaftsraums als bedeutend an-
gesehen wird. 2Gehért das Institut einer Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe oder gemisch-
ten Finanzholding-Gruppe an, an deren Spitze ein EU-Multterinstitut, eine EU-Mutterfinanzhol-
ding-Gesellschaft oder eine gemischte EU-Mutterfinanzholding-Gesellschaft steht, richtet die
Bundesanstalt den Antrag an die fir die Beaufsichtigung der Gruppe auf zusammengefasster
Basis zustandige Stelle, anderenfalls an die zustandige Stelle des Herkunftsmitgliedstaates.
3Der Antrag ist zu begrtinden. “Eine Zweigniederlassung ist insbesondere dann als bedeutend
anzusehen, wenn

1. ihr Marktanteil gemessen an den Einlagen 2 vom Hundert Ubersteigt,

2. sich eine Aussetzung oder Einstellung der Tatigkeit des Instituts auf die systemische
Liquiditat und die Zahlungsverkehrs- sowie Abwicklungs- und Verrechnungssysteme
im Inland auswirken wirde oder

3. ihr eine gewisse GrolRe und Bedeutung gemessen an der Kundenzahl innerhalb des
Banken- und Finanzsystems zukommt.

°Die Bundesanstalt kann von den Instituten nach Satz 1 alle Angaben verlangen, die fiir die
Beurteilung nach Satz 4 erforderlich sind.

(9) Haben die Bundesanstalt, die zustandige Stelle des Herkunftsmitgliedstaates sowie ge-
gebenenfalls die fur die Beaufsichtigung auf zusammengefasster Basis zustéandige Stelle in-
nerhalb von zwei Monaten nach Erhalt des Antrags keine einvernehmliche Entscheidung Uber
die Einstufung der Zweigniederlassung als bedeutend getroffen, entscheidet die Bundesan-
stalt unter Beruicksichtigung der Auffassungen und Vorbehalte der anderen zustandigen Stelle
innerhalb von weiteren zwei Monaten selbst tUber die Einstufung einer Zweigniederlassung als
bedeutend. 2Diese Entscheidung ist den anderen zustandigen Stellen schriftlich unter Angabe
von Griinden mitzuteilen. *Hat die Bundesanstalt oder eine zustandige Stelle in einem anderen
Staat des Europaischen Wirtschaftsraums bis zum Ablauf der Zweimonatsfrist nach Satz 1
nach MalRgabe des Artikels 19 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 die Europaische Banken-
aufsichtsbehorde um Hilfe ersucht, stellt die Bundesanstalt ihnre Entscheidung nach Satz 1 bis
zu einem Beschluss der Europédischen Bankenaufsichtsbehdrde gemaR Artikel 19 Absatz 3
der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 zuriick und entscheidet dann in Ubereinstimmung mit
einem solchen Beschluss. “Nach Ablauf der Zweimonatsfrist oder nachdem eine gemeinsame
Entscheidung getroffen wurde, kann die Europaische Bankenaufsichtsbehdrde nicht mehr um
Hilfe ersucht werden.

(10) st die Bundesanstalt auf Einzelinstitutsebene oder unterkonsolidierter Basis fur die Be-
aufsichtigung von Tochterunternehmen eines EU-Mutterinstituts, einer EU-Mutterfinanzhol-
ding-Gesellschaft oder einer gemischten EU-Mutterfinanzholding-Gesellschaft zustandig, fur
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deren Beaufsichtigung auf zusammengefasster Basis sie nicht zustandig ist und kommt es
innerhalb der viermonatigen Frist nicht zu einer gemeinsamen Entscheidung aller zusténdigen
Stellen lGber die Angemessenheit der Eigenmittelausstattung und das Erfordernis zusatzlicher
Eigenmittelanforderungen, entscheidet die Bundesanstalt allein, ob die Eigenmittelausstattung
der ihrer Beaufsichtigung unterliegenden Tochterunternehmen angemessen ist und ob zusatz-
liche Eigenmittelanforderungen erforderlich sind. ?Bei der Entscheidung beriicksichtigt sie an-
gemessen die Auffassungen und Vorbehalte der zustéandigen Stelle, die die Aufsicht auf zu-
sammengefasster Basis Uber die Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe oder gemischte Fi-
nanzholding-Gruppe ausubt; die Entscheidung muss der Risikobewertung und den Auffassun-
gen und Vorbehalten Rechnung tragen, die innerhalb der viermonatigen Frist von den anderen
zustandigen Stellen geauRert wurden. *Hat die Bundesanstalt oder eine zustandige Stelle in
einem anderen Staat des Europaischen Wirtschaftsraums bis zum Ablauf der Viermonatsfrist
nach 8§ 8a Absatz 4 Satz 1 nach MalRgabe des Artikels 19 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010
die Europaische Bankenaufsichtsbehdrde um Hilfe ersucht, stellt die Bundesanstalt ihre Ent-
scheidung nach Satz 1 bis zu dem Beschluss der Européischen Bankenaufsichtsbehorde ge-
malf3 Artikel 19 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 zuriick und entscheidet dann in
Ubereinstimmung mit einem solchen Beschluss. “Nach Ablauf der Viermonatsfrist oder nach-
dem eine gemeinsame Entscheidung getroffen wurde, kann die Europaische Bankenaufsichts-
behorde nicht mehr um Hilfe ersucht werden. °Die Bundesanstalt tibersendet der zusténdigen
Stelle, die die Aufsicht auf zusammengefasster Basis Uber die Institutsgruppe, Finanzholding-
Gruppe oder gemischte Finanzholding-Gruppe ausuibt, die schriftliche Entscheidung unter An-
gabe der vollstandigen Begriindung. ®*Wurde die Europaische Bankenaufsichtsbehorde ange-
hort, berticksichtigt die Bundesanstalt deren Stellungnahme und begriindet jede erhebliche
Abweichung davon.

(11) *Bevor die Bundesanstalt eine Priifung nach § 44 tiber eine Zweigniederlassung anordnet,
die im Inland tatig ist, hat sie die zustandigen Stellen des Herkunftsmitgliedstaates anzuhéren.
2Die Informationen und Erkenntnisse, die durch die Prifung gewonnen werden, sind den zu-
standigen Stellen des Herkunftsmitgliedstaates mitzuteilen, wenn sie wichtig sind fur die Risi-
kobewertung des Mutterinstituts oder fur die Stabilitédt des Finanzsystems des Herkunftsmit-
gliedstaates.

(12) 'wird der Austritt des Vereinigten Konigreichs GroRbritannien und Nordirland aus der Eu-
ropaischen Union wirksam, ohne dass bis zu diesem Zeitpunkt ein Austrittsabkommen im
Sinne von Artikel 50 Absatz 2 Satz 2 des Vertrages uber die Européaische Union in Kraft ge-
treten ist, so kann die Bundesanstalt zur Vermeidung von Nachteilen fir die Funktionsfahigkeit
oder die Stabilitat der Finanzmaéarkte anordnen, dass die Vorschriften der Absatze 1 bis 9 fir
einen Ubergangszeitraum nach dem Austritt auf Unternehmen mit Sitz im Vereinigten Konig-
reich Grof3britannien und Nordirland, die zum Zeitpunkt des Austritts des Vereinigten Konig-
reichs GroR3britannien und Nordirland aus der Europdischen Union nach Absatz 1 im Inland
Uber eine Zweigniederlassung oder im Wege des grenziberschreitenden Dienstleistungsver-
kehrs Bankgeschéfte betrieben oder Finanzdienstleistungen erbracht haben, ganz oder teil-
weise entsprechend anzuwenden sind. 2Dies gilt nur, soweit die Unternehmen nach dem Aus-
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tritt Bankgeschéfte betreiben oder Finanzdienstleistungen erbringen, die in engem Zusam-
menhang mit zum Zeitpunkt des Austritts bestehenden Vertragen stehen. Der im Zeitpunkt
des Austritts beginnende Ubergangszeitraum darf eine Dauer von 21 Monaten nicht tber-
schreiten. *Die Anordnung kann auch durch Allgemeinverfigung ohne vorherige Anhorung
getroffen und offentlich bekannt gegeben werden.

§ 53c
Unternehmen mit Sitz in einem Drittstaat; Verordnungserméchtigung

(1) Das Bundesministerium der Finanzen wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung

1. zu bestimmen, dal} die Vorschriften dieses Gesetzes Uber auslandische Unternehmen
mit Sitz in einem anderen Staat des Européaischen Wirtschaftsraums auch auf Unter-
nehmen mit Sitz in einem Drittstaat anzuwenden sind, soweit dies im Bereich des Nie-
derlassungsrechts oder des Dienstleistungsverkehrs oder fiir die Aufsicht auf zusam-
mengefaldter Basis auf Grund von Abkommen der Europaischen Union mit Drittstaaten
erforderlich ist;

2. die vollstandige oder teilweise Anwendung der Vorschriften des § 53b unter vollstandi-
ger oder teilweiser Freistellung von den Vorschriften des 8§ 53 auf Unternehmen mit
Sitz in einem Drittstaat anzuordnen, wenn die Gegenseitigkeit gewahrleistet ist und

a) die Unternehmen in ihrem Sitzstaat in den von der Freistellung betroffenen Berei-
chen nach international anerkannten Grundsatzen beaufsichtigt werden,

b) den Zweigniederlassungen der entsprechenden Unternehmen mit Sitz im Inland in
diesem Staat gleichwertige Erleichterungen eingeraumt werden und

c) die zustéandigen Behotrden des Sitzstaates zu einer befriedigenden Zusammenar-
beit mit der Bundesanstalt bereit sind und dies auf der Grundlage einer Vereinba-
rung sichergestellt ist.

(2) *Ungeachtet der Regelungen des Absatzes 1 kénnen Unternehmen mit Sitz in einem Dritt-
staat, die in das Register nach Artikel 48 der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 eingetragen wur-
den, gegeniiber geeigneten Gegenparteien und professionellen Kunden im Inland Wertpapier-
dienstleistungen im Sinne des 8§ 2 Absatz 3 und 3a des Wertpapierhandelsgesetzes erbringen.
2In diesem Fall ist 8 53b Absatz 1 und 3 entsprechend anzuwenden.

§ 53d
Mutterunternehmen mit Sitz in einem Drittstaat

(1) *unterliegen CRR-Kreditinstitute und Wertpapierhandelsunternehmen mit Sitz im Inland,
die Tochterunternehmen eines Instituts, einer Finanzholding-Gesellschaft oder einer gemisch-
ten Finanzholding-Gesellschaft mit Sitz in einem Drittstaat sind, in dem Drittstaat nicht einer
Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis nach den Bestimmungen dieses Gesetzes, bewertet
die Aufsichtsbehdrde, ob die Beaufsichtigung des CRR-Kreditinstituts oder des Wertpapier-
handelsunternehmens auf konsolidierter Basis durch die zustandigen Stellen des Drittstaates
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der Beaufsichtigung nach den Bestimmungen des § 10a dieses Gesetzes und den Anforde-
rungen des Teils 1 Titel Il Kapitel 2 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 gleichwertig ist. ?Die
Aufsichtsbehdrde nimmt diese Bewertung auf Wunsch des Mutterunternehmens, eines im Eu-
ropaischen Wirtschaftsraum zugelassenen Unternehmens oder von Amts wegen vor. 3Vor der
Entscheidung Uber die Gleichwertigkeit hort die Aufsichtsbehdrde die anderen zustandigen
Stellen und die Européaische Aufsichtsbehorde an.

(2) *Fuhrt die Bewertung nach Absatz 1 zu dem Ergebnis, dass die Beaufsichtigung auf kon-
solidierter Basis im Drittstaat nicht gleichwertig ist, kann die Aufsichtsbehoérde die Gruppe der
im Inland ansassigen Unternehmen als Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe oder gemischte
Finanzholding-Gruppe und ein Institut als Uibergeordnetes Unternehmen bestimmen. ?Die Vor-
schriften des § 10a dieses Gesetzes und des Teils 1 Titel Il Kapitel 2 der Verordnung (EU) Nr.
575/2013 sind entsprechend anzuwenden.

(3) 'Die Bundesanstalt kann im Einzelfall abweichend von Absatz 2 und § 15 Absatz 2 des
Finanzkonglomerate-Aufsichtsgesetzes einer angemessenen Beaufsichtigung auf konsolidier-
ter Basis in anderer Weise Rechnung tragen. 2Sie kann insbesondere verlangen, dass eine
Finanzholding-Gesellschaft oder gemischte Finanzholding-Gesellschaft mit Sitz im Inland oder
in einem anderen Staat des Européischen Wirtschaftsraums gegrindet wird, auf die die Vor-
schriften dieses Gesetzes Uber die Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis entsprechend an-
zuwenden sind.

(4) YIn den Fallen des Absatzes 3 unterrichtet die Bundesanstalt die betroffenen zustandigen
Stellen im Europaischen Wirtschaftsraum tber die gewéahlte Vorgehensweise. 2Die Pflichten
aus 8 7a Absatz 2 Nummer 3 und 8§ 7b Absatz 3 Nummer 2 bleiben unberihrt.
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§ 53e

Sechster Abschnitt

Sondervorschriften fur zentrale Gegenparteien und
Zentralverwahrer

1. ZENTRALE GEGENPARTEIEN

§ 53e
Inhaber bedeutender Beteiligungen

§ 2c Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 1b Satz 1 Nummer 1, 3, 4 bis 6 gilt entsprechend,
soweit die Bundesanstalt nach Artikel 30 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 die er-
forderlichen MalRnahmen ergreifen soll, um eine Einflussnahme der in Artikel 30 Absatz 1 der
Verordnung (EU) Nr. 648/2012 genannten Personen, die sich voraussichtlich zum Nachteil ftir
eine solide und umsichtige Geschaftsfiihrung einer zentralen Gegenpartei auswirken wird, zu
beenden; § 44b gilt entsprechend.

§ 53f
Aufsichtskollegien

(1) Soweit die Bundesanstalt und die Deutsche Bundesbank einem Aufsichtskollegium nach
Artikel 18 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 angehéren, nehmen sie bei Abstimmungen je-
weils eine Stimme wahr.

(2) Falls nach Artikel 19 Absatz 3 Satz 3 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 drei Stimmen flr
deutsche Aufsichtsbehérden vorgesehen sind oder die Bundesanstalt oder die Deutsche Bun-
desbank dem Aufsichtskollegium nicht angehéren, riicken in der Wahrnehmung der Stimmen
die zustandigen Aufsichtsbehdrden der Handelsplatze im Sinne des Artikels 18 Absatz 2 Buch-
stabe d der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 nach, und zwar in der Reihenfolge des an dem
Handelsplatz im vorangegangenen Kalenderjahr gehandelten Volumens an Finanzinstrumen-
ten, das Uber die betreffende zentrale Gegenpartei abgerechnet wurde.

§ 53g
Finanzmittelausstattung von zentralen Gegenparteien

Die Bundesanstalt kann bei der Beurteilung der Angemessenheit der Finanzmittel anordnen,
dass eine zentrale Gegenpartei Anforderungen an das Eigenkapital und die sonstigen Finanz-
mittel einhalten muss, die lber die Anforderungen der Artikel 16 und 43 der Verordnung (EU)
Nr. 648/2012 hinausgehen, insbesondere

1. um den Aufbau eines zusatzlichen Finanzmittelpuffers fur Perioden wirtschaftlichen Ab-
schwungs sicherzustellen,
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2. um Risiken Rechnung zu tragen, die sich aufgrund gesellschaftsrechtlicher Gestaltun-
gen oder Abhangigkeiten einer zentralen Gegenpartei insbesondere als Teil einer In-
stituts- oder Finanzholding-Gruppe ergeben oder

3. um einer besonderen Geschéftssituation einer zentralen Gegenpartei Rechnung zu tra-
gen.

§ 53h
Liquiditat

Die Bundesanstalt kann bei der Beurteilung der Liquiditat im Einzelfall gegentber einer zent-
ralen Gegenpartei Liquiditatsanforderungen anordnen, die Uber die Vorgaben hinausgehen,
die in Artikel 44 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 gegebenenfalls in Verbindung mit nach
Artikel 44 Absatz 2 erlassenen technischen Regulierungsstandards festgelegt sind, wenn ohne
eine solche MalRnahme die nachhaltige Liquiditat der zentralen Gegenpartei nicht gesichert
ist.

§ 53i
Gewahrung des Zugangs nach den Artikeln 7 und 8 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012

'Eine zentrale Gegenpartei, der eine Zulassung nach Artikel 14 der Verordnung (EU)
Nr. 648/2012 erteilt worden ist, hat die Bundesanstalt Giber den Eingang von Antragen auf Zu-
gangsgewahrung nach Artikel 7 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 sowie das Stellen eines
Antrags auf Zugangsgewahrung nach Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 unverzug-
lich schriftlich zu informieren. 2Die Bundesanstalt kann der zentralen Gegenpartei

1. unter den in Artikel 7 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 genannten Voraus-
setzungen untersagen, einen Zugang im Sinne des Artikels 7 der genannten Verord-
nung zu gewahren, oder

2. unter den in Artikel 8 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 genannten Voraus-
setzungen untersagen, einen Zugang zu einem Handelsplatz im Sinne des Artikels 8
der genannten Verordnung einzurichten.

§ 53]
Anzeigen; Verordnungserméachtigung

(1) Eine zentrale Gegenpartei hat der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank jeweils
zum Monatsende anzuzeigen:

1. die Einhaltung der Einschussanforderungen nach Artikel 41 Absatz 1 Satz 2 und 3 der
Verordnung (EU) Nr. 648/2012,

2. die Summe des oder der Ausfallfonds nach Artikel 42 Absatz 1 der Verordnung (EU)
Nr. 648/2012,

228



§ 53

3. die Summe der sonstigen Finanzmittel nach Artikel 43 der Verordnung (EU)
Nr. 648/2012, einschliellich einer Darlegung, ob der Ausfallfonds und die sonstigen
Finanzmittel den Ausfall der beiden nach Artikel 43 Absatz 2 der Verordnung (EU)
Nr. 648/2012 bestimmten Clearingmitglieder auffangen kdnnen,

4, stichtagsbezogen die Summe der fiir eine Deckung des Liquiditatsbedarfs bestehen-
den Kreditlinien oder &hnlichen Mdglichkeiten und jeweils die diesbezlglichen Gegen-
parteien sowie den potenziellen taglichen Liquiditatsbedarf nach Artikel 44 Absatz 1
der Verordnung (EU) Nr. 648/2012,

5. die Summe aller im Berichtszeitraum nach Artikel 46 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr.
648/2012 entgegengenommenen Sicherheiten aufgeschlisselt nach Sicherheiten in
Form von Geld, Wertpapieren und Garantien; dabei sind die Geldsicherheiten nach
Wahrungen weiter aufzuschlisseln und die Wertpapiere nach der Art, dem jeweiligen
Sicherheitsabschlag und dem jeweiligen Anteil an den Gesamtsicherheiten sowie, so-
weit gegeben, dem Zeitpunkt der Freigabe und

6. die Gegenparteien, bei denen zum Stichtag Finanzmittel im Sinne des Artikels 47 der
Verordnung (EU) Nr. 648/2012 angelegt waren, jeweils unter Angabe des angelegten
Volumens und der erfolgten Besicherung.

(2) 'Die Unterlagen, die der Bundesanstalt nach der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 vorzulegen
sind, sind in deutscher Sprache und auf Verlangen der Bundesanstalt zusatzlich in englischer
Sprache zu erstellen und vorzulegen. 2Die Bundesanstalt kann gestatten, dass die Unterlagen
ausschlieBlich in englischer Sprache erstellt und vorgelegt werden.

(3) *Das Bundesministerium der Finanzen kann durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim-
mung des Bundesrates bedarf, im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank und nach An-
horung der Spitzenverbéande der Institute ndhere Bestimmungen erlassen uber

1. Art, Umfang, Zeitpunkt und Form der nach Absatz 1 erforderlichen Anzeigen und der
gegebenenfalls zum Nachweis erforderlichen Unterlagen,

2. die zulassigen Datentrager, Ubertragungswege und Datenformate fiir diese Anzeigen
und

3. eine Ergdnzung der nach Absatz 1 bestehenden Anzeigepflichten durch die Erstattung
von Sammelanzeigen und die Einreichung von Sammelaufstellungen,

soweit dies zur Erfullung der Aufgaben der Bundesanstalt erforderlich ist, insbesondere um
einheitliche Unterlagen zur Beurteilung des von zentralen Gegenparteien durchgefiihrten
Clearings zu erhalten. ?2Das Bundesministerium der Finanzen kann diese Erméachtigung durch
Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt mit der Malgabe Ubertragen, dass die Rechtsver-
ordnung im Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbank zu erlassen ist.
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8 53k
Auslagerung von Aktivitaten und Prozessen

Soweit eine zentrale Gegenpartei eine Auslagerung gemalf Artikel 35 der Verordnung (EU)
Nr. 648/2012 vornimmt, gilt 25b Absatz 3 Satz 1 und 2 und Absatz 4 entsprechend.

§ 53|
Anordnungsbefugnis; Malinahmen bei organisatorischen Méngeln

(1) 'Die Bundesanstalt kann gegentber einer zentralen Gegenpartei im Einzelfall Anordnun-
gen treffen, die geeignet und erforderlich sind, die Einhaltung der Anforderungen der Verord-
nung (EU) Nr. 648/2012 sicherzustellen. 2Insbesondere zur Sicherstellung der ordnungsge-
malen Geschaftsorganisation, der organisatorischen Anforderungen und der Anforderungen
nach den Artikeln 26, 28, 29, 31 Absatz 1 Satz 2 sowie den Artikeln 33 bis 35 der Verordnung
(EU) Nr. 648/2012 kann sie anordnen, dass eine zentrale Gegenpartei

1.

Mal3nahmen zur Reduzierung von Risiken ergreift, soweit sich diese Risiken aus be-
stimmten Arten von Geschaften und Produkten oder aus der Nutzung bestimmter Sys-
teme oder der Auslagerung von Aktivitaten und Prozessen auf ein anderes Unterneh-
men ergeben, oder

einzelne Geschaftsarten oder Dienstleistungen nicht oder nur in beschranktem Umfang
betreiben darf.

(2) Die Bundesanstalt kann anstelle der in Absatz 1 Satz 2 genannten MalRnahmen oder zu-
sammen mit diesen anordnen, dass die zentrale Gegenpartei Eigenmittelanforderungen ein-
halten muss, die Uber die Anforderungen nach Artikel 16 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr.
648/2012, auch in Verbindung mit technischen Regulierungsstandards nach dessen Absatz 3,
hinausgehen.

§ 53m
Inhalt des Zulassungsantrags

(1) Ein Antrag auf Zulassung als zentrale Gegenpartei im Inland nach den Artikeln 14 und 17
der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 muss enthalten:

1.
2.

die Art der abgerechneten Produkte,

eine Beschreibung der Einrichtung und Ausgestaltung der Modelle und Parameter, die
zur Berechnung der Einschussanforderungen im Sinne des Artikels 41 der Verordnung
(EU) Nr. 648/2012 verwendet werden, einschlie3lich der Angabe der relevanten Quel-
len fUr die Preisermittlung im Sinne des Artikels 40 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012,

einen Nachweis Uber die Einrichtung von Ausfallfonds im Sinne des Artikels 42 der
Verordnung (EU) Nr. 648/2012 und eine Beschreibung deren Ausgestaltung,
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4. eine Beschreibung der Vorkehrungen zum Vorhalten sonstiger Finanzmittel im Sinne
des Artikels 43 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012,

5. eine Beschreibung der Mechanismen zur Kontrolle der Liquiditatsrisiken im Sinne des
Artikels 44 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012,

6. eine Beschreibung der Anforderungen an die Sicherheiten gemalf3 Artikel 46 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 648/2012,

7. Angaben zur Anlagepolitik im Sinne des Artikels 47 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012,

8. eine Darstellung der Verfahren bei Ausfall eines Clearingmitgliedes gemaf Artikel 48
der Verordnung (EU) Nr. 648/2012,

9. eine Darstellung der Prifungsverfahren im Sinne des Artikels 49 der Verordnung (EU)
Nr. 648/2012 sowie

10. alle in § 32 Absatz 1 Satz 2 genannten Angaben; die gemalR § 32 Absatz 1 Satz 3
erlassene Rechtsverordnung gilt entsprechend.

(2) Die Bundesanstalt kann weitere Unterlagen verlangen, soweit diese fur die Beurteilung des
Zulassungsantrags erforderlich sind.

§53n
Maflnahmen zur Verbesserung der Finanzmittel und der Liquiditat einer nach der Ver-
ordnung (EU) Nr. 648/2012 zugelassenen zentralen Gegenpartei

(1) *Wenn die Vermogens-, Finanz- oder Ertragsentwicklung einer zentralen Gegenpartei oder
andere Umstande die Annahme rechtfertigen, dass die zentrale Gegenpartei die Anforderun-
gen nach Artikel 41, 42, 43, 44, 46 oder 47 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012, jeweils auch in
Verbindung mit den zur ndheren Ausgestaltung erlassenen technischen Regulierungsstan-
dards nicht dauerhaft erfiillen kénnen wird, kann die Bundesanstalt gegentber der zentralen
Gegenpartei MaRnahmen zur Verbesserung ihrer finanziellen Ausstattung und Liquiditat an-
ordnen, insbesondere

1. die Ubermittlung einer begriindeten Darstellung der Entwicklung der wesentlichen Ge-
schaftsaktivitéaten Gber einen Zeitraum von mindestens drei Jahren einschlief3lich Plan-
bilanzen, Plangewinn- und -verlustrechnungen,

2. Malnahmen zur besseren Abschirmung oder Reduzierung der von der zentralen Ge-
genpartei als wesentlich identifizierten Risiken und der damit verbundenen Risikokon-
zentrationen und eine Berichterstattung gegeniber der Bundesanstalt und der Deut-
schen Bundesbank, wobei auch tUber Konzepte fiir den Ausstieg aus einzelnen Ge-
schéaftsbereichen oder die Abtrennung von Teilen der zentralen Gegenpartei berichtet
werden soll,

3. die Ubermittlung eines Berichts (iber geeignete MaRnahmen zur Einhaltung der Ein-
schussanforderungen, des Umfangs des Ausfallfonds, der anderen Finanzmittel, der
Liquiditat, der Anforderungen an die Sicherheiten und der Anlagepolitik, oder
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8§ 53n

die Ubermittlung eines Konzepts zur Abwendung einer méglichen Gefahrenlage ent-
sprechend § 35 Absatz 2 Nummer 4 an die Bundesanstalt und die Deutsche Bundes-
bank.

2Die Annahme, dass die zentrale Gegenpartei die Anforderungen dauerhaft nicht erftillen kon-
nen wird, ist regelmaRig gerechtfertigt, wenn

1.

die Einschisse

a) mindestens an einem Tag in zwei MeldezeitrAumen nach 8 53j Absatz 1 innerhalb
eines Kalenderjahres nicht ausreichend sind, um die Verluste mit mindestens
99 Prozent der Forderungsveranderungen in dem Zeithorizont zu decken, der nach
Artikel 41 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012, auch in Verbindung mit
technischen Regulierungsstandards nach dessen Absatz 5, bestimmt ist, oder

b) nicht in vollem Umfang mindestens auf Tagesbasis alle Risiken gegentber allen
Clearingmitgliedern und den anderen zentralen Gegenparteien, mit denen In-
teroperabilitatsvereinbarungen bestehen, absichern,

der Ausfallfonds in zwei Meldezeitraumen nach 8 53j Absatz 1 innerhalb eines Kalen-
derjahres nicht die Mindesthdhe nach Artikel 42 Absatz 1 Satz 2 der Verordnung (EU)
Nr. 648/2012 erreicht,

der Ausfallfonds und die sonstigen Finanzmittel an zwei Meldestichtagen nach 8§ 53j
Absatz 1 innerhalb eines Kalenderjahres nicht zur Abdeckung eines Ausfalls der beiden
nach Artikel 43 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 bestimmten Clearingmit-
glieder ausreichen,

die Kreditlinien oder &hnlichen Mdéglichkeiten, die zur Abdeckung des Liquiditatsbedarfs
nach Artikel 44 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012, auch in Verbindung mit
technischen Regulierungsstandards nach dessen Absatz 2, bestehen, an zwei Melde-
stichtagen nach 8 53j Absatz 1 nicht ausreichen, um das Liquiditatsrisiko beztglich des
Ausfalls mindestens der beiden Clearingmitglieder abzudecken, gegeniiber denen die
zentrale Gegenpartei die hchsten offenen Positionen hat,

die zentrale Gegenpartei in zwei Meldezeitraumen nach 8 53j Absatz 1 jeweils mehr
als 3 Prozent der Gesamtsicherheiten ohne Beachtung der Anforderungen nach Artikel
46 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012, auch in Verbindung mit technischen
Regulierungsstandards nach dessen Absatz 3, entgegengenommen hat oder

die zentrale Gegenpartei in zwei Meldezeitrdumen nach § 53j Absatz 1 jeweils mehr
als 3 Prozent der Gesamtsicherheiten ohne Beachtung der Anforderungen nach Artikel
47 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012, auch in Verbindung mit technischen
Regulierungsstandards nach dessen Absatz 8, angelegt hat.

(2) Die Bundesanstalt kann anstelle der MalRBnhahmen nach Absatz 1 Satz 1 oder zusammen
mit diesen Malinahmen nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 bis 7 anordnen, wenn die MalRnah-
men nach Absatz 1 Satz 1 keine ausreichende Gewahr dafir bieten, die Einhaltung der Anfor-
derungen nach Artikel 41, 42, 43, 44, 46 oder 47 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012, jeweils
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auch in Verbindung mit den zur naheren Ausgestaltung erlassenen technischen Regulierungs-
standards nachhaltig zu sichern; insoweit ist Absatz 4 entsprechend anzuwenden.

(3) Entsprechen bei einer zentralen Gegenpartei die Finanzmittel nicht den Anforderungen
nach Artikel 41, 42 oder 43 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012, jeweils auch in Verbindung mit
den zur ndheren Ausgestaltung erlassenen technischen Regulierungsstandards, oder den An-
forderungen nach § 45b Absatz 1 Satz 2, die Liquiditat nicht den Anforderungen nach Artikel
44 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 auch in Verbindung mit technischen Regulierungsstan-
dards nach dessen Absatz 2, die erhaltenen Sicherheiten nicht den Anforderungen nach Arti-
kel 46 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 auch in Verbindung mit technischen Regulierungs-
standards nach dessen Absatz 3 oder die Anlage der Mittel nicht den Anforderungen nach
Artikel 47 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 auch in Verbindung mit technischen Regulie-
rungsstandards nach dessen Absatz 8, kann die Bundesanstalt

1. Entnahmen durch die Inhaber oder Gesellschafter sowie die Ausschittung von Gewin-
nen untersagen oder beschranken,

2. bilanzielle MaRnahmen untersagen oder beschranken, die dazu dienen, einen entstan-
denen Jahresfehlbetrag auszugleichen oder einen Bilanzgewinn auszuweisen,

3. anordnen, dass die Auszahlung jeder Art von Ertragen auf Eigenmittelinstrumente ins-
gesamt oder teilweise ersatzlos entfallt, wenn die Ertrage nicht vollstandig durch einen
erzielten Jahrestberschuss gedeckt sind,

4, anordnen, dass die zentrale Gegenpartei MaBhahmen zur Reduzierung von Risiken
ergreift, soweit sich diese aus bestimmten Arten von Geschaften und Produkten oder
der Nutzung bestimmter Systeme ergeben,

5. die Auszahlung variabler Vergltungsbestandteile untersagen oder auf einen bestimm-
ten Anteil des Jahresergebnisses beschranken; dies gilt nicht fur variable Vergitungs-
bestandteile, die durch Tarifvertrag oder im Geltungsbereich eines Tarifvertrags durch
Vereinbarung der Arbeitsvertragsparteien Uber die Anwendung der tarifvertraglichen
Regelungen oder aufgrund eines Tarifvertrags in einer Betriebs- oder Dienstvereinba-
rung vereinbart sind,

6. anordnen, dass die zentrale Gegenpartei den Jahresgesamtbetrag, den sie fur die va-
riable Vergltung aller Geschéftsleiter und Mitarbeiter vorsieht (Gesamtbetrag der vari-
ablen Vergitungen), auf einen bestimmten Anteil des Jahresergebnisses beschrankt
oder vollstandig streicht; dies gilt nicht fiir variable Vergitungsbestandteile, die durch
Tarifvertrag oder im Geltungsbereich eines Tarifvertrags durch Vereinbarung der Ar-
beitsvertragsparteien tber die Anwendung der tarifvertraglichen Regelungen oder auf-
grund eines Tarifvertrags in einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung vereinbart sind,
oder

7. anordnen, dass die zentrale Gegenpartei darlegt, wie und in welchem Zeitraum sie ihre
finanziellen Mittel oder ihre Liquiditat nachhaltig wiederherstellen wird (Plan zur Rest-
rukturierung der zentralen Gegenpartei) und der Bundesanstalt und der Deutschen
Bundesbank regelmafiig tber den Fortschritt dieser MalRnahmen zu berichten ist.
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2Der Plan zur Restrukturierung nach Satz 1 Nummer 7 muss transparent, plausibel und be-
grindet sein. 3In ihm sind konkrete Ziele, Zwischenziele und Fristen fir die Umsetzung der
dargelegten MalRnahmen zu benennen, die von der Bundesanstalt Giberprift werden kénnen.
“Die Bundesanstalt kann jederzeit Einsicht in den Plan zur Restrukturierung der zentralen Ge-
genpartei und die zugehorigen Unterlagen nehmen. ®Die Bundesanstalt kann die Anderung
des Plans zur Restrukturierung der zentralen Gegenpartei verlangen und hierfir Vorgaben
machen, wenn sie die angegebenen Ziele, Zwischenziele und Umsetzungsfristen flr nicht aus-
reichend halt oder die zentrale Gegenpartei sie nicht einhélt.

(4) 'Die Bundesanstalt darf die in Absatz 3 bezeichneten Anordnungen erst treffen, wenn die
zentrale Gegenpartei den Mangel nicht innerhalb einer von der Bundesanstalt zu bestimmen-
den Frist behoben hat. ?Soweit dies zur Verhinderung einer kurzfristig zu erwartenden Ver-
schlechterung der finanziellen Mittel oder der Liquiditat der zentralen Gegenpartei erforderlich
ist oder bereits Malinahmen nach Absatz 1 Satz 1 ergriffen wurden, sind solche Anordnungen
auch ohne vorherige Androhung mit Fristsetzung zulassig. *Beschliisse tber die Gewinnaus-
schiittung sind insoweit nichtig, als sie einer Anordnung nach Absatz 3 widersprechen. *Soweit
Regelungen in Vertragen tber Eigenmittelinstrumente einer Anordnung nach Absatz 3 wider-
sprechen, konnen aus ihnen keine Rechte hergeleitet werden. >°Nach oder zusammen mit einer
Untersagung der Auszahlung von variablen Vergitungsbestandteilen gemaR Absatz 3 Satz 1
Nummer 5 kann die Bundesanstalt anordnen, dass die Anspriiche auf Gewéahrung variabler
Vergutungsbestandteile ganz oder teilweise erléschen, wenn

1. die zentrale Gegenpartei bei oder nach einer Untersagung der Auszahlung finanzielle
Leistungen des Restrukturierungsfonds oder des Finanzmarktstabilisierungsfonds in
Anspruch nimmt und, im Fall einer nachtraglichen Anordnung, die Voraussetzungen fir
die Untersagung der Auszahlung bis zu diesem Zeitpunkt nicht weggefallen oder allein
aufgrund dieser Leistungen weggefallen sind,

2. bei oder nach einer Untersagung der Auszahlung eine Anordnung der Bundesanstalt
nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 bis 4, 6 oder 7 getroffen wird oder schon besteht oder

3. bei oder nach einer Untersagung der Auszahlung MafRnahmen nach § 46 oder einer
Abwicklungsanordnung im Sinne des 8§ 77 des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes
getroffen werden.

®Eine Anordnung nach Satz 5 darf insbesondere auch ergehen, wenn

1. die Anspriiche auf Gewahrung variabler Verglitungsbestandteile aufgrund solcher Re-
gelungen eines Vergltungssystems einer zentralen Gegenpartei entstanden sind, die
den aufsichtsrechtlichen Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 an ange-
messene, transparente und auf eine nachhaltige Entwicklung der zentralen Gegenpar-
tei ausgerichtete Vergutungssysteme widersprechen, oder

2. anzunehmen ist, dass ohne die Gewahrung finanzieller Leistungen des Restrukturie-
rungsfonds oder des Finanzmarktstabilisierungsfonds die zentrale Gegenpartei nicht in
der Lage gewesen ware, die variablen Vergiutungsbestandteile zu gewahren; ist anzu-
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nehmen, dass die zentrale Gegenpartei einen Teil der variablen Vergutungsbestand-
teile hatte gewahren kbénnen, sind die variablen Vergitungsbestandteile angemessen
zu kurzen.

"Die Satze 5 und 6 gelten nicht, soweit die Anspriiche auf Gewahrung variabler Verglitung vor
dem 16. Februar 2013 entstanden sind. 8Zentrale Gegenparteien miissen der Anordnungsbe-
fugnis nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 oder 6 und der Regelung in Satz 1 in entsprechenden
vertraglichen Vereinbarungen mit ihren Geschéftsleitern und Mitarbeitern Rechnung tragen.
°Soweit vertragliche Vereinbarungen tber die Gewahrung einer variablen Verglitung einer An-
ordnung nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 oder 6 entgegenstehen, konnen aus ihnen keine
Rechte hergeleitet werden.

2. ZENTRALVERWAHRER

§ 530
Antrage nach der Verordnung (EU) Nr. 909/2014; Verschwiegenheitspflicht

(1) 'Die Unterlagen, die der Bundesanstalt nach der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 vorzulegen
sind, sind in deutscher Sprache und auf Verlangen der Bundesanstalt zuséatzlich in englischer
Sprache zu erstellen und vorzulegen. 2Die Bundesanstalt kann gestatten, dass die Unterlagen
oder Teile davon ausschlieflich in englischer Sprache erstellt und vorgelegt werden.

(2) *Antrage sind der Bundesanstalt in Schriftform und elektronisch zu tbermitteln. ?Die Bun-
desanstalt kann gestatten, dass bestimmte Dokumente oder Angaben, die Bestandteile eines
Antrags sind, ausschlieRlich elektronisch tibermittelt werden. °Die elektronische Ubermittlung
hat in einem von der Bundesanstalt bestimmten Datenformat und auf einem von der Bundes-
anstalt bestimmten Ubermittlungsweg zu erfolgen.

(3) Die Verschwiegenheitspflicht nach § 9 gilt fur die Wahrnehmung der Aufgaben nach 8§ 6
Absatz 1c entsprechend.

8§ 53p
Anordnungsbefugnis fur die Aufsicht nach der Verordnung (EU) Nr. 909/2014

Die Bundesanstalt kann unbeschadet der anderen Bestimmungen dieses Gesetzes gegen-
Uber einem Zentralverwahrer im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 Nummer 1 der Verordnung (EU)
Nr. 909/2014, gegenlber einem benannten Kreditinstitut im Sinne des Artikels 54 Absatz 2
Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 909/2014, gegeniiber deren tibergeordneten Unterneh-
men sowie gegenuber Mitgliedern, deren Organe, deren Beschéftigten und anderen naturli-
chen oder juristischen Personen, die deren Geschafte tatsédchlich kontrollieren oder auf die
Tatigkeiten im Sinne des Artikels 30 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 ausgelagert worden
sind oder die ansonsten der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 unterliegen, alle Anordnungen
treffen, die geeignet und erforderlich sind, die Einhaltung der Anforderungen der Verordnung
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(EU) Nr. 909/2014, der darauf basierenden delegierten Rechtsakte sowie der auf Zentralver-
wahrer anwendbaren Bestimmungen dieses Gesetzes sicherzustellen.

§53q
Eigentumsrechte an Zentralverwahrern

(1) FUr die Unterrichtung der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank tber die Ent-
scheidung, Eigentumsrechte an einem Zentralverwahrer zu tbertragen, zu erwerben oder zu
verauliern, der ausschlie3lich Dienstleistungen nach den Abschnitten A und B des Anhangs
zur Verordnung (EU) Nr. 909/2014 erbringt oder der neben solchen Dienstleistungen Bankge-
schafte betreibt oder Finanzdienstleistungen erbringt, die zugleich Wertpapierdienstleistungen
im Sinne des § 2 Absatz 3 des Wertpapierhandelsgesetzes sind, gilt Artikel 27 Absatz 7 der
Verordnung (EU) Nr. 909/2014.

(2) 'Die Bundesanstalt kann dem Erwerber, VerauRRerer oder dem Zentralverwahrer die Aus-
Uibung der Stimmrechte untersagen und anordnen, dass Uber die Anteile nur mit ihrer Zustim-
mung verfligt werden darf, wenn

1. die Voraussetzungen einer Untersagungsverfligung nach Artikel 27 Absatz 8 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 909/2014 vorliegen,

2. der Erwerber, VerauRerer oder Zentralverwahrer seiner Pflicht nach Artikel 27 Absatz 7
und 8 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 zur vorherigen Unterrichtung der Bundesan-
stalt und der Deutschen Bundesbank nicht nachgekommen ist und diese Unterrichtung
innerhalb einer von der Bundesanstalt gesetzten Frist nicht nachgeholt hat oder

3. entgegen einer vollziehbaren Untersagung nach Artikel 27 Absatz 8 der Verordnung
(EU) Nr. 909/2014 das Eigentumsrecht erworben oder veraufRert oder der Anteil des
Eigentumsrechts erhoht oder verringert worden ist.

2Im Falle einer Untersagung nach Satz 1 gelten § 2c Absatz 2 Satz 2 bis 9 und § 44b entspre-
chend.
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§ 54

Siebenter Abschnitt
Strafvorschriften, Bul3geldvorschriften

§54
Verbotene Geschafte, Handeln ohne Erlaubnis

(1) Wer

1. Geschéfte betreibt, die nach § 3, auch in Verbindung mit § 53b Abs. 3 Satz 1 oder 2,
verboten sind, oder

2. ohne Erlaubnis nach § 32 Abs. 1 Satz 1 Bankgeschéfte betreibt oder Finanzdienstleis-
tungen erbringt,

wird mit Freiheitsstrafe bis zu funf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(1a) Ebenso wird bestraft, wer ohne Zulassung nach Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EU)
Nr. 648/2012 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 Gber OTC-Deri-
vate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister (ABIl. L 201 vom 27.7.2012, S. 1) eine
Clearingdienstleistung erbringt.

(1b) Ebenso wird bestraft, wer ohne die erforderliche Zulassung nach Artikel 16 Absatz 1 der
Verordnung (EU) Nr. 909/2014 eine Zentralverwahrertatigkeit ausubt.

(2) Handelt der Tater fahrlassig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geld-
strafe.

8§ 54a
Strafvorschriften

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu funf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer entgegen § 25c
Absatz 4a oder § 25c Absatz 4b Satz 2 nicht dafiir Sorge tréagt, dass ein Institut oder eine dort
genannte Gruppe Uber eine dort genannte Strategie, einen dort genannten Prozess, ein dort
genanntes Verfahren, eine dort genannte Funktion oder ein dort genanntes Konzept verfiigt,
und hierdurch eine Bestandsgefahrdung des Instituts, des Ubergeordneten Unternehmens
oder eines gruppenangehdrigen Instituts herbeiflhrt.

(2) Wer in den Féllen des Absatzes 1 die Gefahr fahrlassig herbeiftihrt, wird mit Freiheitsstrafe
bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(3) Die Tat ist nur strafbar, wenn die Bundesanstalt dem Tater durch Anordnung nach 8§ 25c
Absatz 4c die Beseitigung des Verstol3es gegen § 25c Absatz 4a oder § 25c Absatz 4b Satz 2
aufgegeben hat, der Tater dieser vollziehbaren Anordnung zuwiderhandelt und hierdurch die
Bestandsgefahrdung herbeigeftihrt hat.

237



§55

8§55
Verletzung der Pflicht zur Anzeige der Zahlungsunfahigkeit oder der Uberschuldung

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer entgegen 8§ 46b
Abs. 1 Satz 1, auch in Verbindung mit 8 53b Abs. 3 Satz 1, eine Anzeige nicht, nicht richtig,
nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig erstattet.

(2) Handelt der Téater fahrlassig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geld-
strafe.

§ 55a
Unbefugte Verwertung von Angaben tber Millionenkredite

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer entgegen § 14
Abs. 2 Satz 10 eine Angabe verwertet.

(2) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt.

§ 55b
Unbefugte Offenbarung von Angaben Uber Millionenkredite

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer entgegen 8§ 14
Abs. 2 Satz 10 eine Angabe offenbart.

(2) Handelt der Tater gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern
oder einen anderen zu schadigen, ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geld-
strafe.

(3) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt.

§ 56
BuRgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer einer vollziehbaren Anordnung nach § 36 Absatz 1 Satz 1,
Absatz 2 oder Absatz 3 Satz 1 zuwiderhandelt.

(1a) Ordnungswidrig handelt, wer vorséatzlich oder leichtfertig einer unmittelbar geltenden Vor-
schrift in delegierten Rechtsakten der Europdischen Union, die die Verordnung (EG) Nr.
1060/2009 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 uber Ra-
tingagenturen (ABI. L 302 vom 17.11.2009, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EU) Nr.
462/2013 (ABI. L 146 vom 31.5.2013, S. 1) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fas-
sung erganzen, im Anwendungsbereich dieses Gesetzes zuwiderhandelt, soweit eine Rechts-
verordnung nach Absatz 4c fur einen bestimmten Tatbestand auf diese Bul3geldvorschrift ver-
weist.
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(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1.

entgegen

a) 8§ 2c Absatz 1 Satz 1, 5 oder Satz 6,

b) §2c Absatz 3 Satz 1 oder Satz 4,

c) 8§ 12a Absatz 1 Satz 3,

d) 814 Absatz 1 Satz 1 erster Halbsatz, auch in Verbindung mit einer Rechtsverord-
nung nach 8 22 Satz 1 Nummer 4, jeweils auch in Verbindung mit 8 53b Absatz 3
Satz 1 Nummer 3,

e) 8§15 Absatz 4 Satz 5,

f) 8§ 24 Absatz 1 Nummer 1, 2, 4, 6, 8, 9, 12, 15, 15a, 16 oder Nummer 17 oder
Absatz 3d,

g) 8 24 Absatz 1 Nummer 5 oder Nummer 7, jeweils auch in Verbindung mit 8 53b
Absatz 3 Satz 1 Nummer 5,

h) 8§ 24 Absatz 1 Nummer 10, Absatz 1a oder Absatz 1b Satz 2,

i) 824 Absatz 2a, 3 Satz 1 oder Absatz 3a Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2 oder
Satz 2, jeweils auch in Verbindung mit Satz 5,

i) 824 Absatz 3a Satz 1 Nummer 3,

k) §24a Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Absatz 3 Satz 1, Absatz 3a Satz 1,
Absatz 3b Satz 1, Absatz 3c Satz 1, oder § 24a Absatz 4 Satz 1, auch in Verbin-
dung mit Satz 2, jeweils auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach
§ 24a Absatz 5,

) 8§28 Absatz 1 Satz 1 oder

m) 8§ 53a Satz 2 oder Satz 5,

jeweils auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 24 Absatz 4 Satz 1,
eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig erstattet,

einer Rechtsverordnung nach

a)

b)

8 2c Absatz 1 Satz 3 oder

einer vollziehbaren Anordnung auf Grund einer solchen Rechtsverordnung

zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung fiir einen bestimmten Tatbestand auf
diese Bul3geldvorschrift verweist,

einer vollziehbaren Anordnung nach

a)
b)

C)

8 2c Absatz 1b Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1,
§ 6a Absatz 1,
8 10i Absatz 8 Satz 1 Nummer 1,
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10.

11.

§ 56

d) §12a Absatz 2 Satz 1,

e) 823 Absatz 1, auch in Verbindung mit § 53b Absatz 3 Satz 1 Nummer 3,
f) 8§ 25a Absatz 2 Satz 2,

g) 8 25b Absatz 4 Satz 1,

h) § 25g Absatz 3,

i) 8§ 25g Absatz 5,

j) 8 26a Absatz 2 Satz 1,

K) 8 45 Absatz 1 Satz 1 oder Satz 3 erster Halbsatz oder Absatz 2 Satz 1 oder Ab-
satz 5 Satz 5,

[) 8§ 4b5a Absatz 1 Satz 1,
m) 8§ 45b Absatz 1 oder
n) 846 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit 8 53b Absatz 3 Satz 1 Nummer 8,

zuwiderhandelt,

entgegen § 10i Absatz 2 oder Absatz 3 Satz 3 Nummer 1 eine Ausschittung vornimmt,
entgegen 8§ 18 Absatz 1 Satz 1 einen Kredit gewahrt,

entgegen § 22i Absatz 3, auch in Verbindung mit § 22n Absatz 5 Satz 4, eine Leistung
vornimmt,

entgegen § 23a Absatz 1 Satz 11, auch in Verbindung mit § 53b Absatz 3 Satz 1 Num-
mer 4, einen Hinweis nicht, nicht richtig, nicht vollstandig, nicht in der vorgeschriebenen
Weise oder nicht rechtzeitig gibt,

entgegen § 23a Absatz 2, auch in Verbindung mit § 53b Absatz 3 Satz 1 Nummer 4,
einen Kunden, die Bundesanstalt oder die Deutsche Bundesbank nicht, nicht richtig,
nicht vollstéandig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig unterrich-
tet,

entgegen § 24c Absatz 1 Satz 1 oder § 25i Absatz 3 Satz 1 ein Dateisystem nicht, nicht
richtig oder nicht vollstandig fuhrt,

entgegen 8 24c Absatz 1 Satz 5 nicht gewahrleistet, dass die Bundesanstalt Daten
jederzeit automatisch abrufen kann,

entgegen

a) 825 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1, jeweils in Verbindung mit einer Rechts-
verordnung nach Absatz 3 Satz 1, jeweils auch in Verbindung mit 8 53b Absatz 3
Satz 1 Nummer 6, oder

b) § 26 Absatz 1 Satz 1, 3 oder 4 oder Absatz 3
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11a.

11b.

1lc.
11d.

1le.

12.

13.
14.
15.

16.

17.

17a.

18.

§ 56

eine Finanzinformation, einen Jahresabschluss, einen Lagebericht, einen Prifungsbe-
richt, einen Konzernabschluss oder einen Konzernlagebericht nicht, nicht richtig, nicht
vollstandig oder nicht rechtzeitig einreicht,

entgegen § 25g Absatz 2 nicht tber interne Verfahren und Kontrollsysteme verfiigt, die
die Einhaltung der Pflichten nach der Verordnung nach § 25g Absatz 1 Nummer 1 ge-
wahrleisten,

entgegen 8§ 25h Absatz 2 kein angemessenes Datenverarbeitungssystem betreibt und
aktualisiert,

entgegen § 25h Absatz 3 Untersuchungen nicht vornimmt,

entgegen § 25i Absatz 1 die Sorgfaltspflichten nach § 10 Absatz 1 des Geldwéaschege-
setzes nicht erfullt,

(aufgehoben)

entgegen 8§ 25m Nummer 1 eine Korrespondenzbeziehung oder eine sonstige Ge-
schéaftsbeziehung mit einer Bank-Mantelgesellschaft aufnimmt oder fortfihrt,

entgegen 8 25m Nummer 2 erster Halbsatz ein Konto errichtet oder fihrt,
einer vollziehbaren Auflage nach § 32 Absatz 2 Satz 1 zuwiderhandelt,
entgegen

a) § 44 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit § 44b Absatz 1 Satz 1 oder § 53b
Absatz 3 Satz 1 Nummer 8,

b) 8§ 44 Absatz 2 Satz 1 oder

C) 8 44c Absatz 1, auch in Verbindung mit 8 53b Absatz 3 Satz 1 Nummer 8,

eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig erteilt oder eine
Unterlage nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig vorlegt,

entgegen

a) 8§44 Absatz 1 Satz 4, auch in Verbindung mit § 53b Absatz 3 Satz 1 Nummer 8,
b) 8§ 44 Absatz 2 Satz 4, Absatz 4 Satz 3 oder Absatz 5 Satz 4,

C) 8§ 44b Absatz 2 Satz 2 oder

d) §44c Absatz 5 Satz 1, auch in Verbindung mit 8 53b Absatz 3 Satz 1 Nummer 8,
eine MalRnahme nicht duldet,

entgegen 8§ 44 Absatz 5 Satz 1 eine dort genannte MalRnahme nicht oder nicht recht-
zeitig vornimmt,

einer vollziehbaren Anordnung nach § 48u Absatz 1 Satz 1 zuwiderhandelt oder

entgegen § 53a Satz 4 die Tatigkeit aufnimmt.

(3) (aufgehoben)
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(4) Ordnungswidrig handelt, wer gegen die Verordnung (EU) 2015/847 des Européaischen Par-
laments und des Rates vom 20. Mai 2015 Uber begleitende Angaben bei Geldtransfers und
zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 1781/2006 (ABI. L 141 vom 5.6.2015, S. 1) verstol3t,
indem er bei Geldtransfers vorséatzlich oder fahrlassig

1.

10.
11.

12.

13.

14.

15.

entgegen Artikel 4 Absatz 1, auch in Verbindung mit den Artikeln 5 und 6, nicht sicher-
stellt, dass die vorgeschriebenen Angaben zum Auftraggeber vollstandig tbermittelt
werden,

entgegen Artikel 4 Absatz 2, auch in Verbindung mit Artikel 5 Absatz 1, nicht sicher-
stellt, dass die vorgeschriebenen Angaben tbermittelt werden,

entgegen Artikel 4 Absatz 4, auch in Verbindung mit Absatz 5 und den Artikeln 5 und
6, die Richtigkeit der Angaben nicht oder nicht rechtzeitig tberpruft,

entgegen Artikel 7 Absatz 1 keine wirksamen Verfahren zur Feststellung der ordnungs-
gemalen Ausfillung einrichtet,

entgegen Artikel 7 Absatz 2 keine wirksamen Verfahren zur Feststellung des Fehlens
der dort genannten Angaben einrichtet,

entgegen Artikel 7 Absatz 3, auch in Verbindung mit Absatz 5, die Richtigkeit der An-
gaben zum Beglnstigten nicht oder nicht rechtzeitig Uberpruift,

entgegen Artikel 7 Absatz 4, auch in Verbindung mit Absatz 5, die Richtigkeit der An-
gaben zum Begiinstigten nicht oder nicht rechtzeitig Gberpruift,

entgegen Artikel 8 Absatz 1 Satz 1 keine wirksamen risikobasierten Verfahren einfiihrt,

entgegen Artikel 8 Absatz 2 Satz 2 den Transferauftrag nicht oder nicht rechtzeitig zu-
rickweist oder die vorgeschriebenen Angaben zum Auftraggeber und zum Begunstig-
ten nicht oder nicht rechtzeitig anfordert,

entgegen Artikel 8 Absatz 2 Satz 1 keine MalRnahmen ergreift,

entgegen Artikel 8 Absatz 2 Satz 2 das Versdumnis oder die ergriffenen MalRnahmen
nicht meldet,

entgegen Artikel 10 nicht daflir sorgt, dass alle Angaben zum Auftraggeber und zum
Beglinstigten, die bei einem Geldtransfer Ubermittelt werden, bei der Weiterleitung er-
halten bleiben,

entgegen Artikel 11 Absatz 1 keine wirksamen Verfahren zur Feststellung der ord-
nungsgemalen Ausflllung einrichtet,

entgegen Artikel 11 Absatz 2 keine wirksamen Verfahren zur Feststellung des Fehlens
der dort genannten Angaben einrichtet,

entgegen Artikel 12 Absatz 1 Satz 1 keine wirksamen risikobasierten Verfahren ein-
fahrt,

242



§ 56

16. entgegen Artikel 12 Absatz 1 Satz 2 den Transferauftrag nicht oder nicht rechtzeitig
zurlckweist oder die vorgeschriebenen Angaben zum Auftraggeber und zum Beglins-
tigten nicht oder nicht rechtzeitig anfordert,

17. entgegen Artikel 12 Absatz 2 Satz 1 keine Mal3nahmen ergreift,

18. entgegen Artikel 12 Absatz 2 Satz 2 das Versdumnis oder die ergriffenen Malinahmen
nicht meldet oder

19. entgegen Artikel 16 Absatz 1 Satz 2 Angaben zum Auftraggeber und zum Begunstigten
nicht mindestens funf Jahre aufbewahrt.

(4a) Ordnungswidrig handelt, wer vorséatzlich oder fahrlassig entgegen Artikel 3 Absatz 1 der
Verordnung (EG) Nr. 924/2009 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 16. Sep-
tember 2009 Uber grenziberschreitende Zahlungen in der Gemeinschaft und zur Aufhebung
der Verordnung (EG) Nr. 2560/2001 (ABI. L 266 vom 9.10.2009, S. 11), die durch die Verord-
nung (EU) Nr. 260/2012 (ABI. L 94 vom 30.3.2012, S. 22) geandert worden ist, ein anderes
als das dort genannte Entgelt erhebt.

(4b) Ordnungswidrig handelt, wer als Person, die fir ein CRR-Kreditinstitut handelt, gegen die
Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 verst6R3t, indem er vorsatzlich oder leichtfertig

1. entgegen Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 1 ein Rating verwendet,

2. entgegen Artikel 5a Absatz 1 nicht daflir Sorge tragt, dass das CRR-Kreditinstitut ei-
gene Kreditrisikobewertungen vornimmt,

3. entgegen Artikel 8¢ Absatz 1 einen Auftrag nicht richtig erteilt,

4, entgegen Artikel 8c Absatz 2 nicht daflir Sorge tragt, dass die beauftragten Ratinga-
genturen die dort genannten Voraussetzungen erfillen oder

5. entgegen Artikel 8d Absatz 1 Satz 2 die dort genannte Dokumentation nicht richtig vor-
nimmt.

(4c) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermachtigt, soweit dies zur Durchsetzung der
Rechtsakte der Europaischen Union erforderlich ist, durch Rechtsverordnung ohne Zustim-
mung des Bundesrates die Tatbestédnde zu bezeichnen, die als Ordnungswidrigkeit nach Ab-
satz 1a geahndet werden kdnnen.

(4d) Ordnungswidrig handelt, wer gegen die Verordnung (EU) Nr. 260/2012 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 14. Méarz 2012 zur Festlegung der technischen Vorschriften
und der Geschaéftsanforderungen fiir Uberweisungen und Lastschriften in Euro und zur Ande-
rung der Verordnung (EG) Nr. 924/2009 (ABI. L 94 vom 30.3.2012, S. 22) verstoRt, indem er
vorsétzlich oder fahrlassig

1. entgegen Artikel 4 Absatz 2 Satz 1 nicht sicherstellt, dass die technische Interoperabi-
litat des Zahlungssystems gewahrleistet wird,

2. entgegen Artikel 4 Absatz 2 Satz 2 eine dort genannte Geschéftsregel beschlief3t,
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3. entgegen Artikel 4 Absatz 3 die Abwicklung einer Uberweisung oder einer Lastschrift
durch ein technisches Hindernis behindert,

4. entgegen Artikel 5 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 eine Uberweisung ausfiihrt,

5. entgegen Artikel 5 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 3 Satz 1 eine Lastschrift ausfuhrt
oder

6. entgegen Artikel 5 Absatz 8 ein Entgelt fur einen dort genannten Auslesevorgang er-
hebt.

(4e) Ordnungswidrig handelt, wer gegen die Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Européaischen
Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 Gber OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und
Transaktionsregister (ABI. L 201 vom 27.7.2012, S. 1) verst6i3t, indem er vorsatzlich oder fahr-
lassig

1. entgegen Artikel 7 Absatz 1 Unterabsatz 1 das Clearing nicht Gbernimmt oder

2. entgegen Artikel 7 Absatz 2 einem Antrag nicht oder nicht rechtzeitig stattgibt oder
diesen nicht oder nicht rechtzeitig ablehnt.

(4f) Ordnungswidrig handelt, wer gegen die Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Européischen
Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 zur Verbesserung der Wertpapierlieferungen und
-abrechnungen in der Europaischen Union und (iber Zentralverwahrer sowie zur Anderung der
Richtlinien 98/26/EG und 2014/65/EU und der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 (ABI. L 257 vom
28.8.2014, S. 1) verstol3t, indem er vorsétzlich oder leichtfertig

1. entgegen Artikel 16 Absatz 2 nichtbankartige Nebendienstleistungen erbringt,

2. in seinem Antrag nach Artikel 17 Absatz 1 die nach Artikel 17 Absatz 2 erforderlichen
Angaben nicht, nicht richtig oder nicht vollstandig macht oder in dem Zulassungsver-
fahren nach Artikel 17 wesentliche Umstdnde gegentber der Bundesanstalt ver-
schweigt,

3. in einem Verfahren, das den Entzug der Zulassung nach Artikel 20 Absatz 1 zum Ge-
genstand hat, die fir die Entscheidung Uber den Entzug der Zulassung erforderlichen
Angaben nicht, nicht richtig oder nicht vollstandig macht oder in dem vorgenannten
Verfahren wesentliche Umstande gegentiber der Bundesanstalt verschweigt,

4, entgegen Artikel 25 Absatz 2 ohne die erforderliche Anerkennung Kerndienstleistungen
erbringt,

5. entgegen Artikel 25 Absatz 2 ohne die erforderliche Anerkennung eine Zweignieder-
lassung griindet,

6. entgegen Artikel 26 Absatz 1 unzureichende Instrumente zur Uberwachung von Risi-
ken vorhalt,

7. entgegen Artikel 26 Absatz 2 die Verantwortlichkeiten der Beschéftigten in Schlussel-
positionen nicht oder nicht richtig festlegt,
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28.
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entgegen Artikel 26 Absatz 3 Vorkehrungen zur Verhinderung von Interessenkonflikten
nicht oder nicht richtig trifft,

entgegen Artikel 26 Absatz 5 keine geeigneten Verfahren eingerichtet hat, durch die
Beschéftigte potenzielle Verstol3e gegen die Verordnung (EU) Nr. 909/2014 iber einen
dafir geschaffenen Mechanismus intern melden kénnen,

entgegen Artikel 26 Absatz 6 Satz 1 Prufungen nicht oder nicht richtig durchfuhrt,

entgegen Artikel 26 Absatz 6 Satz 2 Ergebnisse von Prufungen nicht der Bundesanstalt
vorlegt,

entgegen Artikel 26 Absatz 6 Satz 2 Prufungsergebnisse dem Nutzerausschuss vor-
enthalt,

entgegen Artikel 27 Absatz 3 Vergltungsabreden trifft,

entgegen Artikel 27 Absatz 7 Buchstabe a Eigentumsverhaltnisse nicht, nicht richtig
oder nicht vollstéandig vorlegt oder verdoffentlicht,

entgegen Artikel 27 Absatz 7 Buchstabe b die Bundesanstalt nicht, nicht richtig oder
nicht vollstandig tber die Entscheidung, Eigentumsrechte zu tbertragen, unterrichtet,

entgegen Artikel 28 Absatz 1 Satz 1 einen dort vorgeschriebenen Nutzerausschuss
nicht einrichtet,

entgegen Artikel 28 Absatz 1 Satz 2 Einfluss auf den Nutzerausschuss nimmt,

entgegen Artikel 28 Absatz 2 Satz 2 Regelungen nicht, nicht richtig oder nicht vollstan-
dig veroffentlicht,

entgegen Artikel 28 Absatz 5 Satz 1 als Mitglied des Nutzerausschusses die Geheim-
haltungspflicht verletzt,

entgegen Artikel 28 Absatz 6 die Bundesanstalt oder den Nutzerausschuss nicht oder
nicht unverziglich unterrichtet,

entgegen Artikel 29 Absatz 1 eine Aufzeichnung nicht oder nicht mindestens zehn
Jahre aufbewahrt,

entgegen Artikel 29 Absatz 2 Aufzeichnungen nicht zur Verfuigung stellt,
entgegen Artikel 30 Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 2 Auslagerungsvereinbarungen trifft,

entgegen Artikel 30 Absatz 3 Informationen nicht, nicht richtig oder nicht vollstandig zur
Verfuigung stellt,

entgegen Artikel 30 Absatz 4 eine Vereinbarung zur Auslagerung von Kerndienstleis-
tungen trifft, ohne die erforderliche Genehmigung zu besitzen,

entgegen Artikel 32 Absatz 1 nicht eindeutig bestimmte und realistische Ziele aufstellt,

entgegen Artikel 32 Absatz 2 nicht Uber transparente Vorschriften zum Umgang mit
Beschwerden verfigt,

entgegen Artikel 33 Absatz 1 Satz 1 Teilnahmekriterien nicht verdffentlicht,
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43.

44,

45,

46.

47.
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entgegen Artikel 33 Absatz 2 eine Beschwerde nicht innerhalb eines Monats beantwor-
tet,

entgegen Artikel 34 Absatz 1 geltende Preise und Gebuhren nicht, nicht richtig oder
nicht vollstandig bekanntgibt,

entgegen Artikel 34 Absatz 2 eine Preisliste nicht, nicht richtig oder nicht vollstandig
veroffentlicht,

entgegen Artikel 34 Absatz 6 oder 7 Informationen der Bundesanstalt nicht, nicht richtig
oder nicht vollstandig vorlegt,

entgegen Artikel 35 nicht die internationalen offenen Kommunikationsverfahren und
Normen fir den Datenaustausch und Referenzdaten verwendet,

entgegen Artikel 37 Absatz 1 nicht einmal pro Geschéftstag den vollstandigen Depot-
kontenabgleich vornimmt,

entgegen Artikel 37 Absatz 3 Wertpapierkredite, Sollsalden oder die Schaffung von
Wertpapieren veranlasst oder nicht verhindert,

entgegen Artikel 38 Absatz 1, 2, 3 oder 4 Aufzeichnungen oder Konten nicht, nicht
richtig oder nicht vollstéandig fuhrt,

entgegen Artikel 38 Absatz 7 Wertpapiere ohne ausdrickliche vorherige Zustimmung
eines Kunden verwendet,

entgegen Artikel 39 Absatz 2, 4, 5, 6 oder 7 ein Wertpapierliefer- oder -abrechnungs-
system betreibt,

entgegen Artikel 40 Absatz 3 Informationen nicht, nicht richtig oder nicht vollstandig zur
Verfligung stellt,

entgegen Artikel 41 Absatz 1 keine wirksamen und eindeutig festgelegten Regeln und
Verfahren einrichtet,

entgegen Artikel 41 Absatz 2 Regeln und Verfahren nicht, nicht richtig oder nicht voll-
standig veroffentlicht,

einen Vertrag abschlief3t, dessen Inhalt gegen Artikel 43 verst6(3t,

entgegen Artikel 44 keine soliden Management- und Kontrollsysteme und keine soliden
IT-Instrumente zur Ermittlung, Uberwachung und Steuerung allgemeiner Geschéftsri-
siken vorhalt,

entgegen Artikel 45 Absatz 1 keine IT-Instrumente, Kontrollen oder Verfahren vorhélt,

entgegen Artikel 45 Absatz 3 und 4 keinen vorgeschriebenen Notfallsanierungsplan
erstellt oder ihn nicht oder nicht richtig an geanderte Voraussetzungen anpasst,

entgegen Artikel 46 Absatz 1 finanzielle Vermdgenswerte nicht bei Zentralbanken, zu-
gelassenen Kreditinstituten oder zugelassenen Zentralverwahrern halt,

entgegen Artikel 46 Absatz 2 keinen sofortigen Zugang zu seinen Vermodgenswerten
hat,
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62.

63.

64.

65.
66.
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entgegen Artikel 46 Absatz 3 seine Finanzmittel nicht ausschlief3lich in Geld oder hoch-
liquiden Finanzinstrumenten mit minimalem Markt- und Kreditrisiko anlegt,

entgegen Artikel 46 Absatz 5 sein Gesamtrisiko gegenuber jedem einzelnen zugelas-
senen Kreditinstitut oder zugelassenen Zentralverwahrer, bei dem er seine finanziellen
Vermoégenswerte halt, nicht innerhalb akzeptabler Konzentrationsgrenzen halt,

entgegen Artikel 47 Absatz 1 die darin vorgeschriebenen Eigenkapitalanforderungen
nachhaltig verletzt,

entgegen Artikel 47 Absatz 2 Satz 1 und 2 einen dort vorgeschriebenen Kapitalplan
nicht vorhalt,

entgegen Artikel 47 Absatz 2 Satz 3 der Bundesanstalt die erfolgte Aktualisierung des
Kapitalplans nicht, nicht vollstandig oder nicht richtig mitteilt,

entgegen Artikel 48 Absatz 2 eine Zentralverwahrer-Verbindung ohne eine erforderli-
che Genehmigung oder Anzeige einrichtet,

entgegen Artikel 48 Absatz 4 die RiuckUbertragung von Wertpapieren veranlasst,

entgegen Artikel 48 Absatz 5 geeignete MaRnahmen zur Minderung zusétzlicher Risi-
ken nicht oder nicht richtig trifft,

entgegen Artikel 48 Absatz 7 eine Zentralverwahrer-Verbindung betreibt, die keine Ab-
wicklung ,Lieferung gegen Zahlung* erméglicht,

entgegen Artikel 49 Absatz 3 einem antragstellenden Emittenten nicht innerhalb von
drei Monaten eine Antwort zukommen lasst,

entgegen Artikel 50 einem anderen Zentralverwahrer den Zugang Uber eine Stand-
Verbindung verwehrt,

entgegen Artikel 51 Absatz 1 den Antrag eines Zentralverwahrers auf eine kundenspe-
zifische Verbindung ablehnt,

entgegen Artikel 52 Absatz 1 einem antragstellenden Zentralverwahrer nicht innerhalb
von drei Monaten eine Antwort zukommen lasst,

entgegen Artikel 52 Absatz 2 den Zugang verweigert,

entgegen Artikel 53 Absatz 1 Unterabsatz 1 einem Zentralverwahrer Transaktionsdaten
nicht, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig zur Verfligung stellt,

entgegen Artikel 53 Absatz 1 Unterabsatz 2 und Absatz 3 einer zentralen Gegenpartei
oder einem Handelsplatz nicht in geeigneter Weise Zugang zu seinem Wertpapierliefer
oder -abrechnungssystem gewabhrt,

entgegen Artikel 53 Absatz 2 einer antragstellenden Partei nicht binnen drei Monaten
antwortet,

entgegen Artikel 54 Absatz 1 bankartige Nebendienstleistungen erbringt,

entgegen Artikel 54 Absatz 4 bankartige Nebendienstleistungen fiir einen Zentralver-
wabhrer erbringt,
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68.

69.

70.
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in dem Antrag auf Genehmigung nach Artikel 55 Absatz 1 die nach Artikel 55 Absatz 2
erforderlichen Angaben nicht, nicht richtig oder nicht vollstandig macht oder in dem
vorgenannten Genehmigungsverfahren wesentliche Umstande verschweigt,

im Verfahren zum Entzug der Genehmigung nach Artikel 57 Absatz 1 die fur die Ent-
scheidung Uber den Entzug der Genehmigung erforderlichen Angaben nicht, nicht rich-
tig oder nicht vollstandig macht oder wesentliche Angaben verschweigt,

entgegen Artikel 59 Absatz 3 dort genannte besondere aufsichtsrechtliche Anforderun-
gen in Bezug auf Kreditrisiken nicht erflllt oder

entgegen Artikel 59 Absatz 4 dort genannte besondere aufsichtsrechtliche Anforderun-
gen in Bezug auf Liquiditatsrisiken nicht erfillt.

(4g) Ordnungswidrig handelt, wer gegen die Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 des Europai-
schen Parlaments und des Rates vom 26. November 2014 (iber Basisinformationsblatter fir
verpackte Anlageprodukte fur Kleinanleger und Versicherungsanlageprodukte (PRIIP) (ABI. L
352 vom 9.12.2014, S. 1, L 358 vom 13.12.2014, S. 50) verstoft, indem er vorsatzlich oder
leichtfertig

1.

entgegen

a) Artikel 5 Absatz 1,

b) Artikel 5 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 6,

c) Artikel 5 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 7 Absatz 2 oder
d) Artikel 5 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 8 Absatz 1 bis 3

ein Basisinformationsblatt nicht, nicht richtig, nicht vollstandig, nicht rechtzeitig oder
nicht in der vorgeschriebenen Weise abfasst oder veroffentlicht,

entgegen Artikel 5 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 7 Absatz 1 ein Basisinformations-
blatt nicht in der vorgeschriebenen Weise abfasst oder Ubersetzt,

entgegen Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 ein Basisinformationsblatt nicht oder nicht recht-
zeitig Uberpruft,
entgegen Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 ein Basisinformationsblatt nicht oder nicht vollstan-

dig Uberarbeitet,

entgegen Artikel 10 Absatz 1 Satz 2 ein Basisinformationsblatt nicht oder nicht recht-
zeitig zur Verfligung stellt,

entgegen Artikel 9 Satz 1 in Werbematerialien Aussagen trifft, die im Widerspruch zu
den Informationen des Basisinformationsblattes stehen oder dessen Bedeutung her-
abstufen,

entgegen Artikel 9 Satz 2 die erforderlichen Hinweise in Werbematerialien nicht, nicht
richtig oder nicht vollstéandig aufnimmt,

248



10.

§ 56

entgegen
a) Artikel 13 Absatz 1, 3 und 4 oder
b) Artikel 14

ein Basisinformationsblatt nicht oder nicht rechtzeitig oder nicht in der vorgeschriebe-
nen Weise zur Verfligung stellt,

entgegen Artikel 19 Buchstabe a und b nicht, nicht richtig oder nicht in der vorgeschrie-
benen Weise geeignete Verfahren und Vorkehrungen zur Einreichung und Beantwor-
tung von Beschwerden vorsieht,

entgegen Artikel 19 Buchstabe c nicht, nicht richtig oder nicht in der vorgeschriebenen
Weise geeignete Verfahren und Vorkehrungen vorsieht, durch die gewahrleistet wird,
dass Kleinanlegern wirksame Beschwerdeverfahren im Fall von grenziberschreiten-
den Streitigkeiten zur Verfligung stehen.

(4h) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder leichtfertig

1.

entgegen § 25e Satz 1 nicht durch entsprechende MafRnahmen sicherstellt, dass ein
vertraglich gebundener Vermittler die dort geforderten Anforderungen fortlaufend er-
fallt,

entgegen § 25e Satz 2 danach erforderliche Nachweise nicht oder nicht fur die gesetz-
lich vorgesehene Dauer aufbewabhrt,

entgegen § 25e Satz 4 Vergutungssysteme nicht oder nicht ordnungsgemaf? ausge-
staltet,

bei der Antragstellung fur die Zulassung zum Geschéaftsbetrieb nach § 32 Absatz 1
Satz 2 oder Absatz 1f Satz 2 gegeniber der Bundesanstalt unrichtige Angaben im Hin-
blick auf die nach § 32 Absatz 1 Satz 2 oder Absatz 1f Satz 2 erforderlichen Informati-
onen macht,

entgegen 8§ 25c Absatz 1 Satz 1 der Wahrnehmung seiner Aufgaben als Geschéftsleiter
nicht ausreichend Zeit widmet,

entgegen § 25c Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit Absatz 1 Satz 3, 4 und 5 als Ge-
schéftsleiter eine zu hohe Anzahl an Leitungs- oder Aufsichtsmandaten innehat.

(5) *Ordnungswidrig handelt, wer gegen die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Européischen
Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 tber Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute
und Wertpapierfirmen und zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 646/2012 (ABI. L 176 vom
27.6.2013, S. 1) oder gegen § 1a in Verbindung mit der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 ver-
stof3t, indem er vorsatzlich oder fahrlassig

1.

entgegen Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe f den Kapitalbetrag von Instrumenten des har-
ten Kernkapitals verringert oder zuriickzahilt,

entgegen Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe h Ziffer i Vorzugsausschittungen auf Instru-
mente des harten Kernkapitals vornimmt,
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16.

17.

18.

19.

20.
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entgegen Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe h Ziffer ii oder Artikel 52 Absatz 1 Buchstabe |
Ziffer i aus nicht ausschittungsfahigen Posten Ausschittungen auf Instrumente des
harten oder zusatzlichen Kernkapitals vornimmt,

entgegen Artikel 52 Absatz 1 Buchstabe i Instrumente des zusatzlichen Kernkapitals
kundigt, zuriickzahlt oder zuriickkauft,

entgegen Artikel 63 Buchstabe j Instrumente des Erganzungskapitals kindigt, zurtick-
zahlt oder zuriickkauft,

entgegen Artikel 94 Absatz 3 Satz 1 die Nichterfullung der Bedingung nach Artikel 94
Absatz 1 Buchstabe b nicht oder nicht rechtzeitig mitteilt,

entgegen Artikel 99 Absatz 1 Uber die Verpflichtungen nach Artikel 92 nicht, nicht rich-
tig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig Meldung erstattet,

entgegen Artikel 101 Absatz 1 die genannten Daten nicht, nicht richtig, nicht vollstéandig
oder nicht rechtzeitig Gbermittelt,

entgegen Artikel 146 die Nichterfullung der Anforderungen nicht oder nicht rechtzeitig
mitteilt,

entgegen Artikel 175 Absatz 5 die Erfullung der Anforderungen nicht, nicht richtig, nicht
vollstandig oder nicht hinreichend nachweist,

entgegen Artikel 213 Absatz 2 Satz 1 das Vorhandensein von Systemen nicht, nicht
richtig oder nicht vollstdndig nachweist,

entgegen Artikel 248 Absatz 3 Satz 2 das Gebrauchmachen von der in Satz 1 genann-
ten Moglichkeit nicht, nicht richtig oder nicht vollstandig mitteilt,

(aufgehoben)

entgegen Artikel 283 Absatz 6 die Nichterflllung der Anforderungen nicht oder nicht
rechtzeitig mitteilt,

entgegen Artikel 292 Absatz 3 Satz 1 das dort bezeichnete zeitliche Zusammenfallen
nicht hinreichend oder nicht rechtzeitig nachweist,

entgegen Artikel 394 Absatz 1 bis 3 eine Meldung nicht, nicht richtig, nicht vollstéandig
oder nicht rechtzeitig erstattet,

entgegen Artikel 395 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, eine Forderung
eingeht,

entgegen Artikel 395 Absatz 5 Satz 2 die Hohe der Uberschreitung und den Namen
des betreffenden Kunden nicht, nicht richtig, nicht vollstdndig oder nicht unverziiglich
meldet,

entgegen Artikel 396 Absatz 1 Satz 1 den Forderungswert nicht, nicht richtig, nicht voll-
standig oder nicht unverziiglich meldet,

(aufgehoben)
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21. entgegen Artikel 412 Absatz 1 Satz 1 wiederholt oder fortgesetzt liquide Aktiva in der
dort bezeichneten Hohe nicht halt,

22. entgegen Artikel 414 Satz 1 erster Halbsatz die Nichteinhaltung oder das erwartete
Nichteinhalten der Anforderungen nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht unver-
zuglich mitteilt,

23. entgegen Artikel 414 Satz 1 zweiter Halbsatz einen Plan nicht, nicht richtig, nicht voll-
standig oder nicht rechtzeitig vorlegt,

24. entgegen Artikel 415 Absatz 1 oder Absatz 2 die dort bezeichneten Informationen Uber
die Liquiditatslage nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig meldet,

25. entgegen Artikel 430 Absatz 1 Satz 1 oder Unterabsatz 2 Informationen Utber die Ver-
schuldungsquote und deren Elemente nicht, nicht richtig oder nicht vollstandig Ubermit-
telt,

26. entgegen Artikel 431 Absatz 1 die dort bezeichneten Informationen nicht, nicht richtig,
nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig veroffentlicht,

27. entgegen Artikel 431 Absatz 2 die in den dort bezeichneten Genehmigungen enthalte-
nen Informationen nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig offenlegt,

28. entgegen Artikel 431 Absatz 3 Unterabsatz 2 Satz 1 und 2 die dort genannten Informa-
tionen nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig veroffentlicht oder

29. entgegen Artikel 451 Absatz 1 die dort genannten Informationen nicht, nicht richtig,
nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig offenlegt.

’Die Bestimmungen des Satzes 1 gelten auch fur ein Kreditinstitut oder Finanzdienstleistungs-
institut im Sinne des 8§ 1a.

(5a) Ordnungswidrig handelt, wer vorséatzlich oder fahrlassig ein hdheres als in Artikel 3 Ab-
satz 1 oder in Artikel 4 Satz 1 der Verordnung (EU) 2015/751 des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 29. April 2015 Uber Interbankenentgelte fir kartengebundene Zahlungs-
vorgange (ABI. L 123 vom 19.5.2015, S. 1) genanntes Interbankenentgelt erhebt.

(5b) Ordnungswidrig handelt, wer im Anwendungsbereich dieses Gesetzes entgegen Artikel 6
Absatz 2 Satz 1 der Verordnung (EU) 2017/2402 des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 12. Dezember 2017 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens fiir Verbriefungen und
zur Schaffung eines spezifischen Rahmens fiir einfache, transparente und standardisierte Ver-
briefung und zur Anderung der Richtlinien 2009/65/EG, 2009/138/EG, 2011/61/EU und der
Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009 und (EU) Nr. 648/2012 (ABI. L 347 vom 28.12.2017, S. 35)
Vermogenswerte auswahilt.

(5¢) Ordnungswidrig handelt, wer im Anwendungsbereich dieses Gesetzes gegen die Verord-
nung (EU) 2017/2402 verst6i3t, indem er vorsatzlich oder fahrlassig

1. entgegen Artikel 6 Absatz 1 Satz 1 einen dort genannten Anteil nicht halt,
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entgegen Artikel 7 Absatz 1 Unterabsatz 1 bis 4 oder 5 eine Information nicht, nicht
richtig, nicht vollstéandig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig zur
Verfuigung stellt,

entgegen Artikel 9 Absatz 1 Satz 1 oder 2 ein anderes Kriterium oder Verfahren an-
wendet,

entgegen Artikel 18 Satz 1 eine dort genannte Bezeichnung verwendet,

entgegen Artikel 27 Absatz 4 die Européische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehdrde
nicht, nicht richtig, nicht vollstéandig oder nicht rechtzeitig unterrichtet oder die Bundes-
anstalt nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig benachrichtigt oder

entgegen Artikel 28 Absatz 2 eine Meldung nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder
nicht rechtzeitig macht.

(5d) Ordnungswidrig handelt, wer im Anwendungsbereich dieses Gesetzes vorsétzlich oder

fahrlassig
1. nicht sicherstellt, dass er Uber ein wirksames System nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 3
der Verordnung (EU) 2017/2402 verflgt,
2. eine in Artikel 9 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2017/2402 genannte Risikoposition ver-
brieft, ohne eine dort genannte Priifung vorgenommen zu haben, oder
3. eine Meldung nach Artikel 27 Absatz 1 Unterabsatz 1, 2 oder 3 Satz 2 der Verordnung

(EU) 2017/2402 mit irrefihrendem Inhalt macht.

(6) Die Ordnungswidrigkeit kann

1.

la.

in den Fallen des Absatzes 2 Nummer 1 Buchstabe a, b und h, Nummer 3 Buchstabe a
und f, Nummer 4 und Nummer 12, der Absatze 4f, 4h, 5 Nummer 1 bis 5, 7, 8, 16, 17,
20, 21 und 24 bis 29 und der Abséatze 5b bis 5d mit einer Geldbufe bis zu finf Millionen
Euro,

in den Fallen des Absatzes 4g mit einer Geldbul3e bis zu siebenhunderttausend Euro,

in den Fallen der Absatze 1 und 2 Nummer 3 Buchstabe | und des Absatzes 5a mit
einer Geldbul3e bis zu funfhunderttausend Euro,

in den Fallen des Absatzes 2 Nummer 2 Buchstabe a, Nummer 3 Buchstabe b bis e, g
bis k und m, Nummer 5 bis 10, 13, 14 und 17a, der Absatze 4, 4b Nummer 1 bis 5 und
des Absatzes 4c in Verbindung mit Absatz 1a mit einer Geldbuf3e bis zu zweihundert-
tausend Euro und

in den dbrigen Fallen mit einer Geldbul3e bis zu hunderttausend Euro geahndet wer-
den.

(6a) Gegentber einer juristischen Person oder einer Personenvereinigung kann in den Fallen
der Absatze 4f, 4g, 5b bis 5d Uber Absatz 6 hinaus eine héhere Geldbul3e verhangt werden;
diese Geldbuf3e darf den hdheren der folgenden Betréage nicht Ubersteigen:
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1. in den Fallen des Absatzes 4f den hoheren der Betrage von zwanzig Millionen Euro
oder 10 Prozent des Gesamtumsatzes, den die juristische Person oder die Personen-
vereinigung im der Behdrdenentscheidung vorangegangenen Geschaftsjahr erzielt hat,

2. in den Fallen des Absatzes 4g den hoheren der Betrage von funf Millionen Euro oder
3 Prozent des Gesamtumsatzes, den die juristische Person oder die Personenvereini-
gung im der Behérdenentscheidung vorausgegangenen Geschéftsjahr erzielt hat,

3. in den Fallen der Abséatze 4h, 5b bis 5d den htéheren der Betrage von funf Millionen
Euro oder 10 Prozent des Gesamtumsatzes, den die juristische Person oder die Per-
sonenvereinigung im der Behordenentscheidung vorausgegangenen Geschéftsjahr er-
zielt hat.

(6b) Gegenuber einer juristischen Person oder einer Personenvereinigung kann in den Fallen
des Absatzes 2 Nummer 11b bis 13 und in den Féllen des Absatzes 4 Nummer 1 bis 3, 8, 9
und 11 bis 15, sofern es sich um nachhaltige Versté3e handelt, eine Giber Absatz 6 hinausge-
hende GeldbuRRe verhangt werden; die Geldbul3e darf den hdheren der folgenden Betrage
nicht tGbersteigen:

1. funf Millionen Euro oder

2. 10 Prozent des Gesamtumsatzes, den die juristische Person oder Personenvereini-
gung im der Behérdenentscheidung vorausgegangenen Geschéftsjahr erzielt hat.

(6¢) *Uber die in den Absatzen 6, 6a und 6b genannten Betrage hinaus kann die Ordnungs-
widrigkeit in den Fallen des Absatzes 2 Nummer 11b bis 13, in den Féllen des Absatzes 4
Nummer 1 bis 3, 8, 9 und 11 bis 15, in den Fallen der Absatze 4f bis 4h und in den Fallen der
Absétze 5b bis 5d mit einer Geldbuf3e bis zum Zweifachen des aus dem Verstol3 gezogenen
wirtschaftlichen Vorteils geahndet werden. 2Der wirtschaftliche Vorteil umfasst erzielte Ge-
winne und vermiedene Verluste und kann geschatzt werden.

(6d) *Gesamtumsatz im Sinne des Absatzes 6a und 6b Nummer 2 ist

1. im Falle von Kreditinstituten, Zahlungsinstituten und Finanzdienstleistungsinstituten im
Sinne des § 340 des Handelsgesetzbuchs der sich aus dem auf das Institut anwend-
baren nationalen Recht im Einklang mit Artikel 27 Nummer 1, 3, 4, 6 und 7 oder Artikel
28 Nummer B1, B2, B3, B4 und B7 der Richtlinie 86/635/EWG des Rates vom 8. De-
zember 1986 Uber den Jahresabschluss und den konsolidierten Abschluss von Banken
und anderen Finanzinstituten (ABI. L 372 vom 31.12.1986, S. 1, L 316 vom 23.11.1988,
S. 51), die zuletzt durch die Richtlinie 2006/46/EG (ABI. L 224 vom 16.8.2006, S. 1)
geédndert worden ist, ergebende Gesamtbetrag, abzlglich der Umsatzsteuer und sons-
tiger direkt auf diese Ertrage erhobener Steuern,

2. im Falle von Versicherungsunternehmen der sich aus dem auf das Versicherungsun-
ternehmen anwendbaren nationalen Recht im Einklang mit Artikel 63 der Richtlinie
91/674/EWG des Rates vom 19. Dezember 1991 lber den Jahresabschluss und den
konsolidierten Abschluss von Versicherungsunternehmen (ABI. L 374 vom 31.12.1991,
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S. 7), die zuletzt durch die Richtlinie 2006/46/EG (ABI. L 224 vom 16.8.2006, S. 1)
geandert worden ist, ergebende Gesamtbetrag, abzlglich der Umsatzsteuer und sons-
tiger direkt auf diese Ertrage erhobener Steuern,

3. im Ubrigen der Betrag der Nettoumsétze nach MaRgabe des auf das Unternehmen
anwendbaren nationalen Rechts im Einklang mit Artikel 2 Nummer 5 der Richtlinie
2013/34/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 lber den
Jahresabschluss, den konsolidierten Abschluss und damit verbundene Berichte von
Unternehmen bestimmter Rechtsformen und zur Anderung der Richtlinie 2006/43/EG
des Europaischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinien
78/660/EWG und 83/349/EWG des Rates (ABI. L 182 vom 29.6.2013, S. 19, L 369 vom
24.12.2014, S. 79), die zuletzt durch die Richtlinie 2014/102/EU (ABI. L 334 vom
21.11.2014, S. 86) geandert worden ist.

2Handelt es sich bei der juristischen Person oder der Personenvereinigung um das Mutterun-
ternehmen oder um eine Tochtergesellschaft, so ist anstelle des Gesamtumsatzes der juristi-
schen Person oder der Personenvereinigung der jeweilige Gesamtbetrag in dem Konzernab-
schluss des Mutterunternehmens maf3geblich, der fir den gréfRten Kreis von Unternehmen
aufgestellt wird. *Wird der Konzernabschluss fiir den gréten Kreis von Unternehmen nicht
nach den in Satz 1 genannten Vorschriften aufgestellt, ist der Gesamtumsatz nach Mal3gabe
der den in Satz 1 Nummer 1 bis 3 vergleichbaren Posten des Konzernabschlusses zu ermit-
teln. %Ist ein Jahresabschluss oder Konzernabschluss fur das maRgebliche Geschaftsjahr nicht
verfugbar, ist der Jahres- oder Konzernabschluss fir das unmittelbar vorangegangene Ge-
schaftsjahr maf3geblich; ist auch dieser nicht verflugbar, kann der Gesamtumsatz geschétzt
werden.

(6e) 18 17 Absatz 2 des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten ist nicht anzuwenden bei Ver-
stbRen gegen Gebote und Verbote, die in den Abséatzen 6a und 6b in Bezug genommen wer-
den. 28 30 des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten gilt auch fur juristische Personen oder fur
Personenvereinigungen, die Uber eine Zweigniederlassung oder im Wege des grenzuber-
schreitenden Dienstleistungsverkehrs im Inland tatig sind. *Die Verfolgung der Ordnungswid-
rigkeiten nach den Absatzen 4f bis 4h verjahrt in drei Jahren.

(7) 'Die GeldbuRe soll den wirtschaftlichen Vorteil, den der Tater aus der Ordnungswidrigkeit
gezogen hat, Ubersteigen. Reicht in den Féllen des Absatzes 6 das Hochstmal, mit Aus-
nahme der Falle nach Absatz 2 Nummer 11b bis 13, und in den Fallen des Absatzes 4 Num-
mer 1 bis 3, 8, 9 und 11 bis 15 hierzu nicht aus, so kann es fir juristische Personen
oder Personenvereinigungen bis zu einem Betrag in folgender Hohe tberschritten werden:

1. 10 Prozent des Jahresnettoumsatzes des Unternehmens im Geschéftsjahr, das der
Ordnungswidrigkeit vorausgeht, oder

2. das Zweifache des durch die Zuwiderhandlung erlangten Mehrerloses.

38 17 Absatz 4 des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten bleibt unberihrt.
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(8) *Der Jahresnettoumsatz im Sinne des Absatzes 7 Satz 2 Nummer 1 ist der Gesamtbetrag
der in 8 34 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a bis e der Kreditinstituts-Rechnungsle-
gungsverordnung in der jeweils geltenden Fassung genannten Ertrage einschliel3lich der Brut-
toertrage bestehend aus Zinsertragen und ahnlichen Ertragen, Ertrdgen aus Aktien, anderen
Anteilsrechten und nicht festverzinslichen/festverzinslichen Wertpapieren sowie Ertragen aus
Provisionen und Gebtihren wie in Artikel 316 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 ausgeftihrt,
abzuglich der Umsatzsteuer und sonstiger direkt auf diese Ertrage erhobener Steuern. 2Han-
delt es sich bei dem Unternehmen um ein Tochterunternehmen, ist auf den Jahresnettoumsatz
abzustellen, der im vorangegangenen Geschéftsjahr im konsolidierten Abschluss des Mutter-
unternehmens an der Spitze der Gruppe ausgewiesen ist.

88 57 und 58
(aufgehoben)

§ 59
GeldbufRen gegen Unternehmen

§ 30 des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten gilt auch fir Unternehmen im Sinne des 8§ 53b
Abs. 1 Satz 1 und Abs. 7 Satz 1, die Uber eine Zweigniederlassung oder im Wege des grenz-
Uberschreitenden Dienstleistungsverkehrs im Inland tétig sind.

§ 60
Zustandige Verwaltungsbehorde

Verwaltungsbehdrde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten
ist die Bundesanstalt.

§ 60a
Beteiligung der Bundesanstalt und Mitteilungen in Strafsachen

(1) *Das Gericht, die Strafverfolgungs- oder die Strafvollstreckungsbehorde hat in Strafverfah-
ren gegen Inhaber, Geschéftsleiter oder Mitglieder der Verwaltungs- oder Aufsichtsorgane von
Instituten oder Finanzholding-Gesellschaften sowie gegen Inhaber bedeutender Beteiligungen
an Instituten oder deren gesetzliche Vertreter oder personlich haftende Gesellschafter wegen
Verletzung ihrer Berufspflichten oder anderer Straftaten bei oder im Zusammenhang mit der
Auslibung eines Gewerbes oder dem Betrieb einer sonstigen wirtschaftlichen Unternehmung,
ferner in Strafverfahren, die Straftaten nach 8 54 zum Gegenstand haben, im Falle der Erhe-
bung der o6ffentlichen Klage der Bundesanstalt

1. die Anklageschrift oder eine an ihre Stelle tretende Antragsschrift,
2. den Antrag auf Erlal eines Strafbefehls und

3. die das Verfahren abschlielRende Entscheidung mit Begriindung
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zu Ubermitteln; ist gegen die Entscheidung ein Rechtsmittel eingelegt worden, ist die Entschei-
dung unter Hinweis auf das eingelegte Rechtsmittel zu Gbermitteln. 2In Verfahren wegen fahr-
lassig begangener Straftaten werden die in den Nummern 1 und 2 bestimmten
Ubermittlungen nur vorgenommen, wenn aus der Sicht der tibermittelnden Stelle unverziiglich
Entscheidungen oder andere MaRhahmen der Bundesanstalt geboten sind.

(1a) lIn Strafverfahren, die Straftaten nach § 54 zum Gegenstand haben, hat die Staatsan-
waltschaft die Bundesanstalt bereits Uber die Einleitung des Ermittlungsverfahrens zu unter-
richten, soweit dadurch eine Gefahrdung des Ermittlungszweckes nicht zu erwarten ist. 2Er-
wagt die Staatsanwaltschaft, das Verfahren einzustellen, so hat sie die Bundesanstalt zu ho-
ren.

(2) 'Werden sonst in einem Strafverfahren Tatsachen bekannt, die auf MiRstande in dem Ge-
schéftsbetrieb eines Instituts hindeuten, und ist deren Kenntnis aus der Sicht der Ubermitteln-
den Stelle fir MaRBnahmen der Bundesanstalt nach diesem Gesetz erforderlich, soll das Ge-
richt, die Strafverfolgungs- oder die Strafvollstreckungsbehérde diese Tatsachen ebenfalls mit-
teilen, soweit nicht fur die Ubermittelnde Stelle erkennbar ist, dal? schutzwiirdige Interessen
des Betroffenen Gberwiegen. 2Dabei ist zu beriicksichtigen, wie gesichert die zu tibermitteln-
den Erkenntnisse sind.

(3) 'Der Bundesanstalt ist auf Antrag Akteneinsicht zu gewéhren, soweit nicht flr die Akten-
einsicht gewahrende Stelle erkennbar ist, dass schutzwirdige Interessen des Betroffenen
Uberwiegen. 2Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 60b
Bekanntmachung von Malinahmen

(1) Die Bundesanstalt soll, sofern die Bekanntmachung nicht bereits nach § 60c Absatz 1
Satz 1 erfolgt, jede gegen ein ihrer Aufsicht unterstehendes Institut oder Unternehmen oder
gegen einen Geschéaftsleiter eines Instituts oder Unternehmens verhangte und bestandskréaftig
gewordene MalRnahme, die sie wegen eines Verstol3es gegen dieses Gesetz, die dazu erlas-
senen Rechtsverordnungen oder die Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 oder
der Verordnung (EU) 2015/847 verhéngt hat, und jede unanfechtbar gewordene Buf3geldent-
scheidung nach MaRgabe der Absétze 2 bis 4 unverziglich auf ihren Internetseiten 6ffentlich
bekannt machen und dabei auch Informationen zu Art und Charakter des Verstol3es mitteilen.
2Die Rechte der Bundesanstalt nach § 37 Absatz 1 Satz 3 bleiben unberthrt.

(2) Die Bekanntmachung einer unanfechtbar gewordenen BufRgeldentscheidung nach § 56
Absatz 4c darf keine personenbezogenen Daten enthalten.

(3) Eine unanfechtbar gewordene Bul3geldentscheidung nach § 56 Absatz 4e darf nicht nach
Absatz 1 bekannt gemacht werden, wenn eine solche Bekanntmachung die Stabilitat der Fi-
nanzméarkte der Bundesrepublik Deutschland oder eines oder mehrerer Vertragsstaaten des
Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum erheblich gefahrden oder eine solche
Bekanntmachung den Beteiligten einen unverhaltnismafig groRen Schaden zufiigen wirde.
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(4) 'Die Bundesanstalt hat eine bestandskraftig gewordene MaRRnahme oder eine unanfecht-
bar gewordene BuRgeldentscheidung mit Ausnahme von BuRR3geldentscheidungen nach § 56
Absatz 4e auf anonymer Basis bekannt zu machen, wenn eine Bekanntmachung nach Ab-
satz 1

1. das Persdnlichkeitsrecht natirlicher Personen verletzt oder eine Bekanntmachung per-
sonenbezogener Daten aus sonstigen Grinden unverhaltnismafig ware,

2. die Stabilitat der Finanzmarkte der Bundesrepublik Deutschland oder eines oder meh-
rerer Mitgliedstaaten des Europdischen Wirtschaftsraums oder den Fortgang einer
strafrechtlichen Ermittlung erheblich gefahrden wirde oder

3. den beteiligten Instituten oder naturlichen Personen einen unverhaltnism&Rig grof3en
Schaden zufligen wirde.

2Abweichend von Satz 1 kann die Bundesanstalt in den Fallen von Satz 1 Nummer 2 und 3 so
lange von der Bekanntmachung nach Absatz 1 absehen, bis die Grinde fur eine Bekanntma-
chung auf anonymer Basis weggefallen sind.

(5) Die MaRnahmen und BuBgeldentscheidungen im Sinne des Absatzes 1 mit Ausnahme
der Buf3geldentscheidungen nach § 56 Absatz 4e sollen mindestens fiur finf Jahre ab Be-
standskraft der MaRnahme oder ab Unanfechtbarkeit der BuRRgeldentscheidung auf den Inter-
netseiten der Bundesanstalt verdffentlicht bleiben. 2Abweichend von Satz 1 sind personenbe-
zogene Daten zu I6schen, sobald ihre Bekanntmachung nicht mehr erforderlich ist.

§ 60c
Bekanntmachung von Mallnahmen und Sanktionen wegen Verstofl3en
gegen die Verordnung (EU) Nr. 909/2014, die Verordnung (EU) 2015/2365,
die Verordnung (EU) 2016/1011 oder die Verordnung (EU) 2017/2402

(1) Die Bundesanstalt macht Entscheidungen tber Mal3nahmen und Sanktionen, die wegen
Verstolien gegen die Verordnung (EU) Nr. 909/2014 oder Artikel 4 oder 15 der Verordnung
(EU) 2015/2365, Artikel 16 Absatz 1 bis 4 der Verordnung (EU) 2016/1011 oder die jeweils
darauf basierenden delegierten Rechtsakte erlassen wurden, auf ihrer Internetseite unverzig-
lich nach Unterrichtung der natirlichen oder juristischen Person, gegen die die Mallhahme
oder Sanktion verhangt wurde, bekannt.

(2) In der Bekanntmachung benennt die Bundesanstalt die Vorschrift, gegen die verstol3en
wurde, und die fur den Verstol3 verantwortliche natirliche oder juristische Person oder Perso-
nenvereinigung.

(3) Ist die Bekanntmachung der Identitat einer von der Entscheidung betroffenen juristischen
Person oder der personenbezogenen Daten einer naturlichen Person unverhaltnismafiig oder
wilrde die Bekanntmachung laufende Ermittlungen oder die Stabilitét der Finanzmarkte ge-
fahrden, so
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1. schiebt die Bundesanstalt die Bekanntmachung der Entscheidung auf, bis die Griinde
fur das Aufschieben weggefallen sind,

2. macht die Bundesanstalt die Entscheidung ohne Nennung der Identitat oder der per-
sonenbezogenen Daten bekannt, wenn hierdurch ein wirksamer Schutz der Identitét
oder der betreffenden personenbezogenen Daten gewahrleistet ist oder

3. macht die Bundesanstalt die Entscheidung nicht bekannt, wenn eine Bekanntmachung
gemal den Nummern 1 und 2 nicht ausreichend wéare, um sicherzustellen, dass

a) die Stabilitat der Finanzmarkte nicht gefahrdet wird oder

b) die Verhaltnismafigkeit der Bekanntmachung gewahrt bleibt.

(4) 'Bei nicht bestands- oder nicht rechtskraftigen Entscheidungen fligt die Bundesanstalt ei-
nen entsprechenden Hinweis hinzu. 2Wird gegen die bekanntzumachende Entscheidung ein
Rechtsbehelf eingelegt, so erganzt die Bundesanstalt die Bekanntmachung unverziiglich um
einen Hinweis auf den Rechtsbehelf sowie um alle weiteren Informationen tber das Ergebnis
des Rechtsbehelfsverfahrens.

(5) Eine Bekanntmachung nach Absatz 1 ist finf Jahre nach ihrer Bekanntmachung zu 16-
schen. 2Abweichend von Satz 1 sind personenbezogene Daten zu loschen, sobald ihre Be-
kanntmachung nicht mehr erforderlich ist.

(6) Bei bestandskraftigen Malinahmen und unanfechtbar gewordenen Bul3geldentscheidun-
gen, die wegen eines Verstol3es gegen die Artikel 6, 7, 9 oder 27 Absatz 1 der Verordnung
(EU) 2017/2402 erlassen wurden, gelten die Absatze 1 bis 3 und 5 mit der MalRgabe entspre-
chend, dass die Bekanntmachung auch die verhdngten MalRhahmen und Buf3geldentschei-
dungen umfasst und in der Verhaltnismafigkeitsprifung nach Absatz 3 geprift wird, ob die
Bekanntmachung den beteiligten Personen einen unverhaltnismaRigen Schaden zufligen
wirde.

§ 60d
Bekanntmachung von MaRnahmen und Sanktionen
gegen Wertpapierdienstleistungsunternehmen und Betreiber
von Datenbereitstellungsdiensten

(1) 'Die Bundesanstalt macht Entscheidungen tber MaRnahmen und Sanktionen geman § 56
Absatz 4h, die gegen Wertpapierdienstleistungsunternehmen im Sinne des 8§ 2 Absatz 10 des
Wertpapierhandelsgesetzes und Betreiber von Datenbereitstellungsdiensten erlassen wurden,
unverziglich nach Unterrichtung der nattrlichen oder juristischen Person, gegen die die Mal3-
nahme oder Sanktion verhangt wurde, auf ihrer Internetseite bekannt. 2Dies gilt nicht fur Ent-
scheidungen Uber Ermittlungsmaflinahmen.

(2) In der Bekanntmachung benennt die Bundesanstalt die Vorschrift, gegen die verstoRen
wurde, und die fur den Verstol3 verantwortliche nattrliche oder juristische Person oder Perso-
nenvereinigung.
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(3) st die Bundesanstalt nach einer fallbezogenen Bewertung der VerhaltnismaRigkeit der
Bekanntmachung zu der Ansicht gelangt, dass die Bekanntmachung der Identitat der juristi-
schen Person oder der personenbezogenen Daten der natiirlichen Person unverhéltnismafig
ware, oder wirde die Bekanntmachung die Stabilitédt der Finanzmaérkte oder laufende Ermitt-
lungen gefahrden, so kann die Bundesanstalt

1. die Entscheidung erst dann bekanntmachen, wenn die Griinde fiir den Verzicht auf ihre
Bekanntmachung nicht mehr bestehen, oder

2. die Entscheidung ohne Nennung personenbezogener Daten bekanntmachen, wenn
diese anonymisierte Bekanntmachung einen wirksamen Schutz der betreffenden per-
sonenbezogenen Daten gewahrleistet, oder

3. ganzlich von der Bekanntmachung der Entscheidung absehen, wenn die in den Num-
mern 1 und 2 genannten Mdglichkeiten ihrer Ansicht nach nicht ausreichend gewéahr-
leisten, dass

a) die Stabilitat der Finanzmarkte nicht gefahrdet wird,

b) die Bekanntmachung von Entscheidungen tber Ma3nahmen, die als geringfugiger
einzustufen sind, verhaltnismanig ist.

2Entscheidet sich die Bundesanstalt fur eine Bekanntmachung in anonymisierter Form, kann
die Bekanntmachung um einen angemessenen Zeitraum aufgeschoben werden, wenn vorher-
sehbar ist, dass die Grinde fur die anonymisierte Bekanntmachung innerhalb dieses Zeit-
raums wegfallen werden.

(4) *Wird gegen die Entscheidung, mit der die Sanktion oder MaRnahme erlassen wird, ein
Rechtsbehelf eingelegt, so macht die Bundesanstalt auch diesen Sachverhalt und alle weite-
ren Informationen lber das Ergebnis des Rechtsbehelfsverfahrens umgehend auf ihrer Inter-
netseite bekannt. 2Ferner wird jede Entscheidung, mit der eine friihere Entscheidung aufge-
hoben oder geandert wird, ebenfalls bekannt gemacht.

(5) Eine Bekanntmachung nach Absatz 1 ist funf Jahre nach ihrer Bekanntmachung zu 16-
schen. 2Abweichend von Satz 1 sind personenbezogene Daten zu loschen, sobald ihre Be-
kanntmachung nicht mehr erforderlich ist.
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§61

Achter Abschnitt
Ubergangs- und SchluBvorschriften

8§61
Erlaubnis fur bestehende Kreditinstitute

1Soweit ein Kreditinstitut bei Inkrafttreten dieses Gesetzes Bankgeschafte in demin § 1 Abs. 1
bezeichneten Umfang betreiben durfte, gilt die Erlaubnis nach § 32 als erteilt. ?Die in § 35
Abs. 1 genannte Frist beginnt mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes zu laufen.

§ 62
Uberleitungsbestimmungen

(1) 'Die auf dem Gebiet des Kreditwesens bestehenden Rechtsvorschriften sowie die auf
Grund der bisherigen Rechtsvorschriften erlassenen Anordnungen bleiben aufrechterhalten,
soweit ihnen nicht Bestimmungen dieses Gesetzes entgegenstehen. ?Rechtsvorschriften, die
fur die geschéftliche Betatigung bestimmter Arten von Kreditinstituten weitergehende Anforde-
rungen stellen als dieses Gesetz, bleiben unberihrt.

(2) Aufgaben und Befugnisse, die in Rechtsvorschriften des Bundes der Bankaufsichtsbehdrde
zugewiesen sind, gehen auf die Bundesanstalt tiber.

(3) Die Zustandigkeiten der Lander fir die Anerkennung als verlagertes Geldinstitut nach der
FunfunddreifBigsten Durchfiihrungsverordnung zum Umstellungsgesetz, fir die Bestatigung
der Umstellungsrechnung und der Altbankenrechnung sowie fiir die Aufgaben und Befugnisse
nach den Wertpapierbereinigungsgesetzen und dem Bereinigungsgesetz fir deutsche Aus-
landsbonds bleiben unberihrt.

§ 63
(Aufhebung und Anderung von Rechtsvorschriften)

§ 63a
Sondervorschriften fir das in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannte Gebiet

(1) Soweit ein Kreditinstitut mit Sitz in der Deutschen Demokratischen Republik einschlielich
Berlin (Ost) am 1. Juli 1990 Bankgeschafte in dem in 8 1 Abs. 1 bezeichneten Umfang betrei-
ben durfte, gilt die Erlaubnis nach § 32 als erteilt.

(2) Die Bundesanstalt kann Gruppen von Kreditinstituten oder einzelne Kreditinstitute mit Sitz
in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet von Verpflichtungen auf Grund
dieses Gesetzes freistellen, wenn dies aus besonderen Griinden, insbesondere wegen der
noch fehlenden Angleichung des Rechts in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten
Gebiet an das Bundesrecht, angezeigt ist.
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§ 64

(3) (aufgehoben)

§ 64
Nachfolgeunternehmen der Deutschen Bundespost

(1) *Ab 1. Januar 1995 gilt die Erlaubnis nach § 32 fiir das Nachfolgeunternehmen der Deut-
schen Bundespost POSTBANK als erteilt. 2Bei der Zusammenfassung gemaR § 19 Abs. 2
Satz 1 werden bis zum 31. Dezember 2002 Anteile an den Nachfolgeunternehmen der Deut-
schen Bundespost nicht beriicksichtigt, die von der Bundesanstalt fir Post und Telekommuni-
kation Deutsche Bundespost gehalten werden.

8§ 64a
(aufgehoben)

§ 64b
(aufgehoben)

8§ 64c
(aufgehoben)

8§ 64d
(aufgehoben)

8 64e
Ubergangsvorschriften zum Sechsten Gesetz zur Anderung des
Gesetzes uber das Kreditwesen

(1) Fur ein Kreditinstitut, das am 1. Januar 1998 Uber eine Erlaubnis als Einlagenkreditinstitut
verflgt, gilt die Erlaubnis flr das Betreiben des Finanzkommissionsgeschéftes, des Emissi-
onsgeschéftes, des Geldkartengeschéftes, des Netzgeldgeschéaftes sowie fir das Erbringen
von Finanzdienstleistungen fur diesen Zeitpunkt als erteilt.

(2) Finanzdienstleistungsinstitute und Wertpapierhandelsbanken, die am 1. Januar 1998 zu-
lassigerweise tatig waren, ohne Uber eine Erlaubnis der Bundesanstalt zu verfigen, haben bis
zum 1. April 1998 ihre nach diesem Gesetz erlaubnispflichtigen Tatigkeiten und die Absicht,
diese fortzufiihren, der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank anzuzeigen. 2Ist die
Anzeige fristgerecht erstattet worden, gilt die Erlaubnis nach § 32 in diesem Umfang als erteilt.
3Die Bundesanstalt bestatigt die bezeichneten Erlaubnisgegenstande innerhalb von drei Mo-
naten nach Eingang der Anzeige. “Innerhalb von drei Monaten nach Zugang der Bestatigung
der Bundesanstalt hat das Institut der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank eine
Erganzungsanzeige einzureichen, die den inhaltlichen Anforderungen des § 32 entspricht.
SWird die Erganzungsanzeige nicht fristgerecht eingereicht, kann die Bundesanstalt die Er-
laubnis nach Satz 2 aufheben; § 35 bleibt unberihrt.
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(3) *Auf Institute, fir die eine Erlaubnis nach Absatz 2 als erteilt gilt, sind § 35 Abs. 2 Nr. 3 in
Verbindung mit § 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a bis ¢ sowie § 24 Abs. 1 Nr. 9 Uiber das
Anfangskapital erst ab 1. Januar 2003 anzuwenden. 2Solange das Anfangskapital der in Satz 1
genannten Institute geringer ist als der bei Anwendung des 8§ 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 erforder-
liche Betrag, darf es den Durchschnittswert der jeweils sechs vorangehenden Monate nicht
unterschreiten; der Durchschnittswert ist alle sechs Monate zu berechnen und der Bundesan-
stalt mitzuteilen. *Bei einem Unterschreiten des in Satz 2 genannten Durchschnittswertes kann
die Bundesanstalt die Erlaubnis aufheben. “Auf die in Satz 1 genannten Institute sind § 10
Abs. 1 bis 8 und die 88 10a, 11 und 13 bis 13b erst ab 1. Januar 1999 anzuwenden, es sei
denn, sie errichten eine Zweigniederlassung oder erbringen grenziiberschreitende Dienstleis-
tungen in anderen Staaten des Europaischen Wirtschaftsraums gemaR § 24a. SWertpapier-
handelsunternehmen, fur die eine Erlaubnis nach Absatz 2 als erteilt gilt und die § 10 Abs. 1
bis 8 und die 88 10a, 11 und 13 bis 13b nicht anwenden, haben die Kunden daruber zu unter-
richten, daf3 sie nicht gemaf § 24a in anderen Staaten des Europaischen Wirtschaftsraums
eine Zweigniederlassung errichten oder grenziiberschreitende Dienstleistungen erbringen
konnen. ®Institute, fur die eine Erlaubnis nach Absatz 2 als erteilt gilt, haben der Bundesanstalt
und der Deutschen Bundesbank anzuzeigen, ob sie 8 10 Abs. 1 bis 8 und die 88 10a, 11 und
13 bis 13b anwenden.

(4) (aufgehoben)

(5) (aufgehoben)

§ 64f
Ubergangsvorschriften zum Vierten Finanzmarktférderungsgesetz

(1) Fur ein Kreditinstitut, das am 1. Juli 2002 Uber eine Erlaubnis als Einlagenkreditinstitut
verflgt, gilt die Erlaubnis fiir das Betreiben des Kreditkartengeschafts fur diesen Zeitpunkt als
erteilt.

(2) *Finanzdienstleistungsinstitute und Wertpapierhandelsbanken, die am 1. Juli 2002 zulassi-
gerweise tatig waren, ohne tber eine Erlaubnis der Bundesanstalt gemaR § 1 Abs. 1a Satz 2
Nr. 8 zu verfigen, haben bis zum 1. November 2002 ihre erlaubnispflichtige Tatigkeit und die
Absicht, diese fortzufihren, der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank anzuzeigen.
28 64e Abs. 2 Satz 2 bis 5 gilt entsprechend.

(3) bis (6) (aufgehoben)
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§ 649

§ 649
Ubergangsvorschriften zum Finanzkonglomeraterichtlinie-Umsetzungsgesetz

(1) (aufgehoben)

(2) 'Bis zum Erlass der Rechtsverordnung nach § 13c Absatz 1 Satz 2 sind samtliche wahrend
eines Kalenderjahres durchgefiihrten bedeutenden gruppeninternen Transaktionen mit ge-
mischten Holdinggesellschaften oder deren Tochterunternehmen der Bundesanstalt und der
Deutschen Bundesbank vor dem 16. Januar des darauffolgenden Jahres anzuzeigen. *Grup-
peninterne Transaktionen sind inshesondere

1. Darlehen,
2. Birgschaften, Garantien und andere aul3erbilanzielle Geschéfte,

3. Geschéfte, die Eigenmittelbestandteile im Sinne der 88 10, 10a, 53c und 104g des
Versicherungsaufsichtsgesetzes betreffen,

4. Kapitalanlagen,
5. Ruckversicherungsgeschafte,

6. Kostenteilungsvereinbarungen.

3Eine gruppeninterne Transaktion ist bedeutend, wenn die einzelne Transaktion mindestens
5 Prozent der Eigenkapitalanforderung auf Gruppenebene erreicht oder tbersteigt. “Mehrere
Transaktionen desselben oder verschiedener gruppenangehdriger Unternehmen mit einem
anderen gruppenangehorigen Unternehmen wahrend eines Geschaftsjahres sind jeweils ad-
ressatenbezogen zusammenzufassen, auch wenn die einzelne Transaktion 5 Prozent der Ei-
genkapitalanforderung auf Gruppenebene nicht erreicht.

(3) Bis zu einer Ergéanzung der Rechtsverordnung nach § 24 Abs. 4

1. sind im Rahmen der Anzeigen nach § 24 Abs. 3a Satz 1 Nr. 1

a) zur Beurteilung der Zuverlassigkeit der Personen, die die Geschéfte einer Finanz-
holding-Gesellschaft oder einer gemischten Finanzholding-Gesellschaft tatsach-
lich fihren sollen, die nach § 8 Satz 2 Nr. 2 der Anzeigenverordnung vom 29. De-
zember 1997 (BGBI. | S. 3372), die zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom
15. August 2003 (BGBI. | S. 1657) geandert worden ist, vorgesehenen Erklarungen
abzugeben;

b) zur Beurteilung der fachlichen Eignung der Personen, die die Geschéfte einer Fi-
nanzholding-Gesellschaft oder gemischten Finanzholding-Gesellschaft tatsachlich
fuhren sollen, die nach § 8 Satz 2 Nr. 1 der Anzeigenverordnung vom 29. Dezem-
ber 1997 (BGBI. | S. 3372), die zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom
15. August 2003 (BGBI. | S. 1657) geandert worden ist, genannten Unterlagen bei-
zufligen;
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§ 64h

2. gilt 8 27 der Anzeigenverordnung vom 29. Dezember 1997 (BGBI. | S. 3372), die zuletzt
durch Artikel 8 des Gesetzes vom 15. August 2003 (BGBI. | S. 1657) geéndert worden
ist, in Bezug auf Anzeigen einer gemischten Finanzholding-Gesellschaft nach § 12a
Abs. 1 Satz 3 entsprechend.

(4) (aufgehoben)

§ 64h
Ubergangsvorschriften zum Gesetz zur Umsetzung der neu gefassten Bankenrichtlinie
und der neu gefassten Kapitaladaquanzrichtlinie

(1) (aufgehoben)
(2) (aufgehoben)
(3) (aufgehoben)
(4) (aufgehoben)

(5) Institute dirfen personenbezogene Daten, die sie vor dem 1. Januar 2007 erhoben haben,
nach MaR3gabe des § 10 Absatz 2 verarbeiten.

(6) (aufgehoben)

(7) 8 2 Abs. 8a ist bis langstens zum 31. Dezember 2014 anzuwenden.

§ 64i
Ubergangsvorschriften zum Finanzmarktrichtlinie-Umsetzungsgesetz

(1) *Fur ein Unternehmen, das am 1. November 2007 eine Erlaubnis fir ein oder mehrere
Bankgeschéfte oder Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 1 bis 4 hat,
gilt die Erlaubnis fur die Anlageberatung als zu diesem Zeitpunkt erteilt. 2Fir ein Finanzdienst-
leistungsinstitut, das nicht unter Satz 1 fallt, gilt die Erlaubnis fur die Anlageberatung ab diesem
Zeitpunkt bis zur Entscheidung der Bundesanstalt als vorlaufig erteilt, wenn es bis zum
31. Januar 2008 einen vollstandigen Erlaubnisantrag nach § 32 Abs. 1 Satz 1 und 2, auch in
Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach 8 24 Abs. 4, stellt.

(2) Fur ein Unternehmen, das am 1. November 2007 eine Erlaubnis fur ein oder mehrere
Bankgeschéfte oder Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Abs. 1la Satz 2 Nr. 1 bis 4 hat
und bisher auf eigene Rechnung mit Finanzinstrumenten gehandelt hat, gilt die Erlaubnis fur
das Eigengeschéft als zu diesem Zeitpunkt erteilt.

(3) Fur ein Unternehmen, das auf Grund der Ausdehnung der Definition der Finanzinstrumente
in 8 1 Abs. 11 am 1. November 2007 zum Finanzdienstleistungsinstitut oder zur Wertpapier-
handelsbank wird, gilt Absatz 1 Satz 2 entsprechend.
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§ 64j

(4) *Fur ein Unternehmen, das am 1. November 2007 eine Erlaubnis fiir die Anlagevermittiung
hat, gilt die Erlaubnis fir den Betrieb eines multilateralen Handelssystems als zu diesem Zeit-
punkt erteilt, wenn es bis zum 31. Januar 2008 einen vollstandigen Erlaubnisantrag nach § 32
Abs. 1 Satz 1 und 2, auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach 8 24 Abs. 4, stellt
und die Bundesanstalt dem nicht binnen drei Monaten nach Eingang des vollstandigen Erlaub-
nisantrags widerspricht. 2Die Bundesanstalt kann widersprechen, wenn sie im Falle eines or-
dentlichen Erlaubnisantrags nach 8§ 32 das Recht héatte, die Erteilung der Erlaubnis nach § 33
zu versagen.

(5) Fur ein Unternehmen, das am 1. November 2007 eine Erlaubnis fur die Abschlussvermitt-
lung hat, gilt fur die Erlaubnis zur Erbringung des Platzierungsgeschéfts Absatz 1 Satz 2 ent-
sprechend.

8§ 64
Ubergangsvorschriften zum Jahressteuergesetz 2009

(1) Fur ein Unternehmen, das am 25. Dezember 2008 eine Erlaubnis fur ein oder mehrere
Bankgeschéfte im Sinne des 8§ 1 Abs. 1 oder Finanzdienstleistungsgeschafte im Sinne des § 1
Abs. 1la Satz 2 Nr. 1 bis 4 hat, gilt die Erlaubnis fiir das Factoring und das Finanzierungsleasing
als zu diesem Zeitpunkt erteilt.

(2) *Fur Finanzdienstleistungsinstitute, die nicht unter Absatz 1 fallen, gilt die Erlaubnis fiir das
Factoring und das Finanzierungsleasing ab dem 25. Dezember als erteilt, wenn sie bis zum
31. Januar 2009 anzeigen, dass sie diese Tatigkeiten ausiiben. 2Fur Unternehmen im Sinne
des Satzes 1, sie zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes mindestens zwei der drei in
§ 267 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs genannten GréRRenkriterien nicht Uberschreiten, gilt
eine langere Frist bis zum 31. Dezember 2009. Die Anzeige muss die Angaben nach § 32
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 und 6 Buchstabe a und b, den Jahresabschluss fiir das letzte abgelaufene
Geschaftsjahr, oder — soweit dieser nach den hierfr geltenden Fristen noch nicht aufzustellen
war — flr das diesem vorausgegangene Geschaftsjahr, oder — soweit noch kein Jahresab-
schluss aufzustellen war — die Eréffnungsbilanz und eine unterjahrige Gewinn- und Verlust-
rechnung, sowie einen aktuellen Handelsregisterauszug und die Gewerbeanzeige nach § 14
Abs. 1 Satz 1 der Gewerbeordnung enthalten.

§ 64k
Ubergangsvorschrift zum Gesetz zur Umsetzung der Beteiligungsrichtlinie

Auf Verfahren nach § 2c, bei denen bis zum 17. Marz 2009 eine Anzeige eingegangen ist, sind
die Vorschriften dieses Gesetzes in der bis zum 17. Marz 2009 geltenden Fassung anzuwen-
den.
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§ 64l

8 64l
Ubergangsvorschrift zur Erlaubnis fiir die Anlageverwaltung

IFUr ein Institut, das am 25. Méarz 2009 die Erlaubnis fur das Finanzkommissionsgeschéft, den
Eigenhandel oder die Finanzportfolioverwaltung hat, gilt die Erlaubnis fur die Anlageverwal-
tung als zu diesem Zeitpunkt erteilt. 2Eine Erlaubnispflicht fur die Anlageverwaltung besteht
nicht fir solche Produkte, fir die bis zum 24. September 2008 ein Verkaufsprospekt veroffent-
licht wurde.

§ 64m
Ubergangsvorschrift zum Brexit-Steuerbegleitgesetz

(1) &8 25a Absatz 5a in der am 29. Méarz 2019 geltenden Fassung ist erstmals fur Kiindigungen
anzuwenden, die nach Ablauf von acht Monaten nach dem 29. Marz 2019 zugehen.

(2) Wird der Austritt des Vereinigten Konigreichs Grof3britannien und Nordirland aus der Euro-
paischen Union wirksam, ohne dass bis zu diesem Zeitpunkt ein Austrittsabkommen im Sinne
von Artikel 50 Absatz 2 Satz 2 des Vertrages Uber die Europdaische Union in Kraft getreten ist,
So ist 8§ 64x Absatz 8 Satz 1 auf Unternehmen mit Sitz im Vereinigten Konigreich Grol3britan-
nien und Nordirland mit der Mal3gabe anzuwenden, dass die Befreiung nach § 2 Absatz 5 ab
dem Zeitpunkt des Austritts bis zur Entscheidung der Européaischen Wertpapier- und Markt-
aufsichtsbehdrde Uber eine Eintragung des Unternehmens in das Register nach Artikel 48 der
Verordnung (EU) Nr. 600/2014 als vorlaufig erteilt gilt, wenn das Unternehmen innerhalb von
drei Monaten nach dem Zeitpunkt des Austritts einen vollstdndigen Freistellungsantrag nach
§ 2 Absatz 5 Satz 1 stellt.

§ 64n
Ubergangsvorschrift zum Gesetz zur Novellierung des Finanzanlagenvermittler- und
Vermdgensanlagenrechts

Fir ein Unternehmen, das auf Grund der Erweiterung der Definition der Finanzinstrumente in
§ 1 Absatz 11 Satz 1 am 1. Juni 2012 zum Finanzdienstleistungsinstitut wird, gilt die Erlaubnis
ab diesem Zeitpunkt bis zur Entscheidung der Bundesanstalt als vorlaufig erteilt, wenn es bis
zum 31. Dezember 2012 einen vollstandigen Erlaubnisantrag nach § 32 Absatz 1 Satz 1 und
2, auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 24 Absatz 4, stellt.

§ 640
Ubergangsvorschriften zum EMIR-Ausfiihrungsgesetz

(1) *Fur Kreditinstitute, die am 16. Februar 2013 tber eine Erlaubnis nach § 32 zur Austibung
der Tatigkeit einer zentralen Gegenpartei nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 12 verfligen,
findet bis zu der Erteilung einer Erlaubnis nach Artikel 14 in Verbindung mit Artikel 17 der
Verordnung (EU) Nr. 648/2012 § 2 Absatz 9a und 9b keine Anwendung. 2§ 37 Absatz 1 Satz 1
sowie § 54 Absatz la finden auf in Satz 1 genannte Kreditinstitute hinsichtlich der Tatigkeit als
zentrale Gegenpartei im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 12 bis zur Erteilung oder der
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8§ 64p

rechtskraftigen Versagung der Erlaubnis nach Artikel 14 in Verbindung mit Artikel 17 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 648/2012 keine Anwendung. 3Soweit eine Erlaubnis nach & 32 das Betreiben
von Bankgeschéaften nach 8 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 10 oder das Erbringen von Fi-
nanzdienstleistungen nach § 1 Absatz 1a umfasst, bleibt sie insoweit von der Erteilung oder
der rechtskraftigen Versagung der Erlaubnis nach Artikel 14 in Verbindung mit Artikel 17 der
Verordnung (EU) Nr. 648/2012 unberiihrt.

(2) 8 29 Absatz 1 Satz 2 in der ab dem 16. Februar 2013 geltenden Fassung ist erstmals auf
die Abschlusspriifung des Jahresabschlusses fur ein Geschéftsjahr anzuwenden, das nach
dem 31. Dezember 2012 beginnt.

(3) 8 29 Absatz 1a in der ab dem 16. Februar 2013 geltenden Fassung ist erstmals auf die
Abschlusspriufung des Jahresabschlusses fiir ein Geschéftsjahr anzuwenden, das nach dem
Zeitpunkt beginnt, in dem das Kreditinstitut eine Erlaubnis nach Artikel 14 in Verbindung mit
Artikel 17 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 erhalten hat.

8§ 64p
Ubergangsvorschrift zum Hochfrequenzhandelsgesetz

FUr ein Unternehmen, das auf Grund der Ausdehnung des Begriffs des Eigenhandels in § 1
Absatz 1la Satz 2 Nummer 4 am 15. Mai 2013 zum Finanzdienstleistungsinstitut wird, gilt die
Erlaubnis fur den Eigenhandel und das Eigengeschéaft im Sinne des 8§ 32 Absatz 1a als zu
diesem Zeitpunkt vorlaufig erteilt, wenn es bis zum 14. November 2013 einen vollstédndigen
Erlaubnisantrag nach 8§ 32 Absatz 1 Satz 1 und 2, auch in Verbindung mit einer Rechtsverord-
nung nach § 24 Absatz 4, stellt. 2Fir ein Unternehmen, das nicht im Inland ansassig und kein
Unternehmen im Sinne des 8 53b Absatz 1 Satz 1 und 2 ist, gilt Satz 1 mit der MalRgabe, dass
der vollstéandige Erlaubnisantrag bis zum 14. Februar 2014 zu stellen ist.

8§ 64q
Ubergangsvorschrift zum AIFM-Umsetzungsgesetz

(1) Auf Finanzdienstleistungsinstitute, die durch die Anderung des § 1 und das Inkrafttreten
des Kapitalanlagegesetzbuchs als Kapitalverwaltungsgesellschaften im Sinne des § 17 des
Kapitalanlagegesetzbuchs oder als Anteile an Investmentvermégen im Sinne des 8 1 Absatz 1
des Kapitalanlagegesetzbuchs gelten und die die Voraussetzungen von 8§ 353 Absatz 1 bis 3
erfillen, ist 8 1 Absatz 1a in der bis zum 21. Juli 2013 geltenden Fassung weiterhin anzuwen-
den.

(2) Auf Finanzdienstleistungsinstitute, die durch die Anderung des § 1 und das Inkrafttreten
des Kapitalanlagegesetzbuchs als Kapitalverwaltungsgesellschaften im Sinne des § 17 des
Kapitalanlagegesetzbuchs oder als Anteile an Investmentvermégen im Sinne des 8 1 Absatz 1
des Kapitalanlagegesetzbuchs gelten, ist dieses Gesetz in der bis zum 21. Juli 2013 geltenden
Fassung bis zur Stellung des Erlaubnisantrages gemal § 22 des Kapitalanlagegesetzbuchs
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oder, wenn die Voraussetzungen des 8§ 2 Absatz 4, 4a, 4b oder Absatz 5 des Kapitalanlage-
gesetzbuchs erfullt sind, bis zur Registrierung gemal § 44 des Kapitalanlagegesetzbuchs wei-
terhin anzuwenden.

8§ 64r
Ubergangsvorschriften zum CRD IV-Umsetzungsgesetz

(1) '8 8 Absatz 3 Satz 7 in der ab dem 1. Januar 2014 geltenden Fassung ist ab dem
1. Januar 2015 oder, sofern ein Rechtsakt nach Artikel 151 Absatz 2 der Richtlinie 2013/36/EU
erlassen wird, ab dem Ablauf des dort bestimmten Zeitraums anzuwenden. ?Bis zum 31. De-
zember 2014 oder dem Ablauf des im vorgenannten Rechtsakt bestimmten Zeitraums ist 8§ 8
Absatz 3 Satz 7 in der bis zum 31. Dezember 2013 geltenden Fassung weiter anzuwenden.

(2) 8§ 8f ist ab dem 1. Januar 2015 oder, sofern ein Rechtsakt nach Artikel 151 Absatz 2 der
Richtlinie 2013/36/EU erlassen wird, ab dem Ablauf des dort bestimmten Zeitraums, spates-
tens aber ab dem 1. Januar 2017 anzuwenden.

(3) § 10 Absatz 3 Satz 2 Nummer 5 in der ab 1. Januar 2014 geltenden Fassung ist nur bis
zum 1. Januar 2016 anzuwenden.

(4) Der Abzug des Unterschiedsbetrages nach § 10a Absatz 4 Satz 4 in der ab dem 1. Januar
2014 geltenden Fassung ist im Zeitraum vom 1. Januar 2014 bis zum 31. Dezember 2017 wie
folgt vorzunehmen:

1. vom 1. Januar 2014 bis 31. Dezember 2014 zu 80 Prozent vom Kernkapital der Gruppe
gemal Artikel 25 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und zu 20 Prozent vom harten
Kernkapital der Gruppe geman Artikel 50 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013;

2. vom 1. Januar 2015 bis zum 31. Dezember 2015 zu 60 Prozent vom Kernkapital der
Gruppe geman Artikel 25 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und zu 40 Prozent vom
harten Kernkapital der Gruppe gemalf Artikel 50 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013;

3. vom 1. Januar 2016 bis zum 31. Dezember 2016 zu 40 Prozent vom Kernkapital der
Gruppe geman Artikel 25 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und zu 60 Prozent vom
harten Kernkapital der Gruppe gemalf? Artikel 50 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013;

4. vom 1. Januar 2017 bis zum 31. Dezember 2017 zu 20 Prozent vom Kernkapital der
Gruppe gemaf Artikel 25 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und zu 80 Prozent vom
harten Kernkapital der Gruppe gemal Artikel 50 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013.

(5) 'Die 88 10c und 10d in der ab dem 1. Januar 2014 geltenden Fassung sind erstmals ab
dem 1. Januar 2019 vollstéandig anzuwenden. 2In der Zeit vom 1. Januar 2016 bis zum 31. De-
zember 2018 sind die in Satz 1 genannten Vorschriften mit den folgenden Mal3gaben anzu-
wenden:
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1. Im Zeitraum vom 1. Januar 2016 bis zum 31. Dezember 2016

a) ist der Kapitalerhaltungspuffer in hartem Kernkapital zu halten und betragt
0,625 Prozent der gesamten risikogewichteten Forderungsbetrage des Instituts,
berechnet gemal Artikel 92 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013;

b) betragt der institutsspezifische antizyklische Kapitalpuffer héchstens 0,625 Pro-
zent der gesamten risikogewichteten Forderungsbetrage des Instituts, berechnet
gemal Artikel 92 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013, so dass die gefor-
derte kombinierte Kapitalpuffer-Anforderung abzlglich des auf den Kapitalpuffer
fur systemische Risiken entfallenden Betrags zwischen 0,625 Prozent und
1,25 Prozent der gesamten risikogewichteten Forderungsbetrage der Institute
liegt.

2. Im Zeitraum vom 1. Januar 2017 bis zum 31. Dezember 2017

a) ist der Kapitalerhaltungspuffer in hartem Kernkapital zu halten und betragt
1,25 Prozent der gesamten risikogewichteten Forderungsbetrage des Instituts, be-
rechnet geman Artikel 92 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013;

b) betrégt der institutsspezifische antizyklische Kapitalpuffer hochstens 1,25 Prozent
der gesamten risikogewichteten Forderungsbetrage des Instituts, berechnet ge-
malf Artikel 92 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013, so dass die geforderte
kombinierte Kapitalpuffer-Anforderung abziglich des auf den Kapitalpuffer fir sys-
temische Risiken entfallenden Betrags zwischen 1,25 Prozent und 2,50 Prozent
der gesamten risikogewichteten Forderungsbetrage der Institute liegt.

3. Im Zeitraum vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2018

a) ist der Kapitalerhaltungspuffer in hartem Kernkapital zu halten und betragt
1,875 Prozent der gesamten risikogewichteten Forderungsbetrage des Instituts,
berechnet geman Artikel 92 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013;

b) betragt der institutsspezifische antizyklische Kapitalpuffer héchstens 1,875 Pro-
zent der gesamten risikogewichteten Forderungsbetrdge des Instituts, berechnet
geman Artikel 92 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013, so dass die gefor-
derte kombinierte Kapitalpuffer-Anforderung abziiglich des auf den Kapitalpuffer
fur systemische Risiken entfallenden Betrags zwischen 1,875 Prozent und
3,750 Prozent der gesamten risikogewichteten Forderungsbetrage der Institute
liegt.

(6) 8 10e Absatz 5 in der ab dem 1. Januar 2014 geltenden Fassung ist erstmals ab dem
1. Januar 2015 anzuwenden.
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(7) '8 10f Absatz 1 in der ab dem 1. Januar 2014 geltenden Fassung ist erstmals ab dem
1. Januar 2019 vollstéandig anzuwenden. 2In der Zeit vom 1. Januar 2016 bis zum 31. Dezem-
ber 2018 ist die in Satz 1 genannte Vorschrift mit den folgenden Maf3gaben anzuwenden:

1. Im Zeitraum vom 1. Januar 2016 bis zum 31. Dezember 2016 betragt der Kapitalpuffer
fur global systemrelevante Institute 25 Prozent des nach § 10f Absatz 1 Satz 2 vorzu-
haltenden Kapitalpuffers fiir global systemrelevante Institute;

2. im Zeitraum vom 1. Januar 2017 bis zum 31. Dezember 2017 betragt der Kapitalpuffer
fur global systemrelevante Institute 50 Prozent des nach § 10f Absatz 1 Satz 2 vorzu-
haltenden Kapitalpuffers fiir global systemrelevante Institute;

3. im Zeitraum vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2018 betragt der Kapitalpuffer
fur global systemrelevante Institute 75 Prozent des nach § 10f Absatz 1 Satz 2 vorzu-
haltenden Kapitalpuffers fir global systemrelevante Institute.

(8) 8 10g in der ab dem 1. Januar 2014 geltenden Fassung ist erstmals ab dem 1. Januar 2016
anzuwenden.

(9) 8 10i in der ab dem 1. Januar 2014 geltenden Fassung gilt im Zeitraum vom 1. Januar 2016
bis zum 31. Dezember 2018 nach MalRgabe der in Absatz 5 und 7 geregelten Pufferbetrage.

(10) '8 14 Absatz 1 in der ab dem 1. Januar 2014 geltenden Fassung ist fir die nachfolgend
genannten Ubergangszeitraume jeweils mit folgenden MaRgaben anzuwenden:

1. vom 1. Januar 2014 bis zum 31. Dezember 2014 betrégt die Millionenkreditmelde-
grenze 1,5 Millionen Euro; dies gilt auch fur die Meldung von Gemeinschaftskrediten;

2. vom 1. Januar 2014 bis zum 31. Dezember 2018 gelten

a) Kreditzusagen,
b) Anteile an anderen Unternehmen unabhéangig von ihrem Bilanzausweis,

c) Bilanzaktiva, die nach Artikel 36 in Verbindung mit Artikel 19 Absatz 2 Buchstabe a
der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 vom harten Kernkapital abgezogen werden und

d) Wertpapiere des Handelsbestandes
nicht als Kredite im Sinne des § 14 Absatz 1; § 20 bleibt unberthrt.

2Die am Millionenkreditmeldeverfahren beteiligten Unternehmen durfen ab dem 1. Juli 2014
diejenigen Stammdateninformationen an die Deutsche Bundesbank Ubermitteln, die notwen-
dig sind, um die mit Ablauf der Ubergangsfrist nach Satz 1 Nummer 1 potenziell neu zu mel-
denden Millionenkreditnehmer zu erfassen.

(11) 8§ 25 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 2 in der ab dem 1. Januar 2014 geltenden Fas-
sung sind erstmalig ab dem 1. Januar 2015 anzuwenden.
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(12) Die Anzeigen nach § 24 Absatz 1 Nummer 16 und Absatz 1a Nummer 5 zur modifizierten
bilanziellen Eigenkapitalquote sind letztmalig zu erstatten fir die Eigenkapitalverhéltnisse am
31. Dezember 2014 beziehungsweise fir die bis zu diesem Tag eingetretenen Veranderun-
gen.

(13) 8 25c Absatz 2 in der ab 1. Januar 2014 geltenden Fassung kommt, vorbehaltlich des
Satzes 2, fir Mandate als Geschaftsleiter und fir Mandate in Verwaltungs- und Aufsichtsor-
ganen, die der Geschéftsleiter am 31. Dezember 2013 bereits innehatte, nicht zur Anwendung.
2Far Institute, bei denen eine Systemgefahrdung im Sinne des § 67 Absatz 2 Satz 1 des Ge-
setzes zur Sanierung und Abwicklung von Instituten und Finanzgruppen vorliegt, gilt 8 25c
Absatz 2 ab dem 1. Juli 2014.

(14) 8 25d Absatz 3 in der ab 1. Januar 2014 geltenden Fassung kommt, vorbehaltlich des
Satzes 2, fir Mandate als Geschaftsleiter und fir Mandate in Verwaltungs- und Aufsichtsor-
ganen, die das Mitglied des Verwaltungs- und Aufsichtsorgans am 31. Dezember 2013 bereits
innehatte, nicht zur Anwendung. 2Fir Institute, bei denen eine Systemgeféahrdung im Sinne
des 8 67 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes zur Sanierung und Abwicklung von Instituten und
Finanzgruppen vorliegt, gilt § 25d Absatz 3 ab dem 1. Juli 2014.

(15) !CRR-Institute haben die in § 26a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 3 bezeichneten Angaben
erstmals zum 1. Juli 2014 und danach einmal jahrlich offenzulegen. 2im Ubrigen ist § 26a Ab-
satz 1 Satz 2 und 3 ab dem 1. Januar 2015 anzuwenden. 3Erlasst die Europaische Kommission
einen Rechtsakt, der die Offenlegungspflicht nach Artikel 89 der Richtlinie 2013/36/EU auf-
schiebt, ist § 26a Absatz 1 Satz 2 und 3 erstmals ab dem 1. Januar 2016 anzuwenden; Satz 1
bleibt unberthrt.

(16) 8 53b Absatz 4, 5 und 8 in der ab dem 1. Januar 2014 geltenden Fassung ist ab dem
1. Januar 2015 oder bei Erlass eines Rechtsakts nach Artikel 151 Absatz 2 der Richtlinie
2013/36/EU ab dem Ablauf des dort bestimmten Zeitraums anzuwenden. ?Bis zum 31. De-
zember 2014 oder dem Ablauf des in dem vorgenannten Rechtsakt bestimmten Zeitraums ist
8§ 53b Absatz 4, 5 und 8 in der bis zum 31. Dezember 2013 geltenden Fassung weiter anzu-
wenden.

(17) Bei der Anwendung der Ubergangsvorschriften des Artikels 484 Absatz 5 der Verordnung
(EU) Nr. 575/2013 sind bis zum 31. Dezember 2021 die Regelungen der Zuschlagsverordnung
in der im Bundesgesetzblatt Teil lll, Gliederungsnummer 7610-2-6, verdtffentlichten bereinigten
Fassung, die durch Artikel 2 der Verordnung vom 20. Dezember 1984 (BGBI. | S. 1727) gean-
dert und durch Artikel 7 Absatz 1 des Gesetzes vom 28. August 2013 (BGBI. | S. 3395) aufge-
hoben worden ist, weiter anzuwenden.
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(18) Fur Kreditinstitute mit einer ausschlief3lichen Erlaubnis zum Betreiben der Tatigkeit einer
zentralen Gegenpartei nach 8§ 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 12 gelten bis zur Entscheidung tber
die Erteilung einer Zulassung nach Artikel 17 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Européa-
ischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 tber OTC-Derivate, zentrale Gegenpar-
teien und Transaktionsregister (ABI. L 201 vom 27.7.2012, S. 1) die Vorschriften dieses Ge-
setzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen jeweils in der bis
zum 31. Dezember 2013 geltenden Fassung fort.

(19) 'Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung, die am 31. Dezember 2013 Uber eine Er-
laubnis zum Betreiben von Bankgeschéaften nach 8 32 Absatz 1 verfugt haben, durfen abwei-
chend von 8 51c Absatz 5 Uber ein geringeres Anfangskapital als den Gegenwert von 5 Milli-
onen Euro verfiigen. 2?In diesem Fall darf das Anfangskapital nicht unter den am 31. Dezem-
ber 2013 vorhandenen Betrag sinken.

8§ 64s
Ubergangsvorschrift zum Gesetz zur Abschirmung von Risiken und zur Planung der
Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten

(1) Fur ein Unternehmen, das nach § 1 Absatz 1a Satz 3 am 1. Juli 2015 als Finanzdienstleis-
tungsinstitut gilt, gilt die Erlaubnis ab diesem Zeitpunkt bis zur Entscheidung der Bundesanstalt
als vorlaufig erteilt, wenn das Unternehmen innerhalb von zwélf Monaten nach Inkrafttreten
dieser Bestimmung einen vollstandigen Erlaubnisantrag nach 8§ 32 Absatz 1 Satz 1 und 2,
auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 24 Absatz 4, stellt.

(2) '8 1 Absatz 1a Satz 3 und 4, § 3 Absatz 2 und 3 sowie § 25f sind erst ab dem 1. Juli 2015
anzuwenden. 28§ 3 Absatz 4 ist erst ab dem 1. Juli 2016 anzuwenden.

§ 64t
Ubergangsvorschrift zur Verordnung (EU) Nr. 1060/2009

§ 29 Absatz 2 Satz 4 in der ab dem 19. Dezember 2014 geltenden Fassung ist erstmals auf
die Abschlusspriufung des Jahresabschlusses fiir das Geschéftsjahr anzuwenden, das nach
dem 31. Dezember 2014 beginnt.

§ 64u
Ubergangsvorschrift zum BRRD-Umsetzungsgesetz

Sofern bis zum 31. Dezember 2014 eine Ubertragungsanordnung nach § 48a in der bis zum
31. Dezember 2014 geltenden Fassung erlassen wird, gelten fur die Durchfihrung und
Rechtsfolgen einer solchen Ubertragungsanordnung auch nach dem 31. Dezember 2014 die
88 48a bis 48s in der bis zum 31. Dezember 2014 geltenden Fassung.
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8 64v
Ubergangsvorschriften zum Ersten Finanzmarktnovellierungsgesetz

(1) 'Die Tatigkeit als Zentralverwahrer kann auf Grund einer Erlaubnis fur das Depotgeschéft
nach 8 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 bis zur Bestandskraft der Entscheidung tber den Antrag
auf Zulassung als Zentralverwahrer nach Artikel 17 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr.
909/2014 fortgefuhrt werden. 28 2 Absatz 9e und 9f sowie § 29 Absatz 1b sind bis dahin nicht
anzuwenden.

(2) Ein Zentralverwahrer, der am Tag, den die Bundesregierung nach Artikel 17 Absatz 3
Satz 2 des Gesetzes vom 30. Juni 2016 (BGBI. | S. 1514) im Bundesgesetzblatt bekannt gibt,
eine Erlaubnis nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 oder Nummer 2 besitzt, kann die Erbrin-
gung von dadurch erlaubten Bankdienstleistungen bis zur Bestandskraft der Entscheidung
uber den Antrag auf Genehmigung nach Artikel 55 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014
fortflihren. 28 2 Absatz 9e und 9f sowie § 29 Absatz 1b sind bis dahin nicht anzuwenden.

8§ 64w
Ubergangsregelung zum CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetz

Die 88 3 und 10a in der Fassung des CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetzes vom
11. April 2017 (BGBI. I S. 802) sind erstmals auf Lageberichte und Konzernlageberichte anzu-
wenden, die sich auf ein nach dem 31. Dezember 2016 beginnendes Geschéftsjahr beziehen.
2Auf Lage- und Konzernlageberichte, die sich auf vor dem 1. Januar 2017 beginnende Ge-
schéftsjahre beziehen, bleiben die 88 3 und 10a in der bis zum 18. April 2017 geltenden Fas-
sung anwendbar.

8§ 64x
Ubergangsvorschrift zum Zweiten Finanzmarktnovellierungsgesetz

(1) Fur ein Kreditinstitut, das am 3. Januar 2018 uber eine Erlaubnis als CRR-Kreditinstitut
verfigt, und ein Finanzdienstleistungsinstitut, das Uber eine Erlaubnis fir den Betrieb eines
multilateralen Handelssystems im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 1b verflgt, gilt die
Erlaubnis fir den Betrieb eines organisierten Handelssystems im Sinne des 8 1 Absatz 1a
Satz 2 Nummer 1d als erteilt.

(2) Fur ein Unternehmen, das auf Grund des neuen Tatbestands in § 1 Absatz 1a Satz 2
Nummer 1d am 3. Januar 2018 zum Finanzdienstleistungsinstitut wird, gilt die Erlaubnis fur
den Betrieb eines organisierten Handelssystems als zu diesem Zeitpunkt vorlaufig erteilt, wenn
es bis zum 2. Juli 2018 einen vollstandigen Erlaubnisantrag nach § 32 Absatz 1 Satz 1 und 2,
auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 24 Absatz 4, stellt.
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(3) Fur ein Unternehmen, das auf Grund der Erweiterung des Begriffs des Finanzinstruments
im Sinne des § 1 Absatz 11 um Emissionszertifikate am 3. Januar 2018 eine Erlaubnis nach
§ 32 Absatz 1 Satz 1 bendtigt, gilt die Erlaubnis fir das Betreiben der dann nach diesem Ge-
setz erlaubnispflichtigen Geschafte als zu diesem Zeitpunkt vorlaufig erteilt, wenn es bis zum
2. Juli 2018 einen vollstandigen Erlaubnisantrag nach § 32 Absatz 1 Satz 1 und 2, auch in
Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach 8§ 24 Absatz 4, stellt.

(4) Far ein Unternehmen, das wegen des Wegfalls des § 2 Absatz 1 Nummer 8 und Absatz 6
Satz 1 Nummer 9 und 13 in der bis zum 2. Januar 2018 giiltigen Fassung dieses Gesetzes
eine Erlaubnis nach § 32 Absatz 1 Satz 1 bendtigt, gilt die Erlaubnis fir das Betreiben der
dann nach diesem Gesetz erlaubnispflichtigen Geschéfte als zu diesem Zeitpunkt vorlaufig
erteilt, wenn es bis zum 2. Juli 2018 einen vollstandigen Erlaubnisantrag nach § 32 Absatz 1
Satz 1 und 2, auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 24 Absatz 4, stellt.

(5) Fur ein Unternehmen, das auf Grund der Neufassung des § 2 Absatz 1 Nummer 9 und
Absatz 6 Satz 1 Nummer 11 eine Erlaubnis nach § 32 Absatz 1 Satz 1 bendtigt, gilt die Erlaub-
nis fur das Betreiben der dann nach diesem Gesetz erlaubnispflichtigen Geschéfte als zu die-
sem Zeitpunkt vorlaufig erteilt, wenn es bis zum 2. Juli 2018 einen vollstandigen Erlaubnisan-
trag nach 8§ 32 Absatz 1 Satz 1 und 2, auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach
§ 24 Absatz 4, stellt.

(6) Fur ein Unternehmen, das auf Grund der Erweiterung der Erlaubnispflicht fir das Betreiben
des Eigengeschafts gemal § 32 Absatz 1a Satz 2 und 3 am 3. Januar 2018 eine Erlaubnis
nach § 32 Absatz 1 Satz 1 bendtigt, gilt die Erlaubnis fur das Betreiben des Eigengeschafts
als zu diesem Zeitpunkt vorlaufig erteilt, wenn es bis zum 2. Juli 2018 einen vollstéandigen
Erlaubnisantrag nach § 32 Absatz 1 Satz 1 und 2, auch in Verbindung mit einer Rechtsverord-
nung nach 8§ 24 Absatz 4, stellt.

(7) Far ein Unternehmen, das am 3. Januar 2018 als Datenbereitstellungsdienst tétig ist, ohne
Uber eine Erlaubnis der Bundesanstalt zu verfligen, gilt die Erlaubnis als zu diesem Zeitpunkt
vorlaufig erteilt, wenn es bis zum 2. Juli 2018 einen vollstandigen Erlaubnisantrag nach § 32
Absatz 1f stellt.

(8) Fur ein Unternehmen mit Sitz in einem Drittstaat, das auf Grund der Erweiterung der Er-
laubnispflicht fur das Betreiben des Eigengeschafts gemal 8§ 32 Absatz 1a Satz 2 und 3 am
3. Januar 2018 eine Erlaubnis nach § 32 Absatz 1 Satz 1 bendtigt, gilt die Befreiung nach § 2
Absatz 5 ab dem 3. Januar 2018 bis zur Entscheidung der Europaischen Wertpapier- und
Marktaufsichtsbehérde Uber eine Eintragung des Unternehmens in das Register nach Arti-
kel 48 der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 als vorlaufig erteilt, wenn es bis zum 2. Juli 2018
einen vollstandigen Freistellungsantrag nach § 2 Absatz 5 Satz 1 stellt. 2Fir ein Unternehmen
mit Sitz in einem Drittstaat, das, wenn es ein Unternehmen mit Sitz im Inland wére, die Rege-
lungen der Abséatze 1 bis 6 in Anspruch nehmen konnte, gilt die Freistellung nach § 2 Absatz 5
ab dem 3. Januar 2018 fur das Betreiben der dann nach diesem Gesetz erlaubnispflichtigen
Geschdfte als zu diesem Zeitpunkt vorlaufig erteilt, wenn es bis zum 2. Juli 2018 einen voll-
standigen Freistellungsantrag nach 8 2 Absatz 5 Satz 1 stellt.
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8§ 64y
Ubergangsvorschriften zum Gesetz zur Umsetzung der Anderungsrichtlinie zur
Vierten EU-Geldwascherichtlinie

(1) 'Far ein Unternehmen, das auf Grund des neuen Tatbestands in § 1 Absatz 1a Satz 2
Nummer 6 am 1. Januar 2020 zum Finanzdienstleistungsinstitut wird, gilt die Erlaubnis fur den
Betrieb des Kryptoverwahrgeschéftes als zu diesem Zeitpunkt vorlaufig erteilt, wenn es bis
zum 30. November 2020 einen vollstandigen Erlaubnisantrag nach § 32 Absatz 1 Satz 1 und
2, auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 24 Absatz 4, stellt und wenn es die
Absicht, einen Erlaubnisantrag zu stellen, bis zum 31. Marz 2020 der Bundesanstalt schriftlich
anzeigt. Unternehmen nach Satz 1, die am 1. Januar 2020 auch als vertraglich gebundene
Vermittler nach § 2 Absatz 10 tatig sind, konnen neben der Tétigkeit als vertraglich gebunde-
ner Vermittler bis zum 30. November 2020 weiterhin das Kryptoverwahrgeschéft betreiben.

(2) Fur ein Unternehmen, das auf Grund der Erweiterung des Begriffs des Finanzinstruments
im Sinne des § 1 Absatz 11 um Kryptowerte am 1. Januar 2020 eine Erlaubnis nach § 32 Ab-
satz 1 Satz 1 bendtigt, gilt die Erlaubnis fur das Betreiben der dann nach diesem Gesetz er-
laubnispflichtigen Geschéafte als zu diesem Zeitpunkt vorlaufig erteilt, wenn es bis zum
30. November 2020 einen vollstandigen Erlaubnisantrag nach § 32 Absatz 1 Satz 1 und 2,
auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 24 Absatz 4, stellt und wenn es die
Absicht, einen Erlaubnisantrag zu stellen, bis zum 31. Marz 2020 der Bundesanstalt schriftlich
anzeigt.

§ 65
(Inkrafttreten)
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Anhang |

Informationsbogen fir den Einleger

Einlagen bei (Name des Kreditinstituts einfiigen) sind | [Name des einschlagigen Einlagensicherungssystems
geschutzt durch: einflgen] (1)

Sicherungsobergrenze: 100 000 Euro pro Einleger pro Kreditinstitut (2)

[durch entsprechenden Betrag ersetzen, falls die Wah-
rung nicht auf Euro lautet]

[Wenn zutreffend:] Die folgenden Marken sind Teil lhres
Kreditinstituts [alle Marken einfiigen, die unter dersel-
ben Lizenz tatig sind]

Falls Sie mehrere Einlagen bei demselben Kreditinstitut | Alle Ihre Einlagen bei demselben Kreditinstitut werden
haben: .<aufaddiert” und die Gesamtsumme unterliegt der

Obergrenze von 100 000 Euro [durch entsprechenden
Betrag ersetzen, falls die Wahrung nicht auf Euro lau-

tet] (2)
Falls Sie ein Gemeinschaftskonto mit einer oder meh- | Die Obergrenze von 100 000 Euro [durch entsprechen-
reren anderen Personen haben: den Betrag ersetzen, falls die Wahrung nicht auf Euro
lautet] gilt fir jeden einzelnen Einleger (3)
Erstattungsfrist bei Ausfall eines Kreditinstituts: 20 Arbeitstage bis zum 31. Mai 2016 bzw. 7 Arbeits-
tage ab dem 1. Juni 2016
Wahrung der Erstattung: Euro [gegebenenfalls durch andere Wahrung ersetzen]
Kontaktdaten: [Kontaktdaten des einschlagigen Einlagensicherungs-

systems einfligen
(Adresse, Telefon, E-Mail usw.)]

Weitere Informationen: [Website des einschlagigen Einlagensicherungssys-

tems einfligen]

Empfangsbestéatigung durch den Einleger:

1)

Zusatzliche Informationen (fur alle oder einige der nachstehenden Punkte)

[Nur wenn zutreffend:] Ihr Kreditinstitut ist Teil eines institutsbezogenen Sicherungssystems, das als Ein-
lagensicherungssystem amtlich anerkannt ist. Das heif3t, alle Institute, die Mitglied dieses Einlagensiche-
rungssystems sind, unterstitzen sich gegenseitig, um eine Insolvenz zu vermeiden. Im Falle einer Insolvenz
werden lhre Einlagen bis zu 100 000 Euro [durch entsprechenden Betrag ersetzen, falls die Wahrung nicht
auf Euro lautet] erstattet.

[Nur wenn zutreffend:] Ihre Einlage wird von einem gesetzlichen Einlagensicherungssystem gedeckt. Im
Falle einer Insolvenz lhres Kreditinstituts werden lhre Einlagen in jedem Fall bis zu 100 000 Euro [durch
entsprechenden Betrag ersetzen, falls die Wahrung nicht auf Euro lautet] erstattet.

[Nur wenn zutreffend:] lhre Einlage wird von einem gesetzlichen Einlagensicherungssystem und einem ver-
traglichen Einlagensicherungssystem gedeckt. Im Falle einer Insolvenz lhres Kreditinstituts werden lhre
Einlagen in jedem Fall bis zu 100 000 Euro [durch entsprechenden Betrag ersetzen, falls die Wahrung nicht
auf Euro lautet] erstattet.

[Nur wenn zutreffend:] lhre Einlage wird von einem gesetzlichen Einlagensicherungssystem gedeckt. AulRer-
dem ist lhr Kreditinstitut Teil eines institutshezogenen Sicherungssystems, in dem sich alle Mitglieder ge-
genseitig unterstiitzen, um eine Insolvenz zu vermeiden. Im Falle einer Insolvenz werden Ihre Einlagen bis zu
100 000 Euro [durch entsprechenden Betrag ersetzen, falls die Wahrung nicht auf Euro lautet] vom Einla-
gensicherungssystem erstattet.

Sollte eine Einlage nicht verfugbar sein, weil ein Kreditinstitut seinen finanziellen Verpflichtungen nicht nach-
kommen kann, so werden die Einleger von dem Einlagensicherungssystem entschadigt. Die betreffende
Deckungssumme betragt maximal 100 000 Euro [durch entsprechenden Betrag ersetzen, falls die Wahrung
nicht auf Euro lautet] pro Kreditinstitut. Das heil3t, dass bei der Ermittlung dieser Summe alle bei demselben
Kreditinstitut gehaltenen Einlagen addiert werden. Halt ein Einleger beispielsweise 90 000 Euro auf einem
Sparkonto und 20 000 Euro auf einem Girokonto, so werden ihm lediglich 100 000 Euro erstattet.

[Nur wenn zutreffend:] Diese Methode wird auch angewandt, wenn ein Kreditinstitut unter unterschiedlichen
Marken auftritt. Die [Name des kontofihrenden Kreditinstituts einfligen] ist auch unter dem Namen [alle
anderen Marken desselben Kreditinstituts einfligen] tatig. Das heif3t, dass die Gesamtsumme aller Einlagen
bei einem oder mehreren dieser Marken in Héhe von bis zu 100 000 Euro gedeckt ist.

Bei Gemeinschaftskonten gilt die Obergrenze von 100 000 Euro fir jeden Einleger.

[Nur wenn zutreffend:] Einlagen auf einem Konto, Uber das zwei oder mehrere Personen als Mitglieder einer
Personengesellschaft oder Sozietat, einer Vereinigung oder eines dhnlichen Zusammenschlusses ohne




Rechtspersonlichkeit verfligen kénnen, werden bei der Berechnung der Obergrenze von 100 000 Euro
[durch entsprechenden Betrag ersetzen, falls die Wahrung nicht auf Euro lautet] allerdings zusammenge-
fasst und als Einlage eines einzigen Einlegers behandelt.
In den Fallen des § 8 Absatz 2 bis 4 des Einlagensicherungsgesetzes sind Einlagen tGber 100 000 Euro
hinaus [durch entsprechenden Betrag ersetzen, falls die Wahrung nicht auf Euro lautet] gesichert. Weitere
Informationen sind erhéltlich tber [Website des einschlagigen Einlagensicherungssystems einfligen].
(4) Erstattung [ist anzupassen]
Das zustandige Einlagensicherungssystem ist [Name, Adresse, Telefon, E-Mail und Website einfigen]. Es
wird lhnen lhre Einlagen (bis zu 100 000 Euro [durch entsprechenden Betrag ersetzen, falls die Wéhrung
nicht auf Euro lautet]) spatestens innerhalb 20 Arbeitstagen bis zum 31. Mai 2016 bzw. 7 Arbeitstagen ab
dem 1. Juni 2016 erstatten.
Haben Sie die Erstattung innerhalb dieser Fristen nicht erhalten, sollten Sie mit dem Einlagensicherungs-
system Kontakt aufnehmen, da der Giltigkeitszeitraum fur Erstattungsforderungen nach einer bestimmten
Frist abgelaufen sein kann. Weitere Informationen sind erhaltlich Giber [Website des zustandigen Einlagen-
sicherungssystems einfuigen].
Weitere wichtige Informationen
Einlagen von Privatkunden und Unternehmen sind im Allgemeinen durch Einlagensicherungssysteme gedeckt.
Fur bestimmte Einlagen geltende Ausnahmen werden auf der Website des zustandigen Einlagensicherungs-
systems mitgeteilt. Ihr Kreditinstitut wird Sie auf Anfrage auch dartber informieren, ob bestimmte Produkte
gedeckt sind oder nicht. Wenn Einlagen entschadigungsfahig sind, wird das Kreditinstitut dies auch auf dem
Kontoauszug bestatigen.
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[bookmark: BJNR008810961BJNE002318377][bookmark: _Toc278449933][bookmark: _Toc36575134][bookmark: _Toc278449934]§ 1
Begriffsbestimmungen

(1) 1Kreditinstitute sind Unternehmen, die Bankgeschäfte gewerbsmäßig oder in einem Umfang betreiben, der einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordert. 2Bankgeschäfte sind 

1.	die Annahme fremder Gelder als Einlagen oder anderer unbedingt rückzahlbarer Gelder des Publikums, sofern der Rückzahlungsanspruch nicht in Inhaber- oder Orderschuldverschreibungen verbrieft wird, ohne Rücksicht darauf, ob Zinsen vergütet werden (Einlagengeschäft),

1a.	die in § 1 Abs. 1 Satz 2 des Pfandbriefgesetzes bezeichneten Geschäfte (Pfandbriefgeschäft),

2.	die Gewährung von Gelddarlehen und Akzeptkrediten (Kreditgeschäft),

3.	der Ankauf von Wechseln und Schecks (Diskontgeschäft),

4.	die Anschaffung und die Veräußerung von Finanzinstrumenten im eigenen Namen für fremde Rechnung (Finanzkommissionsgeschäft),

5.	die Verwahrung und die Verwaltung von Wertpapieren für andere (Depotgeschäft),

6.	die Tätigkeit als Zentralverwahrer im Sinne des Absatzes 6,

7.	die Eingehung der Verpflichtung, zuvor veräußerte Darlehensforderungen vor Fälligkeit zurückzuerwerben,

8.	die Übernahme von Bürgschaften, Garantien und sonstigen Gewährleistungen für andere (Garantiegeschäft),

9.	die Durchführung des bargeldlosen Scheckeinzugs (Scheckeinzugsgeschäft), des Wechseleinzugs (Wechseleinzugsgeschäft) und die Ausgabe von Reiseschecks (Reisescheckgeschäft),

10.	die Übernahme von Finanzinstrumenten für eigenes Risiko zur Plazierung oder die Übernahme gleichwertiger Garantien (Emissionsgeschäft),


11.	(aufgehoben)

12.	die Tätigkeit als zentrale Gegenpartei im Sinne von Absatz 31.

(1a) 1Finanzdienstleistungsinstitute sind Unternehmen, die Finanzdienstleistungen für andere gewerbsmäßig oder in einem Umfang erbringen, der einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordert, und die keine Kreditinstitute sind. 2Finanzdienstleistungen sind 

1.	die Vermittlung von Geschäften über die Anschaffung und die Veräußerung von Finanzinstrumenten (Anlagevermittlung),

1a.	die Abgabe von persönlichen Empfehlungen an Kunden oder deren Vertreter, die sich auf Geschäfte mit bestimmten Finanzinstrumenten beziehen, sofern die Empfehlung auf eine Prüfung der persönlichen Umstände des Anlegers gestützt oder als für ihn geeignet dargestellt wird und nicht ausschließlich über Informationsverbreitungskanäle oder für die Öffentlichkeit bekannt gegeben wird (Anlageberatung),

1b.	der Betrieb eines multilateralen Systems, das die Interessen einer Vielzahl von Personen am Kauf und Verkauf von Finanzinstrumenten innerhalb des Systems und nach festgelegten Bestimmungen in einer Weise zusammenbringt, die zu einem Vertrag über den Kauf dieser Finanzinstrumente führt (Betrieb eines multilateralen Handelssystems),

1c.	das Platzieren von Finanzinstrumenten ohne feste Übernahmeverpflichtung (Platzierungsgeschäft),

1d.	der Betrieb eines multilateralen Systems, bei dem es sich nicht um einen organisierten Markt oder ein multilaterales Handelssystem handelt und das die Interessen einer Vielzahl Dritter am Kauf und Verkauf von Schuldverschreibungen, strukturierten Finanzprodukten, Emissionszertifikaten oder Derivaten innerhalb des Systems auf eine Weise zusammenführt, die zu einem Vertrag über den Kauf dieser Finanzinstrumente führt (Betrieb eines organisierten Handelssystems),

2.	die Anschaffung und die Veräußerung von Finanzinstrumenten im fremden Namen für fremde Rechnung (Abschlußvermittlung),

3.	die Verwaltung einzelner in Finanzinstrumenten angelegter Vermögen für andere mit Entscheidungsspielraum (Finanzportfolioverwaltung),

4.	der Eigenhandel durch das

a)	kontinuierliche Anbieten des An- und Verkaufs von Finanzinstrumenten zu selbst gestellten Preisen für eigene Rechnung unter Einsatz des eigenen Kapitals,

b)	häufige organisierte und systematische Betreiben von Handel für eigene Rechnung in erheblichem Umfang außerhalb eines organisierten Marktes oder eines multilateralen oder organisierten Handelssystems, wenn Kundenaufträge außerhalb eines geregelten Marktes oder eines multilateralen oder organisierten Handelssystems ausgeführt werden, ohne dass ein multilaterales Handelssystem betrieben wird (systematische Internalisierung),

c)	Anschaffen oder Veräußern von Finanzinstrumenten für eigene Rechnung als Dienstleistung für andere oder

d)	Kaufen oder Verkaufen von Finanzinstrumenten für eigene Rechnung als unmittelbarer oder mittelbarer Teilnehmer eines inländischen organisierten Marktes oder eines multilateralen oder organisierten Handelssystems mittels einer hochfrequenten algorithmischen Handelstechnik, die gekennzeichnet ist durch

aa)	eine Infrastruktur zur Minimierung von Netzwerklatenzen und anderen Verzögerungen bei der Orderübertragung (Latenzen), die mindestens eine der folgenden Vorrichtungen für die Eingabe algorithmischer Aufträge aufweist: Kollokation, Proximity Hosting oder direkter elektronischer Hochgeschwindigkeitszugang,

bb)	die Fähigkeit des Systems, einen Auftrag ohne menschliche Intervention im Sinne des Artikels 18 der Delegierten Verordnung (EU) 2017/565 der Kommission vom 25. April 2016 zur Ergänzung der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die organisatorischen Anforderungen an Wertpapierfirmen und die Bedingungen für die Ausübung ihrer Tätigkeit sowie in Bezug auf die Definition bestimmter Begriffe für die Zwecke der genannten Richtlinie (ABl. L 87 vom 31.3.2017, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung, einzuleiten, zu erzeugen, weiterzuleiten oder auszuführen und 

cc)	ein hohes untertägiges Mitteilungsaufkommen im Sinne des Artikels 19 der Delegierten Verordnung (EU) 2017/565 in Form von Aufträgen, Kursangaben oder Stornierungen

	auch ohne dass eine Dienstleistung für andere vorliegt (Hochfrequenzhandel),

5.	die Vermittlung von Einlagengeschäften mit Unternehmen mit Sitz außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (Drittstaateneinlagenvermittlung),

6.	die Verwahrung, die Verwaltung und die Sicherung von Kryptowerten oder privaten kryptografischen Schlüsseln, die dazu dienen, Kryptowerte zu halten, zu speichern 
oder zu übertragen, für andere (Kryptoverwahrgeschäft),

7.	der Handel mit Sorten (Sortengeschäft),

8.	(aufgehoben) 

9.	der laufende Ankauf von Forderungen auf der Grundlage von Rahmenverträgen mit oder ohne Rückgriff (Factoring),

10.	der Abschluss von Finanzierungsleasingverträgen als Leasinggeber und die Verwaltung von Objektgesellschaften im Sinne des § 2 Absatz 6 Satz 1 Nummer 17 außerhalb der Verwaltung eines Investmentvermögens im Sinne des § 1 Absatz 1 des Kapitalanlagegesetzbuchs (Finanzierungsleasing),

11.	die Anschaffung und die Veräußerung von Finanzinstrumenten außerhalb der Verwaltung eines Investmentvermögens im Sinne des § 1 Absatz 1 des Kapitalanlagegesetzbuchs für eine Gemeinschaft von Anlegern, die natürliche Personen sind, mit Entscheidungsspielraum bei der Auswahl der Finanzinstrumente, sofern dies ein Schwerpunkt des angebotenen Produktes ist und zu dem Zweck erfolgt, dass diese Anleger an der Wertentwicklung der erworbenen Finanzinstrumente teilnehmen (Anlageverwaltung),

12.	die Verwahrung und die Verwaltung von Wertpapieren ausschließlich für alternative Investmentfonds (AIF) im Sinne des § 1 Absatz 3 des Kapitalanlagegesetzbuchs (eingeschränktes Verwahrgeschäft).

3Die Anschaffung und die Veräußerung von Finanzinstrumenten für eigene Rechnung, die nicht Eigenhandel im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 4 ist (Eigengeschäft), gilt als Finanzdienstleistung, wenn das Eigengeschäft von einem Unternehmen betrieben wird, das

1.	dieses Geschäft, ohne bereits aus anderem Grunde Institut zu sein, gewerbsmäßig oder in einem Umfang betreibt, der einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordert, und

2.	einer Instituts-, einer Finanzholding- oder gemischten Finanzholding-Gruppe oder einem Finanzkonglomerat angehört, der oder dem ein CRR-Kreditinstitut angehört.

4Ein Unternehmen, das als Finanzdienstleistung geltendes Eigengeschäft nach Satz 3 betreibt, gilt als Finanzdienstleistungsinstitut. 5Die Sätze 3 und 4 gelten nicht für Abwicklungsanstalten nach § 8a Absatz 1 Satz 1 des Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetzes. 6Ob ein häufiger systematischer Handel im Sinne des Satzes 2 Nummer 4 Buchstabe b vorliegt, bemisst sich nach der Zahl der Geschäfte außerhalb eines Handelsplatzes im Sinne des § 2 Absatz 22 des Wertpapierhandelsgesetzes (OTC-Handel) mit einem Finanzinstrument zur Ausführung von Kundenaufträgen, die für eigene Rechnung durchgeführt werden. 7Ob ein Handel in erheblichem Umfang im Sinne des Satzes 2 Nummer 4 Buchstabe b vorliegt, bemisst sich entweder nach dem Anteil des OTC-Handels an dem Gesamthandelsvolumen des Unternehmens in einem bestimmten Finanzinstrument oder nach dem Verhältnis des OTC-Handels des Unternehmens zum Gesamthandelsvolumen in einem bestimmten Finanzinstrument in der Europäischen Union. 8Die Voraussetzungen der systematischen Internalisierung sind erst dann erfüllt, wenn sowohl die in den Artikeln 12 bis 17 der Delegierten Verordnung (EU) 2017/565 bestimmte Obergrenze für häufigen systematischen Handel als auch die in der vorgenannten Delegierten Verordnung bestimmte einschlägige Obergrenze für den Handel in erheblichem Umfang überschritten werden oder wenn ein Unternehmen sich freiwillig den für die systematische Internalisierung geltenden Regelungen unterworfen und einen entsprechenden Erlaubnisantrag bei der Bundesanstalt gestellt hat.

(1b) Institute im Sinne dieses Gesetzes sind Kreditinstitute und Finanzdienstleistungsinstitute.

(2) Geschäftsleiter im Sinne dieses Gesetzes sind diejenigen natürlichen Personen, die nach Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsvertrag zur Führung der Geschäfte und zur Vertretung eines Instituts oder eines Unternehmens in der Rechtsform einer juristischen Person oder einer Personenhandelsgesellschaft berufen sind. 

(3) 1Finanzunternehmen sind Unternehmen, die keine Institute und keine Kapitalverwaltungsgesellschaften oder extern verwaltete Investmentgesellschaften sind und deren Haupttätigkeit darin besteht, 

1.	Beteiligungen zu erwerben und zu halten,

2.	Geldforderungen entgeltlich zu erwerben,

3.	Leasing-Objektgesellschaft im Sinne des § 2 Abs. 6 Satz 1 Nr. 17 zu sein,

4.	(aufgehoben)

5.	mit Finanzinstrumenten für eigene Rechnung zu handeln,

6.	andere bei der Anlage in Finanzinstrumenten zu beraten,

7.	Unternehmen über die Kapitalstruktur, die industrielle Strategie und die damit verbundenen Fragen zu beraten sowie bei Zusammenschlüssen und Übernahmen von Unternehmen diese zu beraten und ihnen Dienstleistungen anzubieten oder

8.	Darlehen zwischen Kreditinstituten zu vermitteln (Geldmaklergeschäfte).

2Das Bundesministerium der Finanzen kann nach Anhörung der Deutschen Bundesbank durch Rechtsverordnung weitere Unternehmen als Finanzunternehmen bezeichnen, deren Haupttätigkeit in einer Tätigkeit besteht, um welche die Liste in Anhang I der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Änderung der Richtlinie 2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 338) erweitert wird.

(3a) Datenbereitstellungsdienste im Sinne dieses Gesetzes sind genehmigte Veröffentlichungssysteme, Bereitsteller konsolidierter Datenticker und genehmigte Meldemechanismen im Sinne des § 2 Absatz 37, 38 und 39 des Wertpapierhandelsgesetzes.

(3b) (aufgehoben)

(3c) (aufgehoben)

(3d) 1CRR-Kreditinstitute im Sinne dieses Gesetzes sind Kreditinstitute im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Nummer 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 646/2012 (ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 1). 2CRR-Wertpapierfirmen im Sinne dieses Gesetzes sind Wertpapierfirmen im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Nummer 2 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013. 3CRR-Institute im Sinne dieses Gesetzes sind CRR-Kreditinstitute und CRR-Wertpapierfirmen. 4Wertpapierhandelsunternehmen sind Institute, die keine CRR-Kreditinstitute sind und die Bankgeschäfte im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 4 oder 10 betreiben oder Finanzdienstleistungen im Sinne des Absatzes 1a Satz 2 Nr. 1 bis 4 erbringen, es sei denn, die Bankgeschäfte oder Finanzdienstleistungen beschränken sich auf Devisen oder Rechnungseinheiten. 5Wertpapierhandelsbanken sind Kreditinstitute, die keine CRR-Kreditinstitute sind und die Bankgeschäfte im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 4 oder 10 betreiben oder Finanzdienstleistungen im Sinne des Absatzes 1a Satz 2 Nr. 1 bis 4 erbringen. 6E-Geld-Institute sind Unternehmen im Sinne des § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes.

(3e) Wertpapier- oder Terminbörsen im Sinne dieses Gesetzes sind Wertpapier- oder Terminmärkte, die von den zuständigen staatlichen Stellen geregelt und überwacht werden, regelmäßig stattfinden und für das Publikum unmittelbar oder mittelbar zugänglich sind, einschließlich 

1.	ihrer Betreiber, wenn deren Haupttätigkeit im Betreiben von Wertpapier- oder Terminmärkten besteht, und

2.	ihrer Systeme zur Sicherung der Erfüllung der Geschäfte an diesen Märkten (Clearingstellen), die von den zuständigen staatlichen Stellen geregelt und überwacht werden.

(4) Herkunftsstaat ist der Staat, in dem die Hauptniederlassung eines Instituts zugelassen ist.

(5) Als Aufsichtsbehörde im Sinne dieses Gesetzes gilt

1.	die Europäische Zentralbank, soweit sie in Ausübung ihrer gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a bis i und Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 des Rates vom 15. Oktober 2013 zur Übertragung besonderer Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufsicht über Kreditinstitute auf die Europäische Zentralbank (ABl. L 287 vom 29.10.2013, S. 63) übertragenen Aufgaben handelt und diese Aufgaben nicht gemäß Artikel 6 Absatz 6 dieser Verordnung durch die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (Bundesanstalt) wahrgenommen werden,

2. 	die Bundesanstalt, soweit nicht die Europäische Zentralbank nach Nummer 1 als Aufsichtsbehörde im Sinne dieses Gesetzes gilt.

(5a) 1Der Europäische Wirtschaftsraum im Sinne dieses Gesetzes umfaßt die Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie die anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum. 2Drittstaaten im Sinne dieses Gesetzes sind alle anderen Staaten.

(5b) (aufgehoben)

(6) Ein Zentralverwahrer im Sinne dieses Gesetzes ist ein Unternehmen im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 Nummer 1 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 zur Verbesserung der Wertpapierlieferungen und 
-abrechnungen in der Europäischen Union und über Zentralverwahrer sowie zur Änderung der Richtlinien 98/26/EG und 2014/65/EU und der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 (ABl. L 257 vom 28.8.2014, S. 1).

(7) Schwesterunternehmen sind Unternehmen, die ein gemeinsames Mutterunternehmen haben.

(7a) (aufgehoben)

(7b) (aufgehoben)

(7c) (aufgehoben)

(7d) (aufgehoben)

(7e) (aufgehoben)

(7f) (aufgehoben)

(8) (aufgehoben)

(9) 1Eine bedeutende Beteiligung im Sinne dieses Gesetzes ist eine qualifizierte Beteiligung gemäß Artikel 4 Absatz 1 Nummer 36 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung. 2Für die Berechnung des Anteils der Stimmrechte gelten § 33 Absatz 1 in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach Absatz 3, § 34 Absatz 1 und 2, § 35 Absatz 1 bis 3 in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach Absatz 6 und § 36 des Wertpapierhandelsgesetzes entsprechend. 3Unberücksichtigt bleiben die Stimmrechte oder Kapitalanteile, die Institute im Rahmen des Emissionsgeschäfts nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 10 halten, vorausgesetzt, diese Rechte werden nicht ausgeübt oder anderweitig benutzt, um in die Geschäftsführung des Emittenten einzugreifen, und sie werden innerhalb eines Jahres nach dem Zeitpunkt des Erwerbs veräußert.

(10) (aufgehoben)

(11) 1Finanzinstrumente im Sinne der Absätze 1 bis 3 und 17 sowie im Sinne des § 2 Absatz 1 und 6 sind

1.	Aktien und andere Anteile an in- oder ausländischen juristischen Personen, Personengesellschaften und sonstigen Unternehmen, soweit sie Aktien vergleichbar sind, sowie Hinterlegungsscheine, die Aktien oder Aktien vergleichbare Anteile vertreten,

2.	Vermögensanlagen im Sinne des § 1 Absatz 2 des Vermögensanlagengesetzes mit Ausnahme von Anteilen an einer Genossenschaft im Sinne des § 1 des Genossenschaftsgesetzes,

3.	Schuldtitel, insbesondere Genussscheine, Inhaberschuldverschreibungen, Orderschuldverschreibungen und diesen Schuldtiteln vergleichbare Rechte, die ihrer Art nach auf den Kapitalmärkten handelbar sind, mit Ausnahme von Zahlungsinstrumenten, sowie Hinterlegungsscheine, die diese Schuldtitel vertreten,




4.	sonstige Rechte, die zum Erwerb oder zur Veräußerung von Rechten nach den Nummern 1 und 3 berechtigen oder zu einer Barzahlung führen, die in Abhängigkeit von solchen Rechten, von Währungen, Zinssätzen oder anderen Erträgen, von Waren, Indices oder Messgrößen bestimmt wird,

5.	Anteile an Investmentvermögen im Sinne des § 1 Absatz 1 des Kapitalanlagegesetzbuchs,

6.	Geldmarktinstrumente,

7.	Devisen oder Rechnungseinheiten,

8.	Derivate,

9.	Berechtigungen nach § 3 Nummer 3 des Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes, Emissionsreduktionseinheiten nach § 2 Nummer 20 des Projekt-Mechanismen-Gesetzes und zertifizierte Emissionsreduktionen nach § 2 Nummer 21 des Projekt-Mechanismen-Gesetzes, soweit diese jeweils im Emissionshandelsregister gehalten werden dürfen (Emissionszertifikate) sowie

10.	Kryptowerte.

2Hinterlegungsscheine im Sinne dieses Gesetzes sind Wertpapiere, die auf dem Kapitalmarkt handelbar sind, ein Eigentumsrecht an Wertpapieren von Emittenten mit Sitz im Ausland verbriefen, zum Handel auf einem organisierten Markt zugelassen sind und unabhängig von den Wertpapieren des jeweiligen gebietsfremden Emittenten gehandelt werden können. 3Geldmarktinstrumente sind Instrumente im Sinne des Artikels 11 der Delegierten Verordnung (EU) 2017/565 mit Ausnahme von Zahlungsinstrumenten. 4Kryptowerte im Sinne dieses Gesetzes sind digitale Darstellungen eines Wertes, der von keiner Zentralbank oder öffentlichen Stelle emittiert wurde oder garantiert wird und nicht den gesetzlichen Status einer Währung oder von Geld besitzt, aber von natürlichen oder juristischen Personen aufgrund einer Vereinbarung oder tatsächlichen Übung als Tausch- oder Zahlungsmittel akzeptiert wird oder Anlagezwecken dient und der auf elektronischem Wege übertragen, gespeichert und gehandelt werden kann. 5Keine Kryptowerte im Sinne dieses Gesetzes sind 

1. E-Geld im Sinne des § 1 Absatz 2 Satz 3 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes oder

2. ein monetärer Wert, der die Anforderungen des § 2 Absatz 1 Nummer 10 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes erfüllt oder nur für Zahlungsvorgänge nach § 2 Absatz 1 Nummer 11 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes eingesetzt wird.

6Derivate sind 

1.	als Kauf, Tausch oder anderweitig ausgestaltete Festgeschäfte oder Optionsgeschäfte, die zeitlich verzögert zu erfüllen sind und deren Wert sich unmittelbar oder mittelbar vom Preis oder Maß eines Basiswertes ableitet (Termingeschäfte) mit Bezug auf die folgenden Basiswerte:

a)	Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente,

b)	Devisen, soweit das Geschäft nicht die Voraussetzungen des Artikels 10 der Delegierten Verordnung (EU) 2017/565 erfüllt, oder Rechnungseinheiten,

c)	Zinssätze oder andere Erträge,

d)	Indices der Basiswerte des Buchstaben a, b, c oder f, andere Finanzindices oder Finanzmessgrößen,

e)	Derivate oder

f)	Emissionszertifikate;

2.	Termingeschäfte mit Bezug auf Waren, Frachtsätze, Klima- oder andere physikalische Variablen, Inflationsraten oder andere volkswirtschaftliche Variablen oder sonstige Vermögenswerte, Indices oder Messwerte als Basiswerte, sofern sie

a)	durch Barausgleich zu erfüllen sind oder einer Vertragspartei das Recht geben, einen Barausgleich zu verlangen, ohne dass dieses Recht durch Ausfall oder ein anderes Beendigungsereignis begründet ist,

b)	auf einem organisierten Markt oder in einem multilateralen oder organisierten Handelssystem geschlossen werden, soweit es sich nicht um über ein organisiertes Handelssystem gehandelte Energiegroßhandelsprodukte handelt, die effektiv geliefert werden müssen, oder

c)	die Merkmale anderer Derivatekontrakte im Sinne des Artikels 7 der Delegierten Verordnung (EU) 2017/565 aufweisen und nichtkommerziellen Zwecken dienen, 

	und sofern sie keine Kassageschäfte im Sinne des Artikels 7 der Delegierten Verordnung (EU) 2017/565 sind;

3.	finanzielle Differenzgeschäfte;

4.	als Kauf, Tausch oder anderweitig ausgestaltete Festgeschäfte oder Optionsgeschäfte, die zeitlich verzögert zu erfüllen sind und dem Transfer von Kreditrisiken dienen (Kreditderivate);

5.	Termingeschäfte mit Bezug auf die in Artikel 8 der Delegierten Verordnung (EU) 2017/565 genannten Basiswerte, sofern sie die Bedingungen der Nummer 2 erfüllen.

(12) (aufgehoben)

(13) (aufgehoben)

(14) (aufgehoben)

(15) (aufgehoben)

(16) 1Ein System im Sinne von § 24b ist eine schriftliche Vereinbarung nach Artikel 2 Buchstabe a der Richtlinie 98/26/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 1998 über die Wirksamkeit von Abrechnungen in Zahlungs- sowie Wertpapierliefer- und -abrechnungssystemen (ABl. L 166 vom 11.06.1998, S. 45), die durch die Richtlinie 2009/44/EG (ABl. L 146 vom 10.06.2009, S. 37) geändert worden ist, einschließlich der Vereinbarung zwischen einem Teilnehmer und einem indirekt teilnehmenden Kreditinstitut, die von der Deutschen Bundesbank oder der zuständigen Stelle eines anderen Mitgliedstaats oder Vertragsstaats des Europäischen Wirtschaftsraums der Europäischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde gemeldet wurde. 2Systeme aus Drittstaaten stehen den in Satz 1 genannten Systemen gleich, sofern sie im Wesentlichen den in Artikel 2 Buchstabe a der Richtlinie 98/26/EG angeführten Voraussetzungen entsprechen. 3System im Sinne des Satzes 1 ist auch ein System, dessen Betreiber eine Vereinbarung mit dem Betreiber eines anderen Systems oder den Betreibern anderer Systeme geschlossen hat, die eine Ausführung von Zahlungs- oder Übertragungsaufträgen zwischen den betroffenen Systemen zum Gegenstand hat (interoperables System); auch die anderen an der Vereinbarung beteiligten Systeme sind interoperable Systeme.

(16a) Systembetreiber im Sinne dieses Gesetzes ist derjenige, der für den Betrieb des Systems rechtlich verantwortlich ist.

(16b) Der Geschäftstag eines Systems umfasst Tag- und Nachtabrechnungen und beinhaltet alle Ereignisse innerhalb des üblichen Geschäftszyklus eines Systems.

(17) 1Finanzsicherheiten im Sinne dieses Gesetzes sind Barguthaben, Geldbeträge, Wertpapiere, Geldmarktinstrumente sowie Kreditforderungen im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe o der Richtlinie 2002/47/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Juni 2002 über Finanzsicherheiten (ABl. L 168 vom 27.06.2002, S. 43), die durch die Richtlinie 2009/44/EG (ABl. L 146 vom 10.06.2009, S. 37) geändert worden ist, und Geldforderungen aus einer Vereinbarung, auf Grund derer ein Versicherungsunternehmen im Sinne des § 1 Absatz 1 des Versicherungsaufsichtsgesetzes einen Kredit in Form eines Darlehens gewährt hat, jeweils einschließlich jeglicher damit in Zusammenhang stehender Rechte oder Ansprüche, die als Sicherheit in Form eines beschränkten dinglichen Sicherungsrechts oder im Wege der Überweisung oder Vollrechtsübertragung auf Grund einer Vereinbarung zwischen einem Sicherungsnehmer und einem Sicherungsgeber, die einer der in Artikel 1 Abs. 2 Buchstabe a bis e der Richtlinie 2002/47/EG, die durch die Richtlinie 2009/44/EG geändert worden ist, aufgeführten Kategorien angehören, bereitgestellt werden; bei von Versicherungsunternehmen gewährten Kreditforderungen gilt dies nur, wenn der Sicherungsgeber seinen Sitz im Inland hat. 2Gehört der Sicherungsgeber zu den in Artikel 1 Abs. 2 Buchstabe e der Richtlinie 2002/47/EG genannten Personen oder Gesellschaften, so liegt eine Finanzsicherheit nur vor, wenn die Sicherheit der Besicherung von Verbindlichkeiten aus Verträgen oder aus der Vermittlung von Verträgen über 

a)	die Anschaffung und die Veräußerung von Finanzinstrumenten,

b)	Pensions-, Darlehens- sowie vergleichbare Geschäfte auf Finanzinstrumente 
oder

c)	Darlehen zur Finanzierung des Erwerbs von Finanzinstrumenten

dient. 3Gehört der Sicherungsgeber zu den in Artikel 1 Abs. 2 Buchstabe e der Richtlinie 2002/47/EG genannten Personen oder Gesellschaften, so sind eigene Anteile des Sicherungsgebers oder Anteile an verbundenen Unternehmen im Sinne von § 290 Abs. 2 des Handelsgesetzbuches keine Finanzsicherheiten; maßgebend ist der Zeitpunkt der Bestellung der Sicherheit. 4Sicherungsgeber aus Drittstaaten stehen den in Satz 1 genannten Sicherungsgebern gleich, sofern sie im Wesentlichen den in Artikel 1 Abs. 2 Buchstabe a bis e aufgeführten Körperschaften, Finanzinstituten und Einrichtungen entsprechen.

(18) Branchenvorschriften im Sinne dieses Gesetzes sind die Rechtsvorschriften der Europäischen Union im Bereich der Finanzaufsicht, insbesondere die Richtlinien 73/239/EWG, 98/78/EG, 2004/39/EG, 2006/48/EG, 2006/49/EG und 2009/65/EG sowie Anhang V Teil A der Richtlinie 2002/83/EG, die darauf beruhenden inländischen Gesetze, insbesondere dieses Gesetz, das Versicherungsaufsichtsgesetz, das Wertpapierhandelsgesetz, das Kapitalanlagegesetzbuch, das Pfandbriefgesetz, das Gesetz über Bausparkassen, das Geldwäschegesetz einschließlich der dazu ergangenen Rechtsverordnungen sowie der sonstigen im Bereich der Finanzaufsicht erlassenen Rechts- und Verwaltungsvorschriften.

(19) Finanzbranche im Sinne dieses Gesetzes sind folgende Branchen: 

1.	die Banken- und Wertpapierdienstleistungsbranche; dieser gehören Kreditinstitute im Sinne des Absatzes 1, Finanzdienstleistungsinstitute im Sinne des Absatzes 1a, Kapitalverwaltungsgesellschaften im Sinne des § 17 des Kapitalanlagegesetzbuchs, extern verwaltete Investmentgesellschaften im Sinne des § 1 Absatz 13 des Kapitalanlagegesetzbuchs, Finanzunternehmen im Sinne des Absatzes 3, Anbieter von Nebendienstleistungen oder entsprechende Unternehmen mit Sitz im Ausland sowie 
E-Geld-Institute im Sinne des § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes sowie Zahlungsinstitute im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes an;

2.	die Versicherungsbranche; dieser gehören Erst- und Rückversicherungsunternehmen im Sinne des § 7 Nummer 33 des Versicherungsaufsichtsgesetzes, Versicherungs-Holdinggesellschaften im Sinne des § 7 Nummer 31 des Versicherungsaufsichtsgesetzes oder entsprechende Unternehmen mit Sitz im Ausland an; zu den Versicherungsunternehmen im Sinne des ersten Halbsatzes gehören weder die Sterbekassen noch die in § 1 Absatz 4 und § 3 des Versicherungsaufsichtsgesetzes genannten Unternehmen und Einrichtungen.

3.	(aufgehoben)

(20) Finanzkonglomerat ist eine Gruppe oder Untergruppe von Unternehmen im Sinne des § 1 Absatz 2 des Finanzkonglomerate-Aufsichtsgesetzes.

(21) Risikoträger und Risikoträgerinnen sind Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, deren berufliche Tätigkeit sich wesentlich auf das Risikoprofil eines Instituts auswirkt.

(22) (aufgehoben)

(23) (aufgehoben)

(24) 1Refinanzierungsunternehmen sind Unternehmen, die Gegenstände oder Ansprüche auf deren Übertragung aus ihrem Geschäftsbetrieb an folgende Unternehmen zum Zwecke der eigenen Refinanzierung oder der Refinanzierung des Übertragungsberechtigten veräußern 
oder für diese treuhänderisch verwalten:

1.	Zweckgesellschaften,

2.	Refinanzierungsmittler,

3.	Kreditinstitute mit Sitz in einem Staat des Europäischen Wirtschaftsraums,

4.	Versicherungsunternehmen mit Sitz in einem Staat des Europäischen Wirtschaftsraums,

5.	Pensionsfonds oder Pensionskassen im Sinne des Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung (Betriebsrentengesetz) oder

6.	eine in § 2 Absatz 1 Nummer 1, 2 oder 3a genannte Einrichtung.

2Unschädlich ist, wenn die Refinanzierungsunternehmen daneben wirtschaftliche Risiken weitergeben, ohne dass damit ein Rechtsübergang einhergeht.

(25) Refinanzierungsmittler sind Kreditinstitute, die von Refinanzierungsunternehmen oder anderen Refinanzierungsmittlern Gegenstände aus dem Geschäftsbetrieb eines Refinanzierungsunternehmens oder Ansprüche auf deren Übertragung erwerben, um diese an Zweckgesellschaften oder Refinanzierungsmittler zu veräußern; unschädlich ist, wenn sie daneben wirtschaftliche Risiken weitergeben, ohne dass damit ein Rechtsübergang einhergeht.

(26) Zweckgesellschaften sind Unternehmen, deren wesentlicher Zweck darin besteht, durch Emission von Finanzinstrumenten oder auf sonstige Weise Gelder aufzunehmen oder andere vermögenswerte Vorteile zu erlangen, um von Refinanzierungsunternehmen oder Refinanzierungsmittlern Gegenstände aus dem Geschäftsbetrieb eines Refinanzierungsunternehmens oder Ansprüche auf deren Übertragung zu erwerben; unschädlich ist, wenn sie daneben wirtschaftliche Risiken übernehmen, ohne dass damit ein Rechtsübergang einhergeht.

(27) Interne Ansätze im Sinne dieses Gesetzes sind die Ansätze nach Artikel 143 Absatz 1, Artikel 221, 225 und 265 Absatz 2, Artikel 283, 312 Absatz 2 und Artikel 363 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung.

(28) Hartes Kernkapital im Sinne dieses Gesetzes ist das harte Kernkapital gemäß Artikel 26 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung.

(29) 1Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung im Sinne dieses Gesetzes sind Unternehmen in der Rechtsform der eingetragenen Genossenschaft,

1.	die keine CRR-Institute oder Finanzdienstleistungsinstitute sind und keine Beteiligung an einem Institut oder Finanzunternehmen besitzen,

2.	deren Unternehmensgegenstand überwiegend darin besteht, den eigenen Wohnungsbestand zu bewirtschaften,

3.	die daneben als Bankgeschäft ausschließlich das Einlagengeschäft im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 1 betreiben, jedoch beschränkt auf

a)	die Entgegennahme von Spareinlagen,

b)	die Ausgabe von Namensschuldverschreibungen und

c)	die Begründung von Bankguthaben mit Zinsansammlung zu Zwecken des § 1 Absatz 1 des Altersvorsorgeverträge-Zertifizierungsgesetzes vom 26. Juni 2001 (BGBl. I S. 1310, 1322) in der jeweils geltenden Fassung, und

4.	die kein Handelsbuch führen, es sei denn,

a)	der Anteil des Handelsbuchs überschreitet in der Regel nicht 5 Prozent der Gesamtsumme der bilanz- und außerbilanzmäßigen Geschäfte,

b)	die Gesamtsumme der einzelnen Positionen des Handelsbuchs überschreitet in der Regel nicht den Gegenwert von 15 Millionen Euro und

c)	der Anteil des Handelsbuchs überschreitet zu keiner Zeit 6 Prozent der Gesamtsumme der bilanz- und außerbilanzmäßigen Geschäfte und die Gesamtsumme aller Positionen des Handelsbuchs überschreitet zu keiner Zeit den Gegenwert von 20 Millionen Euro.

2Spareinlagen im Sinne des Satzes 1 Nummer 3 Buchstabe a sind

1.	unbefristete Gelder, die

a)	durch Ausfertigung einer Urkunde, insbesondere eines Sparbuchs, als Spareinlagen gekennzeichnet sind,

b)	nicht für den Zahlungsverkehr bestimmt sind,

c)	nicht von Kapitalgesellschaften, Genossenschaften, wirtschaftlichen Vereinen, Personenhandelsgesellschaften oder von Unternehmen mit Sitz im Ausland mit vergleichbarer Rechtsform angenommen werden, es sei denn, diese Unternehmen dienen gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken oder bei den von diesen Unternehmen angenommenen Geldern handelt es sich um Sicherheiten gemäß § 551 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, und

d)	eine Kündigungsfrist von mindestens drei Monaten aufweisen;

2.	Einlagen, deren Sparbedingungen dem Kunden das Recht einräumen, über seine Einlagen mit einer Kündigungsfrist von drei Monaten bis zu einem bestimmten Betrag, der je Sparkonto und Kalendermonat 2 000 Euro nicht überschreiten darf, ohne Kündigung zu verfügen;

3.	Geldbeträge, die auf Grund von Vermögensbildungsgesetzen geleistet werden.

(30) Das Risiko einer übermäßigen Verschuldung im Sinne dieses Gesetzes ist das Risiko, das aus der Anfälligkeit eines Instituts auf Grund einer Verschuldung oder bedingten Verschuldung erwächst, die unvorhergesehene Korrekturen des Geschäftsplans erforderlich machen könnte, einschließlich einer durch eine Notlage erzwungenen Veräußerung von Bilanzaktiva, die zu Verlusten oder zu Bewertungsanpassungen für die verbleibenden Bilanzaktiva führen könnte.

(31) Eine zentrale Gegenpartei ist ein Unternehmen im Sinne des Artikels 2 Nummer 1 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister (ABl. L 201 vom 27.7.2012, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung. 

(32) Terrorismusfinanzierung im Sinne dieses Gesetzes ist Terrorismusfinanzierung nach § 1 Absatz 2 des Geldwäschegesetzes.

(33) Systemisches Risiko ist das Risiko einer Störung im Finanzsystem, die schwerwiegende negative Auswirkungen für das Finanzsystem und die Realwirtschaft haben kann.

(34) Modellrisiko ist der mögliche Verlust, den ein Institut als Folge von im Wesentlichen auf der Grundlage von Ergebnissen interner Modelle getroffenen Entscheidungen erleiden kann, die in der Entwicklung, Umsetzung oder Anwendung fehlerhaft sind.

(35) Im Übrigen gelten für die Zwecke dieses Gesetzes die Definitionen aus Artikel 4 Absatz 1 Nummer 5, 6, 8, 13 bis 18, 20 bis 22, 29 bis 31, 33, 35, 37, 38, 43, 44, 48, 51, 54, 57, 61 bis 63, 66, 67, 73, 74, 82 und 86 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013.
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Geltung der Verordnungen (EU) Nr. 575/2013, (EG) Nr. 1060/2009 und (EU) 2017/2402 für Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute

(1) Für Kreditinstitute, die keine 

1.	CRR-Institute,

2.	Kreditinstitute, die ausschließlich über eine Zulassung nach Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 verfügen, die Tätigkeit als Zentralverwahrer nach Abschnitt A oder nach den Abschnitten A und B des Anhangs der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 auszuüben, 

3.	Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung

sind, gelten vorbehaltlich des § 2 Absatz 8a, 9 bis 9c und 9f die Vorgaben der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und des Kapitels 2 der Verordnung (EU) 2017/2402 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2017 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für Verbriefungen und zur Schaffung eines spezifischen Rahmens für einfache, transparente und standardisierte Verbriefung und zur Änderung der Richtlinien 2009/65/EG, 2009/138/EG, 2011/61/EU und der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009 und (EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 347 vom 28.12.2017, S. 35), die Vorgaben der auf Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und des Kapitels 2 der Verordnung (EU) 2017/2402 erlassenen Rechtsakte, die Bestimmungen dieses Gesetzes, die auf Vorgaben der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 oder des Kapitels 2 der Verordnung (EU) 2017/2402 verweisen, sowie die in Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 erlassenen Rechtsverordnungen nach § 10 Absatz 1 Satz 1 und § 13 Absatz 1 so, als seien diese Kreditinstitute CRR-Kreditinstitute.

(2) Für Finanzdienstleistungsinstitute, die keine CRR-Institute sind, gelten vorbehaltlich des § 2 Absatz 7 bis 9 die Vorgaben der Verordnung (EU) Nr. 575/2013, des Kapitels 2 der Verordnung (EU) 2017/2402 und der auf Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und des Kapitels 2 der Verordnung (EU) 2017/2402 erlassenen Rechtsakte die Bestimmungen dieses Gesetzes, die auf Vorgaben der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 oder des Kapitels 2 der Verordnung (EU) 2017/2402 verweisen, sowie die in Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 erlassenen Rechtsverordnungen nach § 10 Absatz 1 Satz 1 und § 13 Absatz 1 so, als seien diese Finanzdienstleistungsinstitute CRR-Wertpapierfirmen.

[bookmark: BJNR008810961BJNE002520377][bookmark: _Toc278449937](3) Für Kreditinstitute und Finanzdienstleistungsinstitute, die keine CRR-Institute und keine Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung sind, gelten die Vorgaben von Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 1, Artikel 5a Absatz 1, der Artikel 8b bis 8d der Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 über Ratingagenturen (ABl. L 302 vom 17.11.2009, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EU) Nr. 462/2013 (ABl. L 146 vom 31.5.2013, S. 1) geändert worden ist, und die auf ihrer Grundlage erlassenen Rechtsakte so, als seien diese Kreditinstitute und Finanzdienstleistungsinstitute CRR-Institute.

[bookmark: _Toc36575136]§ 1b
(aufgehoben)

[bookmark: _Toc36575137][bookmark: _Toc278449938]§ 2
Ausnahmen

(1) Als Kreditinstitut gelten vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 nicht 

1.	die Deutsche Bundesbank und die vergleichbaren Institutionen in den anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union, sofern sie Mitglieder des Europäischen Systems der Zentralbanken sind;

1a.	andere Behörden in den anderen Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums, soweit sie Zentralbankaufgaben wahrnehmen;

1b.	von zwei oder mehr Mitgliedstaaten der Europäischen Union gegründete internationale Finanzinstitute, die dem Zweck dienen, Finanzmittel zu mobilisieren und seinen Mitgliedern Finanzhilfen zu gewähren, sofern diese von schwerwiegenden Finanzierungsproblemen betroffen oder bedroht sind;

2.	die Kreditanstalt für Wiederaufbau;

3.	die Sozialversicherungsträger und die Bundesagentur für Arbeit;

3a.	die öffentliche Schuldenverwaltung des Bundes oder eines Landes, eines ihrer Sondervermögen oder eines anderen Staates des Europäischen Wirtschaftsraums und deren Zentralbanken, sofern diese nicht fremde Gelder als Einlagen oder andere rückzahlbare Gelder des Publikums annimmt;

3b.	Kapitalverwaltungsgesellschaften und extern verwaltete Investmentgesellschaften, sofern sie als Bankgeschäfte nur die kollektive Vermögensverwaltung, gegebenenfalls einschließlich der Gewährung von Gelddarlehen, oder daneben ausschließlich die in § 20 Absatz 2 und 3 des Kapitalanlagegesetzbuchs aufgeführten Dienstleistungen oder Nebendienstleistungen betreiben;

3c.	EU-Verwaltungsgesellschaften und, unter der Voraussetzung, dass der Vertrieb der betreffenden Investmentvermögen im Inland nach dem Kapitalanlagegesetzbuch auf der Basis einer Vertriebsanzeige zulässig ist, ausländische AIF-Verwaltungsgesellschaften, sofern die EU-Verwaltungsgesellschaft oder die ausländische AIF-Verwaltungsgesellschaft als Bankgeschäfte nur die kollektive Vermögensverwaltung, gegebenenfalls einschließlich der Gewährung von Gelddarlehen, oder daneben ausschließlich die in Artikel 6 Absatz 3 der Richtlinie 2009/65/EG oder die in Artikel 6 Absatz 4 der Richtlinie 2011/61/EU aufgeführten Dienstleistungen oder Nebendienstleistungen betreibt; ein Vertrieb von ausländischen AIF oder EUAIF an professionelle Anleger nach § 330 des Kapitalanlagegesetzbuchs gilt nicht als zulässiger Vertrieb im Sinne dieser Vorschrift;

3d.	EU-Investmentvermögen und, unter der Voraussetzung, dass der Vertrieb der betreffenden Investmentvermögen im Inland nach dem Kapitalanlagegesetzbuch auf der Basis einer Vertriebsanzeige zulässig ist, ausländische AIF, sofern das EU-Investmentvermögen oder der ausländische AIF als Bankgeschäfte nur die kollektive Vermögensverwaltung, gegebenenfalls einschließlich der Gewährung von Gelddarlehen, oder daneben ausschließlich die in Artikel 6 Absatz 3 der Richtlinie 2009/65/EG oder die in Artikel 6 Absatz 4 der Richtlinie 2011/61/EU aufgeführten Dienstleistungen oder Nebendienstleistungen betreibt; ein Vertrieb von ausländischen AIF oder EU-AIF an professionelle Anleger nach § 330 des Kapitalanlagegesetzbuchs gilt nicht als zulässiger Vertrieb im Sinne dieser Vorschrift;

4.	private und öffentlich-rechtliche Versicherungsunternehmen;

5.	Unternehmen des Pfandleihgewerbes, soweit sie dieses durch Gewährung von Darlehen gegen Faustpfand betreiben;

6.	Unternehmen, die auf Grund des Gesetzes über Unternehmensbeteiligungsgesellschaften als Unternehmensbeteiligungsgesellschaften anerkannt sind;

6a.	(aufgehoben)

7.	Unternehmen, die Bankgeschäfte ausschließlich mit ihrem Mutterunternehmen oder ihren Tochter- oder Schwesterunternehmen betreiben;

8.	(aufgehoben)

9.	Unternehmen, die außer dem Finanzkommissionsgeschäft und dem Emissionsgeschäft, jeweils ausschließlich mit Warentermingeschäften, Emissionszertifikaten und Derivaten auf Emissionszertifikate, kein Bankgeschäft betreiben und keinen Eigenhandel im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 4 Buchstabe d erbringen, unter den weiteren Voraussetzungen, dass

a)	das Unternehmen nicht Teil einer Unternehmensgruppe ist, deren Haupttätigkeit in dem Betreiben von Bankgeschäften oder dem Erbringen von Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 1 bis 4 besteht,

b)	das Bankgeschäft des Unternehmens und der Gruppe im Verhältnis zu der sonstigen Tätigkeit des Unternehmens sowie der Gruppe auf individueller und aggregierter Basis eine Nebentätigkeit im Sinne des Artikels 1 der Delegierten Verordnung (EU) 2017/592 der Kommission vom 1. Dezember 2016 zur Ergänzung der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates durch technische Regulierungsstandards zur Festlegung der Kriterien, nach denen eine Tätigkeit als Nebentätigkeit zur Haupttätigkeit gilt (ABl. L 87 vom 31.3.2017, S. 492) in der jeweils geltenden Fassung, ist,

c)	dieses Nebengeschäft ausschließlich als Dienstleistung für die Kunden oder Zulieferer ihrer Haupttätigkeit betrieben wird und

d)	das Unternehmen die Inanspruchnahme dieser Ausnahme der Bundesanstalt jährlich anzeigt; für Zeitpunkt, Inhalt und Form der Anzeige und gegebenenfalls für die Führung eines öffentlichen Registers können nähere Bestimmungen in der Rechtsverordnung nach § 24 Absatz 4 erlassen werden; insbesondere kann dem Betreiber ein schreibender Zugriff auf die für dieses Unternehmen einzurichtende Seite des Registers eingeräumt und er mit der Verantwortung für die Richtigkeit und Aktualität der Seite belastet werden;

10.	Unternehmen, die das Finanzkommissionsgeschäft ausschließlich als Dienstleistung für Anbieter oder Emittenten von Vermögensanlagen im Sinne des § 1 Absatz 2 des Vermögensanlagengesetzes oder von geschlossenen AIF im Sinne des § 1 Absatz 5 des Kapitalanlagegesetzbuchs betreiben;

11.	Unternehmen, die das Emissionsgeschäft ausschließlich als Übernahme gleichwertiger Garantien im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 10 für Anbieter oder Emittenten von Vermögensanlagen im Sinne des § 1 Absatz 2 des Vermögensanlagengesetzes oder von geschlossenen AIF im Sinne des § 1 Absatz 5 des Kapitalanlagegesetzbuchs betreiben;

12.	Unternehmen, die das Depotgeschäft im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 ausschließlich für AIF betreiben und damit das eingeschränkte Verwahrgeschäft im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 12 erbringen;

13.	soweit sie das Finanzkommissionsgeschäft und das Emissionsgeschäft im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 und 10 des Kreditwesengesetzes in Bezug auf Warenderivate betreiben, die mit ihrer jeweiligen Haupttätigkeit in Zusammenhang stehen:

a)	Übertragungsnetzbetreiber im Sinne des Artikels 2 Nummer 4 der Richtlinie 2009/72/EG oder des Artikels 2 Nummer 4 der Richtlinie 2009/73/EG, wenn sie ihre Aufgaben gemäß diesen Richtlinien, der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über die Netzzugangsbedingungen für den grenzüberschreitenden Stromhandel und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1228/2003 (ABl. L 211 vom 14.8.2009, S. 15), die zuletzt durch die Verordnung (EU) Nr. 543/2013 (ABl. L 163 vom 15.6.2013, S. 1) geändert worden ist, der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über die Bedingungen für den Zugang zu den Erdgasfernleitungsnetzen und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1775/2005 (ABl. L 211 vom 14.8.2009, S. 36; L 229 vom 1.9.2009, S. 29; L 309 vom 24.11.2009, S. 87), die zuletzt durch die Verordnung Nr. 347/2013 (ABl. L 115 vom 25.4.2013, S. 39) geändert worden ist, oder gemäß den nach diesen Verordnungen erlassenen Netzcodes oder Leitlinien wahrnehmen, 

b)	Personen, die in ihrem Namen als Dienstleister handeln, um die Aufgaben eines Übertragungsnetzbetreibers gemäß der Verordnung (EG) Nr. 714/2009, der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 oder gemäß den nach diesen Verordnungen erlassenen Netzcodes oder Leitlinien wahrzunehmen, sowie

c)	Betreiber oder Verwalter eines Energieausgleichssystems, eines Rohrleitungsnetzes oder eines Systems zum Ausgleich von Energieangebot und -verbrauch;

14.	Zentralverwahrer, die gemäß Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 zugelassen sind, soweit sie das Finanzkommissionsgeschäft und das Emissionsgeschäft im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 und 10 betreiben.

(2) Für die Kreditanstalt für Wiederaufbau gelten die §§ 14, 22a bis 22o, 53b Absatz 7 und die auf Grund von § 46g Absatz 1 Nummer 2 und § 46h getroffenen Regelungen; für die Sozialversicherungsträger, für die Bundesagentur für Arbeit, für Versicherungsunternehmen sowie für Unternehmensbeteiligungsgesellschaften gilt § 14.

(3) Für Unternehmen der in Absatz 1 Nr. 4 bis 6 bezeichneten Art gelten die Vorschriften dieses Gesetzes insoweit, als sie Bankgeschäfte betreiben, die nicht zu den ihnen eigentümlichen Geschäften gehören.

(4) 1Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (Bundesanstalt) kann im Einzelfall bestimmen, daß auf ein Institut die §§ 1a, 2c, 10 bis 18, 24, 24a, 25, 25a bis 25e, 26 bis 38, 45, 46 bis 46c und 51 Absatz 1 dieses Gesetzes insgesamt nicht anzuwenden sind, solange das Unternehmen wegen der Art der von ihm betriebenen Geschäfte insoweit nicht der Aufsicht bedarf; auf der Grundlage einer Freistellung nach Halbsatz 1 kann sie auch bestimmen, dass auf das Institut auch § 6a und § 24c nicht anzuwenden sind, solange das Unternehmen wegen der Art der von ihm betriebenen Geschäfte auch insoweit nicht der Aufsicht bedarf. 2Die Entscheidung ist im Bundesanzeiger bekanntzumachen.




(5) 1Vorbehaltlich der Regelungen in Titel VIII der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über Märkte für Finanzinstrumente und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 84; L 6 vom 10.1.2015, S. 6; L 270 vom 15.10.2015, S. 4; L 278 vom 27.10.2017, S. 54), die durch die Verordnung (EU) 2016/1033 (ABl. L 175 vom 30.6.2016, S. 1) geändert worden ist sowie von Beschlüssen der Europäischen Kommission gemäß Artikel 25 Absatz 4 Unterabsatz 3 der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über Märkte für Finanzinstrumente sowie zur Änderung der Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 349; L 74 vom 18.3.2015, S. 38; L 188 vom 13.7.2016, S. 28; L 273 vom 8.10.2016, S. 35; L 64 vom 10.3.2017, S. 116; L 278 vom 27.10.2017, S. 56), die zuletzt durch die Richtlinie (EU) 2916/1034 (ABl. L 175 vom 30.6.2016, S. 8) geändert worden ist, und gemäß Artikel 28 Absatz 4 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 600/2014, kann die Bundesanstalt im Einzelfall bestimmen, dass auf ein Institut mit Sitz in einem Drittstaat, das im Inland im Wege des grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehrs gewerbsmäßig oder in einem Umfang, der einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordert, Bankgeschäfte betreiben oder Finanzdienstleistungen erbringen will, die §§ 1a, 2c, 10 bis 18, 24, 24a, 25, 25a bis 25e, 26 bis 38, 45, 46 bis 46c und 51 Absatz 1 insgesamt nicht anzuwenden sind, solange das Institut im Hinblick auf seine im Inland betriebenen Geschäfte wegen seiner Aufsicht durch die im Herkunftsstaat zuständige Behörde insoweit nicht zusätzlich der Aufsicht durch die Bundesanstalt bedarf. 2Auf Grundlage einer Freistellung nach Satz 1 kann sie auch bestimmen, dass auf das Institut auch § 24c nicht anzuwenden ist. 3Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für Institute mit Sitz im Europäischen Wirtschaftsraum, für die der Marktzutritt nicht in § 53b Absatz 1 geregelt ist.

(6) 1Als Finanzdienstleistungsinstitute gelten nicht 

1.	die Deutsche Bundesbank und vergleichbare Institutionen in den anderen Staaten der Europäischen Union, die Mitglieder des Europäischen Systems der Zentralbanken sind;

1a.	von zwei oder mehr Mitgliedstaaten der Europäischen Union gegründete internationale Finanzinstitute, die dem Zweck dienen, Finanzmittel zu mobilisieren und seinen Mitgliedern Finanzhilfen zu gewähren, sofern diese von schwerwiegenden Finanzierungsproblemen betroffen oder bedroht sind;

2.	die Kreditanstalt für Wiederaufbau;

3.	die öffentliche Schuldenverwaltung des Bundes oder eines Landes, eines ihrer Sondervermögen oder eines anderen Staates des Europäischen Wirtschaftsraums und deren Zentralbanken;

4.	private und öffentlich-rechtliche Versicherungsunternehmen;

5.	Unternehmen, die Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 ausschließlich für ihre Mutterunternehmen oder ihre Tochter- oder Schwesterunternehmen erbringen;

5a.	Kapitalverwaltungsgesellschaften und extern verwaltete Investmentgesellschaften, sofern sie nur die kollektive Vermögensverwaltung erbringen oder neben der kollektiven Vermögensverwaltung ausschließlich die in § 20 Absatz 2 und 3 des Kapitalanlagegesetzbuchs aufgeführten Dienstleistungen oder Nebendienstleistungen als Finanzdienstleistungen erbringen;

5b.	EU-Verwaltungsgesellschaften und ausländische AIF-Verwaltungsgesellschaften, sofern sie nur die kollektive Vermögensverwaltung erbringen oder neben der kollektiven Vermögensverwaltung ausschließlich die in Artikel 6 Absatz 3 der Richtlinie 2009/65/EG oder die in Artikel 6 Absatz 4 der Richtlinie 2011/61/EU aufgeführten Dienstleistungen oder Nebendienstleistungen als Finanzdienstleistungen erbringen;

6.	Unternehmen, deren Finanzdienstleistung für andere ausschließlich in der Verwaltung eines Systems von Arbeitnehmerbeteiligungen an den eigenen oder an mit ihnen verbundenen Unternehmen besteht;

7.	Unternehmen, die ausschließlich Finanzdienstleistungen im Sinne sowohl der Nummer 5 als auch der Nummer 6 erbringen;

8.	Unternehmen, die als Finanzdienstleistungen für andere ausschließlich die Anlageberatung und die Anlagevermittlung zwischen Kunden und

a)	 inländischen Instituten,

b) 	Instituten oder Finanzunternehmen mit Sitz in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums, die die Voraussetzungen nach § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 erfüllen,

c) 	Unternehmen, die auf Grund einer Rechtsverordnung nach § 53c gleichgestellt oder freigestellt sind,

d) 	Kapitalverwaltungsgesellschaften, extern verwalteten Investmentgesellschaften, EU-Verwaltungsgesellschaften oder ausländischen AIF-Verwaltungsgesellschaften oder

e)	Anbietern oder Emittenten von Vermögensanlagen im Sinne des § 1 Absatz 2 des Vermögensanlagengesetzes

	betreiben, sofern sich diese Finanzdienstleistungen auf Anteile oder Aktien an inländischen Investmentvermögen, die von einer Kapitalverwaltungsgesellschaft ausgegeben werden, die eine Erlaubnis nach § 7 oder § 97 Absatz 1 des Investmentgesetzes in der bis zum 21. Juli 2013 geltenden Fassung erhalten hat, die für den in § 345 Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 Satz 2, in Verbindung mit Absatz 2 Satz 1, oder Absatz 4 Satz 1 des Kapitalanlagegesetzbuchs vorgesehenen Zeitraum noch fortbesteht, oder eine Erlaubnis nach den §§ 20, 21 oder §§ 20, 22 des Kapitalanlagegesetzbuchs erhalten hat oder die von einer EU-Verwaltungsgesellschaft ausgegeben werden, die eine Erlaubnis nach Artikel 6 der Richtlinie 2009/65/EG oder der Richtlinie 2011/61/EU erhalten hat, oder auf Anteile oder Aktien an EU-Investmentvermögen oder ausländischen AIF, die nach dem Kapitalanlagegesetzbuch vertrieben werden dürfen, mit Ausnahme solcher AIF, die nach § 330a des Kapitalanlagegesetzbuchs vertrieben werden dürfen, oder auf Vermögensanlagen im Sinne des § 1 Absatz 2 des Vermögensanlagengesetzes, die erstmals öffentlich angeboten werden, beschränken und die Unternehmen nicht befugt sind, sich bei der Erbringung dieser Finanzdienstleistungen Eigentum oder Besitz an Geldern oder Anteilen von Kunden zu verschaffen, es sei denn, das Unternehmen beantragt und erhält eine entsprechende Erlaubnis nach § 32 Abs. 1; Anteile oder Aktien an Hedgefonds im Sinne von § 283 des Kapitalanlagegesetzbuchs gelten nicht als Anteile an Investmentvermögen im Sinne dieser Vorschrift;

9.	(aufgehoben)

10.	Angehörige freier Berufe, die Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 1 bis 4 nur gelegentlich im Sinne des Artikels 4 der Delegierten Verordnung (EU) 2017/565 und im Rahmen eines Mandatsverhältnisses als Freiberufler erbringen und einer Berufskammer in der Form der Körperschaft des öffentlichen Rechts angehören, deren Berufsrecht die Erbringung von Finanzdienstleistungen nicht ausschließt;

11.	Unternehmen, die außer Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 1 bis 3 und 4 Buchstabe a bis c, jeweils ausschließlich mit Warentermingeschäften, Emissionszertifikaten und mit Derivaten auf Emissionszertifikate, keine Finanzdienstleistungen erbringen, unter den weiteren Voraussetzungen, dass

a)	das Unternehmen nicht Teil einer Unternehmensgruppe ist, die in der Haupttätigkeit Bankgeschäfte betreibt oder Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 1 bis 4 erbringt,

b)	die Finanzdienstleistung des Unternehmens und der Gruppe im Verhältnis zu der sonstigen Tätigkeit des Unternehmens sowie der Gruppe auf individueller und aggregierter Basis eine Nebentätigkeit im Sinne des Artikels 1 der Delegierten Verordnung (EU) 2017/592 ist,

c)	dieses Nebengeschäft, soweit das Unternehmen nicht die Finanzdienstleistung im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 4 Buchstabe a erbringt, ausschließlich als Dienstleistung für die Kunden oder Zulieferer ihrer Haupttätigkeit betrieben wird und

d)	das Unternehmen die Inanspruchnahme dieser Ausnahme der Bundesanstalt jährlich anzeigt; für Zeitpunkt, Inhalt und Form der Anzeige und gegebenenfalls für die Führung eines öffentlichen Registers können nähere Bestimmungen in der Rechtsverordnung nach § 24 Absatz 4 erlassen werden; insbesondere kann dem Betreiber ein schreibender Zugriff auf die für dieses Unternehmen einzurichtende Seite des Registers eingeräumt und er mit der Verantwortung für die Richtigkeit und Aktualität der Seite belastet werden;

12.	Unternehmen, deren einzige Finanzdienstleistung im Sinne des § 1 Abs. 1a Satz 2 der Handel mit Sorten ist, sofern ihre Haupttätigkeit nicht im Sortengeschäft besteht;

13.	(aufgehoben)

14.	(aufgehoben)

15.	Unternehmen, die als Finanzdienstleistung im Sinne des § 1 Abs. 1a Satz 2 ausschließlich die Anlageberatung im Rahmen einer anderen beruflichen Tätigkeit erbringen, ohne sich die Anlageberatung besonders vergüten zu lassen;

16.	Betreiber organisierter Märkte, die neben dem Betrieb eines multilateralen oder organisierten Handelssystems keine anderen Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Abs. 1a Satz 2 erbringen;

17.	Unternehmen, die als einzige Finanzdienstleistung im Sinne des § 1 Abs. 1a Satz 2 das Finanzierungsleasing betreiben, falls sie nur als Leasing-Objektgesellschaft für ein einzelnes Leasingobjekt tätig werden, keine eigenen geschäftspolitischen Entscheidungen treffen und von einem Institut mit Sitz im Europäischen Wirtschaftsraum verwaltet werden, das nach dem Recht des Herkunftsmitgliedstaates zum Betrieb des Finanzierungsleasing zugelassen ist;

18.	Unternehmen, die als Finanzdienstleistung nur die Anlageverwaltung betreiben und deren Mutterunternehmen die Kreditanstalt für Wiederaufbau oder ein Institut im Sinne des Satzes 2 ist. Institut im Sinne des Satzes 1 ist ein Finanzdienstleistungsinstitut, das die Erlaubnis für die Anlageverwaltung hat, oder ein CRR-Institut mit Sitz in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums im Sinne des § 53b Abs. 1 Satz 1, das in seinem Herkunftsmitgliedstaat über eine Erlaubnis für mit § 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 11 vergleichbare Geschäfte verfügt, oder ein Institut mit Sitz in einem Drittstaat, das für die in § 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 11 genannten Geschäfte nach Absatz 4 von der Erlaubnispflicht nach § 32 freigestellt ist;

19.	Unternehmen, die das Platzierungsgeschäft ausschließlich für Anbieter oder für Emittenten von Vermögensanlagen im Sinne des § 1 Absatz 2 des Vermögensanlagengesetzes oder von geschlossenen AIF im Sinne des § 1 Absatz 5 des Kapitalanlagegesetzbuchs erbringen;

20.	Unternehmen, die außer der Finanzportfolioverwaltung und der Anlageverwaltung keine Finanzdienstleistungen erbringen, sofern die Finanzportfolioverwaltung und Anlageverwaltung nur auf Vermögensanlagen im Sinne des § 1 Absatz 2 des Vermögensanlagengesetzes oder von geschlossenen AIF im Sinne des § 1 Absatz 5 des Kapitalanlagegesetzbuchs beschränkt erbracht werden;

21.	soweit sie Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 1 bis 4 in Bezug auf Warenderivate erbringen, die mit ihren Haupttätigkeiten in Zusammenhang stehen:

a)	Übertragungsnetzbetreiber im Sinne des Artikels 2 Nummer 4 der Richtlinie 2009/72/EG oder des Artikels 2 Nummer 4 der Richtlinie 2009/73/EG, wenn sie ihre Aufgaben gemäß diesen Richtlinien, der Verordnung (EG) Nr. 714/2009, der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 oder den nach diesen Verordnungen erlassenen Netzcodes oder Leitlinien wahrnehmen,




b)	Personen, die in ihrem Namen als Dienstleister handeln, um die Aufgaben eines Übertragungsnetzbetreibers gemäß der Verordnung (EG) Nr. 714/2009, der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 oder den nach diesen Verordnungen erlassenen Netzcodes oder Leitlinien wahrnehmen, sowie

c)	Betreiber oder Verwalter eines Energieausgleichssystems, eines Rohrleitungsnetzes oder eines Systems zum Ausgleich von Energieangebot und -verbrauch bei der Wahrnehmung solcher Aufgaben;

22.	Zentralverwahrer, die gemäß Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 zugelassen sind, soweit sie Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 1 bis 4 erbringen.

2Für Einrichtungen und Unternehmen im Sinne des Satzes 1 Nr. 3 und 4 gelten die Vorschriften dieses Gesetzes insoweit, als sie Finanzdienstleistungen erbringen, die nicht zu den ihnen eigentümlichen Geschäften gehören.

(7) Auf Finanzdienstleistungsinstitute, die außer der Drittstaateneinlagenvermittlung und dem Sortengeschäft keine weiteren Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 erbringen, sind die §§ 10, 10c bis 10i, 11 bis 18 und 24 Absatz 1 Nummer 9, 14 bis 14b, die §§ 24a, 25a Absatz 5, die §§ 26a und 33 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und die §§ 45 und 46 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 bis 6 und die §§ 46b und 46c dieses Gesetzes sowie die Artikel 24 bis 403 und 411 bis 455 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 nicht anzuwenden.

(7a) Auf Unternehmen, die ausschließlich Finanzdienstleistungen nach § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 9 oder Nummer 10 erbringen, sind die §§ 10, 10c bis 10i, 11 bis 13c, 15 bis 18 und 24 Absatz 1 Nummer 4, 6, 9, 11, 14 bis 14b, 16 und 17, Absatz 1a Nummer 5, die §§ 25, 25a Absatz 5, §§ 26a und 33 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, die §§ 45 und 46 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 bis 6 und die §§ 46b und 46c dieses Gesetzes sowie die Artikel 24 bis 455 und 465 bis 519 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und Kapitel 2 der Verordnung (EU) 2017/2402 nicht anzuwenden.

(7b) Auf Finanzdienstleistungsinstitute, die außer dem Kryptoverwahrgeschäft nach § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 6 keine weiteren Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 erbringen, sind die §§ 10, 10c bis 18 und 24 Absatz 1 Nummer 14 bis 14b, die §§ 24a und 25a Absatz 5, die §§ 26a und 45 sowie die Artikel 39, 41, 50 bis 403 und 411 bis 455 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 nicht anzuwenden.

(8) Auf

1.	Anlageberater und Anlagevermittler, die jeweils

a)	nicht befugt sind, sich bei der Erbringung von Finanzdienstleistungen Eigentum oder Besitz an Geldern oder Wertpapieren von Kunden zu verschaffen, und

b)	nicht auf eigene Rechnung mit Finanzinstrumenten handeln, sowie

2.	Unternehmen, die auf Grund der Rückausnahme für die Erbringung grenzüberschreitender Geschäfte in Absatz 1 Nummer 8 oder Absatz 6 Nummer 9 als Institute einzustufen sind,

sind die §§ 10, 10c bis 10i, 11, 13, 14 bis 18, 24 Absatz 1 Nummer 14 bis 14b, 16 und 17, Absatz 1a Nummer 5, § 25a Absatz 2 und 5, die §§ 26a und 45 dieses Gesetzes sowie die Artikel 39, 41, 50 bis 403 und 411 bis 455 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 nicht anzuwenden.

(8a) Die Anforderungen des § 24 Absatz 1 Nummer 14 bis 14b, § 25a Absatz 5, des § 26a und der Artikel 39, 41, 89 bis 386 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 gelten, vorbehaltlich des § 64h Absatz 7, nicht für die Institute, deren Haupttätigkeit ausschließlich im Betreiben von Bankgeschäften oder der Erbringung von Finanzdienstleistungen im Zusammenhang mit Derivaten nach § 1 Absatz 11 Satz 3 Nummer 2, 3 und 5 besteht.

(8b) Auf Finanzportfolioverwalter, Abschlussvermittler und Anlageverwalter, die nicht befugt sind, sich bei der Erbringung von Finanzdienstleistungen Eigentum oder Besitz an Geldern oder Wertpapieren von Kunden zu verschaffen, und die nicht auf eigene Rechnung mit Finanzinstrumenten handeln, ist § 10 Absatz 1, die §§ 10c bis 10i, 11, 13, 24 Absatz 1 Nummer 14 bis 14b und 16, Absatz 1a Nummer 5, § 25a Absatz 2 und 5 und § 26a dieses Gesetzes und die Artikel 41 sowie 89 bis 91, 95 Absatz 1 und 3, die Artikel 96, 98 bis 403 und 411 bis 455 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 nicht anzuwenden.

(9) Die Artikel 387 bis 403 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sind nicht anzuwenden auf  Finanzkommissionäre und Eigenhändler, die für eigene Rechnung ausschließlich zum Zwecke der Erfüllung oder Ausführung eines Kundenauftrags oder des möglichen Zugangs zu einem Abwicklungs- und Verrechnungssystem oder einer anerkannten Börse handeln, sofern sie im eigenen Namen für fremde Rechnung tätig sind oder einen Kundenauftrag ausführen.

(9a) 1Auf Kreditinstitute, die ausschließlich über eine Erlaubnis verfügen, die Tätigkeit einer zentralen Gegenpartei im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 12 auszuüben, sind die §§ 2c, 6b, 10, 10c bis 10i, 11, 12a bis 18, 24 Absatz 1 Nummer 6, 10, 14 bis 14b, 16, Absatz 1a Nummer 4 bis 8, die §§ 24a, 24c, 25 Absatz 1 Satz 2, die §§ 25a bis 25e, 26a, 32, 33, 34, 36 Absatz 3 und die §§ 45 bis 45b dieses Gesetzes sowie die Artikel 25 bis 455 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und Kapitel 2 der Verordnung (EU) 2017/2402 nicht anzuwenden. 2§ 24 Absatz 1 Nummer 9 gilt mit der Maßgabe, dass das Absinken des Anfangskapitals unter die Mindestanforderungen nach Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 anzuzeigen ist.

(9b) 1Sofern ein Kreditinstitut sowohl Tätigkeiten im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 12 ausübt als auch weitere nach diesem Gesetz erlaubnispflichtige Bankgeschäfte betreibt oder Finanzdienstleistungen erbringt, ist auf die Tätigkeit im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 12 der Absatz 9a anzuwenden; diese Kreditinstitute haben dafür Sorge zu tragen, dass sowohl die Anforderungen nach diesem Gesetz als auch die Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 eingehalten werden. 2Bezüglich der Anforderungen an das Anfangskapital nach § 33 Absatz 1 sowie nach Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 haben die betroffenen Kreditinstitute die im jeweiligen Einzelfall höheren Anforderungen zu erfüllen. 3Anzeige- und Informationspflichten, die sowohl nach § 2c Absatz 1 als auch nach Artikel 31 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 bestehen, können in einer gemeinsamen Anzeige oder Mitteilung zusammengefasst werden.

(9c) Die §§ 10d und 24 Absatz 1 Nummer 16 dieses Gesetzes und die Artikel 411 bis 430 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sind nicht auf Bürgschaftsbanken im Sinne des § 5 Absatz 1 Nummer 17 des Körperschaftsteuergesetzes anzuwenden.

(9d) Die Artikel 411 bis 428 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sind nicht auf CRR-Wertpapierfirmen anzuwenden.

(9e) Auf Kreditinstitute, die ausschließlich über eine Zulassung nach Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 verfügen, die Tätigkeit als Zentralverwahrer nach Abschnitt A oder nach den Abschnitten A und B des Anhangs zur Verordnung (EU) Nr. 909/2014 auszuüben, sind die §§ 2c, 6b Absatz 1 Nummer 1, Absatz 2 und 3, die §§ 10, 10c bis 18, 24 Absatz 1 Nummer 4, 6, 9, 11, 14, 14a, 16 und 17, Absatz 1a Nummer 4 bis 8, Absatz 1b, die §§ 24a, 24c, 25 Absatz 1 Satz 2, die §§ 25a bis 25e, 33 bis 33b, 36 Absatz 3, die §§ 45 bis 45b, 53 und 53a dieses Gesetzes nicht anzuwenden.

(9f) Auf Kreditinstitute, die ausschließlich über eine Zulassung nach Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 verfügen, die Tätigkeit als Zentralverwahrer nach Abschnitt A oder nach den Abschnitten A und B des Anhangs zur Verordnung (EU) Nr. 909/2014 auszuüben sowie weitere Bankgeschäfte zu betreiben oder Finanzdienstleistungen zu erbringen, die zugleich Wertpapierdienstleistungen im Sinne des § 2 Absatz 3 des Wertpapierhandelsgesetzes sind, sind die §§ 2c, 24 Absatz 1 Nummer 1 und 2, § 25c Absatz 1, § 33 Absatz 1 Nummer 2 und 4a und § 35 nicht anzuwenden.

(9g) Auf Institute, die nur Bankgeschäfte im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 und 10 betreiben und Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 1 bis 4 in Bezug auf Warentermingeschäfte, Emissionszertifikate und Derivate auf Emissionszertifikate erbringen und die diese Dienstleistungen allein mit dem Ziel der Absicherung der Geschäftsrisiken ihrer Kunden erbringen, sind die §§ 1a, 10, 10c bis 10i, 11 bis 13c, 15 bis 18 und 24 Absatz 1 Nummer 4, 6, 9, 11, 14, 14a, 16 und 17, Absatz 1a Nummer 5, die §§ 24a, 25, 25a Absatz 5, die §§ 26a und 33 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, die §§ 45 und 46 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 bis 6 sowie die §§ 46b und 46c nicht anzuwenden, sofern diese Kunden

1.	ausschließlich lokale Elektrizitätsunternehmen im Sinne des Artikels 2 Nummer 35 der Richtlinie 2009/72/EG, Erdgasunternehmen im Sinne des Artikels 2 Nummer 1 der Richtlinie 2009/73/EG oder Betreiber im Sinne des Artikels 3 Buchstabe f der Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 2003 über ein System für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft und zur Änderung der Richtlinie 96/61/EG des Rates (ABl. L 275 vom 25.10.2003, S. 32), die zuletzt durch den Beschluss (EU) 2015/1814 (ABl. L 264 vom 9.10.2015, S. 1) geändert worden ist, sind,

2.	zusammen 100 Prozent des Kapitals oder der Stimmrechte des Instituts halten und diese gemeinsam kontrollieren und 

3.	nach Absatz 1 Nummer 9 oder Absatz 6 Satz 1 Nummer 11 nicht als Kreditinstitut 
oder Finanzdienstleistungsinstitut gälten, wenn sie diese Dienstleistungen selbst erbrächten.

(9h) Auf Institute, die nur Bankgeschäfte im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 und 10 betreiben und Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 1 bis 4 in Bezug auf Warentermingeschäfte, Emissionszertifikate und Derivate auf Emissionszertifikate erbringen und die diese Dienstleistungen allein mit dem Ziel der Absicherung der Geschäftsrisiken ihrer Kunden erbringen, sind die §§ 1a, 10, 10c bis 10i, 11 bis 13c, 15 bis 18 und 24 Absatz 1 Nummer 4, 6, 9, 11, 14, 14a, 16 und 17, Absatz 1a Nummer 5, die §§ 24a, 25, 25a Absatz 5, die §§ 26a und 33 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, die §§ 45 und 46 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 bis 6 sowie die §§ 46b und 46c nicht anzuwenden, sofern diese Kunden

1.	ausschließlich Betreiber im Sinne des Artikels 3 Buchstabe f der Richtlinie 2003/87/EG sind,

2.	zusammen 100 Prozent des Kapitals oder der Stimmrechte des Instituts halten und diese gemeinsam kontrollieren und 

3.	nach Absatz 1 Nummer 9 oder nach Absatz 6 Satz 1 Nummer 11 nicht als Kreditinstitut oder Finanzdienstleistungsinstitut gälten, wenn sie diese Dienstleistungen selbst erbrächten.

(10) 1Ein Unternehmen mit Sitz im Inland, das keine Bankgeschäfte im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2 betreibt und das als Finanzdienstleistungen nur die Anlagevermittlung, die Anlageberatung oder das Platzierungsgeschäft erbringt und dies ausschließlich für Rechnung und unter der Haftung eines CRR-Kreditinstituts oder eines Wertpapierhandelsunternehmens, das seinen Sitz im Inland hat oder nach § 53b Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 7 im Inland tätig ist (vertraglich gebundener Vermittler), gilt nicht als Finanzdienstleistungsinstitut, sondern als Finanzunternehmen, wenn das CRR-Institut oder Wertpapierhandelsunternehmen dies der Bundesanstalt zuvor angezeigt hat. 2Die Tätigkeit des vertraglich gebundenen Vermittlers wird dem haftenden Unternehmen zugerechnet. 3Ändern sich die von dem haftenden Unternehmen angezeigten Verhältnisse, sind die neuen Verhältnisse unverzüglich der Bundesanstalt anzuzeigen. 4Für den Inhalt der Anzeigen nach den Sätzen 1 und 3 und die beizufügenden Unterlagen und Nachweise können durch Rechtsverordnung nach § 24 Abs. 4 nähere Bestimmungen getroffen werden. 5Die Bundesanstalt führt über die ihr angezeigten vertraglich gebundenen Vermittler nach diesem Absatz ein öffentliches Register im Internet, das das haftende Unternehmen, die vertraglich gebundenen Vermittler, das Datum des Beginns und des Endes der Tätigkeit nach Satz 1 ausweist. 6Für die Voraussetzungen zur Aufnahme in das Register, den Inhalt und die Führung des Registers können durch Rechtsverordnung nach § 24 Abs. 4 nähere Bestimmungen getroffen werden, insbesondere kann dem haftenden Unternehmen ein schreibender Zugriff auf die für dieses Unternehmen einzurichtende Seite des Registers eingeräumt und ihm die Verantwortlichkeit für die Richtigkeit und Aktualität dieser Seite übertragen werden. 7Die Bundesanstalt kann einem haftenden Unternehmen, das die Auswahl oder Überwachung seiner vertraglich gebundenen Vermittler nicht ordnungsgemäß durchgeführt hat oder die ihm im Zusammenhang mit der Führung des Registers übertragenen Pflichten verletzt hat, untersagen, vertraglich gebundene Vermittler im Sinne der Sätze 1 und 2 in das Unternehmen einzubinden.

(11) (aufgehoben)

(12) 1Für Betreiber organisierter Märkte mit Sitz im Ausland, die als einzige Finanzdienstleistung ein multilaterales oder organisiertes Handelssystem im Inland betreiben, gelten die Anforderungen der §§ 25a, 25b und 33 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 sowie die Anzeigepflichten nach § 2c Abs. 1 und 4 sowie § 24 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 11 und Abs. 1a Nr. 2 entsprechend. 2Die in Satz 1 genannten Anforderungen gelten entsprechend auch für Träger einer inländischen Börse, die außer dem Freiverkehr nach § 48 des Börsengesetzes oder einem organisierten Handelssystem nach § 48b des Börsengesetzes als einzige Finanzdienstleistung ein multilaterales oder organisiertes Handelsystem im Inland betreiben. 3Es wird vermutet, dass Geschäftsführer einer inländischen Börse und Personen, die die Geschäfte eines ausländischen organisierten Marktes tatsächlich leiten, den Anforderungen nach § 33 Abs. 1 Nr. 2 und 4 genügen. 4Die Befugnisse der Bundesanstalt nach den §§ 2c und 25a Absatz 2 Satz 1 sowie den §§ 44 bis 46h gelten entsprechend. 5Die Bundesanstalt kann den in Satz 1 genannten Personen den Betrieb eines multilateralen oder organisierten Handelssystems in den Fällen des § 35 Absatz 2 Nummer 4 und 6 sowie dann untersagen, wenn sie die Anforderungen des § 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 4 nicht erfüllen. 6Die in Satz 1 genannten Personen haben der Bundesanstalt die Aufnahme des Betriebs unverzüglich anzuzeigen.

[bookmark: BJNR008810961BJNE016700377][bookmark: _Toc278449939][bookmark: _Toc36575138]§ 2a
Ausnahmen für gruppenangehörige Institute und Institute, die institutsbezogenen 
Sicherungssystemen angehören

(1) 1Institute können eine Freistellung nach Artikel 7 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung bei der Aufsichtsbehörde beantragen. 2Dem Antrag sind geeignete Unterlagen beizufügen, die nachweisen, dass die Voraussetzungen für eine Freistellung nach Artikel 7 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 vorliegen.

(2) 1Sofern die Voraussetzungen für eine Freistellung nach Artikel 7 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 vorliegen, kann die Aufsichtsbehörde Institute auf Antrag für das Management von Risiken mit Ausnahme des Liquiditätsrisikos von den Anforderungen gemäß § 25a Absatz 1 Satz 3 Nummer 1, 2 und 3 Buchstabe b und c bezüglich der Risikocontrolling-Funktion freistellen. 2Dem Antrag sind geeignete Unterlagen beizufügen, die nachweisen, dass die 
Voraussetzungen nach Satz 1 vorliegen.




(3) 1Institute können eine Freistellung nach Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung bei der Aufsichtsbehörde beantragen. 2Dem Antrag sind geeignete Unterlagen beizufügen, die nachweisen, dass die Voraussetzungen für eine Freistellung nach Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 vorliegen.

(4) 1Sofern die Voraussetzungen für eine Freistellung nach Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 vorliegen und eine Freistellung nach Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 gewährt wird, kann die Aufsichtsbehörde Institute auf Antrag für das Management von Liquiditätsrisiken von den Anforderungen gemäß § 25a Absatz 1 Satz 3 Nummer 1, 2 und 3 Buchstabe b und c bezüglich der Risikocontrolling-Funktion freistellen. 2Dem Antrag sind geeignete Unterlagen beizufügen, die nachweisen, dass die Voraussetzungen nach Satz 1 vorliegen.

(5) Für Institute und übergeordnete Unternehmen, die von der Regelung im Sinne des § 2a Absatz 1, 5 oder 6 in der bis zum 31. Dezember 2013 geltenden Fassung Gebrauch gemacht haben, gilt die Freistellung nach Absatz 1 oder 2 als gewährt.

(6) 1Die Aufsichtsbehörde kann das Institut oder das übergeordnete Unternehmen auch nach einer nach den Absätzen 1 bis 4 gewährten oder nach einer nach Absatz 5 fortgeltenden Freistellung auffordern, die erforderlichen Nachweise für die Einhaltung der Voraussetzungen vorzulegen. 2Sie kann sie auch dazu auffordern, Vorkehrungen zu treffen, die geeignet und erforderlich sind, bestehende Mängel zu beseitigen und hierfür eine angemessene Frist bestimmen. 3Werden die Nachweise nicht oder nicht fristgerecht vorgelegt oder werden die Mängel nicht oder nicht fristgerecht behoben, kann die Aufsichtsbehörde die Freistellung aufheben oder anordnen, dass das Institut die Vorschriften, auf die sich die Freistellung bezog, wieder anzuwenden hat.

[bookmark: BJNR008810961BJNE002606377][bookmark: _Toc278449941][bookmark: _Toc36575139][bookmark: _Toc278449942]§ 2b
Rechtsform

(1) Kreditinstitute, die eine Erlaubnis nach § 32 Abs. 1 benötigen, dürfen nicht in der Rechtsform des Einzelkaufmanns betrieben werden.

(2) 1Bei Wertpapierhandelsunternehmen in der Rechtsform des Einzelkaufmanns oder der Personenhandelsgesellschaft sind die Risikoaktiva des Inhabers oder der persönlich haftenden Gesellschafter in die Beurteilung der Solvenz des Instituts gemäß Artikel 92 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 einzubeziehen; das freie Vermögen des Inhabers oder der Gesellschafter bleibt jedoch bei der Berechnung der Eigenmittel des Instituts unberücksichtigt. 2Wird ein solches Institut in der Rechtsform eines Einzelkaufmanns betrieben, hat der Inhaber angemessene Vorkehrungen für den Schutz seiner Kunden für den Fall zu treffen, daß auf Grund seines Todes, seiner Geschäftsunfähigkeit oder aus anderen Gründen das Institut seine Geschäftstätigkeit einstellt.

[bookmark: BJNR008810961BJNE010612377][bookmark: _Toc278449943][bookmark: _Toc36575140][bookmark: _Toc278449944]§ 2c
Inhaber bedeutender Beteiligungen

(1) 1Wer beabsichtigt, allein oder im Zusammenwirken mit anderen Personen oder Unternehmen eine bedeutende Beteiligung an einem Institut zu erwerben (interessierter Erwerber), hat dies der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank nach Maßgabe des Satzes 2 unverzüglich schriftlich anzuzeigen. 2In der Anzeige hat der interessierte Erwerber die für die Höhe der Beteiligung und die für die Begründung des maßgeblichen Einflusses, die Beurteilung seiner Zuverlässigkeit und die Prüfung der weiteren Untersagungsgründe nach Absatz 1b Satz 1 wesentlichen Tatsachen und Unterlagen, die durch Rechtsverordnung nach § 24 Abs. 4 näher zu bestimmen sind, sowie die Personen oder Unternehmen anzugeben, von denen er die entsprechenden Anteile erwerben will. 3In der Rechtsverordnung kann, insbesondere auch als Einzelfallentscheidung oder allgemeine Regelung, vorgesehen werden, dass der interessierte Erwerber die in § 32 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 Buchstabe d und e genannten Unterlagen vorzulegen hat. 4Ist der interessierte Erwerber eine juristische Person oder Personenhandelsgesellschaft, hat er in der Anzeige die für die Beurteilung der Zuverlässigkeit seiner gesetzlichen oder satzungsmäßigen Vertreter oder persönlich haftenden Gesellschafter wesentlichen Tatsachen anzugeben. 5Der Inhaber einer bedeutenden Beteiligung hat jeden neu bestellten gesetzlichen oder satzungsmäßigen Vertreter oder neuen persönlich haftenden Gesellschafter mit den für die Beurteilung von dessen Zuverlässigkeit wesentlichen Tatsachen der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank unverzüglich schriftlich anzuzeigen. 6Der Inhaber einer bedeutenden Beteiligung hat der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank ferner unverzüglich schriftlich anzuzeigen, wenn er beabsichtigt, allein oder im Zusammenwirken mit anderen Personen oder Unternehmen den Betrag der bedeutenden Beteiligung so zu erhöhen, dass die Schwellen von 20 vom Hundert, 30 vom Hundert oder 50 vom Hundert der Stimmrechte oder des Kapitals erreicht oder überschritten werden oder dass das Institut unter seine Kontrolle kommt. 7Die Bundesanstalt hat den Eingang einer vollständigen Anzeige nach Satz 1 oder Satz 6 umgehend, spätestens jedoch innerhalb von zwei Arbeitstagen nach deren Zugang schriftlich gegenüber dem Anzeigepflichtigen zu bestätigen.

(1a) 1Die Bundesanstalt hat die Anzeige nach Absatz 1 innerhalb von 60 Arbeitstagen ab dem Datum des Schreibens, mit dem sie den Eingang der vollständigen Anzeige schriftlich bestätigt hat, zu beurteilen (Beurteilungszeitraum). 2In der Bestätigung nach Absatz 1 Satz 7 hat die Bundesanstalt dem Anzeigepflichtigen den Tag mitzuteilen, an dem der Beurteilungszeitraum endet. 3Bis spätestens zum 50. Arbeitstag innerhalb des Beurteilungszeitraums kann die Bundesanstalt schriftlich weitere Informationen anfordern, die für den Abschluss der Beurteilung notwendig sind. 4Die Anforderung ergeht schriftlich unter Angabe der zusätzlich benötigten Informationen. 5Die Bundesanstalt hat den Eingang der weiteren Informationen umgehend, spätestens jedoch innerhalb von zwei Arbeitstagen nach deren Zugang schriftlich gegenüber dem Anzeigepflichtigen zu bestätigen. 6Der Beurteilungszeitraum ist vom Zeitpunkt der Anforderung der weiteren Informationen bis zu deren Eingang bei der Bundesanstalt gehemmt. 7Der Beurteilungszeitraum beträgt im Falle einer Hemmung nach Satz 6 höchstens 80 Arbeitstage. 8Die Bundesanstalt kann Ergänzungen oder Klarstellungen zu diesen Informationen anfordern; dies führt nicht zu einer erneuten Hemmung des Beurteilungszeitraums. 9Abweichend von Satz 7 kann der Beurteilungszeitraum im Falle einer Hemmung auf höchstens 90 Arbeitstage ausgedehnt werden, wenn der Anzeigepflichtige

1.	außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums ansässig ist oder beaufsichtigt wird 
oder 

2. 	eine nicht der Beaufsichtigung nach 

a)	der Richtlinie 2009/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW) (ABl. L 302 vom 17.11.2009, S. 32; L 269 vom 13.10.2010, S. 27), die zuletzt durch die Richtlinie 2014/91/EU (ABl. L 257 vom 28.8.2014, S. 186) geändert worden ist,

b)	der Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2009 betreffend die Aufnahme und Ausübung der Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (Solvabilität II) (ABl. L 335 vom 17.12.2009, S. 1; L 219 vom 25.7.2014, S. 66; L 108 vom 28.4.2015, S. 8), die zuletzt durch die Richtlinie (EU) 2016/2341 (ABl. L 354 vom 23.12.2016, S. 37) geändert worden ist,

c)	der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über Märkte für Finanzinstrumente sowie zur Änderung der Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 349; L 74 vom 18.3.2015, S. 38; L 188 vom 13.7.2016, S. 28; L 273 vom 8.10.2016, S. 35; L 64 vom 10.3.2017, S. 116; L 278 vom 27.10.2017, S. 56), die zuletzt durch die Richtlinie (EU) 2016/1034 (ABl. L 175 vom 30.6.2016, S. 8) geändert worden ist, oder

d)	der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Änderung der Richtlinie 2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 338; L 208 vom 2.8.2013, S. 73; L 20 vom 25.1.2017, S. 1), die zuletzt durch die Richtlinie (EU) 2015/2366 (ABl. L 337 vom 23.12.2015, S. 35; L 169 vom 28.6.2016, S. 18) geändert worden ist,

	unterliegende natürliche Person oder Unternehmen ist.

10Soweit es sich bei der Anzeige um den Erwerb einer bedeutenden Beteiligung an einem CRR-Kreditinstitut handelt, legt die Bundesanstalt nach Abschluss ihrer Beurteilung der 
Europäischen Zentralbank einen Beschlussentwurf gemäß Artikel 15 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 vor. 11Auf diesen Beschlussentwurf der Bundesanstalt ist Absatz 1b entsprechend anzuwenden.

(1b) 1Die Aufsichtsbehörde kann innerhalb des Beurteilungszeitraums den beabsichtigten Erwerb der bedeutenden Beteiligung oder ihre Erhöhung untersagen, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß 

1.	der Anzeigepflichtige oder, wenn er eine juristische Person ist, auch ein gesetzlicher oder satzungsmäßiger Vertreter, oder, wenn er eine Personenhandelsgesellschaft ist, auch ein Gesellschafter, nicht zuverlässig ist oder aus anderen Gründen nicht den im Interesse einer soliden und umsichtigen Führung des Instituts zu stellenden Ansprüchen genügt; dies gilt im Zweifel auch dann, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass er die von ihm aufgebrachten Mittel für den Erwerb der bedeutenden Beteiligung durch eine Handlung erbracht hat, die objektiv einen Straftatbestand erfüllt;

2.	das Institut nicht in der Lage sein oder bleiben wird, den Aufsichtsanforderungen insbesondere nach der Richtlinie 2013/36/EU, der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in ihrer jeweils geltenden Fassung, der Richtlinie 2014/65/EU, der Richtlinie 2009/110/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 über die Aufnahme, Ausübung und Beaufsichtigung der Tätigkeit von E-Geld-Instituten, zur Änderung der Richtlinien 2005/60/EG und 2006/48/EG sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2000/46/EG, der Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 über Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Änderung der Richtlinien 2002/65/EG, 2009/110/EG und 2013/36/EU und der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG (ABl. L 337 vom 23.12.2015, S. 35; L 169 vom 28.6.2016, S. 18), der Richtlinie 2002/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2002 über die zusätzliche Beaufsichtigung der Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen und Wertpapierfirmen eines Finanzkonglomerats und der Richtlinie 2006/49/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2006 über die angemessene Eigenkapitalausstattung von Wertpapierfirmen und Kreditinstituten zu genügen oder das Institut durch die Begründung oder Erhöhung der bedeutenden Beteiligung mit dem Inhaber der bedeutenden Beteiligung in einen Unternehmensverbund eingebunden würde, der durch die Struktur des Beteiligungsgeflechtes oder mangelhafte wirtschaftliche Transparenz eine wirksame Aufsicht über das Institut oder einen wirksamen Austausch von Informationen zwischen den zuständigen Stellen oder die Festlegung der Aufteilung der Zuständigkeiten zwischen diesen beeinträchtigt;

3.	das Institut durch die Begründung oder Erhöhung der bedeutenden Beteiligung Tochterunternehmen eines Instituts mit Sitz in einem Drittstaat würde, das im Staat seines Sitzes oder seiner Hauptverwaltung nicht wirksam beaufsichtigt wird oder dessen zuständige Aufsichtsstelle zu einer befriedigenden Zusammenarbeit mit der Aufsichtsbehörde nicht bereit ist;

4.	der künftige Geschäftsleiter nicht zuverlässig oder nicht fachlich geeignet ist;

5.	im Zusammenhang mit dem beabsichtigten Erwerb oder der Erhöhung der Beteiligung Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung im Sinne des Artikels 1 der Richtlinie 2005/60/EG stattfinden, stattgefunden haben, diese Straftaten versucht wurden oder der Erwerb oder die Erhöhung das Risiko eines solchen Verhaltens erhöhen könnte oder

6.	der Anzeigepflichtige nicht über die notwendige finanzielle Solidität verfügt; dies ist insbesondere dann der Fall, wenn der Anzeigepflichtige auf Grund seiner Kapitalausstattung oder Vermögenssituation nicht den besonderen Anforderungen gerecht werden kann, die von Gesetzes wegen an die Eigenmittel und die Liquidität eines Instituts gestellt werden.

2Die Aufsichtsbehörde kann den Erwerb oder die Erhöhung der Beteiligung auch untersagen, wenn die Angaben nach Absatz 1 Satz 2 oder Satz 6 oder die zusätzlich nach Absatz 1a Satz 3 angeforderten Informationen unvollständig oder nicht richtig sind oder nicht den Anforderungen der Rechtsverordnung nach § 24 Abs. 4 entsprechen. 3Die Aufsichtsbehörde darf weder Vorbedingungen an die Höhe der zu erwerbenden Beteiligung oder der beabsichtigten Erhöhung der Beteiligung stellen noch darf sie bei ihrer Prüfung auf die wirtschaftlichen Bedürfnisse des Marktes abstellen. 4Entscheidet die Aufsichtsbehörde nach Abschluss der Beurteilung, den Erwerb oder die Erhöhung der Beteiligung zu untersagen, teilt sie dem Anzeigepflichtigen die Entscheidung innerhalb von zwei Arbeitstagen und unter Einhaltung des Beurteilungszeitraums schriftlich unter Angabe der Gründe mit. 5Bemerkungen und Vorbehalte der für den Anzeigepflichtigen zuständigen Stellen sind in der Entscheidung wiederzugeben; die Untersagung darf nur auf Grund der in den Sätzen 1 und 2 genannten Gründe erfolgen. 6Wird der Erwerb oder die Erhöhung der Beteiligung nicht innerhalb des Beurteilungszeitraums schriftlich untersagt, kann der Erwerb oder die Erhöhung vollzogen werden; die Rechte der Bundesanstalt nach Absatz 2 bleiben unberührt. 7Die Aufsichtsbehörde kann eine Frist setzen, nach deren Ablauf ihr der Anzeigepflichtige den Vollzug oder den Nichtvollzug des beabsichtigten Erwerbs oder der Erhöhung anzuzeigen hat. 8Nach Ablauf der Frist hat der Anzeigepflichtige die Anzeige unverzüglich bei der Bundesanstalt einzureichen.

(2) 1Die Bundesanstalt kann dem Inhaber einer bedeutenden Beteiligung sowie den von ihm kontrollierten Unternehmen die Ausübung der Stimmrechte untersagen und anordnen, daß über die Anteile nur mit ihrer Zustimmung verfügt werden darf, wenn 

1.	die Voraussetzungen für eine Untersagungsverfügung nach Absatz 1b Satz 1 oder Satz 2 vorliegen,

2.	der Inhaber der bedeutenden Beteiligung seiner Pflicht nach Absatz 1 zur vorherigen Unterrichtung der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank nicht nachgekommen ist und diese Unterrichtung innerhalb einer von ihr gesetzten Frist nicht nachgeholt hat oder

3.	die Beteiligung entgegen einer vollziehbaren Untersagung nach Absatz 1b Satz 1 
oder Satz 2 erworben oder erhöht worden ist.

2Im Falle einer Untersagung nach Satz 1 bestellt das Gericht am Sitz des Instituts auf Antrag der Bundesanstalt, des Instituts oder eines an ihm Beteiligten einen Treuhänder, auf den es die Ausübung der Stimmrechte überträgt. 3Der Treuhänder hat bei der Ausübung der Stimmrechte den Interessen einer soliden und umsichtigen Führung des Instituts Rechnung zu tragen. 4Über die Maßnahmen nach Satz 1 hinaus kann die Bundesanstalt den Treuhänder mit der Veräußerung der Anteile, soweit sie eine bedeutende Beteiligung begründen, beauftragen, wenn der Inhaber der bedeutenden Beteiligung ihr nicht innerhalb einer von ihr bestimmten angemessenen Frist einen zuverlässigen Erwerber nachweist; die Inhaber der Anteile haben bei der Veräußerung in dem erforderlichen Umfang mitzuwirken. 5Sind die Voraussetzungen des Satzes 1 entfallen, hat die Bundesanstalt den Widerruf der Bestellung des Treuhänders zu beantragen. 6Der Treuhänder hat Anspruch auf Ersatz angemessener Auslagen und auf Vergütung für seine Tätigkeit. 7Das Gericht setzt auf Antrag des Treuhänders die Auslagen und die Vergütung fest; die Rechtsbeschwerde gegen die Vergütungsfestsetzung ist ausgeschlossen. 8Für die Kosten, die durch die Bestellung des Treuhänders entstehen, die diesem zu gewährenden Auslagen sowie die Vergütung haften das Institut und der betroffene Inhaber der bedeutenden Beteiligung als Gesamtschuldner. 9Die Bundesanstalt schießt die Auslagen und die Vergütung vor.

(3) 1Wer beabsichtigt, eine bedeutende Beteiligung an einem Institut aufzugeben oder den Betrag seiner bedeutenden Beteiligung unter die Schwellen von 20 vom Hundert, 30 vom Hundert oder 50 vom Hundert der Stimmrechte oder des Kapitals abzusenken oder die Beteiligung so zu verändern, daß das Institut nicht mehr kontrolliertes Unternehmen ist, hat dies der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank unverzüglich schriftlich anzuzeigen. 2Dabei ist die beabsichtigte verbleibende Höhe der Beteiligung anzugeben. 3Die Bundesanstalt kann eine Frist festsetzen, nach deren Ablauf die Person oder Personenhandelsgesellschaft, welche die Anzeige nach Satz 1 erstattet hat, den Vollzug oder den Nichtvollzug der beabsichtigten Absenkung oder Veränderung anzuzeigen hat. 4Nach Ablauf der Frist hat die Person oder Personenhandelsgesellschaft, welche die Anzeige nach Satz 1 erstattet hat, die Anzeige unverzüglich bei der Bundesanstalt zu erstatten.

[bookmark: BJNR008810961BJNE014001377](4) 1Die Aufsichtsbehörde hat den Erwerb einer unmittelbaren oder mittelbaren Beteiligung an einem Institut, durch den das Institut zu einem Tochterunternehmen eines Unternehmens mit Sitz in einem Drittstaat würde, vorläufig zu untersagen oder zu beschränken, wenn ein entsprechender Beschluß der Kommission vorliegt, der nach Artikel 147 Absatz 2 der Richtlinie 2013/36/EU zustande gekommen ist. 2Die vorläufige Untersagung oder Beschränkung darf drei Monate vom Zeitpunkt des Beschlusses an nicht überschreiten. 3Beschließt der Rat die Verlängerung der Frist nach Satz 2, hat die Aufsichtsbehörde die Fristverlängerung zu beachten und die vorläufige Untersagung oder Beschränkung entsprechend zu verlängern.
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Leitungsorgane von Finanzholding-Gesellschaften und gemischten Finanzholding-Gesellschaften

(1) Personen, die die Geschäfte einer Finanzholding-Gesellschaft oder einer gemischten Finanzholding-Gesellschaft tatsächlich führen, müssen zuverlässig sein, die zur Führung der Gesellschaft erforderliche fachliche Eignung haben und der Wahrnehmung ihrer Aufgaben ausreichend Zeit widmen.




(2) Bei Finanzholding-Gesellschaften und gemischten Finanzholding-Gesellschaften, die nach § 10a Absatz 2 Satz 2 oder Satz 3 als übergeordnetes Unternehmen bestimmt worden sind, kann die Bundesanstalt die Abberufung der Personen im Sinne des Absatzes 1 verlangen und ihnen die Ausübung ihrer Tätigkeit untersagen, wenn

1.	sie die Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht erfüllen oder

2.	sie vorsätzlich oder leichtfertig gegen die Bestimmung dieses Gesetzes, gegen die zur Durchführung dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen oder gegen Anordnungen der Bundesanstalt verstoßen haben und trotz Verwarnung durch die Bundesanstalt dieses Verhalten fortsetzen.

[bookmark: _Toc36575142]§ 2e
Ausnahmen für gemischte Finanzholding-Gesellschaften

(1) Unterliegt eine gemischte Finanzholding-Gesellschaft, insbesondere im Hinblick auf eine risikobasierte Beaufsichtigung, gleichwertigen Bestimmungen nach Maßgabe der Richtlinie 2013/36/EU und der Richtlinie 2002/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2002 über die zusätzliche Beaufsichtigung der Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen und Wertpapierfirmen eines Finanzkonglomerats und zur Änderung der Richtlinien 73/239/EWG, 79/267/EWG, 92/49/EWG, 92/96/EWG, 93/6/EWG und 93/22/EWG des Rates und der Richtlinien 98/78/EG und 2000/12/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 35 vom 11.2.2003, S. 1), die zuletzt durch die Richtlinie 2013/36/EU geändert worden ist, so kann die Bundesanstalt nach Konsultation der für die Beaufsichtigung von Tochterunternehmen zuständigen Stellen auf die gemischte Finanzholding-Gesellschaft nur die einschlägigen Bestimmungen der Richtlinie 2002/87/EG anwenden.

(2) Unterliegt eine gemischte Finanzholding-Gesellschaft, insbesondere im Hinblick auf eine risikobasierte Beaufsichtigung, gleichwertigen Bestimmungen nach Maßgabe der Richtlinie 2013/36/EU und der Richtlinie 2009/138/EG, so kann die Bundesanstalt im Einvernehmen mit der für die Gruppenaufsicht im Versicherungswesen zuständigen Stelle auf die gemischte Finanzholding-Gesellschaft nur die Bestimmungen der Richtlinie 2013/36/EU in Bezug auf die am stärksten vertretene Finanzbranche im Sinne des § 8 Absatz 2 des Finanzkonglomerate-Aufsichtsgesetzes anwenden.

[bookmark: BJNR008810961BJNE002704377][bookmark: _Toc278449947][bookmark: _Toc36575143][bookmark: _Toc278449948]§ 3
Verbotene Geschäfte

(1) Verboten sind 

1.	der Betrieb des Einlagengeschäftes, wenn der Kreis der Einleger überwiegend aus Betriebsangehörigen des Unternehmens besteht (Werksparkassen) und nicht sonstige Bankgeschäfte betrieben werden, die den Umfang dieses Einlagengeschäftes 
übersteigen;

2.	die Annahme von Geldbeträgen, wenn der überwiegende Teil der Geldgeber einen Rechtsanspruch darauf hat, daß ihnen aus diesen Geldbeträgen Darlehen gewährt 
oder Gegenstände auf Kredit verschafft werden (Zwecksparunternehmen); dies gilt nicht für Bausparkassen;

3.	der Betrieb des Kreditgeschäftes oder des Einlagengeschäftes, wenn es durch Vereinbarung oder geschäftliche Gepflogenheit ausgeschlossen oder erheblich erschwert ist, über den Kreditbetrag oder die Einlagen durch Barabhebung zu verfügen.

(2) 1CRR-Kreditinstituten und Unternehmen, die einer Institutsgruppe, einer Finanzholding-Gruppe oder einer gemischten Finanzholding-Gruppe angehören, der ein CRR-Kreditinstitut angehört, ist das Betreiben der in Satz 2 genannten Geschäfte nach Ablauf von 12 Monaten nach Überschreiten eines der folgenden Schwellenwerte verboten, wenn

1.	bei nach internationalen Rechnungslegungsstandards im Sinne des § 315e des Handelsgesetzbuchs bilanzierenden CRR-Kreditinstituten und Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen oder gemischten Finanzholding-Gruppen, denen ein CRR-Kreditinstitut angehört, die in den Kategorien als zu Handelszwecken und zur Veräußerung verfügbare finanzielle Vermögenswerte eingestuften Positionen im Sinne des Artikels 1 in Verbindung mit Nummer 9 IAS 39 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1126/2008 der Europäischen Kommission vom 3. November 2008 in der jeweils geltenden Fassung zum Abschlussstichtag des vorangegangenen Geschäftsjahrs den Wert von 100 Milliarden Euro übersteigen oder, wenn die Bilanzsumme des CRR-Kreditinstituts oder der Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe oder gemischten Finanzholding-Gruppe, der ein CRR-Kreditinstitut angehört, zum Abschlussstichtag der letzten drei Geschäftsjahre jeweils mindestens 90 Milliarden Euro erreicht, 20 Prozent der Bilanzsumme des CRR-Kreditinstituts, der Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe oder gemischten Finanzholding-Gruppe, der ein CRR-Kreditinstitut angehört, des vorausgegangenen Geschäftsjahrs übersteigen, es sei denn, die Geschäfte werden in einem Finanzhandelsinstitut im Sinne des § 25f Absatz 1 betrieben, oder

2.	bei den sonstigen der Rechnungslegung des Handelsgesetzbuchs unterliegenden CRR-Kreditinstituten und Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen oder gemischten Finanzholding-Gruppen, denen ein CRR-Kreditinstitut angehört, die dem Handelsbestand nach § 340e Absatz 3 des Handelsgesetzbuchs und der Liquiditätsreserve nach § 340e Absatz 1 Satz 2 des Handelsgesetzbuchs zuzuordnenden Positionen zum Abschlussstichtag des vorangegangenen Geschäftsjahrs den Wert von 100 Milliarden Euro übersteigen oder, wenn die Bilanzsumme des CRR-Kreditinstituts oder der Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe oder gemischten Finanzholding-Gruppe, der ein CRR-Kreditinstitut angehört, zum Abschlussstichtag der letzten drei Geschäftsjahre jeweils mindestens 90 Milliarden Euro erreicht, 20 Prozent der Bilanzsumme des CRR-Kreditinstituts, der Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe, gemischten Finanzholding-Gruppe, der ein CRR-Kreditinstitut angehört, des vorausgegangenen Geschäftsjahrs übersteigen, es sei denn, die Geschäfte werden in einem Finanzhandelsinstitut im Sinne des § 25f Absatz 1 betrieben.

2Nach Maßgabe von Satz 1 verbotene Geschäfte sind

1.	Eigengeschäfte;

2.	Kredit- und Garantiegeschäfte mit

a)	Hedgefonds im Sinne des § 283 Absatz 1 des Kapitalanlagegesetzbuches oder Dach-Hedgefonds im Sinne des § 225 Absatz 1 des Kapitalanlagegesetzbuches oder, sofern die Geschäfte im Rahmen der Verwaltung eines Hedgefonds oder Dach-Hedgefonds getätigt werden, mit deren Verwaltungsgesellschaften;

b)	EU-AIF oder ausländischen AIF im Sinne des Kapitalanlagegesetzbuches, die im beträchtlichem Umfang Leverage im Sinne des Artikels 111 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 231/2013 der Kommission vom 19. Dezember 2012 zur Ergänzung der Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf Ausnahmen, die Bedingungen für die Ausübung der Tätigkeit, Verwahrstellen, Hebelfinanzierung, Transparenz und Beaufsichtigung (ABl. L 83 vom 22.3.2013, S. 1) einsetzen, oder, sofern die Geschäfte im Rahmen der Verwaltung des EU-AIF oder ausländischen AIF getätigt werden, mit deren EU-AIF-Verwaltungsgesellschaften oder ausländischen AIF-Verwaltungsgesellschaften;

3.	der Eigenhandel im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 4 Buchstabe d mit Ausnahme der Market-Making-Tätigkeiten im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe k der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 vom 14. März 2012 über Leerverkäufe und bestimmte Aspekte von Credit Default Swaps (ABl. L 86 vom 24.3.2012, S. 1) (Market-Making-Tätigkeiten); die Ermächtigung der Bundesanstalt zu Einzelfallregelungen nach Absatz 4 Satz 1 bleibt unberührt.

3Nicht unter die Geschäfte im Sinne des Satzes 2 fallen:

1.	Geschäfte zur Absicherung von Geschäften mit Kunden außer AIF oder Verwaltungsgesellschaften im Sinne von Satz 2 Nummer 2;

2.	Geschäfte, die der Zins-, Währungs-, Liquiditäts-, und Kreditrisikosteuerung des CRR-Kreditinstituts, der Institutsgruppe, der Finanzholding-Gruppe, der gemischten Finanzholding-Gruppe oder des Verbundes dienen; einen Verbund in diesem Sinne bilden Institute, die demselben institutsbezogenen Sicherungssystem im Sinne des Artikels 113 Nummer 7 Buchstabe c der Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen angehören;

3.	Geschäfte im Dienste des Erwerbs und der Veräußerung langfristig angelegter Beteiligungen sowie Geschäfte, die nicht zu dem Zweck geschlossen werden, bestehende oder erwartete Unterschiede zwischen den Kauf- und Verkaufspreisen oder Schwankungen von Marktkursen, -preisen, -werten oder Zinssätzen kurzfristig zu nutzen, um so Gewinne zu erzielen.

(3) 1CRR-Kreditinstitute und Unternehmen, die einer Institutsgruppe, einer Finanzholdinggruppe oder einer gemischten Finanzholdinggruppe angehören, der ein CRR-Kreditinstitut angehört, und die einen der Schwellenwerte des § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2 überschreiten, haben

1.	binnen sechs Monaten nach dem Überschreiten eines der Schwellenwerte anhand einer Risikoanalyse zu ermitteln, welche ihrer Geschäfte im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 verboten sind, und

2.	binnen 12 Monaten nach dem Überschreiten eines der Schwellenwerte die nach Satz 1 Nummer 1 ermittelten bereits betriebenen verbotenen Geschäfte zu beenden oder auf ein Finanzhandelsinstitut zu übertragen.

2Die Risikoanalyse nach Satz 1 Nummer 1 hat plausibel, umfassend und nachvollziehbar zu sein und ist schriftlich zu dokumentieren. 3Die Bundesanstalt kann die Frist nach Satz 1 Nummer 2 im Einzelfall um bis zu 12 Monate verlängern; der Antrag ist zu begründen.

(4) 1Die Bundesanstalt kann einem CRR-Kreditinstitut oder einem Unternehmen, das einer Institutsgruppe, einer Finanzholding-Gruppe oder einer gemischten Finanzholding-Gruppe angehört, der auch ein CRR-Kreditinstitut angehört, unabhängig davon, ob die Geschäfte nach Absatz 2 den Wert nach Absatz 2 Satz 1 überschreiten, die nachfolgenden Geschäfte verbieten und anordnen, dass die Geschäfte einzustellen oder auf ein Finanzhandelsinstitut im Sinne des § 25f Absatz 1 zu übertragen sind, wenn zu besorgen ist, dass diese Geschäfte, insbesondere gemessen am sonstigen Geschäftsvolumen, am Ertrag oder an der Risikostruktur des CRR-Kreditinstituts oder des Unternehmens, das einer Institutsgruppe, einer Finanzholding-Gruppe oder einer gemischten Finanzholding-Gruppe angehört, der auch ein CRR-Kreditinstitut angehört, die Solvenz des CRR-Kreditinstituts oder des Unternehmens, das einer Institutsgruppe, einer Finanzholding-Gruppe oder einer gemischten Finanzholding-Gruppe, der auch ein CRR-Kreditinstitut angehört, zu gefährden drohen:

1.	Market-Making-Tätigkeiten;

2. 	sonstige Geschäfte im Sinne von Absatz 2 Satz 2 oder Geschäfte mit Finanzinstrumenten, die ihrer Art nach in der Risikointensität mit den Geschäften des Absatzes 2 Satz 2 oder des Satzes 1 Nummer 1 vergleichbar sind.

2Die Bundesanstalt hat bei Anordnung im Sinne des Satzes 1 dem Institut eine angemessene Frist einzuräumen.
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Entscheidung der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht

1Die Bundesanstalt entscheidet in Zweifelsfällen, ob ein Unternehmen den Vorschriften dieses Gesetzes unterliegt. 2Ihre Entscheidungen binden die Verwaltungsbehörden.
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[bookmark: _Toc36575145]2.	Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht

[bookmark: BJNR008810961BJNE002907377][bookmark: _Toc278449952][bookmark: _Toc36575146][bookmark: _Toc278449953]§ 5
(aufgehoben)
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Aufgaben

(1) 1Die Bundesanstalt übt die Aufsicht über die Institute nach den Vorschriften dieses Gesetzes, den dazu erlassenen Rechtsverordnungen, der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in ihrer jeweils geltenden Fassung und der auf der Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und der Richtlinie 2013/36/EU erlassenen Rechtsakte sowie nach den Vorschriften der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 und der Verordnung (EU) Nr. 468/2014 der Europäischen Zentralbank vom 16. April 2014 zur Einrichtung eines Rahmenwerks für die Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Zentralbank und den nationalen zuständigen Behörden und den nationalen benannten Behörden innerhalb des einheitlichen Aufsichtsmechanismus (SSM-Rahmenverordnung) (EZB/2014/17) (ABl. L 141 vom 14.5.2014, S. 1) aus. 2Die Bundesanstalt ist die zuständige Behörde für die Anwendung des Artikels 458 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sowie die zuständige Behörde nach Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2013/36/EU, soweit nicht die Europäische Zentralbank nach der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 als zuständige Behörde gilt. 3Die Deutsche Bundesbank ist zuständige Stelle nach Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2013/36/EU im Rahmen der ihr nach § 7 Absatz 1 auch in Verbindung mit Absatz 1a zugewiesenen Aufgaben, soweit nicht die Europäische Zentralbank nach der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 als zuständige Behörde gilt.

(1a) Die Bundesanstalt übt die Aufsicht über zentrale Gegenparteien zusätzlich auch nach der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 sowie den auf ihrer Grundlage erlassenen Rechtsakten aus.

(1b) Für CRR-Institute ist die Bundesanstalt sektoral zuständige Behörde im Sinne des Artikels 25a der Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 in der jeweils geltenden Fassung und setzt die Einhaltung der Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 in der jeweils geltenden Fassung durch, soweit nicht § 29 des Wertpapierhandelsgesetzes anzuwenden ist.

(1c) Die Bundesanstalt ist zuständige Behörde im Sinne der Artikel 11, 17 Absatz 1 und des Artikels 55 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 zur Verbesserung der Wertpapierlieferungen und 
-abrechnungen in der Europäischen Union und über Zentralverwahrer sowie zur Änderung der Richtlinien 98/26/EG und 2014/65/EU und der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 (ABl. L 257 vom 28.8.2014, S. 1).

(1d) Die Bundesanstalt ist die nach diesem Gesetz zuständige Behörde im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. November 2014 über Basisinformationsblätter für verpackte Anlageprodukte für Kleinanleger und Versicherungsanlageprodukte (PRIIP) (ABl. L 352 vom 9.12.2014, S. 1, L 358 vom 13.12.2014, S. 50) in der jeweils geltenden Fassung für Institute, die PRIP im Sinne des Artikels 4 Nummer 1 dieser Verordnung herstellen, verkaufen oder über diese beraten, sofern es sich bei diesen PRIP zugleich um strukturierte Einlagen im Sinne des § 2 Absatz 15 des Wertpapierhandelsgesetzes handelt.

(1e) Die Bundesanstalt ist zuständige Behörde für

1.	Originatoren, ursprüngliche Kreditgeber und Verbriefungszweckgesellschaften im Sinne des Artikels 29 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2017/2402,

2.	Originatoren, Sponsoren und Verbriefungszweckgesellschaften nach Artikel 29 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2017/2402 und

3.	Dritte im Sinne des Artikels 28 der Verordnung (EU) 2017/2402

und setzt ihnen gegenüber in Fällen der Nummer 1 die Einhaltung der Anforderungen nach den Artikeln 6 bis 9, in Fällen der Nummer 2 die Einhaltung der Anforderungen nach den Artikeln 18 bis 27 und in Fällen der Nummer 3 die Einhaltung der Anforderungen nach Artikel 28 der Verordnung (EU) 2017/2402 und der auf Grundlage der Verordnung (EU) 2017/2402 erlassenen Rechtsakte nach den Vorschriften dieses Gesetzes durch, soweit nicht § 295 Absatz 1 Nummer 4 des Versicherungsaufsichtsgesetzes oder § 5 Absatz 11 des Kapitalanlagegesetzbuchs anzuwenden sind.

(2) Die Bundesanstalt hat Mißständen im Kredit- und Finanzdienstleistungswesen entgegenzuwirken, welche die Sicherheit der den Instituten anvertrauten Vermögenswerte gefährden, die ordnungsmäßige Durchführung der Bankgeschäfte oder Finanzdienstleistungen beeinträchtigen oder erhebliche Nachteile für die Gesamtwirtschaft herbeiführen können.

(3) 1Die Bundesanstalt kann im Rahmen der ihr gesetzlich zugewiesenen Aufgaben gegenüber den Instituten und ihren Geschäftsleitern Anordnungen treffen, die geeignet und erforderlich sind, um Verstöße gegen aufsichtsrechtliche Bestimmungen zu verhindern oder zu unterbinden oder um Missstände in einem Institut zu verhindern oder zu beseitigen, welche die Sicherheit der dem Institut anvertrauten Vermögenswerte gefährden können oder die ordnungsgemäße Durchführung der Bankgeschäfte oder Finanzdienstleistungen beeinträchtigen. 2Die Anordnungsbefugnis nach Satz 1 besteht auch gegenüber Finanzholding-Gesellschaften oder gemischten Finanzholding-Gesellschaften sowie gegenüber den Personen, die die Geschäfte dieser Gesellschaften tatsächlich führen.

(4) Die Bundesanstalt hat bei der Ausübung ihrer Aufgaben in angemessener Weise die möglichen Auswirkungen ihrer Entscheidungen auf die Stabilität des Finanzsystems in den jeweils betroffenen Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums zu berücksichtigen.

(5) (aufgehoben)
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Besondere Aufgaben

(1) Liegen Tatsachen vor, die darauf schließen lassen, dass von einem Institut angenommene Einlagen, sonstige dem Institut anvertraute Vermögenswerte oder eine Finanztransaktion der Terrorismusfinanzierung nach § 89c des Strafgesetzbuchs oder der Finanzierung einer terroristischen Vereinigung nach § 129a, auch in Verbindung mit § 129b des Strafgesetzbuchs dienen oder im Falle der Durchführung einer Finanztransaktion dienen würden, kann die Bundesanstalt 

1.	der Geschäftsführung des Instituts Anweisungen erteilen,

2.	dem Institut Verfügungen von einem bei ihm geführten Konto oder Depot untersagen,

3.	dem Institut die Durchführung von sonstigen Finanztransaktionen untersagen.

(2) Tatsachen im Sinne des Absatzes 1 liegen in der Regel insbesondere dann vor, wenn es sich bei dem Inhaber eines Kontos oder Depots, dessen Verfügungsberechtigten oder dem Kunden eines Instituts um eine natürliche oder juristische Person oder eine nicht rechtsfähige Personenvereinigung handelt, deren Name in die im Zusammenhang mit der Bekämpfung des Terrorismus angenommene Liste des Rates der Europäischen Union zum Gemeinsamen Standpunkt des Rates 2001/931/GASP vom 27. Dezember 2001 über die Anwendung besonderer Maßnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus (ABl. EG Nr. L 344 S. 93) in der jeweils geltenden Fassung aufgenommen wurde.

(3) Die Bundesanstalt kann Vermögenswerte, die einer Anordnung nach Absatz 1 unterliegen, im Einzelfall auf Antrag der betroffenen natürlichen oder juristischen Person oder einer nicht rechtsfähigen Personenvereinigung freigeben, soweit diese der Deckung des notwendigen Lebensunterhalts der Person oder ihrer Familienmitglieder, der Bezahlung von Versorgungsleistungen, Unterhaltsleistungen oder vergleichbaren Zwecken dienen.

(4) Eine Anordnung nach Absatz 1 ist aufzuheben, sobald und soweit der Anordnungsgrund nicht mehr vorliegt.

(5) Gegen eine Anordnung nach Absatz 1 kann das Institut oder ein anderer Beschwerter Widerspruch erheben.

(6) Die Möglichkeit zur Anordnung von Beschränkungen des Kapital- und Zahlungsverkehrs nach § 4 Absatz 1 des Außenwirtschaftsgesetzes bleibt unberührt.

[bookmark: _Toc36575149]§ 6b
Aufsichtliche Überprüfung und Beurteilung

(1) 1Im Rahmen der Beaufsichtigung beurteilt die Aufsichtsbehörde die Regelungen, Strategien, Verfahren und Prozesse, die ein Institut zur Einhaltung der aufsichtlichen Anforderungen geschaffen hat, und beurteilt

1.	die Risiken, denen es ausgesetzt ist oder sein könnte, insbesondere auch die Risiken, die unter Berücksichtigung der Art, des Umfangs und der Komplexität der Geschäftstätigkeit eines Instituts bei Stresstests festgestellt wurden, sowie



2.	die Risiken, die es nach Maßgabe der Ermittlung und Messung des Systemrisikos gemäß Artikel 23 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 und gegebenenfalls unter Berücksichtigung von Empfehlungen des European Systemic Risk Board (ESRB) für das Finanzsystem darstellt.

2Die Bundesanstalt arbeitet hierbei mit der Deutschen Bundesbank nach Maßgabe des § 7 zusammen.

(2) 1Die Aufsichtsbehörde bewertet anhand der Überprüfung und Beurteilung zusammenfassend und zukunftsgerichtet, ob die von einem Institut geschaffenen Regelungen, Strategien, Verfahren und Prozesse sowie seine Liquiditäts- und Eigenmittelausstattung ein angemessenes und wirksames Risikomanagement und eine solide Risikoabdeckung gewährleisten. 2Neben Kreditrisiken, Marktrisiken und operationellen Risiken berücksichtigt sie dabei insbesondere

1.	die Ergebnisse der internen Stresstests eines Instituts, das einen IRB-Ansatz verwendet oder das zur Berechnung der in den Artikeln 362 bis 377 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung festgelegten Eigenmittelanforderungen für das Marktrisiko ein internes Modell verwendet;

2.	die Fähigkeit eines Instituts, auf Grund von gemäß Artikel 105 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung vorgenommenen Bewertungskorrekturen seine Positionen des Handelsbuchs unter normalen Marktbedingungen kurzfristig ohne wesentliche Verluste zu veräußern oder abzusichern;

3.	das Ausmaß, in dem ein Institut Risikokonzentrationen ausgesetzt ist, und deren Steuerung durch das Institut, einschließlich der Erfüllung der aufsichtlichen Anforderungen;

4.	die Auswirkung von Diversifikationseffekten und auf welche Art und Weise sie in das Risikomesssystem eines Instituts einbezogen werden;

5.	die Robustheit, Eignung und Art der Anwendung der Grundsätze und Verfahren, die ein Institut für das Management des Risikos eingeführt hat, das trotz des Einsatzes anerkannter Kreditrisikominderungstechniken bei dem Institut verbleibt;

6.	die Angemessenheit der Eigenmittel, die ein Institut für Verbriefungen hält, für die es als Originator gilt, unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Substanz der Transaktion und des Grads an erreichter Risikoübertragung; die Aufsichtsbehörde überwacht in diesem Zusammenhang, ob ein Institut außervertragliche Unterstützung für eine Transaktion leistet;

7.	die Liquiditätsrisiken, denen ein Institut ausgesetzt ist, sowie deren Beurteilung und Steuerung einschließlich der Entwicklung von Alternativszenarioanalysen und wirksamer Notfallpläne sowie der Steuerung risikomindernder Faktoren, insbesondere Höhe, Zusammensetzung und Qualität von Liquiditätspuffern;

8.	die Ergebnisse aufsichtlicher Stresstests nach Absatz 3 oder nach Artikel 32 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010;

9.	die geografische Verteilung der eingegangenen Risiken eines Instituts;

10.	das Geschäftsmodell;

11.	das Zinsänderungsrisiko eines Instituts aus Geschäften, die nicht unter das Handelsbuch fallen;

12.	die Verfahren zur Ermittlung und Sicherstellung der Risikotragfähigkeit eines Instituts nach § 25a;

13.	das Risiko einer übermäßigen Verschuldung eines Instituts, wie es aus den Indikatoren für eine übermäßige Verschuldung hervorgeht, wozu auch die gemäß Artikel 429 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung bestimmte Verschuldungsquote zählt; bei der Beurteilung der Angemessenheit der Verschuldungsquote eines Instituts und der vom Institut zur Steuerung des Risikos einer übermäßigen Verschuldung eingeführten Regelungen, Strategien, Verfahren und Mechanismen berücksichtigt die Aufsichtsbehörde das Geschäftsmodell des Instituts;

14.	die Regelungen zur Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Geschäftsführung eines Instituts, die Art und Weise ihrer Implementierung und praktischen Durchführung sowie die Fähigkeit der Mitglieder des Leitungsorgans zur Erfüllung ihrer Pflichten;

15.	das nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bewertete systemische Risiko eines Instituts.

(3) 1Die Aufsichtsbehörde kann ein Institut aufsichtlichen Stresstests unterziehen oder, soweit die Bundesanstalt Aufsichtsbehörde ist, die Deutsche Bundesbank hierzu beauftragen. 2Hierzu kann die Aufsichtsbehörde und, soweit die Bundesanstalt Aufsichtsbehörde ist, auch die Deutsche Bundesbank

1.	das Institut auffordern, seine Risiko-, Eigenmittel- und Liquiditätspositionen unter Nutzung der institutseigenen Risikomanagement-Methoden bei aufsichtlich vorgegebenen Szenarien zu berechnen und die Daten sowie die Ergebnisse an die Aufsichtsbehörde, die Deutsche Bundesbank und, soweit Aufsichtsbehörde die Europäische Zentralbank ist, auch an die Bundesanstalt zu übermitteln und

2.	die Auswirkungen von Schocks auf das Institut auf der Grundlage aufsichtlicher Stresstest-Methoden anhand der verfügbaren Daten bestimmen.

(4) 1Die Aufsichtsbehörde bestimmt Häufigkeit und Intensität der Überprüfungen, Beurteilungen und möglicher aufsichtlicher Stresstests unter Berücksichtigung der Größe, der Systemrelevanz sowie der Art, des Umfangs und der Komplexität der Geschäfte eines Instituts. 2Die Überprüfungen und Beurteilungen werden mindestens einmal jährlich aktualisiert. 3Soweit die Bundesanstalt Aufsichtsbehörde ist, nimmt sie die Aufgaben nach Satz 1 in Abstimmung mit der Deutschen Bundesbank wahr.
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Zusammenarbeit mit der Deutschen Bundesbank

(1) 1Die Bundesanstalt und die Deutsche Bundesbank arbeiten nach Maßgabe dieses Gesetzes zusammen. 2Unbeschadet weiterer gesetzlicher Maßgaben umfasst die Zusammenarbeit die laufende Überwachung der Institute durch die Deutsche Bundesbank. 3Die laufende Überwachung beinhaltet insbesondere die Auswertung der von den Instituten eingereichten Unterlagen, der Prüfungsberichte nach § 26 und der Jahresabschlussunterlagen sowie die Durchführung und Auswertung der bankgeschäftlichen Prüfungen zur Beurteilung der angemessenen Eigenkapitalausstattung und Risikosteuerungsverfahren der Institute und das Bewerten von Prüfungsfeststellungen. 4Die laufende Überwachung durch die Deutsche Bundesbank erfolgt in der Regel durch ihre Hauptverwaltungen.

(1a) 1Innerhalb des einheitlichen Aufsichtsmechanismus im Sinne des Artikels 2 Nummer 9 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 ist Absatz 1 auch dann anzuwenden, wenn die Bundesanstalt die Europäische Zentralbank bei ihren Aufgaben im Sinne von Artikel 6 Absatz 2 und 3 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 unterstützt. 2Bei der Zusammenarbeit nach Absatz 1 informieren sich die Bundesanstalt und die Deutsche Bundesbank unverzüglich über Anfragen der Europäischen Zentralbank und tauschen von dieser erhaltene Informationen aus. 3Übermittelt die Bundesanstalt oder die Deutsche Bundesbank im Rahmen der Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz Beobachtungen, Feststellungen, Daten oder sonstige Informationen an die Europäische Zentralbank, übermittelt sie diese zeitgleich auch an die jeweils andere Stelle. 4Die Absätze 2 bis 5 finden auch im Rahmen des einheitlichen Aufsichtsmechanismus entsprechende Anwendung.

(2) 1Die Deutsche Bundesbank hat die Richtlinien der Bundesanstalt zu beachten. 2Die Richtlinien der Bundesanstalt zur laufenden Aufsicht ergehen im Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbank. 3Innerhalb des einheitlichen Aufsichtsmechanismus beachtet die Bundesanstalt bei Erlass der Richtlinien die Vorgaben der Europäischen Zentralbank nach Artikel 6 Absatz 5 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013. 4Kann ein Einvernehmen nicht innerhalb einer angemessenen Frist hergestellt werden, erlässt das Bundesministerium der Finanzen solche Richtlinien im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank und unter Beachtung der innerhalb des einheitlichen Aufsichtsmechanismus erlassenen Vorgaben der Europäischen Zentralbank nach Artikel 6 Absatz 5 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013. 5Die aufsichtsrechtlichen Maßnahmen, insbesondere Allgemeinverfügungen und Verwaltungsakte einschließlich Prüfungsanordnungen nach § 44 Absatz 1 Satz 2 und § 44b Absatz 2 Satz 1, trifft die Bundesanstalt gegenüber den Instituten. 6Die Bundesanstalt legt die von der Deutschen Bundesbank getroffenen Prüfungsfeststellungen und Bewertungen in der Regel ihren aufsichtsrechtlichen Maßnahmen zugrunde.




(3) 1Die Bundesanstalt und die Deutsche Bundesbank haben einander Beobachtungen und Feststellungen mitzuteilen, die für die Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich sind. 2Die Deutsche Bundesbank hat insoweit der Bundesanstalt auch die Angaben zur Verfügung zu stellen, die jene auf Grund statistischer Erhebungen nach § 18 des Gesetzes über die Deutsche Bundesbank erlangt. 3Sie hat vor Anordnung einer solchen Erhebung die Bundesanstalt zu hören; § 18 Satz 5 des Gesetzes über die Deutsche Bundesbank gilt entsprechend.

(4) 1Die Zusammenarbeit nach den Absätzen 1 und 1a sowie die Mitteilungen nach Absatz 3 schließen die Übermittlung der zur Erfüllung der Aufgaben der empfangenden Stelle erforderlichen personenbezogenen Daten ein. 2Zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz dürfen die Bundesanstalt und die Deutsche Bundesbank gegenseitig die bei der anderen Stelle jeweils gespeicherten Daten im automatisierten Verfahren abrufen. 3Die Deutsche Bundesbank hat bei jedem zehnten von der Bundesanstalt durchgeführten Abruf personenbezogener Daten den Zeitpunkt, die Angaben, welche die Feststellung der aufgerufenen Datensätze ermöglichen, sowie die für den Abruf verantwortliche Person zu protokollieren. 4Die Protokolldaten dürfen nur für Zwecke der Datenschutzkontrolle, der Datensicherung oder zur Sicherstellung eines ordnungsmäßigen Betriebs der Datenverarbeitungsanlage verarbeitet werden. 5Sie sind am Ende des auf das Jahr der Protokollierung folgenden Kalenderjahres zu löschen, soweit sie nicht für ein laufendes Kontrollverfahren benötigt werden. 6Die Sätze 3 bis 5 gelten entsprechend für die Datenabrufe der Deutschen Bundesbank bei der Bundesanstalt. 7Im Übrigen bleiben die allgemeinen datenschutzrechtlichen Vorschriften unberührt.

(5) 1Die Bundesanstalt und die Deutsche Bundesbank können gemeinsame Dateisysteme einrichten. 2Jede der beiden Stellen darf nur die von ihr eingegebenen Daten verändern oder löschen oder ihre Verarbeitung einschränken und ist nur hinsichtlich der von ihr eingegebenen Daten Verantwortlicher. 3Hat eine der beiden Stellen Anhaltspunkte dafür, dass von der anderen Stelle eingegebene Daten unrichtig sind, teilt sie dies der anderen Stelle unverzüglich mit. 4Bei der Errichtung eines gemeinsamen Dateisystems ist festzulegen, welche Stelle die technischen und organisatorischen Maßnahmen nach den Artikeln 24, 25 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2) in der jeweils geltenden Fassung zu treffen hat. 5Die nach Satz 4 bestimmte Stelle hat sicherzustellen, dass die Beschäftigten Zugang zu personenbezogenen Daten nur in dem Umfang erhalten, der zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist.
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Zusammenarbeit mit der Europäischen Kommission

(1) Die Bundesanstalt meldet der Europäischen Kommission

1.	das Erlöschen oder die Aufhebung einer Erlaubnis nach § 35 oder nach den Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes unter Angabe der Gründe, die zur Aufhebung führten,

2.	die Erteilung einer Erlaubnis nach § 32 Absatz 1 an die Zweigstelle eines Unternehmens im Sinne des § 53 mit Sitz außerhalb der Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums,

3.	die Anzahl und die Art der Fälle, in denen die Errichtung einer Zweigniederlassung in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums nicht zustande gekommen ist, weil die Bundesanstalt die Angaben nach § 24a Absatz 1 Satz 2 nicht an die zuständigen Stellen des Aufnahmemitgliedstaates weitergeleitet hat,

4.	die Anzahl und Art der Fälle, in denen Maßnahmen nach § 53b Absatz 4 Satz 2 und Absatz 5 Satz 1 ergriffen wurden,

5.	allgemeine Schwierigkeiten, die Wertpapierhandelsunternehmen bei der Errichtung von Zweigniederlassungen, der Gründung von Tochterunternehmen, beim Betreiben von Bankgeschäften, beim Erbringen von Finanzdienstleistungen oder bei Tätigkeiten nach § 1 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 bis 8 in einem Drittstaat haben, und

6.	den Erlaubnisantrag des Tochterunternehmens eines Unternehmens mit Sitz in einem Drittstaat, sofern die Kommission die Meldung solcher Antragseingänge verlangt hat.

(2) Die Bundesanstalt unterrichtet die Europäische Kommission über

1.	(aufgehoben)

2.	die Grundsätze, die sie im Einvernehmen mit den anderen zuständigen Stellen im Europäischen Wirtschaftsraum in Bezug auf die Überwachung von gruppeninternen Transaktionen und Risikokonzentrationen anwendet,

3.	die gewählte Vorgehensweise in den Fällen des § 53d Absatz 3 und

4.	(aufgehoben)

5.	das Verfahren zur Vermeidung der Umgehung der zusätzlichen Kapitalanforderungen bei Überschreitung der Gesamtbuch-Großkreditanforderungen.

(3) Die Bundesanstalt übermittelt der Europäischen Kommission Verzeichnisse der Finanzholding-Gesellschaften oder gemischten Finanzholding-Gesellschaften, bei denen die Bundesanstalt die Aufsicht auf zusammengefasster Basis ausübt.

[bookmark: _Toc36575152]§ 7b
Zusammenarbeit mit der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde, der Europäischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde und der Europäischen Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung

(1) 1Die Bundesanstalt beteiligt sich nach Maßgabe

1.	der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 zur Errichtung einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde), zur Änderung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG und zur Aufhebung des Beschlusses 2009/78/EG der Kommission (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 12),

2.	der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 zur Errichtung einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde), zur Änderung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG und zur Aufhebung des Beschlusses 2009/77/EG der Kommission (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 84) sowie

3.	dieses Gesetzes

an den Tätigkeiten der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde und der Europäischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde sowie an den Aktivitäten der sie betreffenden Aufsichtskollegien. 2Hierbei beteiligt sie die Deutsche Bundesbank nach Maßgabe der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 sowie nach Maßgabe dieses Gesetzes. 3Die Bundesanstalt stellt der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde nach Maßgabe des Artikels 35 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 und der Europäischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde nach Maßgabe des Artikels 35 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 auf Verlangen unverzüglich alle für die Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Informationen zur Verfügung. 4Sie wendet die Leitlinien und Empfehlungen der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde im Einklang mit Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 und der Europäischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde bei Anwendung dieses Gesetzes an. 5Weicht die Bundesanstalt von diesen Leitlinien und Empfehlungen ab oder beabsichtigt sie dies, begründet sie dies gegenüber der betreffenden Europäischen Aufsichtsbehörde.

(2) 1Die Bundesanstalt meldet der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde

1.	die Erteilung der Erlaubnis nach § 32 Absatz 1, das Erlöschen oder die Aufhebung der Erlaubnis nach § 35 an ein CRR-Kreditinstitut,

2.	die in § 7a Absatz 1 Nummer 1 bis 4 genannten Sachverhalte,

3.	die nach Artikel 450 Absatz 1 Buchstabe g und h der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung gesammelten Informationen,

4.	die nach Artikel 450 Absatz 1 Buchstabe i der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung gesammelten Informationen,

5.	Maßnahmen der Bundesanstalt nach § 6 Absatz 3 und nach § 10 Absatz 3, die darauf beruhen, dass die Bundesanstalt festgestellt hat, dass ein CRR-Institut, insbesondere auf Grund seines Geschäftsmodells oder der geografischen Verteilung der eingegangenen Risiken, ähnlichen Risiken ausgesetzt ist oder sein könnte oder für das Finanzsystem ähnliche Risiken begründet,

6.	die Funktionsweise der Überprüfungs- und Bewertungssysteme der Risiken, denen ein CRR-Institut ausgesetzt ist oder sein könnte, und der Risiken, die ein CRR-Institut nach Maßgabe der Ermittlung und Messung des Systemrisikos gemäß Artikel 23 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 in der jeweils geltenden Fassung für das Finanzsystem darstellt, sowie die Methodik, nach der auf der Grundlage dieser Überprüfung Maßnahmen getroffen werden,

7.	die Ergebnisse aufsichtlicher Stresstests, soweit diese über die nach Artikel 32 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 in der jeweils geltenden Fassung durchgeführten Stresstests hinaus erforderlich werden, um eine hinreichende Überprüfung und Überwachung des CRR-Instituts sicherzustellen,

8.	Anordnungen der Bundesanstalt nach § 10 Absatz 3 Nummer 5 oder § 10 Absatz 6 unter Angabe der Gründe,

9.	alle sonstigen Maßnahmen, die die Bundesanstalt gegenüber einem CRR-Institut trifft, wenn es gegen die Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 oder die auf Grund der Richtlinie 2013/36/EU erlassenen Anforderungen verstößt oder voraussichtlich verstoßen wird, jeweils unter Angabe der Gründe und 

10.	alle nach § 56 Absatz 6 Nummer 1 verhängten rechtskräftig gewordenen Bußgelder, einschließlich aller dauerhaften Untersagungen insbesondere nach § 36.

2Die Bundesanstalt meldet der Europäischen Aufsichtsbehörde in den vorstehenden Fällen auch die Einlegung von Rechtsmitteln gegen die von ihr erlassenen Maßnahmen und Bußgelder sowie den Ausgang der Rechtsmittelverfahren.

(3) Die Bundesanstalt unterrichtet die Europäische Bankenaufsichtsbehörde über

1.	(aufgehoben)

2.	die gewählte Vorgehensweise in den Fällen des § 53d Absatz 3,

3.	das Verfahren zur Vermeidung der Umgehung der zusätzlichen Kapitalanforderungen bei Überschreitung der Gesamtbuch-Großkreditanforderungen,

4.	Entscheidungen nach § 2e,

5.	die Struktur von Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen oder gemischten Finanzholding-Gruppen, bei denen die Bundesanstalt die Aufsicht auf zusammengefasster Basis ausübt; dazu gehören insbesondere Informationen über die rechtliche und organisatorische Struktur sowie die Grundsätze einer ordnungsgemäßen Geschäftsführung der Gruppe,

6.	die Stellen im Sinne des § 9 Absatz 1 Satz 4, der die Bundesanstalt Tatsachen offenbaren kann, ohne gegen ihre Verschwiegenheitspflicht zu verstoßen, und

7.	die Genehmigung, ein weiteres Mandat in einem Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan gemäß § 25c Absatz 2 Satz 5, § 25d Absatz 3 Satz 5 innezuhaben.

(3a) Die Bundesanstalt übermittelt der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde Verzeichnisse im Sinne des § 7a Absatz 3.




(4) Die Bundesanstalt meldet der Europäischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde

1.	sofern ein Wertpapierdienstleistungsunternehmen im Sinne des § 2 Absatz 10 des Wertpapierhandelsgesetzes betroffen ist, 

a)	die Erteilung sowie das Erlöschen oder die Aufhebung einer Erlaubnis nach § 32 und

b)	die Genehmigung, ein weiteres Mandat in dem Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan gemäß § 25c Absatz 2 Satz 5 oder § 25d Absatz 3 Satz 5 innezuhaben,

2.	den in § 7a Absatz 1 Nummer 5 genannten Sachverhalt,

3.	jährlich eine Zusammenfassung von allen im Zusammenhang mit der Überwachung von Wertpapierdienstleistungsunternehmen und Datenbereitstellungsdiensten sowie gegenüber Instituten als Gegenparteien von Wertpapierfinanzierungsgeschäften ergriffenen Verwaltungsmaßnahmen und verhängten Sanktionen,

4.	jährlich in aggregierter und anonymisierter Form Daten über strafrechtliche Ermittlungen und verhängte strafrechtliche Sanktionen wegen Verstößen gegen § 54, sofern diese im Zusammenhang mit dem unerlaubten Erbringen von Finanzdienstleistungen erfolgten, die zugleich Wertpapierdienstleistungen im Sinne des § 2 Absatz 6 des Wertpapierhandelsgesetzes sind,

5.	zeitgleich mit der Bekanntmachung alle im Zusammenhang mit der Überwachung von Wertpapierdienstleistungsunternehmen und Datenbereitstellungsdiensten sowie nach den §§ 60b und 60c bekannt gemachten Verwaltungsmaßnahmen und Sanktionen, soweit sie Institute als finanzielle Gegenparteien von Wertpapierfinanzierungsgeschäften betreffen,

6.	alle Bußgeldentscheidungen, die nach Maßgabe des § 60d Absatz 3 Nummer 3 nicht bekannt gemacht wurden, sowie alle Rechtsmittel in Verbindung mit diesen Bußgeldentscheidungen und die Ergebnisse der Rechtsmittelverfahren,

7.	die Erteilung sowie das Erlöschen oder die Aufhebung einer Erlaubnis nach § 32 Absatz 1f,

8.	jede Erlaubnis zur Wiederverbriefung gemäß Artikel 8 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2017/2402,

9.	Maßnahmen und Bußgeldentscheidungen der Bundesanstalt, die auf einem Verstoß gegen die Artikel 19 bis 22 oder die Artikel 23 bis 26 der Verordnung (EU) 2017/2402 beruhen.

(5) Die Bundesanstalt unterrichtet die Europäische Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung über die Entscheidungen nach § 2e.

(6) Die Bundesanstalt meldet der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde, der Europäischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde und der Europäischen Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung unter Beachtung des Verfahrens nach Artikel 36 Absatz 6 der Verordnung (EU) 2017/2402, wenn sie als zuständige Behörde einer gemäß Artikel 27 Absatz 1 dieser Verordnung benannten ersten Anlaufstelle von einem Verstoß gegen die Anforderungen des Artikels 27 Absatz 1 dieser Verordnung erfährt.

[bookmark: _Toc36575153]§ 7c
Zusammenarbeit mit dem Europäischen Bankenausschuss

Die Bundesanstalt meldet dem Europäischen Bankenausschuss die Erteilung einer Erlaubnis nach § 32 Absatz 1 an die Zweigstelle eines Unternehmens im Sinne des § 53 mit Sitz außerhalb der Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums.

[bookmark: _Toc36575154]§ 7d
Zusammenarbeit mit dem Europäischen Ausschuss für Systemrisiken

1Die Bundesanstalt arbeitet eng mit dem Europäischen Ausschuss für Systemrisiken zusammen und berücksichtigt die von ihm nach Maßgabe von Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 1092/2010 erlassenen Warnungen und Empfehlungen. 2Die Bundesanstalt meldet dem Europäischen Ausschuss für Systemrisiken für jedes Quartal die Quote für den antizyklischen Kapitalpuffer nach § 10d, die Berechnungsgrundlagen der Quote nach der Rechtsverordnung nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 sowie die Anwendungsdauer der Quote und informiert über die Tatsache, dass die Bundesanstalt bei der Festlegung der Quote für den antizyklischen Kapitalpuffer Variablen im Sinne der Rechtsverordnung nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 berücksichtigt und die Quote ohne deren Berücksichtigung niedriger ausgefallen wäre.

[bookmark: _Toc36575155][bookmark: _Toc278449961]§ 8
Zusammenarbeit mit anderen Stellen

(1) (aufgehoben)

(2) Werden gegen Inhaber oder Geschäftsleiter von Instituten sowie gegen Inhaber bedeutender Beteiligungen von Instituten oder deren gesetzliche oder satzungsmäßige Vertreter oder persönlich haftende Gesellschafter oder gegen Personen, die die Geschäfte einer Finanzholding-Gesellschaft oder einer gemischten Finanzholding-Gesellschaft tatsächlich führen, Steuerstrafverfahren eingeleitet oder unterbleibt dies auf Grund einer Selbstanzeige nach § 371 der Abgabenordnung, so steht § 30 der Abgabenordnung Mitteilungen an die Bundesanstalt über das Verfahren und über den zugrunde liegenden Sachverhalt nicht entgegen; das Gleiche gilt, wenn sich das Verfahren gegen Personen richtet, die das Vergehen als Bedienstete eines Instituts oder eines Inhabers einer bedeutenden Beteiligung an einem Institut begangen haben.

(3) 1Die Bundesanstalt und, soweit sie im Rahmen dieses Gesetzes tätig wird, die Deutsche Bundesbank arbeiten bei der Aufsicht über Institute, die in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums Bankgeschäfte betreiben oder Finanzdienstleistungen erbringen, sowie bei der Aufsicht über Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen oder gemischte Finanzholding-Gruppen im Sinne des § 10a Abs. 1 bis 5 mit den zuständigen Stellen im Europäischen Wirtschaftsraum sowie der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde und der Europäischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde zusammen. 2Bei der Beurteilung nach § 2c Abs. 1a und 1b arbeitet die Bundesanstalt mit den zuständigen Stellen im Europäischen Wirtschaftsraum zusammen, wenn der Anzeigepflichtige

1.	ein CRR-Institut, ein Erst- oder Rückversicherungsunternehmen oder eine Verwaltungsgesellschaft im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie 2009/65/EG (OGAW-Verwaltungsgesellschaft) ist, das beziehungsweise die in einem anderen Mitgliedstaat oder anderen Sektor als dem, in dem der Erwerb beabsichtigt wird, zugelassen ist; 

2. 	ein Mutterunternehmen eines CRR-Instituts, eines Erst- oder Rückversicherungsunternehmens oder einer OGAW-Verwaltungsgesellschaft ist, das beziehungsweise die in einem anderen Mitgliedstaat oder anderen Sektor als dem, in dem der Erwerb beabsichtigt wird, zugelassen ist oder

3.	eine natürliche oder juristische Person ist, die ein CRR-Institut, ein Erst- oder Rückversicherungsunternehmen oder eine OGAW-Verwaltungsgesellschaft kontrolliert, das beziehungsweise die in einem anderen Mitgliedstaat oder anderen Sektor als dem, in dem der Erwerb beabsichtigt wird, zugelassen ist.

3Vorbehaltlich der allgemeinen datenschutzrechtlichen Vorschriften, insbesondere des § 25 Absatz 1 des Bundesdatenschutzgesetzes, tauschen die Bundesanstalt und die Deutsche Bundesbank mit den zuständigen Stellen im Europäischen Wirtschaftsraum alle zweckdienlichen und grundlegenden Informationen aus, die für die Durchführung der Aufsicht erforderlich sind. 4Grundlegende Informationen können auch ohne entsprechende Anfrage der zuständigen Stelle weitergegeben werden. 5Als grundlegend in diesem Sinne gelten alle Informationen, die Einfluss auf die Beurteilung der Finanzlage eines Instituts in dem betreffenden Staat des Europäischen Wirtschaftsraums haben können. 6Hierzu gehören insbesondere: 

1.	die Offenlegung der rechtlichen und organisatorischen Struktur sowie die Grundlagen einer ordnungsgemäßen Geschäftsführung der Gruppe, einschließlich aller beaufsichtigten Unternehmen, nichtbeaufsichtigten Unternehmen, nichtbeaufsichtigten Tochtergesellschaften und bedeutender Zweigniederlassungen der Gruppe, sowie Ermittlung der jeweils für die Aufsicht zuständigen Stellen,

2.	Verfahren für die Sammlung und Überprüfung von Informationen von gruppenangehörigen Instituten,

3.	nachteilige Entwicklungen bei Instituten oder anderen Unternehmen einer Gruppe, die die Institute ernsthaft beeinträchtigen könnten, und

4.	schwerwiegende oder außergewöhnliche bankaufsichtliche Maßnahmen, die die Bundesanstalt nach Maßgabe dieses Gesetzes oder der zu seiner Durchführung erlassenen Rechtsverordnungen ergriffen hat.




7Die Bundesanstalt übermittelt der zuständigen Stelle im Aufnahmemitgliedstaat

1. alle Informationen für die Beurteilung der Zuverlässigkeit und fachlichen Eignung der in § 1 Absatz 2 Satz 1 genannten Personen;

2. alle Informationen für die Beurteilung der Zuverlässigkeit der Inhaber einer bedeutenden Beteiligung an Unternehmen derselben Gruppe mit Sitz im Inland, die erforderlich sind für die Erteilung einer Erlaubnis und die laufende Aufsicht über ein Unternehmen im Sinne des § 33b Satz 1, das beabsichtigt, im Aufnahmemitgliedstaat Bankgeschäfte entsprechend § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1, 2, 4 und 10 oder Finanzdienstleistungen entsprechend § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 1 bis 4 zu erbringen;

3. unverzüglich bei der Überwachung der Liquidität des Instituts gewonnene Informationen und Erkenntnisse, die für die Beaufsichtigung der Zweigstelle aus Gründen des Einleger- und Anlegerschutzes oder der Finanzstabilität des Aufnahmemitgliedstaates notwendig sind, und

4. Informationen darüber, dass Liquiditätsschwierigkeiten auftreten oder aller Wahrscheinlichkeit nach zu erwarten sind, sowie Einzelheiten zur Planung und Umsetzung eines Sanierungsplans und zu allen in diesem Zusammenhang ergriffenen aufsichtlichen Maßnahmen.

8Informationen nach Satz 6 Nummer 3 und 4 sind auch der zuständigen Stelle in dem Aufnahmemitgliedstaat zu übermitteln, in dem ein CRR-Kreditinstitut über Zweigniederlassungen verfügt, die als bedeutend eingestuft worden sind. 9Übermittelt eine zuständige Stelle in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums erforderliche Informationen nicht, kann die Bundesanstalt nach Maßgabe des Artikels 19 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 die Europäische Bankenaufsichtsbehörde um Hilfe ersuchen. 10Sie kann ferner die Europäische Bankenaufsichtsbehörde oder die Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde nach Maßgabe des Artikels 19 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 und der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 um Hilfe ersuchen, wenn ein Ersuchen um Zusammenarbeit, insbesondere um Informationsaustausch, von einer zuständigen Stelle zurückgewiesen oder einem solchen Ersuchen nicht innerhalb einer angemessenen Frist nachgekommen wurde.

(3a) 1Die zuständige Stelle im Sinne des Absatzes 3 Satz 1 kann die Bundesanstalt um Zusammenarbeit bei einer Überwachung, einer Prüfung oder Ermittlung ersuchen. 2Die Bundesanstalt macht bei Ersuchen im Sinne des Satzes 1 zum Zwecke der Überwachung der Einhaltung dieses Gesetzes und entsprechender Bestimmungen dieser Staaten von allen ihr nach dem Gesetz zustehenden Befugnissen Gebrauch, soweit dies geeignet und erforderlich ist, den Ersuchen nachzukommen. 3Die Bundesanstalt kann eine Untersuchung, die Übermittlung von Informationen oder die Teilnahme von Bediensteten dieser ausländischen Stellen an solchen Prüfungen verweigern, wenn 

1.	hierdurch die Souveränität, die Sicherheit oder die öffentliche Ordnung der Bundesrepublik Deutschland beeinträchtigt werden könnte oder

2.	auf Grund desselben Sachverhaltes gegen die betreffenden Personen bereits ein gerichtliches Verfahren eingeleitet worden oder eine unanfechtbare Entscheidung ergangen ist.

4Kommt die Bundesanstalt einem entsprechenden Ersuchen nicht nach oder macht sie von ihrem Recht nach Satz 1 Gebrauch, teilt sie dies der ersuchenden Stelle unverzüglich mit und legt die Gründe dar; im Falle einer Verweigerung nach Satz 3 Nr. 2 sind genaue Informationen über das gerichtliche Verfahren oder die unanfechtbare Entscheidung zu übermitteln.

(4) 1In den Fällen, in denen die Bundesanstalt für die Aufsicht über EU-Mutterinstitute oder Institute, die von einer EU-Mutterfinanzholding-Gesellschaft oder einer gemischten EU-Mutterfinanzholding-Gesellschaft kontrolliert werden, zuständig ist, übermittelt sie den zuständigen Stellen in den anderen Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums, die für die Aufsicht über Tochterunternehmen dieser Institute zuständig sind, auf Anfrage alle zweckdienlichen Informationen. 2Als zweckdienlich in diesem Sinne gelten alle Informationen, die die Beurteilung der finanziellen Solidität eines Instituts in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums wesentlich beeinflussen können. 3Der Umfang der Informationspflicht richtet sich insbesondere nach der Bedeutung des Tochterunternehmens für das Finanzsystem des betreffenden Staates.

(5) Mitteilungen der zuständigen Stellen eines anderen Staates dürfen nur für folgende Zwecke verwendet werden: 

1.	zur Prüfung der Zulassung zum Geschäftsbetrieb eines Instituts,

2.	zur Überwachung der Tätigkeit der Institute auf Einzelbasis oder auf zusammengefasster Basis,

3.	für Anordnungen der Bundesanstalt sowie zur Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten durch die Bundesanstalt,

4.	im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens über Rechtsbehelfe gegen eine Entscheidung der Bundesanstalt oder

5.	im Rahmen von Verfahren vor Verwaltungsgerichten, Insolvenzgerichten, Staatsanwaltschaften oder für Straf- und Bußgeldsachen zuständigen Gerichten.

(6) 1Vor der Entscheidung über folgende Sachverhalte hört die Bundesanstalt regelmäßig die zuständigen Stellen im Europäischen Wirtschaftsraum an, sofern die Entscheidung von Bedeutung für deren Aufsichtstätigkeit ist: 

1.	Änderungen in der Struktur der Inhaber, der Organisation oder der Geschäftsleitung gruppenangehöriger Institute, die der Zustimmung der Bundesanstalt bedürfen,

2.	schwerwiegende oder außergewöhnliche bankaufsichtliche Maßnahmen. In diesen Fällen ist stets zumindest die für die Aufsicht auf zusammengefasster Basis zuständige Stelle anzuhören, sofern diese Zuständigkeit nicht bei der Bundesanstalt liegt.

2Die Bundesanstalt kann bei Gefahr im Verzug von einer vorherigen Anhörung der zuständigen Stellen absehen. 3Das Gleiche gilt, wenn die vorherige Anhörung die Wirksamkeit der Maßnahme gefährden könnte; in diesen Fällen informiert die Bundesanstalt die zuständigen Stellen unverzüglich nach Erlass oder Durchführung der Maßnahme.

(7) 1Ist die Bundesanstalt für die Aufsicht über eine Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe 
oder gemischte Finanzholding-Gruppe auf zusammengefasster Basis zuständig und tritt eine Krisensituation auf, insbesondere bei widrigen Entwicklungen an den Finanzmärkten, die eine Gefahr für die Marktliquidität und die Stabilität des Finanzsystems eines Staates innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums darstellt, in dem eines der gruppenangehörigen Unternehmen seinen Sitz hat oder eine Zweigniederlassung als bedeutend angesehen wurde, hat die Bundesanstalt unverzüglich das Bundesministerium der Finanzen, die Europäische Bankenaufsichtsbehörde, den Europäischen Ausschuss für Systemrisiken, die Deutsche Bundesbank sowie die Zentralregierungen der anderen Mitgliedstaaten, sofern sie betroffen sind, zu unterrichten und ihnen alle für die Durchführung ihrer Aufgaben wesentlichen Informationen zu übermitteln. 2Erhält die Bundesanstalt in sonstigen Fällen Kenntnis von einer Krisensituation im Sinne des Satzes 1, hat sie unverzüglich die für die Aufsicht auf zusammengefasster Basis über die betroffenen Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen oder gemischte Finanzholding-Gruppen zuständigen Stellen und die Europäische Bankenaufsichtsbehörde zu unterrichten. 3§ 9 bleibt unberührt.

(8) 1Die Bundesanstalt teilt den zuständigen Stellen des Aufnahmemitgliedstaates Maßnahmen mit, die sie ergreifen wird, um Verstöße eines Instituts gegen Rechtsvorschriften des Aufnahmemitgliedstaates zu beenden, über die sie durch die zuständigen Stellen des Aufnahmemitgliedstaates unterrichtet worden ist und erteilt auf Aufforderung entsprechende Erläuterungen. 2Ist die Bundesanstalt mit Maßnahmen, die eine zuständige Stelle des Aufnahmemitgliedstaates ergreift, um Verstöße eines Instituts gegen Rechtsvorschriften des Aufnahmemitgliedstaates zu beenden, nicht einverstanden, kann sie die Angelegenheit nach Maßgabe von Artikel 19 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 an die Europäische Bankenaufsichtsbehörde verweisen und diese um Unterstützung bitten.

(9) 1Hat die Bundesanstalt hinreichende Anhaltspunkte für einen Verstoß gegen Vorschriften dieses Gesetzes, gegen die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 oder entsprechende Vorschriften der Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums, teilt sie diese der für die Zusammenarbeit bei der Aufsicht über Institute zuständigen Stelle mit, auf dessen Gebiet die vorschriftswidrige Handlung stattgefunden hat. 2Erhält die Bundesanstalt eine entsprechende Mitteilung von zuständigen Stellen anderer Staaten, unterrichtet sie diese über die Ergebnisse daraufhin eingeleiteter Untersuchungen.

(10) 1Hat die Bundesanstalt hinreichende Anhaltspunkte für einen Verstoß gegen die Artikel 6 bis 27 der Verordnung (EU) 2017/2402, so unterrichtet sie die gemäß dieser Verordnung zuständigen Stellen. 2Im Falle einer unrichtigen oder irreführenden Meldung im Sinne des Artikels 27 Absatz 1 dieser Verordnung unterrichtet die Bundesanstalt unverzüglich die zuständige Behörde der insoweit gemäß Artikel 27 Absatz 1 dieser Verordnung benannten ersten Anlaufstelle. 3Wird die Bundesanstalt als zuständige Stelle über einen möglichen Verstoß gegen die Artikel 6 bis 27 der Verordnung (EU) 2017/2402 informiert, handelt sie unter Beachtung des Verfahrens nach Artikel 36 Absatz 6 dieser Verordnung.

[bookmark: BJNR008810961BJNE016800377][bookmark: _Toc278449962][bookmark: _Toc36575156][bookmark: _Toc278449963]§ 8a
Besondere Aufgaben bei der Aufsicht auf zusammengefasster Basis

(1) 1Ist die Bundesanstalt für die Aufsicht auf zusammengefasster Basis über eine Institutsgruppe, eine Finanzholding-Gruppe oder eine gemischte Finanzholding-Gruppe im Sinne des § 10a zuständig, an deren Spitze ein EU-Mutterinstitut, eine EU-Mutterfinanzholding-Gesellschaft oder eine gemischte EU-Mutterfinanzholding-Gesellschaft steht, obliegen ihr neben den sonstigen, sich aus diesem Gesetz ergebenden Aufgaben folgende Aufgaben:

1.	Koordinierung der Sammlung und Verbreitung zweckdienlicher und grundlegender Informationen nach § 8 Absatz 3 im Rahmen der laufenden Aufsicht und in Krisensituationen; dazu gehören auch die Sammlung und Weitergabe von Informationen über die rechtliche und organisatorische Struktur sowie die Sammlung und Weitergabe der Grundsätze ordnungsgemäßer Geschäftsführung;

2.	Planung und Koordinierung der Aufsichtstätigkeiten im Rahmen der laufenden Aufsicht und in Krisensituationen, insbesondere bei widrigen Entwicklungen bei Instituten oder an den Finanzmärkten; die Bundesanstalt und, soweit sie im Rahmen dieses Gesetzes tätig wird, die Deutsche Bundesbank arbeiten hierbei, soweit erforderlich, mit den jeweils zuständigen Stellen der anderen Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums zusammen; im Rahmen der laufenden Aufsicht umfasst die Zusammenarbeit insbesondere die laufende Überwachung des Risikomanagements der Institute, grenzüberschreitende Prüfungen, Maßnahmen bei organisatorischen Mängeln nach § 45b, die Offenlegung durch die Institute und die in den Artikeln 76 bis 87 und 92 bis 96 der Richtlinie 2013/36/EU genannten technischen Vorgaben für die Organisation und Behandlung von Risiken; in Krisensituationen, insbesondere bei widrigen Entwicklungen in Instituten oder an den Finanzmärkten, schließt die Zusammenarbeit die Anordnung von Maßnahmen nach den §§ 45 bis 46b, die Ausarbeitung gemeinsamer Bewertungen, die Durchführung von Notfallkonzepten und die Kommunikation mit der Öffentlichkeit ein;

3.	die Übersendung der Verzeichnisse im Sinne des § 7a Absatz 3 an die jeweils zuständigen Stellen der anderen Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums.

2Arbeiten die zuständigen Stellen der anderen Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums mit der Bundesanstalt nicht in dem Umfang zusammen, der zur Erfüllung der Aufgaben nach Satz 1 erforderlich ist, kann die Bundesanstalt nach Maßgabe des Artikels 19 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 die Europäische Bankenaufsichtsbehörde um Hilfe ersuchen.

(2) 1Die Bundesanstalt und die zuständigen Stellen im Europäischen Wirtschaftsraum können in Kooperationsvereinbarungen die näheren Bestimmungen für die Beaufsichtigung von Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen oder gemischte Finanzholding-Gruppen im Sinne von § 10a regeln. 2In diesen Vereinbarungen können der jeweils für die Aufsicht auf zusammengefasster Basis zuständigen Stelle weitere Aufgaben übertragen und Verfahren für die Beschlussfassung und die Zusammenarbeit mit anderen zuständigen Behörden festgelegt werden.

(3) 1Ist die Bundesanstalt für die Beaufsichtigung einer Institutsgruppe, einer Finanzholding-Gruppe oder einer gemischten Finanzholding-Gruppe auf zusammengefasster Basis zuständig, an deren Spitze ein EU-Mutterinstitut, eine EU-Mutterfinanzholding-Gesellschaft oder eine gemischte EU-Mutterfinanzholding-Gesellschaft steht, so soll sie mit den für die Beaufsichtigung der gruppenangehörigen Unternehmen zuständigen Stellen im Europäischen Wirtschaftsraum eine gemeinsame Entscheidung treffen, 1. ob die Eigenmittelausstattung der Gruppe auf zusammengefasster Basis ihrer Finanzlage und ihrem Risikoprofil angemessen ist und 2. welche zusätzlichen Eigenmittelanforderungen für jedes gruppenangehörige Unternehmen und auf zusammengefasster Basis erforderlich sind. 2Die Entscheidung ist schriftlich umfassend zu begründen und hat angemessen die von den jeweils zuständigen Stellen durchgeführte Risikobewertung der Tochterunternehmen zu berücksichtigen. 3Die Bundesanstalt stellt die Entscheidung dem übergeordneten Unternehmen der Gruppe zu. 4Stimmen nicht alle für die Beaufsichtigung der gruppenangehörigen Unternehmen zuständigen Stellen im Europäischen Wirtschaftsraum der Entscheidung der Bundesanstalt zu, beteiligt die Bundesanstalt von sich aus oder auf Antrag einer der anderen zuständigen Stellen die Europäische Bankenaufsichtsbehörde. 5Deren Stellungnahme ist im weiteren Verfahren zu berücksichtigen; erhebliche Abweichungen hiervon sind in der Entscheidung zu begründen.

(4) 1Kommt innerhalb von vier Monaten nach Übermittlung einer Risikobewertung der Gruppe an die zuständigen Stellen keine gemeinsame Entscheidung zustande, entscheidet die Bundesanstalt allein, ob die Eigenmittelausstattung der Institutsgruppe, Finanzholding- Gruppe 
oder gemischten Finanzholding-Gruppe auf zusammengefasster Basis sowie die Eigenmittelausstattung der gruppenangehörigen Unternehmen, die sie auf Einzelbasis oder unterkonsolidierter Basis beaufsichtigt, der Finanzlage und dem Risikoprofil angemessen sind oder ob zusätzliche Eigenmittelanforderungen erforderlich sind und gibt die Entscheidung dem übergeordneten Unternehmen der Gruppe bekannt. 2Dabei berücksichtigt die Bundesanstalt in angemessener Weise die von den jeweils zuständigen Stellen durchgeführten Risikobewertungen der Tochterunternehmen. 3Hat die Bundesanstalt oder eine zuständige Stelle in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums bis zum Ablauf der Viermonatsfrist nach Satz 1 nach Maßgabe des Artikels 19 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 die Europäische Bankenaufsichtsbehörde um Hilfe ersucht, stellt die Bundesanstalt ihre Entscheidung nach Satz 1 bis zu einem Beschluss der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde gemäß Artikel 19 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 zurück und entscheidet dann in Übereinstimmung mit einem solchen Beschluss. 4Nach Ablauf der Viermonatsfrist oder nachdem eine gemeinsame Entscheidung getroffen wurde, kann die Europäische Bankenaufsichtsbehörde nicht mehr um Hilfe ersucht werden. 5Hinsichtlich der Angemessenheit der Eigenmittelausstattung und der Notwendigkeit von zusätzlichen Eigenmittelanforderungen der gruppenangehörigen Unternehmen, die nicht von der Bundesanstalt auf Einzelbasis oder unterkonsolidierte Basis beaufsichtigt werden, übermittelt die Bundesanstalt ihre Auffassung an die jeweils zuständige Stelle. 6Erhält die Bundesanstalt von einer anderen zuständigen Stelle eine begründete Entscheidung, die der Risikobewertung und den Auffassungen Rechnung trägt, die die anderen zuständigen Stellen innerhalb des Zeitraums von vier Monaten durchgeführt und geäußert haben, übermittelt sie dieses Dokument allen betroffenen zuständigen Stellen sowie dem übergeordneten Unternehmen der Gruppe.

(5) 1Entscheidungen nach den Absätzen 3 und 4 sind in der Regel jährlich und ausnahmsweise dann unterjährig zu aktualisieren, wenn eine für die Beaufsichtigung eines gruppenangehörigen Unternehmens zuständige Stelle dies bei der Bundesanstalt schriftlich und umfassend begründet beantragt. 2In diesem Fall kann die Aktualisierung allein zwischen der Bundesanstalt und der zuständigen Stelle, die den Antrag gestellt hat, abgestimmt werden.

(6) 1Ist die Bundesanstalt im Sinne des Absatzes 3 Satz 1 für die Beaufsichtigung einer Institutsgruppe, einer Finanzholding-Gruppe oder einer gemischten Finanzholding-Gruppe zuständig, so hat sie eine gemeinsame Entscheidung im Sinne des Absatzes 3 über die von ihr beabsichtigten Maßnahmen im Rahmen der Liquiditätsaufsicht und über institutsspezifische Liquiditätsanforderungen herbeizuführen; Absatz 3 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 2Kommt innerhalb eines Monats nach Übermittlung einer Bewertung des Liquiditätsrisikoprofils der Gruppe an die zuständigen Stellen keine gemeinsame Entscheidung zustande, entscheidet die Bundesanstalt allein über die Maßnahmen und gibt die Entscheidung dem übergeordneten Unternehmen der Gruppe bekannt. 3Hat die Bundesanstalt oder eine zuständige Stelle in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums bis zum Ablauf der Einmonatsfrist nach Satz 1 die Europäische Bankenaufsichtsbehörde nach Maßgabe des Artikels 19 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 um Hilfe ersucht, stellt die Bundesanstalt ihre Entscheidung nach Satz 1 bis zu einem Beschluss der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde gemäß Artikel 19 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 zurück und entscheidet dann in Übereinstimmung mit einem solchen Beschluss. 4Nach Ablauf der Einmonatsfrist oder nachdem eine gemeinsame Entscheidung getroffen wurde, kann die Europäische Bankenaufsichtsbehörde nicht mehr um Hilfe ersucht werden. 5Absatz 5 gilt entsprechend.
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Übertragung der Zuständigkeit für die Aufsicht über Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen, gemischte Finanzholding-Gruppen und gruppenangehörige Institute

(1) 1Die Bundesanstalt kann von der Beaufsichtigung einer Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe oder gemischten Finanzholding-Gruppe im Sinne des § 10a absehen und die Aufsicht auf zusammengefasster Basis widerruflich auf eine andere zuständige Stelle innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums übertragen, wenn die Beaufsichtigung durch die Bundesanstalt im Hinblick auf die betreffenden Institute und die Bedeutung ihrer Geschäftstätigkeit in dem anderen Staat unangemessen wäre und wenn bei 

1.	Institutsgruppen das übergeordnete Unternehmen der Gruppe Tochterunternehmen eines CRR-Instituts mit Sitz in dem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums und dort in die Beaufsichtigung auf zusammengefasster Basis gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 einbezogen ist oder

2.	Finanzholding-Gruppen oder gemischte Finanzholding-Gruppen diese von den zuständigen Stellen des anderen Staates des Europäischen Wirtschaftsraums auf zusammengefasster Basis gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 beaufsichtigt werden.

2Die Bundesanstalt stellt in diesen Fällen das übergeordnete Unternehmen widerruflich von den Vorschriften dieses Gesetzes über die Beaufsichtigung auf zusammengefasster Basis frei. 3Vor der Freistellung und der Übertragung der Zuständigkeit ist das übergeordnete Unternehmen anzuhören. 4Die Europäische Kommission und die Europäische Bankenaufsichtsbehörde sind über das Bestehen und den Inhalt dieser Vereinbarungen zu unterrichten.

(2) 1Übernimmt die Bundesanstalt auf Grund einer Übereinkunft mit einer zuständigen Stelle innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums die Aufsicht auf zusammengefasster Basis über eine Institutsgruppe, eine Finanzholding-Gruppe oder eine gemischte Finanzholding-Gruppe, kann sie ein Institut der Gruppe mit Sitz im Inland als übergeordnetes Unternehmen bestimmen. 2§ 10a gilt entsprechend.

(3) 1Die Bundesanstalt kann nach Maßgabe des Artikels 28 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 die Zuständigkeit für die Beaufsichtigung eines Instituts, für dessen Zulassung sie zuständig ist, widerruflich auf eine andere zuständige Stelle innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums übertragen, wenn das Institut Tochterunternehmen eines Instituts ist, für dessen Zulassung und Beaufsichtigung diese zuständige Stelle nach Maßgabe der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 zuständig ist. 2Vor der Übertragung der Zuständigkeit ist dieses Institut anzuhören. 3Die Europäische Bankenaufsichtsbehörde ist über das Bestehen und den Inhalt dieser Vereinbarungen zu unterrichten.
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Aufsichtskollegien

(1) 1Ist die Bundesanstalt für die Aufsicht auf zusammengefasster Basis über eine Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe oder gemischte Finanzholding-Gruppe zuständig, richtet sie Aufsichtskollegien ein. 2Ziel der Einrichtung von Aufsichtskollegien ist es, die Aufgabenwahrnehmung nach § 8 Absatz 7, § 8a und den Bestimmungen der Rechtsverordnung nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 zu erleichtern und eine angemessene Zusammenarbeit mit den zuständigen Stellen im Europäischen Wirtschaftsraum, zu denen auch die Europäische Bankenaufsichtsbehörde gehört, sowie mit den zuständigen Stellen in Drittstaaten zu gewährleisten. 3Die Aufsichtskollegien dienen

1.	dem Austausch von Informationen,

2.	gegebenenfalls der Einigung über die freiwillige Übertragung von Aufgaben und Zuständigkeiten,

3.	der Festlegung aufsichtsrechtlicher Prüfungsprogramme auf der Grundlage der Risikobewertung einer Institutsgruppe, einer Finanzholding-Gruppe oder einer gemischten Finanzholding-Gruppe,

4.	der Beseitigung unnötiger aufsichtsrechtlicher Doppelanforderungen,

5.	der gleichmäßigen Anwendung der bestehenden aufsichtsrechtlichen Anforderungen auf alle Unternehmen der Gruppe unter Berücksichtigung bestehender Ermessensspielräume und Wahlrechte sowie

6.	der Planung und Koordinierung der Aufsichtstätigkeiten in Vorbereitung auf und in Krisensituationen unter Berücksichtigung der Arbeit anderer Foren, die in diesem Bereich eingerichtet werden.

(2) 1Die Bundesanstalt legt die Einrichtung und Funktionsweise des jeweiligen Aufsichtskollegiums im Benehmen mit den zuständigen Stellen schriftlich fest; § 8a Absatz 2 gilt entsprechend. 2Die Bundesanstalt leitet die Sitzungen des Aufsichtskollegiums und entscheidet, welche zuständigen Stellen neben der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank an einer Sitzung oder Tätigkeiten des Aufsichtskollegiums teilnehmen. 3Neben den für die Beaufsichtigung von Tochterunternehmen der Gruppe zuständigen Stellen und den zuständigen Stellen des Aufnahmemitgliedstaates einer bedeutenden Zweigniederlassung kann die Bundesanstalt auch über die Teilnahme von zuständigen Stellen aus Drittstaaten an dem Aufsichtskollegium entscheiden, sofern diese über Geheimhaltungsvorschriften verfügen, die nach Auffassung aller am Kollegium beteiligten Stellen den Vorschriften des Titels VII Kapitel I Abschnitt II der Richtlinie 2013/36/EU gleichwertig sind.

(3) Die Bundesanstalt informiert alle Mitglieder des Aufsichtskollegiums vorab laufend und umfassend über die Organisation der Sitzungen, die wesentlichen zu erörternden Fragen und die in Betracht kommenden Tätigkeiten sowie rechtzeitig über das in den Sitzungen beschlossene Vorgehen und die durchgeführten Maßnahmen.

(4) Die Bundesanstalt berücksichtigt bei ihren nach Absatz 2 zu treffenden Entscheidungen die Bedeutung der zu planenden oder zu koordinierenden Aufsichtstätigkeiten für die zuständigen Stellen, insbesondere die möglichen Auswirkungen auf die Stabilität des Finanzsystems in den betroffenen Staaten.

(5) 1Die Bundesanstalt unterrichtet die Europäische Bankenaufsichtsbehörde über die Tätigkeit des Aufsichtskollegiums, insbesondere in Krisensituationen, und übermittelt ihr alle Informationen, die für die Zwecke der Vereinheitlichung der Aufsicht auf europäischer Ebene von besonderem Belang sind. 2Die Bediensteten der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde können sich nach Maßgabe des Artikels 21 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 an den Aktivitäten der Aufsichtskollegien beteiligen, einschließlich der Teilnahme an Prüfungen gemäß § 44 Absatz 1 und 2, wenn diese von der Bundesanstalt gemeinsam mit mindestens einer anderen zuständigen Stelle im Europäischen Wirtschaftsraum vorgenommen werden.

(6) 1In den Fällen, in denen die Bundesanstalt nicht für die Aufsicht über eine Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe oder gemischte Finanzholding-Gruppe auf zusammengefasster Basis zuständig ist, aber CRR-Kreditinstitute mit bedeutenden Zweigniederlassungen in anderen Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums beaufsichtigt, richtet sie ein Aufsichtskollegium ein, um die Zusammenarbeit mit den zuständigen Stellen des Aufnahmemitgliedstaates nach § 8 Absatz 3 sowie in Krisensituationen zu erleichtern. 2Absatz 2 Satz 1 und 2 sowie die Absätze 3 und 4 gelten entsprechend.

(7) Bei der Wahrnehmung der Aufgaben nach den Absätzen 1 bis 6 arbeiten die Bundesanstalt und die Deutsche Bundesbank zusammen.

[bookmark: _Toc36575161]§ 8f
Zusammenarbeit bei der Aufsicht über bedeutende Zweigniederlassungen

(1) 1Die Bundesanstalt stuft die Zweigniederlassung eines CRR-Instituts in einem Aufnahmemitgliedstaat oder einem Staat des Europäischen Wirtschaftsraums auf Verlangen der zuständigen Stelle insbesondere dann als bedeutend ein, wenn die Zweigniederlassung die Anforderungen des § 53b Absatz 8 Satz 4 erfüllt; in diesem Fall übermittelt die Bundesanstalt der zuständigen Stelle

1.	die Informationen nach § 8 Absatz 3 Satz 6 Nummer 3 und 4 und § 11 Absatz 3,

2.	die Ergebnisse der Risikobewertungen des CRR-Instituts und

3.	die Entscheidungen über das erstmalige oder das weitere Verwenden interner Ansätze und über Maßnahmen nach § 6 Absatz 3, sofern sie Auswirkungen auf die bedeutende Zweigniederlassung haben.

2Die Bundesanstalt plant und koordiniert die Aufsichtstätigkeiten im Sinne des § 8a Absatz 1 Nummer 2 in Zusammenarbeit mit den zuständigen Stellen im Sinne von Satz 1.

(2) 1Die Bundesanstalt hört die zuständigen Stellen im Sinne von Absatz 1 Satz 1 über Entscheidungen im Hinblick auf den institutseigenen Plan zur Wiederherstellung der Liquidität an, wenn dies für Liquiditätsrisiken in Zusammenhang mit der Währung des Aufnahmemitgliedstaates oder des Staates des Europäischen Wirtschaftsraums relevant ist. 2Unterlässt sie dies oder hält die Bundesanstalt an ihrer Auffassung fest, kann die zuständige Stelle die Europäische Bankenaufsichtsbehörde nach Maßgabe des Artikels 19 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 um Hilfe ersuchen.

(3) Erhält die Bundesanstalt Informationen und Erkenntnisse von der zuständigen Stelle im Sinne des Absatzes 1 Satz 1, hat die Bundesanstalt diese bei ihrer Prüfungsplanung zu berücksichtigen; sie hat hierbei der Stabilität des Finanzsystems des Aufnahmemitgliedstaates oder des Staates des Europäischen Wirtschaftsraums Rechnung zu tragen.
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Verschwiegenheitspflicht

(1) 1Die bei der Bundesanstalt beschäftigten und die nach § 4 Abs. 3 des Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetzes beauftragten Personen, die nach § 45c bestellten Sonderbeauftragten, die nach § 37 Absatz 1 Satz 2 und § 38 Absatz 2 Satz 2 und 3 bestellten Abwickler sowie die im Dienst der Deutschen Bundesbank stehenden Personen, soweit sie zur Durchführung dieses Gesetzes tätig werden, dürfen die ihnen bei ihrer Tätigkeit bekanntgewordenen Tatsachen, deren Geheimhaltung im Interesse des Instituts oder eines Dritten liegt, insbesondere Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse, nicht unbefugt offenbaren oder verwerten, auch wenn sie nicht mehr im Dienst sind oder ihre Tätigkeit beendet ist. 2Die von den beaufsichtigten Instituten und Unternehmen zu beachtenden allgemeinen datenschutzrechtlichen Vorschriften bleiben unberührt. 3Dies gilt auch für andere Personen, die durch dienstliche Berichterstattung Kenntnis von den in Satz 1 bezeichneten Tatsachen erhalten. 4Ein unbefugtes Offenbaren oder Verwerten im Sinne des Satzes 1 liegt insbesondere nicht vor, wenn Tatsachen weitergegeben werden an 

1.	Strafverfolgungsbehörden oder für Straf- und Bußgeldsachen zuständige Gerichte,

2.	kraft Gesetzes oder im öffentlichen Auftrag mit der Überwachung von Instituten, Kapitalverwaltungsgesellschaften, extern verwalteten Investmentgesellschaften, EU-Verwaltungsgesellschaften oder ausländischen AIF-Verwaltungsgesellschaften, Finanzunternehmen, Versicherungsunternehmen, der Finanzmärkte oder des Zahlungsverkehrs oder mit der Geldwäscheprävention betraute Stellen sowie von diesen beauftragte Personen,

3.	mit der Liquidation, oder dem Insolvenzverfahren über das Vermögen eines Instituts befaßte Stellen,

4.	mit der gesetzlichen Prüfung der Rechnungslegung von Instituten oder Finanzunternehmen betraute Personen sowie Stellen, welche die vorgenannten Personen beaufsichtigen,

5.	eine Einlagensicherungseinrichtung oder Anlegerentschädigungseinrichtung,

6.	Wertpapier- oder Terminbörsen,

7.	Zentralnotenbanken,

8.	Betreiber von Systemen nach § 1 Abs. 16,

9.	die zuständigen Stellen in anderen Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums sowie in Drittstaaten, mit denen die Bundesanstalt im Rahmen von Aufsichtskollegien nach § 8e zusammenarbeitet,

10.	die Europäische Zentralbank, das Europäische System der Zentralbanken, die Europäische Bankenaufsichtsbehörde, die Europäische Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung, die Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde, den Gemeinsamen Ausschuss der Europäischen Aufsichtsbehörden, den Europäischen Ausschuss für Systemrisiken oder die Europäische Kommission,

11.	Behörden, die für die Aufsicht über Zahlungs- und Abwicklungssysteme zuständig sind,

12.	Parlamentarische Untersuchungsausschüsse nach § 1 des Untersuchungsausschussgesetzes auf Grund einer Entscheidung über ein Ersuchen nach § 18 Absatz 2 des Untersuchungsausschussgesetzes, 

13.	das Bundesverfassungsgericht,

14.	den Bundesrechnungshof, sofern sich sein Untersuchungsauftrag auf die Entscheidungen und sonstigen Tätigkeiten der Bundesanstalt nach diesem Gesetz oder der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 bezieht,

15.	Verwaltungsgerichte in verwaltungsrechtlichen Streitigkeiten, in denen die Bundesanstalt Beklagte ist, mit Ausnahme von Klagen nach dem Informationsfreiheitsgesetz,

16.	die Bank für Internationalen Zahlungsausgleich einschließlich der bei ihr ansässigen multilateralen Gremien, insbesondere das Financial Stability Board (FSB),

17.	den Internationalen Währungsfonds, soweit dies zur Erfüllung seines satzungsmäßigen Auftrags oder besonderer von den Mitgliedern übertragener Aufgaben erforderlich ist,

18.	den Ausschuss für Finanzstabilität oder den Europäischen Ausschuss für Systemrisiken,

19.	die Bundesanstalt für Finanzmarktstabilisierung, das Gremium zum Finanzmarktstabilisierungsfonds im Sinne des § 10a Absatz 1 des Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetzes oder den Lenkungsausschuss im Sinne des § 4 Absatz 1 Satz 2 des Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetzes, oder

20.	Behörden im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 Nummer 17 und 18 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014,

soweit diese Stellen die Informationen zur Erfüllung ihrer Aufgaben benötigen. 5Für die bei den in Satz 4 Nummer 1 bis 11 und 13 bis 19 genannten Stellen beschäftigten Personen und die von diesen Stellen beauftragten Personen sowie für die Mitglieder der in Satz 4 Nummer 12 und 19 genannten Ausschüsse gilt die Verschwiegenheitspflicht nach Satz 1 entsprechend. 6Befindet sich eine in Satz 4 Nummer 1 bis 11 und 16 bis 18 genannte Stelle in einem anderen Staat, so dürfen die Tatsachen nur weitergegeben werden, wenn die bei dieser Stelle beschäftigten und die von dieser Stelle beauftragten Personen einer dem Satz 1 weitgehend entsprechenden Verschwiegenheitspflicht unterliegen. 7Die ausländische Stelle ist darauf hinzuweisen, daß sie Informationen nur zu dem Zweck verarbeiten darf, zu deren Erfüllung sie ihr übermittelt werden. 8Informationen, die aus einem anderen Staat stammen, dürfen nur mit ausdrücklicher Zustimmung der zuständigen Stellen, die diese Informationen mitgeteilt haben, und nur für solche Zwecke weitergegeben werden, denen diese Stellen zugestimmt haben.

(2) Ein unbefugtes Offenbaren oder Verwerten von Tatsachen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 liegt nicht vor, wenn die Ergebnisse von im Einklang mit Artikel 100 der Richtlinie 2013/36/EU oder Artikel 32 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 in der jeweils geltenden Fassung durchgeführten Stresstests veröffentlicht oder der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde zur Veröffentlichung EU-weiter Stresstestergebnisse übermittelt werden.

(3) Betrifft die Weitergabe von Tatsachen nach Absatz 1 personenbezogene Daten, sind die allgemeinen datenschutzrechtlichen Vorschriften anzuwenden.

(4) Tritt eine Krisensituation ein, so kann die Bundesanstalt zu Aufsichtszwecken Tatsachen auch an die zuständigen Stellen in anderen Staaten weitergeben.

(5) 1Die §§ 93, 97 und 105 Absatz 1, § 111 Absatz 5 in Verbindung mit § 105 Absatz 1 sowie § 116 Absatz 1 der Abgabenordnung gelten für die in Absatz 1 bezeichneten Personen nur, soweit die Finanzbehörden die Kenntnisse für die Durchführung eines Verfahrens wegen einer Steuerstraftat sowie eines damit zusammenhängenden Besteuerungsverfahrens benötigen. 2Die in Satz 1 genannten Vorschriften sind jedoch nicht anzuwenden, soweit Tatsachen betroffen sind,

1.	die den in Absatz 1 Satz 1 oder Satz 3 bezeichneten Personen durch die zuständige Aufsichtsstelle eines anderen Staates oder durch von dieser Stelle beauftragte Personen mitgeteilt worden sind oder

2. 	von denen bei der Bundesanstalt beschäftigte Personen dadurch Kenntnis erlangen, dass sie an der Aufsicht über direkt von der Europäischen Zentralbank beaufsichtigte Institute mitwirken, insbesondere in gemeinsamen Aufsichtsteams nach Artikel 2 Nummer 6 der Verordnung (EU) Nr. 468/2014 der Europäischen Zentralbank, und die nach den Regeln der Europäischen Zentralbank geheim sind.
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Zweiter Abschnitt
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Ergänzende Anforderungen an die Eigenmittelausstattung von Instituten, Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen und gemischten Finanzholding-Gruppen; 
Verordnungsermächtigung

(1) 1Im Interesse der Erfüllung der Verpflichtungen der Institute, Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen und gemischten Finanzholding-Gruppen gegenüber ihren Gläubigern, insbesondere im Interesse der Sicherheit der ihnen anvertrauten Vermögenswerte, wird das Bundesministerium der Finanzen ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank in Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 nähere Bestimmungen über die angemessene Eigenmittelausstattung (Solvabilität) der Institute, Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen und gemischten Finanzholding-Gruppen zu erlassen, insbesondere



1.	ergänzende Bestimmungen zu den Anforderungen für eine Zulassung interner Ansätze,

2.	Bestimmungen zur laufenden Überwachung interner Ansätze durch die Aufsichtsbehörde, insbesondere zu Maßnahmen bei Nichteinhaltung von Anforderungen an interne Ansätze und zur Aufhebung der Zulassung interner Ansätze,

3.	nähere Verfahrensbestimmungen zur Zulassung, zur laufenden Überwachung und zur Aufhebung der Zulassung interner Ansätze,

4.	nähere Bestimmungen zur Überprüfung der Anforderungen an interne Ansätze durch die Aufsichtsbehörde, insbesondere zu Eignungs- und Nachschauprüfungen,

5.	nähere Bestimmungen zur

a)	Anordnung und Ermittlung der Quote für den antizyklischen Kapitalpuffer nach § 10d, insbesondere zur Bestimmung eines Puffer-Richtwerts, zum Verfahren der Anerkennung antizyklischer Kapitalpuffer von Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums und Drittstaaten, zu den Veröffentlichungspflichten der Bundesanstalt und zur Berechnung der institutsspezifischen Kapitalpufferquote,

b)	Anordnung und Ermittlung der Quote für den Kapitalpuffer für systemische Risiken nach § 10e, insbesondere zur Berücksichtigung systemischer oder makroprudenzieller Risiken, zur Bestimmung der zu berücksichtigenden Risikopositionen und deren Belegenheit und zum Verfahren der Anerkennung der Kapitalpuffer für systemische Risiken von Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums und Drittstaaten,

c)	Anordnung und Ermittlung der Quote für den Kapitalpuffer für global systemrelevante Institute nach § 10f, insbesondere zur Bestimmung der global systemrelevanten Institute und deren Zuordnung zu Größenklassen, zur Herauf- und Herabstufung zwischen den Größenklassen sowie zur Veröffentlichung der der quantitativen Analyse zugrunde liegenden Indikatoren,

d)	Anordnung und Ermittlung der Quote für den Kapitalpuffer für anderweitig systemrelevante Institute nach § 10g, insbesondere zur Bestimmung der anderweitig systemrelevanten Institute und zur Festlegung der Quote auf Einzelinstitutsebene, konsolidierter oder unterkonsolidierter Ebene,

e)	Höhe und zu den näheren Einzelheiten der Berechnung des maximal ausschüttungsfähigen Betrags für die kombinierte Kapitalpufferanforderung nach § 10i,

6.	nähere Bestimmungen zur Festsetzung der Prozentsätze und Faktoren nach Artikel 465 Absatz 2, Artikel 467 Absatz 3, Artikel 468 Absatz 3, Artikel 478 Absatz 3, Artikel 479 Absatz 4, Artikel 480 Absatz 3, Artikel 481 Absatz 5 und Artikel 486 Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013,

7.	nähere Bestimmungen zu den in der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 vorgesehenen Antrags- und Anzeigeverfahren und

8.	Vorgaben für die Bemessung des Beleihungswerts von Immobilien nach Artikel 4 Absatz 1 Nummer 74 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung,

9.	nähere Bestimmungen zum aufsichtlichen Benchmarking bei der Anwendung interner Ansätze zur Ermittlung der Eigenmittelanforderungen, insbesondere nähere Bestimmungen zum Verfahren und zu Art, Umfang und Häufigkeit der von den Instituten vorzulegenden Informationen sowie nähere Bestimmungen über die von der Aufsichtsbehörde vorzugebenden Anforderungen an die Zusammensetzung besonderer Benchmarking-Portfolien und

10.	die Pflicht der CRR-Institute zur Offenlegung der in § 26a Absatz 1 Satz 2 genannten Angaben auf konsolidierter Ebene sowie der Kapitalrendite nach § 26a Absatz 1 Satz 4, einschließlich des Gegenstands der Offenlegungsanforderung, sowie des Mediums, des Übermittlungsweges, der Häufigkeit der Offenlegung und den Umfang der nach § 26a Absatz 1 Satz 5 vertraulich an die Europäische Kommission zu übermittelnden Daten.

2Das Bundesministerium der Finanzen kann die Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt mit der Maßgabe übertragen, dass die Rechtsverordnung im Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbank ergeht. 3Vor Erlass der Rechtsverordnung sind die Spitzenverbände der Institute zu hören.




(2) 1Institute dürfen personenbezogene Daten ihrer Kunden, von Personen, mit denen sie Vertragsverhandlungen über Adressenausfallrisiken begründende Geschäfte aufnehmen, sowie von Personen, die für die Erfüllung eines Adressenausfallrisikos einstehen sollen, für die Zwecke der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und der nach Absatz 1 Satz 1 zu erlassenden Rechtsverordnung verarbeiten, soweit

1.	diese Daten unter Zugrundelegung eines wissenschaftlich anerkannten mathematisch-statistischen Verfahrens nachweisbar für die Bestimmung und Berücksichtigung von Adressenausfallrisiken erheblich sind,

2.	diese Daten zum Aufbau und Betrieb einschließlich der Entwicklung und Weiterentwicklung von internen Ratingsystemen für die Schätzung von Risikoparametern des Adressenausfallrisikos des Kreditinstituts oder der Wertpapierfirma erforderlich sind und

3.	es sich nicht um Angaben zur Staatsangehörigkeit oder um besondere Kategorien personenbezogener Daten nach Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 handelt.

2Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse stehen personenbezogenen Daten gleich. 3Zur Entwicklung und Weiterentwicklung der Ratingsysteme dürfen abweichend von Satz 1 Nummer 1 auch Daten verarbeitet werden, die bei nachvollziehbarer wirtschaftlicher Betrachtungsweise für die Bestimmung und Berücksichtigung von Adressenausfallrisiken erheblich sein können. 4Für die Bestimmung und Berücksichtigung von Adressenausfallrisiken können insbesondere Daten erheblich sein, die den folgenden Kategorien angehören oder aus Daten der folgenden Kategorien gewonnen worden sind:

1.	Einkommens-, Vermögens- und Beschäftigungsverhältnisse sowie die sonstigen wirtschaftlichen Verhältnisse, insbesondere Art, Umfang und Wirtschaftlichkeit der Geschäftstätigkeit der betroffenen Person,

2.	Zahlungsverhalten und Vertragstreue der betroffenen Person,

3.	vollstreckbare Forderungen sowie Zwangsvollstreckungsverfahren und -maßnahmen gegen die betroffene Person,

4.	Insolvenzverfahren über das Vermögen der betroffenen Person, sofern diese eröffnet worden sind oder die Eröffnung beantragt worden ist.

5Diese Daten dürfen erhoben werden

1.	bei der betroffenen Person,

2.	bei Instituten, die derselben Institutsgruppe angehören,

3.	bei Ratingagenturen und Auskunfteien und

4.	aus allgemein zugänglichen Quellen.

6Institute dürfen anderen Instituten derselben Institutsgruppe und in pseudonymisierter Form auch von den mit dem Aufbau und Betrieb einschließlich der Entwicklung und Weiterentwicklung von Ratingsystemen beauftragten Dienstleistern nach Satz 1 erhobene personenbezogene Daten übermitteln, soweit dies zum Aufbau und Betrieb einschließlich der Entwicklung und Weiterentwicklung von internen Ratingsystemen für die Schätzung von Risikoparametern des Adressenausfallrisikos erforderlich ist.

(3) 1Die Aufsichtsbehörde kann anordnen, dass ein Institut, eine Institutsgruppe, eine Finanzholding-Gruppe oder eine gemischte Finanzholding-Gruppe Eigenmittelanforderungen in Bezug auf nicht durch Artikel 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 erfasste Risiken und Risikoelemente einhalten muss, die über die Eigenmittelanforderungen nach der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und nach der Rechtsverordnung nach Absatz 1 hinausgehen. 2Die Aufsichtsbehörde ordnet solche zusätzlichen Eigenmittelanforderungen zumindest in den folgenden Fällen und zu folgenden Zwecken an:

1.	wenn Risiken oder Risikoelemente nicht durch die Eigenmittelanforderungen nach der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und nach der Rechtsverordnung nach Absatz 1 abgedeckt sind oder die Anforderungen nach Artikel 393 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 zur Ermittlung und Steuerung von Großkrediten nicht eingehalten werden,

2.	wenn die Risikotragfähigkeit des Instituts, der Institutsgruppe, der Finanzholding-Gruppe oder der gemischten Finanzholding-Gruppe nicht gewährleistet ist,

3.	wenn die Überprüfung nach § 6b Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 es wahrscheinlich erscheinen lässt, dass die vom Institut vorgenommenen Bewertungskorrekturen nicht ausreichen, um eine angemessene Eigenmittelausstattung zu gewährleisten,

4.	wenn es wahrscheinlich erscheint, dass die Risiken trotz Einhaltung der Anforderungen nach diesem Gesetz, nach der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und nach den Rechtsverordnungen nach Absatz 1 und nach § 13 Absatz 1 unterschätzt werden,

5.	um den Aufbau eines zusätzlichen Eigenmittelpuffers für Perioden wirtschaftlichen Abschwungs sicherzustellen,

6.	um einer besonderen Geschäftssituation des Instituts, der Institutsgruppe, der Finanzholding-Gruppe oder der gemischten Finanzholding-Gruppe, etwa bei Aufnahme der Geschäftstätigkeit, Rechnung zu tragen,

7.	wenn ein Institut eine Verbriefung mehr als einmal stillschweigend unterstützt hat; zu diesem Zwecke kann die Aufsichtsbehörde anordnen, dass der wesentliche Risikotransfer für sämtliche Verbriefungen, für die das Institut als Originator gilt, zur Berücksichtigung zu erwartender weiterer stillschweigender Unterstützungen nicht oder nur teilweise bei der Berechnung der erforderlichen Eigenmittel anerkannt wird,

8.	wenn die aus den Ergebnissen der Stresstests für das Korrelationshandelsportfolio nach Artikel 377 Absatz 5 Satz 3, zweiter Halbsatz der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 resultierenden Eigenmittelanforderungen wesentlich über die Eigenmittelanforderungen für das Korrelationshandelsportfolio gemäß Artikel 377 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 hinausgehen,

9.	andere Maßnahmen keine hinreichende Verbesserung der institutsinternen Verfahren, Prozesse und Methoden in einem angemessenen Zeithorizont erwarten lassen,

10.	wenn das Institut, die Institutsgruppe, die Finanzholding-Gruppe oder die gemischte Finanzholding-Gruppe nicht über eine ordnungsgemäße Geschäftsorganisation im Sinne des § 25a Absatz 1 verfügt.

3Soweit Institute, die nach Einschätzung der Aufsichtsbehörde ähnliche Risikoprofile aufweisen, ähnlichen Risiken ausgesetzt sein könnten oder für das Finanzsystem ähnliche Risiken begründen, kann die Aufsichtsbehörde Anordnungen nach Satz 1 für diese Institute einheitlich treffen. 4Bei Instituten, für die Aufsichtskollegien nach § 8e eingerichtet sind, berücksichtigt die Aufsichtsbehörde bei der Entscheidung über eine Anordnung nach Satz 1 die Einschätzungen des jeweiligen Aufsichtskollegiums.

(4) 1Die Bundesanstalt kann von einzelnen Instituten, Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen und gemischten Finanzholding-Gruppen oder von einzelnen Arten oder Gruppen von Instituten, Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen und gemischten Finanzholding-Gruppen das Vorhalten von Eigenmitteln, die über die Eigenmittelanforderungen nach der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und nach der Rechtsverordnung nach Absatz 1 hinausgehen, für einen begrenzten Zeitraum auch verlangen, wenn diese Kapitalstärkung erforderlich ist,

1.	um einer drohenden Störung der Funktionsfähigkeit des Finanzmarktes oder einer Gefahr für die Finanzmarktstabilität entgegenzuwirken und

2.	um erhebliche negative Auswirkungen auf andere Unternehmen des Finanzsektors sowie auf das allgemeine Vertrauen der Einleger und anderer Marktteilnehmer in ein funktionsfähiges Finanzsystem zu vermeiden.

2Eine drohende Störung der Funktionsfähigkeit des Finanzmarktes kann insbesondere dann gegeben sein, wenn auf Grund außergewöhnlicher Marktverhältnisse die Refinanzierungsfähigkeit mehrerer für den Finanzmarkt relevanter Institute beeinträchtigt zu werden droht. 3Soweit sie Aufsichtsbehörde ist, kann die Bundesanstalt in diesem Fall die Beurteilung der Angemessenheit der Eigenmittel nach von der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und von der Rechtsverordnung nach Absatz 1 abweichenden Maßstäben vornehmen, die diesen besonderen Marktverhältnissen Rechnung tragen. 4Zusätzliche Eigenmittel können insbesondere im Rahmen eines abgestimmten Vorgehens auf Ebene der Europäischen Union zur Stärkung des Vertrauens in die Widerstandsfähigkeit des europäischen Bankensektors und zur Abwehr einer drohenden Gefahr für die Finanzmarktstabilität in Europa verlangt werden. 5Bei der Festlegung von Höhe und maßgeblicher Zusammensetzung der zusätzlichen Eigenmittel und des maßgeblichen Zeitpunktes für die Einhaltung der erhöhten Eigenmittelanforderungen berücksichtigt die Bundesanstalt die Standards, auf deren Anwendung sich die zuständigen europäischen Stellen im Rahmen eines abgestimmten Vorgehens auf Unionsebene verständigt haben. 6In diesem Rahmen kann die Bundesanstalt verlangen, dass die Institute in einem Plan nachvollziehbar darlegen, durch welche Maßnahmen sie die erhöhten Eigenmittelanforderungen zu dem von der Bundesanstalt nach Satz 5 festgelegten Zeitpunkt einhalten werden. 7Soweit der Plan die Belange des Finanzmarktstabilisierungsfonds im Sinne des § 1 des Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetzes berührt, erfolgt die Beurteilung des Plans im Einvernehmen mit dem Lenkungsausschuss nach § 4 Absatz 1 Satz 2 des Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetzes (Lenkungsausschuss). 8Die Bundesanstalt kann die kurzfristige Nachbesserung des vorgelegten Plans verlangen, wenn sie die angegebenen Maßnahmen und Umsetzungsfristen für nicht ausreichend hält oder das Institut sie nicht einhält. 9In diesem Fall haben die Institute auch die Möglichkeit eines Antrags auf Stabilisierungsmaßnahmen nach dem Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetz zu prüfen, wenn keine alternativen Maßnahmen zur Verfügung stehen. 10Sofern nach Feststellung der Bundesanstalt im Einvernehmen mit dem Lenkungsausschuss keine oder nur eine unzureichende Nachbesserung des Plans erfolgt ist, kann die Bundesanstalt einen Sonderbeauftragten im Sinne des § 45c Absatz 1 bestellen und ihn mit der Aufgabe nach § 45c Absatz 2 Nummer 7a beauftragen. 11Zudem kann sie anordnen, dass Entnahmen durch die Inhaber oder Gesellschafter, die Ausschüttung von Gewinnen und die Auszahlung variabler Vergütungsbestandteile nicht zulässig sind, solange die angeordneten erhöhten Eigenmittelanforderungen nicht erreicht sind. 12Entgegenstehende Beschlüsse über die Gewinnausschüttung sind nichtig; aus entgegenstehenden Regelungen in Verträgen können keine Rechte hergeleitet werden.

(5) 1§ 309 Nummer 3 und die §§ 313, 314, 489, 490, 723 bis 725, 727 und 728 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, die §§ 132 bis 135 des Handelsgesetzbuchs und § 254 des Aktiengesetzes sind nicht anzuwenden, wenn Zweck einer Kapitalüberlassung die Überlassung von Eigenmitteln im Sinne des Artikels 72 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 ist. 2§ 309 Nummer 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs findet auch keine Anwendung auf Verbindlichkeiten des Instituts, welche die Voraussetzungen des Artikels 12 Absatz 16 Satz 1 der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Juli 2014 zur Festlegung einheitlicher Vorschriften und eines einheitlichen Verfahrens für die Abwicklung von Kreditinstituten und bestimmten Wertpapierfirmen im Rahmen eines einheitlichen Abwicklungsmechanismus und eines einheitlichen Abwicklungsfonds sowie zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 (ABl. L 225 vom 30.7.2014, S. 1; L 101 vom 18.4.2015, S. 62) mit Ausnahme von dessen Buchstaben d oder des § 49 Absatz 2 des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes mit Ausnahme von dessen Nummer 4 erfüllen und eine Mindestlaufzeit von einem Jahr haben. 3Die §§ 313, 314 und 490 Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs finden auf Verträge, die Verbindlichkeiten des Instituts begründen, welche die Voraussetzungen des Artikels 12 Absatz 16 Satz 1 der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 mit Ausnahme von dessen Buchstaben d oder des § 49 Absatz 2 des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes mit Ausnahme von dessen Nummer 4 erfüllen und eine Mindestlaufzeit von einem Jahr haben, während der vereinbarten Laufzeit keine Anwendung. 4Kündigt ein stiller Gesellschafter, der sich am Handelsgewerbe eines Instituts mit einer Vermögenseinlage beteiligt, welche die in Satz 3 genannten Voraussetzungen erfüllt und eine Mindestlaufzeit von einem Jahr hat, die Gesellschaft oder seine Beteiligung außerordentlich, so wird der gesetzliche oder vertragliche Abfindungs- oder Auszahlungsanspruch nicht vor Ablauf der vereinbarten Laufzeit fällig.

(6) Die Bundesanstalt kann anordnen, dass ein Institut der Deutschen Bundesbank häufigere oder auch umfangreichere Meldungen zu seiner Solvabilität einreicht als in den Artikeln 99 bis 101 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung vorgesehen.

(7) 1Die Bundesanstalt kann auf die Eigenmittel nach Artikel 72 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung einen Korrekturposten festsetzen. 2Wird der Korrekturposten festgesetzt, um noch nicht bilanzwirksam gewordene Kapitalveränderungen zu berücksichtigen, wird die Festsetzung mit der Feststellung des nächsten für den Schluss eines Geschäftsjahres aufgestellten Jahresabschlusses gegenstandslos. 3Die Bundesanstalt hat die Festsetzung auf Antrag des Instituts aufzuheben, soweit die Voraussetzung für die Festsetzung wegfällt.

[bookmark: BJNR008810961BJNE011809377][bookmark: _Toc278449977][bookmark: _Toc36575167][bookmark: _Toc278449978]§ 10a
Ermittlung der Eigenmittelausstattung von Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen und gemischten Finanzholding-Gruppen; Verordnungsermächtigung 

(1) 1Eine Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe oder gemischte Finanzholding-Gruppe (Gruppe) besteht jeweils aus einem übergeordneten Unternehmen und einem oder mehreren nachgeordneten Unternehmen. 2Übergeordnete Unternehmen sind CRR-Institute, die nach Artikel 11 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 die Konsolidierung vorzunehmen haben, sowie Institute, die nach § 1a in Verbindung mit Artikel 11 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 die Konsolidierung vorzunehmen haben. 3Nachgeordnete Unternehmen sind Unternehmen, die nach Artikel 18 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 zu konsolidieren sind oder freiwillig konsolidiert werden; Institute, die nach § 1a als CRR-Institute gelten und die nicht ausschließlich über eine Erlaubnis verfügen, die Tätigkeit einer zentralen Gegenpartei im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 12 auszuüben, gelten hierbei als Institute im Sinne des Artikels 18 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013. 4Ist ein Kreditinstitut, das nicht CRR-Kreditinstitut ist, übergeordnetes Unternehmen, so gelten als nachgeordnete Unternehmen auch Unternehmen, die als Bankgeschäfte ausschließlich das Einlagengeschäft nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 betreiben. 5Abweichend von Satz 2 kann die Bundesanstalt auf Antrag des übergeordneten Unternehmens ein anderes gruppenangehöriges Institut als übergeordnetes Unternehmen bestimmen; das gruppenangehörige Institut ist vorab anzuhören. 6Erfüllt bei wechselseitigen Beteiligungen kein Unternehmen der Institutsgruppe die Voraussetzungen des Satzes 2, bestimmt die Bundesanstalt das übergeordnete Unternehmen der Gruppe. 7Bei einer horizontalen Unternehmensgruppe im Sinne von Artikel 18 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 gilt das gruppenangehörige Institut mit Sitz im Inland mit der höchsten Bilanzsumme als übergeordnetes Unternehmen. 8Ist das übergeordnete Unternehmen ein Kreditinstitut, das ausschließlich über eine Erlaubnis verfügt, die Tätigkeit einer zentralen Gegenpartei im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 12 auszuüben, ein Finanzdienstleistungsinstitut, das ausschließlich Finanzdienstleistungen im Sinne von § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 9 oder 10 erbringt, besteht nur dann eine Institutsgruppe im Sinne dieser Vorschrift, wenn ihm mindestens ein CRR-Institut mit Sitz im Inland als Tochterunternehmen nachgeordnet ist.

(2) 1Sind einer Finanzholding-Gesellschaft im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 20 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 oder gemischten Finanzholding-Gesellschaft im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 21 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 mehrere Institute mit Sitz im Inland nachgeordnet, gilt als übergeordnetes Unternehmen das Institut mit der höchsten Bilanzsumme; auf Antrag des übergeordneten Unternehmens bestimmt die Bundesanstalt ein anderes gruppenangehöriges Institut mit Sitz im Inland als übergeordnetes Unternehmen; das gruppenangehörige Institut ist vorab anzuhören. 2Auf Antrag einer Finanzholding-Gesellschaft oder einer gemischten Finanzholding-Gesellschaft, die ihren Sitz im Inland hat, und nach Anhörung des beaufsichtigten Unternehmens, das nach Artikel 11 Absatz 2 oder Artikel 12 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 oder Satz 1 als übergeordnetes Unternehmen gilt oder durch die Bundesanstalt bestimmt wurde, kann die Bundesanstalt die Finanzholding-Gesellschaft oder die gemischte Finanzholding-Gesellschaft als übergeordnetes Unternehmen bestimmen, sofern diese dargelegt hat, dass sie über die zur Einhaltung der gruppenbezogenen Pflichten erforderliche Struktur und Organisation verfügt. 3Die Bundesanstalt kann eine Finanzholding-Gesellschaft oder eine gemischte Finanzholding-Gesellschaft, die ihren Sitz im Inland hat, nach Anhörung des beaufsichtigten Unternehmens, das nach Artikel 11 Absatz 2 oder Artikel 12 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 oder Satz 1 als übergeordnetes Unternehmen gilt oder gemäß Satz 1 durch die Bundesanstalt bestimmt wurde, auch ohne Antrag als übergeordnetes Unternehmen bestimmen, sofern dies aus bankaufsichtlichen Gründen, insbesondere solchen, die sich aus der Organisation und Struktur der Finanzholding-Gesellschaft oder gemischten Finanzholding-Gesellschaft ergeben, erforderlich ist. 4Die nach Satz 2 oder Satz 3 als übergeordnetes Unternehmen bestimmte Finanzholding-Gesellschaft oder gemischte Finanzholding-Gesellschaft hat alle gruppenbezogenen Pflichten eines übergeordneten Unternehmens zu erfüllen. 5Liegen die Voraussetzungen für eine Bestimmung als übergeordnetes Unternehmen nach Satz 2 oder Satz 3 nicht mehr vor, insbesondere, wenn die Finanzholding-Gesellschaft oder gemischte Finanzholding-Gesellschaft ihren Sitz in einen anderen Staat verlagert oder nicht mehr in der Lage ist, für die Einhaltung der gruppenbezogenen Pflichten zu sorgen, hat die Bundesanstalt die Bestimmung nach Anhörung der Finanzholding-Gesellschaft oder der gemischten Finanzholding-Gesellschaft aufzuheben; § 35 Absatz 4 gilt entsprechend. 6Die Bundesanstalt hat gegenüber einer nach Satz 2 oder Satz 3 zum übergeordneten Unternehmen bestimmten Finanzholding-Gesellschaft oder gemischten Finanzholding-Gesellschaft und deren Organen alle Befugnisse, die ihr gegenüber einem Institut als übergeordnetem Unternehmen und dessen Organen zustehen. 7Erfüllt bei wechselseitigen Beteiligungen kein Institut im Inland die Voraussetzung, selbst keinem anderen gruppenangehörigen Institut nachgeordnet zu sein, gilt als übergeordnetes Unternehmen regelmäßig das Institut mit der höchsten Bilanzsumme; auf Antrag des übergeordneten Unternehmens bestimmt die Bundesanstalt ein anderes gruppenangehöriges Institut, das seinen Sitz im Inland hat, als übergeordnetes Unternehmen; das gruppenangehörige Institut ist vorab anzuhören.

(3) 1Abweichend von Absatz 1 Satz 1 bis 3 besteht keine Finanzholding-Gruppe oder gemischte Finanzholding-Gruppe, wenn die Finanzholding-Gesellschaft im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 30 oder 31 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 oder die gemischte Finanzholding-Gesellschaft im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 32 oder 33 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 ihren Sitz in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums hat und

1.	der Finanzholding-Gesellschaft oder der gemischten Finanzholding-Gesellschaft mindestens ein CRR-Institut mit Sitz in ihrem Sitzstaat als Tochterunternehmen nachgeordnet ist oder

2.	der Finanzholding-Gesellschaft oder der gemischten Finanzholding-Gesellschaft mindestens ein CRR-Institut mit Sitz im Inland und kein CRR-Institut mit Sitz in ihrem Sitzstaat nachgeordnet ist und das CRR-Institut mit Sitz im Inland keine höhere Bilanzsumme hat als ein anderes der Finanzholding-Gesellschaft oder gemischten Finanzholding-Gesellschaft als Tochterunternehmen nachgeordnetes CRR-Institut mit Sitz in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums.

2Sind in einer Finanzholding-Gruppe oder gemischten Finanzholding-Gruppe mehr als eine Finanzholding-Gesellschaft im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 30 oder 31 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 oder gemischte Finanzholding-Gesellschaft im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 32 oder 33 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 mit Sitz sowohl im Inland als auch in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums Mutterunternehmen und hat in jedem dieser Staaten mindestens ein CRR-Institut seinen Sitz, so besteht keine Finanzholding-Gruppe oder gemischte Finanzholding-Gruppe, wenn das CRR-Institut mit Sitz im Inland keine höhere Bilanzsumme hat als ein anderes der Finanzholding-Gruppe 
oder gemischten Finanzholding-Gruppe als Tochterunternehmen angehöriges CRR-Institut mit Sitz in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums.

(4) 1Zur Ermittlung der Angemessenheit der Eigenmittel nach den Artikeln 92 bis 386 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung auf konsolidierter Ebene und zur Begrenzung der Großkreditrisiken nach den Artikeln 387 bis 403 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 haben die übergeordneten Unternehmen jeweils die Eigenmittel und die maßgeblichen Risikopositionen der Gruppe zusammenzufassen. 2Von den nach Satz 1 zusammenzufassenden Eigenmitteln sind die auf gruppenangehörige Unternehmen entfallenden Buchwerte der Kapitalinstrumente gemäß Artikel 26 Absatz 1 Buchstabe a, Artikel 51 Buchstabe a und Artikel 62 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung abzuziehen. 3Bei Beteiligungen, die über nicht gruppenangehörige Unternehmen vermittelt werden, sind solche Buchwerte jeweils quotal in Höhe desjenigen Anteils abzuziehen, der der durchgerechneten Kapitalbeteiligung entspricht. 4Ist der Buchwert einer Beteiligung höher als der nach Satz 1 unter Eigenmitteln zusammenzufassende Teil der Posten des harten Kernkapitals nach Artikel 26 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung des nachgeordneten Unternehmens, hat das übergeordnete Unternehmen den Unterschiedsbetrag von dem harten Kernkapital gemäß Artikel 50 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung der Gruppe abzuziehen. 5Die Adressenausfallpositionen, die sich aus Rechtsverhältnissen zwischen gruppenangehörigen Unternehmen ergeben, sind nicht zu berücksichtigen. 6Bei nachgeordneten Unternehmen, die keine Tochterunternehmen sind, hat das übergeordnete Unternehmen seine Eigenmittel und die im Rahmen der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung maßgeblichen Risikopositionen mit den Eigenmitteln und den maßgeblichen Risikopositionen der nachgeordneten Unternehmen jeweils quotal in Höhe desjenigen Anteils zusammenzufassen, der seiner Kapitalbeteiligung an dem nachgeordneten Unternehmen entspricht. 7Im Übrigen gelten die Sätze 2 bis 5, jeweils auch in Verbindung mit der Rechtsverordnung nach Absatz 7, entsprechend.

(5) 1Ist das übergeordnete Unternehmen einer Institutsgruppe verpflichtet, nach den Vorschriften des Handelsgesetzbuchs einen Konzernabschluss aufzustellen, oder ist es nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Juli 2002 betreffend die Anwendung internationaler Rechnungslegungsstandards (ABl. L 243 vom 11.9.2002, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung oder nach Maßgabe von § 315e Absatz 2 des Handelsgesetzbuchs verpflichtet, bei der Aufstellung des Konzernabschlusses die nach den Artikeln 3 und 6 der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 übernommenen internationalen Rechnungslegungsstandards anzuwenden, so hat es spätestens nach Ablauf von fünf Jahren nach Entstehen der jeweiligen Verpflichtung bei der Ermittlung der zusammengefassten Eigenmittel sowie der zusammengefassten Risikopositionen nach Maßgabe der Artikel 24 bis 386 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung den Konzernabschluss zugrunde zu legen. 2Wendet das übergeordnete Unternehmen einer Institutsgruppe die genannten internationalen Rechnungslegungsstandards nach Maßgabe von § 315e Absatz 3 des Handelsgesetzbuchs an, sind die Sätze 1 und 2 entsprechend anzuwenden; an die Stelle des Entstehens der Verpflichtung zur Anwendung der internationalen Rechnungslegungsstandards tritt deren erstmalige Anwendung. 3Absatz 4 ist in den Fällen der Sätze 1 bis 3 nicht anzuwenden. 4In diesen Fällen bleiben die Eigenmittel und sonstigen maßgeblichen Risikopositionen von Unternehmen, die in den Konzernabschluss einbezogen und keine gruppenangehörigen Unternehmen im Sinne dieser Vorschrift sind, unberücksichtigt. 5Eigenmittel und sonstige maßgebliche Risikopositionen nicht in den Konzernabschluss einbezogener Unternehmen, die gruppenangehörige Unternehmen im Sinne dieser Vorschrift sind, sind hinzuzurechnen, wobei das Verfahren nach Absatz 4 angewendet werden darf. 6Die Sätze 1 bis 6 gelten entsprechend für eine Finanzholding-Gruppe oder eine gemischte Finanzholding-Gruppe, wenn die Finanzholding-Gesellschaft oder die gemischte Finanzholding-Gesellschaft nach den genannten Vorschriften verpflichtet ist, einen Konzernabschluss aufzustellen oder nach § 315e Absatz 3 des Handelsgesetzbuchs einen Konzernabschluss nach den genannten internationalen Rechnungslegungsstandards aufstellt.

(6) 1Eine Gruppe, die nach Absatz 5 bei der Ermittlung der zusammengefassten Eigenmittel sowie der zusammengefassten Risikopositionen den Konzernabschluss zugrunde zu legen hat, darf mit Zustimmung der Bundesanstalt für diese Zwecke das Verfahren nach Absatz 4 nutzen, wenn die Heranziehung des Konzernabschlusses im Einzelfall ungeeignet ist. 2Das übergeordnete Unternehmen der Gruppe muss das Verfahren nach Absatz 4 in diesem Fall in mindestens drei aufeinander folgenden Jahren anwenden.

(7) 1Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank nähere Bestimmungen über die Ermittlung der Eigenmittelausstattung von Gruppen zu erlassen, insbesondere über

1.	die Überleitung von Angaben aus dem Konzernabschluss in die Ermittlung der zusammengefassten Eigenmittelausstattung bei Anwendung des Verfahrens nach Absatz 5,

2.	die Behandlung der nach der Äquivalenzmethode bewerteten Beteiligungen bei Anwendung des Verfahrens nach Absatz 5.

2Das Bundesministerium der Finanzen kann die Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt mit der Maßgabe übertragen, dass die Rechtsverordnung im Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbank ergeht. 3Vor Erlass der Rechtsverordnung sind die Spitzenverbände der Institute anzuhören.

(8) 1Das übergeordnete Unternehmen ist für eine angemessene Eigenmittelausstattung der Gruppe verantwortlich. 2Es darf jedoch zur Erfüllung seiner Verpflichtungen nach Satz 1 auf die gruppenangehörigen Unternehmen nur einwirken, soweit dem das allgemein geltende Gesellschaftsrecht nicht entgegensteht.

(9) Gruppen sind von der Anwendung der Anforderungen auf konsolidierter Ebene nach den Artikeln 11 bis 23 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 befreit, wenn sämtliche gruppenangehörigen Institute die Artikel 92 bis 386 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 nicht auf Einzelebene anzuwenden haben, es sei denn, sie wurden nach Artikel 7 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 von der Anwendung der Artikel 92 bis 386 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 auf Einzelebene freigestellt.

(10) Für die Unterkonsolidierung gemäß Artikel 22 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sind die Absätze 4 bis 9 entsprechend anzuwenden.
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(aufgehoben)
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Kapitalerhaltungspuffer

(1) 1Ein Institut muss zusätzlich zum harten Kernkapital, das zur Einhaltung der Eigenmittelanforderung nach Artikel 92 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und erhöhter Eigenmittelanforderungen zur Absicherung nicht von Artikel 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 abgedeckter Risiken und Risikoelemente nach § 10 Absatz 3 erforderlich ist, einen aus hartem Kernkapital bestehenden Kapitalerhaltungspuffer vorhalten. 2Seine Höhe beträgt 2,5 Prozent des nach Artikel 92 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 ermittelten Gesamtforderungsbetrags.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen und gemischte Finanzholding-Gruppen, denen mindestens ein Institut angehört, das die Anforderung in Absatz 1 auf Einzelinstitutsebene erfüllen muss, sowie für Institute im Sinne des Artikels 22 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013.

[bookmark: _Toc36575170]§ 10d
Antizyklischer Kapitalpuffer

(1) 1Ein Institut muss zusätzlich zum harten Kernkapital, das zur Einhaltung

1.	der Eigenmittelanforderung nach Artikel 92 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013,

2.	erhöhter Eigenmittelanforderungen zur Absicherung nicht von Artikel 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 abgedeckter Risiken und Risikoelemente nach § 10 Absatz 3,

3.	erhöhter Eigenmittelanforderungen nach § 10 Absatz 4 und

4.	des Kapitalerhaltungspuffers nach § 10c

erforderlich ist, einen aus hartem Kernkapital bestehenden institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffer vorhalten. 2Satz 1 gilt entsprechend für Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen und gemischte Finanzholding-Gruppen, denen mindestens ein Institut angehört, das die Anforderung in Satz 1 auf Einzelinstitutsebene erfüllen muss, sowie für Institute im Sinne des Artikels 22 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013.

(2) 1Die institutsspezifische antizyklische Kapitalpuffer-Quote ist der gewichtete Durchschnitt der Quoten für die antizyklischen Kapitalpuffer, die im Inland, in den anderen Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums und in Drittstaaten sowie in den zugehörigen europäischen und überseeischen Ländern, Hoheitsgebieten und Rechtsräumen, in denen die maßgeblichen Risikopositionen des Instituts belegen sind, gelten oder nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze angewendet werden. 2Zur Berechnung des gewichteten Durchschnitts wenden die Institute die jeweils geltende Quote für antizyklische Kapitalpuffer auf den jeweiligen Quotienten aus den gemäß den Artikeln 107 bis 311 und 325 bis 377 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 bestimmten Eigenmittelgesamtanforderungen für das Kreditrisiko in dem betreffenden Staat des Europäischen Wirtschaftsraums, des betreffenden Drittstaates sowie in den zugehörigen europäischen und überseeischen Ländern, Hoheitsgebieten und Rechtsräumen und den Eigenmittelgesamtanforderungen für das Kreditrisiko bei allen maßgeblichen Risikopositionen an.

(3) 1Die Quote des inländischen antizyklischen Kapitalpuffers beträgt 0 bis 2,5 Prozent des nach Artikel 92 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 ermittelten Gesamtforderungsbetrags. 2Die Quote wird von der Bundesanstalt in Schritten von 0,25 Prozentpunkten festgelegt und quartalsweise bewertet. 3Hierbei berücksichtigt die Bundesanstalt Abweichungen des Verhältnisses der Kredite zum Bruttoinlandsprodukt von seinem langfristigen Trend und etwaige Empfehlungen des Ausschusses für Finanzstabilität. 4Die Bundesanstalt kann, soweit erforderlich, eine höhere Quote als 2,5 Prozent festlegen.

(4) 1Legt die Bundesanstalt die Quote für den inländischen antizyklischen Kapitalpuffer erstmals auf einen Wert über Null fest oder erhöht sie die bisherige Quote, bestimmt sie den Tag, ab dem die Institute die erhöhte Quote zur Berechnung des institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffers anwenden müssen. 2Dieser Tag darf nicht mehr als zwölf Monate nach dem Tag der Veröffentlichung der erstmaligen Festlegung oder der Erhöhung der Quote für den inländischen antizyklischen Kapitalpuffer liegen. 3Liegen zwischen dem Tag nach Satz 1 und der Veröffentlichung der Quote für den inländischen antizyklischen Kapitalpuffer weniger als zwölf Monate, muss diese kürzere Frist durch außergewöhnliche Umstände, etwa eine erhebliche Zunahme der durch übermäßiges Kreditwachstum bedingten Risiken oder eine Situation, in der die Ertragslage der Institute im Europäischen Wirtschaftsraum einen schnelleren Aufbau des inländischen antizyklischen Kapitalpuffers möglich macht, gerechtfertigt sein.

(5) 1Setzt die Bundesanstalt die bestehende Quote für den inländischen antizyklischen Kapitalpuffer herab, teilt sie gleichzeitig einen Zeitraum mit, in dem voraussichtlich keine Erhöhung der Quote für den inländischen antizyklischen Kapitalpuffer zu erwarten ist. 2Die Bundesanstalt kann das Verfahren jederzeit, auch vor Ablauf des mitgeteilten Zeitraums, wieder aufnehmen und die Quote für den inländischen antizyklischen Kapitalpuffer erneut festlegen oder erhöhen. 3Die Bundesanstalt veröffentlicht die im jeweiligen Quartal festlegte Quote für den inländischen antizyklischen Kapitalpuffer sowie die Angaben nach den Absätzen 3 und 4 auf ihrer Internetseite.

(6) 1Die Bundesanstalt kann die von einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums oder einem Drittstaat festgelegte Quote für den antizyklischen Kapitalpuffer für die Berechnung des institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffers durch die im Inland zugelassenen Institute anerkennen, wenn die Quote 2,5 Prozent des in Artikel 92 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 genannten Gesamtforderungsbetrags übersteigt. 2Solange die Bundesanstalt die höhere Quote nicht anerkannt hat, müssen die im Inland zugelassenen Institute bei der Berechnung des institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffers eine Quote von 2,5 Prozent für die in diesem Staat belegenen Risikopositionen anwenden.

(7) Hat die zuständige Behörde eines Drittstaates keine Quote für den antizyklischen Kapitalpuffer festgelegt und veröffentlicht, darf die Bundesanstalt die Quote festlegen, die die im Inland zugelassenen Institute bei der Berechnung des institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffers für die in diesem Staat belegenen Risikopositionen anwenden müssen.

(8) Hat die zuständige Behörde eines Drittstaates eine Quote für den antizyklischen Kapitalpuffer festgelegt und veröffentlicht, darf die Bundesanstalt eine höhere Quote für den antizyklischen Kapitalpuffer festlegen, den die im Inland zugelassenen Institute bei der Berechnung des institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffers für die in diesem Staat belegenen Risikopositionen anwenden müssen, wenn sie hinreichend sicher davon ausgehen kann, dass die von der zuständigen Behörde des Drittstaates festgelegte Quote nicht ausreicht, um die Institute angemessen vor den Risiken eines übermäßigen Kreditwachstums in dem betreffenden Drittstaat zu schützen.

(9) Erkennt die Bundesanstalt eine Quote für den antizyklischen Kapitalpuffer nach Absatz 6 an oder legt sie eine Quote für den antizyklischen Kapitalpuffer nach den Absätzen 7 oder 8 fest, veröffentlicht die Bundesanstalt jeweils auf ihrer Internetseite diese Quote sowie mindestens folgende weitere Angaben:

1.	den Staat des Europäischen Wirtschaftsraums oder den Drittstaat, für den diese Quote gilt,

2.	den Tag, ab dem die im Inland zugelassenen Institute die Quote für den antizyklischen Kapitalpuffer zur Berechnung ihres institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffers anwenden müssen,

3.	in den Fällen, in denen dieser Tag weniger als zwölf Monate nach dem Tag der Veröffentlichung nach diesem Absatz liegt, die außergewöhnlichen Umstände, die eine kürzere Frist für die Anwendung rechtfertigen.

(10) Das Nähere regelt die Rechtsverordnung nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe a.

[bookmark: _Toc36575171]§ 10e
Kapitalpuffer für systemische Risiken

(1) 1Die Bundesanstalt kann anordnen, dass alle Institute oder bestimmte Arten oder Gruppen von Instituten zusätzlich zum harten Kernkapital, das zur Einhaltung

1.	der Eigenmittelanforderung nach Artikel 92 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013,

2.	erhöhter Eigenmittelanforderungen zur Absicherung nicht von Artikel 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 abgedeckter Risiken und Risikoelemente nach § 10 Absatz 3,

3.	erhöhter Eigenmittelanforderungen nach § 10 Absatz 4,

4.	des Kapitalerhaltungspuffers nach § 10c und

5.	des institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffers nach § 10d

erforderlich ist, einen aus hartem Kernkapital bestehenden Kapitalpuffer für systemische Risiken vorhalten müssen. 2Der Kapitalpuffer für systemische Risiken kann für Risikopositionen, die im Inland, in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums oder in einem Drittstaat belegen sind, angeordnet werden. 3Seine Quote beträgt mindestens 1,0 Prozent bezogen auf die risikogewichteten Positionswerte dieser Risikopositionen, die in den nach Artikel 92 Absatz 3 Verordnung (EU) Nr. 575/2013 zu berechnenden Gesamtforderungsbetrag einfließen und die Quote wird von der Bundesanstalt in Schritten von 0,5 Prozentpunkten festgesetzt. 4Die Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend für Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen und gemischte Finanzholding-Gruppen, denen mindestens ein CRR-Kreditinstitut angehört, das die Anforderungen nach den Sätzen 1 bis 3 auf Einzelebene erfüllen muss, sowie für Kreditinstitute im Sinne des Artikels 22 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013.

(2) 1Der Kapitalpuffer für systemische Risiken kann angeordnet werden, um langfristige, nicht zyklische systemische oder makroprudenzielle Risiken zu vermindern oder abzuwehren, die

1.	zu einer Störung mit bedeutenden Auswirkungen auf das nationale Finanzsystem und die Realwirtschaft im Inland führen können und

2.	nicht durch die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 abgedeckt sind.

2Der Kapitalpuffer für systemische Risiken darf nur angeordnet werden, wenn diese Risiken nicht hinreichend sicher durch andere Maßnahmen nach diesem Gesetz mit Ausnahme von Maßnahmen nach § 48t oder nach der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 mit Ausnahme von Maßnahmen nach Artikel 458 und 459 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 vermindert oder abgewehrt werden können. 3Die Anordnung darf nur erfolgen, wenn der Kapitalpuffer für systemische Risiken keine unverhältnismäßige Beeinträchtigung des Finanzsystems oder von Teilen des Finanzsystems eines anderen Staates oder des Europäischen Wirtschaftsraums insgesamt darstellt, so dass das Funktionieren des Binnenmarkts des Europäischen Wirtschaftsraums behindert wird. 4Der Kapitalpuffer für systemische Risiken ist mindestens alle zwei Jahre zu überprüfen.

(3) 1Vor Anordnung eines Kapitalpuffers für systemische Risiken hat die Bundesanstalt die Absicht, einen solchen Kapitalpuffer anzuordnen, der Europäischen Kommission, der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde, dem Europäischen Ausschuss für Systemrisiken sowie den zuständigen Behörden der betroffenen anderen Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums und der betroffenen Drittstaaten anzuzeigen. 2Bei einem Kapitalpuffer in Höhe von bis zu 3 Prozent muss die Anzeige einen Monat vor der Anordnung erfolgen. 3Die Anzeigen sollen jeweils mindestens folgende Angaben enthalten:

1.	eine genaue Beschreibung der langfristigen, nicht zyklischen systemischen oder makroprudenziellen Risiken, die durch die Anordnung der Kapitalpuffer für systemische Risiken abgewehrt oder vermindert werden sollen;

2.	eine Begründung, warum die Risiken nach Nummer 1 eine Gefahr für die Finanzstabilität auf nationaler Ebene darstellen, die den Kapitalpuffer für systemische Risiken auch in der beabsichtigten Höhe rechtfertigt;

3.	eine Begründung, warum die Annahme gerechtfertigt ist, dass die Anordnung des Kapitalpuffers für systemische Risiken in seiner konkreten Ausgestaltung geeignet und verhältnismäßig ist, um die Risiken nach Nummer 1 abzuwehren oder zu vermindern;

4.	eine Beurteilung der wahrscheinlichen positiven oder negativen Auswirkungen der Anordnung des Kapitalpuffers für systemische Risiken auf den Binnenmarkt unter Berücksichtigung aller der Bundesanstalt zugänglichen Informationen;

5.	eine Begründung, warum eine andere Maßnahme oder eine Kombination anderer Maßnahmen nach diesem Gesetz oder der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 mit Ausnahme von Maßnahmen nach Artikel 458 und 459 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 unter Berücksichtigung der jeweiligen Wirksamkeit der Maßnahme nicht gleich geeignet ist, die Risiken nach Nummer 1 abzuwehren oder zu vermindern;

6.	die beabsichtigte Höhe des Kapitalpuffers für systemische Risiken.

(4) 1Für Risikopositionen, die im Inland und in Drittstaaten belegen sind, kann ein Kapitalpuffer für systemische Risiken bis zur Höhe von 3,0 Prozent angeordnet werden. 2Für Risikopositionen, die in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums belegen sind, kann ein Kapitalpuffer für systemische Risiken in Höhe von bis zu 3,0 Prozent angeordnet werden, sofern dies einheitlich für alle Risikopositionen, die in Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums belegen sind, erfolgt. 3Ein Kapitalpuffer für systemische Risiken, der in Höhe von über 3,0 Prozent festgelegt werden soll, kann erst nach Erlass eines zustimmenden Rechtsaktes der Europäischen Kommission gemäß Artikel 133 Absatz 15 der Richtlinie 2013/36/EU angeordnet werden.

(5) 1Abweichend von Absatz 4 Satz 3 kann die Bundesanstalt für Risikopositionen, die im Inland oder in Drittstaaten belegen sind, einen Kapitalpuffer für systemische Risiken in Höhe von über 3,0 Prozent bis zu 5,0 Prozent anordnen, nachdem

1.	die Europäische Kommission eine zustimmende Empfehlung abgegeben hat oder, sofern die Europäische Kommission eine ablehnende Empfehlung abgegeben hat,

2.	die Bundesanstalt gegenüber der Europäischen Kommission begründet hat, dass die Anordnung des Kapitalpuffers entgegen der Empfehlung der Europäischen Kommission erforderlich ist.

2Sind von der Anordnung des Kapitalpuffers für systemische Risiken nach Satz 1 auch Institute betroffen, deren Mutterinstitut seinen Sitz in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums hat, kann die Bundesanstalt den Kapitalpuffer für systemische Risiken nur anordnen, wenn sie zuvor die zuständige Behörde des jeweiligen Staates, die Europäische Kommission und den Europäischen Ausschuss für Systemrisiken von der Absicht unterrichtet hat, einen Kapitalpuffer für systemische Risiken nach Satz 1 auch gegenüber diesen Instituten anzuordnen. 3Widerspricht die zuständige Behörde eines betroffenen Staates des Europäischen Wirtschaftsraums innerhalb eines Monats der Anordnung des Kapitalpuffers für systemische Risiken nach Satz 1 gegenüber einem Institut, dessen Mutterinstitut seinen Sitz in diesem Staat hat, oder geben sowohl die Europäische Kommission als auch der Europäische Ausschuss für Systemrisiken innerhalb eines Monats ablehnende Empfehlungen ab, kann die Bundesanstalt die Angelegenheit der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde zur Durchführung eines Verfahrens zur Beilegung von Meinungsverschiedenheiten nach Artikel 19 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 vorlegen.

(6) 1Der Kapitalpuffer für systemische Risiken kann auch durch Allgemeinverfügung ohne vorherige Anhörung angeordnet und öffentlich bekannt gegeben werden. 2Die Anordnung des Kapitalpuffers für systemische Risiken ist auf der Internetseite der Bundesanstalt zu veröffentlichen. 3Die Veröffentlichung soll mindestens folgende Angaben enthalten:

1.	die Höhe des angeordneten Kapitalpuffers für systemische Risiken,

2.	die Institute, Arten oder Gruppen von Instituten, die den Kapitalpuffer für systemische Risiken einhalten müssen,

3.	eine Begründung der Anordnung des Kapitalpuffers für systemische Risiken,

4.	den Zeitpunkt, ab dem der Kapitalpuffer für systemische Risiken einzuhalten ist,

5.	die Staaten, bei denen Risikopositionen, die dort belegen sind, beim Kapitalpuffer für systemische Risiken zu berücksichtigen sind.

4Die Veröffentlichung nach Nummer 3 hat zu unterbleiben, wenn zu befürchten ist, dass dadurch die Stabilität der Finanzmärkte gefährdet werden könnte.

(7) Für die Aufhebung der Anordnung eines Kapitalpuffers für systemische Risiken gilt Absatz 6 Satz 1 und 2 entsprechend.

(8) 1Die Bundesanstalt kann den Kapitalpuffer für systemische Risiken, der in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums angeordnet wurde, anerkennen, indem sie anordnet, dass alle Institute oder Arten oder Gruppen von Instituten den in diesem Staat angeordneten Kapitalpuffer für systemische Risiken anzuwenden haben, soweit er sich auf Risikopositionen bezieht, die in diesem Staat belegen sind. 2Absatz 6 gilt für die Anerkennung entsprechend. 3Bei der Entscheidung über die Anerkennung hat die Bundesanstalt die von dem anderen Staat bei Anordnung des Kapitalpuffers für systemische Risiken veröffentlichten Angaben zu berücksichtigen. 4Die Bundesanstalt hat die Europäische Kommission, die Europäische Bankenaufsichtsbehörde, den Europäischen Ausschuss für Systemrisiken und den Staat, in dem der Kapitalpuffer für systemische Risiken angeordnet wurde, von der Anerkennung zu unterrichten.

(9) Die Bundesanstalt kann den Europäischen Ausschuss für Systemrisiken ersuchen, eine Empfehlung nach Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 1092/2010 zur Anerkennung eines Kapitalpuffers für systemische Risiken gegenüber einem oder mehreren anderen Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums abzugeben.

(10) Das Nähere regelt die Rechtsverordnung nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe b.

[bookmark: _Toc36575172]§ 10f
Kapitalpuffer für global systemrelevante Institute

(1) 1Die Bundesanstalt ordnet an, dass ein global systemrelevantes Institut zusätzlich zum harten Kernkapital, das zur Einhaltung

1.	der Eigenmittelanforderungen nach Artikel 92 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013,

2.	erhöhter Eigenmittelanforderungen zur Absicherung nicht von Artikel 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 abgedeckter Risiken und Risikoelemente nach § 10 Absatz 3,

3.	erhöhter Eigenmittelanforderungen nach § 10 Absatz 4,

4.	des Kapitalerhaltungspuffers nach § 10c,

5.	des institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffers nach § 10d und

6.	des systemischen Kapitalpuffers nach § 10e, soweit dieser nicht auf den Kapitalpuffer für global systemrelevante Institute angerechnet wird,

erforderlich ist, einen aus hartem Kernkapital bestehenden Kapitalpuffer für global systemrelevante Institute auf konsolidierter Ebene vorhalten muss. 2Seine Quote wird von der Bundesanstalt entsprechend der Zuordnung des global systemrelevanten Instituts zu einer Größenklasse auf eine Höhe von 1,0, 1,5, 2,0, 2,5 oder 3,5 Prozent des nach Artikel 92 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 ermittelten Gesamtforderungsbetrags festgelegt und mindestens jährlich überprüft.

(2) 1Die Bundesanstalt bestimmt im Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbank mindestens jährlich, welche Institute, EU-Mutterinstitute, EU-Mutterfinanzholdinggesellschaften oder gemischten EU-Mutterfinanzholdinggesellschaften mit Sitz im Inland auf Grund einer quantitativen Analyse auf konsolidierter Ebene als global systemrelevant eingestuft werden (global systemrelevante Institute). 2Sie berücksichtigt bei der quantitativen Analyse die nachfolgenden Kategorien:

1.	Größe der Gruppe,

2.	grenzüberschreitende Aktivitäten der Gruppe,

3.	Vernetztheit der Gruppe mit dem Finanzsystem,

4.	Ersetzbarkeit hinsichtlich der angebotenen Dienstleistungen und Finanzinfrastruktureinrichtungen der Gruppe sowie

5.	Komplexität der Gruppe.

3Die Institute sind verpflichtet, der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank die zur Durchführung der quantitativen Analyse benötigten Einzeldaten jährlich zu melden.

(3) 1In Abhängigkeit von den Ergebnissen der quantitativen Analyse weist die Bundesanstalt ein global systemrelevantes Institut einer bestimmten Größenklasse zu. 2Die Bundesanstalt kann

1.	ein global systemrelevantes Institut einer höheren Größenklasse zuordnen, oder

2.	ein zur Teilnahme am quantitativen Verfahren verpflichtetes Institut, das im Rahmen der quantitativen Analyse nicht als global systemrelevantes Institut identifiziert wurde, als solches einstufen und einer der Größenklassen zuordnen, wenn im Rahmen der ergänzenden qualitativen Analyse Merkmale der Systemrelevanz festgestellt wurden, die im Rahmen der quantitativen Analyse nicht oder nicht ausreichend erfasst wurden.

(4) 1Die Institute, deren Gesamtrisikopositionsmessgröße im Sinne des Artikels 429 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 den Wert von 200 Milliarden Euro übersteigt, sind verpflichtet, die Werte der der quantitativen Analyse zugrunde liegenden Indikatoren jährlich innerhalb von vier Monaten nach Abschluss eines jeden Geschäftsjahres, spätestens jedoch bis zum 31. Juli, auf ihrer Internetseite und in dem Medium zu veröffentlichen, welches gemäß Artikel 434 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 für die Veröffentlichung der in Teil 8 dieser Verordnung verlangten Angaben vorgesehen ist. 2Die Veröffentlichung hat mittels der ausgefüllten, im Anhang der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1030/2014 der Kommission vom 29. September 2014 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf einheitliche Formate und Daten für die Offenlegung der Werte zur Bestimmung global systemrelevanter Institute gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 284 vom 30.9.2014, S. 14) enthaltenen Bögen entsprechend den Angaben auf der Internetseite der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde elektronisch zu erfolgen. 3Die Bundesanstalt übermittelt die Bögen an die Europäische Bankenaufsichtsbehörde zwecks zentraler Veröffentlichung auf ihrer Internetseite. 4Bei der Anordnung und Überprüfung des Kapitalpuffers für global systemrelevante Institute nach Absatz 1 und der Einstufung als global systemrelevante Institute sowie der Zuweisung zu einer Größenklasse nach den Absätzen 2 und 3 sind die insoweit bestehenden Vorgaben und Empfehlungen der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde und des Europäischen Ausschusses für Systemrisiken nach freiem Ermessen der Bundesanstalt zu berücksichtigen.

(4a) 1Die in Absatz 4 genannten Institute sind verpflichtet, jährlich die Datenerfassungsbögen des Baseler Ausschusses für Bankenaufsicht auszufüllen und an die Bundesanstalt sowie die Deutsche Bundesbank zu senden. 2Die Deutsche Bundesbank übermittelt die ausgefüllten Datenerfassungsbögen an den Baseler Ausschuss für Bankenaufsicht. 3Darüber hinaus kann die Bundesanstalt die ausgefüllten Datenerfassungsbögen des Baseler Ausschusses für Bankenaufsicht auch an die Europäische Bankenaufsichtsbehörde weiterleiten.

(5) Die Bundesanstalt unterrichtet die Europäische Bankenaufsichtsbehörde, den Europäischen Ausschuss für Systemrisiken, die Europäische Kommission und die als global systemrelevant eingestuften Institute über die Entscheidungen nach den Absätzen 1 bis 3 und veröffentlicht Informationen über das Bestehen einer Anordnung sowie die Höhe des angeordneten Kapitalpuffers für global systemrelevante Institute sowie eine Liste der als global systemrelevant eingestuften Institute.

(6) Das Nähere regelt die Rechtsverordnung nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe c.

[bookmark: _Toc36575173]§ 10g
Kapitalpuffer für anderweitig systemrelevante Institute

(1) Die Bundesanstalt kann anordnen, dass ein anderweitig systemrelevantes Institut zusätzlich zum harten Kernkapital, das zur Einhaltung

1.	der Eigenmittelanforderungen nach Artikel 92 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013,

2.	erhöhter Eigenmittelanforderungen zur Absicherung nicht von Artikel 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 abgedeckter Risiken und Risikoelemente nach § 10 Absatz 3,

3.	erhöhter Eigenmittelanforderungen nach § 10 Absatz 4,

4.	des Kapitalerhaltungspuffers nach § 10c,

5.	des institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffers nach § 10d und

6.	des systemischen Kapitalpuffers nach § 10e, soweit dieser nicht auf den Kapitalpuffer für global systemrelevante Institute angerechnet wird,

erforderlich ist, einen aus hartem Kernkapital bestehenden Kapitalpuffer für anderweitig systemrelevante Institute in Höhe von bis zu 2,0 Prozent des nach Artikel 92 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 ermittelten Gesamtforderungsbetrags auf konsolidierter, unterkonsolidierter oder auf Einzelinstitutsebene vorhalten muss.

(2) 1Die Bundesanstalt bestimmt im Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbank mindestens jährlich, welche Institute, EU-Mutterinstitute, EU-Mutterfinanzholdinggesellschaften oder gemischte EU-Mutterfinanzholdinggesellschaften mit Sitz im Inland auf konsolidierter, unterkonsolidierter oder Einzelinstitutsebene als anderweitig systemrelevant eingestuft werden (anderweitig systemrelevante Institute). 2Bei der auf der relevanten Ebene durchgeführten qualitativen und quantitativen Analyse berücksichtigt sie jeweils für die untersuchte Einheit insbesondere die nachfolgenden Faktoren:

1.	Größe,

2.	wirtschaftliche Bedeutung für den Europäischen Wirtschaftsraum und die Bundesrepublik Deutschland,

3.	grenzüberschreitende Aktivitäten sowie

4.	Vernetztheit mit dem Finanzsystem.

(3) 1Die Bundesanstalt überprüft mindestens jährlich, ob und in welcher Höhe der Kapitalpuffer für anderweitig systemrelevante Institute erforderlich ist. 2Dabei sind jeweils die insoweit bestehenden Vorgaben und Empfehlungen der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde und des Europäischen Ausschusses für Systemrisiken zu beachten. 3Die Anordnung darf nur erfolgen, wenn der Kapitalpuffer für anderweitig systemrelevante Institute keine unverhältnismäßige Beeinträchtigung des Finanzsystems oder von Teilen des Finanzsystems eines anderen Staates oder des Europäischen Wirtschaftsraums insgesamt darstellt, so dass das Funktionieren des Binnenmarkts des Europäischen Wirtschaftsraums behindert wird.

(3a) 1Die Bundesanstalt veröffentlicht die für die Einstufung der anderweitig systemrelevanten Institute und die Festsetzung der Höhe des Kapitalpuffers angewandte Methodik unter Berücksichtigung der maßgeblichen quantitativen und qualitativen Indikatoren und Schwellenwerte. 2Dabei sind die insoweit bestehenden Leitlinien der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde zu beachten.

(4) 1Mindestens einen Monat vor Bekanntgabe der Anordnung eines neuen oder veränderten Kapitalpuffers für anderweitig systemrelevante Institute hat die Bundesanstalt die beabsichtigte Anordnung der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde, dem Europäischen Ausschuss für Systemrisiken und der Europäischen Kommission sowie den zuständigen Aufsichtsbehörden gegebenenfalls betroffener Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums anzuzeigen. 2Die Anzeigen sollen jeweils mindestens folgende Angaben enthalten:

1.	eine detaillierte Begründung, weshalb die Festsetzung eines Kapitalpuffers für anderweitig systemrelevante Institute gerechtfertigt und den identifizierten Risiken angemessen ist,

2.	eine detaillierte Erläuterung der wahrscheinlichen positiven und negativen Auswirkungen des Kapitalpuffers auf den Binnenmarkt des Europäischen Wirtschaftsraums sowie

3.	die Höhe des festgesetzten Kapitalpuffers.

(5) 1Die Bundesanstalt unterrichtet das jeweilige anderweitig systemrelevante Institut mit den jeweils festgesetzten Kapitalpuffern, die Europäische Bankenaufsichtsbehörde, den Europäischen Ausschuss für Systemrisiken und die Europäische Kommission über die Entscheidungen nach Absatz 1 und 2 und veröffentlicht eine Liste der als anderweitig systemrelevant eingestuften Institute. 2Die Liste enthält die wesentlichen quantitativen und qualitativen Ergebnisse der den Entscheidungen zugrunde liegenden Analyse unter Berücksichtigung der verwendeten Indikatoren und Schwellenwerte. 3Zudem übermittelt die Bundesanstalt der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde die Werte der für die Analyse verwendeten Indikatoren für alle Institute, die nicht bereits auf Grund ihrer gemessen an der Bilanzsumme geringen Größe von der Analyse ausgeschlossen wurden. 4Dabei sind die insoweit bestehenden Leitlinien der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde zu beachten.

(6) Ist das anderweitig systemrelevante Institut Tochterunternehmen

1.	eines global systemrelevanten Instituts oder

2.	eines EU-Mutterinstituts mit Sitz im Ausland, das ein anderweitig systemrelevantes Institut im Sinne des Artikels 131 Absatz 1 der Richtlinie 2013/36/EU ist und einem Kapitalpuffer für anderweitig systemrelevante Institute auf konsolidierter Ebene unterliegt,

darf der Kapitalpuffer des Absatzes 2 den höheren Wert von entweder 1,0 Prozent oder des Kapitalpuffers auf konsolidierter Ebene nach Maßgabe des Artikels 131 Absatz 4 oder 5 der Richtlinie 2013/36/EU nicht übersteigen.

(7) Das Nähere regelt die Rechtsverordnung nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe d.

[bookmark: _Toc36575174]§ 10h
Zusammenwirken der Kapitalpuffer für systemische Risiken, für global systemrelevante Institute und für anderweitig systemrelevante Institute

(1) Solange neben einem Kapitalpuffer für global systemrelevante Institute nach § 10f auch ein Kapitalpuffer für anderweitig systemrelevante Institute nach § 10g auf konsolidierter Ebene besteht, ist nur der höhere der beiden Kapitalpuffer einzuhalten.

(2) Solange neben einem Kapitalpuffer für global systemrelevante Institute nach § 10f auch

1.	ein Kapitalpuffer für anderweitig systemrelevante Institute nach § 10g auf konsolidierter Ebene besteht und

2.	ein Kapitalpuffer für systemische Risiken nach § 10e auf konsolidierter Ebene besteht, der nicht nur für Risikopositionen angeordnet wurde, die in dem jeweils anordnenden Staat des Europäischen Wirtschaftsraums belegen sind,

ist nur der höchste der drei Kapitalpuffer einzuhalten.

(3) Solange neben einem Kapitalpuffer für anderweitig systemrelevante Institute nach § 10g auf Einzelinstitutsebene oder unterkonsolidierter Ebene oder konsolidierter Ebene ein Kapitalpuffer für systemische Risiken nach § 10e auf Einzelinstitutsebene oder unterkonsolidierter Ebene oder konsolidierter Ebene besteht, der nicht nur für Risikopositionen angeordnet wurde, die in dem jeweils anordnenden Staat des Europäischen Wirtschaftsraums belegen sind, ist nur der höhere der beiden Kapitalpuffer einzuhalten.

(4) Wurde ein Kapitalpuffer für systemische Risiken nach § 10e nur für Risikopositionen angeordnet, die in dem jeweils anordnenden Staat des Europäischen Wirtschaftsraums belegen sind, so ist dieser zusätzlich zu einem Kapitalpuffer für ein global systemrelevantes Institut nach § 10f oder einem Kapitalpuffer für anderweitig systemrelevante Institute nach § 10g einzuhalten.

[bookmark: _Toc36575175]§ 10i
Kombinierte Kapitalpuffer-Anforderung

(1) Die kombinierte Kapitalpuffer-Anforderung ist das gesamte harte Kernkapital eines Instituts, das zur Einhaltung der folgenden Kapitalpuffer-Anforderungen erforderlich ist:

1.	des Kapitalerhaltungspuffers nach § 10c,

2.	des institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffers nach § 10d, und

3.	in den Fällen und nach Maßgabe

a)	des § 10h Absatz 1 des höheren der Kapitalpuffer für global systemrelevante Institute nach § 10f und für anderweitig systemrelevante Institute nach § 10g,

b)	des § 10h Absatz 2 des höchsten der Kapitalpuffer für global systemrelevante Institute nach § 10f, für anderweitig systemrelevante Institute nach § 10g und für systemische Risiken nach § 10e,

c)	des § 10h Absatz 3 des höheren der Kapitalpuffer für systemische Risiken nach § 10e oder anderweitig systemrelevante Institute nach § 10g, oder

d)	des § 10h Absatz 4 der Summe aus dem Kapitalpuffer für systemische Risiken nach § 10e sowie dem Kapitalpuffer für global systemrelevante Institute nach § 10f oder dem Kapitalpuffer für anderweitig systemrelevante Institute nach § 10g.

(2) Ein Institut, das die kombinierte Kapitalpuffer-Anforderung erfüllt, darf keine Ausschüttung aus dem harten Kernkapital oder auf harte Kernkapitalinstrumente nach Absatz 5 vornehmen, wenn dadurch sein hartes Kernkapital so stark abnehmen würde, dass die kombinierte Kapitalpuffer-Anforderung nicht mehr erfüllt wäre.

(3) 1Ein Institut, das die kombinierte Kapitalpuffer-Anforderung nicht oder nicht mehr erfüllt, muss den maximal ausschüttungsfähigen Betrag berechnen und der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank anzeigen. 2Das Institut muss Vorkehrungen treffen, um zu gewährleisten, dass die Höhe der ausschüttungsfähigen Gewinne und der maximal ausschüttungsfähige Betrag genau berechnet werden, und muss in der Lage sein, der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank die Genauigkeit der Berechnung auf Anfrage nachzuweisen. 3Bis zur Entscheidung der Bundesanstalt über die Genehmigung des Kapitalerhaltungsplans nach den Absätzen 7 und 8 darf das Kreditinstitut

1.	keine Ausschüttung aus dem hartem Kernkapital oder auf harte Kernkapitalinstrumente nach Absatz 5 vornehmen,

2.	keine Verpflichtung zur Zahlung einer variablen Vergütung oder zu freiwilligen Rentenzahlungen übernehmen oder eine variable Vergütung zahlen, wenn die entsprechende Verpflichtung in einem Zeitraum übernommen worden ist, in dem das Kreditinstitut die kombinierte Kapitalpuffer-Anforderung nicht erfüllt hat, und

3.	keine Zahlungen aus zusätzlichen Kernkapitalinstrumenten vornehmen.

4Das Nähere regelt die Rechtsverordnung nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe e.

(4) Ein Institut, das die kombinierte Kapitalpuffer-Anforderung nicht oder nicht mehr erfüllt und beabsichtigt, eine Ausschüttung ausschüttungsfähiger Gewinne oder eine Maßnahme nach Absatz 3 Satz 3 Nummer 1 bis 3 durchzuführen, teilt diese Absicht der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank unter Angabe der folgenden Informationen mit:

1.	vom Institut vorgehaltene Eigenmittel, aufgeschlüsselt nach

a)	hartem Kernkapital;

b)	zusätzlichem Kernkapital;

c)	Ergänzungskapital;

2.	Höhe der Zwischengewinne und Gewinne zum Jahresende;

3.	Höhe des maximal ausschüttungsfähigen Betrages;

4.	Höhe der ausschüttungsfähigen Gewinne und deren beabsichtigte Aufteilung auf

a)	Ausschüttungen an Anteilseigner oder Eigentümer;

b)	Rückkauf oder Rückerwerb von Anteilen;

c)	Zahlungen aus zusätzlichen Kernkapitalinstrumenten;

d)	Zahlung einer variablen Vergütung oder freiwillige Rentenzahlungen, entweder auf Grund der Übernahme einer neuen Zahlungsverpflichtung oder einer Zahlungsverpflichtung, die in einem Zeitraum übernommen wurde, in dem das Kreditinstitut die kombinierte Anforderung an Kapitalpuffer nicht erfüllt hat.

(5) Eine Ausschüttung aus hartem Kernkapital oder auf harte Kernkapitalinstrumente umfasst

1.	Gewinnausschüttungen in bar,

2.	die Ausgabe von teilweise oder voll gezahlten Gratisaktien oder anderen in Artikel 26 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 aufgeführten Eigenmittelinstrumenten,

3.	eine Rücknahme oder einen Rückkauf eigener Aktien oder anderer Instrumente nach Artikel 26 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 durch ein Institut,

4.	eine Rückzahlung der in Verbindung mit den Eigenmittelinstrumenten nach Artikel 26 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 eingezahlten Beträge und

5.	eine Ausschüttung von in Artikel 26 Absatz 1 Buchstabe b bis e der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 aufgeführten Positionen.

(6) 1Ein Institut, das die kombinierte Kapitalpuffer-Anforderung nicht oder nicht mehr erfüllt, muss über die Anforderungen der Absätze 3 bis 4 hinaus zusätzlich einen Kapitalerhaltungsplan erstellen und innerhalb von fünf Arbeitstagen, nachdem es festgestellt hat, dass es die kombinierte Kapitalpuffer-Anforderung nicht erfüllen kann, der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank vorlegen. 2Die Bundesanstalt kann die Frist zur Vorlage auf längstens zehn Arbeitstage verlängern, wenn dies im Einzelfall und unter Berücksichtigung des Umfangs und der Komplexität der Geschäftstätigkeit des Instituts angemessen erscheint. 3Der Kapitalerhaltungsplan umfasst

1.	eine Einnahmen- und Ausgabenschätzung und eine Bilanzprognose,

2.	Maßnahmen zur Erhöhung der Kapitalquoten des Instituts,

3.	Plan und Zeitplan für die Erhöhung der Eigenmittel, um die kombinierte Kapitalpuffer-Anforderung vollständig zu erfüllen, und

4.	weitere Informationen, die die Bundesanstalt für die in Absatz 7 vorgeschriebene Bewertung als notwendig erachtet.

(7) 1Die Bundesanstalt bewertet den Kapitalerhaltungsplan und genehmigt ihn, wenn sie der Auffassung ist, dass durch seine Umsetzung sehr wahrscheinlich genügend Kapital erhalten oder aufgenommen wird, damit das Institut die kombinierte Kapitalpuffer-Anforderung innerhalb des von der Bundesanstalt als angemessen erachteten Zeitraums erfüllen kann. 2Die Bundesanstalt entscheidet über die Genehmigung innerhalb von 14 Tagen nach Eingang des Kapitalerhaltungsplans. 3Nach Genehmigung des Kapitalerhaltungsplans ist das Institut berechtigt, eine Ausschüttung ausschüttungsfähiger Gewinne sowie Maßnahmen nach Absatz 3 Satz 3 Nummer 1 bis 3 bis zu Höhe des maximal ausschüttungsfähigen Betrags durchzuführen.

(8) 1Genehmigt die Bundesanstalt den Kapitalerhaltungsplan nicht,

1.	ordnet die Bundesanstalt an, dass die Ausschüttungsbeschränkungen des Absatzes 3 fortgelten, oder

2.	erlaubt die Bundesanstalt dem Institut die Durchführung von Maßnahmen im Sinne des Absatzes 3 Satz 3 Nummer 1 bis 3 bis zu einem bestimmten Betrag, der den maximal ausschüttungsfähigen Betrag nicht übersteigen darf.

2Daneben kann sie von dem Institut verlangen, seine Eigenmittel innerhalb eines bestimmten Zeitraums auf eine bestimmte Höhe aufzustocken.

(9) Die in dieser Vorschrift festgelegten Beschränkungen finden ausschließlich auf Zahlungen und Ausschüttungen Anwendung, die zu einer Verringerung des harten Kernkapitals oder der Gewinne führen, und sofern die Aussetzung einer Zahlung oder eine versäumte Zahlung weder einen Ausfall noch eine Voraussetzung für die Einleitung eines Verfahrens nach den für das Institut geltenden Insolvenzvorschriften darstellt.
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Liquidität

(1) 1Die Institute müssen ihre Mittel so anlegen, dass jederzeit eine ausreichende Zahlungsbereitschaft (Liquidität) gewährleistet ist. 2Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank nähere Anforderungen an die ausreichende Liquidität zu bestimmen, insbesondere über die 

1.	Methoden zur Beurteilung der ausreichenden Liquidität und die dafür erforderlichen technischen Grundsätze,

2.	als Zahlungsmittel und Zahlungsverpflichtungen zu berücksichtigenden Geschäfte einschließlich ihrer Bemessungsgrundlagen sowie

3.	Pflicht der Institute zur Übermittlung der zum Nachweis der ausreichenden Liquidität erforderlichen Angaben an die Aufsichtsbehörde und die Deutsche Bundesbank, einschließlich Bestimmungen zu Inhalt, Art, Umfang und Form der Angaben, zu der Häufigkeit ihrer Übermittlung und über die zulässigen Datenträger, Übertragungswege und Datenformate.

3In der Rechtsverordnung ist an die Definition der Spareinlagen aus § 21 Abs. 4 der Kreditinstituts-Rechnungslegungsverordnung anzuknüpfen. 4Das Bundesministerium der Finanzen kann die Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt mit der Maßgabe übertragen, dass die Rechtsverordnung im Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbank ergeht. 5Vor Erlass der Rechtsverordnung sind die Spitzenverbände der Institute zu hören.

(2) Die Bundesanstalt kann bei der Beurteilung der Liquidität im Einzelfall gegenüber Instituten über die in der Rechtsverordnung nach Absatz 1 festgelegten Vorgaben hinausgehende Liquiditätsanforderungen anordnen, wenn ohne eine solche Maßnahme die nachhaltige Liquidität eines Instituts nicht gesichert ist.

(3) 1Die Bundesanstalt kann bei der Beurteilung der Liquidität im Einzelfall gegenüber Instituten, Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen und gemischten Finanzholding-Gruppen spezifische über die Anforderungen der Artikel 411 bis 428 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung hinausgehende Liquiditätsanforderungen anordnen, um spezifische Risiken abzudecken, denen ein Institut ausgesetzt ist oder ausgesetzt sein könnte. 2Die Bundesanstalt beachtet dabei die in Artikel 105 der Richtlinie 2013/36/EU in der jeweils geltenden Fassung aufgeführten Erwägungsgründe. 3Die Bundesanstalt kann darüber hinaus auch die Fristentransformation einschränken. 4§ 10a Absatz 1 bis 3 gilt entsprechend.

(4) Die Bundesanstalt kann anordnen, dass ein Institut, eine Institutsgruppe, eine Finanzholding-Gruppe oder eine gemischte Finanzholding-Gruppe häufigere oder auch umfangreichere Meldungen zu seiner Liquidität einzureichen hat.
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(aufgehoben)
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Begründung von Unternehmensbeziehungen

(1) 1Ein Institut, eine Finanzholding-Gesellschaft oder eine gemischte Finanzholding-Gesellschaft hat bei dem Erwerb einer Beteiligung an einem Unternehmen mit Sitz im Ausland oder der Begründung einer Unternehmensbeziehung mit einem solchen Unternehmen, wodurch das Unternehmen zu einem nachgeordneten Unternehmen im Sinne des § 10a wird, sicherzustellen, daß es, im Falle einer Finanzholding-Gesellschaft oder gemischten Finanzholding-Gesellschaft das für die Zusammenfassung verantwortliche übergeordnete Unternehmen, die für die Erfüllung der jeweiligen Pflichten nach den §§ 10a und 25 Absatz 1 erforderlichen Angaben erhält. 2Satz 1 ist hinsichtlich der für die Erfüllung der Pflichten nach § 10a erforderlichen Angaben nicht anzuwenden, wenn ein Institut für einzelne gruppenangehörige Unternehmen die erforderlichen Angaben für die Zusammenfassung nach § 10a nicht beschaffen kann und durch den gemäß Artikel 36 in Verbindung mit Artikel 19 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung vorzunehmenden Abzug der Buchwerte in einer der Zusammenfassung nach § 10a Absatz 4 oder 5 vergleichbaren Weise dem Risiko aus der Begründung der Beteiligung oder der Unternehmensbeziehung Rechnung getragen und es der Bundesanstalt ermöglicht wird, die Einhaltung dieser Voraussetzung zu überprüfen. 3Das Institut, die Finanzholding-Gesellschaft oder gemischte Finanzholding-Gesellschaft hat die Begründung, die Veränderung oder die Aufgabe einer in Satz 1 genannten Beteiligung oder Unternehmensbeziehung unverzüglich der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank anzuzeigen.

(2) 1Die Bundesanstalt kann die Fortführung der Beteiligung oder der Unternehmensbeziehung untersagen, wenn das übergeordnete Unternehmen oder das Institut im Sinne des Artikels 22 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 die für die Erfüllung der Pflichten nach den §§ 10a, 13 Absatz 3, § 25 Absatz 1 oder nach den Rechtsverordnungen nach § 10 Absatz 1 Satz 1 oder § 13 Absatz 1 Satz 1 sowie nach den Artikeln 11 bis 17 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung erforderlichen Angaben nicht erhält. 2Die Ausnahme nach Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend für die Untersagungsermächtigung nach Satz 1.

(3) (aufgehoben)
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Großkredite; Verordnungsermächtigung

(1) 1Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank im Interesse des angemessenen Schutzes der Institute, Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen und gemischten Finanzholding-Gruppen vor Klumpenrisiken in Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 für Großkredite nähere Regelungen zu erlassen über

1.	die Beschlussfassungspflichten der Geschäftsleiter nach Absatz 2 sowie Ausnahmen davon,

2.	Art, Umfang, Zeitpunkt und Form der Angaben, Übertragungswege und Datenformate der Großkreditstammdatenanzeigen sowie deren Rückmeldungen im Rahmen des Großkreditmeldeverfahrens nach Artikel 394 Absatz 1 bis 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung,

3.	die Meldung des Anteils des Handelsbuchs an der Gesamtsumme der bilanzmäßigen und außerbilanzmäßigen Geschäfte sowie die Nutzung der Ausnahmeregelung nach Artikel 94 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013,

4.	die bis zum Inkrafttreten der technischen Durchführungsstandards nach Artikel 394 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 geltenden Vorgaben zu Art, Umfang, Zeitpunkt und Form der Angaben zu den zulässigen Datenträgern, Übertragungswegen und Datenformaten der Großkreditanzeigen nach Artikel 394 Absatz 1 bis 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sowie zu den nach diesen Bestimmungen bestehenden Anzeigepflichten, die durch die Pflicht zur Erstattung von Sammelanzeigen ergänzt werden können, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben der Aufsichtsbehörde erforderlich ist, insbesondere um einheitliche Unterlagen zur Beurteilung der von den Instituten geöffneten Positionen zu erhalten, und

5.	die Umsetzung der von Artikel 493 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung zugelassenen Freistellung bestimmter Kredite von der Anwendung des Artikels 395 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung.

2Das Bundesministerium der Finanzen kann die Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt mit der Maßgabe übertragen, dass die Rechtsverordnung im Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbank ergeht. 3Vor Erlass der Rechtsverordnung sind die Spitzenverbände der Institute zu hören.

(2) 1Ein Institut in der Rechtsform einer juristischen Person oder einer Personenhandelsgesellschaft darf unbeschadet der Wirksamkeit der Rechtsgeschäfte einen Großkredit nur auf Grund eines einstimmigen Beschlusses sämtlicher Geschäftsleiter gewähren. 2Der Beschluss soll vor der Kreditgewährung gefasst werden. 3Ist dies im Einzelfall wegen der Eilbedürftigkeit des Geschäftes nicht möglich, ist der Beschluss unverzüglich nachzuholen. 4Der Beschluss ist zu dokumentieren. 5Ist der Großkredit ohne vorherigen einstimmigen Beschluss sämtlicher Geschäftsleiter gewährt worden und wird die Beschlussfassung nicht innerhalb eines Monats nach Gewährung des Kredits nachgeholt, hat das Institut dies der Aufsichtsbehörde, der Deutschen Bundesbank und, soweit Aufsichtsbehörde die Europäische Zentralbank ist, auch der Bundesanstalt unverzüglich anzuzeigen. 6Wird ein bereits gewährter Kredit durch Verringerung der nach Artikel 4 Absatz 1 Nummer 71 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 anrechenbaren Eigenmittel zu einem Großkredit, darf das Institut diesen Großkredit unbeschadet der Wirksamkeit des Rechtsgeschäftes nur auf Grund eines unverzüglich nachzuholenden einstimmigen Beschlusses sämtlicher Geschäftsleiter weitergewähren. 7Der Beschluss ist zu dokumentieren. 8Wird der Beschluss nicht innerhalb eines Monats ab dem Zeitpunkt, zu dem der Kredit zu einem Großkredit geworden ist, nachgeholt, hat das Institut dies der Aufsichtsbehörde, der Deutschen Bundesbank und, soweit Aufsichtsbehörde die Europäische Zentralbank ist, auch der Bundesanstalt unverzüglich anzuzeigen.

(3) Die Beschlussfassungspflichten nach Absatz 2 gelten entsprechend für das übergeordnete Unternehmen, wenn ein Unternehmen der Institutsgruppe, der Finanzholding-Gruppe oder der gemischten Finanzholding-Gruppe von Artikel 7 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 Gebrauch macht.

(4) 1Bei Krediten aus öffentlichen Fördermitteln, die die Förderinstitute des Bundes und der Länder auf Grund selbständiger Kreditverträge, gegebenenfalls auch über weitere Durchleitungsinstitute, über Hausbanken zu vorbestimmten Konditionen an Endkreditnehmer leiten (Hausbankprinzip), können für die beteiligten Institute in Bezug auf die Anwendung des Artikels 395 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 die einzelnen Endkreditnehmer als Kreditnehmer des von ihnen gewährten Interbankkredits behandelt werden, wenn ihnen die Kreditforderungen zur Sicherheit abgetreten werden. 2Dies gilt entsprechend für aus eigenen oder öffentlichen Mitteln zinsverbilligte Kredite der Förderinstitute nach dem Hausbankprinzip (Eigenmittelprogramme) sowie für Kredite aus nichtöffentlichen Mitteln, die ein Kreditinstitut nach gesetzlichen Vorgaben, gegebenenfalls auch über weitere Durchleitungsinstitute, über Hausbanken an Endkreditnehmer leitet.

[bookmark: BJNR008810961BJNE004110377][bookmark: _Toc278449992][bookmark: _Toc36575181][bookmark: _Toc278449993]§ 13a
(aufgehoben)

[bookmark: BJNR008810961BJNE012504377][bookmark: _Toc278449994][bookmark: _Toc36575182][bookmark: _Toc278449995]§ 13b
(aufgehoben)

[bookmark: BJNR008810961BJNE014401377][bookmark: _Toc278449996][bookmark: _Toc36575183][bookmark: _Toc278449997]§ 13c
Gruppeninterne Transaktionen mit gemischten Holdinggesellschaften

(1) 1Ein CRR-Institut, das Tochterunternehmen einer gemischten Holdinggesellschaft ist, hat der Aufsichtsbehörde, der Deutschen Bundesbank und, soweit Aufsichtsbehörde die Europäische Zentralbank ist, auch der Bundesanstalt bedeutende gruppeninterne Transaktionen mit gemischten Holdinggesellschaften oder deren anderen Tochterunternehmen anzuzeigen. 2Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch eine im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank zu erlassende Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, näher zu bestimmen: 

1.	die Arten der anzuzeigenden Transaktionen und Schwellenwerte, anhand derer die gruppeninternen Transaktionen als bedeutend anzusehen sind;

2.	die Obergrenzen für gruppeninterne Transaktionen und Beschränkungen hinsichtlich der Art gruppeninterner Transaktionen;

3.	Art, Umfang, Zeitpunkt und Form der Angaben sowie die zulässigen Datenträger und Übertragungswege.

3Das Bundesministerium der Finanzen kann die Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt mit der Maßgabe übertragen, dass die Rechtsverordnung im Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbank zu erlassen ist. 4Vor Erlass der Rechtsverordnung sind die Spitzenverbände der Institute anzuhören.

(2) Das CRR-Institut im Sinne von Absatz 1 Satz 1 darf unbeschadet der Wirksamkeit der Rechtsgeschäfte bedeutende gruppeninterne Transaktionen mit gemischten Holdinggesellschaften oder deren anderen Tochterunternehmen nur auf Grund eines einstimmigen Beschlusses sämtlicher Geschäftsleiter durchführen; § 13 Abs. 2 Satz 2 bis 5 gilt entsprechend.

(3) 1Unbeschadet der Wirksamkeit der Rechtsgeschäfte darf das CRR-Institut im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 ohne Zustimmung der Aufsichtsbehörde keine bedeutenden gruppeninternen Transaktionen mit gemischten Holdinggesellschaften oder deren anderen Tochterunternehmen durchführen, die die in der Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 2 festgelegten Obergrenzen überschreiten oder gegen die in der Rechtsverordnung festgelegten Beschränkungen hinsichtlich der Art bedeutender gruppeninterner Transaktionen verstoßen. 2Die Zustimmung nach Satz 1 steht im Ermessen der Aufsichtsbehörde. 3Unabhängig davon, ob die Aufsichtsbehörde die Zustimmung erteilt, hat das Institut das Überschreiten der Obergrenzen oder die Verstöße gegen die Beschränkungen hinsichtlich der Art gruppeninterner Transaktionen ihr, der Deutschen Bundesbank und, soweit Aufsichtsbehörde die Europäische Zentralbank ist, auch der Bundesanstalt unverzüglich anzuzeigen. 4Die Aufsichtsbehörde kann 

1.	von dem CRR-Institut im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 bei einem Überschreiten der in der Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 2 bestimmten Obergrenzen die Unterlegung des Überschreitungsbetrags mit Eigenmitteln verlangen;

2.	Verstöße gegen die in der Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 2 bestimmten Beschränkungen hinsichtlich der Art gruppeninterner Transaktionen durch geeignete und erforderliche Maßnahmen unterbinden.

(4) 1Zur Ermittlung, Quantifizierung, Überwachung und Steuerung bedeutender gruppeninterner Transaktionen innerhalb einer gemischten Unternehmensgruppe müssen die gruppenangehörigen CRR-Institute über ein angemessenes Risikomanagement und angemessene interne Kontrollverfahren, einschließlich eines ordnungsgemäßen Berichtswesens und ordnungsgemäßer Rechnungslegungsverfahren, verfügen; § 13 bleibt unberührt. 2§ 10a Absatz 8, § 25a Abs. 1 Satz 2 sowie Artikel 11 Absatz 1 Satz 2 und 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 gelten entsprechend.
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Millionenkredite

(1) 1Kreditinstitute, CRR-Wertpapierfirmen, die für eigene Rechnung im Sinne des Anhangs I Nummer 3 der Richtlinie 2004/39/EG handeln, Finanzdienstleistungsinstitute im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 4, 9 oder 10, Finanzinstitute im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Nummer 26 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in Verbindung mit Anhang I Nummer 2 der Richtlinie 2013/36/EU, die das Factoring betreiben, und die in § 2 Absatz 2 genannten Unternehmen und Stellen (am Millionenkreditmeldeverfahren beteiligte Unternehmen) haben der bei der Deutschen Bundesbank geführten Evidenzzentrale vierteljährlich (Beobachtungszeitraum) die Kreditnehmer (Millionenkreditnehmer) anzuzeigen, deren Kreditvolumen 1 Million Euro oder mehr beträgt (Millionenkreditmeldegrenze); Anzeigeinhalte, Anzeigefristen und nähere Bestimmungen zum Beobachtungszeitraum sind durch die Rechtsverordnung nach § 22 zu regeln. 2Übergeordnete Unternehmen im Sinne des § 10a haben zugleich für die gruppenangehörigen Unternehmen deren Kreditnehmer im Sinne des entsprechend anzuwendenden Satzes 1 anzuzeigen. 3Dies gilt nicht, soweit diese Unternehmen selbst nach Satz 1 anzeigepflichtig sind oder nach § 2 Absatz 4, 7, 8, 9a oder 9e von der Anzeigepflicht befreit oder ausgenommen sind oder der Buchwert der Beteiligung an dem gruppenangehörigen Unternehmen gemäß Artikel 36 in Verbindung mit Artikel 19 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils gültigen Fassung von den Eigenmitteln des übergeordneten Unternehmens abgezogen wird. 4Die nicht selbst nach Satz 1 anzeigepflichtigen gruppenangehörigen Unternehmen haben dem übergeordneten Unternehmen die hierfür erforderlichen Angaben zu übermitteln. 5Satz 1 gilt bei Gemeinschaftskrediten von 1 Million Euro und mehr auch dann, wenn der Anteil des einzelnen Unternehmens 1 Million Euro nicht erreicht.

(2) 1Ergibt sich, dass einem Kreditnehmer von einem oder mehreren Unternehmen Millionenkredite gewährt worden sind, hat die Deutsche Bundesbank die anzeigenden Unternehmen zu benachrichtigen. 2Die Benachrichtigung umfasst Angaben über die Gesamtverschuldung des Kreditnehmers und über die Gesamtverschuldung der Kreditnehmereinheit, der dieser zugehört, über die Anzahl der beteiligten Unternehmen sowie Informationen über die prognostizierte Ausfallwahrscheinlichkeit im Sinne der Artikel 92 bis 386 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 für diesen Kreditnehmer, soweit ein Unternehmen selbst eine solche gemeldet hat. 3Die Benachrichtigung ist nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach § 22 aufzugliedern. 4Die Deutsche Bundesbank teilt einem anzeigepflichtigen Unternehmen auf Antrag den Schuldenstand eines Kreditnehmers oder voraussichtlichen Kreditnehmers oder, sofern der Kreditnehmer oder der voraussichtliche Kreditnehmer einer Kreditnehmereinheit angehört, den Schuldenstand der Kreditnehmereinheit mit. 5Sofern es sich um einen voraussichtlichen Kreditnehmer handelt, hat das Unternehmen auf Verlangen der Deutschen Bundesbank die Höhe der beabsichtigten Kreditgewährung mitzuteilen und nachzuweisen, dass der voraussichtliche Kreditnehmer in die Mitteilung eingewilligt hat. 6Die am Millionenkreditmeldeverfahren beteiligten Unternehmen und die Deutsche Bundesbank dürfen die Meldung nach Absatz 1, die Benachrichtigung nach Satz 1 sowie die Mitteilung nach Satz 4 auch im Wege der elektronischen Datenübertragung durchführen. 7Einzelheiten des Verfahrens regelt die Rechtsverordnung nach § 22. 8Soweit es für die Zwecke der Zuordnung der Meldung nach Absatz 1 zu einem bestimmten Kreditnehmer unerlässlich ist, darf die Deutsche Bundesbank personenbezogene Daten mehrerer Kreditnehmer an das anzeigepflichtige Unternehmen übermitteln. 9Diese Daten dürfen keine Angaben über finanzielle Verhältnisse der Kreditnehmer enthalten. 10Die bei einem anzeigepflichtigen Unternehmen beschäftigten Personen dürfen Angaben, die dem Unternehmen nach diesem Absatz mitgeteilt werden, Dritten nicht offenbaren und nicht verwerten. 11Die Deutsche Bundesbank protokolliert zum Zwecke der Datenschutzkontrolle durch die jeweils zuständige Stelle bei jeder Datenübertragung den Zeitpunkt, die übertragenen Daten und die beteiligten Stellen. 12Eine Verarbeitung der Protokolldaten für andere Zwecke ist unzulässig. 13Die Protokolldaten sind mindestens 18 Monate aufzubewahren und spätestens nach 24 Monaten zu löschen.

(3) 1Gelten nach § 19 Abs. 2 mehrere Schuldner als ein Kreditnehmer, so sind in den Anzeigen nach Absatz 1 auch die Verschuldung und Informationen über die prognostizierten Ausfallwahrscheinlichkeiten der einzelnen Schuldner anzugeben. 2Die Verschuldung einzelner Schuldner sowie die Informationen über die prognostizierten Ausfallwahrscheinlichkeiten sind jeweils nur den Unternehmen mitzuteilen, die selbst oder deren gruppenangehörige Unternehmen im Sinne des Absatzes 1 diesen Schuldnern Kredite gewährt oder Informationen über die prognostizierten Ausfallwahrscheinlichkeiten dieses Schuldners gemeldet haben.




(4) Die Deutsche Bundesbank darf im Einvernehmen mit der Bundesanstalt nach Maßgabe der allgemeinen datenschutzrechtlichen Vorschriften ausländischen Evidenzzentralen die bei ihr gespeicherten Daten über Kreditnehmer, auch zur Weitergabe an dort ansässige Kreditgeber, zur Verfügung stellen.
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Organkredite

(1) 1Kredite an 

1.	Geschäftsleiter des Instituts,

2.	nicht zu den Geschäftsleitern gehörende Gesellschafter des Instituts, wenn dieses in der Rechtsform einer Personenhandelsgesellschaft oder der Gesellschaft mit beschränkter Haftung betrieben wird, sowie an persönlich haftende Gesellschafter eines in der Rechtsform der Kommanditgesellschaft auf Aktien betriebenen Instituts, die nicht Geschäftsleiter sind,

3.	Mitglieder eines zur Überwachung der Geschäftsführung bestellten Organs des Instituts, wenn die Überwachungsbefugnisse des Organs durch Gesetz geregelt sind (Aufsichtsorgan),

4.	Prokuristen und zum gesamten Geschäftsbetrieb ermächtigte Handlungsbevollmächtigte des Instituts,

5.	Ehegatten, Lebenspartner und minderjährige Kinder der unter den Nummern 1 bis 4 genannten Personen,

6.	stille Gesellschafter des Instituts,

7.	Unternehmen in der Rechtsform einer juristischen Person oder einer Personenhandelsgesellschaft, wenn ein Geschäftsleiter, ein Prokurist oder ein zum gesamten Geschäftsbetrieb ermächtigter Handlungsbevollmächtigter des Instituts gesetzlicher Vertreter oder Mitglied des Aufsichtsorgans der juristischen Person oder Gesellschafter der Personenhandelsgesellschaft ist,

8.	Unternehmen in der Rechtsform einer juristischen Person oder einer Personenhandelsgesellschaft, wenn ein gesetzlicher Vertreter der juristischen Person, ein Gesellschafter der Personenhandelsgesellschaft, ein Prokurist oder ein zum gesamten Geschäftsbetrieb ermächtigter Handlungsbevollmächtigter dieses Unternehmens dem Aufsichtsorgan des Instituts angehört,

9.	Unternehmen, an denen das Institut oder ein Geschäftsleiter mit mehr als 10 vom Hundert des Kapitals des Unternehmens beteiligt ist oder bei denen das Institut oder ein Geschäftsleiter persönlich haftender Gesellschafter ist,

10.	Unternehmen, die an dem Institut mit mehr als 10 vom Hundert des Kapitals des Instituts beteiligt sind,

11.	Unternehmen in der Rechtsform einer juristischen Person oder einer Personenhandelsgesellschaft, wenn ein gesetzlicher Vertreter der juristischen Person oder ein Gesellschafter der Personenhandelsgesellschaft an dem Institut mit mehr als 10 vom Hundert des Kapitals beteiligt ist und

12.	persönlich haftende Gesellschafter, Geschäftsführer, Mitglieder des Vorstands oder des Aufsichtsorgans, Prokuristen und an zum gesamten Geschäftsbetrieb ermächtigte Handlungsbevollmächtigte eines von dem Institut abhängigen Unternehmens oder das Institut beherrschenden Unternehmens sowie ihre Ehegatten, Lebenspartner und minderjährigen Kinder,

(Organkredite) dürfen nur auf Grund eines einstimmigen Beschlusses sämtlicher Geschäftsleiter des Instituts und außer im Rahmen von Mitarbeiterprogrammen nur zu marktmäßigen Bedingungen und nur mit ausdrücklicher Zustimmung des Aufsichtsorgans, im Falle der Nummer 12 des Aufsichtsorgans des das Institut beherrschenden Unternehmens, gewährt werden; die vorstehenden Bestimmungen für Personenhandelsgesellschaften sind auf Partnerschaften entsprechend anzuwenden. 2Auf einen einstimmigen Beschluss sämtlicher Geschäftsleiter sowie die ausdrückliche Zustimmung des Aufsichtsorgans kann verzichtet werden, wenn für einen Kredit an ein Unternehmen nach Satz 1 Nr. 9 und 10 gemäß Artikel 113 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 ein KSA-Risikogewicht von null vom Hundert verwendet werden kann. 3Als Beteiligung im Sinne des Satzes 1 Nr. 9 bis 11 gilt jeder Besitz von Aktien oder Geschäftsanteilen des Unternehmens, wenn er mindestens ein Viertel des Kapitals (Nennkapital, Summe der Kapitalanteile) erreicht, ohne daß es auf die Dauer des Besitzes ankommt. 4Der Gewährung eines Kredits steht die Gestattung von Entnahmen gleich, die über die einem Geschäftsleiter oder einem Mitglied des Aufsichtsorgans zustehenden Vergütungen hinausgehen, insbesondere auch die Gestattung der Entnahme von Vorschüssen auf Vergütungen. 5Organkredite, die nicht zu marktmäßigen Bedingungen gewährt werden, sind auf Anordnung der Bundesanstalt mit hartem Kernkapital nach Artikel 26 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung zu unterlegen.

(2) 1Die Bundesanstalt kann für die Gewährung von Organkrediten im Einzelfall Obergrenzen anordnen; dieses Recht besteht auch, nachdem der Organkredit gewährt worden ist. 2Organkredite, die die von der Bundesanstalt angeordneten Obergrenzen überschreiten, sind auf weitere Anordnung der Bundesanstalt auf die angeordneten Obergrenzen zurückzuführen; in der Zwischenzeit sind sie mit hartem Kernkapital nach Artikel 26 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung zu unterlegen.

(3) Absatz 1 gilt nicht 

1.	für Kredite an Prokuristen und zum gesamten Geschäftsbetrieb ermächtigte Handlungsbevollmächtigte sowie an ihre Ehegatten, Lebenspartner und minderjährigen Kinder, wenn der Kredit ein Jahresgehalt des Prokuristen oder des Handlungsbevollmächtigten nicht übersteigt,




2.	für Kredite an in Absatz 1 Satz 1 Nr. 6 bis 11 genannte Personen oder Unternehmen, wenn der Kredit weniger als 1 vom Hundert der nach Artikel 4 Absatz 1 Nummer 71 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 anrechenbaren Eigenmittel des Instituts oder weniger als 50.000 Euro beträgt, und

3.	für Kredite, die um nicht mehr als 10 vom Hundert des nach Absatz 1 Satz 1 beschlossenen Betrages erhöht werden.

(4) 1Der Beschluß der Geschäftsleiter und der Beschluß über die Zustimmung sind vor der Gewährung des Kredits zu fassen. 2Die Beschlüsse müssen Bestimmungen über die Verzinsung und Rückzahlung des Kredits enthalten. 3Sie sind aktenkundig zu machen. 4Ist die Gewährung eines Kredits nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 6 bis 11 eilbedürftig, genügt es, daß sämtliche Geschäftsleiter sowie das Aufsichtsorgan der Kreditgewährung unverzüglich nachträglich zustimmen. 5Ist der Beschluß der Geschäftsleiter nicht innerhalb von zwei Monaten oder der Beschluß des Aufsichtsorgans nicht innerhalb von vier Monaten, jeweils am Tage der Kreditgewährung an gerechnet, nachgeholt, hat das Institut dies der Bundesanstalt unverzüglich anzuzeigen. 6Der Beschluß der Geschäftsleiter und der Beschluß über die Zustimmung zu Krediten an die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 5 und 12 genannten Personen können für bestimmte Kreditgeschäfte und Arten von Kreditgeschäften im voraus, jedoch nicht für länger als ein Jahr gefaßt werden.

(5) Wird entgegen Absatz 1 oder 4 ein Kredit an eine in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 5 und 12 genannte Person gewährt, so ist dieser Kredit ohne Rücksicht auf entgegenstehende Vereinbarungen sofort zurückzuzahlen, wenn nicht sämtliche Geschäftsleiter sowie das Aufsichtsorgan der Kreditgewährung unverzüglich nachträglich zustimmen.
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(aufgehoben)
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Haftungsbestimmung

(1) Wird entgegen den Vorschriften des § 15 Kredit gewährt, so haften die Geschäftsleiter, die hierbei ihre Pflichten verletzen, und die Mitglieder des Aufsichtsorgans, die trotz Kenntnis gegen eine beabsichtigte Kreditgewährung pflichtwidrig nicht einschreiten, dem Institut als Gesamtschuldner für den entstehenden Schaden; die Geschäftsleiter und die Mitglieder des Aufsichtsorgans haben nachzuweisen, daß sie nicht schuldhaft gehandelt haben.

(2) 1Der Ersatzanspruch des Instituts kann auch von dessen Gläubigern geltend gemacht werden, soweit sie von diesem keine Befriedigung erlangen können. 2Den Gläubigern gegenüber wird die Ersatzpflicht weder durch einen Verzicht oder Vergleich des Instituts noch dadurch aufgehoben, daß bei Instituten in der Rechtsform einer juristischen Person die Kreditgewährung auf einem Beschluß des obersten Organs des Instituts (Hauptversammlung, Generalversammlung, Gesellschafterversammlung) beruht.

(3) Die Ansprüche nach Absatz 1 verjähren in fünf Jahren.
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Kreditunterlagen

1Ein Kreditinstitut darf einen Kredit, der insgesamt 750.000 Euro oder 10 vom Hundert des nach Artikel 4 Absatz 1 Nummer 71 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 anrechenbaren Eigenkapitals des Instituts überschreitet, nur gewähren, wenn es sich von dem Kreditnehmer die wirtschaftlichen Verhältnisse, insbesondere durch Vorlage der Jahresabschlüsse, offen legen lässt. 2Das Kreditinstitut kann hiervon absehen, wenn das Verlangen nach Offenlegung im Hinblick auf die gestellten Sicherheiten oder auf die Mitverpflichteten offensichtlich unbegründet wäre. 3Das Kreditinstitut kann von der laufenden Offenlegung absehen, wenn 

1.	der Kredit durch Grundpfandrechte auf Wohneigentum, das vom Kreditnehmer selbst genutzt wird, gesichert ist,

2.	der Kredit vier Fünftel des Beleihungswertes des Pfandobjektes im Sinne des § 16 Abs. 1 und 2 des Pfandbriefgesetzes nicht übersteigt und

3.	der Kreditnehmer die von ihm geschuldeten Zins- und Tilgungsleistungen störungsfrei erbringt.

4Eine Offenlegung ist nicht erforderlich bei Krediten an

1. Zentralregierungen oder Zentralnotenbanken im Ausland, den Bund, die Deutsche Bundesbank oder ein rechtlich unselbständiges Sondervermögen des Bundes, wenn sie ungesichert ein Kreditrisiko-Standardansatz-Risikogewicht (KSA-Risikogewicht) von 0 Prozent erhalten würden,

2. multilaterale Entwicklungsbanken oder internationale Organisationen, wenn sie ungesichert ein KSA-Risikogewicht von 0 Prozent erhalten würden, oder

3. Regionalregierungen oder örtliche Gebietskörperschaften in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums, ein Land, eine Gemeinde, einen Gemeindeverband, ein rechtlich unselbständiges Sondervermögen eines Landes, einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes oder Einrichtungen des öffentlichen Bereichs, wenn sie ungesichert ein KSA-Risikogewicht von 0 Prozent erhalten würden.

[bookmark: BJNR008810961BJNE004707377](2) (aufgehoben)
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Verbraucherdarlehen und entgeltliche Finanzierungshilfen; 
Verordnungsermächtigung

(1) 1Die Kreditinstitute prüfen vor Abschluss eines Verbraucherdarlehensvertrags die Kreditwürdigkeit des Darlehensnehmers. 2Das Kreditinstitut darf den Verbraucherdarlehensvertrag nur abschließen, wenn aus der Kreditwürdigkeitsprüfung hervorgeht, dass bei einem Allgemein-Verbraucherdarlehensvertrag keine erheblichen Zweifel an der Kreditwürdigkeit bestehen und dass es bei einem Immobiliar-Verbraucherdarlehensvertrag wahrscheinlich ist, dass der Darlehensnehmer seinen Verpflichtungen, die im Zusammenhang mit dem Darlehensvertrag stehen, vertragsgemäß nachkommen wird.

(2) Wird der Nettodarlehensbetrag nach Abschluss des Darlehensvertrags deutlich erhöht, so ist die Kreditwürdigkeit auf aktualisierter Grundlage neu zu prüfen, es sei denn, der Erhöhungsbetrag des Nettodarlehens wurde bereits in die ursprüngliche Kreditwürdigkeitsprüfung einbezogen.

(2a) 1Bei Immobiliar-Verbraucherdarlehensverträgen, die

1.	im Anschluss an einen zwischen den Vertragsparteien abgeschlossenen Darlehensvertrag ein neues Kapitalnutzungsrecht zur Erreichung des von dem Darlehensnehmer mit dem vorangegangenen Darlehensvertrag verfolgten Zwecks einräumen oder

2.	einen anderen Darlehensvertrag zwischen den Vertragsparteien zur Vermeidung von Kündigungen wegen Zahlungsverzuges des Darlehensnehmers oder zur Vermeidung von Zwangsvollstreckungsmaßnahmen gegen den Darlehensnehmer ersetzen oder ergänzen,

bedarf es einer erneuten Kreditwürdigkeitsprüfung nur unter den Voraussetzungen des Absatzes 2. 2Ist danach keine Kreditwürdigkeitsprüfung erforderlich, darf der Darlehensgeber den neuen Immobiliar-Verbraucherdarlehensvertrag nicht abschließen, wenn ihm bereits bekannt ist, dass der Darlehensnehmer seinen Verpflichtungen, die im Zusammenhang mit diesem Darlehensvertrag stehen, dauerhaft nicht nachkommen kann.

(3) 1Grundlage für die Kreditwürdigkeitsprüfung können Auskünfte des Darlehensnehmers und erforderlichenfalls Auskünfte von Stellen sein, die geschäftsmäßig personenbezogene Daten, die zur Bewertung der Kreditwürdigkeit von Verbrauchern genutzt werden dürfen, zum Zwecke der Übermittlung erheben, speichern, verändern oder nutzen. 2Das Kreditinstitut ist verpflichtet, die Informationen in angemessener Weise zu überprüfen, soweit erforderlich auch durch Einsichtnahme in unabhängig nachprüfbare Unterlagen.

(4) 1Bei Immobiliar-Verbraucherdarlehensverträgen hat das Kreditinstitut die Kreditwürdigkeit des Darlehensnehmers auf der Grundlage notwendiger, ausreichender und angemessener Informationen zu Einkommen, Ausgaben sowie zu anderen finanziellen und wirtschaftlichen Umständen des Darlehensnehmers eingehend zu prüfen. 2Dabei hat das Kreditinstitut die Faktoren angemessen zu berücksichtigen, die für die Einschätzung relevant sind, ob der Darlehensnehmer seinen Verpflichtungen aus dem Darlehensvertrag voraussichtlich nachkommen kann. 3Die Kreditwürdigkeitsprüfung darf sich nicht hauptsächlich darauf stützen, dass der Wert der Wohnimmobilie den Darlehensbetrag übersteigt, oder auf die Annahme, dass der Wert der Wohnimmobilie zunimmt, es sei denn, der Darlehensvertrag dient zum Bau oder zur Renovierung der Wohnimmobilie.

(5) Das Kreditinstitut ist verpflichtet, die Verfahren und Angaben, auf die sich die Kreditwürdigkeitsprüfung stützt, nach Maßgabe von § 25a Absatz 1 Satz 6 Nummer 2 zu dokumentieren und die Dokumentation aufzubewahren.

(6) Die mit der Vergabe von Immobiliar-Verbraucherdarlehen befassten internen und externen Mitarbeiter müssen über angemessene Kenntnisse und Fähigkeiten in Bezug auf das Gestalten, Anbieten, Vermitteln, Abschließen von Immobiliar-Verbraucherdarlehensverträgen oder das Erbringen von Beratungsleistungen in Bezug auf diese Verträge verfügen und ihre Kenntnisse und Fähigkeiten auf aktuellem Stand halten.

(7) 1Kreditinstitute, die grundpfandrechtlich oder durch eine Reallast besicherte Immobiliar-Verbraucherdarlehen vergeben, haben

1.	bei der Bewertung der Immobilie zuverlässige Standards zu verwenden und

2.	sicherzustellen, dass interne und externe Gutachter, die Immobilienbewertungen für sie vornehmen, fachlich kompetent und so unabhängig vom Darlehensvergabeprozess sind, dass sie eine objektive Bewertung vornehmen können.

2Das Kreditinstitut ist verpflichtet, Bewertungen für Immobilien, die als Sicherheit für Immobiliar-Verbraucherdarlehen dienen, nach Maßgabe von § 25a Absatz 1 Satz 6 Nummer 2 auf einem dauerhaften Datenträger zu dokumentieren und die Dokumentation aufzubewahren.

(8) Soweit Kreditinstitute Beratungsleistungen gemäß § 511 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu Immobiliar-Verbraucherdarlehen oder Nebenleistungen gewähren, vermitteln oder erbringen, sind Informationen über die Umstände des Verbrauchers, von ihm angegebene konkrete Bedürfnisse und realistische Annahmen bezüglich der Risiken für die Situation des Verbrauchers während der Laufzeit des Darlehensvertrags zugrunde zu legen.

(8a) Eine Genehmigung für Koppelungsgeschäfte bei Immobiliar-Verbraucherdarlehensverträgen nach § 492b Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs darf nur erteilt werden, wenn der Darlehensgeber gegenüber der für ihn zuständigen Aufsichtsbehörde nachweisen kann, dass die zu ähnlichen Vertragsbedingungen angebotenen gekoppelten Produkte oder Produktkategorien, die nicht separat erhältlich sind, unter gebührender Berücksichtigung der Verfügbarkeit und der Preise der einschlägigen auf dem Markt angebotenen Produkte einen klaren Nutzen für den Verbraucher bieten und es sich um Produkte handelt, die nach dem 20. März 2014 vertrieben werden.

(9) Die Bestimmungen zum Schutz personenbezogener Daten bleiben unberührt.

(10) Die Absätze 1 bis 9 gelten auch für die jeweils entsprechenden entgeltlichen Finanzierungshilfen.

(10a) 1Das Bundesministerium der Finanzen und das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz werden ermächtigt, durch gemeinsame Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates Leitlinien zu den Kriterien und Methoden der Kreditwürdigkeitsprüfung bei Immobiliar-Verbraucherdarlehensverträgen nach den Absätzen 1 bis 5 festzulegen. 2Durch die Rechtsverordnung können insbesondere Leitlinien festgelegt werden:

1.	zu den Faktoren, die für die Einschätzung relevant sind, ob der Darlehensnehmer seinen Verpflichtungen aus dem Darlehensvertrag voraussichtlich nachkommen kann,

2.	zu den anzuwendenden Verfahren und der Erhebung und Prüfung von Informationen.

(11) 1Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, nähere Bestimmungen über die nach Absatz 6 erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten der mit der Darlehensvergabe befassten internen und externen Mitarbeiter zu erlassen. 2Das Bundesministerium der Finanzen kann die Ermächtigung nach Satz 1 durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt übertragen.
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Begriff des Kredits für § 14 und des Kreditnehmers für die §§ 14, 15 und 18

(1) 1Kredite im Sinne des § 14 sind Bilanzaktiva, Derivate mit Ausnahme der Stillhalterverpflichtungen aus Kaufoptionen sowie die dafür übernommenen Gewährleistungen und andere außerbilanzielle Geschäfte. 2Bilanzaktiva im Sinne des Satzes 1 sind 

1.	Guthaben bei Zentralnotenbanken und Postgiroämtern,

2.	Schuldtitel öffentlicher Stellen und Wechsel, die zur Refinanzierung bei Zentralnotenbanken zugelassen sind,

3.	im Einzug befindliche Werte, für die entsprechende Zahlungen bereits bevorschußt wurden,

4.	Forderungen an Kreditinstitute und Kunden, einschließlich der Warenforderungen von Kreditinstituten mit Warengeschäft sowie in der Bilanz aktivierte Ansprüche aus Leasingverträgen auf Zahlungen, zu denen der Leasingnehmer verpflichtet ist oder verpflichtet werden kann, und Optionsrechte des Leasingnehmers zum Kauf der Leasinggegenstände, die einen Anreiz zur Ausübung des Optionsrechts bieten,

5.	Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere, soweit sie kein Recht verbriefen, das unter die in Satz 1 genannten Derivate fällt,

6.	Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere, soweit sie kein Recht verbriefen, das unter die in Satz 1 genannten Derivate fällt,

7.	Beteiligungen,

8.	Anteile an verbundenen Unternehmen,

9.	(aufgehoben)

10.	sonstige Vermögensgegenstände, sofern sie einem Adressenausfallrisiko unterliegen.

3Als andere außerbilanzielle Geschäfte im Sinne des Satzes 1 sind anzusehen 

1.	den Kreditnehmern abgerechnete eigene Ziehungen im Umlauf,

2.	Indossamentsverbindlichkeiten aus weitergegebenen Wechseln,

3.	Bürgschaften und Garantien für Bilanzaktiva,

4.	Erfüllungsgarantien und andere als die in Nummer 3 genannten Garantien und Gewährleistungen, soweit sie sich nicht auf die in Satz 1 genannten Derivate beziehen,

5.	Eröffnung und Bestätigung von Akkreditiven,

6.	unbedingte Verpflichtungen der Bausparkassen zur Ablösung fremder Vorfinanzierungs- und Zwischenkredite an Bausparer,

7.	Haftung aus der Bestellung von Sicherheiten für fremde Verbindlichkeiten,

8.	beim Pensionsgeber vom Bestand abgesetzte Bilanzaktiva, die dieser mit der Vereinbarung auf einen anderen übertragen hat, daß er sie auf Verlangen zurücknehmen muß,

9.	Verkäufe von Bilanzaktiva mit Rückgriff, bei denen das Kreditrisiko bei dem verkaufenden Institut verbleibt,

10.	Terminkäufe auf Bilanzaktiva, bei denen eine unbedingte Verpflichtung zur Abnahme des Liefergegenstandes besteht,

11.	Plazierung von Termineinlagen auf Termin,

12.	Ankaufs- und Refinanzierungszusagen,

13.	noch nicht in Anspruch genommene Kreditzusagen,

14.	Kreditderivate,

15.	noch nicht in der Bilanz aktivierte Ansprüche aus Leasingverträgen auf Zahlungen, zu denen der Leasingnehmer verpflichtet ist oder verpflichtet werden kann, und Optionsrechte des Leasingnehmers zum Kauf der Leasinggegenstände, die einen Anreiz zur Ausübung des Optionsrechts bieten, sowie

16.	außerbilanzielle Geschäfte, sofern sie einem Adressenausfallrisiko unterliegen und von den Nummern 1 bis 14 nicht erfasst sind.

(1a) 1Derivate im Sinne dieser Vorschrift sind als Kauf, Tausch oder durch anderweitigen Bezug auf einen Basiswert ausgestaltete Festgeschäfte oder Optionsgeschäfte, deren Wert durch den Basiswert bestimmt wird und deren Wert sich infolge eines für wenigstens einen Vertragspartner zeitlich hinausgeschobenen Erfüllungszeitpunkts künftig ändern kann, einschließlich finanzieller Differenzgeschäfte. 2Basiswert im Sinne von Satz 1 kann auch ein Derivat sein.




(2) 1Als ein Kreditnehmer im Sinne des § 14 gelten

1.	zwei oder mehr natürliche oder juristische Personen oder Personenhandelsgesellschaften, wenn eine von ihnen unmittelbar oder mittelbar beherrschenden Einfluss auf die andere oder die anderen ausüben kann. Unmittelbar oder mittelbar beherrschender Einfluss liegt insbesondere vor,

a)	bei allen Unternehmen, die im Sinne des § 290 Absatz 2 des Handelsgesetzbuchs konsolidiert werden, oder

b)	bei allen Unternehmen, die durch Verträge verbunden sind, die vorsehen, dass das eine Unternehmen verpflichtet ist, seinen ganzen Gewinn an ein anderes abzuführen, oder

c)	beim Halten von Stimmrechts- oder Kapitalanteilen an einem Unternehmen in Höhe von 50 Prozent oder mehr durch ein anderes Unternehmen oder eine Person, unabhängig davon, ob diese Anteile im Rahmen eines Treuhandverhältnisses verwaltet werden,

2.	Personenhandelsgesellschaften oder Kapitalgesellschaften und jeder persönlich haftende Gesellschafter sowie Partnerschaften und jeder Partner,

3.	alle Unternehmen, die demselben Konzern im Sinne des § 18 des Aktiengesetzes angehören.

2Die Zusammenfassungstatbestände nach den Nummern 1 bis 3 sind kumulativ anzuwenden.

(3) Als ein Kreditnehmer im Sinne der §§ 15 und 18 gelten zwei oder mehr natürliche oder juristische Personen, die gemäß Artikel 4 Absatz 1 Nummer 39 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 eine Gruppe verbundener Kunden bilden.

(4) (aufgehoben)

(5) Bei dem entgeltlichen Erwerb von Geldforderungen gilt der Veräußerer der Forderungen als Kreditnehmer im Sinne der §§ 14 bis 18, wenn er für die Erfüllung der übertragenen Forderung einzustehen oder sie auf Verlangen des Erwerbers zurückzuerwerben hat; andernfalls gilt der Schuldner der Verbindlichkeit als Kreditnehmer.

(6) (aufgehoben)
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Ausnahmen von den Verpflichtungen nach § 14

Als Kredite im Sinne des § 14 gelten nicht:

1. Kredite bei Wechselkursgeschäften, die im Rahmen des üblichen Abrechnungsverfahrens innerhalb von zwei Geschäftstagen ab Vorleistung abgewickelt werden,

2. Kredite bei Wertpapiergeschäften, die im Rahmen des üblichen Abrechnungsverfahrens innerhalb von fünf Geschäftstagen ab Vorleistung abgewickelt werden,

3. im Fall der Durchführung des Zahlungsverkehrs, einschließlich der Ausführung von Zahlungsdiensten, der Verrechnung und Abwicklung in jedweder Währung und des Korrespondenzbankgeschäfts, oder der Erbringung von Dienstleistungen für Kunden zur Verrechnung, Abwicklung und Verwahrung von Finanzinstrumenten, verspätete Zahlungseingänge bei Finanzierungen und andere Kredite im Kundengeschäft, die längstens bis zum folgenden Geschäftstag bestehen,

4. Geldsicherheiten, die im Kontext von Finanzmarktgeschäften für Kunden hinterlegt werden und deren vereinbarte Laufzeit oder Kündigungsfrist einen Geschäftstag nicht überschreitet,

5. Kredite, die im Fall der Durchführung des Zahlungsverkehrs, einschließlich der Ausführung von Zahlungsdiensten, der Verrechnung und Abwicklung in jedweder Währung und des Korrespondenzbankgeschäfts, an Institute vergeben werden, die diese Dienste erbringen, sofern die Kredite bis zum Geschäftsschluss zurückzuzahlen sind,

6. abgeschriebene Kredite und

7. Verfügungen über gutgeschriebene Beträge aus dem Lastschrifteinzugsverfahren, die mit dem Vermerk „Eingang vorbehalten“ versehen werden.

[bookmark: BJNR008810961BJNE017000377][bookmark: _Toc278450014][bookmark: _Toc36575194][bookmark: _Toc278450015]§ 20a
(aufgehoben)

[bookmark: BJNR008810961BJNE017100377][bookmark: _Toc278450016][bookmark: _Toc36575195][bookmark: _Toc278450017]§ 20b
(aufgehoben)

[bookmark: BJNR008810961BJNE017201377][bookmark: _Toc278450018][bookmark: _Toc36575196][bookmark: _Toc278450019]§ 20c
(aufgehoben)

[bookmark: BJNR008810961BJNE004908377][bookmark: _Toc278450020][bookmark: _Toc36575197][bookmark: _Toc278450021]§ 21
Begriff des Kredits für die §§ 15 bis 18

(1) 1Kredite im Sinne der §§ 15 bis 18 sind 

1.	Gelddarlehen aller Art, entgeltlich erworbene Geldforderungen, Akzeptkredite sowie Forderungen aus Namensschuldverschreibungen mit Ausnahme der auf den Namen lautenden Pfandbriefe und Kommunalschuldverschreibungen;

2.	die Diskontierung von Wechseln und Schecks;

3.	Geldforderungen aus sonstigen Handelsgeschäften eines Instituts, ausgenommen die Forderungen aus Warengeschäften der Kreditgenossenschaften, sofern diese nicht über die handelsübliche Frist hinaus gestundet werden;

4.	Bürgschaften, Garantien und sonstige Gewährleistungen eines Instituts sowie die Haftung eines Instituts aus der Bestellung von Sicherheiten für fremde Verbindlichkeiten;

5.	die Verpflichtung, für die Erfüllung entgeltlich übertragener Geldforderungen einzustehen oder sie auf Verlangen des Erwerbers zurückzuerwerben;

6.	der Besitz eines Instituts an Aktien oder Geschäftsanteilen eines anderen Unternehmens, der mindestens ein Viertel des Kapitals (Nennkapitals, Summe der Kapitalanteile) des Beteiligungsunternehmens erreicht, ohne daß es auf die Dauer des Besitzes ankommt;

7.	Gegenstände, über die ein Institut als Leasinggeber Leasingverträge abgeschlossen hat, abzüglich bis zum Buchwert des ihm zugehörigen Leasinggegenstandes solcher Posten, die wegen der Erfüllung oder der Veräußerung von Forderungen aus diesen Leasingverträgen gebildet werden.

2Zugunsten des Instituts bestehende Sicherheiten sowie Guthaben des Kreditnehmers bei dem Institut bleiben außer Betracht.

(2) Als Kredite im Sinne der §§ 15 bis 18 gelten nicht 

1.	Kredite an den Bund, ein rechtlich unselbständiges Sondervermögen des Bundes 
oder eines Landes, ein Land, eine Gemeinde oder einen Gemeindeverband;

2.	ungesicherte Forderungen an andere Institute aus bei diesen unterhaltenen, nur der Geldanlage dienenden Guthaben, die spätestens in drei Monaten fällig sind; Forderungen eingetragener Genossenschaften an ihre Zentralbanken, von Sparkassen an ihre Girozentralen sowie von Zentralbanken und Girozentralen an ihre Zentralkreditinstitute können später fällig gestellt sein;

3.	von anderen Instituten angekaufte Wechsel, die von einem Institut angenommen, indossiert oder als eigene Wechsel ausgestellt sind, eine Laufzeit von höchstens drei Monaten haben und am Geldmarkt üblicherweise gehandelt werden;

4.	abgeschriebene Kredite.

(3) § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 bis 11 und § 18 gelten nicht für 

1.	Kredite, soweit sie den Erfordernissen des § 14 und des § 16 Abs. 1 und 2 des Pfandbriefgesetzes entsprechen (Realkredite);

2.	Kredite mit Laufzeiten von höchstens 15 Jahren gegen Bestellung von Schiffshypotheken, soweit sie den Erfordernissen des § 22 Abs. 1, 2 Satz 1 und Abs. 5 Satz 3, des § 23 Abs. 1 und 4 sowie des § 24 Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 3 des Pfandbriefgesetzes entsprechend;

3.	Kredite an eine inländische juristische Person des öffentlichen Rechts, die nicht in Absatz 2 Nr. 1 genannt ist, die Europäische Union, die Europäische Atomgemeinschaft oder die Europäische Investitionsbank;

4.	Kredite, soweit sie vom Bund, einem Sondervermögen des Bundes, einem Land, einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband verbürgt oder in anderer Weise gesichert sind (öffentlich verbürgte Kredite).

(4) Als Kredite im Sinne des § 18 gelten nicht 

1.	Kredite auf Grund des entgeltlichen Erwerbs einer Forderung aus nicht bankmäßigen Handelsgeschäften, wenn

a)	Forderungen aus nicht bankmäßigen Handelsgeschäften gegen den jeweiligen Schuldner laufend erworben werden,

b)	der Veräußerer der Forderung nicht für deren Erfüllung einzustehen hat und

c)	die Forderung innerhalb von drei Monaten, vom Tage des Ankaufs an gerechnet, fällig ist;

2.	Kredite, soweit sie gedeckt sind durch Sicherheiten in Form von

a)	Bareinlagen bei dem kreditgewährenden Institut oder bei einem Drittinstitut, das Mutter- oder Tochterunternehmen des kreditgewährenden Instituts ist, oder Barmitteln, die das Institut im Rahmen der Emission einer Credit Linked Note erhält, oder

b)	Einlagenzertifikaten oder ähnlichen Papieren, die von dem kreditgewährenden Institut oder einem Drittinstitut, das Mutter- oder Tochterunternehmen des kreditgewährenden Instituts ist, ausgegeben wurden und bei diesen hinterlegt sind und die näheren Bestimmungen der Artikel 192 bis 241 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 zur Kreditrisikominderung erfüllt werden.
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Verordnungsermächtigung für Millionenkredite

1Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank für Millionenkredite nähere Bestimmungen zu erlassen über

1.	die Ermittlung der Kreditbeträge und Kreditnehmer,

2.	die Ermittlung der Kreditäquivalenzbeträge von Derivaten sowie die Ermittlung von Pensions- und Leihgeschäften und von anderen mit diesen vergleichbaren Geschäften sowie der für diese Geschäfte übernommenen Gewährleistungen,

3.	die Zurechnung von Krediten zu Kreditnehmern,

4.	die Anzeigeinhalte, Anzeigefristen und den Beobachtungszeitraum nach § 14 Absatz 1 Satz 1,

5.	weitere Angaben in der Benachrichtigung nach § 14 Absatz 2 Satz 2, soweit dies auf Grund von Informationen, die die Deutsche Bundesbank von ausländischen Evidenzzentralen erhalten hat, erforderlich ist,

6.	Einzelheiten zu den Angaben in der Benachrichtigung nach § 14 Absatz 2 Satz 2, insbesondere zu den Voraussetzungen und den Inhalten der Rückmeldungen der Informationen über prognostizierte Ausfallwahrscheinlichkeiten, sowie die Aufgliederung dieser Benachrichtigung nach § 14 Absatz 2 Satz 3 und

7.	Einzelheiten des Verfahrens der elektronischen Datenübertragung nach § 14 Absatz 2 Satz 6.

2Das Bundesministerium der Finanzen kann die Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt mit der Maßgabe übertragen, dass die Rechtsverordnung im Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbank ergeht. 3Vor Erlass der Rechtsverordnung sind die Spitzenverbände der Institute anzuhören.
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Registerführendes Unternehmen

(1) 1Ist das Refinanzierungsunternehmen ein Kreditinstitut oder eine in § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 3a genannte Einrichtung und hat ein Unternehmen im Sinne des § 1 Absatz 24 Satz 1 Nummer 1 bis 6 einen Anspruch auf Übertragung einer Forderung des Refinanzierungsunternehmens oder eines Grundpfandrechts des Refinanzierungsunternehmens, das der Sicherung von Forderungen dient, können diese Gegenstände in ein vom Refinanzierungsunternehmen geführtes Refinanzierungsregister eingetragen werden; dies gilt entsprechend für Registerpfandrechte an einem Luftfahrzeug und für Schiffshypotheken. 2Für jede Refinanzierungstransaktion ist eine gesonderte Abteilung zu bilden.

(1a) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn die Forderungen und Grundpfandrechte treuhänderisch von dem Refinanzierungsunternehmen verwaltet werden.

(2) 1Eine Pflicht des Refinanzierungsunternehmens oder des Refinanzierungsmittlers zur Führung eines Refinanzierungsregisters wird durch diesen Unterabschnitt nicht begründet. 2Die Registerführung kann nur unter den Voraussetzungen des § 22k beendet oder übertragen werden.

(3) Eine Auslagerung der Registerführung ist nicht statthaft.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten sinngemäß für Refinanzierungsmittler, die Kreditinstitut oder eine in § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 3a genannte Einrichtung sind.
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Führung des Refinanzierungsregisters für Dritte

(1) 1Ist das Refinanzierungsunternehmen weder ein Kreditinstitut noch eine in § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 3a genannte Einrichtung, können die in § 22a Abs. 1 Satz 1 genannten Gegenstände des Refinanzierungsunternehmens, auf deren Übertragung ein Unternehmen im Sinne des § 1 Absatz 24 Satz 1 Nummer 1 bis 6 einen Anspruch hat, in ein von einem Kreditinstitut oder von der Kreditanstalt für Wiederaufbau geführtes Refinanzierungsregister eingetragen werden. 2Enthält das Refinanzierungsregister daneben Gegenstände, deren Übertragung das registerführende oder ein anderes Unternehmen schuldet, so ist für jeden zur Übertragung Verpflichteten innerhalb desselben Refinanzierungsregisters eine gesonderte Abteilung und innerhalb dieser für jede Refinanzierungstransaktion eine Unterabteilung zu bilden.

(2) 1Ist das Refinanzierungsunternehmen ein Kreditinstitut, für welches die Führung eines eigenen Refinanzierungsregisters nach Art und Umfang seines Geschäftsbetriebs eine unangemessene Belastung darstellt, so soll die Bundesanstalt auf Antrag des Refinanzierungsunternehmens der Führung des Refinanzierungsregisters durch ein anderes Kreditinstitut zustimmen. 2Die Zustimmung der Bundesanstalt gilt als erteilt, wenn sie nicht binnen eines Monats nach Stellung des Antrages verweigert wird.

(3) Eintragungen, die für andere Kreditinstitute vorgenommen werden, ohne dass eine Zustimmung der Bundesanstalt nach Absatz 2 vorliegt, sind unwirksam.

(4) § 22a Abs. 2 und 3, auch in Verbindung mit Abs. 4, findet entsprechende Anwendung.
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Refinanzierungsmittler

Die §§ 22d bis 22o gelten sinngemäß für Refinanzierungsregister, die gemäß § 22a Abs. 4 von einem Refinanzierungsmittler oder gemäß § 22b Abs. 4 für einen Refinanzierungsmittler geführt werden.
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Refinanzierungsregister

(1) 1Eine elektronische Führung des Refinanzierungsregisters ist zulässig, sofern sichergestellt ist, dass hinreichende Vorkehrungen gegen einen Datenverlust getroffen worden sind. 2Das Bundesministerium der Finanzen hat durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, Einzelheiten über die Form des Refinanzierungsregisters sowie der Art und Weise der Aufzeichnung zu bestimmen. 3Das Bundesministerium der Finanzen kann diese Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht übertragen.

(2) 1In das Refinanzierungsregister sind von dem registerführenden Unternehmen einzutragen: 

1.	die Forderungen oder die Sicherheiten, auf deren Übertragung die im Register als übertragungsberechtigt eingetragenen Unternehmen im Sinne des § 1 Absatz 24 Satz 1 Nummer 1 bis 6 (Übertragungsberechtigte) einen Anspruch haben,

2.	der Übertragungsberechtigte,

3.	der Zeitpunkt der Eintragung,

4.	falls ein Gegenstand als Sicherheit dient, den rechtlichen Grund, den Umfang, den Rang der Sicherheit und das Datum des Tages, an dem der den rechtlichen Grund für die Absicherung enthaltende Vertrag geschlossen wurde.

2In den Fällen der Nummern 1 und 4 genügt es, wenn Dritten, insbesondere dem Verwalter, dem Sachwalter, der Bundesanstalt oder einem Insolvenzverwalter die eindeutige Bestimmung der einzutragenden Angaben möglich ist. 3Ist der Übertragungsberechtigte eine Pfandbriefbank, so ist diese sowie der gemäß § 7 Abs. 1 des Pfandbriefgesetzes bestellte Treuhänder von der Eintragung zu unterrichten. 4Ist der Übertragungsberechtigte ein Versicherungsunternehmen, ist dieses sowie der nach § 128 des Versicherungsaufsichtsgesetzes bestellte Treuhänder von der Eintragung zu unterrichten.

(3) Soweit nach Absatz 2 erforderliche Angaben fehlen oder Eintragungen unrichtig sind oder keine eindeutige Bestimmung einzutragender Angaben zulassen, sind die betroffenen Gegenstände nicht ordnungsgemäß eingetragen.

(4) 1Forderungen sind auch dann eintragungsfähig und nach Eintragung an den Übertragungsberechtigten veräußerbar, wenn die Abtretung durch mündliche oder konkludente Vereinbarung mit dem Schuldner ausgeschlossen worden ist. 2§ 354a des Handelsgesetzbuchs sowie gesetzliche Verfügungsverbote bleiben unberührt.

(5) 1Eintragungen können nur mit Zustimmung des Übertragungsberechtigten gelöscht werden. 2Sofern ein Übertragungsberechtigter eine Pfandbriefbank oder ein Versicherungsunternehmen ist, können Eintragungen nur mit Zustimmung des Treuhänders der Pfandbriefbank beziehungsweise des Treuhänders des Versicherungsunternehmens gelöscht werden. 3In jedem Fall ist der Zeitpunkt der Löschung einzutragen. 4Fehlerhafte Eintragungen können mit Zustimmung des Verwalters gelöscht werden; Absatz 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 5Die Korrektur, ihr Zeitpunkt und die Zustimmung des Verwalters sind im Refinanzierungsregister einzutragen. 6Die nochmalige Eintragung ohne Löschung der früheren Eintragung entfaltet keine Rechtswirkung.

(6) Der Übertragungsberechtigte kann jederzeit vom Verwalter einen Auszug über die ihn betreffenden Eintragungen im Refinanzierungsregister verlangen, auf dem der Verwalter die Übereinstimmung mit dem Refinanzierungsregister in Schriftform bestätigt hat.
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Bestellung des Verwalters

(1) 1Bei jedem registerführenden Unternehmen ist eine natürliche Person als Verwalter des Refinanzierungsregisters (Verwalter) zu bestellen. 2Das Amt erlischt mit der Beendigung der Registerführung oder der Bestellung eines personenverschiedenen Sachwalters des Refinanzierungsregisters nach § 22l Abs. 4 Satz 1.

(2) 1Die Bestellung erfolgt durch die Bundesanstalt auf Vorschlag des registerführenden Unternehmens. 2Die Bundesanstalt soll die vorgeschlagene Person zum Verwalter bestellen, wenn deren Unabhängigkeit, Zuverlässigkeit und Sachkunde gewährleistet erscheint. 3Bei ihrer Entscheidung hat die Bundesanstalt die Interessen des im Refinanzierungsregister eingetragenen oder einzutragenden Übertragungsberechtigten angemessen zu berücksichtigen.

(3) 1Die Bestellung kann befristet werden; die Bundesanstalt kann den Verwalter jederzeit aus sachlichem Grund abberufen. 2Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. 3Steht der Verwalter zu einem an einer konkreten Refinanzierungstransaktion Beteiligten in einem Beschäftigungs- oder Mandatsverhältnis, so ruht sein Amt für diese Refinanzierungstransaktion.

(4) 1Auf Antrag des registerführenden Unternehmens ist ein Stellvertreter des Verwalters zu bestellen. 2Der Antrag ist zu jeder Zeit zulässig. 3Auf die Bestellung und Abberufung des Stellvertreters finden die Absätze 2 und 3 entsprechende Anwendung. 4Wird der Verwalter nach Absatz 3 Satz 1 abberufen, ruht sein Amt oder ist er verhindert, so tritt der Stellvertreter an seine Stelle.

(5) 1Ist ein Verwalter für einen nicht unerheblichen Zeitraum nicht vorhanden, an der Wahrnehmung seiner Aufgaben verhindert oder ruht sein Amt, ohne dass ein Stellvertreter an seine Stelle getreten ist, bestellt die Bundesanstalt ohne Anhörung des registerführenden Unternehmens einen geeigneten Verwalter. 2Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. 3Das registerführende Unternehmen hat der Bundesanstalt unverzüglich mitzuteilen, wenn ein Umstand gemäß Satz 1 eingetreten ist.

(6) 1Der Verwalter und sein Stellvertreter haften dem registerführenden Unternehmen sowie den Übertragungsberechtigten aus ihrer Tätigkeit nur im Falle von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit. 2Die Ersatzpflicht des Verwalters oder des Stellvertreters beschränkt sich im Falle grob fahrlässigen Handelns auf 1 Million Euro. 3Sie kann nicht durch Vertrag ausgeschlossen oder beschränkt werden. 4Wird die Haftung des Verwalters oder des Stellvertreters durch eine Versicherung abgedeckt, ist ein Selbstbehalt in Höhe des Eineinhalbfachen der nach § 22i Absatz 1 festgesetzten jährlichen Vergütung vorzusehen. 5Das registerführende Unternehmen darf den Versicherungsvertrag zugunsten des Verwalters und des Stellvertreters schließen und die Prämien zahlen.
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Verhältnis des Verwalters zur Bundesanstalt

(1) Der Verwalter hat der Bundesanstalt Auskunft über die von ihm im Rahmen seiner Tätigkeit getroffenen Feststellungen und Beobachtungen zu erteilen und auch unaufgefordert Mitteilungen zu machen, wenn Umstände auf eine nicht ordnungsgemäße Registerführung hindeuten.

(2) Der Verwalter ist an Weisungen der Bundesanstalt nicht gebunden.
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Aufgaben des Verwalters

(1) 1Der Verwalter wacht darüber, dass das Refinanzierungsregister ordnungsgemäß geführt wird. 2Zu seinen Aufgaben gehört es jedoch nicht zu prüfen, ob es sich bei den eingetragenen Gegenständen um solche des Refinanzierungsunternehmens oder um nach § 22d Abs. 2 eintragungsfähige Gegenstände handelt.

(2) 1Insbesondere hat der Verwalter des Refinanzierungsregisters darauf zu achten, dass 

1.	das Refinanzierungsregister die nach § 22d Abs. 2 erforderlichen Angaben enthält,

2.	die im Refinanzierungsregister enthaltenen Zeitangaben der Richtigkeit entsprechen und

3.	die Eintragungen nicht nachträglich verändert werden.

2Im Übrigen hat der Verwalter des Refinanzierungsregisters die inhaltliche Richtigkeit des Refinanzierungsregisters nicht zu überprüfen.

(3) Der Verwalter kann sich bei der Durchführung seiner Aufgaben anderer Personen und Einrichtungen bedienen.
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Verhältnis des Verwalters zum registerführenden Unternehmen und zum Refinanzierungsunternehmen

(1) 1Der Verwalter ist befugt, jederzeit die Bücher und Papiere des registerführenden Unternehmens einzusehen, es sei denn, dass sie mit der Führung des Refinanzierungsregisters in keinem Zusammenhang stehen. 2In den Fällen des § 22b stehen dem Verwalter dieselben Befugnisse auch gegenüber dem Refinanzierungsunternehmen zu.

(2) 1Der Verwalter ist zur Verschwiegenheit über alle Tatsachen verpflichtet, von denen er durch Einsicht in die Bücher und Papiere des registerführenden Unternehmens oder des davon abweichenden Refinanzierungsunternehmens Kenntnis erlangt. 2Der Bundesanstalt darf er nur über Tatsachen Auskunft geben oder Mitteilung machen, die mit der Überwachung des Refinanzierungsregisters im Zusammenhang stehen.

(3) Streitigkeiten zwischen dem Verwalter und dem registerführenden Unternehmen oder dem davon abweichenden Refinanzierungsunternehmen entscheidet die Bundesanstalt.
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Vergütung des Verwalters

(1) Der Verwalter sowie sein Stellvertreter erhalten von dem registerführenden Unternehmen eine angemessene Vergütung, deren Höhe von der Bundesanstalt festgesetzt wird, und Ersatz der notwendigen Auslagen.

(2) (aufgehoben)

(3) Außer in Fällen des Absatzes 1 sind Leistungen des registerführenden Unternehmens, des Refinanzierungsunternehmens, für welches das Register geführt wird, und der Übertragungsberechtigten an den Verwalter des Refinanzierungsregisters und dessen Stellvertreter unzulässig.
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Wirkungen der Eintragung in das Refinanzierungsregister

(1) 1Gegenstände des Refinanzierungsunternehmens, die ordnungsgemäß im Refinanzierungsregister eingetragen sind, können im Fall der Insolvenz des Refinanzierungsunternehmens vom Übertragungsberechtigten nach § 47 der Insolvenzordnung ausgesondert werden. 2Das Gleiche gilt für Gegenstände, die an die Stelle der ordnungsgemäß im Refinanzierungsregister eingetragenen Gegenstände treten. 3Gegen Verfügungen im Wege der Zwangsvollstreckung oder der Arrestvollziehung kann der Übertragungsberechtigte Widerspruch im Wege der Klage nach § 771 der Zivilprozessordnung erheben.

(2) 1Die Eintragung in das Refinanzierungsregister schränkt Einwendungen und Einreden Dritter gegen die eingetragenen Forderungen und Rechte nicht ein. 2Werden die im Refinanzierungsregister eingetragenen Gegenstände ausgesondert oder an den Übertragungsberechtigten beziehungsweise von dem Übertragungsberechtigten an einen Dritten übertragen, können alle Einwendungen und Einreden wie bei einer Abtretung geltend gemacht werden. 3Die Vorschrift des § 1156 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs findet keine Anwendung. 4Dienen im Refinanzierungsregister eingetragene Gegenstände der Absicherung anderer Gegenstände, so kann der Sicherungsgeber gegenüber dem Übertragungsberechtigten alle Einwendungen und Einreden aus dem Vertrag geltend machen, der den rechtlichen Grund für die Absicherung enthält. 5Die Vorschrift des § 1157 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs findet keine Anwendung. 6§ 22d Abs. 4 in Verbindung mit § 22j Abs. 1 Satz 1 und 2 bleibt jedoch unberührt.

(3) 1Gegenüber den Ansprüchen des Übertragungsberechtigten auf Übertragung der ordnungsgemäß im Refinanzierungsregister eingetragenen Gegenstände kann das Refinanzierungsunternehmen nicht aufrechnen und keine Zurückbehaltungsrechte geltend machen. 2Anfechtungsrechte seiner Gläubiger nach dem Anfechtungsgesetz und den §§ 129 bis 147 der Insolvenzordnung bleiben unberührt.

(4) Den Wirkungen der Absätze 1 bis 3 steht nicht entgegen, dass das Refinanzierungsunternehmen im Rahmen der Veräußerung der eingetragenen Gegenstände an den Übertragungsberechtigten das Risiko deren Werthaltigkeit ganz oder teilweise trägt.
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Beendigung und Übertragung der Registerführung

(1) 1Willigen alle im Refinanzierungsregister eingetragenen Übertragungsberechtigten und, sofern ein Übertragungsberechtigter eine Pfandbriefbank oder ein Versicherungsunternehmen ist, der Treuhänder der Pfandbriefbank oder des Versicherungsunternehmens ein, kann die Führung des Refinanzierungsregisters einen Monat nach Anzeige an die Bundesanstalt beendet werden. 2Willigen alle im Refinanzierungsregister eingetragenen Übertragungsberechtigten und, sofern ein Übertragungsberechtigter eine Pfandbriefbank oder ein Versicherungsunternehmen ist, der Treuhänder der Pfandbriefbank oder des Versicherungsunternehmens ein, kann die Registerführung unter Aufsicht der Bundesanstalt auf ein geeignetes Kreditinstitut übertragen werden, sofern es sich bei den eingetragenen Gegenständen um solche des die Registerführung übernehmenden Kreditinstituts handelt oder die Voraussetzungen des § 22b über die Führung des Refinanzierungsregisters für Dritte vorliegen.

(2) 1Die Registerführung endet außerdem, wenn das registerführende Unternehmen nach Einschätzung der Bundesanstalt zur Registerführung ungeeignet ist. 2In diesem Fall wird die Führung des Registers unter Aufsicht der Bundesanstalt auf ein nach Einschätzung der Bundesanstalt zur Registerführung geeignetes Kreditinstitut übertragen. 3Die Vorschriften des § 22b über die Führung des Refinanzierungsregisters für Dritte finden sinngemäße Anwendung.

(3) Absatz 2 findet keine Anwendung, wenn über das Vermögen eines Unternehmens, das ein Refinanzierungsregister nicht nur für Dritte führt, das Insolvenzverfahren eröffnet wird.
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Bestellung des Sachwalters bei Eröffnung des Insolvenzverfahrens

(1) 1Ist über das Vermögen eines Unternehmens, das ein Refinanzierungsregister nicht nur für Dritte führt, das Insolvenzverfahren eröffnet, bestellt das Insolvenzgericht auf Antrag der Bundesanstalt eine oder zwei von der Bundesanstalt vorgeschlagene natürliche Personen als Sachwalter des Refinanzierungsregisters (Sachwalter). 2Das Gericht kann vom Vorschlag der Bundesanstalt abweichen, wenn dies zur Sicherstellung einer sachgerechten Zusammenarbeit zwischen Insolvenzverwalter und Sachwalter erforderlich erscheint. 3Der Sachwalter erhält eine Urkunde über seine Ernennung, die er bei Beendigung seines Amtes dem Insolvenzgericht zurückzugeben hat.

(2) 1Die Bundesanstalt stellt einen Antrag nach Absatz 1 Satz 1, wenn dies nach Anhörung der Übertragungsberechtigten zur ordnungsgemäßen Verwaltung der im Refinanzierungsregister eingetragenen Gegenstände erforderlich erscheint. 2Als Sachwalter des Refinanzierungsregisters soll die Bundesanstalt den Verwalter des Refinanzierungsregisters vorschlagen, bei Fehlen oder dauernder Verhinderung desselben seinen Stellvertreter oder eine andere geeignete natürliche Person. 3Der Sachwalter des Refinanzierungsregisters ist auf Antrag der Bundesanstalt abzuberufen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt.

(3) 1Erscheint die Bestellung eines zweiten Sachwalters des Refinanzierungsregisters zur ordnungsgemäßen Verwaltung der im Refinanzierungsregister eingetragenen Gegenstände erforderlich, kann die Bundesanstalt nach Anhörung der Übertragungsberechtigten einen weiteren Antrag nach Absatz 1 Satz 1 stellen. 2Stellt sie diesen Antrag, soll sie den Stellvertreter des Verwalters des Refinanzierungsregisters oder, wenn ein solcher fehlt, eine andere geeignete natürliche Person vorschlagen.

(4) 1Mit der Bestellung einer anderen Person als der des Verwalters zum Sachwalter erlischt das Amt des Verwalters. 2Das Amt wird vom Sachwalter des Refinanzierungsregisters fortgeführt. 3Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für den Stellvertreter des Verwalters.
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Bekanntmachung der Bestellung des Sachwalters

(1) 1Das Insolvenzgericht hat die Ernennung und Abberufung des Sachwalters unverzüglich dem zuständigen Registergericht mitzuteilen und öffentlich bekannt zu machen. 2Die Ernennung und Abberufung des Sachwalters sind auf die Mitteilung von Amts wegen in das Handelsregister einzutragen. 3Die Eintragungen werden nicht bekannt gemacht. 4Die Vorschriften des § 15 des Handelsgesetzbuchs finden keine Anwendung.

(2) 1Sind in das Refinanzierungsregister Rechte des registerführenden Unternehmens eingetragen, für die eine Eintragung im Grundbuch besteht, so ist die Bestellung des Sachwalters auf Ersuchen des Insolvenzgerichts oder des Sachwalters in das Grundbuch einzutragen, wenn nach der Art der Rechte und den Umständen zu besorgen ist, dass ohne die Eintragung die Interessen der Übertragungsberechtigten gefährdet werden. 2Satz 1 gilt entsprechend für Rechte des registerführenden Unternehmens, die im Schiffsregister, Schiffsbauregister oder im Register für Pfandrechte an Luftfahrzeugen eingetragen sind.

[bookmark: BJNR008810961BJNE016400377][bookmark: _Toc278450051][bookmark: _Toc36575213][bookmark: _Toc278450052]§ 22n
Rechtsstellung des Sachwalters

(1) 1Der Sachwalter steht unter der Aufsicht des Insolvenzgerichts. 2Das Insolvenzgericht kann vom Sachwalter insbesondere jederzeit einzelne Auskünfte oder einen Bericht über den Sachstand und die Geschäftsführung verlangen. 3Daneben obliegen dem Sachwalter die Pflichten eines Verwalters. 4Der Sachwalter und der Insolvenzverwalter haben einander alle Informationen mitzuteilen, die für das Insolvenzverfahren über das Vermögen des registerführenden Unternehmens und für die Verwaltung der im Refinanzierungsregister eingetragenen Gegenstände von Bedeutung sein können.

(2) 1Soweit das registerführende Unternehmen befugt war, die im Refinanzierungsregister eingetragenen Gegenstände zu verwalten und über sie zu verfügen, geht dieses Recht auf den Sachwalter über. 2In Abstimmung mit dem Insolvenzverwalter nutzt der Sachwalter alle Einrichtungen des registerführenden Unternehmens, die zur Verwaltung der eingetragenen Gegenstände erforderlich sind.

(3) 1Hat das registerführende Unternehmen nach der Bestellung des Sachwalters über einen im Refinanzierungsregister eingetragenen Gegenstand verfügt, so ist diese Verfügung unwirksam. 2Die Vorschriften der §§ 892, 893 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, der §§ 16, 17 des Gesetzes über Rechte an eingetragenen Schiffen und Schiffsbauwerken und der §§ 16, 17 des Gesetzes über Rechte an Luftfahrzeugen bleiben unberührt. 3Hat das registerführende Unternehmen am Tage der Bestellung des Sachwalters des Refinanzierungsregisters verfügt, so wird vermutet, dass es nach der Bestellung verfügt hat.

(4) 1Der Sachwalter des Refinanzierungsregisters hat bei seiner Geschäftsführung die Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Sachwalters anzuwenden. 2Verletzt der Sachwalter des Refinanzierungsregisters seine Pflichten, so können die Übertragungsberechtigten und das registerführende Unternehmen Ersatz des hierdurch entstehenden Schadens verlangen. 3Dies gilt nicht, wenn der Sachwalter des Refinanzierungsregisters die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat.

(5) 1Der Sachwalter des Refinanzierungsregisters erhält von der Bundesanstalt eine angemessene Vergütung und Ersatz seiner Aufwendungen. 2Die gezahlten Beträge sind der Bundesanstalt von den Übertragungsberechtigten anteilig nach der Anzahl der für sie eingetragenen Gegenstände gesondert zu erstatten und auf Verlangen der Bundesanstalt vorzuschießen. 3Soweit das Refinanzierungsregister für Dritte geführt wird, sind diese neben den Übertragungsberechtigten als Gesamtschuldner zur Erstattung und zum Vorschuss verpflichtet. 4§ 22i Abs. 2 und 3 Satz 1 gilt sinngemäß. 5§ 22i Abs. 3 Satz 2 findet mit der Maßgabe entsprechende Anwendung, dass die Bundesanstalt beim Insolvenzgericht einen Antrag auf Abberufung stellen soll.

[bookmark: BJNR008810961BJNE016500377][bookmark: _Toc278450053][bookmark: _Toc36575214][bookmark: _Toc278450054]§ 22o
Bestellung des Sachwalters bei Insolvenzgefahr

(1) 1Unter den Voraussetzungen des § 46 bestellt das Gericht am Sitz des registerführenden Unternehmens auf Antrag der Bundesanstalt eine oder zwei Personen als Sachwalter. 2Die Bundesanstalt stellt einen Antrag nach Satz 1, wenn dies nach Anhörung der Übertragungsberechtigten zur ordnungsgemäßen Verwaltung der im Refinanzierungsregister eingetragenen Gegenstände erforderlich erscheint. 3Bei Gefahr im Verzuge ist auf die Anhörung zu verzichten. 4In diesem Fall ist die Anhörung unverzüglich nachzuholen.

(2) 1Für die Bestellung und Abberufung sowie für die Rechtsstellung eines unter diesen Umständen bestellten Sachwalters gelten die Vorschriften der §§ 22l bis 22n mit der Maßgabe entsprechend, dass an die Stelle des Insolvenzgerichts das Gericht am Sitz des registerführenden Unternehmens tritt. 2Ein wichtiger Grund im Sinne des § 22l Abs. 2 Satz 3 liegt insbesondere dann vor, wenn die Voraussetzungen des § 46 wieder entfallen sind. 3In diesem Fall soll die Bundesanstalt aus dem Kreis der Sachwalter den Verwalter bestellen.

(3) 1Wird das Insolvenzverfahren über das Vermögen des registerführenden Unternehmens nach Bestellung des Sachwalters nach Maßgabe der Absätze 1 und 2 eröffnet, so gilt der Sachwalter für die Zeit nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens als mit Eröffnung des Insolvenzverfahrens vom Insolvenzgericht bestellt. 2Das Insolvenzgericht tritt an die Stelle des Gerichts am Sitz des registerführenden Unternehmens. 3Das Gericht am Sitz des registerführenden Unternehmens hat dem Insolvenzgericht alle mit der Bestellung und Aufsicht des Sachwalters des Refinanzierungsregisters in Zusammenhang stehenden Unterlagen zu übergeben.
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(aufgehoben)
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Werbung

(1) 1Um Missständen bei der Werbung der Institute zu begegnen, kann die Bundesanstalt bestimmte Arten der Werbung untersagen. 2Ein Missstand liegt insbesondere vor, wenn Werbung für Verbraucherdarlehensverträge falsche Erwartungen in Bezug auf die Möglichkeit, ein Darlehen zu erhalten oder in Bezug auf die Kosten eines Darlehens weckt.

(2) Vor allgemeinen Maßnahmen nach Absatz 1 sind die Spitzenverbände der Institute und des Verbraucherschutzes zu hören.
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Sicherungseinrichtung

(1) 1Ein Institut, das Bankgeschäfte im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1, 4 oder 10 betreibt oder Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 1 bis 4 erbringt, hat Kunden, die nicht Institute sind, im Preisaushang über die Zugehörigkeit zu einer Einrichtung zur Sicherung der Ansprüche von Einlegern und Anlegern (Sicherungseinrichtung) zu informieren. 2Das Institut hat ferner Kunden, die nicht Institute sind, vor Aufnahme der Geschäftsbeziehung in Textform in leicht verständlicher Form, soweit nicht die Sätze 3 bis 10 anzuwenden sind, über die für die Sicherung geltenden Bestimmungen einschließlich Umfang und Höhe der Sicherung zu informieren. 3Die Einleger bestätigen in Bezug auf ihre Ansprüche aus § 5 des Einlagensicherungsgesetzes den Empfang dieser Informationen auf dem im Anhang I dieses Gesetzes enthaltenen Informationsbogen. 4Die Bestätigung, dass es sich bei den Einlagen um entschädigungsfähige Einlagen handelt, erhalten die Einleger auf ihren Kontoauszügen, einschließlich eines Verweises auf den Informationsbogen in Anhang I. 5Die Internetseite des einschlägigen Einlagensicherungssystems wird auf dem Informationsbogen angegeben. 6Der in Anhang I festgelegte Informationsbogen wird dem Einleger mindestens einmal jährlich zur Verfügung gestellt. 7Nutzt ein Einleger das Internetbanking, so können ihm die Informationen elektronisch übermittelt werden. 8Auf Wunsch des Einlegers werden sie in Papierform zur Verfügung gestellt. 9Die dem Einleger gewährten Informationen dürfen für Werbezwecke nur auf das Einlagensicherungssystem und seine Funktionsweise hinweisen. 10§ 3 Absatz 2 des Einlagensicherungsgesetzes gilt entsprechend. 11Sofern Einlagen und andere rückzahlbare Gelder nicht gesichert sind, hat das Institut auf diese Tatsache in den Allgemeinen Geschäftsbedingungen, im Preisaushang und an hervorgehobener Stelle in den Vertragsunterlagen vor Aufnahme der Geschäftsbeziehung hinzuweisen, es sei denn, die rückzahlbaren Gelder sind in Pfandbriefen, Kommunalschuldverschreibungen oder anderen Schuldverschreibungen, welche die Voraussetzungen des Artikels 52 Absatz 4 Satz 1 und 2 der Richtlinie 2009/65/EG erfüllen, verbrieft. 12Die Informationen in den Vertragsunterlagen gemäß Satz 11 dürfen keine anderen Erklärungen enthalten und sind gesondert von den Kunden zu bestätigen. 13Die Sätze 7 und 8 gelten entsprechend. 14Außerdem müssen auf Anfrage Informationen über die Bedingungen der Sicherung einschließlich der für die Geltendmachung der Entschädigungsansprüche erforderlichen Formalitäten erhältlich sein.

(2) Scheidet ein Institut aus einer Sicherungseinrichtung aus, hat es die Kunden, die nicht Institute sind, sowie die Bundesanstalt und die Deutsche Bundesbank hierüber unverzüglich in Textform zu unterrichten.
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[bookmark: _Toc36575220]5.	Besondere Pflichten der Institute, ihrer Geschäftsleiter sowie der Finanzholding-Gesellschaften, der gemischten Finanzholding-Gesellschaften und der gemischten Holdinggesellschaften
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Anzeigen

(1) Ein Institut hat der Aufsichtsbehörde und der Deutschen Bundesbank unverzüglich anzuzeigen 

1.	die Absicht der Bestellung eines Geschäftsleiters und die Absicht der Ermächtigung einer Person zur Einzelvertretung des Instituts in dessen gesamten Geschäftsbereich, jeweils unter Angabe der Tatsachen, die für die Beurteilung der Zuverlässigkeit, der fachlichen Eignung und der ausreichenden zeitlichen Verfügbarkeit für die Wahrnehmung der jeweiligen Aufgaben wesentlich sind, sowie den Vollzug, die Aufgabe oder die Änderung einer solchen Absicht;

2.	das Ausscheiden eines Geschäftsleiters sowie die Entziehung der Befugnis zur Einzelvertretung des Instituts in dessen gesamten Geschäftsbereich;

3.	die Änderung der Rechtsform, soweit nicht bereits eine Erlaubnis nach § 32 Abs. 1 erforderlich ist, und die Änderung der Firma;

4.	einen Verlust in Höhe von 25 vom Hundert der nach Artikel 72 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 anrechenbaren Eigenmittel;

5.	die Verlegung der Niederlassung oder des Sitzes;

6.	die Errichtung, die Verlegung und die Schließung einer Zweigstelle in einem Drittstaat sowie die Aufnahme und die Beendigung der Erbringung grenzüberschreitender Dienstleistungen ohne Errichtung einer Zweigstelle;

7.	die Einstellung des Geschäftsbetriebs;

8.	die Absicht seiner gesetzlichen und satzungsgemäßen Organe, eine Entscheidung über seine Auflösung herbeizuführen;

9.	das Absinken des Anfangskapitals unter die Mindestanforderungen nach § 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 sowie den Wegfall einer geeigneten Versicherung nach § 33 Abs. 1 Satz 2 und 3;

10.	den Erwerb oder die Aufgabe einer bedeutenden Beteiligung an dem eigenen Institut, das Erreichen, das Über- oder das Unterschreiten der Beteiligungsschwellen von 20 vom Hundert, 30 vom Hundert und 50 vom Hundert der Stimmrechte oder des Kapitals sowie die Tatsache, daß das Institut Tochterunternehmen eines anderen Unternehmens wird oder nicht mehr ist, sobald das Institut von der bevorstehenden Änderung dieser Beteiligungsverhältnisse Kenntnis erlangt;

11.	jeden Fall, in dem die Gegenpartei eines Pensionsgeschäftes, umgekehrten Pensionsgeschäftes oder Darlehensgeschäftes in Wertpapieren oder Waren ihren Erfüllungsverpflichtungen nicht nachgekommen ist;

12.	das Entstehen, die Änderung oder die Beendigung einer engen Verbindung zu einer anderen natürlichen Person oder einem anderen Unternehmen;

13.	das Entstehen, die Veränderungen in der Höhe oder die Beendigung einer bedeutenden Beteiligung an anderen Unternehmen;

14.	unter Vorlage desselben den Vorschlag zur Beschlussfassung gemäß § 25a Absatz 5 Satz 6;

14a.	unter Vorlage eines Auszugs aus der Versammlungsniederschrift den Beschluss über die Billigung einer höheren variablen Vergütung nach § 25a Absatz 5 Satz 5 einschließlich der Angabe aller gebilligten, über das Verhältnis gemäß § 25a Absatz 5 Satz 2 hinausgehenden Höchstwerte;

14b.	unter Vorlage eines Auszugs aus der Versammlungsniederschrift den Beschluss über die Änderung eines Beschlusses über die Billigung einer höheren variablen Vergütung nach § 25a Absatz 5 Satz 5 einschließlich der Angabe aller gebilligten, über das Verhältnis gemäß § 25a Absatz 5 Satz 2 hinausgehenden Höchstwerte;

15.	die Bestellung eines Mitglieds und stellvertretender Mitglieder des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans unter Angabe der Tatsachen, die zur Beurteilung ihrer Zuverlässigkeit, Sachkunde und der ausreichenden zeitlichen Verfügbarkeit für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben notwendig sind;

15a.	das Ausscheiden eines Mitglieds und stellvertretender Mitglieder des Verwaltungs- 
oder Aufsichtsorgans;

16.	eine Änderung des Verhältnisses von bilanziellem Eigenkapital zur Summe aus der Bilanzsumme und den außerbilanziellen Verpflichtungen und des Wiedereindeckungsaufwands für Ansprüche aus außerbilanziellen Geschäften (modifizierte bilanzielle Eigenkapitalquote) um mindestens 5 vom Hundert auf der Grundlage von Informationen zur finanziellen Situation (Finanzinformation) nach § 25 Abs. 1 Satz 1 jeweils zum Ende eines Quartals im Verhältnis zum festgestellten Jahresabschluss des Instituts; soweit das Institut nach internationalen Rechnungslegungsstandards bilanziert oder auf Grund der Vorschriften des Wertpapierhandelsgesetzes zur Aufstellung von Zwischenabschlüssen verpflichtet ist, ist eine entsprechende Änderung der modifizierten bilanziellen Eigenkapitalquote auch auf der Grundlage eines Zwischenabschlusses im Verhältnis zum festgestellten Jahresabschluss nach internationalen Rechnungslegungsstandards anzuzeigen;

17.	Kredite

a)	an Kommanditisten, Gesellschafter einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung, Aktionäre, Kommanditaktionäre oder Anteilseigner an einem Institut des öffentlichen Rechts, wenn diesen jeweils mehr als 25 Prozent des Kapitals (Nennkapital, Summe der Kapitalanteile) des Instituts gehören oder ihnen jeweils mehr als 25 Prozent der Stimmrechte an dem Institut zustehen und der Kredit zu nicht marktmäßigen Bedingungen gewährt oder nicht banküblich besichert worden ist, und

b)	an Personen, die Kapital, soweit es sich nicht um Kapital nach Buchstabe a handelt, nach Artikel 26 Absatz 1 Buchstabe a und Artikel 51 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung gewährt haben, das mehr als 25 Prozent des Kernkapitals nach Artikel 25 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung ohne Berücksichtigung des Kapitals nach Artikel 26 Absatz 1 Buchstabe a und Artikel 51 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung beträgt, wenn der Kredit zu nicht marktmäßigen Bedingungen gewährt oder nicht banküblich besichert worden ist.

(1a) Ein Institut hat der Aufsichtsbehörde und der Deutschen Bundesbank jährlich anzuzeigen: 

1.	seine engen Verbindungen zu anderen natürlichen Personen oder Unternehmen,

2.	seine bedeutenden Beteiligungen an anderen Unternehmen,

3.	den Namen und die Anschrift des Inhabers einer bedeutenden Beteiligung an dem anzeigenden Institut und an den ihm nach § 10a nachgeordneten Unternehmen mit Sitz im Ausland sowie die Höhe dieser Beteiligungen,

4.	die Anzahl seiner inländischen Zweigstellen,

5.	die modifizierte bilanzielle Eigenkapitalquote auf der Grundlage des festgestellten Jahresabschlusses,

6.	die Einstufung als bedeutendes Institut im Sinne des § 17 der Institutsvergütungsverordnung vom 16. Dezember 2013 (BGBl. I S. 4270) sowie eine Änderung dieser Einstufung,

7.	soweit es sich um ein CRR-Institut handelt, das im Sinne der Rechtsverordnung gemäß § 25a Absatz 6 dieses Gesetzes als bedeutend eingestuft ist oder das von der Aufsichtsbehörde oder der Deutschen Bundesbank dazu aufgefordert wurde, die Informationen, die für einen Vergleich der Vergütungstrends und -praktiken im Sinne des Artikels 75 Absatz 1 und 2 der Richtlinie 2013/36/EU erforderlich sind; der Vergleich umfasst auch die Vergütungstrends und -praktiken in Bezug auf die Mitglieder des Verwaltungs- und Aufsichtsorgans;

8.	soweit es sich um ein CRR-Institut handelt, die Informationen über Geschäftsleiter, Mitglieder des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans und Mitarbeiter mit jeweils einer Gesamtvergütung von jährlich mindestens 1 Million Euro im Sinne des Artikels 75 Absatz 3 der Richtlinie 2013/36/EU, die für eine aggregierte Veröffentlichung durch die Europäische Bankenaufsichtsbehörde erforderlich sind.

(1b) 1Bei der Anzeige eines Kredits nach Absatz 1 Nummer 17 hat das Institut die gestellten Sicherheiten und die Kreditbedingungen anzugeben. 2Es hat einen Kredit, den es nach Absatz 1 Nummer 17 angezeigt hat, unverzüglich erneut der Aufsichtsbehörde und der Deutschen Bundesbank anzuzeigen, wenn die gestellten Sicherheiten oder die Kreditbedingungen rechtsgeschäftlich geändert werden, und die entsprechenden Änderungen anzugeben. 3Die Aufsichtsbehörde kann von den Instituten fordern, ihr und der Deutschen Bundesbank alle fünf Jahre eine Sammelanzeige der nach Absatz 1 Nummer 17 anzuzeigenden Kredite einzureichen.

(1c) Die nach Artikel 4 Absatz 4 Satz 1 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 604/2014 der Kommission vom 4. März 2014 zur Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards in Bezug auf qualitative und angemessene quantitative Kriterien zur Ermittlung der Mitarbeiterkategorien, deren berufliche Tätigkeit sich wesentlich auf das Risikoprofil eines Instituts auswirkt (ABl. L 167 vom 6.6.2014, S. 30), die durch die Delegierte Verordnung (EU) 2016/861 (ABl. L 144 vom 1.6.2016, S. 21) geändert worden ist, zu erstattenden Anzeigen sind unverzüglich, spätestens jedoch sechs Monate nach Ablauf des Geschäftsjahres, bei der Aufsichtsbehörde und der Deutschen Bundesbank einzureichen.

(2) Hat ein Institut die Absicht, sich mit einem anderen Institut im Sinne dieses Gesetzes, 
E-Geld-Institut im Sinne des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes oder Zahlungsinstitut im Sinne des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes zu vereinigen, hat es dies der Aufsichtsbehörde und der Deutschen Bundesbank unverzüglich anzuzeigen.

(2a) Ein Mitglied eines Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans eines CRR-Instituts, das von erheblicher Bedeutung im Sinne des § 25d Absatz 3 Satz 8 ist, einer Finanzholding-Gesellschaft oder einer gemischten Finanzholding-Gesellschaft hat der Aufsichtsbehörde und der Deutschen Bundesbank die Aufnahme und die Beendigung einer Tätigkeit als Geschäftsleiter oder als Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsmitglied eines anderen Unternehmens unverzüglich anzuzeigen.

(3) 1Ein Geschäftsleiter eines Instituts und die Personen, die die Geschäfte einer Finanzholding-Gesellschaft oder einer gemischten Finanzholding-Gesellschaft tatsächlich führen, haben der Aufsichtsbehörde und der Deutschen Bundesbank unverzüglich anzuzeigen 

1.	die Aufnahme und die Beendigung einer Tätigkeit als Geschäftsleiter oder als Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsmitglied eines anderen Unternehmens und

2.	die Übernahme und die Aufgabe einer unmittelbaren Beteiligung an einem Unternehmen sowie Veränderungen in der Höhe der Beteiligung.

2Als unmittelbare Beteiligung im Sinne des Satzes 1 Nr. 2 gilt das Halten von mindestens 25 vom Hundert der Anteile am Kapital des Unternehmens.

(3a) 1Eine Finanzholding-Gesellschaft hat der Aufsichtsbehörde und der Deutschen Bundesbank unverzüglich anzuzeigen: 

1.	die Absicht der Bestellung einer Person, die die Geschäfte der Finanzholding-Gesellschaft tatsächlich führen soll, unter Angabe der Tatsachen, die für die Beurteilung der Zuverlässigkeit, der fachlichen Eignung und der ausreichenden zeitlichen Verfügbarkeit für das Wahrnehmen seiner Aufgaben wesentlich sind, und den Vollzug einer solchen Absicht;

2.	das Ausscheiden einer Person, die die Geschäfte der Finanzholding-Gesellschaft tatsächlich geführt hat;

3.	Änderungen der Struktur der Finanzholding-Gruppe in der Weise, dass die Gruppe künftig branchenübergreifend tätig wird;

4.	die Bestellung eines Mitglieds und stellvertretender Mitglieder des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans unter Angabe der Tatsachen, die zur Beurteilung ihrer Zuverlässigkeit, Sachkunde und der ausreichenden zeitlichen Verfügbarkeit für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben notwendig sind;

5.	das Ausscheiden eines Mitglieds und stellvertretender Mitglieder des Verwaltungs- 
oder Aufsichtsorgans.

2Eine Finanzholding-Gesellschaft hat der Aufsichtsbehörde und der Deutschen Bundesbank ferner einmal jährlich eine Sammelanzeige der Institute, Kapitalverwaltungsgesellschaften, Finanzunternehmen, Anbieter von Nebendienstleistungen und Zahlungsinstitute im Sinne des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes, die ihr nachgeordnete Unternehmen im Sinne des § 10a sind, einzureichen. 3Die Aufsichtsbehörde übermittelt den zuständigen Stellen der anderen Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums, der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde und der Europäischen Kommission eine Aufstellung über die eingegangenen Sammelanzeigen nach Satz 2. 4Die Begründung, die Veränderung oder die Aufgabe solcher Beteiligungen oder Unternehmensbeziehungen sind der Aufsichtsbehörde und der Deutschen Bundesbank unverzüglich anzuzeigen. 5Für eine gemischte Finanzholding-Gesellschaft gelten Satz 1 Nummer 1 und 2 hinsichtlich der Personen, die die Geschäfte tatsächlich führen sollen und Satz 1 Nummer 4 und 5 hinsichtlich der Mitglieder des Verwaltungs- und Aufsichtsorgans dieser Gesellschaft sowie die Sätze 2 bis 4 entsprechend.

(3b) Die Bundesanstalt und die Deutsche Bundesbank können Instituten oder Arten oder Gruppen von Instituten zusätzliche Anzeige- und Meldepflichten auferlegen, insbesondere um vertieften Einblick in die Entwicklung der wirtschaftlichen Verhältnisse der Institute, deren Grundsätze einer ordnungsgemäßen Geschäftsführung und in die Fähigkeiten der Mitglieder der Organe des Instituts, zu erhalten, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank erforderlich ist.

(3c) 1Soweit die Europäische Zentralbank Aufsichtsbehörde ist, sind die Anzeigen nach den Absätzen 1 bis 3a auch gegenüber der Bundesanstalt abzugeben. 2Die Anzeigen gemäß Absatz 1 Nummer 1, 2, 15 und 15a sind nur gegenüber der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank abzugeben. 3Soweit es sich bei Anzeigen nach Absatz 1 Nummer 6 um eine Zweigniederlassung oder grenzüberschreitende Dienstleistung in einem nicht am einheitlichen Aufsichtsmechanismus teilnehmenden Mitgliedstaat handelt, sind die Anzeigen ebenfalls nur gegenüber der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank abzugeben.

(3d) Ein Datenbereitstellungsdienst hat der Bundesanstalt unverzüglich anzuzeigen:

1.	die Absicht der Bestellung eines Geschäftsleiters unter Angabe der Tatsachen, die für die Beurteilung der Zuverlässigkeit, der fachlichen Eignung und der ausreichenden zeitlichen Verfügbarkeit für die Wahrnehmung der jeweiligen Aufgaben wesentlich sind, sowie den Vollzug einer solchen Absicht;

2.	das Ausscheiden eines Geschäftsleiters;

3.	die Bestellung eines Mitglieds und stellvertretender Mitglieder des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans unter Angabe der Tatsachen, die zur Beurteilung ihrer Zuverlässigkeit, Sachkunde und der ausreichenden zeitlichen Verfügbarkeit für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben notwendig sind;

4.	das Ausscheiden eines Mitglieds und stellvertretender Mitglieder des Verwaltungs- 
oder Aufsichtsorgans.

(4) 1Das Bundesministerium der Finanzen kann im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank durch Rechtsverordnung nähere Bestimmungen über Art, Umfang, Zeitpunkt und Form der nach diesem Gesetz vorgesehenen Anzeigen und Vorlagen von Unterlagen, über die zulässigen Datenträger, Übertragungswege und Datenformate und über zu verwendende und anzuzeigende Zusatzinformationen zu den Hauptinformationen, etwa besondere Rechtsträgerkennungen sowie Angaben zu deren Aktualität oder Validität, erlassen und die bestehenden Anzeigepflichten durch die Verpflichtung zur Erstattung von Sammelanzeigen und die Einreichung von Sammelaufstellungen ergänzen, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben der Aufsichtsbehörde erforderlich ist, insbesondere um einheitliche Unterlagen zur Beurteilung der von den Instituten durchgeführten Bankgeschäfte und Finanzdienstleistungen zu erhalten. 2In der Rechtsverordnung können ebenfalls nähere Bestimmungen für die Führung eines öffentlichen Registers durch die Bundesanstalt sowie über die Zugriffsmöglichkeiten auf Seiten dieses Registers und die Zuweisung von Verantwortung für die Richtigkeit und Aktualität der Seiten erlassen werden. 3Es kann diese Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt mit der Maßgabe übertragen, daß Rechtsverordnungen der Bundesanstalt im Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbank ergehen. 4Vor Erlaß der Rechtsverordnung sind die Spitzenverbände der Institute anzuhören.
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Errichtung einer Zweigniederlassung und Erbringung grenzüberschreitender Dienstleistungen in anderen Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums

(1) 1Ein CRR-Kreditinstitut oder Wertpapierhandelsunternehmen, das die Absicht hat, in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums

1.	eine Zweigniederlassung zu errichten oder

2.	ohne dort eine Zweigniederlassung zu errichten, vertraglich gebundene Vermittler mit Sitz oder gewöhnlichem Aufenthalt in diesem Staat des Europäischen Wirtschaftsraums heranzuziehen, 

hat dies der Aufsichtsbehörde und der Deutschen Bundesbank unverzüglich nach Maßgabe des Satzes 2 anzuzeigen. 2Die Anzeige muß enthalten 

1.	die Angabe des Mitgliedstaats, in dem die Zweigniederlassung errichtet werden soll oder in dem ohne Errichtung einer Zweigniederlassung dort ansässige vertraglich gebundene Vermittler herangezogen werden sollen,

2.	einen Geschäftsplan, aus dem die Art der geplanten Geschäfte, der organisatorische Aufbau der Zweigniederlassung und eine Absicht zur Heranziehung vertraglich gebundener Vermittler, hervorgehen sowie die Namen der vertraglich gebundenen Vermittler,

2a.	soweit vertraglich gebundene Vermittler in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums ohne Errichtung einer Zweigniederlassung herangezogen werden sollen, eine Beschreibung des beabsichtigten Einsatzes der vertraglich gebundenen Vermittler und der Organisationsstruktur, einschließlich der Berichtswege, aus der hervorgeht, wie die vertraglich gebundenen Vermittler in die Unternehmensstruktur des Instituts eingebunden sind, sowie die Namen der vertraglich gebundenen Vermittler,

3.	die Anschrift, unter der Unterlagen des Instituts im Aufnahmemitgliedstaat angefordert und Schriftstücke zugestellt werden können, und

4.	die Angabe der Leiter der Zweigniederlassung.

(2) 1Besteht kein Grund, die Angemessenheit der Organisationsstruktur und der Finanzlage des Instituts anzuzweifeln, übermittelt die Aufsichtsbehörde die Angaben nach Absatz 1 Satz 2 innerhalb von drei Monaten nach Eingang der vollständigen Unterlagen den zuständigen Stellen des Aufnahmemitgliedstaates und teilt dies dem anzeigenden Institut mit. 2Sie unterrichtet die zuständigen Stellen des Aufnahmemitgliedstaates außerdem über die Höhe der Eigenmittel und die Angemessenheit der Eigenmittelausstattung sowie gegebenenfalls über die Einlagensicherungseinrichtung oder Anlegerentschädigungseinrichtung, der das Institut angehört, oder den gleichwertigen Schutz im Sinne des § 23a Absatz 1 Satz 1. 3Leitet die Aufsichtsbehörde die Angaben nach Absatz 1 Satz 2 nicht an die zuständigen Stellen des Aufnahmemitgliedstaates weiter, teilt die Aufsichtsbehörde dem Institut innerhalb von drei Monaten nach Eingang sämtlicher Angaben nach Absatz 1 Satz 2 die Gründe dafür mit. 4Nach Weiterleitung der Anzeige an die zuständigen Stellen des Aufnahmemitgliedstaates kann das Institut nach einer entsprechenden Mitteilung dieser Stellen oder spätestens nach Ablauf einer Zweimonatsfrist seine Tätigkeit in dem anderen Staat aufnehmen.

(3) 1Absatz 1 Satz 1 gilt entsprechend für die Absicht, im Wege des grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehrs in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums Bankgeschäfte zu betreiben, Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 1, 1a, 1c, 2 bis 4, 9 und 10 oder Satz 3 oder Tätigkeiten nach § 1 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 bis 8 zu erbringen, Handelsauskünfte oder Schließfachvermietungen anzubieten oder, im Falle von CRR-Kreditinstituten, Zahlungsdienste im Sinne des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes zu erbringen. 2Die Anzeige muss enthalten:

1.	die Angabe des Staates, in dem die grenzüberschreitende Dienstleistung erbracht werden soll,

2.	einen Geschäftsplan mit Angabe der beabsichtigten Tätigkeiten und

3.	die Angabe, ob in diesem Staat vertraglich gebundene Vermittler, die ihren Sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben, herangezogen werden sollen, sowie deren Namen.

3Besteht kein Grund, die Angemessenheit der Organisationsstruktur und der Finanzlage des Instituts anzuzweifeln, unterrichtet die Aufsichtsbehörde die zuständigen Stellen des Aufnahmemitgliedstaates innerhalb eines Monats nach Eingang der Anzeige. 4Das Institut hat die Unterrichtung der zuständigen Stellen des Aufnahmemitgliedstaates innerhalb dieser Frist abzuwarten, bevor es seine Tätigkeit in dem anderen Staat aufnimmt. 5Andernfalls teilt die Aufsichtsbehörde dem Institut die Nichtunterrichtung und deren Gründe unverzüglich mit.

(3a) 1Beabsichtigt der Betreiber eines multilateralen oder organisierten Handelssystems, Handelsteilnehmern in anderen Staaten einen unmittelbaren Zugang zu seinem Handelssystem zu gewähren und ihnen das Handeln an seinen Märkten zu ermöglichen, hat er dies der Bundesanstalt anzuzeigen, sofern es sich um die erstmalige Zugangsgewährung an einen Handelsteilnehmer in dem betreffenden Staat handelt. 2Die Bundesanstalt unterrichtet die zuständigen Stellen des Aufnahmemitgliedstaates innerhalb eines Monats nach Eingang der Anzeige von dieser Absicht. 3Der Betreiber hat der Bundesanstalt auf Anfrage die Namen der zugelassenen Handelsteilnehmer aus diesem Staat zu nennen. 4Auf Ersuchen der zuständigen Stellen im Aufnahmemitgliedstaat teilt die Bundesanstalt innerhalb einer angemessenen Frist diese Angaben mit.

(3b) (aufgehoben)

(3c) 1Auf ein Finanzdienstleistungsinstitut, das Factoring im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 9 oder Finanzierungsleasing im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 10 betreibt und die Absicht hat, für diese Tätigkeit eine Zweigniederlassung in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums zu errichten oder diese Tätigkeit im Wege des grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehrs in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums zu betreiben, sind die Absätze 1 bis 3 entsprechend anzuwenden, sofern die Voraussetzungen des § 53b Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 bis 7 erfüllt sind. 2Absatz 2 Satz 2 gilt mit der Maßgabe, dass die zuständige Stelle des Aufnahmemitgliedstaats über die Höhe und die Zusammensetzung der Eigenmittel des Finanzdienstleistungsinstituts und die nach Artikel 92 Absatz 3 und 4 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 errechneten Gesamtrisikobeträge von dessen Mutterkreditinstitut zu unterrichten ist.

(4) 1Ändern sich die Verhältnisse, die nach Absatz 1 Satz 2 oder Absatz 3 Satz 2 angezeigt wurden, hat das Institut der Aufsichtsbehörde, der Deutschen Bundesbank und, sofern es sich um ein CRR-Kreditinstitut handelt, auch den zuständigen Stellen des Aufnahmemitgliedstaates diese Änderungen mindestens einen Monat vor dem Wirksamwerden der Änderungen schriftlich anzuzeigen, damit die Aufsichtsbehörde eine Entscheidung nach Absatz 2 und die zuständigen Stellen des Aufnahmemitgliedstaates eine Entscheidung über eventuell erforderliche Bedingungen treffen können. 2Die Aufsichtsbehörde teilt den zuständigen Stellen des Aufnahmemitgliedstaates die Änderungen nach Satz 1 mit, sofern sie Wertpapierhandelsunternehmen betreffen. 3Die Anzeigepflicht nach Satz 1 gilt entsprechend für ein Institut, das seine Zweigniederlassung bereits vor dem Zeitpunkt, von dem an es unter die Anzeigepflicht nach Absatz 1 fällt, in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums errichtet hat. 4Änderungen der Verhältnisse der Einlagensicherungseinrichtung oder der Anlegerentschädigungseinrichtung oder des gleichwertigen Schutzes im Sinne des § 23a Absatz 1 Satz 1 hat das Institut, das eine Zweigniederlassung gemäß Absatz 1 errichtet hat, der Aufsichtsbehörde, der Deutschen Bundesbank und, sofern es sich um ein CRR-Kreditinstitut handelt, auch den zuständigen Stellen des Aufnahmemitgliedstaates mindestens einen Monat vor dem Wirksamwerden der Änderungen anzuzeigen. 5Die Aufsichtsbehörde teilt den zuständigen Stellen des Aufnahmemitgliedstaates die Änderungen nach Satz 4 mit.

(4a) 1Soweit die Europäische Zentralbank Aufsichtsbehörde ist, sind die Anzeigen nach den Absätzen 1, 3 und 4 auch gegenüber der Bundesanstalt abzugeben. 2Soweit es sich bei dem Staat, in welchem die Zweigniederlassung errichtet oder die grenzüberschreitende Dienstleistung erbracht werden soll, um einen Mitgliedstaat der Europäischen Union handelt, sind die Anzeigen nur gegenüber der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank abzugeben.

(5) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung zu bestimmen, inwieweit die Absätze 1, 2 und 4 auf den Einsatz eines vertraglich gebundenen Vermittlers, der seinen Sitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt in einem anderen Mitgliedstaat des Europäischen Wirtschaftsraums hat, entsprechend anzuwenden sind und daß die Absätze 2 und 4 für die Errichtung einer Zweigniederlassung in einem Drittstaat entsprechend gelten, soweit dies im Bereich des Niederlassungsrechts auf Grund von Abkommen der Europäischen Union mit Drittstaaten erforderlich ist.

(6) (aufgehoben)
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Teilnahme an Zahlungs- sowie Wertpapierliefer- und -abrechnungssystemen sowie interoperablen Systemen

(1) 1Ein Institut hat die Absicht, ein System nach § 1 Abs. 16 zu betreiben, unverzüglich der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank anzuzeigen und die Teilnehmer zu benennen. 2Dies gilt auch für eine spätere Änderung des Teilnehmerkreises sowie für Vereinbarungen über den Betrieb interoperabler Systeme. 3Die Deutsche Bundesbank teilt die ihr gemeldeten Systeme der Europäischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde mit, nachdem sie sich von der Zweckdienlichkeit der Regeln des Systems überzeugt hat. 4Im Fall einer Vereinbarung über den Betrieb interoperabler Systeme prüft die Deutsche Bundesbank, ob die Regeln der beteiligten Systeme über den Zeitpunkt des Einbringens und der Unwiderruflichkeit von Aufträgen miteinander vereinbar sind.

(2) Das Institut hat demjenigen, der ein berechtigtes Interesse nachweisen kann, Auskunft über die Systeme im Sinne von Absatz 1, an denen es beteiligt ist, sowie über die wesentlichen Regeln für deren Funktionieren zu erteilen.

(3) 1Ein Institut, das ein System nach § 1 Absatz 16 betreibt, hat unbeschadet der Titel III, IV und V der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 CRR-Instituten mit Sitz in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums gleichberechtigend den Zugang zu dem System nach denselben transparenten und objektiven Kriterien zu gewähren, die für inländische Teilnehmer an diesem System gelten. 2Davon unberührt bleibt das Recht des Instituts, den Zugang aus berechtigten gewerblichen Gründen zu verweigern.

(4) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank durch Rechtsverordnung die Einzelheiten der Anzeigepflicht und der Unterrichtung der Europäischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde nach Absatz 1, des Auskunftsanspruchs nach Absatz 2 sowie der Zugangsgewährung nach Absatz 3 zu bestimmen.

(5) Auf Systembetreiber, die nicht Institut sind, sind die Absätze 1 bis 4 entsprechend anzuwenden.
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Automatisierter Abruf von Kontoinformationen

(1) 1Ein Kreditinstitut hat ein Dateisystem zu führen, in dem unverzüglich folgende Daten zu speichern sind: 

1.	die Nummer eines Kontos, das der Verpflichtung zur Legitimationsprüfung nach § 154 Absatz 2 Satz 1 der Abgabenordnung unterliegt, eines Depots oder eines Schließfachs sowie der Tag der Eröffnung und der Tag der Beendigung oder Auflösung,

2.	der Name, sowie bei natürlichen Personen der Tag der Geburt, des Inhabers und eines Verfügungsberechtigten sowie in den Fällen des § 10 Absatz 1 Nummer 2 des Geldwäschegesetzes der Name und, soweit erhoben, die Anschrift eines abweichend wirtschaftlich Berechtigten im Sinne des § 3 des Geldwäschegesetzes.

2Bei jeder Änderung einer Angabe nach Satz 1 ist unverzüglich ein neuer Datensatz anzulegen. 3Die Daten sind nach Ablauf von zehn Jahren nach der Auflösung des Kontos oder Depots zu löschen. 4Im Falle des Satzes 2 ist der alte Datensatz nach Ablauf von drei Jahren nach Anlegung des neuen Datensatzes zu löschen. 5Das Kreditinstitut hat zu gewährleisten, dass die Bundesanstalt jederzeit Daten aus dem Dateisystem nach Satz 1 in einem von ihr bestimmten Verfahren automatisiert abrufen kann. 6Es hat durch technische und organisatorische Maßnahmen sicherzustellen, dass ihm Abrufe nicht zur Kenntnis gelangen.

(2) 1Die Bundesanstalt darf einzelne Daten aus dem Dateisystem nach Absatz 1 Satz 1 abrufen, soweit dies zur Erfüllung ihrer aufsichtlichen Aufgaben nach diesem Gesetz oder dem Geldwäschegesetz, insbesondere im Hinblick auf unerlaubte Bankgeschäfte oder Finanzdienstleistungen oder den Missbrauch der Institute durch Geldwäsche, Terrorismusfinanzierung oder sonstige strafbare Handlungen, die zu einer Gefährdung des Vermögens der Institute führen können, erforderlich ist und besondere Eilbedürftigkeit im Einzelfall vorliegt. 2Die Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen darf zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach dem Geldwäschegesetz gleichermaßen einzelne Daten aus dem Dateisystem nach Absatz 1 Satz 1 abrufen.

(3) 1Die Bundesanstalt erteilt auf Ersuchen Auskunft aus dem Dateisystem nach Absatz 1 Satz 1 

1.	den Aufsichtsbehörden gemäß § 9 Abs. 1 Satz 4 Nr. 2, soweit dies zur Erfüllung ihrer aufsichtlichen Aufgaben unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 erforderlich ist,

2.	den für die Leistung der internationalen Rechtshilfe in Strafsachen sowie im Übrigen für die Verfolgung und Ahndung von Straftaten zuständigen Behörden oder Gerichten, soweit dies für die Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben erforderlich ist,




3.	der für die Beschränkungen des Kapital- und Zahlungsverkehrs nach dem Außenwirtschaftsgesetz zuständigen nationalen Behörde, soweit dies für die Erfüllung ihrer sich aus dem Außenwirtschaftsgesetz oder Rechtsakten der Europäischen Union im Zusammenhang mit der Einschränkung von Wirtschafts- oder Finanzbeziehungen ergebenden Aufgaben erforderlich ist.

2Die Bundesanstalt hat die in den Dateisystemen gespeicherten Daten im automatisierten Verfahren abzurufen und sie an die ersuchende Stelle weiter zu übermitteln. 3Die Bundesanstalt prüft die Zulässigkeit der Übermittlung nur, soweit hierzu besonderer Anlass besteht. 4Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt die ersuchende Stelle. 5Die Bundesanstalt darf zu den in Satz 1 genannten Zwecken ausländischen Stellen Auskunft aus dem Dateisystem nach Absatz 1 Satz 1 nach Maßgabe der allgemeinen datenschutzrechtlichen Vorschriften erteilen. 6§ 9 Abs. 1 Satz 5, 6 und Abs. 2 gilt entsprechend. 7Die Regelungen über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen bleiben unberührt.

(4) 1Die Bundesanstalt protokolliert für Zwecke der Datenschutzkontrolle durch die jeweils zuständige Stelle bei jedem Abruf den Zeitpunkt, die bei der Durchführung des Abrufs verwendeten Daten, die abgerufenen Daten, die Person, die den Abruf durchgeführt hat, das Aktenzeichen sowie bei Abrufen auf Ersuchen die ersuchende Stelle und deren Aktenzeichen. 2Eine Verwendung der Protokolldaten für andere Zwecke ist unzulässig. 3Die Protokolldaten sind mindestens 18 Monate aufzubewahren und spätestens nach zwei Jahren zu löschen.

(5) 1Das Kreditinstitut hat in seinem Verantwortungsbereich auf seine Kosten alle Vorkehrungen zu treffen, die für den automatisierten Abruf erforderlich sind. 2Dazu gehören auch, jeweils nach den Vorgaben der Bundesanstalt, die Anschaffung der zur Sicherstellung der Vertraulichkeit und des Schutzes vor unberechtigten Zugriffen erforderlichen Geräte, die Einrichtung eines geeigneten Telekommunikationsanschlusses und die Teilnahme an dem geschlossenen Benutzersystem sowie die laufende Bereitstellung dieser Vorkehrungen.

(6) 1Das Kreditinstitut und die Bundesanstalt haben dem jeweiligen Stand der Technik entsprechende Maßnahmen zur Sicherstellung von Datenschutz und Datensicherheit zu treffen, die insbesondere die Vertraulichkeit und Unversehrtheit der abgerufenen und weiter übermittelten Daten gewährleisten. 2Den Stand der Technik stellt die Bundesanstalt im Benehmen mit dem Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik in einem von ihr bestimmten Verfahren fest.

(7) 1Das Bundesministerium der Finanzen kann durch Rechtsverordnung Ausnahmen von der Verpflichtung zur Übermittlung im automatisierten Verfahren zulassen. 2Es kann die Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt übertragen.

(8) Soweit die Deutsche Bundesbank Konten und Depots für Dritte führt, gilt sie als Kreditinstitut nach den Absätzen 1, 5 und 6.
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Finanzinformationen, Informationen zur Risikotragfähigkeit; 
Verordnungsermächtigung

(1) 1Ein Institut hat unverzüglich nach Ablauf eines jeden Quartals der Deutschen Bundesbank Informationen zu seiner finanziellen Situation (Finanzinformationen) einzureichen. 2Ein Kreditinstitut hat außerdem unverzüglich einmal jährlich zu einem von der Bundesanstalt festgelegten Stichtag der Deutschen Bundesbank Informationen zu seiner Risikotragfähigkeit nach § 25a Absatz 1 Satz 3 und zu den Verfahren nach § 25a Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 (Risikotragfähigkeitsinformationen) einzureichen. 3Die Bundesanstalt kann den Berichtszeitraum nach den Sätzen 1 und 2 für ein Institut verkürzen, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben der Bundesanstalt erforderlich ist. 4Die Deutsche Bundesbank leitet die Angaben nach den Sätzen 1 und 2 an die Bundesanstalt mit ihrer Stellungnahme weiter; diese kann auf die Weiterleitung bestimmter Angaben nach den Sätzen 1 und 2 verzichten.

(2) 1Ein übergeordnetes Unternehmen im Sinne des § 10a hat außerdem unverzüglich nach Ablauf eines jeden Quartals der Deutschen Bundesbank Finanzinformationen auf zusammengefasster Basis einzureichen. 2Ein übergeordnetes Unternehmen im Sinne des § 10a hat, sofern der Gruppe im Sinne des § 10a Absatz 1 ein Kreditinstitut mit Sitz im Inland angehört, außerdem unverzüglich einmal jährlich zu einem von der Bundesanstalt festgelegten Stichtag der Deutschen Bundesbank Risikotragfähigkeitsinformationen der Gruppe zusammengefasster Ebene einzureichen. 3Die Bundesanstalt kann den Berichtszeitraum nach den Sätzen 1 und 2 für ein übergeordnetes Unternehmen verkürzen, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben der Bundesanstalt erforderlich ist. 4Absatz 1 Satz 4 und § 10a Absatz 4 und 5 über das Verfahren der Zusammenfassung, § 10a Absatz 10 über die Unterkonsolidierung von Tochtergesellschaften in Drittstaaten und Artikel 11 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 über die Informationspflicht gelten für die Angaben nach den Sätzen 1 und 2 entsprechend. 5Für die Angaben nach Satz 2 gilt zudem § 25a Absatz 3 entsprechend.

(3) 1Das Bundesministerium der Finanzen kann im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, nähere Bestimmungen über Art und Umfang und über die zulässigen Datenträger, Übertragungswege und Datenformate der Finanzinformationen und der Risikotragfähigkeitsinformationen, insbesondere um Einblick in die Entwicklung der Vermögens- und Ertragslage der Institute sowie die Entwicklung der Risikolage und die Verfahren der Risikosteuerung der Kreditinstitute zu erhalten, über weitere Angaben, sowie eine Verkürzung des Berichtszeitraums nach Absatz 1 Satz 3 oder Absatz 2 Satz 3 für bestimmte Arten oder Gruppen von Instituten erlassen, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben der Bundesanstalt erforderlich ist. 2Die Angaben können sich auch auf nachgeordnete Unternehmen im Sinne des § 10a sowie auf Tochterunternehmen mit Sitz im Inland oder Ausland, die nicht in die Beaufsichtigung auf zusammengefaßter Basis einbezogen sind, sowie auf gemischte Holdinggesellschaften mit nachgeordneten Instituten beziehen; die gemischten Holdinggesellschaften haben den Instituten die erforderlichen Angaben zu übermitteln. 3Das Bundesministerium der Finanzen kann die Ermächtigung zum Erlaß einer Rechtsverordnung durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt mit der Maßgabe übertragen, daß die Rechtsverordnung im Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbank ergeht.

[bookmark: BJNR008810961BJNE012606377][bookmark: _Toc278450074][bookmark: _Toc36575226][bookmark: _Toc278450075]§ 25a
Besondere organisatorische Pflichten, Bestimmungen für Risikoträger; 
Verordnungsermächtigung

[bookmark: _Toc278444951][bookmark: _Toc278450076](1) 1Ein Institut muss über eine ordnungsgemäße Geschäftsorganisation verfügen, die die Einhaltung der vom Institut zu beachtenden gesetzlichen Bestimmungen und der betriebswirtschaftlichen Notwendigkeiten gewährleistet. 2Die Geschäftsleiter sind für die ordnungsgemäße Geschäftsorganisation des Instituts verantwortlich; sie haben die erforderlichen Maßnahmen für die Ausarbeitung der entsprechenden institutsinternen Vorgaben zu ergreifen, sofern nicht das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan entscheidet. 3Eine ordnungsgemäße Geschäftsorganisation muss insbesondere ein angemessenes und wirksames Risikomanagement umfassen, auf dessen Basis ein Institut die Risikotragfähigkeit laufend sicherzustellen hat; das Risikomanagement umfasst insbesondere

1.	die Festlegung von Strategien, insbesondere die Festlegung einer auf die nachhaltige Entwicklung des Instituts gerichteten Geschäftsstrategie und einer damit konsistenten Risikostrategie, sowie die Einrichtung von Prozessen zur Planung, Umsetzung, Beurteilung und Anpassung der Strategien;

2.	Verfahren zur Ermittlung und Sicherstellung der Risikotragfähigkeit, wobei eine vorsichtige Ermittlung der Risiken und des zu ihrer Abdeckung verfügbaren Risikodeckungspotenzials zugrunde zu legen ist;

3.	die Einrichtung interner Kontrollverfahren mit einem internen Kontrollsystem und einer Internen Revision, wobei das interne Kontrollsystem insbesondere

a)	aufbau- und ablauforganisatorische Regelungen mit klarer Abgrenzung der Verantwortungsbereiche,

b)	Prozesse zur Identifizierung, Beurteilung, Steuerung sowie Überwachung und Kommunikation der Risiken entsprechend den in Titel VII Kapitel 2 Abschnitt 2 Unterabschnitt II der Richtlinie 2013/36/EU niedergelegten Kriterien und

c)	eine Risikocontrolling-Funktion und eine Compliance-Funktion umfasst;

4.	eine angemessene personelle und technisch-organisatorische Ausstattung des Instituts;

5.	die Festlegung eines angemessenen Notfallkonzepts, insbesondere für IT-Systeme, und

6.	angemessene, transparente und auf eine nachhaltige Entwicklung des Instituts ausgerichtete Vergütungssysteme für Geschäftsleiter und Mitarbeiter unter Berücksichtigung von Absatz 5; dies gilt mit Ausnahme der Pflicht zur Offenlegung vergütungsbezogener Informationen nicht, soweit die Vergütung durch Tarifvertrag oder in seinem Geltungsbereich durch Vereinbarung der Arbeitsvertragsparteien über die Anwendung der tarifvertraglichen Regelungen oder auf Grund eines Tarifvertrags in einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung vereinbart ist.

4Die Ausgestaltung des Risikomanagements hängt von Art, Umfang, Komplexität und Risikogehalt der Geschäftstätigkeit ab. 5Seine Angemessenheit und Wirksamkeit ist vom Institut regelmäßig zu überprüfen. 6Eine ordnungsgemäße Geschäftsorganisation umfasst darüber hinaus

1. 	angemessene Regelungen, anhand derer sich die finanzielle Lage des Instituts jederzeit mit hinreichender Genauigkeit bestimmen lässt;

2.	eine vollständige Dokumentation der Geschäftstätigkeit, die eine lückenlose Überwachung durch die Bundesanstalt für ihren Zuständigkeitsbereich gewährleistet; erforderliche Aufzeichnungen sind mindestens fünf Jahre aufzubewahren; § 257 Absatz 4 des Handelsgesetzbuchs bleibt unberührt, § 257 Absatz 3 und 5 des Handelsgesetzbuchs gilt entsprechend;

3.	einen Prozess, der es den Mitarbeitern unter Wahrung der Vertraulichkeit ihrer Identität ermöglicht, Verstöße gegen die Verordnung (EU) Nr. 575/2013, die Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über Marktmissbrauch (Marktmissbrauchsverordnung) und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/6/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Richtlinien 2003/124/EG, 2003/125/EG und 2004/72/EG der Kommission (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2016/1033 (ABl. L 175 vom 30.6.2016, S. 1; L 287 vom 21.10.2016, S. 320; L 306 vom 15.11.2016, S. 43; L 348 vom 21.12.2016, S. 83) geändert worden ist, die Verordnung (EU) Nr. 600/2014, die Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 oder die Verordnung (EU) 2017/1129 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2017 über den Prospekt, der beim öffentlichen Angebot von Wertpapieren oder bei deren Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt zu veröffentlichen ist und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/71/EG (ABl. L 168 vom 30.6.2017, S. 12) oder gegen dieses Gesetz oder gegen die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen oder gegen das Wertpapierhandelsgesetz oder gegen die auf Grund des Wertpapierhandelsgesetzes erlassenen Rechtsverordnungen sowie etwaige strafbare Handlungen innerhalb des Unternehmens an geeignete Stellen zu berichten.

(2) 1Die Bundesanstalt kann Vorgaben zur Ausgestaltung einer plötzlichen und unerwarteten Zinsänderung und zur Ermittlungsmethodik der Auswirkungen auf den Barwert bezüglich der Zinsänderungsrisiken aus den nicht unter das Handelsbuch fallenden Geschäften festlegen. 2Die Bundesanstalt kann gegenüber einem Institut im Einzelfall Anordnungen treffen, die geeignet und erforderlich sind, die ordnungsgemäße Geschäftsorganisation im Sinne des Absatzes 1 Satz 3 und 6 sowie die Beachtung der Vorgaben nach Satz 1 sicherzustellen. 




(3) 1Die Absätze 1 und 2 gelten für Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen und gemischte Finanzholding-Gruppen sowie Unterkonsolidierungsgruppen nach Artikel 22 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 mit der Maßgabe entsprechend, dass die Geschäftsleiter des übergeordneten oder zur Unterkonsolidierung verpflichteten Unternehmens für die ordnungsgemäße Geschäftsorganisation der Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe, gemischten Finanzholding-Gruppe oder der Unterkonsolidierungsgruppe verantwortlich sind. 2Zu einer Gruppe im Sinne von Satz 1 gehören auch Tochterunternehmen eines übergeordneten Unternehmens oder nachgeordneten Tochterunternehmens einer Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe oder gemischten Finanzholding-Gruppe, auf die weder die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 noch § 1a zur Anwendung kommt. 3Die sich aus der Einbeziehung in das Risikomanagement auf Gruppenebene ergebenden Pflichten müssen von Tochterunternehmen der Gruppe mit Sitz in einem Drittstaat nur insoweit beachtet werden, als diese Pflichten nicht dem geltenden Recht im Herkunftsstaat des Tochterunternehmens entgegenstehen.

(4) 1Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, im Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbank und nach Anhörung der Europäischen Zentralbank nähere Bestimmungen über die Ausgestaltung eines angemessenen und wirksamen Risikomanagements auf Einzelinstituts- und Gruppenebene gemäß Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 bis 5 und Absatz 3 und der jeweils zugehörigen Tätigkeiten und Prozesse zu erlassen. 2Vor Erlass der Rechtsverordnung sind die Spitzenverbände der Institute zu hören.

(5) 1Die Institute haben angemessene Verhältnisse zwischen der variablen und fixen jährlichen Vergütung für Mitarbeiter und Geschäftsleiter festzulegen. 2Dabei darf die variable Vergütung vorbehaltlich eines Beschlusses nach Satz 5 jeweils 100 Prozent der fixen Vergütung für jeden einzelnen Mitarbeiter oder Geschäftsleiter nicht überschreiten. 3Hierbei kann für bis zu 25 Prozent der variablen Vergütung der zukünftige Wert auf den Zeitpunkt der Mitteilung an die jeweiligen Mitarbeiter oder Geschäftsleiter über die Höhe der variablen Vergütung für einen Bemessungszeitraum abgezinst werden, wenn dieser Teil der variablen Vergütung in Instrumenten gezahlt wird, die für die Dauer von mindestens fünf Jahren nach dieser Mitteilung zurückbehalten werden. 4Bei der Zurückbehaltung dürfen ein Anspruch und eine Anwartschaft auf diesen Teil der variablen Vergütung erst nach Ablauf des Zurückbehaltungszeitraums erwachsen und während des Zurückbehaltungszeitraums lediglich ein Anspruch auf fehlerfreie Ermittlung des noch nicht zu einer Anwartschaft oder einem Anspruch erwachsenen Teils dieses Teils der variablen Vergütung bestehen, nicht aber auf diesen Teil der variablen Vergütung selbst. 5Die Anteilseigner, die Eigentümer, die Mitglieder oder die Träger des Instituts können über die Billigung einer höheren variablen Vergütung als nach Satz 2, die 200 Prozent der fixen Vergütung für jeden einzelnen Mitarbeiter oder Geschäftsleiter nicht überschreiten darf, beschließen. 6Zur Billigung einer höheren variablen Vergütung als nach Satz 2 für Mitarbeiter haben die Geschäftsleitung und das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan, zur Billigung einer höheren variablen Vergütung als nach Satz 2 für Geschäftsleiter nur das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan, einen Vorschlag zur Beschlussfassung zu machen; der Vorschlag hat die Gründe für die erbetene Billigung einer höheren variablen Vergütung als nach Satz 2 und deren Umfang, einschließlich der Anzahl der betroffenen Mitarbeiter und Geschäftsleiter sowie ihrer Funktionen, und den erwarteten Einfluss einer höheren variablen Vergütung als nach Satz 2 auf die Anforderung, eine angemessene Eigenmittelausstattung vorzuhalten, darzulegen. 7Der Beschlussvorschlag ist so rechtzeitig vor der Beschlussfassung bekannt zu machen, dass sich die Anteilseigner, die Eigentümer, die Mitglieder oder die Träger des Instituts angemessen informieren können; üben die Anteilseigner, die Eigentümer, die Mitglieder oder die Träger ihre Rechte in einer Versammlung aus, ist der Beschlussvorschlag mit der Einberufung der Versammlung bekannt zu machen. 8Der Beschluss bedarf einer Mehrheit von mindestens 66 Prozent der abgegebenen Stimmen, sofern mindestens 50 Prozent der Stimmrechte bei der Beschlussfassung vertreten sind, oder von mindestens 75 Prozent der abgegebenen Stimmen. 9Anteilseigner, Eigentümer, Mitglieder oder Träger die als Mitarbeiter oder Geschäftsleiter von einer höheren variablen Vergütung als nach Satz 2 betroffen wären, dürfen ihr Stimmrecht weder unmittelbar noch mittelbar ausüben.

(5a) 1Auf Risikoträger und Risikoträgerinnen bedeutender Institute, deren jährliche fixe Vergütung das Dreifache der Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung im Sinne des § 159 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch überschreitet und die keine Geschäftsführer, Betriebsleiter und ähnliche leitende Angestellte sind, die zur selbständigen Einstellung oder Entlassung von Arbeitnehmern berechtigt sind, findet § 9 Absatz 1 Satz 2 des Kündigungsschutzgesetzes mit der Maßgabe Anwendung, dass der Antrag des Arbeitgebers auf Auflösung des Arbeitsverhältnisses keiner Begründung bedarf. 2§ 14 Absatz 1 des Kündigungsschutzgesetzes bleibt unberührt.

(5b) 1Ein bedeutendes Institut hat auf der Grundlage einer Risikoanalyse eigenverantwortlich die Risikoträger und Risikoträgerinnen zu ermitteln. 2Dabei sind immer mindestens die Kriterien gemäß den Artikeln 3 und 4 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 604/2014 der Kommission vom 4. März 2014 zur Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards in Bezug auf qualitative und angemessene quantitative Kriterien zur Ermittlung der Mitarbeiterkategorien, deren berufliche Tätigkeit sich wesentlich auf das Risikoprofil eines Instituts auswirkt (ABl. L 167 vom 6.6.2014, S. 30), die durch die Delegierte Verordnung (EU) 2016/861 vom 18. Februar 2016 (ABl. L 144 vom 1.6.2016, S. 21) geändert worden ist, zugrunde zu legen. 3Das Institut teilt den betroffenen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen die Einstufung als Risikoträger mit. 4Die Risikoanalyse ist schriftlich oder elektronisch zu dokumentieren und regelmäßig zu aktualisieren. 5Ausnahmen gemäß Artikel 4 Absatz 2 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 604/2014 bedürfen der Zustimmung der Geschäftsleitung und der Kenntnisnahme durch das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan.

(5c) Die nach Artikel 4 Absatz 5 Satz 1 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 604/2014 an die Aufsichtsbehörde zu stellenden Anträge sind unverzüglich, spätestens jedoch sechs Monate nach Ablauf des Geschäftsjahres, zu stellen.

 (6) 1Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank nähere Bestimmungen zu erlassen über

1.	die Ausgestaltung der Vergütungssysteme nach Absatz 1 Satz 3 Nummer 6 einschließlich der Ausgestaltung

a)	der Entscheidungsprozesse und Verantwortlichkeiten,

b)	des Verhältnisses der variablen zur fixen Vergütung und der Vergütungsinstrumente für die variable Vergütung,

c)	positiver und negativer Vergütungsparameter, der Leistungszeiträume, Zurückbehaltungszeiträume und Rückforderungszeiträume einschließlich der Voraussetzungen und Parameter für einen vollständigen Verlust oder eine teilweise Reduzierung oder eine vollständige oder teilweise Rückforderung der variablen Vergütung sowie

	der Berücksichtigung der institutsspezifischen und gruppenweiten Geschäfts- und Vergütungsstrategie einschließlich deren Anwendung und Umsetzung in gruppenangehörigen Unternehmen, der Ziele, der Werte und der langfristigen Interessen des Instituts,

2.	die Voraussetzungen und das Verfahren bei Billigung eines höheren Verhältnisses zwischen der variablen und fixen jährlichen Vergütung nach Absatz 5 Satz 2 bis 9,

2a.	die Berechnung des Verhältnisses der variablen zur fixen Vergütung nach Absatz 5 Satz 2 bis 5, insbesondere über die Diskontierungsfaktoren zur Ermittlung des zugrunde zu legenden Barwerts der variablen Vergütung,

3.	die Überwachung der Angemessenheit und der Transparenz der Vergütungssysteme durch das Institut und die Weiterentwicklung der Vergütungssysteme, auch unter Einbeziehung des Vergütungskontrollausschusses und eines Vergütungsbeauftragten,

4.	die Offenlegung der Ausgestaltung der Vergütungssysteme und der Zusammensetzung der Vergütung einschließlich des Gesamtbetrags der garantierten Bonuszahlungen und der einzelvertraglichen Abfindungszahlungen unter Angabe der höchsten geleisteten Abfindung und der Anzahl der Begünstigten, soweit nicht von Artikel 450 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 erfasst, das Offenlegungsmedium und die Häufigkeit der Offenlegung,

5.	die Ausgestaltung der Offenlegung gemäß Artikel 450 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sowie

6.	die vollständige oder teilweise Herausnahme von Instituten, die keine CRR-Institute sind, aus dem Anwendungsbereich der Rechtsverordnung.

2Die Regelungen haben sich insbesondere an Größe und Vergütungsstruktur des Instituts sowie Art, Umfang, Komplexität, Risikogehalt und Internationalität der Geschäftsaktivitäten zu orientieren. 3Im Rahmen der Bestimmungen nach Satz 1 Nummer 4 müssen die auf Offenlegung der Vergütung bezogenen handelsrechtlichen Bestimmungen nach § 340a Absatz 1 und 2 in Verbindung mit § 340l Absatz 1 Satz 1 des Handelsgesetzbuchs unberührt bleiben. 4Das Bundesministerium der Finanzen kann die Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt mit der Maßgabe übertragen, dass die Rechtsverordnung im Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbank ergeht. 5Vor Erlass der Rechtsverordnung sind die Spitzenverbände der Institute zu hören.

[bookmark: _Toc36575227]§ 25b
Auslagerung von Aktivitäten und Prozessen; Verordnungsermächtigung

(1) 1Ein Institut muss abhängig von Art, Umfang, Komplexität und Risikogehalt einer Auslagerung von Aktivitäten und Prozessen auf ein anderes Unternehmen, die für die Durchführung von Bankgeschäften, Finanzdienstleistungen oder sonstigen institutstypischen Dienstleistungen wesentlich sind, angemessene Vorkehrungen treffen, um übermäßige zusätzliche Risiken zu vermeiden. 2Eine Auslagerung darf weder die Ordnungsmäßigkeit dieser Geschäfte und Dienstleistungen noch die Geschäftsorganisation im Sinne des § 25a Absatz 1 beeinträchtigen. 3Insbesondere muss ein angemessenes und wirksames Risikomanagement durch das Institut gewährleistet bleiben, das die ausgelagerten Aktivitäten und Prozesse einbezieht.

(2) 1Die Auslagerung darf nicht zu einer Übertragung der Verantwortung der Geschäftsleiter an das Auslagerungsunternehmen führen. 2Das Institut bleibt bei einer Auslagerung für die Einhaltung der vom Institut zu beachtenden gesetzlichen Bestimmungen verantwortlich.

(3) 1Durch die Auslagerung darf die Bundesanstalt an der Wahrnehmung ihrer Aufgaben nicht gehindert werden; ihre Auskunfts- und Prüfungsrechte sowie Kontrollmöglichkeiten müssen in Bezug auf die ausgelagerten Aktivitäten und Prozesse auch bei einer Auslagerung auf ein Unternehmen mit Sitz in einem Staat des Europäischen Wirtschaftsraums oder einem Drittstaat durch geeignete Vorkehrungen gewährleistet werden. 2Entsprechendes gilt für die Wahrnehmung der Aufgaben der Prüfer des Instituts. 3Eine Auslagerung bedarf einer schriftlichen Vereinbarung, die die zur Einhaltung der vorstehenden Voraussetzungen erforderlichen Rechte des Instituts, einschließlich Weisungs- und Kündigungsrechten, sowie die korrespondierenden Pflichten des Auslagerungsunternehmens festlegt.

(4) 1Sind bei Auslagerungen die Prüfungsrechte und Kontrollmöglichkeiten der Bundesanstalt beeinträchtigt, kann die Bundesanstalt im Einzelfall Anordnungen treffen, die geeignet und erforderlich sind, diese Beeinträchtigung zu beseitigen. 2Die Befugnisse der Bundesanstalt nach § 25a Absatz 2 Satz 2 bleiben unberührt.

(5) 1Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank nähere Bestimmungen zu erlassen über

1.	das Vorliegen einer Auslagerung,

2.	die bei einer Auslagerung zu treffenden Vorkehrungen zur Vermeidung übermäßiger zusätzlicher Risiken,

3.	die Grenzen der Auslagerbarkeit,

4.	die Einbeziehung der ausgelagerten Aktivitäten und Prozesse in das Risikomanagement sowie

5.	die Ausgestaltung der Auslagerungsverträge.

2Das Bundesministerium der Finanzen kann die Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt mit der Maßgabe übertragen, dass die Rechtsverordnung im Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbank ergeht. 3Vor Erlass der Rechtsverordnung sind die Spitzenverbände der Institute zu hören.

[bookmark: _Toc36575228]§ 25c
Geschäftsleiter

(1) 1Die Geschäftsleiter eines Instituts müssen für die Leitung eines Instituts fachlich geeignet und zuverlässig sein und der Wahrnehmung ihrer Aufgaben ausreichend Zeit widmen. 2Die fachliche Eignung setzt voraus, dass die Geschäftsleiter in ausreichendem Maß theoretische und praktische Kenntnisse in den betreffenden Geschäften sowie Leitungserfahrung haben. 3Das Vorliegen der fachlichen Eignung ist regelmäßig anzunehmen, wenn eine dreijährige leitende Tätigkeit bei einem Institut von vergleichbarer Größe und Geschäftsart nachgewiesen wird.

(2) 1Bei der Zahl der Leitungs- oder Aufsichtsmandate, die ein Geschäftsleiter gleichzeitig innehaben kann, sind der Einzelfall und die Art, der Umfang und die Komplexität der Geschäfte des Instituts zu berücksichtigen. 2Geschäftsleiter eines CRR-Instituts, das von erheblicher Bedeutung im Sinne des Satzes 6 ist kann nicht sein,

1.	wer in demselben Unternehmen Mitglied des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans ist oder

2.	wer in einem anderen Unternehmen Geschäftsleiter ist oder bereits in mehr als zwei  Unternehmen Mitglied des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans ist.

3Dabei gelten im Sinne von Satz 2 Nummer 2 mehrere Mandate als ein Mandat, wenn die Mandate bei Unternehmen wahrgenommen werden,

1.	die derselben Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe, gemischten Finanzholding-Gruppe oder gemischten Holding-Gruppe angehören,

2.	die demselben institutsbezogenen Sicherungssystem angehören oder

3.	an denen das Institut eine bedeutende Beteiligung hält.

4Mandate bei Organisationen und Unternehmen, die nicht überwiegend gewerbliche Ziele verfolgen, insbesondere Unternehmen, die der kommunalen Daseinsvorsorge dienen, werden bei den nach Satz 1 Nummer 2 höchstens zulässigen Mandaten nicht berücksichtigt. 5Die Aufsichtsbehörde kann einem Geschäftsleiter unter Berücksichtigung der Umstände im Einzelfall und der Art, des Umfangs und der Komplexität der Tätigkeiten des Instituts, der Institutsgruppe, der Finanzholding-Gruppe, der Finanzholding-Gesellschaft oder der gemischten Finanzholding-Gesellschaft gestatten, ein zusätzliches Mandat in einem Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan innezuhaben, wenn dies das Mitglied nicht daran hindert, der Wahrnehmung seiner Aufgaben in dem betreffenden Unternehmen ausreichend Zeit zu widmen. 6Ein Institut ist von erheblicher Bedeutung im Sinne von Satz 2, wenn seine Bilanzsumme im Durchschnitt zu den jeweiligen Stichtagen der letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahre 15 Milliarden Euro erreicht oder überschritten hat; als Institute von erheblicher Bedeutung gelten stets

1.	Institute, die nach Artikel 6 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 des Rates vom 15. Oktober 2013 zur Übertragung besonderer Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufsicht über Kreditinstitute auf die Europäische Zentralbank (ABl. L 287 vom 29.10.2013, S. 63) von der Europäischen Zentralbank beaufsichtigt werden,

2.	Institute, die als potentiell systemgefährdend im Sinne des § 20 Absatz 1 Satz 3 des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes eingestuft wurden, und

3.	Finanzhandelsinstitute im Sinne des § 25f Absatz 1.

(3) Im Rahmen ihrer Gesamtverantwortung für die ordnungsgemäße Geschäftsorganisation müssen die Geschäftsleiter

1.	Grundsätze einer ordnungsgemäßen Geschäftsführung beschließen, die die erforderliche Sorgfalt bei der Führung des Instituts gewährleisten und insbesondere eine Aufgabentrennung in der Organisation und Maßnahmen festlegen, um Interessenkonflikten vorzubeugen, sowie für die Umsetzung dieser Grundsätze Sorge tragen;

2.	die Wirksamkeit der unter Nummer 1 festgelegten und umgesetzten Grundsätze überwachen und regelmäßig bewerten; die Geschäftsleiter müssen angemessene Schritte zur Behebung von Mängeln einleiten;

3.	der Festlegung der Strategien und den Risiken, insbesondere den Adressenausfallrisiken, den Marktrisiken und den operationellen Risiken, ausreichend Zeit widmen;

4.	für eine angemessene und transparente Unternehmensstruktur sorgen, die sich an den Strategien des Unternehmens ausrichtet und der für ein wirksames Risikomanagement erforderlichen Transparenz der Geschäftsaktivitäten des Instituts Rechnung trägt, und die hierfür erforderliche Kenntnis über die Unternehmensstruktur und die damit verbundenen Risiken besitzen; für die Geschäftsleiter eines übergeordneten Unternehmens bezieht sich diese Verpflichtung auch auf die Gruppe gemäß § 25a Absatz 3;

5.	die Richtigkeit des Rechnungswesens und der Finanzberichterstattung sicherstellen; dies schließt die dazu erforderlichen Kontrollen und die Übereinstimmung mit den gesetzlichen Bestimmungen und den relevanten Standards ein; und

6.	die Prozesse hinsichtlich Offenlegung sowie Kommunikation überwachen.

(4) Die Institute müssen angemessene personelle und finanzielle Ressourcen einsetzen, um den Mitgliedern der Geschäftsleitung die Einführung in ihr Amt zu erleichtern und die Fortbildung zu ermöglichen, die zur Aufrechterhaltung ihrer fachlichen Eignung erforderlich ist.

(4a) Im Rahmen ihrer Gesamtverantwortung für die ordnungsgemäße Geschäftsorganisation des Instituts nach § 25a Absatz 1 Satz 2 haben die Geschäftsleiter eines Instituts dafür Sorge zu tragen, dass das Institut über folgende Strategien, Prozesse, Verfahren, Funktionen und Konzepte verfügt:

1.	eine auf die nachhaltige Entwicklung des Instituts gerichtete Geschäftsstrategie und eine damit konsistente Risikostrategie sowie Prozesse zur Planung, Umsetzung, Beurteilung und Anpassung der Strategien nach § 25a Absatz 1 Satz 3 Nummer 1, mindestens haben die Geschäftsleiter dafür Sorge zu tragen, dass

a)	jederzeit das Gesamtziel, die Ziele des Instituts für jede wesentliche Geschäftsaktivität sowie die Maßnahmen zur Erreichung dieser Ziele dokumentiert werden;

b)	die Risikostrategie jederzeit die Ziele der Risikosteuerung der wesentlichen Geschäftsaktivitäten sowie die Maßnahmen zur Erreichung dieser Ziele umfasst;

2.	Verfahren zur Ermittlung und Sicherstellung der Risikotragfähigkeit nach § 25a Absatz 1 Satz 3 Nummer 2, mindestens haben die Geschäftsleiter dafür Sorge zu tragen, dass

a)	die wesentlichen Risiken des Instituts, insbesondere Adressenausfall-, Marktpreis-, Liquiditäts- und operationelle Risiken, regelmäßig und anlassbezogen im Rahmen einer Risikoinventur identifiziert und definiert werden (Gesamtrisikoprofil);

b)	im Rahmen der Risikoinventur Risikokonzentrationen berücksichtigt sowie mögliche wesentliche Beeinträchtigungen der Vermögenslage, der Ertragslage oder der Liquiditätslage geprüft werden;

3.	interne Kontrollverfahren mit einem internen Kontrollsystem und einer internen Revision nach § 25a Absatz 1 Satz 3 Nummer 3 Buchstabe a bis c, mindestens haben die Geschäftsleiter dafür Sorge zu tragen, dass

a)	im Rahmen der Aufbau- und Ablauforganisation Verantwortungsbereiche klar abgegrenzt werden, wobei wesentliche Prozesse und damit verbundene Aufgaben, Kompetenzen, Verantwortlichkeiten, Kontrollen sowie Kommunikationswege klar zu definieren sind und sicherzustellen ist, dass Mitarbeiter keine miteinander unvereinbaren Tätigkeiten ausüben;

b)	eine grundsätzliche Trennung zwischen dem Bereich, der Kreditgeschäfte initiiert und bei den Kreditentscheidungen über ein Votum verfügt (Markt), sowie dem Bereich Handel einerseits und dem Bereich, der bei den Kreditentscheidungen über ein weiteres Votum verfügt (Marktfolge), und den Funktionen, die dem Risikocontrolling und die der Abwicklung und Kontrolle der Handelsgeschäfte dienen, andererseits besteht;

c)	das interne Kontrollsystem Risikosteuerungs- und -controllingprozesse zur Identifizierung, Beurteilung, Steuerung, Überwachung und Kommunikation der wesentlichen Risiken und damit verbundener Risikokonzentrationen sowie eine Risikocontrolling-Funktion und eine Compliance-Funktion umfasst;

d)	in angemessenen Abständen, mindestens aber vierteljährlich, gegenüber der Geschäftsleitung über die Risikosituation einschließlich einer Beurteilung der Risiken berichtet wird; 

e)	in angemessenen Abständen, mindestens aber vierteljährlich, seitens der Geschäftsleitung gegenüber dem Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan über die Risikosituation einschließlich einer Beurteilung der Risiken berichtet wird;

f)	regelmäßig angemessene Stresstests für die wesentlichen Risiken sowie das Gesamtrisikoprofil des Instituts durchgeführt werden und auf Grundlage der Ergebnisse möglicher Handlungsbedarf geprüft wird;

g)	die interne Revision in angemessenen Abständen, mindestens aber vierteljährlich, an die Geschäftsleitung und an das Aufsichts- oder Verwaltungsorgan berichtet;

4.	eine angemessene personelle und technisch-organisatorische Ausstattung des Instituts nach § 25a Absatz 1 Satz 3 Nummer 4, mindestens haben die Geschäftsleiter dafür Sorge zu tragen, dass die quantitative und qualitative Personalausstattung und der Umfang und die Qualität der technisch-organisatorischen Ausstattung die betriebsinternen Erfordernisse, die Geschäftsaktivitäten und die Risikosituation berücksichtigen;

5.	für Notfälle in zeitkritischen Aktivitäten und Prozessen angemessene Notfallkonzepte nach § 25a Absatz 1 Satz 3 Nummer 5, mindestens haben die Geschäftsleiter dafür Sorge zu tragen, dass regelmäßig Notfalltests zur Überprüfung der Angemessenheit und Wirksamkeit des Notfallkonzeptes durchgeführt werden und über die Ergebnisse den jeweils Verantwortlichen berichtet wird;

6.	im Fall einer Auslagerung von Aktivitäten und Prozessen auf ein anderes Unternehmen nach § 25b Absatz 1 Satz 1 mindestens angemessene Verfahren und Konzepte, um übermäßige zusätzliche Risiken sowie eine Beeinträchtigung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäfte, Dienstleistungen und der Geschäftsorganisation im Sinne des § 25a Absatz 1 zu vermeiden.

(4b) 1Für Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen, gemischte Finanzholding-Gruppen und Institute im Sinne des Artikels 4 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 gilt, dass die Geschäftsleiter des übergeordneten Unternehmens für die Wahrung der Sorgfaltspflichten innerhalb der Institutsgruppe, der Finanzholding-Gruppe, der gemischten Finanzholding-Gruppe oder der Institute im Sinne des Artikels 4 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 verantwortlich sind, wenn das übergeordnete Unternehmen Mutterunternehmen ist, das beherrschenden Einfluss im Sinne des § 290 Absatz 2 des Handelsgesetzbuchs über andere Unternehmen der Gruppe ausübt, ohne dass es auf die Rechtsform der Muttergesellschaft ankommt. 2Im Rahmen ihrer Gesamtverantwortung für die ordnungsgemäße Geschäftsorganisation der Gruppe nach Satz 1 haben die Geschäftsleiter des übergeordneten Unternehmens dafür Sorge zu tragen, dass die Gruppe über folgende Strategien, Prozesse, Verfahren, Funktionen und Konzepte verfügt:




1.	eine auf die nachhaltige Entwicklung der Gruppe gerichtete gruppenweite Geschäftsstrategie und eine damit konsistente gruppenweite Risikostrategie sowie Prozesse zur Planung, Umsetzung, Beurteilung und Anpassung der Strategien nach § 25a Absatz 1 Satz 3 Nummer 1, mindestens haben die Geschäftsleiter dafür Sorge zu tragen, dass

a)	jederzeit das Gesamtziel der Gruppe, die Ziele der Gruppe für jede wesentliche Geschäftsaktivität sowie die Maßnahmen zur Erreichung dieser Ziele dokumentiert werden;

b)	die Risikostrategie der Gruppe jederzeit die Ziele der Risikosteuerung der wesentlichen Geschäftsaktivitäten sowie die Maßnahmen zur Erreichung dieser Ziele umfasst;

c)	die strategische Ausrichtung der gruppenangehörigen Unternehmen mit den gruppenweiten Geschäfts- und Risikostrategien abgestimmt wird;

2.	Verfahren zur Ermittlung und Sicherstellung der Risikotragfähigkeit der Gruppe nach § 25a Absatz 1 Satz 3 Nummer 2, mindestens haben die Geschäftsleiter dafür Sorge zu tragen, dass

a)	die wesentlichen Risiken der Gruppe, insbesondere Adressenausfall-, Markt-preis-, Liquiditäts- und operationelle Risiken, regelmäßig und anlassbezogen im Rahmen einer Risikoinventur identifiziert und definiert werden (Gesamtrisikoprofil der Gruppe);

b)	im Rahmen der Risikoinventur Risikokonzentrationen innerhalb der Gruppe berücksichtigt sowie mögliche wesentliche Beeinträchtigungen der Vermögenslage, der Ertragslage oder der Liquiditätslage der Gruppe geprüft werden;

3.	interne Kontrollverfahren mit einem internen Kontrollsystem und einer internen Revision nach § 25a Absatz 1 Satz 3 Nummer 3 Buchstabe a bis c, mindestens haben die Geschäftsleiter dafür Sorge zu tragen, dass

a)	im Rahmen der Aufbau- und Ablauforganisation der Gruppe Verantwortungsbereiche klar abgegrenzt werden, wobei wesentliche Prozesse und damit verbundene Aufgaben, Kompetenzen, Verantwortlichkeiten, Kontrollen sowie Kommunikationswege innerhalb der Gruppe klar zu definieren sind und sicherzustellen ist, dass Mitarbeiter keine miteinander unvereinbaren Tätigkeiten ausüben;

b)	bei den gruppenangehörigen Unternehmen eine grundsätzliche Trennung zwischen dem Bereich, der Kreditgeschäfte initiiert und bei den Kreditentscheidungen über ein Votum verfügt (Markt), sowie dem Bereich Handel einerseits und dem Bereich, der bei den Kreditentscheidungen über ein weiteres Votum verfügt (Marktfolge), und den Funktionen, die dem Risikocontrolling und die der Abwicklung und Kontrolle der Handelsgeschäfte dienen, andererseits besteht;

c)	in angemessenen Abständen, mindestens aber vierteljährlich, gegenüber der Geschäftsleitung über die Risikosituation einschließlich einer Beurteilung der Risiken berichtet wird;

d)	in angemessenen Abständen, mindestens aber vierteljährlich, auf Gruppenebene seitens der Geschäftsleitung gegenüber dem Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan über die Risikosituation der Gruppe einschließlich einer Beurteilung der Risiken berichtet wird;

e)	das interne Kontrollsystem der Gruppe eine Risikocontrolling-Funktion und eine Compliance-Funktion sowie Risikosteuerungs- und -controllingprozesse zur Identifizierung, Beurteilung, Steuerung, Überwachung und Kommunikation der wesentlichen Risiken und damit verbundener Risikokonzentrationen umfasst;

f)	regelmäßig angemessene Stresstests für die wesentlichen Risiken und das Gesamtrisikoprofil auf Gruppenebene durchgeführt werden und auf Grundlage der Ergebnisse möglicher Handlungsbedarf geprüft wird;

g)	die Konzernrevision in angemessenen Abständen, mindestens aber vierteljährlich, an die Geschäftsleitung und an das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan berichtet;

4.	eine angemessene personelle und technisch-organisatorische Ausstattung der Gruppe nach § 25a Absatz 1 Satz 3 Nummer 4, mindestens haben die Geschäftsleiter dafür Sorge zu tragen, dass die quantitative und qualitative Personalausstattung und der Umfang und die Qualität der technisch-organisatorischen Ausstattung der gruppenangehörigen Unternehmen die jeweiligen betriebsinternen Erfordernisse, die Geschäftsaktivitäten und die Risikosituation der gruppenangehörigen Unternehmen berücksichtigen;

5.	für Notfälle in zeitkritischen Aktivitäten und Prozessen angemessene Notfallkonzepte nach § 25a Absatz 1 Satz 3 Nummer 5 auf Gruppenebene, mindestens haben die Geschäftsleiter dafür Sorge zu tragen, dass regelmäßig Notfalltests zur Überprüfung der Angemessenheit und Wirksamkeit des Notfallkonzeptes auf Gruppenebene durchgeführt werden und über die Ergebnisse den jeweils Verantwortlichen berichtet wird;

6.	im Fall einer Auslagerung von Aktivitäten und Prozessen auf ein anderes Unternehmen nach § 25b Absatz 1 Satz 1 mindestens angemessene Verfahren und Konzepte, um übermäßige zusätzliche Risiken sowie eine Beeinträchtigung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäfte, Dienstleistungen und der Geschäftsorganisation im Sinne des § 25a Absatz 1 zu vermeiden.

(4c) Wenn die Bundesanstalt zu dem Ergebnis kommt, dass das Institut oder die Gruppe nicht über die Strategien, Prozesse, Verfahren, Funktionen und Konzepte nach Absatz 4a und 4b verfügt, kann sie, unabhängig von anderen Maßnahmen nach diesem Gesetz, anordnen, dass geeignete Maßnahmen ergriffen werden, um die festgestellten Mängel innerhalb einer angemessenen Frist zu beseitigen.

(5) 1In Ausnahmefällen kann die Bundesanstalt auch eine andere mit der Führung der Geschäfte betraute und zur Vertretung ermächtigte Person widerruflich als Geschäftsleiter einsetzen, wenn sie zuverlässig ist und die erforderliche fachliche Eignung hat; Absatz 1 ist anzuwenden. 2Wird das Institut von einem Einzelkaufmann betrieben, so kann in Ausnahmefällen unter den Voraussetzungen des Satzes 1 eine von dem Inhaber mit der Führung der Geschäfte betraute und zur Vertretung ermächtigte Person widerruflich als Geschäftsleiter eingesetzt werden. 3Beruht die Einsetzung einer Person als Geschäftsleiter auf einem Antrag des Instituts, so kann sie nur auf Antrag des Instituts oder des Geschäftsleiters widerrufen werden.

(6) Die Geschäftsleiter eines Datenbereitstellungsdienstes müssen zuverlässig und für dessen Leitung fachlich geeignet sein und der Wahrnehmung ihrer Aufgabe ausreichend Zeit widmen.

[bookmark: _Toc36575229]§ 25d
Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan

(1) 1Die Mitglieder des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans eines Instituts, einer Finanzholding-Gesellschaft oder einer gemischten Finanzholding-Gesellschaft müssen zuverlässig sein, die erforderliche Sachkunde zur Wahrnehmung der Kontrollfunktion sowie zur Beurteilung und Überwachung der Geschäfte, die das jeweilige Unternehmen betreibt, besitzen und der Wahrnehmung ihrer Aufgaben ausreichend Zeit widmen. 2Bei der Prüfung, ob eine der in Satz 1 genannten Personen die erforderliche Sachkunde besitzt, berücksichtigt die Bundesanstalt den Umfang und die Komplexität der von dem Institut, der Institutsgruppe oder Finanzholding-Gruppe, der Finanzholding-Gesellschaft oder der gemischten Finanzholding-Gesellschaft betriebenen Geschäfte.

(2) 1Das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan muss in seiner Gesamtheit die Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen haben, die zur Wahrnehmung der Kontrollfunktion sowie zur Beurteilung und Überwachung der Geschäftsleitung des Instituts oder der Institutsgruppe oder Finanzholding-Gruppe, der Finanzholding-Gesellschaft oder der gemischten Finanzholding-Gesellschaft notwendig sind. 2Die Vorschriften der Mitbestimmungsgesetze über die Wahl und Abberufung der Arbeitnehmervertreter im Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan bleiben unberührt.

(3) 1Mitglied des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans eines CRR-Instituts, das von erheblicher Bedeutung im Sinne des Satzes 8 ist kann nicht sein,

1.	wer in demselben Unternehmen Geschäftsleiter ist;

2.	wer in dem betreffenden Unternehmen Geschäftsleiter war, wenn bereits zwei ehemalige Geschäftsleiter des Unternehmens Mitglied des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans sind;

3.	wer in einem Unternehmen Geschäftsleiter ist und zugleich in mehr als zwei Unternehmen Mitglied des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans ist oder

4.	wer in mehr als vier Unternehmen Mitglied des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans ist.

2Satz 1 gilt jeweils auch für Mitglieder der Verwaltungs- oder Aufsichtsorgane einer Finanzholding-Gesellschaft oder gemischten Finanzholding-Gesellschaft, wenn diese nach § 10a Absatz 2 Satz 2 oder Satz 3 oder § 12 Absatz 2 des Finanzkonglomerate-Aufsichtsgesetzes als übergeordnetes Unternehmen bestimmt worden ist und ihr ein CRR-Institut nachgeordnet ist. 3Dabei gelten im Sinne von Satz 1 Nummer 3 und 4 mehrere Mandate als ein Mandat, wenn die Mandate bei Unternehmen wahrgenommen werden,

1.	die derselben Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe, gemischten Finanzholding-Gruppe oder gemischten Holding-Gruppe angehören,

2.	die demselben institutsbezogenen Sicherungssystem angehören oder

3.	an denen das Institut eine bedeutende Beteiligung hält.

4Mandate bei Organisationen und Unternehmen, die nicht überwiegend gewerbliche Ziele verfolgen, insbesondere Unternehmen, die der kommunalen Daseinsvorsorge dienen, werden bei den nach Satz 1 Nummer 3 und 4 höchstens zulässigen Mandaten nicht berücksichtigt. 5Die Aufsichtsbehörde kann einem Mitglied des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans unter Berücksichtigung der Umstände im Einzelfall und der Art, des Umfangs und der Komplexität der Tätigkeiten des Instituts, der Institutsgruppe oder Finanzholding-Gruppe, der Finanzholding-Gesellschaft oder der gemischten Finanzholding-Gesellschaft über die Anzahl der nach Satz 1 Nummern 3 und 4 höchstens zulässigen Mandate hinaus gestatten, ein zusätzliches Mandat in einem Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan innezuhaben, wenn dies das Mitglied nicht daran hindert, der Wahrnehmung seiner Aufgaben in dem betreffenden Unternehmen ausreichend Zeit zu widmen. 6Mandate als Vertreter des Bundes oder der Länder werden bei den nach Satz 1 Nummer 3 und 4 höchstens zulässigen Mandaten nicht berücksichtigt. 7Satz 1 Nummer 4 gilt nicht für kommunale Hauptverwaltungsbeamte, die kraft kommunaler Satzung zur Wahrnehmung eines Mandats in einem kommunalen Unternehmen oder einem kommunalen Zweckverband verpflichtet sind. 8Ein Institut ist von erheblicher Bedeutung im Sinne von Satz 1, wenn seine Bilanzsumme im Durchschnitt zu den jeweiligen Stichtagen der letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahre 15 Milliarden Euro erreicht oder überschritten hat; als Institute von erheblicher Bedeutung gelten stets 

1.	Institute, die nach Artikel 6 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 des Rates vom 15. Oktober 2013 zur Übertragung besonderer Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufsicht über Kreditinstitute auf die Europäische Zentralbank (ABl. L 287 vom 29.10.2013, S. 63) von der Europäischen Zentralbank beaufsichtigt werden,

2.	Institute, die als potentiell systemgefährdend im Sinne des § 20 Absatz 1 Satz 3 des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes eingestuft wurden, und

3.	Finanzhandelsinstitute im Sinne des § 25f Absatz 1.

(3a) Mitglied des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans eines Instituts, das nicht CRR-Institut von erheblicher Bedeutung im Sinne des Absatzes 3 Satz 8 ist, oder einer Finanzholding-Gesellschaft kann nicht sein,

1.	wer in demselben Unternehmen Geschäftsleiter ist,

2.	wer in dem betreffenden Unternehmen Geschäftsleiter war, wenn bereits zwei ehemalige Geschäftsleiter des Unternehmens Mitglied des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans sind, oder

3.	wer in mehr als fünf Unternehmen, die unter der Aufsicht der Bundesanstalt stehen, Mitglied des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans ist, es sei denn, diese Unternehmen gehören demselben institutsbezogenen Sicherungssystem an.

(4) Institute, Finanzholding-Gesellschaften und gemischte Finanzholding-Gesellschaften müssen angemessene personelle und finanzielle Ressourcen einsetzen, um den Mitgliedern des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans die Einführung in ihr Amt zu erleichtern und die Fortbildung zu ermöglichen, die zur Aufrechterhaltung der erforderlichen Sachkunde notwendig ist.

(5) 1Die Ausgestaltung der Vergütungssysteme für Mitglieder des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans darf im Hinblick auf die wirksame Wahrnehmung der Überwachungsfunktion des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans keine Interessenkonflikte erzeugen. 2Für die Tätigkeit im Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan dürfen dessen Mitglieder keine variablen Vergütungsbestandteile erhalten. 3Artikel 450 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 ist auch in Bezug auf die Vergütung der Mitglieder des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans anzuwenden.

(6) 1Das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan muss die Geschäftsleiter auch im Hinblick auf die Einhaltung der einschlägigen bankaufsichtsrechtlichen Regelungen überwachen. 2Es muss der Erörterung von Strategien, Risiken und Vergütungssystemen für Geschäftsleiter und Mitarbeiter ausreichend Zeit widmen.

(7) 1Das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan eines Instituts, einer Finanzholding-Gesellschaft oder einer gemischten Finanzholding-Gesellschaft soll abhängig von der Größe, der internen Organisation und der Art, des Umfangs, der Komplexität und dem Risikogehalt der Geschäfte des Unternehmens aus seiner Mitte Ausschüsse gemäß den Absätzen 8 bis 12 bestellen, die es bei seinen Aufgaben beraten und unterstützen. 2Jeder Ausschuss soll eines seiner Mitglieder zum Vorsitzenden ernennen. 3Die Mitglieder der Ausschüsse müssen die zur Erfüllung der jeweiligen Ausschussaufgaben erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen haben. 4Um die Zusammenarbeit und den fachlichen Austausch zwischen den einzelnen Ausschüssen sicherzustellen, soll mindestens ein Mitglied eines jeden Ausschusses einem weiteren Ausschuss angehören. 5Die Bundesanstalt kann die Bildung eines oder mehrerer Ausschüsse verlangen, wenn dies insbesondere unter Berücksichtigung der Kriterien nach Satz 1 oder zur ordnungsgemäßen Wahrnehmung der Kontrollfunktion des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans erforderlich erscheint.

(8) 1Das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan eines in Absatz 3 Satz 1 und 2 genannten Unternehmens hat aus seiner Mitte einen Risikoausschuss zu bestellen. 2Der Risikoausschuss berät das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan zur aktuellen und zur künftigen Gesamtrisikobereitschaft und -strategie des Unternehmens und unterstützt es bei der Überwachung der Umsetzung dieser Strategie durch die obere Leitungsebene. 3Der Risikoausschuss wacht darüber, dass die Konditionen im Kundengeschäft mit dem Geschäftsmodell und der Risikostruktur des Unternehmens im Einklang stehen. 4Soweit dies nicht der Fall ist, verlangt der Risikoausschuss von der Geschäftsleitung Vorschläge, wie die Konditionen im Kundengeschäft in Übereinstimmung mit dem Geschäftsmodell und der Risikostruktur ausgestaltet werden können, und überwacht deren Umsetzung. 5Der Risikoausschuss prüft, ob die durch das Vergütungssystem gesetzten Anreize die Risiko-, Kapital- und Liquiditätsstruktur des Unternehmens sowie die Wahrscheinlichkeit und Fälligkeit von Einnahmen berücksichtigen. 6Die Aufgaben des Vergütungskontrollausschusses nach Absatz 12 bleiben unberührt. 7Der Vorsitzende des Risikoausschusses oder, falls ein Risikoausschuss nicht eingerichtet wurde, der Vorsitzende des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans, kann unmittelbar beim Leiter der Internen Revision und beim Leiter des Risikocontrollings Auskünfte einholen. 8Die Geschäftsleitung muss hierüber unterrichtet werden. 9Der Risikoausschuss kann, soweit erforderlich, den Rat externer Sachverständiger einholen. 10Der Risikoausschuss oder, falls ein solcher nicht eingerichtet wurde, das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan bestimmt Art, Umfang, Format und Häufigkeit der Informationen, die die Geschäftsleitung zum Thema Strategie und Risiko vorlegen muss.

(9) 1Das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan eines in Absatz 3 Satz 1 und 2 genannten Unternehmens hat aus seiner Mitte einen Prüfungsausschuss zu bestellen. 2Der Prüfungsausschuss unterstützt das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan insbesondere bei der Überwachung

1.	des Rechnungslegungsprozesses;

2.	der Wirksamkeit des Risikomanagementsystems, insbesondere des internen Kontrollsystems und der Internen Revision;

3.	der Durchführung der Abschlussprüfungen, insbesondere hinsichtlich der Unabhängigkeit des Abschlussprüfers und der vom Abschlussprüfer erbrachten Leistungen (Umfang, Häufigkeit, Berichterstattung). Der Prüfungsausschuss soll dem Verwaltungs- 
oder Aufsichtsorgan Vorschläge für die Bestellung eines Abschlussprüfers sowie für die Höhe seiner Vergütung unterbreiten und das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan zur Kündigung oder Fortsetzung des Prüfauftrags beraten und

4.	der zügigen Behebung der vom Prüfer festgestellten Mängel durch die Geschäftsleitung mittels geeigneter Maßnahmen.

3Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses muss über Sachverstand auf den Gebieten Rechnungslegung und Abschlussprüfung verfügen. 4Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
oder, falls ein Prüfungsausschuss nicht eingerichtet wurde, der Vorsitzende des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans, kann unmittelbar beim Leiter der Internen Revision und beim Leiter des Risikocontrollings Auskünfte einholen. 5Die Geschäftsleitung muss hierüber unterrichtet werden.

(10) 1Das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan eines in Absatz 3 Satz 1 und 2 genannten Unternehmens kann einen gemeinsamen Risiko- und Prüfungsausschuss bestellen, wenn dies unter Berücksichtigung der Kriterien nach Absatz 7 Satz 1 sinnvoll ist. 2Dies ist der Bundesanstalt mitzuteilen. 3Auf den gemeinsamen Prüfungs- und Risikoausschuss finden die Absätze 8 und 9 entsprechende Anwendung.

(11) 1Das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan eines in Absatz 3 Satz 1 und 2 genannten Unternehmens hat aus seiner Mitte einen Nominierungsausschuss zu bestellen. 2Der Nominierungsausschuss unterstützt das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan bei der

1.	Ermittlung von Bewerbern für die Besetzung einer Stelle in der Geschäftsleitung und bei der Vorbereitung von Wahlvorschlägen für die Wahl der Mitglieder des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans; hierbei berücksichtigt der Nominierungsausschuss die Ausgewogenheit und Unterschiedlichkeit der Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen aller Mitglieder des betreffenden Organs, entwirft eine Stellenbeschreibung mit Bewerberprofil und gibt den mit der Aufgabe verbundenen Zeitaufwand an;

2.	Erarbeitung einer Zielsetzung zur Förderung der Vertretung des unterrepräsentierten Geschlechts im Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan sowie einer Strategie zu deren Erreichung;

3.	regelmäßig, mindestens einmal jährlich, durchzuführenden Bewertung der Struktur, Größe, Zusammensetzung und Leistung der Geschäftsleitung und des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans und spricht dem Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan gegenüber diesbezügliche Empfehlungen aus; der Nominierungsausschuss achtet dabei darauf, dass die Entscheidungsfindung innerhalb der Geschäftsleitung durch einzelne Personen oder Gruppen nicht in einer Weise beeinflusst wird, die dem Unternehmen schadet;

4.	regelmäßig, mindestens einmal jährlich, durchzuführenden Bewertung der Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrung sowohl der einzelnen Geschäftsleiter und Mitglieder des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans als auch des jeweiligen Organs in seiner Gesamtheit und

5.	Überprüfung der Grundsätze der Geschäftsleitung für die Auswahl und Bestellung der Personen der oberen Leitungsebene und bei diesbezüglichen Empfehlungen an die Geschäftsleitung.

3Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben kann der Nominierungsausschuss auf alle Ressourcen zurückgreifen, die er für angemessen hält, und auch externe Berater einschalten. 4Zu diesem Zwecke soll er vom Unternehmen angemessene Finanzmittel erhalten.

(12) 1Das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan eines in Absatz 3 Satz 1 und 2 genannten Unternehmens hat aus seiner Mitte einen Vergütungskontrollausschuss zu bestellen. 2Der Vergütungskontrollausschuss

1.	überwacht die angemessene Ausgestaltung der Vergütungssysteme der Geschäftsleiter und Mitarbeiter, und insbesondere die angemessene Ausgestaltung der Vergütungen für die Leiter der Risikocontrolling-Funktion und der Compliance-Funktion sowie solcher Mitarbeiter, die einen wesentlichen Einfluss auf das Gesamtrisikoprofil des Instituts haben, und unterstützt das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan bei der Überwachung der angemessenen Ausgestaltung der Vergütungssysteme für die Mitarbeiter des Unternehmens; die Auswirkungen der Vergütungssysteme auf das Risiko-, Kapital- und Liquiditätsmanagement sind zu bewerten;




2.	bereitet die Beschlüsse des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans über die Vergütung der Geschäftsleiter vor und berücksichtigt dabei besonders die Auswirkungen der Beschlüsse auf die Risiken und das Risikomanagement des Unternehmens; den langfristigen Interessen von Anteilseignern, Anlegern, sonstiger Beteiligter und dem öffentlichen Interesse ist Rechnung zu tragen;

3.	unterstützt das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan bei der Überwachung der ordnungsgemäßen Einbeziehung der internen Kontroll- und aller sonstigen maßgeblichen Bereiche bei der Ausgestaltung der Vergütungssysteme.

3Mindestens ein Mitglied des Vergütungskontrollausschusses muss über ausreichend Sachverstand und Berufserfahrung im Bereich Risikomanagement und Risikocontrolling verfügen, insbesondere im Hinblick auf Mechanismen zur Ausrichtung der Vergütungssysteme an der Gesamtrisikobereitschaft und -strategie und an der Eigenmittelausstattung des Unternehmens. 4Wenn dem Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan entsprechend den Mitbestimmungsgesetzen Arbeitnehmervertreter angehören, muss dem Vergütungskontrollausschuss mindestens ein Arbeitnehmervertreter angehören. 5Der Vergütungskontrollausschuss soll mit dem Risikoausschuss zusammenarbeiten und soll sich intern beispielsweise durch das Risikocontrolling und extern von Personen beraten lassen, die unabhängig von der Geschäftsleitung sind. 6Geschäftsleiter dürfen nicht an Sitzungen des Vergütungskontrollausschusses teilnehmen, bei denen über ihre Vergütung beraten wird. 7Der Vorsitzende des Vergütungskontrollausschusses oder, falls ein Vergütungskontrollausschuss nicht eingerichtet wurde, der Vorsitzende des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans, kann unmittelbar beim Leiter der Internen Revision und bei den Leitern der für die Ausgestaltung der Vergütungssysteme zuständigen Organisationseinheiten Auskünfte einholen. 8Die Geschäftsleitung muss hierüber unterrichtet werden.

(13) Für die Mitglieder des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans eines Datenbereitstellungsdienstes gilt § 25d Absatz 1 und 2 entsprechend.

[bookmark: _Toc36575230]§ 25e
Anforderungen bei vertraglich gebundenen Vermittlern

1Bedient sich ein CRR-Kreditinstitut oder ein Wertpapierhandelsunternehmen eines vertraglich gebundenen Vermittlers im Sinne des § 2 Absatz 10 Satz 1, hat es sicherzustellen, dass dieser zuverlässig und fachlich geeignet ist, bei der Erbringung der Finanzdienstleistungen die gesetzlichen Vorgaben erfüllt, Kunden vor Aufnahme der Geschäftsbeziehung über seinen Status nach § 2 Absatz 10 Satz 1 und 2 informiert und unverzüglich von der Beendigung dieses Status in Kenntnis setzt. 2Die erforderlichen Nachweise für die Erfüllung seiner Pflichten nach Satz 1 muss das CRR-Kreditinstitut oder das Wertpapierhandelsunternehmen mindestens bis zum Ablauf von fünf Jahren nach dem Ende des Status des vertraglich gebundenen Vermittlers aufbewahren. 3Nähere Bestimmungen zu den erforderlichen Nachweisen können durch Rechtsverordnung nach § 24 Absatz 4 getroffen werden. 

[bookmark: _Toc36575231]§ 25f
Besondere Anforderungen an die ordnungsgemäße Geschäftsorganisation von 
CRR-Kreditinstituten sowie von Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen und 
gemischten Finanzholding-Gruppen, denen ein CRR-Kreditinstitut angehört;
Verordnungsermächtigung

(1) 1Sämtliche Geschäfte im Sinne des § 3 Absatz 2 und Absatz 4 sind bei einem wirtschaftlich, organisatorisch und rechtlich eigenständigen Unternehmen (Finanzhandelsinstitut) zu betreiben. 2Für das Finanzhandelsinstitut gelten die zusätzlichen Anforderungen gemäß den Absätzen 2 bis 6 an eine ordnungsgemäße Geschäftsorganisation.

(2) Für das Finanzhandelsinstitut findet § 2a keine Anwendung.

(3) 1Das Finanzhandelsinstitut hat seine Refinanzierung eigenständig sicherzustellen. 2Geschäfte des CRR-Kreditinstituts oder der Unternehmen, die einer Institutsgruppe, einer Finanzholding-Gruppe oder einer gemischten Finanzholding-Gruppe angehören, der auch ein CRR-Kreditinstitut angehört, mit dem Finanzhandelsinstitut sind wie Geschäfte mit Dritten zu behandeln.

(4) 1Das Bundesministerium der Finanzen kann im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank durch Rechtsverordnung für die Zwecke der Überwachung der Einhaltung des Verbots des § 3 Absatz 2 und 4 Satz 1 sowie für die Ermittlung von Art und Umfang der Geschäfte im Sinne des § 3 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 4 Satz 1 für das CRR-Kreditinstitut und das übergeordnete Unternehmen einer Institutsgruppe, einer Finanzholding-Gruppe und einer gemischten Finanzholding-Gruppe, der auch ein CRR-Kreditinstitut angehört, Anzeigepflichten begründen und nähere Bestimmungen über Art, Umfang, Zeitpunkt und Form der Informationen und Vorlagen von Unterlagen und über die zulässigen Datenträger, Übertragungswege und Datenformate erlassen, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben der Bundesanstalt erforderlich ist, insbesondere um alle Informationen zu erhalten, die die Bundesanstalt im Rahmen des Verbots des § 3 Absatz 2 und 4 Satz 1 sowie für die Ermittlung von Art und Umfang der Geschäfte im Sinne des § 3 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 4 Satz 1 benötigt. 2Es kann diese Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt mit der Maßgabe übertragen, dass Rechtsverordnungen der Bundesanstalt im Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbank ergehen. 3Vor Erlass der Rechtsverordnung sind die Spitzenverbände der Institute anzuhören.

(5) Das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan des Finanzhandelsinstituts, des CRR-Kreditinstituts oder des übergeordneten Unternehmens der Institutsgruppe, der Finanzholding-Gruppe sowie der gemischten Finanzholding-Gruppe, der auch ein CRR-Kreditinstitut angehört, hat sich regelmäßig und anlassbezogen über die Geschäfte des Finanzhandelsinstituts sowie die damit verbundenen Risiken zu informieren und insbesondere auch die Einhaltung der vorgenannten Anforderungen zu überwachen.

(6) Das Finanzhandelsinstitut darf keine Zahlungsdienste erbringen und nicht das E-Geld-Geschäft im Sinne des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes betreiben.

(7) Die Bundesanstalt kann gegenüber dem CRR-Kreditinstitut, dem übergeordneten Unternehmen einer Institutsgruppe, einer Finanzholding-Gruppe oder einer gemischten Finanzholding-Gruppe, der ein CRR-Kreditinstitut angehört, sowie gegenüber dem Finanzhandelsinstitut Anordnungen treffen, die geeignet und erforderlich sind, die ordnungsgemäße Geschäftsorganisation auch im Sinne der Absätze 1 bis 6 sicherzustellen.



[bookmark: _Toc36575232]5a.	Bargeldloser Zahlungsverkehr; Verhinderung von Geldwäsche, Terrorismusfinanzierung und sonstigen strafbaren Handlungen zu Lasten der Institute

[bookmark: _Toc278450077][bookmark: _Toc36575233][bookmark: _Toc278450078]§ 25g
Einhaltung der besonderen organisatorischen Pflichten im bargeldlosen 
Zahlungsverkehr

(1) Die Bundesanstalt überwacht die Einhaltung der Pflichten der Kreditinstitute nach 

1.	der Verordnung (EU) 2015/847 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 über die Übermittlung von Angaben bei Geldtransfers und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 1781/2006 (ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 1),

2.	der Verordnung (EG) Nr. 924/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 über grenzüberschreitende Zahlungen in der Gemeinschaft und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 2560/2001 (ABl. L 266 vom 9.10.2009, S. 1), die durch die Verordnung (EU) Nr. 260/2012 (ABl. L 94 vom 30.3.2012, S. 22) geändert worden ist,

3.	der Verordnung (EU) Nr. 260/2012 zur Festlegung der technischen Vorschriften und der Geschäftsanforderungen für Überweisungen und Lastschriften in Euro und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 924/2009 (ABl. L 94 vom 30.3.2012, S. 22) und

4.	der Verordnung (EU) 2015/751 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2015 über Interbankenentgelte für kartengebundene Zahlungsvorgänge (ABl. L 123 vom 19.5.2015, S. 1).

(2) Ein Kreditinstitut muss über interne Verfahren und Kontrollsysteme verfügen, die die Einhaltung der Pflichten nach den Verordnungen nach Absatz 1 Nummer 1 bis 4 gewährleisten.

(3) Die Bundesanstalt kann gegenüber einem Kreditinstitut und seinen Geschäftsleitern Anordnungen treffen, die geeignet und erforderlich sind, um Verstöße gegen die Pflichten nach den Verordnungen nach Absatz 1 Nummer 1 bis 4 zu verhindern oder zu unterbinden.

[bookmark: _Toc278450079][bookmark: _Toc36575234][bookmark: _Toc278450080]§ 25h
Interne Sicherungsmaßnahmen

(1) 1Institute sowie Finanzholding-Gesellschaften und gemischte Finanzholding-Gesellschaften nach § 25l müssen unbeschadet der in § 25a Absatz 1 dieses Gesetzes und der in den §§ 4 bis 6 des Geldwäschegesetzes aufgeführten Pflichten über ein angemessenes Risikomanagement sowie über interne Sicherungsmaßnahmen verfügen, die der Verhinderung von strafbaren Handlungen, die zu einer Gefährdung des Vermögens des Instituts führen können, dienen. 2Sie haben dafür angemessene geschäfts- und kundenbezogene Sicherungssysteme zu schaffen und zu aktualisieren sowie Kontrollen durchzuführen. 3Hierzu gehört auch die fortlaufende Entwicklung geeigneter Strategien und Sicherungsmaßnahmen zur Verhinderung des Missbrauchs von neuen Finanzprodukten und Technologien für Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung oder der Begünstigung der Anonymität von Geschäftsbeziehungen und Transaktionen.

(2) 1Kreditinstitute haben unbeschadet des § 10 Absatz 1 Nummer 5 des Geldwäschegesetzes Datenverarbeitungssysteme zu betreiben und zu aktualisieren, mittels derer sie in der Lage sind, Geschäftsbeziehungen und einzelne Transaktionen im Zahlungsverkehr zu erkennen, die auf Grund des öffentlich und im Kreditinstitut verfügbaren Erfahrungswissens über die Methoden der Geldwäsche, der Terrorismusfinanzierung und über die sonstigen strafbaren Handlungen im Sinne von Absatz 1 im Verhältnis zu vergleichbaren Fällen besonders komplex oder groß sind, ungewöhnlich ablaufen oder ohne offensichtlichen wirtschaftlichen oder rechtmäßigen Zweck erfolgen. 2Die Kreditinstitute dürfen personenbezogene Daten verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung dieser Pflicht erforderlich ist. 3Die Bundesanstalt kann Kriterien bestimmen, bei deren Vorliegen Kreditinstitute vom Einsatz von Systemen nach Satz 1 absehen können.

(3) 1Jede Transaktion, die im Verhältnis zu vergleichbaren Fällen besonders komplex oder groß ist, ungewöhnlich abläuft oder ohne offensichtlichen wirtschaftlichen oder rechtmäßigen Zweck erfolgt, ist von Instituten im Sinne von Absatz 1 unbeschadet des § 15 des Geldwäschegesetzes mit angemessenen Maßnahmen zu untersuchen, um das Risiko der Transaktion im Hinblick auf strafbare Handlungen im Sinne von Absatz 1 Satz 1 überwachen, einschätzen und gegebenenfalls die Erstattung einer Strafanzeige gemäß § 158 der Strafprozessordnung prüfen zu können. 2Die Institute haben diese Transaktionen, die durchgeführten Untersuchungen und deren Ergebnisse nach Maßgabe des § 8 des Geldwäschegesetzes angemessen zu dokumentieren, um gegenüber der Bundesanstalt darlegen zu können, dass diese Sachverhalte nicht darauf schließen lassen, dass eine strafbare Handlung im Sinne von Absatz 1 Satz 1 begangen oder versucht wurde oder wird. 3Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 4Auf Institute ist § 47 Absatz 5 des Geldwäschegesetzes entsprechend anzuwenden für Informationen über konkrete Sachverhalte, die Auffälligkeiten oder Ungewöhnlichkeiten enthalten, die auf andere strafbare Handlungen als auf Geldwäsche, auf eine ihrer Vortaten oder auf Terrorismusfinanzierung hindeuten.




(4) 1Institute dürfen interne Sicherungsmaßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 nach vorheriger Anzeige bei der Bundesanstalt im Rahmen von vertraglichen Vereinbarungen durch einen Dritten durchführen lassen. 2Die Bundesanstalt kann die Rückübertragung auf das Institut dann verlangen, wenn der Dritte nicht die Gewähr dafür bietet, dass die Sicherungsmaßnahmen ordnungsgemäß durchgeführt werden oder die Steuerungsmöglichkeiten der Institute und die Kontrollmöglichkeiten der Bundesanstalt beeinträchtigt werden könnten. 3Die Verantwortung für die Sicherungsmaßnahmen verbleibt bei den Instituten. 

(5) Die Bundesanstalt kann gegenüber einem Institut im Einzelfall Anordnungen treffen, die geeignet und erforderlich sind, die in den Absätzen 1 bis 3 genannten Vorkehrungen zu treffen.

(6) Die Deutsche Bundesbank gilt als Institut im Sinne der Absätze 1 bis 4.

(7) 1Die Funktion des Geldwäschebeauftragten im Sinne des § 7 des Geldwäschegesetzes und die Pflichten zur Verhinderung strafbarer Handlungen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 werden im Institut von einer Stelle wahrgenommen. 2Die Bundesanstalt kann auf Antrag des Instituts zulassen, dass eine andere Stelle im Institut für die Verhinderung der strafbaren Handlungen zuständig ist, soweit hierfür ein wichtiger Grund vorliegt.

[bookmark: _Toc278450081][bookmark: _Toc36575235][bookmark: _Toc278450082]§ 25i
Allgemeine Sorgfaltspflichten in Bezug auf E-Geld

[bookmark: BJNR008810961BJNG001005377](1) Kreditinstitute haben bei der Ausgabe von E-Geld die Pflichten nach § 10 Absatz 1 des Geldwäschegesetzes zu erfüllen, auch wenn die Schwellenwerte nach § 10 Absatz 3 Nummer 2 des Geldwäschegesetzes nicht erreicht werden.

(2) 1In den Fällen des Absatzes 1 können die Kreditinstitute unbeschadet des § 14 des Geldwäschegesetzes von den Pflichten nach § 10 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 des Geldwäschegesetzes absehen, wenn

1.	das Zahlungsinstrument nicht wieder aufgeladen werden kann oder wenn ein wiederaufladbares Zahlungsinstrument nur im Inland genutzt werden kann und die Zahlungsvorgänge, die mit ihm ausgeführt werden können, auf monatlich 150 Euro begrenzt sind,

2.	der elektronisch gespeicherte Betrag 150 Euro nicht übersteigt,

3.	das Zahlungsinstrument ausschließlich für den Kauf von Waren und Dienstleistungen genutzt wird,

4.	das Zahlungsinstrument nicht mit anonymem E-Geld erworben oder aufgeladen werden kann,

5.	das Kreditinstitut die Transaktionen oder die Geschäftsbeziehung in ausreichendem Umfang überwacht, um die Aufdeckung ungewöhnlicher oder verdächtiger Transaktionen zu ermöglichen, und

6.	ein Rücktausch des E-Geldes durch Barauszahlung, sofern es sich um mehr als 50 Euro handelt, ausgeschlossen ist oder bei Fernzahlungsvorgängen im Sinne des § 1 Absatz 19 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes der gezahlte Betrag 50 Euro pro Transaktion nicht übersteigt.

2Beim Schwellenwert nach Satz 1 Nummer 1 ist es unerheblich, ob der E-Geld-Inhaber das E-Geld über einen Vorgang oder über verschiedene Vorgänge erwirbt, sofern Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass zwischen den verschiedenen Vorgängen eine Verbindung besteht.

(3) 1Soweit E-Geld über einen wiederaufladbaren E-Geld-Träger ausgegeben wird, hat das ausgebende Kreditinstitut Dateisysteme zu führen, in denen alle an identifizierte E-Geld-Inhaber ausgegebenen und zurückgetauschten E-Geld-Beträge mit Zeitpunkt und ausgebender oder rücktauschender Stelle aufgezeichnet werden. 2§ 8 des Geldwäschegesetzes ist entsprechend anzuwenden.

(3a) Kreditinstitute dürfen Zahlungen mit in Drittstaaten ausgestellten anonymen Guthabenkarten nur akzeptieren, wenn diese Karten die Anforderungen erfüllen, die den in Absatz 2 genannten gleichwertig sind.

(4) 1Liegen Tatsachen vor, die die Annahme rechtfertigen, dass bei der Verwendung eines 
E-Geld-Trägers

1.	die Voraussetzungen nach Absatz 2 nicht eingehalten werden oder

2.	im Zusammenhang mit technischen Verwendungsmöglichkeiten des E-Geld-Trägers, dessen Vertrieb, Verkauf und der Einschaltung von bestimmten Akzeptanzstellen ein erhöhtes Risiko der Geldwäsche oder der Terrorismusfinanzierung nach § 1 Absatz 1 Nummer 1 und 2 des Geldwäschegesetzes oder ein erhöhtes Risiko sonstiger strafbarer Handlungen nach § 25h Absatz 1 besteht,

so kann die Bundesanstalt dem Kreditinstitut, das das E-Geld ausgibt, Anordnungen erteilen. 2Insbesondere kann sie

1.	die Ausgabe, den Verkauf und die Verwendung eines solchen E-Geld-Trägers untersagen,

2.	sonstige geeignete und erforderliche technische Änderungen dieses E-Geld-Trägers verlangen oder

3.	das E-Geld ausgebende Institut dazu verpflichten, dass es dem Risiko angemessene interne Sicherungsmaßnahmen ergreift.

[bookmark: _Toc278450083][bookmark: _Toc36575236][bookmark: _Toc278450084]§ 25j
Zeitpunkt der Identitätsüberprüfung

1Abweichend von § 11 Absatz 1 des Geldwäschegesetzes kann die Überprüfung der Identität des Vertragspartners, einer für diesen auftretenden Person und des wirtschaftlich Berechtigten auch unverzüglich nach der Eröffnung eines Kontos oder Depots abgeschlossen werden. 2In diesem Fall muss sichergestellt sein, dass vor Abschluss der Überprüfung der Identität keine Gelder von dem Konto oder dem Depot abverfügt werden können. 3Für den Fall einer Rückzahlung eingegangener Gelder dürfen diese nur an den Einzahler ausgezahlt werden.

[bookmark: _Toc278450085][bookmark: _Toc36575237][bookmark: _Toc278450086]§ 25k
Verstärkte Sorgfaltspflichten

(1) Abweichend von § 10 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b des Geldwäschegesetzes bestehen die Sorgfaltspflichten nach § 10 Absatz 1 Nummer 1, 2 und 4 des Geldwäschegesetzes für Institute bei der Annahme von Bargeld ungeachtet etwaiger im Geldwäschegesetz oder in diesem Gesetz genannter Schwellenbeträge, soweit ein Sortengeschäft nach § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 7 nicht über ein bei dem Institut eröffnetes Konto des Kunden abgewickelt wird und die Transaktion einen Wert von 2 500 Euro oder mehr aufweist.

(2) Institute, die Factoring nach § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 9 betreiben, haben angemessene Maßnahmen zu ergreifen, um einem erkennbar erhöhten Geldwäscherisiko bei der Annahme von Zahlungen von Debitoren zu begegnen, die bei Abschluss des Rahmenvertrags unbekannt waren.

[bookmark: _Toc278450087][bookmark: _Toc36575238][bookmark: _Toc278450088]§ 25l
Geldwäscherechtliche Pflichten für Finanzholding-Gesellschaften

1Finanzholding-Gesellschaften oder gemischte Finanzholding-Gesellschaften, die nach § 10a als übergeordnetes Unternehmen gelten oder von der Bundesanstalt als solches bestimmt wurden, sind Verpflichtete nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 des Geldwäschegesetzes. 2Sie unterliegen insoweit auch der Aufsicht der Bundesanstalt nach § 50 Nummer 1 in Verbindung mit § 41 Absatz 1 des Geldwäschegesetzes.

[bookmark: _Toc278450089][bookmark: _Toc36575239][bookmark: _Toc278450090]§ 25m
Verbotene Geschäfte

Verboten sind:

1.	die Aufnahme oder Fortführung einer Korrespondenz- oder sonstigen Geschäftsbeziehung mit einer Bank-Mantelgesellschaft nach § 1 Absatz 22 des Geldwäschegesetzes und

2.	die Errichtung und Führung von solchen Konten auf den Namen des Instituts oder für dritte Institute, über die die Kunden des Instituts oder dritten Instituts zur Durchführung von eigenen Transaktionen eigenständig verfügen können; § 154 Absatz 1 der Abgabenordnung bleibt unberührt.

[bookmark: _Toc36575240]§ 25n
Einstufung als bedeutendes Institut

(1) Ein Institut ist bedeutend im Sinne des § 25a Absatz 5a, wenn seine Bilanzsumme im Durchschnitt zu den jeweiligen Stichtagen der letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahre 15 Milliarden Euro erreicht oder überschritten hat, es sei denn, das Institut weist der Aufsichtsbehörde gemäß § 1 Absatz 5 des Kreditwesengesetzes auf der Grundlage einer Risikoanalyse gemäß Absatz 5 nach, dass es nicht bedeutend ist.

(2) Als bedeutende Institute im Sinne des Absatzes 1 gelten

1.	Institute, die eine der Bedingungen gemäß Artikel 6 Absatz 4 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 des Rates vom 15. Oktober 2013 zur Übertragung besonderer Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufsicht über Kreditinstitute auf die Europäische Zentralbank (ABl. L 287 vom 29.10.2013, S. 63; L 218 vom 19.8.2015, S. 82) erfüllen,

2.	Institute, die als potenziell systemgefährdend gemäß § 20 Absatz 1 Satz 3 des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes eingestuft wurden, und

3.	Finanzhandelsinstitute gemäß § 25f Absatz 1.

(3) 1Die Aufsichtsbehörde gemäß § 1 Absatz 5 kann ein Institut, dessen Bilanzsumme im Durchschnitt zu den jeweiligen Stichtagen der letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahre 15 Milliarden Euro nicht erreicht hat, als bedeutend im Sinne des Absatzes 1 einstufen, wenn dies hinsichtlich der Vergütungsstruktur des Instituts sowie hinsichtlich von Art, Umfang, Komplexität, Risikogehalt und Internationalität der Geschäftsaktivitäten geboten ist. 2Geboten ist eine Einstufung als bedeutend insbesondere dann, wenn

1.	das Institut hohe außerbilanzielle Positionen aufweist, insbesondere in derivativen Instrumenten,

2.	das Institut in hohem Umfang als Originator, Sponsor oder Investor von Verbriefungstransaktionen tätig ist oder sich hierfür einer Verbriefungszweckgesellschaft gemäß Artikel 4 Absatz 1 Nummer 66 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 bedient,

3.	das Institut hohe Positionen im Handelsbuch gemäß Artikel 4 Absatz 1 Nummer 86 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 inne hat oder 

4.	die Vergütungsstrukturen innerhalb des Instituts durch einen hohen Anteil variabler Vergütung an der Gesamtvergütung gekennzeichnet sind.

(4) Wird ein gruppenangehöriges Institut als bedeutend im Sinne des Absatzes 1 eingestuft, gelten auch alle anderen Institute, die derselben Gruppe angehören und deren jeweilige Bilanzsumme im Durchschnitt zu den jeweiligen Stichtagen der letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahre 15 Milliarden Euro erreicht oder überschritten hat, als bedeutend.

(5) 1Bei der Risikoanalyse sind insbesondere die Größe des Instituts, seine Vergütungsstruktur sowie Art, Umfang, Komplexität, Risikogehalt und Internationalität der Geschäftsaktivitäten sowie die in Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 bis 4 genannten Kriterien entsprechend zu berücksichtigen. 2Die Risikoanalyse muss plausibel, umfassend und für Dritte nachvollziehbar sein. 3Sie ist jährlich durchzuführen und schriftlich oder elektronisch zu dokumentieren.
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Vorlage von Jahresabschluß, Lagebericht und Prüfungsberichten

(1) 1Die Institute haben den Jahresabschluß in den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres für das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen und den aufgestellten sowie später den festgestellten Jahresabschluß und den Lagebericht der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank nach Maßgabe des Satzes 2 jeweils unverzüglich einzureichen. 2Der Jahresabschluß muß mit dem Bestätigungsvermerk oder einem Vermerk über die Versagung der Bestätigung versehen sein. 3Der Abschlußprüfer hat den Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses (Prüfungsbericht) unverzüglich nach Beendigung der Prüfung der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank einzureichen. 4Bei Kreditinstituten, die einem genossenschaftlichen Prüfungsverband angehören oder durch die Prüfungsstelle eines Sparkassen- und Giroverbandes geprüft werden, hat der Abschlußprüfer den Prüfungsbericht nur auf Anforderung der Bundesanstalt einzureichen.

(2) Hat im Zusammenhang mit einer Sicherungseinrichtung eine zusätzliche Prüfung stattgefunden, hat der Prüfer oder der Prüfungsverband den Bericht über diese Prüfung der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank unverzüglich einzureichen.

(3) 1Ein Institut, das einen Konzernabschluß oder einen Konzernlagebericht aufstellt, hat diese Unterlagen der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank unverzüglich einzureichen. 2Das übergeordnete Unternehmen einer Finanzholding-Gruppe im Sinne des § 10a, einer gemischten Finanzholding-Gruppe im Sinne des § 10a oder eines Finanzkonglomerats hat einen Konzernabschluss oder einen Konzernlagebericht unverzüglich einzureichen, wenn die Finanzholding-Gesellschaft an der Spitze der Finanzholding-Gruppe oder die gemischte Finanzholding-Gesellschaft an der Spitze der gemischten Finanzholding-Gruppe oder des Finanzkonglomerats einen Konzernabschluss oder Konzernlagebericht aufstellt. 3Der Konzernabschlussprüfer hat die Prüfungsberichte über die in den Sätzen 1 und 2 genannten Konzernabschlüsse und Konzernlageberichte unverzüglich nach Beendigung seiner Prüfung bei der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank einzureichen. 4Bei Kreditinstituten, die einem genossenschaftlichen Prüfungsverband angehören oder durch die Prüfungsstelle eines Sparkassen- und Giroverbandes geprüft werden, hat der Prüfer den Prüfungsbericht nur auf Anforderung der Bundesanstalt einzureichen.

(4) Die Bestimmungen des Absatzes 3 gelten entsprechend für einen Einzelabschluss nach § 325 Abs. 2a des Handelsgesetzbuchs.
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Offenlegung durch die Institute

(1) 1Zusätzlich zu den Angaben, die nach den Artikeln 435 bis 455 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung zu machen sind, sind die rechtliche und die organisatorische Struktur sowie die Grundsätze einer ordnungsgemäßen Geschäftsführung der Gruppe darzustellen. 2Die CRR-Institute haben darüber hinaus auf konsolidierter Basis, aufgeschlüsselt nach Mitgliedstaaten der Europäischen Union und Drittstaaten, in denen die Institute über Niederlassungen verfügen, folgende Angaben in eine Anlage zum Jahresabschluss im Sinne des § 26 Absatz 1 Satz 2 aufzunehmen, von einem Abschlussprüfer nach Maßgabe des § 340k des Handelsgesetzbuchs prüfen zu lassen und offenzulegen:

1.	die Firmenbezeichnungen, die Art der Tätigkeiten und die geografische Lage der Niederlassungen,

2.	den Umsatz,

3.	die Anzahl der Lohn- und Gehaltsempfänger in Vollzeitäquivalenten,

4.	Gewinn oder Verlust vor Steuern,

5.	Steuern auf Gewinn oder Verlust,

6.	erhaltene öffentliche Beihilfen.

3Ist das CRR-Institut in den Konzernabschluss eines anderen Mutterunternehmens mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum einbezogen, das den Anforderungen der Richtlinie 2013/36/EU unterworfen ist, braucht es die Angaben nach Satz 2 nicht zu machen. 4In ihrem Jahresbericht legen die CRR-Institute ihre Kapitalrendite, berechnet als Quotient aus Nettogewinn und Bilanzsumme offen. 5Global systemrelevante Institute, die im Inland zugelassen sind, sind verpflichtet, der Europäischen Kommission die in Satz 2 Nummer 4 bis 6 genannten Angaben bis zum 1. Juli 2014 auf vertraulicher Basis zu übermitteln. 6Das Nähere zu den Anforderungen in Satz 2 bis 5 regelt die Rechtsverordnung nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 10.

(2) 1Kommt ein Institut seinen Offenlegungspflichten in anderen als den in Artikel 432 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung genannten Fällen nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig nach, kann die Bundesanstalt im Einzelfall Anordnungen treffen, die geeignet und erforderlich sind, die ordnungsgemäße Offenlegung der Informationen zu veranlassen. 2Die Bundesanstalt kann von den Artikeln 433 und 434 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung abweichende Zeitpunkte und Orte für die Veröffentlichung festlegen oder die Offenlegung zusätzlicher Informationen verlangen.

[bookmark: _Toc278444954][bookmark: _Toc278450097][bookmark: BJNR008810961BJNG001105377]

[bookmark: _Toc36575245]6.	Prüfung und Prüferbestellung

[bookmark: BJNR008810961BJNE006007377][bookmark: _Toc278450098][bookmark: _Toc36575246][bookmark: _Toc278450099]§ 27
(aufgehoben)
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Bestellung des Prüfers in besonderen Fällen

(1) 1Die Institute haben der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank den von ihnen bestellten Prüfer unverzüglich nach der Bestellung anzuzeigen. 2Die Bundesanstalt kann innerhalb eines Monats nach Zugang der Anzeige die Bestellung eines anderen Prüfers verlangen, wenn dies zur Erreichung des Prüfungszwecks geboten ist. 3Hat das Institut eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft zum Prüfer bestellt, die in einem der beiden vorangegangenen Geschäftsjahre Prüfer des Instituts war, kann die Bundesanstalt den Wechsel des verantwortlichen Prüfungspartners verlangen, wenn die vorangegangene Prüfung einschließlich des Prüfungsberichts den Prüfungszweck nicht erfüllt hat; § 319a Absatz 1 Satz 4 des Handelsgesetzbuchs gilt entsprechend. 4Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Maßnahmen nach Satz 2 oder Satz 3 haben keine aufschiebende Wirkung.

(2) 1Das Gericht des Sitzes des Instituts hat auf Antrag der Bundesanstalt einen Prüfer zu bestellen, wenn 

1.	die Anzeige nach Absatz 1 Satz 1 nicht unverzüglich nach Ablauf des Geschäftsjahres erstattet wird;

2.	das Institut dem Verlangen auf Bestellung eines anderen Prüfers nach Absatz 1 Satz 2 nicht unverzüglich nachkommt;

3.	der gewählte Prüfer die Annahme des Prüfungsauftrages abgelehnt hat, weggefallen ist oder am rechtzeitigen Abschluß der Prüfung verhindert ist und das Institut nicht unverzüglich einen anderen Prüfer bestellt hat.

2Die Bestellung durch das Gericht ist endgültig. 3§ 318 Abs. 5 des Handelsgesetzbuchs ist entsprechend anzuwenden. 4Das Gericht kann auf Antrag der Bundesanstalt einen nach Satz 1 bestellten Prüfer abberufen.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Kreditinstitute, die einem genossenschaftlichen Prüfungsverband angehören oder durch die Prüfungsstelle eines Sparkassen- und Giroverbandes geprüft werden.
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Besondere Pflichten des Prüfers

(1) 1Bei der Prüfung des Jahresabschlusses sowie eines Zwischenabschlusses hat der Prüfer auch die wirtschaftlichen Verhältnisse des Instituts zu prüfen. 2Bei der Prüfung des Jahresabschlusses hat er insbesondere festzustellen, ob das Institut die folgenden Anzeigepflichten und Anforderungen erfüllt hat:

1.	die Anzeigepflichten nach den §§ 11, 12a, 14 Absatz 1 sowie nach der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in ihrer jeweils geltenden Fassung, nach den §§ 15, 24 und 24a jeweils auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 24 Absatz 4 Satz 1, nach § 24a auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 24a Absatz 5, sowie

2.	die Anforderungen

a)	nach den §§ 10a, 10c bis 10i jeweils auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5, nach den §§ 11, 13 bis 13c, 18, 18a, 25 Absatz 1 und 2, § 25a Absatz 1 Satz 3 jeweils auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 25 Absatz 3 und § 25a Absatz 5 auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 25a Absatz 6, nach § 25a Absatz 1 Satz 6 Nummer 1, Absatz 3, nach den §§ 25b, 25c Absatz 2 bis 4b, § 25d Absatz 3 bis 12, § 26a, nach den §§ 13 und 14 Absatz 1, jeweils auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 22, nach § 51a Absatz 1 auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 51a Absatz 1, nach § 51b Absatz 1 auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 51b Absatz 2 und nach § 51c Absatz 1,

b)	nach den §§ 17, 20, 23, 25 und 27 des Finanzkonglomerate-Aufsichtsgesetzes,

c)	nach Artikel 4 Absatz 1, 2 und 3 Unterabsatz 2, nach den Artikeln 4a und 9 Absatz 1 bis 4 sowie Artikel 11 Absatz 1 bis 10, 11 Unterabsatz 1 und Absatz 12 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012, 

d)	nach den Artikeln 92 bis 386 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 10 Absatz 1 Satz 1, nach den Artikeln 387 bis 403 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 13 Absatz 1 Satz 1, 

e)	nach Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 1, Artikel 5a Absatz 1 sowie nach den Artikeln 8b bis 8d der Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 in der jeweils geltenden Fassung, soweit es nicht nach § 29 Absatz 2 in Verbindung mit § 89 Absatz 1 Satz 1 des Wertpapierhandelsgesetzes geprüft wird,

f)	nach Artikel 9 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 sowie von der Europäischen Kommission erlassener darauf basierender technischer Regulierungs- und Durchführungsstandards,




g)	nach Artikel 4 Absatz 1 bis 5 und Artikel 15 der Verordnung (EU) 2015/2365 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 über die Transparenz von Wertpapierfinanzierungsgeschäften und der Weiterverwendung sowie zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 337 vom 23.12.2015, S. 1),

h)	nach den Artikeln 16, 23 Absatz 3 Satz 1, Absatz 5, 6 und 10, nach Artikel 28 Absatz 2 sowie nach Artikel 29 der Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 über Indizes, die bei Finanzinstrumenten und Finanzkontrakten als Referenzwert oder zur Messung der Weiterentwicklung eines Investmentfonds verwendet werden, und zur Änderung der Richtlinien 2008/48/EG und 2014/17/EU sowie der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 (ABl. L 171 vom 29.6.2016, S. 1),

i)	nach Artikel 28 Absatz 1 bis 3 der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 und

j)	nach den Artikeln 5 bis 9, 18 bis 26, 27 Absatz 1 und 4 sowie nach Artikel 43 Absatz 5 und 6 der Verordnung (EU) 2017/2402.

3Ist ein Institut nach § 2a Absatz 1 freigestellt, hat der Prüfer den Fortbestand der in Artikel 7 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung genannten Voraussetzungen zu prüfen. 4Ist ein Institut nach § 2a Absatz 3 freigestellt, hat der Prüfer den Fortbestand der in Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung genannten Voraussetzungen zu prüfen. 5Hat die Bundesanstalt nach § 30 gegenüber dem Institut Bestimmungen über den Inhalt der Prüfung getroffen, sind diese vom Prüfer zu berücksichtigen. 6Sofern dem haftenden Eigenkapital des Instituts nicht realisierte Reserven zugerechnet werden, hat der Prüfer bei der Prüfung des Jahresabschlusses auch zu prüfen, ob bei der Ermittlung dieser Reserven § 10 Abs. 4a bis 4c in der bis zum 31. Dezember 2013 geltenden Fassung beachtet worden ist. 7Bei einem Kreditinstitut, das aufgefordert wurde, einen Sanierungsplan nach § 12 des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes aufzustellen, hat der Prüfer auch zu prüfen, ob der Sanierungsplan die Voraussetzungen nach § 12 Absatz 1 sowie nach § 13 Absatz 1 bis 4 des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes erfüllt. 8Das Ergebnis ist in den Prüfungsbericht aufzunehmen.

(1a) 1Absatz 1 gilt hinsichtlich der Anforderungen nach Artikel 4 Absatz 1, 2 und 3 Unterabsatz 2, nach den Artikeln 4a und 9 Absatz 1 bis 4 sowie Artikel 11 Absatz 1 bis 10, 11 Unterabsatz 1 und Absatz 12 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 für die Prüfung des Jahresabschlusses von zentralen Gegenparteien mit der Maßgabe, dass der Prüfer zusätzlich zu prüfen hat, ob die Anforderungen nach Artikel 7 Absatz 1 bis 4, Artikel 8 Absatz 1 bis 4, den Artikeln 26, 29 und 33 bis 54 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 und nach Artikel 29 Absatz 2, den Artikeln 30 und 35 der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 sowie der gemäß diesen Artikeln erlassenen technischen Regulierungsstandards eingehalten sind. 2Satz 1 gilt entsprechend für den verkürzten Abschluss einer zentralen Gegenpartei, wenn ein solcher nach den gesetzlichen Vorgaben zu erstellen ist.

(1b) 1Bei der Prüfung des Jahresabschlusses eines Zentralverwahrers ist auch zu prüfen, ob die Anforderungen nach den Artikeln 6, 7, 26 bis 53, 54 Absatz 3 und nach Artikel 59 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 sowie nach den gemäß diesen Artikeln von der Europäischen Kommission erlassenen technischen Regulierungs- und Durchführungsstandards eingehalten sind. 2Bei der Prüfung des Jahresabschlusses eines Kreditinstituts, das von einem Zentralverwahrer nach Artikel 54 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 dazu benannt wurde, bankartige Nebendienstleistungen zu erbringen, ist zudem zu prüfen, ob die Anforderungen nach Artikel 54 Absatz 4 und Artikel 59 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 sowie nach den gemäß diesen Artikeln von der Europäischen Kommission erlassenen technischen Regulierungs- und Durchführungsstandards eingehalten sind. 3Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für den verkürzten Abschluss eines Zentralverwahrers, wenn ein solcher nach den gesetzlichen Vorgaben zu erstellen ist.

(2) 1Der Prüfer hat auch zu prüfen, ob das Institut seinen Verpflichtungen nach den §§ 24c und 25g Absatz 1 und 2, den §§ 25h bis 25m und dem Geldwäschegesetz nachgekommen ist; bei Kreditinstituten hat der Prüfer auch zu prüfen, ob das Kreditinstitut seinen Verpflichtungen nach der Verordnung (EG) Nr. 924/2009, der Verordnung (EU) Nr. 260/2012, der Verordnung (EU) 2015/847 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 über die Übermittlung von Angaben bei Geldtransfers und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 1781/2006 (ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 1) und dem Zahlungskontengesetz nachgekommen ist. 2Zudem hat er die Einhaltung der Mitteilungs- und Veröffentlichungspflichten und sonstigen Anforderungen der Artikel 5 bis 10 und 12 bis 14 der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. März 2012 über Leerverkäufe und bestimmte Aspekte von Credit Default Swaps (ABl. L 86 vom 24.03.2012, S. 1) zu prüfen. 3Bei Instituten, Zweigniederlassungen im Sinne des § 53b und Zweigstellen im Sinne des § 53, die das Depotgeschäft betreiben, hat er dieses Geschäft besonders zu prüfen, soweit es nicht nach § 89 Absatz 1 Satz 2 des Wertpapierhandelsgesetzes zu prüfen ist; diese Prüfung hat sich auch auf die Einhaltung des § 67a Absatz 3 und des § 67b, jeweils auch in Verbindung mit § 125 Absatz 1, 2 und 5 des Aktiengesetzes über Mitteilungspflichten und des § 135 des Aktiengesetzes über die Ausübung des Stimmrechts zu erstrecken. 4Bei Zentralverwahrern ist auch besonders zu prüfen, ob die Bestimmungen des Depotgesetzes sowie des § 67a Absatz 3, des § 67b, jeweils auch in Verbindung mit § 125 Absatz 1, 2 und 5 und des § 135 des Aktiengesetzes eingehalten werden. 5Bei Pfandbriefbanken im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 1 des Pfandbriefgesetzes ist die Einhaltung der organisatorischen Anforderungen an die Verfahren und Systeme aus § 4 Absatz 4, den §§ 5, 16, 24, 26d, 27, 27a sowie 28 des Pfandbriefgesetzes zu prüfen. 6Über die Prüfungen nach den Sätzen 1 bis 5 ist jeweils gesondert zu berichten; § 26 Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend.

(3) 1Der Prüfer hat unverzüglich der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank anzuzeigen, wenn ihm bei der Prüfung Tatsachen bekannt werden, welche die Einschränkung oder Versagung des Bestätigungsvermerkes rechtfertigen, die den Bestand des Instituts gefährden oder seine Entwicklung wesentlich beeinträchtigen können, die einen erheblichen Verstoß gegen die Vorschriften über die Zulassungsvoraussetzungen des Instituts oder die Ausübung einer Tätigkeit nach diesem Gesetz darstellen oder die schwerwiegende Verstöße der Geschäftsleiter gegen Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsvertrag erkennen lassen. 2Auf Verlangen der Bundesanstalt oder der Deutschen Bundesbank hat der Prüfer ihnen den Prüfungsbericht zu erläutern und sonstige bei der Prüfung bekannt gewordene Tatsachen mitzuteilen, die gegen eine ordnungsmäßige Durchführung der Geschäfte des Instituts sprechen. 3Die Anzeige-, Erläuterungs- und Mitteilungspflichten nach den Sätzen 1 und 2 bestehen auch in Bezug auf ein Unternehmen, das mit dem Institut in enger Verbindung steht, sofern dem Prüfer die Tatsachen im Rahmen der Prüfung des Instituts bekannt werden. 4Der Prüfer haftet nicht für die Richtigkeit von Tatsachen, die er nach diesem Absatz in gutem Glauben anzeigt.

(4) 1Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz und nach Anhörung der Deutschen Bundesbank durch Rechtsverordnung nähere Bestimmungen über

1.	den Gegenstand der Prüfung nach den Absätzen 1 bis 2,

2.	den Zeitpunkt ihrer Durchführung und

3.	den Inhalt der Prüfungsberichte

zu erlassen, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben der Bundesanstalt erforderlich ist, insbesondere um Missstände, welche die Sicherheit der einem Institut anvertrauten Vermögenswerte gefährden oder die ordnungsgemäße Durchführung der Bankgeschäfte oder Finanzdienstleistungen beeinträchtigen können, zu erkennen sowie einheitliche Unterlagen zur Beurteilung der von den Instituten durchgeführten Geschäfte zu erhalten. 2In der Rechtsverordnung kann bestimmt werden, dass die in den Absätzen 1 bis 3 geregelten Pflichten auch bei der Prüfung des Konzernabschlusses einer Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe oder gemischten Finanzholding-Gruppe oder eines Finanzkonglomerats einzuhalten sind; nähere Bestimmungen über den Gegenstand der Prüfung, den Zeitpunkt ihrer Durchführung und den Inhalt des Prüfungsberichts können dabei nach Maßgabe des Satzes 1 erlassen werden. 3Das Bundesministerium der Finanzen kann die Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt übertragen.
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Bestimmung von Prüfungsinhalten
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Befreiungen; Verordnungsermächtigung

(1) 1Das Bundesministerium der Finanzen kann nach Anhörung der Deutschen Bundesbank durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf,

1.	alle Institute oder Arten oder Gruppen von Instituten von der Pflicht zur Anzeige bestimmter Kredite und Tatbestände nach § 14 Abs. 1 sowie § 24 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 und 6 und Abs. 1a, Arten oder Gruppen von Instituten von der Pflicht zur Einreichung von Finanzinformationen nach § 25 oder von der Pflicht nach § 26 Abs. 1 Satz 2, den Jahresabschluß in einer Anlage zu erläutern, sowie Geschäftsleiter eines Instituts von der Pflicht zur Anzeige von Beteiligungen nach § 24 Abs. 3 Nr. 2 freistellen, wenn die Angaben für die Aufsicht ohne Bedeutung sind;

2.	Arten oder Gruppen von Instituten von der Einhaltung des § 26 freistellen, wenn die Eigenart des Geschäftsbetriebes dies rechtfertigt;

3.	alle Institute, die keine CRR-Institute sind, oder Arten oder Gruppen von Instituten, die keine CRR-Institute sind, von Pflichten zur Anzeige bestimmter Kredite und Tatbestände nach der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 freistellen.

2Das Bundesministerium der Finanzen kann diese Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt mit der Maßgabe übertragen, daß die Rechtsverordnung im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank ergeht.

(2) 1Die Bundesanstalt kann einzelne Institute von Verpflichtungen nach § 13 Abs. 1 und 2, § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 bis 11 und Abs. 2, § 24 Abs. 1 Nr. 1 bis 4, den §§ 25, 26 und 29 Abs. 2 Satz 2 sowie von der Verpflichtung nach § 15 Abs. 1 Satz 1, Kredite nur zu marktmäßigen Bedingungen zu gewähren, freistellen, wenn dies aus besonderen Gründen, insbesondere wegen der Art oder des Umfanges der betriebenen Geschäfte, angezeigt ist. 2Sie kann ferner Unternehmen, die ausschließlich Finanzdienstleistungen nach § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 9 oder Nummer 10 erbringen, von den Verpflichtungen nach § 25a Absatz 1 Satz 3 Nummer 3 Buchstabe c freistellen, wenn dies aus besonderen Gründen, insbesondere auf Grund der Institutsgröße, angezeigt ist. 3Die Freistellung kann auf Antrag des Instituts oder von Amts wegen erfolgen.

(3) Ein übergeordnetes Unternehmen nach § 10a hat der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank die Absicht mitzuteilen, Artikel 19 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung für ein Unternehmen in Anspruch zu nehmen; es hat außerdem einmal jährlich in einer Sammelanzeige mitzuteilen, welche Unternehmen es nach Artikel 19 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung von der Zusammenfassung nach § 12a Absatz 1 Satz 1, § 25 Absatz 2 und nach den Artikeln 11 bis 18 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung ausgenommen hat.

(4) (aufgehoben)

(5) (aufgehoben)

(6) (aufgehoben)
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Dritter Abschnitt

[bookmark: _Toc278450110][bookmark: _Toc36575253][bookmark: _Toc182891209][bookmark: _Toc182895332][bookmark: _Toc182895862][bookmark: _Toc182896220][bookmark: _Toc182896578][bookmark: _Toc182904034][bookmark: _Toc184003700][bookmark: _Toc184615881][bookmark: _Toc185051345][bookmark: _Toc185757342][bookmark: _Toc185757641][bookmark: _Toc185758278][bookmark: _Toc185758452][bookmark: _Toc185758626][bookmark: _Toc185759421][bookmark: _Toc185759594][bookmark: _Toc185759767][bookmark: _Toc185759940][bookmark: _Toc185760113][bookmark: _Toc185761729][bookmark: _Toc185761903][bookmark: _Toc185762076][bookmark: _Toc185762250][bookmark: _Toc186604210][bookmark: _Toc208638208][bookmark: _Toc208638457][bookmark: _Toc208719553][bookmark: _Toc208815059][bookmark: _Toc208815239][bookmark: _Toc208815599][bookmark: _Toc208815781][bookmark: _Toc208892277][bookmark: _Toc208892458][bookmark: _Toc218999245][bookmark: _Toc225578983][bookmark: _Toc226176808][bookmark: _Toc237318674][bookmark: _Toc237406466][bookmark: _Toc237407843][bookmark: _Toc256756185][bookmark: _Toc269993531][bookmark: _Toc269995968][bookmark: _Toc278444957]Vorschriften über die Beaufsichtigung der Institute
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Erlaubnis

(1) 1Wer im Inland gewerbsmäßig oder in einem Umfang, der einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordert, Bankgeschäfte betreiben oder Finanzdienstleistungen erbringen will, bedarf der schriftlichen Erlaubnis der Aufsichtsbehörde; die Bundesanstalt hat § 37 Absatz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes anzuwenden. 2Der Erlaubnisantrag muß enthalten 

1.	einen geeigneten Nachweis der zum Geschäftsbetrieb erforderlichen Mittel;

2.	die Angabe der Geschäftsleiter;

3.	die Angaben, die für die Beurteilung der Zuverlässigkeit der Antragsteller und der in § 1 Abs. 2 Satz 1 bezeichneten Personen erforderlich sind;

4.	die Angaben, die für die Beurteilung der zur Leitung des Instituts erforderlichen fachlichen Eignung der Inhaber und der in § 1 Abs. 2 Satz 1 bezeichneten Personen erforderlich sind;

4a.	die Angaben, die für die Beurteilung, ob die Geschäftsleiter über die zur Wahrnehmung ihrer Aufgabe ausreichende Zeit verfügen, erforderlich sind;

5.	einen tragfähigen Geschäftsplan, aus dem die Art der geplanten Geschäfte, der organisatorische Aufbau und die geplanten internen Kontrollverfahren des Instituts hervorgehen;

6.	sofern an dem Institut bedeutende Beteiligungen gehalten werden:

a)	die Angabe der Inhaber bedeutender Beteiligungen,

b)	die Höhe dieser Beteiligungen,

c)	die für die Beurteilung der Zuverlässigkeit dieser Inhaber oder gesetzlichen Vertreter oder persönlich haftenden Gesellschafter erforderlichen Angaben,

d)	sofern diese Inhaber Jahresabschlüsse aufzustellen haben: die Jahresabschlüsse der letzten drei Geschäftsjahre nebst Prüfungsberichten von unabhängigen Abschlußprüfern, sofern solche zu erstellen sind, und

e)	sofern diese Inhaber einem Konzern angehören: die Angabe der Konzernstruktur und, sofern solche Abschlüsse aufzustellen sind, die konsolidierten Konzernabschlüsse der letzten drei Geschäftsjahre nebst Prüfungsberichten von unabhängigen Abschlußprüfern, sofern solche zu erstellen sind;

6a.	sofern an dem Institut keine bedeutenden Beteiligungen gehalten werden, die maximal 20 größten Anteilseigner;

7.	die Angabe der Tatsachen, die auf eine enge Verbindung zwischen dem Institut und anderen natürlichen Personen oder anderen Unternehmen hinweisen;

8.	die Angabe der Mitglieder des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans nebst der zur Beurteilung ihrer Zuverlässigkeit und Sachkunde erforderlichen Tatsachen sowie Angaben, die für die Beurteilung erforderlich sind, ob sie der Wahrnehmung ihrer Aufgabe ausreichende Zeit widmen können.

3Die nach Satz 2 einzureichenden Anzeigen und vorzulegenden Unterlagen sind durch Rechtsverordnung nach § 24 Abs. 4 näher zu bestimmen. 4Die Pflichten nach Satz 2 Nr. 6 Buchstabe d und e bestehen nicht für Finanzdienstleistungsinstitute.

(1a) 1Wer neben einer Erlaubnis nach Absatz 1 und neben dem Betreiben von Bankgeschäften oder der Erbringung von Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 1 bis 5 und 11 auch Eigengeschäft betreiben will, bedarf auch hierfür der schriftlichen Erlaubnis der Bundesanstalt. 2Dies gilt unabhängig von dem Bestehen einer Erlaubnis nach Absatz 1 und von einem Betreiben von Bankgeschäften oder dem Erbringen von Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 1 bis 5 und 11 auch dann, wenn das Unternehmen das Eigengeschäft als Mitglied oder Teilnehmer eines organisierten Marktes oder eines multilateralen Handelssystems oder mit einem direkten elektronischen Zugang zu einem Handelsplatz oder mit Warenderivaten, Emissionszertifikaten oder Derivaten auf Emissionszertifikate betreibt. 3Einer schriftlichen Erlaubnis der Bundesanstalt bedarf es in den Fällen des Satzes 2 nicht, wenn

1.	das Eigengeschäft von einem Unternehmen, das keine Bankgeschäfte betreibt oder Finanzdienstleistungen erbringt, betrieben wird, um objektiv messbar die Risiken aus der Geschäftstätigkeit oder dem Liquiditäts- und Finanzmanagement des Unternehmens oder der Gruppe, dem das Unternehmen angehört, zu reduzieren,

2.	das Eigengeschäft mit Emissionszertifikaten von einem Betreiber im Sinne des § 3 Nummer 4 des Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes betrieben wird, der keine Bankgeschäfte betreibt und Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 1 bis 4 erbringt,

3.	das Eigengeschäft ausschließlich mit Warentermingeschäften, Emissionszertifikaten und Derivaten auf Emissionszertifikate betrieben wird und

a)	das Unternehmen nicht Teil einer Unternehmensgruppe ist, die in der Haupttätigkeit Bankgeschäfte betreibt oder Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 1 bis 4 erbringt,

b)	das Bankgeschäft des Unternehmens und der Gruppe im Verhältnis zu der sonstigen Tätigkeit des Unternehmens sowie der Gruppe auf individueller und aggregierter Basis eine Nebentätigkeit im Sinne des Artikels 1 der Delegierten Verordnung (EU) 2017/592 ist und

c)	das Unternehmen die Inanspruchnahme dieser Ausnahme der Bundesanstalt jährlich anzeigt. Für Zeitpunkt, Inhalt und Form der Anzeige und gegebenenfalls für die Führung eines öffentlichen Registers können nähere Bestimmungen in der Rechtsverordnung nach § 24 Absatz 4 erlassen werden; insbesondere kann dem Betreiber ein schreibender Zugriff auf die für dieses Unternehmen einzurichtende Seite des Registers eingeräumt und er mit der Verantwortung für die Richtigkeit und Aktualität der Seite belastet werden oder

4.	das Eigengeschäft als Mitglied einer Börse oder Teilnehmer eines Handelsplatzes von einem in einem Drittstaat ansässigen Unternehmen betrieben wird; dies gilt bis zu einer Entscheidung der Europäischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde über eine Eintragung des Unternehmens in das Register nach Artikel 48 der Verordnung (EU) Nr. 600/2014.

4Einer schriftlichen Erlaubnis der Bundesanstalt bedarf es auch, wenn ein Institut, dem eine Erlaubnis nach § 32 Absatz 1 Satz 1 erteilt wurde, eigene Finanzinstrumente vertreibt, soweit dies nicht ohnehin bereits als Betreiben eines Bankgeschäfts oder als Erbringen einer Finanzdienstleistung nach Absatz 1 Satz 1 oder als Betreiben des Eigengeschäfts nach Satz 1 unter Erlaubnisvorbehalt steht. 5Ein Unternehmen, das nach Satz 2 der schriftlichen Erlaubnis der Bundesanstalt bedarf, gilt als Finanzdienstleistungsinstitut. 6Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 und die Absätze 2, 4 und 5 sowie die §§ 33 bis 38 sind entsprechend anzuwenden.

(1b) Die Erlaubnis für das eingeschränkte Verwahrgeschäft im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 12 kann nur erteilt werden, wenn die Erlaubnis zur Erbringung mindestens einer Finanzdienstleistung im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 1 bis 4 oder zum Betreiben eines Bankgeschäfts im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2 vorliegt oder gleichzeitig erteilt wird; mit Erlöschen oder Aufhebung dieser Erlaubnis erlischt die Erlaubnis für das eingeschränkte Verwahrgeschäft.

(1c) 1Zentralverwahrer, die nach Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 zugelassen sind, benötigen für das Erbringen von Kerndienstleistungen im Sinne des Abschnitts A des Anhangs zur Verordnung (EU) Nr. 909/2014 und von nichtbankartigen Nebendienstleistungen im Sinne des Abschnitts B des Anhangs zur Verordnung (EU) Nr. 909/2014 sowie für das Betreiben von Bankgeschäften und das Erbringen von Finanzdienstleistungen, die zugleich Wertpapierdienstleistungen im Sinne des § 2 Absatz 8 des Wertpapierhandelsgesetzes sind, keine Erlaubnis nach Absatz 1 Satz 1, soweit das Betreiben dieser Bankgeschäfte oder das Erbringen dieser Finanzdienstleistungen von der Zulassung nach Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 umfasst ist. 2Satz 1 gilt für das Betreiben des Eigengeschäfts entsprechend.

(1d) Zentralverwahrer im Sinne des Artikels 54 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014, die eine Erlaubnis nach Absatz 1 Satz 1 zum Betreiben von Bankgeschäften nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und 2 haben, benötigen für das Erbringen von bankartigen Nebendienstleistungen im Sinne des Abschnitts C des Anhangs zur Verordnung (EU) Nr. 909/2014 keine weitere Erlaubnis nach Absatz 1 Satz 1 für das Betreiben von Bankgeschäften oder das Erbringen von Finanzdienstleistungen, soweit das Erbringen der bankartigen Nebendienstleistungen von der Genehmigung nach Artikel 54 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 umfasst ist.

(1e) Benannte Kreditinstitute im Sinne des Artikels 54 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014, die eine Erlaubnis nach Absatz 1 Satz 1 zum Betreiben von Bankgeschäften nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und 2 haben, benötigen für das Erbringen von bankartigen Nebendienstleistungen im Sinne des Abschnitts C des Anhangs zur Verordnung (EU) Nr. 909/2014 keine weitere Erlaubnis nach Absatz 1 Satz 1 für das Betreiben von Bankgeschäften oder das Erbringen von Finanzdienstleistungen, soweit das Erbringen der bankartigen Nebendienstleistungen von der Genehmigung nach Artikel 54 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 umfasst ist.

(1f) 1Wer im Inland gewerbsmäßig oder in einem Umfang, der einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordert, als Datenbereitstellungsdienst tätig werden will, bedarf der schriftlichen Erlaubnis der Bundesanstalt; die Bundesanstalt hat § 37 Absatz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes anzuwenden. 2Der Erlaubnisantrag muss enthalten:

1.	die Angabe der Geschäftsleiter;

2.	die Angaben, die für die Beurteilung der Zuverlässigkeit der Geschäftsleiter erforderlich sind;

3.	die Angaben, die für die Beurteilung der zur Leitung des Unternehmens erforderlichen fachlichen Eignung der in § 1 Absatz 2 Satz 1 bezeichneten Personen erforderlich sind;

4.	die Angaben, die für die Beurteilung, ob die Geschäftsleiter über die zur Wahrnehmung ihrer Aufgabe ausreichende Zeit verfügen, erforderlich sind;

5.	einen tragfähigen Geschäftsplan, aus dem die Art der geplanten Geschäfte, der organisatorische Aufbau und die geplanten internen Kontrollverfahren des Unternehmens hervorgehen;

6.	die Angabe der Mitglieder des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans nebst der zur Beurteilung ihrer Zuverlässigkeit und Sachkunde erforderlichen Tatsachen sowie Angaben, die für die Beurteilung erforderlich sind, ob sie der Wahrnehmung ihrer Aufgabe ausreichend Zeit widmen können.

3Das Nähere zu Inhalt und Form des Erlaubnisantrages regeln die technischen Regulierungs- und Durchführungsstandards gemäß Artikel 61 Absatz 4 und 5 der Richtlinie 2014/65/EU. 4Abweichend von den Sätzen 1 bis 3 ist Instituten und Trägern einer inländischen Börse, die eine Börse, ein multilaterales Handelssystem oder ein organisiertes Handelssystem betreiben, die Tätigkeit als Datenbereitstellungsdienst gestattet, sofern festgestellt wurde, dass sie den Anforderungen des Titels V der Richtlinie 2014/65/EU genügen. 5Diese Dienstleistungen sind in ihre Erlaubnis eingeschlossen.

(2) 1Die Bundesanstalt kann die Erlaubnis unter Auflagen erteilen, die sich im Rahmen des mit diesem Gesetz verfolgten Zweckes halten müssen. 2Sie kann die Erlaubnis auf einzelne Bankgeschäfte oder Finanzdienstleistungen beschränken.

(3) Vor Erteilung der Erlaubnis hat die Bundesanstalt die für das Institut in Betracht kommende Sicherungseinrichtung zu hören.

(3a) 1Mit der Erteilung der Erlaubnis ist dem Institut, sofern es den Vorschriften des Zweiten Abschnittes des Einlagensicherungsgesetzes oder nach § 8 Absatz 1 des Anlegerentschädigungsgesetzes beitragspflichtig ist, die Entschädigungseinrichtung mitzuteilen, der das Institut zugeordnet ist. 2Bezieht sich die Tätigkeit eines Wertpapierdienstleistungsunternehmens im Sinne des § 2 Absatz 10 des Wertpapierhandelsgesetzes auf strukturierte Einlagen im Sinne des Wertpapierhandelsgesetzes und wird die strukturierte Einlage von einem Kreditinstitut ausgegeben, das Mitglied eines Einlagensicherungssystems im Sinne des Einlagensicherungsgesetzes ist, so deckt das Einlagensicherungssystem des Kreditinstituts auch die von dem Kreditinstitut ausgegebenen strukturierten Einlagen ab.

(4) Die Bundesanstalt hat die Erteilung der Erlaubnis im Bundesanzeiger bekannt zu machen.

(5) 1Die Bundesanstalt hat auf ihrer Internetseite ein Institutsregister zu führen, in das sie alle inländischen Institute, denen eine Erlaubnis nach Absatz 1, auch in Verbindung mit § 53 Abs. 1 und 2, erteilt worden ist, mit dem Datum der Erteilung und dem Umfang der Erlaubnis und gegebenenfalls dem Datum des Erlöschens oder der Aufhebung der Erlaubnis einzutragen hat. 2Das Bundesministerium der Finanzen kann durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, nähere Bestimmungen zum Inhalt des Registers und den Mitwirkungspflichten der Institute bei der Führung des Registers erlassen.

(5a) 1Die Bundesanstalt führt auf ihrer Internetseite ein öffentlich zugängliches Register, in das sie alle Datenbereitstellungsdienste, denen eine Erlaubnis nach § 32 Absatz 1f erteilt worden ist, mit dem Datum der Erteilung und dem Umfang der Erlaubnis und gegebenenfalls dem Datum des Erlöschens oder der Aufhebung der Erlaubnis einträgt. 2Das Erlöschen oder die Aufhebung der Erlaubnis bleibt für einen Zeitraum von fünf Jahren ab der entsprechenden Entscheidung im Register eingetragen.

(6) 1Soweit einem Zahlungsinstitut eine Erlaubnis nach § 10 Absatz 1 Satz 1 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes oder einem E-Geld-Institut eine Erlaubnis nach § 11 Absatz 1 Satz 1 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes erteilt worden ist und dieses zusätzlich Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 9 erbringt, bedarf dieses Zahlungsinstitut oder E-Geld-Institut keiner Erlaubnis nach Absatz 1. 2Die Anzeigepflicht nach § 14 Abs. 1 ist zu erfüllen und § 14 Abs. 2 bis 4 anzuwenden.

(7) 1Auf den Beschlussentwurf der Bundesanstalt nach Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 sind die Absätze 1, 2 Satz 1 und Absatz 3 entsprechend anzuwenden. 2Die Aufgaben nach den Absätzen 3a bis 5 obliegen der Bundesanstalt unbeschadet davon, ob die Erlaubnis durch die Europäische Zentralbank oder die Bundesanstalt erteilt wird.
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Versagung der Erlaubnis

(1) 1Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn 

1.	die zum Geschäftsbetrieb erforderlichen Mittel, insbesondere ein ausreichendes Anfangskapital bestehend aus Bestandteilen des harten Kernkapitals gemäß Artikel 26 Absatz 1 Buchstabe a bis e der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 im Inland nicht zur Verfügung stehen; als Anfangskapital muß zur Verfügung stehen

a)	bei Anlageberatern, Anlagevermittlern, Abschlussvermittlern, Anlageverwaltern und Finanzportfolioverwaltern, Betreibern multilateraler oder organisierter Handelssysteme oder Unternehmen, die das Platzierungsgeschäft betreiben, die nicht befugt sind, sich bei der Erbringung von Finanzdienstleistungen Eigentum oder Besitz an Geldern oder Wertpapieren von Kunden zu verschaffen, und die nicht auf eigene Rechnung mit Finanzinstrumenten handeln, ein Betrag im Gegenwert von mindestens 50.000 Euro,

b)	bei anderen Finanzdienstleistungsinstituten, die nicht auf eigene Rechnung mit Finanzinstrumenten handeln, ein Betrag im Gegenwert von mindestens 125.000 Euro,

c)	bei Finanzdienstleistungsinstituten, die auf eigene Rechnung mit Finanzinstrumenten handeln, bei Finanzdienstleistungsinstituten, die das eingeschränkte Verwahrgeschäft im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 1 Nummer 12 erbringen, sowie bei Wertpapierhandelsbanken ein Betrag im Gegenwert von mindestens 730.000 Euro,

d)	bei CRR-Kreditinstituten ein Betrag im Gegenwert von mindestens fünf Millionen Euro,

e)	(aufgehoben)

f)	bei Anlageberatern, Anlagevermittlern und Abschlussvermittlern, die nicht befugt sind, sich bei der Erbringung von Finanzdienstleistungen Eigentum oder Besitz an Geldern oder Wertpapieren von Kunden zu verschaffen, und nicht auf eigene Rechnung mit Finanzinstrumenten handeln, ein Betrag von 25.000 Euro, wenn sie zusätzlich als Versicherungsvermittler nach der Richtlinie 2002/92/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Dezember 2002 über Versicherungsvermittler (ABl. EU Nr. L 9 S. 3) in ein Register eingetragen sind und die Anforderungen des Artikels 4 Abs. 3 der Richtlinie 2002/92/EG erfüllen,

g)	bei Unternehmen, die Eigengeschäfte auch an ausländischen Derivatemärkten und an Kassamärkten nur zur Absicherung dieser Positionen betreiben, das Finanzkommissionsgeschäft oder die Anlagevermittlung nur für andere Mitglieder dieser Märkte erbringen oder im Wege des Eigenhandels im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 4 Buchstabe a als Market Maker im Sinne des § 36 Absatz 5 des Wertpapierhandelsgesetzes Preise für andere Mitglieder dieser Märkte stellen, ein Betrag von 25.000 Euro, sofern für die Erfüllung der Verträge, die diese Unternehmen an diesen Märkten oder in diesen Handelssystemen schließen, Clearingmitglieder derselben Märkte oder Handelssysteme haften, und

h)	bei einem Unternehmen im Sinne des Absatzes 1 Nummer 4 des Artikels 4 der Verordnung (EU) 575/2013 („lokale Firma“), abweichend von Buchstabe c ein Betrag im Gegenwert von mindestens 50 000 Euro.

2.	Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, daß ein Antragsteller oder eine der in § 1 Abs. 2 Satz 1 bezeichneten Personen nicht zuverlässig ist;

3.	Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Inhaber einer bedeutenden Beteiligung oder, wenn er eine juristische Person ist, auch ein gesetzlicher oder satzungsmäßiger Vertreter, oder, wenn er eine Personenhandelsgesellschaft ist, auch ein Gesellschafter, nicht zuverlässig ist oder aus anderen Gründen nicht den im Interesse einer soliden und umsichtigen Führung des Instituts zu stellenden Ansprüchen genügt; 

4.	Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, daß der Inhaber oder eine der in § 1 Abs. 2 Satz 1 bezeichneten Personen nicht die zur Leitung des Instituts erforderliche fachliche Eignung hat und auch nicht eine andere Person nach § 25c Absatz 5 als Geschäftsleiter bezeichnet wird;

4a.	Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass ein Geschäftsleiter nicht über die zur Wahrnehmung seiner Aufgaben ausreichende Zeit verfügt;

4b.	Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass ein Geschäftsleiter gegen die Anforderungen des § 25c Absatz 2 verstößt;

4c.	das Institut im Fall der Erteilung der Erlaubnis Tochterunternehmen einer Finanzholding-Gesellschaft im Sinne des Artikel 4 Absatz 1 Nummer 20 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 oder einer gemischten Finanzholding-Gesellschaft im Sinne des Artikel 4 Absatz 1 Nummer 32 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 wird und Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass eine Person im Sinne des § 2d nicht zuverlässig ist oder nicht die zur Führung der Geschäfte der Finanzholding-Gesellschaft oder der gemischten Finanzholding-Gesellschaft erforderliche fachliche Eignung hat;

5.	ein Kreditinstitut oder ein Finanzdienstleistungsinstitut, das befugt ist, sich bei der Erbringung von Finanzdienstleistungen Eigentum oder Besitz an Geldern oder Wertpapieren von Kunden zu verschaffen, oder das gemäß einer Bescheinigung der Bundesanstalt nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes über die Zertifizierung von Altersvorsorgeverträgen befugt ist, Altersvorsorgeverträge anzubieten, nicht mindestens zwei Geschäftsleiter hat, die nicht nur ehrenamtlich für das Institut tätig sind;

6.	das Institut seine Hauptverwaltung und, soweit es sich um eine juristische Person und nicht um eine Zweigstelle im Sinne des § 53 handelt, seinen juristischen Sitz nicht im Inland hat;

7.	das Institut nicht bereit oder in der Lage ist, die erforderlichen organisatorischen Vorkehrungen zum ordnungsmäßigen Betreiben der Geschäfte, für die es die Erlaubnis beantragt, zu schaffen;

8.	der Antragsteller Tochterunternehmen eines ausländischen Kreditinstituts ist und die für dieses Kreditinstitut zuständige ausländische Aufsichtsbehörde der Gründung des Tochterunternehmens nicht zugestimmt hat.

2Einem Anlageberater oder Anlagevermittler, der nicht befugt ist, sich bei der Erbringung von Finanzdienstleistungen Eigentum oder Besitz an Geldern oder Wertpapieren von Kunden zu verschaffen, und der nicht auf eigene Rechnung mit Finanzinstrumenten handelt, ist die Erlaubnis nach Satz 1 Buchstabe a nicht zu versagen, wenn er anstelle des Anfangskapitals den Abschluß einer geeigneten Versicherung zum Schutz der Kunden, die eine Versicherungssumme von mindestens 1.000.000 Euro für jeden Versicherungsfall und eine Versicherungssumme von mindestens 1.500.000 Euro für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres vorsieht, nachweist. 3Satz 2 gilt für Anlageberater und Anlagevermittler, die zusätzlich als Versicherungsvermittler nach der Richtlinie 2002/92/EG in ein Register eingetragen sind und die Anforderungen des Artikels 4 Abs. 3 der Richtlinie 2002/92/EG erfüllen, mit der Maßgabe entsprechend, dass eine Versicherungssumme von mindestens 500.000 Euro für jeden Versicherungsfall und eine Versicherungssumme von mindestens 750.000 Euro vorgesehen ist. 4Einem Anlageberater oder Anlagevermittler nach den Sätzen 2 und 3 ist die Erlaubnis auch dann nicht zu versagen, wenn sie eine Kombination aus Anfangskapital und geeigneter Versicherung zum Schutz der Kunden nachweisen, sofern diese Kombination ein Deckungsniveau aufweist, das entweder dem Anfangskapital oder der in Satz 2 oder 3 genannten Versicherung gleichwertig ist. 5Bei Anlageberatern, Anlagevermittlern, Abschlussvermittlern, Anlageverwaltern oder Finanzportfolioverwaltern, die nicht befugt sind, sich bei der Erbringung von Finanzdienstleistungen Eigentum oder Besitz an Geldern oder Wertpapieren von Kunden zu verschaffen, gilt die Anlage von Eigenmitteln durch das Halten von Positionen in Finanzinstrumenten im Anlagebuch für die Zwecke der Solvenzaufsicht nicht als Handel für eigene Rechnung.

(1a) 1Die Erlaubnis für die Erbringung von Datenbereitstellungsdienstleistungen ist zu versagen, wenn

1.	Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass ein Geschäftsleiter nicht zuverlässig ist, nicht die zur Leitung des Unternehmens erforderliche fachliche Eignung hat oder nicht über die zur Wahrnehmung seiner Aufgaben ausreichende Zeit verfügt;

2.	das Unternehmen nicht bereit oder in der Lage ist, die erforderlichen organisatorischen Vorkehrungen zum ordnungsmäßigen Betreiben der Geschäfte, für die es die Erlaubnis beantragt, zu schaffen.

2Die Bundesanstalt kann die Erlaubnis auch versagen, wenn entgegen § 32 Absatz 1f Satz 2 der Antrag keine ausreichenden Angaben oder Unterlagen enthält.

(1b) Mit Zustimmung der Bundesanstalt im Einzelfall dürfen Anlagevermittlern, Abschlussvermittlern oder Finanzportfolioverwaltern, die nicht befugt sind, sich bei der Erbringung von Finanzdienstleistungen Eigentum oder Besitz an Geldern oder Wertpapieren von Kunden zu verschaffen und die nicht auf eigene Rechnung mit Finanzinstrumenten handeln, im Zusammenhang mit der Ausführung von Aufträgen über Finanzinstrumente von Kunden, diese Finanzinstrumente für eigene Rechnung zu halten, sofern

1.	die Positionen nur übernommen werden, weil das Finanzdienstleistungsinstitut nicht in der Lage ist, den Auftrag genau abdecken zu lassen,

2.	der Gesamtmarktwert sämtlicher solcher Positionen höchstens 15 Prozent des für das jeweilige Institut maßgeblichen Anfangskapitals beträgt,

3.	das Finanzdienstleistungsinstitut die Anforderungen der Artikel 92 bis 95 und des Teils 4 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 erfüllt und

4.	die Übernahme solcher Positionen nur ausnahmsweise und vorübergehend und nicht länger erfolgt, als dies für die Durchführung der betreffenden Transaktion unbedingt erforderlich ist.

(2) 1Die Bundesanstalt kann die Erlaubnis versagen, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass eine wirksame Aufsicht über das Institut beeinträchtigt wird. 2Dies ist insbesondere der Fall, wenn 

1.	das Institut mit anderen Personen oder Unternehmen in einen Unternehmensverbund eingebunden ist oder in einer engen Verbindung zu einem solchen steht, der durch die Struktur des Beteiligungsgeflechtes oder mangelhafte wirtschaftliche Transparenz eine wirksame Aufsicht über das Institut beeinträchtigt;

2.	eine wirksame Aufsicht über das Institut wegen der für solche Personen oder Unternehmen geltenden Rechts- oder Verwaltungsvorschriften eines Drittstaates beeinträchtigt wird;

3.	das Institut Tochterunternehmen eines Instituts mit Sitz in einem Drittstaat ist, das im Staat seines Sitzes oder seiner Hauptverwaltung nicht wirksam beaufsichtigt wird 
oder dessen zuständige Aufsichtsstelle zu einer befriedigenden Zusammenarbeit mit der Bundesanstalt nicht bereit ist.

3Die Bundesanstalt kann die Erlaubnis auch versagen, wenn entgegen § 32 Abs. 1 Satz 2 der Antrag keine ausreichenden Angaben oder Unterlagen enthält.

(3) Aus anderen als den in den Absätzen 1, 1a und 2 genannten Gründen darf die Erlaubnis nicht versagt werden.

(4) 1Die Bundesanstalt muss dem Antragsteller einer Erlaubnis binnen sechs Monaten nach Einreichung der vollständigen Unterlagen für einen Erlaubnisantrag nach § 32 Abs. 1 Satz 2 oder Absatz 1f mitteilen, ob eine Erlaubnis erteilt oder versagt wird. 2Liegen innerhalb von zwölf Monaten ab Eingang des Antrags bei der Bundesanstalt trotz Aufforderung der Bundesanstalt, den Antrag innerhalb eines Monats zu vervollständigen, keine ausreichenden Angaben oder Unterlagen vor, die es der Bundesanstalt ermöglichen, über den Antrag zu befinden, ist der Antrag abzulehnen.

[bookmark: BJNR008810961BJNE010908377][bookmark: _Toc278450116][bookmark: _Toc36575257][bookmark: _Toc278450117]§ 33a
Aussetzung oder Beschränkung der Erlaubnis bei Unternehmen mit Sitz außerhalb der Europäischen Union

1Die Aufsichtsbehörde hat die Entscheidung über einen Antrag auf Erlaubnis von Unternehmen mit Sitz außerhalb der Europäischen Union oder von Tochterunternehmen dieser Unternehmen auszusetzen oder die Erlaubnis zu beschränken, wenn ein entsprechender Beschluß des Rates oder der Europäischen Kommission vorliegt, der nach Artikel 147 der Richtlinie 2013/36/EU zustande gekommen ist. 2Die Aussetzung oder Beschränkung darf drei Monate vom Zeitpunkt des Beschlusses an nicht überschreiten. 3Die Sätze 1 und 2 gelten auch für nach dem Zeitpunkt des Beschlusses eingereichte Anträge auf Erlaubnis. 4Beschließt der Rat die Verlängerung der Frist nach Satz 2, so hat die Aufsichtsbehörde diese Fristverlängerung zu beachten und die Aussetzung oder Beschränkung entsprechend zu verlängern.

[bookmark: BJNR008810961BJNE011009377][bookmark: _Toc278450118][bookmark: _Toc36575258][bookmark: _Toc278450119]§ 33b
Anhörung der zuständigen Stellen eines anderen Staates des Europäischen Wirtschaftsraums

1Soll eine Erlaubnis für das Betreiben von Bankgeschäften nach § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1, 2, 4 oder 10 oder für das Erbringen von Finanzdienstleistungen nach § 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 1 bis 4 einem Unternehmen erteilt werden, das 

1.	Tochter- oder Schwesterunternehmen eines CRR-Instituts, eines Wertpapierhandelsunternehmens, eines Börsenbetreibers oder eines Erstversicherungsunternehmens ist und dessen Mutterunternehmen in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums zugelassen ist oder

2.	durch dieselben natürlichen Personen oder Unternehmen kontrolliert wird, die ein CRR-Institut, ein Wertpapierhandelsunternehmen, ein Börsenbetreiber oder ein Erstversicherungsunternehmen mit Sitz in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums kontrollieren,

hat die Aufsichtsbehörde vor Erteilung der Erlaubnis die zuständigen Stellen des Herkunftsmitgliedstaates anzuhören. 2Die Anhörung erstreckt sich insbesondere auf die Angaben, die für die Beurteilung der Zuverlässigkeit und fachlichen Eignung der in § 1 Abs. 2 Satz 1 genannten Personen sowie für die Beurteilung der Zuverlässigkeit der Inhaber einer bedeutenden Beteiligung an Unternehmen derselben Gruppe mit Sitz in dem betreffenden Staat des Europäischen Wirtschaftsraums erforderlich sind.

[bookmark: BJNR008810961BJNE006706377][bookmark: _Toc278450120]


[bookmark: _Toc36575259][bookmark: _Toc278450121]§ 34
Stellvertretung und Fortführung bei Todesfall

(1) § 45 der Gewerbeordnung findet auf Institute keine Anwendung.

(2) 1Nach dem Tode des Inhabers der Erlaubnis darf ein Institut durch zwei Stellvertreter ohne Erlaubnis für die Erben bis zur Dauer eines Jahres fortgeführt werden. 2Die Stellvertreter sind unverzüglich nach dem Todesfall zu bestimmen; sie gelten als Geschäftsleiter. 3Ist ein Stellvertreter nicht zuverlässig oder hat er nicht die erforderliche fachliche Eignung, kann die Aufsichtsbehörde die Fortführung der Geschäfte untersagen. 4Sie kann die Frist nach Satz 1 aus besonderen Gründen verlängern. 5Für Finanzdienstleistungsinstitute, die nicht befugt sind, sich bei der Erbringung von Finanzdienstleistungen Eigentum oder Besitz an Geldern oder Wertpapieren von Kunden zu verschaffen, genügt ein Stellvertreter.

[bookmark: BJNR008810961BJNE006811377][bookmark: _Toc278450122][bookmark: _Toc36575260][bookmark: _Toc278450123]§ 35
Erlöschen und Aufhebung der Erlaubnis

(1) 1Die Erlaubnis erlischt, wenn von ihr nicht innerhalb eines Jahres seit ihrer Erteilung Gebrauch gemacht wird. 2Die Erlaubnis erlischt auch, wenn das CRR-Kreditinstitut nach § 41 des Einlagensicherungsgesetzes von der gesetzlichen Entschädigungseinrichtung oder nach § 11 des Anlegerentschädigungsgesetzes von der Entschädigungseinrichtung ausgeschlossen worden ist oder die Bundesanstalt nach § 47 Absatz 3 Satz 1 des Einlagensicherungsgesetzes festgestellt hat, dass die Zugehörigkeit des Instituts zu einem Einlagensicherungssystem nicht gegeben ist. 3Satz 2 gilt nicht, soweit die Europäische Zentralbank Aufsichtsbehörde ist. 4In diesem Fall legt die Bundesanstalt der Europäischen Zentralbank einen Beschlussentwurf nach Artikel 14 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 vor. 5Die Erlaubnis für das Betreiben von Bankgeschäften im Sinne des § 1 Satz 2 Nummer 12 erlischt auch dann, wenn die Zulassung der zentralen Gegenpartei nach Artikel 14 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 zur Erbringung von Clearingdienstleistungen durch die Bundesanstalt abgelehnt wurde und die Ablehnung bestandskräftig ist.

(2) Die Aufsichtsbehörde kann die Erlaubnis außer nach den Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes aufheben, wenn 

1.	der Geschäftsbetrieb, auf den sich die Erlaubnis bezieht, seit mehr als sechs Monaten nicht mehr ausgeübt worden ist;

2.	ein Kreditinstitut in der Rechtsform des Einzelkaufmanns betrieben wird;

3.	ihr Tatsachen bekannt werden, welche die Versagung der Erlaubnis nach § 33 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 8, Absatz 1a oder Absatz 2 Nummer 1 bis 3 rechtfertigen würden;




4.	Gefahr für die Erfüllung der Verpflichtungen des Instituts gegenüber seinen Gläubigern, insbesondere für die Sicherheit der dem Institut anvertrauten Vermögenswerte, besteht und die Gefahr nicht durch andere Maßnahmen nach diesem Gesetz abgewendet werden kann; eine Gefahr für die Sicherheit der dem Institut anvertrauten Vermögenswerte besteht auch

a)	bei einem Verlust in Höhe der Hälfte der nach Artikel 72 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung maßgebenden Eigenmittel oder

b)	bei einem Verlust in Höhe von jeweils mehr als 10 vom Hundert der nach Artikel 72 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung maßgebenden Eigenmittel in mindestens drei aufeinanderfolgenden Geschäftsjahren;

5.	(aufgehoben)

6.	das Institut nachhaltig gegen Bestimmungen dieses Gesetzes, des Geldwäschegesetzes, des Wertpapierhandelsgesetzes, der Verordnung (EU) 2015/847 oder die zur Durchführung dieser Gesetze erlassenen Verordnungen oder Anordnungen verstoßen hat;

7.	das Institut nachhaltig gegen die Artikel 14, 15, 16 Absatz 1 oder Absatz 2, Artikel 17 Absatz 1, 2, 4, 5 oder 8, Artikel 18 Absatz 1 bis 6, Artikel 19 Absatz 1 bis 3, 5 bis 7 oder 11 oder Artikel 20 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 oder sich auf diese Bestimmungen beziehende Anordnungen der Bundesanstalt verstoßen hat;

8.	die in den Artikeln 92 bis 403 sowie 411 bis 428 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 niedergelegten aufsichtlichen Anforderungen nicht mehr erfüllt sind;

9.	das Institut als Gegenpartei von Wertpapierfinanzierungsgeschäften nachhaltig gegen die Pflichten und Anforderungen von Artikel 4 oder 15 der Verordnung (EU) 2015/2365 oder sich auf diese Bestimmungen beziehende Anordnungen der Bundesanstalt verstoßen hat oder

10.	das Institut nachhaltig gegen Artikel 7 Absatz 1 Satz 3 oder Artikel 11 Absatz 1 Satz 3 der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 oder sich auf diese Bestimmungen beziehende Anordnungen der Bundesanstalt verstoßen hat.

(2a) 1Die Erlaubnis soll durch die Aufsichtsbehörde aufgehoben werden, wenn über das Institut ein Insolvenzverfahren eröffnet oder die Auflösung des Instituts beschlossen worden ist. 2Der Wegfall der Erlaubnis hindert die für die Liquidation zuständigen Personen nicht daran, bestimmte Tätigkeiten des Instituts weiter zu betreiben, soweit dies für Zwecke des Insolvenz- oder Liquidationsverfahrens erforderlich oder angezeigt ist.

(2b) Ist die Europäische Zentralbank Aufsichtsbehörde, kann die Bundesanstalt ihr nach Maßgabe der Absätze 2 und 2a Beschlussentwürfe nach Artikel 14 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 vorlegen.

(3) § 48 Abs. 4 Satz 1 und § 49 Abs. 2 Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes über die Jahresfrist sind nicht anzuwenden.

(4) Wird die Erlaubnis eines Instituts zum Betreiben von Bankgeschäften oder Erbringen von Finanzdienstleistungen aufgehoben, unterrichtet die Aufsichtsbehörde unverzüglich die zuständigen Stellen der anderen Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums, in denen das Institut Zweigniederlassungen errichtet hat oder im Wege des grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehrs tätig gewesen ist.

[bookmark: BJNR008810961BJNE006908377][bookmark: _Toc278450124][bookmark: _Toc36575261][bookmark: _Toc278450125]§ 36
Maßnahmen gegen Geschäftsleiter und Mitglieder 
des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans

(1) 1In den Fällen des § 35 Abs. 2 Nr. 3, 4 und 6 kann die Bundesanstalt, statt die Erlaubnis aufzuheben, die Abberufung der verantwortlichen Geschäftsleiter verlangen und diesen Geschäftsleitern auch die Ausübung ihrer Tätigkeit bei Instituten oder Unternehmen in der Rechtsform einer juristischen Person untersagen. 2Für die Zwecke des Satzes 1 ist § 35 Abs. 2 Nr. 4 mit der Maßgabe anzuwenden, dass bei der Berechnung der Höhe des Verlustes Bilanzierungshilfen, mittels derer ein Verlustausweis vermindert oder vermieden wird, nicht berücksichtigt werden. 3Im Falle eines Verstoßes gegen die §§ 25i, 25k oder 25m oder gegen die Verordnung (EU) 2015/847 kann die Bundesanstalt den dafür verantwortlichen Geschäftsleitern auch die Ausübung ihrer Tätigkeit bei Verpflichteten nach § 2 Absatz 1 des Geldwäschegesetzes untersagen.

(1a) 1In den Fällen des Artikels 20 Absatz 1 Buchstabe b bis d der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 kann die Bundesanstalt, statt die Erlaubnis aufzuheben, die Abberufung der verantwortlichen Geschäftsleiter verlangen und diesen Geschäftsleitern auch die Ausübung ihrer Tätigkeit bei Instituten in der Rechtsform einer juristischen Person untersagen. 2Die Bundesanstalt kann eine Abberufung auch verlangen, wenn die Voraussetzungen des Artikels 27 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 nicht gegeben sind oder die Voraussetzungen des Artikels 31 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 vorliegen.

(1b) 1In den Fällen des Artikels 20 Absatz 1 Buchstabe b bis d oder des Artikels 57 Absatz 1 Buchstabe b bis d der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 kann die Bundesanstalt, statt die Zulassung nach Artikel 20 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 oder die Genehmigung nach Artikel 57 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 zu entziehen, die Abberufung der verantwortlichen Geschäftsleiter verlangen und diesen Geschäftsleitern auch die Ausübung ihrer Tätigkeit bei Instituten in der Rechtsform einer juristischen Person untersagen. 2Die Bundesanstalt kann eine Abberufung auch dann verlangen, wenn die Voraussetzungen des Artikels 27 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 nicht gegeben sind.

(2) Die Bundesanstalt kann die Abberufung eines Geschäftsleiters auch verlangen und diesem Geschäftsleiter auch die Ausübung seiner Tätigkeit bei Instituten oder Unternehmen in der Rechtsform einer juristischen Person untersagen, wenn dieser vorsätzlich oder leichtfertig gegen die Bestimmungen dieses Gesetzes, der Verordnung (EU) Nr. 575/2013, der Verordnung (EU) Nr. 648/2012, der Verordnung (EU) Nr. 596/2014, der Verordnung (EU) Nr. 600/2014, der Verordnung (EU) Nr. 909/2014, der Verordnung (EU) 2015/2365, der Verordnung (EU) 2016/1011, des Gesetzes über Bausparkassen, des Depotgesetzes, des Geldwäschegesetzes, des Kapitalanlagegesetzbuchs, des Pfandbriefgesetzes, des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes oder des Wertpapierhandelsgesetzes, gegen die Artikel 6, 7, 9, 18 bis 26 oder 27 Absatz 1 oder 4 der Verordnung (EU) 2017/2402, gegen die zur Durchführung dieser Gesetze erlassenen Verordnungen, die zur Durchführung der Richtlinie 2013/36/EU und der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 erlassenen Rechtsakte, die zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012, der Verordnung (EU) Nr. 596/2014, der Verordnung (EU) Nr. 600/2014, der Verordnung (EU) Nr. 909/2014, der Verordnung (EU) 2015/2365, der Verordnung (EU) 2016/1011 oder der Verordnung (EU) 2017/2402 erlassenen Rechtsakte oder gegen Anordnungen der Bundesanstalt verstoßen hat und trotz Verwarnung durch die Bundesanstalt dieses Verhalten fortsetzt.

(3) 1Die Bundesanstalt kann von den in § 25d Absatz 3 Satz 1 und 2 sowie § 25d Absatz 3a Satz 1 genannten Unternehmen die Abberufung einer der in § 25d Absatz 3 Satz 1 und 2 sowie § 25d Absatz 3a Satz 1 bezeichneten Person verlangen und einer solchen Person die Ausübung ihrer Tätigkeit untersagen, wenn

1.	Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass die Person nicht zuverlässig ist, 

2.	Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass die Person nicht die erforderliche Sachkunde besitzt,

3.	Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass die Person der Wahrnehmung ihrer Aufgaben nicht ausreichend Zeit widmet,

4.	der Person wesentliche Verstöße des Unternehmens gegen die Grundsätze einer ordnungsgemäßen Geschäftsführung wegen sorgfaltswidriger Ausübung ihrer Überwachungs- und Kontrollfunktion verborgen geblieben sind und sie dieses sorgfaltswidrige Verhalten trotz Verwarnung durch die Bundesanstalt fortsetzt, 

5.	die Person nicht alles Erforderliche zur Beseitigung festgestellter Verstöße veranlasst hat und dies trotz Verwarnung durch die Bundesanstalt auch weiterhin unterlässt,

6.	die Person bereits Geschäftsleiter desselben Unternehmens ist,

7.	die Person Geschäftsleiter desselben Unternehmens war und bereits zwei ehemalige Geschäftsleiter des Unternehmens Mitglied des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans sind,

8.	die nach § 25d Absatz 3 Satz 1 oder Satz 2 bezeichnete Person mehr als vier Kontrollmandate ausübt und die Bundesanstalt ihr nicht die Ausübung weiterer Mandate gestattet hat,

9.	die nach § 25d Absatz 3 Satz 1 oder Satz 2 bezeichnete Person mehr als eine Geschäftsleiter- und zwei Aufsichtsfunktionen ausübt und die Bundesanstalt ihr nicht die Ausübung weiterer Mandate gestattet hat oder

10.	die nach § 25d Absatz 3a Satz 1 bezeichnete Person mehr als fünf Kontrollmandate bei unter der Aufsicht der Bundesanstalt stehenden Unternehmen ausübt.

2Bei Instituten, die auf Grund ihrer Rechtsform einer besonderen Rechtsaufsicht unterliegen, erfolgt eine Maßnahme nach Satz 1 erst nach Anhörung der zuständigen Behörde für die Rechtsaufsicht über diese Institute. 3Soweit das Gericht auf Antrag des Aufsichtsrats ein Aufsichtsratsmitglied abzuberufen hat, kann dieser Antrag bei Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 1 Nummer 1 bis 10 auch von der Bundesanstalt gestellt werden, wenn der Aufsichtsrat dem Abberufungsverlangen der Aufsichtsbehörde nicht nachgekommen ist. 4Die Abberufung von Arbeitnehmervertretern im Aufsichtsrat erfolgt allein nach den Vorschriften der Mitbestimmungsgesetze.

(4) 1Die Bundesanstalt kann von den in § 25d Absatz 13 genannten Unternehmen die Abberufung eines Mitglieds des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans verlangen und einer solchen Person die Ausübung ihrer Tätigkeit untersagen, wenn

1.	Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass die Person nicht zuverlässig ist,

2.	Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass die Person nicht die erforderliche Sachkunde besitzt,

3.	Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass die Person der Wahrnehmung ihrer Aufgaben nicht ausreichend Zeit widmet,

4.	der Person wesentliche Verstöße des Unternehmens gegen die Grundsätze einer ordnungsgemäßen Geschäftsführung wegen sorgfaltswidriger Ausübung ihrer Überwachungs- und Kontrollfunktion verborgen geblieben sind und sie dieses sorgfaltswidrige Verhalten trotz Verwarnung durch die Bundesanstalt fortsetzt oder

5.	die Person nicht alles Erforderliche zur Beseitigung festgestellter Verstöße veranlasst hat und dies trotz Verwarnung durch die Bundesanstalt auch weiterhin unterlässt.

2Soweit das Gericht auf Antrag des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans ein Mitglied des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans abzuberufen hat, kann dieser Antrag bei Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 1 auch von der Bundesanstalt gestellt werden, wenn das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan dem Abberufungsverlangen der Bundesanstalt nicht nachgekommen ist. 3Die Abberufung von Arbeitnehmervertretern im Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan erfolgt allein nach den Vorschriften der Mitbestimmungsgesetze.

[bookmark: _Toc36575262]§ 36a
Tätigkeitsverbot für natürliche Personen

(1) 1In den Fällen des § 35 Absatz 2 Nummer 7, 9 oder 10 kann die Aufsichtsbehörde auch einer für den Verstoß verantwortlichen natürlichen Person, die zum Zeitpunkt des Verstoßes nicht Geschäftsleiter ist, vorübergehend für einen Zeitraum von bis zu zwei Jahren eine künftige Tätigkeit als Geschäftsleiter bei einem Institut in der Rechtsform einer juristischen Person untersagen. 2Begeht eine natürliche Person im Sinne des Satzes 1 in den Fällen des § 35 Absatz 2 Nummer 7, 9 oder 10 wiederholt schwere Verstöße oder verstößt sie wiederholt gegen Artikel 14 oder Artikel 15 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 oder Artikel 4 oder Artikel 15 der Verordnung (EU) 2015/2365, kann ihr die Aufsichtsbehörde eine künftige Tätigkeit als Geschäftsleiter bei einem Institut in der Rechtsform einer juristischen Person dauerhaft untersagen. 3§ 36 Absatz 1 und 2 bleibt unberührt. 4Im Falle eines Verstoßes gegen die §§ 25i, 25k oder 25m oder gegen die Verordnung (EU) 2015/847 kann die Aufsichtsbehörde auch einer für den Verstoß verantwortlichen natürlichen Person, die zum Zeitpunkt des Verstoßes nicht Geschäftsleiter war, vorübergehend für einen Zeitraum von bis zu zwei Jahren eine künftige Tätigkeit als Geschäftsleiter bei Verpflichteten nach § 2 Absatz 1 des Geldwäschegesetzes untersagen.

(2) In den Fällen des Artikels 20 Absatz 1 Buchstabe b bis d oder des Artikels 57 Absatz 1 Buchstabe b bis d der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 kann die Aufsichtsbehörde auch einer für den Verstoß verantwortlichen natürlichen Person, die zum Zeitpunkt des Verstoßes nicht Geschäftsleiter ist, vorübergehend für einen Zeitraum von bis zu zwei Jahren oder bei wiederholten schweren Verstößen dauerhaft eine künftige Tätigkeit als Geschäftsleiter in dem Institut untersagen.

(3) In den Fällen des § 48 Absatz 1 kann die Aufsichtsbehörde einer für den Verstoß verantwortlichen natürlichen Person, die zum Zeitpunkt des Verstoßes nicht Geschäftsleiter eines Instituts war, vorübergehend bis zu einem Zeitraum von zwei Jahren eine künftige Tätigkeit als Geschäftsleiter bei einem Originator, Sponsor, einer Verbriefungszweckgesellschaft oder einem Institut untersagen.

[bookmark: BJNR008810961BJNE007007377][bookmark: _Toc278444959][bookmark: _Toc36575263]§ 37
Einschreiten gegen unerlaubte oder verbotene Geschäfte

(1) 1Die Bundesanstalt kann die sofortige Einstellung des Geschäftsbetriebs und die unverzügliche Abwicklung dieser Geschäfte gegenüber dem Unternehmen und den Mitgliedern seiner Organe anordnen, wenn

1.	ohne die nach § 32 erforderliche Erlaubnis Bankgeschäfte betrieben oder Finanzdienstleistungen erbracht werden,

2.	ohne die nach Artikel 14 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 erforderliche Zulassung als zentrale Gegenpartei Clearingdienstleistungen erbracht werden,

3.	ohne die nach Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 erforderliche Zulassung die Tätigkeit als Zentralverwahrer ausgeübt wird,

4.	ohne die nach Artikel 25 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 erforderliche Anerkennung die in Abschnitt A des Anhangs zur Verordnung (EU) Nr. 909/2014 genannten Kerndienstleistungen erbracht werden oder

5.	nach § 3 verbotene Geschäfte betrieben werden.

2Sie kann für die Abwicklung Weisungen erlassen und eine geeignete Person als Abwickler bestellen. 3Sie kann ihre Maßnahmen nach den Sätzen 1 und 2 bekanntmachen. 4Die Befugnisse der Bundesanstalt nach den Sätzen 1 bis 3 bestehen auch gegenüber dem Unternehmen, das in die Anbahnung, den Abschluss oder die Abwicklung dieser Geschäfte einbezogen ist.

(1a) Ordnet die Bundesanstalt die Einstellung des Geschäftsbetriebs oder die Abwicklung der unerlaubten Geschäfte an, so stehen ihr bei juristischen Personen und Personenhandelsgesellschaften auch die in § 38 Absatz 1 und 2 genannten Rechte zu; Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.

(2) Der Abwickler ist zum Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Unternehmens berechtigt.

(3) 1Der Abwickler erhält von der Bundesanstalt eine angemessene Vergütung und den Ersatz seiner Aufwendungen. 2Die gezahlten Beträge sind der Bundesanstalt von dem Unternehmen gesondert zu erstatten und auf Verlangen der Bundesanstalt vorzuschießen. 3Die Bundesanstalt kann das betroffene Unternehmen anweisen, den von der Bundesanstalt festgesetzten Betrag im Namen der Bundesanstalt unmittelbar an den Abwickler zu leisten, wenn dadurch keine Beeinflussung der Unabhängigkeit des Abwicklers zu besorgen ist.

[bookmark: BJNR008810961BJNE007107377][bookmark: _Toc278444960][bookmark: _Toc36575264]§ 38
Folgen der Aufhebung und des Erlöschens der Erlaubnis, Maßnahmen bei 
der Abwicklung

(1) 1Hebt die Aufsichtsbehörde die Erlaubnis auf oder erlischt die Erlaubnis, so kann die Bundesanstalt bei juristischen Personen und Personenhandelsgesellschaften bestimmen, dass das Institut abzuwickeln ist. 2Ihre Entscheidung wirkt wie ein Auflösungsbeschluß. 3Sie ist dem Registergericht mitzuteilen und von diesem in das Handels- oder Genossenschaftsregister einzutragen.

(2) 1Die Bundesanstalt kann für die Abwicklung eines Instituts oder seiner Bankgeschäfte und Finanzdienstleistungen Weisungen erlassen. 2Das Gericht hat auf Antrag der Bundesanstalt Abwickler zu bestellen, wenn die sonst zur Abwicklung der Bankgeschäfte und Finanzdienstleistungen berufenen Personen keine Gewähr für die ordnungsmäßige Abwicklung bieten. 3Besteht eine Zuständigkeit des Gericht nicht, bestellt die Bundesanstalt den Abwickler.

(2a) 1Der Abwickler erhält von der Bundesanstalt eine angemessene Vergütung und den Ersatz seiner Aufwendungen. 2Die gezahlten Beträge sind der Bundesanstalt von der betroffenen juristischen Person oder Personenhandelsgesellschaft gesondert zu erstatten und auf Verlangen der Bundesanstalt vorzuschießen. 3Die Bundesanstalt kann die betroffene juristische Person oder Personenhandelsgesellschaft anweisen, den von der Bundesanstalt festgesetzten Betrag im Namen der Bundesanstalt unmittelbar an den Abwickler zu leisten, wenn dadurch keine Beeinflussung der Unabhängigkeit des Abwicklers zu besorgen ist.




(3) 1Die Bundesanstalt hat die Aufhebung oder das Erlöschen der Erlaubnis im Bundesanzeiger bekannt zu machen. 2Sie hat die zuständigen Stellen der anderen Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums zu unterrichten, in denen das Institut Zweigniederlassungen errichtet hat oder im Wege des grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehrs tätig gewesen ist.

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für juristische Personen des öffentlichen Rechts.

[bookmark: _Toc278444961][bookmark: _Toc278450126][bookmark: BJNR008810961BJNG001505377]

[bookmark: _Toc36575265]2.	Bezeichnungsschutz

[bookmark: BJNR008810961BJNE007207377][bookmark: _Toc278444962][bookmark: _Toc36575266]§ 39
Bezeichnungen "Bank" und "Bankier"

(1) Die Bezeichnung "Bank", "Bankier" oder eine Bezeichnung, in der das Wort "Bank" oder "Bankier" enthalten ist, dürfen, soweit durch Gesetz nichts anderes bestimmt ist, in der Firma, als Zusatz zur Firma, zur Bezeichnung des Geschäftszwecks oder zu Werbezwecken nur führen 

1.	Kreditinstitute, die eine Erlaubnis nach § 32 besitzen, oder Zweigniederlassungen von Unternehmen nach § 53b Abs. 1 Satz 1 und 2 oder Abs. 7;

2.	andere Unternehmen, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes eine solche Bezeichnung nach den bisherigen Vorschriften befugt geführt haben.

(2) Die Bezeichnung "Volksbank" oder eine Bezeichnung, in der das Wort "Volksbank" enthalten ist, dürfen nur Kreditinstitute neu aufnehmen, die in der Rechtsform einer eingetragenen Genossenschaft betrieben werden und einem Prüfungsverband angehören.

(3) Die Bundesanstalt kann bei Erteilung der Erlaubnis bestimmen, daß die in Absatz 1 genannten Bezeichnungen nicht geführt werden dürfen, wenn Art oder Umfang der Geschäfte des Kreditinstituts nach der Verkehrsanschauung die Führung einer solchen Bezeichnung nicht rechtfertigen.

[bookmark: BJNR008810961BJNE007305377][bookmark: _Toc278444963][bookmark: _Toc36575267]§ 40
Bezeichnung "Sparkasse"

(1) Die Bezeichnung "Sparkasse" oder eine Bezeichnung, in der das Wort "Sparkasse" enthalten ist, dürfen in der Firma, als Zusatz zur Firma, zur Bezeichnung des Geschäftszwecks oder zu Werbezwecken nur führen 

1.	öffentlich-rechtliche Sparkassen, die eine Erlaubnis nach § 32 besitzen;

2.	andere Unternehmen, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes eine solche Bezeichnung nach den bisherigen Vorschriften befugt geführt haben;

3.	Unternehmen, die durch Umwandlung der in Nummer 2 bezeichneten Unternehmen neu gegründet werden, solange sie auf Grund ihrer Satzung besondere Merkmale, insbesondere eine am Gemeinwohl orientierte Aufgabenstellung und eine Beschränkung der wesentlichen Geschäftstätigkeit auf den Wirtschaftsraum, in dem das Unternehmen seinen Sitz hat, in dem Umfang wie vor der Umwandlung aufweisen.

(2) Kreditinstitute im Sinne des § 1 des Gesetzes über Bausparkassen dürfen die Bezeichnung "Bausparkasse", eingetragene Genossenschaften, die einem Prüfungsverband angehören, die Bezeichnung "Spar- und Darlehenskasse" führen.

[bookmark: BJNR008810961BJNE007405377][bookmark: _Toc278444964][bookmark: _Toc36575268]§ 41
Ausnahmen

[bookmark: BJNR008810961BJNE007505377]1Die §§ 39 und 40 gelten nicht für Unternehmen, die die Worte "Bank", "Bankier" oder "Sparkasse" in einem Zusammenhang führen, der den Anschein ausschließt, daß sie Bankgeschäfte betreiben. 2Kreditinstitute mit Sitz im Ausland dürfen bei ihrer Tätigkeit im Inland die in § 39 Abs. 2 und in § 40 genannten Bezeichnungen in der Firma, als Zusatz zur Firma, zur Bezeichnung des Geschäftszwecks oder zu Werbezwecken führen, wenn sie zur Führung dieser Bezeichnung in ihrem Sitzstaat berechtigt sind und sie die Bezeichnung um einen auf ihren Sitzstaat hinweisenden Zusatz ergänzen.

[bookmark: _Toc278444965][bookmark: _Toc36575269]§ 42
Entscheidung der Bundesanstalt

1Die Bundesanstalt entscheidet in Zweifelsfällen, ob ein Unternehmen zur Führung der in den §§ 39 und 40 genannten Bezeichnungen befugt ist. 2Sie hat ihre Entscheidungen dem Registergericht mitzuteilen.

[bookmark: BJNR008810961BJNE007606377][bookmark: _Toc278444966][bookmark: _Toc36575270]§ 43
Registervorschriften

(1) Soweit nach § 32 das Betreiben von Bankgeschäften oder das Erbringen von Finanzdienstleistungen einer Erlaubnis bedarf, dürfen Eintragungen in öffentliche Register nur vorgenommen werden, wenn dem Registergericht die Erlaubnis nachgewiesen ist.

(2) 1Führt ein Unternehmen eine Firma oder einen Zusatz zur Firma, deren Gebrauch nach den §§ 39 bis 41 unzulässig ist, hat das Registergericht das Unternehmen zur Unterlassung des Gebrauchs der Firma oder des Zusatzes zur Firma durch Festsetzung von Ordnungsgeld anzuhalten; § 392 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit gilt entsprechend. 2§ 395 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit bleibt unberührt.




(3) Die Bundesanstalt ist berechtigt, in Verfahren des Registergerichts, die sich auf die Eintragung oder Änderung der Rechtsverhältnisse oder der Firma von Kreditinstituten oder Unternehmen beziehen, die nach den §§ 39 bis 41 unzulässige Bezeichnungen verwenden, Anträge zu stellen und die nach dem Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit zulässigen Rechtsmittel einzulegen.

[bookmark: _Toc278444967][bookmark: _Toc278450127][bookmark: BJNR008810961BJNG001604377]

[bookmark: _Toc36575271]3.	Auskünfte und Prüfungen

[bookmark: BJNR008810961BJNE007711377][bookmark: _Toc278444968][bookmark: _Toc36575272]§ 44
Auskünfte und Prüfungen von Instituten, Anbietern von Nebendienstleistungen, 
Finanzholding-Gesellschaften, gemischten Finanzholding-Gesellschaften 
und anderen Unternehmen

(1) 1Ein Institut oder ein übergeordnetes Unternehmen, die Mitglieder deren Organe und deren Beschäftigte haben der Bundesanstalt, den Personen und Einrichtungen, deren sich die Bundesanstalt bei der Durchführung ihrer Aufgaben bedient, sowie der Deutschen Bundesbank auf Verlangen Auskünfte über alle Geschäftsangelegenheiten zu erteilen, Unterlagen vorzulegen und erforderlichenfalls Kopien anzufertigen. 2Die Bundesanstalt kann, auch ohne besonderen Anlass, bei den Instituten und übergeordneten Unternehmen Prüfungen vornehmen und die Durchführung der Prüfungen der Deutschen Bundesbank übertragen; das schließt Unternehmen ein, auf die ein Institut oder übergeordnetes Unternehmen wesentliche Bereiche im Sinne des § 25b ausgelagert hat (Auslagerungsunternehmen). 3Die Bediensteten der Bundesanstalt, der Deutschen Bundesbank sowie die sonstigen Personen, deren sich die Bundesanstalt bei der Durchführung der Prüfungen bedient, können hierzu die Geschäftsräume des Instituts, des Auslagerungsunternehmens und des übergeordneten Unternehmens innerhalb der üblichen Betriebs- und Geschäftszeiten betreten und besichtigen. 4Die Betroffenen haben Maßnahmen nach den Sätzen 2 und 3 zu dulden. 

(1a) Soweit eine zentrale Gegenpartei unter den Voraussetzungen des Artikels 35 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 operationelle Funktionen, Dienstleistungen oder Tätigkeiten auf ein Unternehmen auslagert, sind die Befugnisse der Bundesanstalt nach Absatz 1 Satz 2 und 3 auch auf dieses Unternehmen entsprechend anwendbar; Absatz 1 Satz 4 gilt entsprechend.

(1b) 1Originatoren und ursprüngliche Kreditgeber, soweit sie keine Institute sind, sowie Verbriefungszweckgesellschaften und gemäß Artikel 28 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2017/2402 zugelassene Dritte haben der Bundesanstalt Auskünfte entsprechend den Absätzen 1 und 6 zu erteilen. 2Der Bundesanstalt stehen die in Absatz 1 genannten Prüfungsbefugnisse entsprechend zu.

(2) 1Ein nachgeordnetes Unternehmen im Sinne des § 10a, eine Finanzholding-Gesellschaft an der Spitze einer Finanzholding-Gruppe im Sinne des § 10a, eine gemischte Finanzholding-Gesellschaft an der Spitze einer gemischten Finanzholding-Gruppe im Sinne des § 10a oder eine gemischte Holding-Gesellschaft sowie ein Mitglied eines Organs eines solchen Unternehmens haben der Bundesanstalt, den Personen und Einrichtungen, deren sich die Bundesanstalt bei der Durchführung ihrer Aufgaben bedient, sowie der Deutschen Bundesbank auf Verlangen Auskünfte zu erteilen, Unterlagen vorzulegen und erforderlichenfalls Kopien anzufertigen, um die Richtigkeit der Auskünfte oder der übermittelten Daten zu überprüfen, die für die Aufsicht auf zusammengefasster Basis erforderlich sind oder die in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 25 Absatz 3 Satz 1 zu übermitteln sind. 2Die Bundesanstalt kann, auch ohne besonderen Anlass, bei den in Satz 1 genannten Unternehmen Prüfungen vornehmen und die Durchführung der Prüfungen der Deutschen Bundesbank übertragen; Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2 gilt entsprechend. 3Die Bediensteten der Bundesanstalt, der Deutschen Bundesbank sowie der sonstigen Personen, deren sich die Bundesanstalt bei der Durchführung der Prüfungen bedient, können hierzu die Geschäftsräume der Unternehmen innerhalb der üblichen Betriebs- und Geschäftszeiten betreten und besichtigen. 4Die Betroffenen haben Maßnahmen nach den Sätzen 2 und 3 zu dulden. 5Die Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend für ein nicht in die Zusammenfassung einbezogenes Tochterunternehmen und ein gemischte Holdinggesellschaft und dessen Tochterunternehmen.

(2a) 1Benötigt die Bundesanstalt bei der Aufsicht über eine Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe, eine gemischte Finanzholding-Gruppe oder gemischte Holding-Gruppe Informationen, die bereits einer anderen zuständigen Stelle vorliegen, richtet sie ihr Auskunftsersuchen zunächst an diese zuständige Stelle. 2Bei der Aufsicht über Institute, die einem EU-Mutterinstitut nach § 10a nachgeordnet sind, richtet die Bundesanstalt Auskunftsersuchen zur Umsetzung der Ansätze und Methoden nach der Richtlinie 2013/36/EU regelmäßig zunächst an die für die Aufsicht auf zusammengefasster Basis zuständige Stelle.

(3) 1Die in die Zusammenfassung einbezogenen Unternehmen mit Sitz im Ausland haben der Bundesanstalt auf Verlangen die nach diesem Gesetz zulässigen Prüfungen zu gestatten, insbesondere die Überprüfung der Richtigkeit der für die Zusammenfassung nach § 10a Absatz 4 bis 7, § 25 Absatz 2 und 3 und nach den Artikeln 11 bis 17 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in ihrer jeweils geltenden Fassung übermittelten Daten, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben der Bundesanstalt erforderlich und nach dem Recht des anderen Staates zulässig ist. 2Dies gilt auch für nicht in die Zusammenfassung einbezogene Tochterunternehmen mit Sitz im Ausland.

(3a) (aufgehoben)

(4) 1Die Bundesanstalt kann zu den Hauptversammlungen, Generalversammlungen oder Gesellschafterversammlungen sowie zu den Sitzungen der Aufsichtsorgane bei Instituten, Finanzholding-Gesellschaften oder gemischten Finanzholding-Gesellschaften in der Rechtsform einer juristischen Person Vertreter entsenden. 2Diese können in der Versammlung oder Sitzung das Wort ergreifen. 3Die Betroffenen haben Maßnahmen nach den Sätzen 1 und 2 zu dulden.




(5) 1Die Institute, Finanzholding-Gesellschaften und gemischten Finanzholding-Gesellschaften in der Rechtsform einer juristischen Person haben auf Verlangen der Bundesanstalt die Einberufung der in Absatz 4 Satz 1 bezeichneten Versammlungen, die Anberaumung von Sitzungen der Verwaltungs- und Aufsichtsorgane sowie die Ankündigung von Gegenständen zur Beschlußfassung vorzunehmen. 2Die Bundesanstalt kann zu einer nach Satz 1 anberaumten Sitzung Vertreter entsenden. 3Diese können in der Sitzung das Wort ergreifen. 4Die Betroffenen haben Maßnahmen nach den Sätzen 2 und 3 zu dulden. 5Absatz 4 bleibt unberührt.

(5a) (aufgehoben)

(6) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflichtete kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde.

[bookmark: BJNR008810961BJNE007811377][bookmark: _Toc278444969][bookmark: _Toc36575273]§ 44a
Grenzüberschreitende Auskünfte und Prüfungen

(1) 1Rechtsvorschriften, die einer Übermittlung von Daten entgegenstehen, sind nicht anzuwenden auf die Übermittlung von Daten zwischen einem Institut, einer Kapitalverwaltungsgesellschaft, einem Finanzunternehmen, einer Finanzholding-Gesellschaft, einer gemischten Finanzholding-Gesellschaft, einem Anbieter von Nebendienstleistungen, einem E-Geld-Institut im Sinne des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes, einem Zahlungsinstitut im Sinne des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes oder einem Unternehmen mit Sitz im Ausland, das mindestens 20 vom Hundert der Kapitalanteile oder Stimmrechte an dem Unternehmen unmittelbar oder mittelbar hält, Mutterunternehmen ist oder beherrschenden Einfluß ausüben kann, oder zwischen einer gemischten Holdinggesellschaft und seinen Tochterunternehmen mit Sitz im Ausland, wenn die Übermittlung der Daten erforderlich ist, um Bestimmungen der Aufsicht nach Maßgabe der Richtlinie 2013/36/EU oder der Richtlinie 2002/87/EG über das Unternehmen mit Sitz im Ausland zu erfüllen. 2Die Aufsichtsbehörde kann einem Institut die Übermittlung von Daten in einen Drittstaat untersagen.

(2) 1Auf Ersuchen einer für die Aufsicht über ein Unternehmen mit Sitz in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums zuständigen Stelle hat die Aufsichtsbehörde die Richtigkeit der von einem Unternehmen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 für die Aufsichtsstelle nach Maßgabe der Richtlinie 2013/36/EU, der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 oder der Richtlinie 2002/87/EG übermittelten Daten zu überprüfen oder zu gestatten, daß die ersuchende Stelle, ein Wirtschaftsprüfer oder ein Sachverständiger diese Daten überprüft; die Aufsichtsbehörde kann nach pflichtgemäßem Ermessen gegenüber Aufsichtsstellen in Drittstaaten entsprechend verfahren, wenn Gegenseitigkeit gewährleistet ist. 2§ 5 Abs. 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes über die Grenzen der Amtshilfe gilt entsprechend. 3Die Unternehmen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 haben die Prüfung zu dulden.

(3) Die Aufsichtsbehörde kann von CRR-Kreditinstituten, Wertpapierhandelsunternehmen, Kapitalverwaltungsgesellschaften, Finanzholding-Gesellschaften oder gemischte Finanzholding-Gesellschaften mit Sitz in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums Auskünfte verlangen, welche die Aufsicht über Institute erleichtern, die Tochterunternehmen dieser Unternehmen sind und von den zuständigen Stellen des anderen Staates aus Artikel 19 Absatz 1 oder Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 entsprechenden Gründen nicht in die Beaufsichtigung auf zusammengefaßter Basis einbezogen werden. 

[bookmark: BJNR008810961BJNE011108377][bookmark: _Toc278444970][bookmark: _Toc36575274]§ 44b
Auskünfte und Prüfungen bei Inhabern bedeutender Beteiligungen

(1) 1Die Verpflichtungen nach § 44 Abs. 1 Satz 1 gegenüber der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank zur Auskunft und Vorlegung von Unterlagen gelten auch für 

1.	Personen und Unternehmen, die eine Beteiligungsabsicht nach § 2c anzeigen oder die im Rahmen eines Erlaubnisantrags nach § 32 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 oder einer Ergänzungsanzeige nach § 64e Abs. 2 Satz 4 als Inhaber bedeutender Beteiligungen angegeben werden,

2.	die Inhaber einer bedeutenden Beteiligung an einem Institut und den von ihnen kontrollierten Unternehmen,

3.	Personen und Unternehmen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß es sich um Personen oder Unternehmen im Sinne der Nummer 2 handelt, und

4.	Personen und Unternehmen, die mit einer Person oder einem Unternehmen im Sinne der Nummern 1 bis 3 nach § 15 des Aktiengesetzes verbunden sind.

2Auf Verlangen der Bundesanstalt hat der Vorlagepflichtige die einzureichenden Unterlagen gemäß § 2c Abs. 1 Satz 2 auf seine Kosten durch einen von der Bundesanstalt zu bestimmenden Wirtschaftsprüfer prüfen zu lassen.

(2) 1Die Bundesanstalt und die Deutsche Bundesbank können Maßnahmen nach § 44 Abs. 1 Satz 2 und 3 gegenüber den in Absatz 1 genannten Personen und Unternehmen ergreifen, wenn Anhaltspunkte für einen Untersagungsgrund nach § 2c Abs. 1b Satz 1 Nr. 1 bis 6 vorliegen. 2Die Betroffenen haben diese Maßnahmen zu dulden.

(3) Wer nach Absatz 1 oder 2 zur Erteilung einer Auskunft verpflichtet ist, kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde.

[bookmark: BJNR008810961BJNE012705377][bookmark: _Toc278444971][bookmark: _Toc36575275]§ 44c
Verfolgung unerlaubter Bankgeschäfte und Finanzdienstleistungen

(1) 1Ein Unternehmen, die Mitglieder seiner Organe, seine Beschäftigten sowie andere Unternehmen, die in die Abwicklung seiner Geschäfte einbezogen sind oder einbezogen waren, haben der Bundesanstalt sowie der Deutschen Bundesbank auf Verlangen Auskünfte über alle Geschäftsangelegenheiten zu erteilen und Unterlagen vorzulegen, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen oder feststeht, dass das Unternehmen

1.	Bankgeschäfte oder Finanzdienstleistungen ohne die nach diesem Gesetz erforderliche Erlaubnis oder ohne die nach Artikel 14 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 erforderliche Zulassung betreibt oder erbringt,

2.	die Tätigkeit als Zentralverwahrer ohne die nach Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 erforderliche Zulassung ausübt,

3.	als Zentralverwahrer die in Abschnitt A des Anhangs zur Verordnung (EU) Nr. 909/2014 genannten Kerndienstleistungen ohne die nach Artikel 25 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 erforderliche Anerkennung erbringt oder

4.	nach § 3 verbotene Geschäfte betreibt.

2Ein Mitglied eines Organs sowie ein Beschäftigter haben auf Verlangen auch nach ihrem Ausscheiden aus dem Organ oder dem Unternehmen Auskunft zu erteilen.

(2) 1Soweit dies zur Feststellung der Art oder des Umfangs der Geschäfte oder Tätigkeiten erforderlich ist, kann die Bundesanstalt Prüfungen in Räumen des Unternehmens sowie in den Räumen der nach Absatz 1 Satz 1 auskunfts- und vorlegungspflichtigen Personen und Unternehmen vornehmen und die Durchführung der Prüfungen der Deutschen Bundesbank übertragen. 2Die Bediensteten der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank dürfen hierzu diese Räume innerhalb der üblichen Betriebs- und Geschäftszeiten betreten und besichtigen. 3Zur Verhütung dringender Gefahren für die öffentliche Ordnung und Sicherheit sind sie befugt, diese Räume auch außerhalb der üblichen Betriebs- und Geschäftszeiten sowie Räume, die auch als Wohnung dienen, zu betreten und zu besichtigen; das Grundrecht des Artikels 13 des Grundgesetzes wird insoweit eingeschränkt.

(3) 1Die Bediensteten der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank dürfen diese Räume des Unternehmens sowie der nach Absatz 1 Satz 1 auskunfts- und vorlegungspflichtigen Personen und Unternehmen durchsuchen. 2Im Rahmen der Durchsuchung dürfen die Bediensteten auch die auskunfts- und vorlegungspflichtigen Personen zum Zwecke der Sicherstellung von Gegenständen im Sinne des Absatzes 4 durchsuchen. 3Das Grundrecht des Artikels 13 des Grundgesetzes wird insoweit eingeschränkt. 4Durchsuchungen von Geschäftsräumen und Personen sind, außer bei Gefahr im Verzug, durch den Richter anzuordnen. 5Durchsuchungen von Räumen, die als Wohnung dienen, sind durch den Richter anzuordnen. 6Zuständig ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk sich die Räume befinden. 7Gegen die richterliche Entscheidung ist die Beschwerde zulässig; die §§ 306 bis 310 und 311a der Strafprozeßordnung gelten entsprechend. 8Über die Durchsuchung ist eine Niederschrift zu fertigen. 9Sie muß die verantwortliche Dienststelle, Grund, Zeit und Ort der Durchsuchung und ihr Ergebnis und, falls keine richterliche Anordnung ergangen ist, auch die Tatsachen, welche die Annahme einer Gefahr im Verzuge begründet haben, enthalten.

(4) Die Bediensteten der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank können Gegenstände sicherstellen, die als Beweismittel für die Ermittlung des Sachverhaltes von Bedeutung sein können.

(5) 1Die Betroffenen haben Maßnahmen nach Absatz 2, Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4 zu dulden. 2§ 44 Abs. 6 ist anzuwenden.

(6) 1Die Rechte der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank sowie die Mitwirkungs- und Duldungspflichten der Betroffenen bestehen auch hinsichtlich der Unternehmen und Personen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie in die Anbahnung, den Abschluss oder die Abwicklung unerlaubter Bankgeschäfte oder Finanzdienstleistungen einbezogen sind. 2Auf der Grundlage eines entsprechenden Ersuchens der zuständigen Behörde eines anderen Staats an die Bundesanstalt bestehen sie auch hinsichtlich der Unternehmen und Personen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Unternehmen oder Personen in die Anbahnung, den Abschluss oder die Abwicklung von Bankgeschäften oder Finanzdienstleistungen einbezogen sind, die in dem anderen Staat entgegen einem dort bestehenden Verbot betrieben oder erbracht werden.
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Maßnahmen zur Verbesserung der Eigenmittelausstattung und der Liquidität

(1) 1Wenn die Vermögens-, Finanz- oder Ertragsentwicklung eines Instituts oder andere Umstände die Annahme rechtfertigt, dass es die Anforderungen der Artikel 92 bis 386 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in ihrer jeweils geltenden Fassung oder des § 10 Absatz 3 und 4, des § 45b Absatz 1 Satz 2, des § 11 oder des § 51a Absatz 1 oder Absatz 2 oder des § 51b nicht dauerhaft erfüllen können wird, kann die Bundesanstalt gegenüber dem Institut Maßnahmen zur Verbesserung seiner Eigenmittelausstattung und Liquidität anordnen, insbesondere

1.	eine begründete Darstellung der Entwicklung der wesentlichen Geschäftsaktivitäten über einen Zeitraum von mindestens drei Jahren, einschließlich Planbilanzen, Plangewinn- und -verlustrechnungen sowie der Entwicklung der bankaufsichtlichen Kennzahlen anzufertigen und der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank vorzulegen,

2.	Maßnahmen zur besseren Abschirmung oder Reduzierung der vom Institut als wesentlich identifizierten Risiken und damit verbundener Risikokonzentrationen zu prüfen und gegenüber der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank zu berichten, wobei auch Konzepte für den Ausstieg aus einzelnen Geschäftsbereichen oder die Abtrennung von Instituts- oder Gruppenteilen erwogen werden sollen,

3.	über geeignete Maßnahmen zur Erhöhung des Kernkapitals, der Eigenmittel und der Liquidität des Instituts gegenüber der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank zu berichten,

4.	ein Konzept zur Abwendung einer möglichen Gefahrenlage im Sinne des § 35 Absatz 2 Nummer 4 zu entwickeln und der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank vorzulegen.

2Die Annahme, dass das Institut die Anforderungen der Artikel 92 bis 386 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in ihrer jeweils geltenden Fassung oder des § 10 Absatz 3 und 4, des § 45b Absatz 1 Satz 2, des § 11 oder des § 51a Absatz 1 oder Absatz 2 oder des § 51b nicht dauerhaft erfüllen können wird, ist regelmäßig gerechtfertigt, wenn sich

1.	die Gesamtkapitalquote über das prozentuale Verhältnis der Eigenmittel und der mit 12,5 multiplizierten Summe aus dem Gesamtanrechnungsbetrag für Adressrisiken, dem Anrechnungsbetrag für das operationelle Risiko und der Summe der Anrechnungsbeträge für Marktrisikopositionen einschließlich der Optionsgeschäfte nach den Artikeln 92 bis 386 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in ihrer jeweils geltenden Fassung oder der Rechtsverordnung nach § 10 Absatz 1 Satz 1 oder die Kennziffer nach der Rechtsverordnung nach § 51a Absatz 1 Satz 2 von einem Meldestichtag zum nächsten um mindestens 10 Prozent oder die nach der Rechtsverordnung nach § 11 Absatz 1 oder der Rechtsverordnung nach § 51b Absatz 2 Satz 1 zu ermittelnde Liquiditätskennziffer von einem Meldestichtag zum nächsten um mindestens 25 Prozent verringert hat und aufgrund dieser Entwicklung mit einem Unterschreiten der Mindestanforderungen innerhalb der nächsten zwölf Monate zu rechnen ist oder

2.	die Gesamtkapitalquote über das prozentuale Verhältnis der Eigenmittel und der mit 12,5 multiplizierten Summe aus dem Gesamtanrechnungsbetrag für Adressrisiken, dem Anrechnungsbetrag für das operationelle Risiko und der Summe der Anrechnungsbeträge für Marktrisikopositionen einschließlich der Optionsgeschäfte nach den Artikeln 92 bis 386 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in ihrer jeweils geltenden Fassung oder der Rechtsverordnung nach § 10 Absatz 1 Satz 1 oder die Kennziffer nach der Rechtsverordnung nach § 51a Absatz 1 Satz 2 an mindestens drei aufeinander folgenden Meldestichtagen um jeweils mehr als 3 Prozent oder die nach der Rechtsverordnung nach § 11 Absatz 1 oder der Rechtsverordnung nach § 51b Absatz 2 Satz 1 zu ermittelnde Liquiditätskennziffer an mindestens drei aufeinander folgenden Meldestichtagen um jeweils mehr als 10 Prozent verringert hat und aufgrund dieser Entwicklung mit einem Unterschreiten der Mindestanforderungen innerhalb der nächsten 18 Monate zu rechnen ist und keine Tatsachen offensichtlich sind, die die Annahme rechtfertigen, dass die Mindestanforderungen mit überwiegender Wahrscheinlichkeit nicht unterschritten werden. 

3Neben oder an Stelle der Maßnahmen nach Satz 1 kann die Bundesanstalt auch Maßnahmen nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 7 anordnen, wenn die Maßnahmen nach Satz 1 keine ausreichende Gewähr dafür bieten, die Einhaltung der Anforderungen der Artikel 92 bis 386 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in ihrer jeweils geltenden Fassung oder des § 10 Absatz 3 und 4, des § 45b Absatz 1 Satz 2, des § 11 oder des § 51a Absatz 1 oder Absatz 2 oder des § 51b nachhaltig zu sichern; insoweit ist Absatz 5 entsprechend anzuwenden.

(2) 1Entsprechen bei einem Institut die Eigenmittel nicht den Anforderungen der Artikel 24 bis 386 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in ihrer jeweils geltenden Fassung, des § 10 Absatz 3 und 4 oder des § 45b Absatz 1 Satz 2 oder die Anlage seiner Mittel nicht den Anforderungen des § 11 oder entspricht bei einem Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung das haftende Eigenkapital nicht den Anforderungen des § 51a Absatz 1 und Absatz 2 oder § 45b Absatz 1 Satz 2 oder die Anlage seiner Mittel nicht den Anforderungen des § 51b, kann die Bundesanstalt

1.	Entnahmen durch die Inhaber oder Gesellschafter sowie die Ausschüttung von Gewinnen untersagen oder beschränken;

2.	bilanzielle Maßnahmen untersagen oder beschränken, die dazu dienen, einen entstandenen Jahresfehlbetrag auszugleichen oder einen Bilanzgewinn auszuweisen;

3.	anordnen, dass die Auszahlung jeder Art von gewinnabhängigen Erträgen auf Eigenmittelinstrumente insgesamt oder teilweise ersatzlos entfällt, wenn sie nicht vollständig durch einen erzielten Jahresüberschuss gedeckt sind;

4.	die Gewährung von Krediten im Sinne von § 19 Absatz 1 untersagen oder beschränken;

5.	anordnen, dass das Institut Maßnahmen zur Reduzierung von Risiken ergreift, soweit sich diese aus bestimmten Arten von Geschäften und Produkten oder der Nutzung bestimmter Systeme ergeben;

5a.	anordnen, dass das Institut den Jahresgesamtbetrag, den es für die variable Vergütung aller Geschäftsleiter und Mitarbeiter vorsieht (Gesamtbetrag der variablen Vergütungen), auf einen bestimmten Anteil des Jahresergebnisses beschränkt oder vollständig streicht; dies gilt nicht für variable Vergütungsbestandteile, die durch Tarifvertrag oder in seinem Geltungsbereich durch Vereinbarung der Arbeitsvertragsparteien über die Anwendung der tarifvertraglichen Regelungen oder auf Grund eines Tarifvertrags in einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung vereinbart sind;

6.	die Auszahlung variabler Vergütungsbestandteile untersagen oder auf einen bestimmten Anteil des Jahresergebnisses beschränken; dies gilt nicht für variable Vergütungsbestandteile, die durch Tarifvertrag oder in seinem Geltungsbereich durch Vereinbarung der Arbeitsvertragsparteien über die Anwendung der tarifvertraglichen Regelungen oder aufgrund eines Tarifvertrags in einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung vereinbart sind;

7.	anordnen, dass das Institut darlegt, wie und in welchem Zeitraum die Eigenmittelausstattung oder Liquidität des Instituts nachhaltig wiederhergestellt werden soll (Restrukturierungsplan) und der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank regelmäßig über den Fortschritt dieser Maßnahmen zu berichten ist, und

8.	anordnen, dass das Kreditinstitut eine oder mehrere Handlungsoptionen aus einem Sanierungsplan gemäß § 13 des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes umsetzt.

2Der Restrukturierungsplan nach Satz 1 Nummer 7 muss transparent, plausibel und begründet sein. 3In ihm sind konkrete Ziele, Zwischenziele und Fristen für die Umsetzung der dargelegten Maßnahmen zu benennen, die von der Bundesanstalt überprüft werden können. 4Die Bundesanstalt kann jederzeit Einsicht in den Restrukturierungsplan und die zugehörigen Unterlagen nehmen. 5Die Bundesanstalt kann die Änderung des Restrukturierungsplans verlangen und hierfür Vorgaben machen, wenn sie die angegebenen Ziele, Zwischenziele und Umsetzungsfristen für nicht ausreichend hält oder das Institut sie nicht einhält.

(3) 1Die Absätze 1 und 2 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und 5 bis 7 sind auf übergeordnete Unternehmen im Sinne des § 10a sowie auf Institute, die nach Artikel 22 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 zur Unterkonsolidierung verpflichtet sind, entsprechend anzuwenden, wenn die zusammengefassten Eigenmittel der gruppenangehörigen Unternehmen den Anforderungen der Artikel 24 bis 386 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in ihrer jeweils geltenden Fassung oder des § 45b Absatz 1 nicht entsprechen. 2Bei einem gruppenangehörigen Institut, das nach § 2a Absatz 1 freigestellt ist, kann die Bundesanstalt die Anwendung der Freistellung hinsichtlich der Vorschriften der Artikel 24 bis 403 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in ihrer jeweils geltenden Fassung vorübergehend vollständig oder teilweise aussetzen.

(4) (aufgehoben)

(5) 1Die Bundesanstalt darf die in den Absätzen 2 und 3 bezeichneten Anordnungen erst treffen, wenn das Institut oder die gemischte Finanzholding-Gesellschaft den Mangel nicht innerhalb einer von der Bundesanstalt zu bestimmenden Frist behoben hat. 2Soweit dies zur Verhinderung einer kurzfristig zu erwartenden Verschlechterung der Eigenmittelausstattung oder der Liquidität des Instituts erforderlich ist oder bereits Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 ergriffen wurden, sind solche Anordnungen auch ohne vorherige Androhung mit Fristsetzung zulässig. 3Beschlüsse über die Gewinnausschüttung sind insoweit nichtig, als sie einer Anordnung nach den Absätzen 2 und 3 widersprechen. 4Soweit Regelungen in Verträgen über Eigenmittelinstrumente einer Anordnung nach den Absätzen 2 und 3 widersprechen, können aus ihnen keine Rechte hergeleitet werden. 5Nach oder zusammen mit einer Untersagung der Auszahlung von variablen Vergütungsbestandteilen gemäß Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 kann die Bundesanstalt anordnen, dass die Ansprüche auf Gewährung variabler Vergütungsbestandteile ganz oder teilweise erlöschen, wenn

1.	das Institut bei oder innerhalb eines Zeitraums von zwei Jahren nach einer Untersagung der Auszahlung außerordentliche staatliche Unterstützung, einschließlich Maßnahmen nach dem Restrukturierungsfondsgesetz oder dem Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetz, in Anspruch nimmt und die Voraussetzungen für die Untersagung der Auszahlung bis zu diesem Zeitpunkt nicht weggefallen sind oder allein auf Grund dieser Maßnahmen weggefallen sind,

2.	bei oder innerhalb eines Zeitraums von zwei Jahren nach einer Untersagung der Auszahlung eine Anordnung der Bundesanstalt nach Absatz 2 Nummer 1 bis 7 getroffen wird oder schon besteht oder

3.	bei oder innerhalb eines Zeitraums von zwei Jahren nach einer Untersagung der Auszahlung Maßnahmen nach § 46 oder eine Abwicklungsanordnung im Sinne des § 77 des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes getroffen werden.



6Eine solche Anordnung darf insbesondere auch ergehen, wenn



1.	diese Ansprüche auf Gewährung variabler Vergütungsbestandteile auf Grund solcher Regelungen eines Vergütungssystems eines Instituts entstanden sind, die den aufsichtsrechtlichen Anforderungen dieses Gesetzes an angemessene, transparente und auf eine nachhaltige Entwicklung des Instituts ausgerichtete Vergütungssysteme widersprechen, oder

2.	anzunehmen ist, dass ohne die Gewährung finanzieller Leistungen des Restrukturierungsfonds oder des Finanzmarktstabilisierungsfonds das Institut nicht in der Lage gewesen wäre, die variablen Vergütungsbestandteile zu gewähren; ist anzunehmen, dass das Institut einen Teil der variablen Vergütungsbestandteile hätte gewähren können, sind die variablen Vergütungsbestandteile angemessen zu kürzen.

7Die Bundesanstalt kann Anordnungen nach Satz 5 und nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 5a und 6 auch treffen, wenn ein Institut außerordentliche staatliche Unterstützung, einschließlich Maßnahmen nach dem Restrukturierungsfondsgesetz oder dem Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetz, in Anspruch nimmt und die Anordnung zur Erhaltung einer soliden Eigenkapital-oder Liquiditätsausstattung des Instituts und einer frühzeitigen Beendigung der staatlichen Unterstützung geboten ist. 8Nimmt ein Institut staatliche Unterstützung in Anspruch, kann die Bundesanstalt außerdem die Auszahlung von variablen Vergütungsbestandteilen an Organmitglieder und Geschäftsleiter des Instituts ganz oder teilweise untersagen und das Erlöschen der entsprechenden Ansprüche anordnen; eine solche Anordnung ergeht nicht, soweit die Auszahlung oder der Fortbestand der Ansprüche trotz des Vorliegens der Voraussetzungen der Untersagung und der in Satz 6 genannten Umstände gerechtfertigt ist. 9Die Sätze 5 bis 7 gelten nicht, soweit die Ansprüche auf Gewährung variabler Vergütung vor dem 1. Januar 2011 entstanden sind. 10Satz 8 gilt nicht, soweit die Ansprüche auf Gewährung variabler Vergütung vor dem 1. Januar 2012 entstanden sind. 11Institute müssen der Anordnungsbefugnis nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 5a und 6 und den Regelungen in den Sätzen 5 bis 8 in entsprechenden vertraglichen Vereinbarungen mit ihren Organmitgliedern, Geschäftsleitern und Mitarbeitern Rechnung tragen. 12Soweit vertragliche Vereinbarungen über die Gewährung einer variablen Vergütung einer Anordnung nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 5a und 6 oder den Regelungen in den Sätzen 5 bis 8 entgegenstehen, können aus ihnen keine Rechte hergeleitet werden.

(6) Die Bundesanstalt kann eine Maßnahme nach Absatz 1 bis 5 auch anordnen, wenn ein Institut, das übergeordnete Unternehmen einer Institutsgruppe, einer Finanzholding-Gruppe oder einer gemischten Finanzholding-Gruppe die nach § 10 Absatz 4 angeordneten erhöhten Kapitalanforderungen nicht einhält.

(7) 1Zur Umsetzung der Anordnungen nach Absatz 6 oder § 10 Absatz 4 gelten bis zur Feststellung des Erreichens der Eigenmittelanforderungen durch die Bundesanstalt für Beschlussfassungen der Anteilsinhaberversammlung des Instituts über Kapitalmaßnahmen die §§ 7 bis 7f, 9, 11, 11a, 14 und 15 des Finanzmarktstabilisierungsbeschleunigungsgesetzes entsprechend. 2Dies gilt auch dann, wenn andere private oder öffentliche Stellen als der Finanzmarktstabilisierungsfonds zur Erreichung der Kapitalanforderungen teilweise oder vollständig beitragen.

[bookmark: BJNR008810961BJNE012007377][bookmark: _Toc278444974][bookmark: _Toc36575278]§ 45a
Maßnahmen gegenüber Finanzholding-Gesellschaften und gemischten Finanzholding-Gesellschaften

(1) Die Bundesanstalt kann einer Finanzholding-Gesellschaft an der Spitze einer Finanzholding-Gruppe im Sinne des § 10a oder einer gemischten Finanzholding-Gesellschaft an der Spitze einer gemischten Finanzholding-Gruppe im Sinne des § 10a die Ausübung ihrer Stimmrechte an dem übergeordneten Unternehmen und den anderen nachgeordneten Unternehmen untersagen, wenn

1.	die Finanzholding-Gesellschaft oder die gemischte Finanzholding-Gesellschaft dem übergeordneten Unternehmen nicht die für die Zusammenfassung nach Artikel 11 bis 23 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 erforderlichen Angaben gemäß Artikel 11 Absatz 1 Satz 2 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 übermittelt, sofern nicht den Erfordernissen der bankaufsichtlichen Zusammenfassung in anderer Weise Rechnung getragen werden kann;

2.	Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass eine Person, die die Geschäfte der Finanzholding-Gesellschaft oder der gemischten Finanzholding-Gesellschaft tatsächlich führt, nicht zuverlässig ist oder nicht die zur Führung der Geschäfte erforderliche fachliche Eignung hat.

(1a) 1Die Bundesanstalt kann in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2 auch gegenüber dem übergeordneten Unternehmen einer Finanzholding-Gruppe oder einer gemischten Finanzholding-Gruppe anordnen, Weisungen der Finanzholding-Gesellschaft oder der gemischten Finanzholding-Gesellschaft nicht zu befolgen, sofern es keine gesellschaftsrechtlichen Möglichkeiten gibt, die Personen abzuberufen, die die Geschäfte der Finanzholding-Gesellschaft oder der gemischten Finanzholding-Gesellschaft tatsächlich führen. 2Das Gleiche gilt, wenn solche Möglichkeiten zwar vorhanden sind, aber ihre Ausschöpfung erfolglos geblieben ist.

(2) 1Im Falle der Untersagung nach Absatz 1 hat auf Antrag der Bundesanstalt das Gericht des Sitzes des übergeordneten Unternehmens nach § 10a einen Treuhänder zu bestellen, auf den es die Ausübung der Stimmrechte überträgt. 2Der Treuhänder hat bei der Ausübung der Stimmrechte den Interessen einer soliden und bankaufsichtskonformen Führung der betroffenen Unternehmen Rechnung zu tragen. 3Die Bundesanstalt kann aus wichtigem Grund die Bestellung eines anderen Treuhänders beantragen. 4Sind die Voraussetzungen des Absatzes 1 entfallen, hat die Bundesanstalt den Widerruf der Bestellung des Treuhänders zu beantragen. 5Der Treuhänder hat Anspruch auf Ersatz angemessener Auslagen und auf Vergütung für seine Tätigkeit. 6Das Gericht setzt auf Antrag des Treuhänders die Auslagen und die Vergütung fest; die Rechtsbeschwerde gegen die Vergütungsfestsetzung ist ausgeschlossen. 7Der Bund schießt die Auslagen und die Vergütung vor; für seine Aufwendungen haften die Finanzholding-Gesellschaft oder die gemischte Finanzholding-Gesellschaft und die betroffenen Unternehmen gesamtschuldnerisch.

(3) Solange die Untersagungsverfügung nach Absatz 1 vollziehbar ist, gelten die betroffenen Unternehmen nicht als nachgeordnete Unternehmen der Finanzholding-Gesellschaft oder der gemischten Finanzholding-Gesellschaft im Sinne der §§ 10a und 13b. 

[bookmark: BJNR008810961BJNE017501377][bookmark: _Toc278444975][bookmark: _Toc36575279]§ 45b
Maßnahmen bei organisatorischen Mängeln

(1) 1Verfügt ein Institut nicht über eine ordnungsgemäße Geschäftsorganisation im Sinne des § 25a Abs. 1, kann die Bundesanstalt auch bereits vor oder gemeinsam mit einer Anordnung nach § 25a Absatz 2 Satz 2 oder nach § 25c Absatz 4c, auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 25a Absatz 4 oder Absatz 6, oder nach § 25b, auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 25b Absatz 5, insbesondere anordnen, dass das Institut

1.	Maßnahmen zur Reduzierung von Risiken ergreift, soweit sich diese aus bestimmten Arten von Geschäften und Produkten oder der Nutzung bestimmter Systeme oder der Auslagerung von Aktivitäten und Prozessen auf ein anderes Unternehmen ergeben,

2.	weitere Zweigstellen nur mit Zustimmung der Bundesanstalt errichten darf und

3.	einzelne Geschäftsarten, namentlich die Annahme von Einlagen, Geldern oder Wertpapieren von Kunden und die Gewährung von Krediten nach § 19 Abs. 1 nicht oder nur in beschränktem Umfang betreiben darf.

2Die Bundesanstalt ist berechtigt, Maßnahmen nach Satz 1 zusätzlich zu einer Festsetzung erhöhter Eigenmittelanforderungen nach § 10 Absatz 3 Satz 2 Nummer 10 sowie zusammen oder zusätzlich zu einer Festsetzung erhöhter Eigenmittelanforderungen nach § 51a Absatz 2 Nummer 4 anzuordnen.

(2) 1Absatz 1 ist entsprechend auf das jeweilige übergeordnete Unternehmen im Sinne des § 10a sowie auf ein Institut, das nach Artikel 22 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 zur Unterkonsolidierung verpflichtet ist, anzuwenden, wenn eine Institutsgruppe, eine Finanzholding-Gruppe oder eine gemischte Finanzholding-Gruppe entgegen § 25a Absatz 1 und § 25b nicht über eine ordnungsgemäße Geschäftsorganisation verfügt; Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 ist mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden, dass die Bundesanstalt statt einer Untersagung 
oder Beschränkung der Gewährung von Krediten, die für die Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe oder gemischte Finanzholding-Gruppe nach Maßgabe der Artikel 387 bis 403 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in ihrer jeweils geltenden Fassung geltenden Großkreditobergrenzen herabsetzen kann. 2Verfügt eine Zweigniederlassung des Instituts in einem Drittstaat nicht über eine angemessene Geschäftsorganisation oder ist sie nicht in der Lage, die zur Beurteilung ihrer Geschäftsorganisation oder die zur Einbeziehung in die Institutsorganisation erforderlichen Angaben zur Verfügung zu stellen, oder wird sie in dem Drittstaat nicht effektiv beaufsichtigt oder ist die für die Zweigniederlassung zuständige Aufsichtsstelle nicht zu einer befriedigenden Zusammenarbeit mit der Bundesanstalt bereit, kann die Bundesanstalt auch die Geschäftstätigkeit der Zweigniederlassung beschränken oder ihre Schließung und Abwicklung anordnen.

(3) (aufgehoben)

[bookmark: _Toc36575280]§ 45c
Sonderbeauftragter

(1) 1Die Bundesanstalt kann einen Sonderbeauftragten bestellen, diesen mit der Wahrnehmung von Aufgaben bei einem Institut betrauen und ihm die hierfür erforderlichen Befugnisse übertragen. 2Der Sonderbeauftragte muss unabhängig, zuverlässig und zur ordnungsgemäßen Wahrnehmung der ihm übertragenen Aufgaben im Sinne einer nachhaltigen Geschäftspolitik des Instituts und der Wahrung der Finanzmarktstabilität geeignet sein; soweit der Sonderbeauftragte Aufgaben eines Geschäftsleiters oder eines Organs übernimmt, muss er Gewähr für die erforderliche fachliche Eignung bieten. 3Er ist im Rahmen seiner Aufgaben berechtigt, von den Mitgliedern der Organe und den Beschäftigten des Instituts Auskünfte und die Vorlage von Unterlagen zu verlangen, an allen Sitzungen und Versammlungen der Organe und sonstiger Gremien des Instituts in beratender Funktion teilzunehmen, die Geschäftsräume des Instituts zu betreten, Einsicht in dessen Geschäftspapiere und Bücher zu nehmen und Nachforschungen anzustellen. 4Die Organe und Organmitglieder haben den Sonderbeauftragten bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben zu unterstützen. 5Er ist gegenüber der Bundesanstalt zur Auskunft über alle Erkenntnisse im Rahmen seiner Tätigkeit verpflichtet.

(2) Die Bundesanstalt kann dem Sonderbeauftragten insbesondere übertragen:

1.	die Aufgaben und Befugnisse eines oder mehrerer Geschäftsleiter wahrzunehmen, wenn Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass der oder die Geschäftsleiter des Instituts nicht zuverlässig sind oder nicht die zur Leitung des Instituts erforderliche fachliche Eignung haben;

2.	die Aufgaben und Befugnisse eines oder mehrerer Geschäftsleiter wahrzunehmen, wenn das Institut nicht mehr über die erforderliche Anzahl von Geschäftsleitern verfügt, insbesondere weil die Bundesanstalt die Abberufung eines Geschäftsleiters verlangt oder ihm die Ausübung seiner Tätigkeit untersagt hat;

3.	die Aufgaben und Befugnisse von Organen des Instituts insgesamt oder teilweise wahrzunehmen, wenn die Voraussetzungen des § 36 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 bis 10 vorliegen;

4.	die Aufgaben und Befugnisse von Organen des Instituts insgesamt oder teilweise wahrzunehmen, wenn die Aufsicht über das Institut aufgrund von Tatsachen im Sinne des § 33 Absatz 2 beeinträchtigt ist;

5.	geeignete Maßnahmen zur Herstellung und Sicherung einer ordnungsgemäßen Geschäftsorganisation einschließlich eines angemessenen Risikomanagements zu ergreifen, wenn das Institut nachhaltig gegen Bestimmungen dieses Gesetzes, des Gesetzes über Bausparkassen, des Depotgesetzes, des Geldwäschegesetzes, des Kapitalanlagebuchs, des Pfandbriefgesetzes, des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes oder des Wertpapierhandelsgesetzes, gegen die zur Durchführung dieser Gesetze erlassenen Verordnungen oder gegen Anordnungen der Bundesanstalt verstoßen hat;

6.	zu überwachen, dass Anordnungen der Bundesanstalt gegenüber dem Institut beachtet werden;

[bookmark: BJNR008810961BJNE008007377][bookmark: _Toc278444976]7.	einen Restrukturierungsplan für das Institut zu erstellen, wenn die Voraussetzungen des § 45 Absatz 1 Satz 3 oder Absatz 2 vorliegen, die Ausführung eines Restrukturierungsplans zu begleiten und die Befugnisse nach § 45 Absatz 2 Satz 4 und 5 wahrzunehmen;

7a.	einen Plan nach § 10 Absatz 4 Satz 6 für das Institut zu erstellen, wenn die Voraussetzungen des § 10 Absatz 4 Satz 1 vorliegen und das Institut innerhalb einer von der Bundesanstalt festgelegten Frist keinen geeigneten Plan vorgelegt hat, sowie die Durchführung des Planes sicherzustellen;

8.	Maßnahmen des Instituts zur Abwendung einer Gefahr im Sinne des § 35 Absatz 2 Nummer 4 oder des § 46 Absatz 1 Satz 1 zu überwachen, selbst Maßnahmen zur Abwendung einer Gefahr zu ergreifen oder die Einhaltung von Maßnahmen der Bundesanstalt nach § 46 zu überwachen;

9.	eine Abwicklungsanordnung im Sinne des § 77 des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes vorzubereiten;

10.	Schadensersatzansprüche gegen Organmitglieder oder ehemalige Organmitglieder zu prüfen, wenn Anhaltspunkte für einen Schaden des Instituts durch eine Pflichtverletzung von Organmitgliedern vorliegen.

(3) 1Soweit der Sonderbeauftragte in die Aufgaben und Befugnisse eines Organs oder Organmitglieds des Instituts insgesamt eintritt, ruhen die Aufgaben und Befugnisse des betroffenen Organs oder Organmitglieds. 2Der Sonderbeauftragte kann nicht gleichzeitig die Funktion eines oder mehrerer Geschäftsleiter und eines oder mehrerer Mitglieder eines Verwaltungs- 
oder Aufsichtsorgans wahrnehmen. 3Werden dem Sonderbeauftragten für die Wahrnehmung einer Aufgabe nur teilweise die Befugnisse eines Organs oder Organmitglieds eingeräumt, hat dies keine Auswirkung auf die Befugnisse des bestellten Organs oder Organmitglieds des Instituts. 4Die umfassende Übertragung aller Aufgaben und Befugnisse eines oder mehrerer Geschäftsleiter auf den Sonderbeauftragten kann nur in den Fällen des Absatzes 2 Nummer 1, 2 und 4 erfolgen. 5Seine Vertretungsbefugnis richtet sich dabei nach der Vertretungsbefugnis des oder der Geschäftsleiter, an dessen oder deren Stelle der Sonderbeauftragte bestellt ist. 6Solange die Bundesanstalt einem Sonderbeauftragten die Funktion eines Geschäftsleiters übertragen hat, können die nach anderen Rechtsvorschriften hierzu berufenen Personen oder Organe ihr Recht, einen Geschäftsleiter zu bestellen, nur mit Zustimmung der Bundesanstalt ausüben.

(4) Überträgt die Bundesanstalt die Wahrnehmung von Aufgaben und Befugnisse eines Geschäftsleiters nach Absatz 2 Nummer 1 oder 2 auf einen Sonderbeauftragten, werden die Übertragung, die Vertretungsbefugnis sowie die Aufhebung der Übertragung von Amts wegen in das Handelsregister eingetragen.

(5) Das Organ des Instituts, das für den Ausschluss von Gesellschaftern von der Geschäftsführung und Vertretung oder die Abberufung geschäftsführungs- oder vertretungsbefugter Personen zuständig ist, kann bei Vorliegen eines wichtigen Grundes beantragen, die Übertragung der Funktion eines Geschäftsleiters auf den Sonderbeauftragten aufzuheben.

(6) 1Die durch die Bestellung des Sonderbeauftragten entstehenden Kosten einschließlich der diesem zu gewährenden angemessenen Auslagen und der Vergütung fallen dem Institut zur Last. 2Die Höhe der Vergütung setzt die Bundesanstalt fest. 3Die Bundesanstalt schießt die Auslagen und die Vergütung auf Antrag des Sonderbeauftragten vor.

(7) 1Der Sonderbeauftragte haftet für Vorsatz und Fahrlässigkeit. 2Bei fahrlässigem Handeln beschränkt sich die Ersatzpflicht des Sonderbeauftragten auf 1 Million Euro. 3Handelt es sich um eine Aktiengesellschaft, deren Aktien zum Handel im regulierten Markt zugelassen sind, beschränkt sich die Ersatzpflicht auf 50 Millionen Euro.

(8) Die Absätze 1 bis 7 gelten entsprechend für Finanzholding-Gesellschaften oder gemischte Finanzholding-Gesellschaften, die nach § 10a als übergeordnetes Unternehmen gelten und bezüglich der Personen, die die Geschäfte derartiger Finanzholding-Gesellschaften oder gemischter Finanzholding-Gesellschaften tatsächlich führen.
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Maßnahmen bei Gefahr

(1) 1Besteht Gefahr für die Erfüllung der Verpflichtungen eines Instituts gegenüber seinen Gläubigern, insbesondere für die Sicherheit der ihm anvertrauten Vermögenswerte, oder besteht der begründete Verdacht, daß eine wirksame Aufsicht über das Institut nicht möglich ist (§ 33 Absatz 2), kann die Bundesanstalt zur Abwendung dieser Gefahr einstweilige Maßnahmen treffen. 2Sie kann insbesondere 

1.	Anweisungen für die Geschäftsführung des Instituts erlassen,

2.	die Annahme von Einlagen oder Geldern oder Wertpapieren von Kunden und die Gewährung von Krediten (§ 19 Abs. 1) verbieten,

3.	Inhabern und Geschäftsleitern die Ausübung ihrer Tätigkeit untersagen oder beschränken,

4.	vorübergehend ein Veräußerungs- und Zahlungsverbot an das Institut erlassen,

5.	die Schließung des Instituts für den Verkehr mit der Kundschaft anordnen und

6.	die Entgegennahme von Zahlungen, die nicht zur Erfüllung von Verbindlichkeiten gegenüber dem Institut bestimmt sind, verbieten, es sei denn, die zuständige Entschädigungseinrichtung oder sonstige Sicherungseinrichtung stellt die Befriedigung der Berechtigten in vollem Umfang sicher.

3Die Bundesanstalt kann unter den Voraussetzungen des Satzes 1 Zahlungen an konzernangehörige Unternehmen untersagen oder beschränken, wenn diese Geschäfte für das Institut nachteilig sind. 4Sie kann ferner bestimmen, dass Zahlungen nur unter bestimmten Voraussetzungen zulässig sind. 5Die Bundesanstalt unterrichtet über die von ihr nach den Sätzen 3 und 4 beabsichtigten Maßnahmen unverzüglich die betroffenen Aufsichtsbehörden in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie die Europäische Zentralbank und die Deutsche Bundesbank. 6Beschlüsse über die Gewinnausschüttung sind insoweit nichtig, als sie einer Anordnung nach den Sätzen 1 und 2 widersprechen. 7Bei Instituten, die in anderer Rechtsform als der eines Einzelkaufmanns betrieben werden, sind Geschäftsleiter, denen die Ausübung ihrer Tätigkeit untersagt worden ist, für die Dauer der Untersagung von der Geschäftsführung und Vertretung des Instituts ausgeschlossen. 8Für die Ansprüche aus dem Anstellungsvertrag oder anderen Bestimmungen über die Tätigkeit des Geschäftsleiters gelten die allgemeinen Vorschriften. 9Rechte, die einem Geschäftsleiter als Gesellschafter oder in anderer Weise eine Mitwirkung an Entscheidungen über Geschäftsführungsmaßnahmen bei dem Institut ermöglichen, können für die Dauer der Untersagung nicht ausgeübt werden.

(2) 1Die zuständige Entschädigungseinrichtung oder sonstige Sicherungseinrichtung kann ihre Verpflichtungserklärung im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 6 davon abhängig machen, dass eingehende Zahlungen, soweit sie nicht zur Erfüllung von Verbindlichkeiten nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 gegenüber dem Institut bestimmt sind, von dem im Zeitpunkt des Erlasses des Veräußerungs- und Zahlungsverbots nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 vorhandenen Vermögen des Instituts zugunsten der Einrichtung getrennt gehalten und verwaltet werden. 2Das Institut darf nach Erlass des Veräußerungs- und Zahlungsverbots nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 die im Zeitpunkt des Erlasses laufenden Geschäfte abwickeln und neue Geschäfte eingehen, soweit diese zur Abwicklung erforderlich sind, wenn und soweit die zuständige Entschädigungseinrichtung oder sonstige Sicherungseinrichtung die zur Durchführung erforderlichen Mittel zur Verfügung stellt oder sich verpflichtet, aus diesen Geschäften insgesamt entstehende Vermögensminderungen des Instituts, soweit dies zur vollen Befriedigung sämtlicher Gläubiger erforderlich ist, diesem zu erstatten. 3Die Bundesanstalt kann darüber hinaus Ausnahmen vom Veräußerungs- und Zahlungsverbot nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 zulassen, soweit dies für die Durchführung der Geschäfte oder die Verwaltung des Instituts sachgerecht ist. 4Dabei kann sie insbesondere die Erstattung von Zahlungen anordnen, die entgegen einer Anordnung nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 entgegengenommen worden sind oder beim Institut eingegangen sind. 5Sie kann eine Betragsgrenze festsetzen, bis zu der ein Sonderbeauftragter Ausnahmen vom Veräußerungs- und Zahlungsverbot zulassen kann. 6Solange Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 bis 6 andauern, sind Zwangsvollstreckungen, Arreste und einstweilige Verfügungen in das Vermögen des Instituts nicht zulässig. 7Die Vorschriften der Insolvenzordnung zum Schutz von Zahlungs- sowie Wertpapierliefer- und Abrechnungssystemen einschließlich interoperabler Systeme sowie von dinglichen Sicherheiten der Zentralbanken und von Finanzsicherheiten sind bei Anordnung einer Maßnahme nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 bis 6 entsprechend anzuwenden. 8Die Anordnung von Sicherungsmaßnahmen nach § 21 der Insolvenzordnung berührt nicht die Wirksamkeit der Erstattung einer Zahlung, die entgegen einer Anordnung nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 über ein System oder über eine zwischengeschaltete Stelle entgegengenommen worden ist oder eingegangen ist oder beim Institut eingegangen ist und deren Erstattung die Bundesanstalt nach Satz 4 angeordnet hat.

[bookmark: BJNR008810961BJNE008113377](3) (aufgehoben)

[bookmark: _Toc36575282]§ 46a
Untersagungs- und Anordnungsbefugnis bei Verwenden externer Ratings

(1) Die Bundesanstalt kann einem Institut, das für aufsichtliche Zwecke Ratings einer oder mehrerer Ratingagenturen verwendet, das Verwenden dieser Ratings untersagen, wenn die Ratingagenturen ihren Sitz nicht innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums haben und nicht nach der Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 in der jeweils geltenden Fassung registriert sind.

(2) 1Die Bundesanstalt kann gegenüber einem Institut im Einzelfall Anordnungen treffen, die geeignet und erforderlich sind, die Einhaltung der Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 in der jeweils geltenden Fassung sicherzustellen. 2Insbesondere kann die Bundesanstalt Anordnungen treffen, um einem übermäßigen Rückgriff des Instituts auf Ratings entgegenzuwirken.
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Insolvenzantrag

(1) 1Wird ein Institut, das eine Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb im Inland besitzt, oder eine nach § 10a als übergeordnetes Unternehmen geltende Finanzholding-Gesellschaft oder gemischte Finanzholding-Gesellschaft zahlungsunfähig oder tritt Überschuldung ein, so haben die Geschäftsleiter, bei einem in der Rechtsform des Einzelkaufmanns betriebenen Institut der Inhaber und die Personen, die die Geschäfte der Finanzholding-Gesellschaft oder der gemischten Finanzholding-Gesellschaft tatsächlich führen, dies der Bundesanstalt unter Beifügung aussagefähiger Unterlagen unverzüglich anzuzeigen; die im ersten Halbsatz bezeichneten Personen haben eine solche Anzeige unter Beifügung entsprechender Unterlagen auch dann vorzunehmen, wenn das Institut oder die nach § 10a als übergeordnetes Unternehmen geltende Finanzholding-Gesellschaft oder gemischte Finanzholding-Gesellschaft voraussichtlich nicht in der Lage sein wird, die bestehenden Zahlungspflichten im Zeitpunkt der Fälligkeit zu erfüllen (drohende Zahlungsunfähigkeit). 2Soweit diese Personen nach anderen Rechtsvorschriften verpflichtet sind, bei Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung die Eröffnung des Insolvenzverfahrens zu beantragen, tritt an die Stelle der Antragspflicht die Anzeigepflicht nach Satz 1. 3Das Insolvenzverfahren über das Vermögen eines Instituts oder einer nach § 10a als übergeordnetes Unternehmen geltenden Finanzholding-Gesellschaft oder gemischten Finanzholding-Gesellschaft findet im Fall der Zahlungsunfähigkeit, der Überschuldung oder unter den Voraussetzungen des Satzes 5 auch im Fall der drohenden Zahlungsunfähigkeit statt. 4Der Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Instituts oder der nach § 10a als übergeordnetes Unternehmen geltenden Finanzholding-Gesellschaft oder gemischten Finanzholding-Gesellschaft kann nur von der Bundesanstalt gestellt werden. 5Im Fall der drohenden Zahlungsunfähigkeit darf die Bundesanstalt den Antrag jedoch nur mit Zustimmung des Instituts und im Fall einer nach § 10a als übergeordnetes Unternehmen geltenden Finanzholding-Gesellschaft oder gemischten Finanzholding-Gesellschaft mit deren Zustimmung stellen. 6Vor der Bestellung des Insolvenzverwalters hat das Insolvenzgericht die Bundesanstalt zu dessen Eignung zu hören. 7Der Bundesanstalt ist der Eröffnungsbeschluss besonders zuzustellen. 8Das Insolvenzgericht übersendet der Bundesanstalt alle weiteren, das Verfahren betreffenden Beschlüsse und erteilt auf Anfrage Auskunft zum Stand und Fortgang des Verfahrens. 9Die Bundesanstalt kann Einsicht in die Insolvenzakten nehmen.

(1a) 1Die Antragsrechte nach § 3a Absatz 1, § 3d Absatz 2 und § 269d Absatz 2 der Insolvenzordnung stehen bei Instituten und bei nach § 10a als übergeordnete Unternehmen bestimmten Finanzholding-Gesellschaften ausschließlich der Bundesanstalt zu. 2Die Einleitung eines Koordinationsverfahrens (§§ 269d bis 269i der Insolvenzordnung) entfaltet für die gruppenangehörigen Institute und für die als übergeordnete Unternehmen bestimmten Finanzholding-Gesellschaften nur dann Wirkung, wenn die Bundesanstalt sie beantragt oder ihr zugestimmt hat. 3Für die Bestellung des Verfahrenskoordinators gilt Absatz 1 Satz 6 entsprechend.

(2) 1Wird über ein Institut, das Teilnehmer eines Systems im Sinne des § 24b Absatz 1 ist, ein Insolvenzverfahren eröffnet, hat die Bundesanstalt unverzüglich die Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde, den Europäischen Ausschuss für Systemrisiken und die Stellen zu informieren, die der Europäischen Kommission von den anderen Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums benannt worden sind. 2Auf Systembetreiber im Sinne des § 24b Abs. 5 ist Satz 1 entsprechend anzuwenden.

(3) 1Der Insolvenzverwalter informiert die Bundesanstalt laufend über Stand und Fortgang des Insolvenzverfahrens, insbesondere durch Überlassung der Berichte für das Insolvenzgericht, die Gläubigerversammlung oder einen Gläubigerausschuss. 2Die Bundesanstalt kann darüber hinaus weitere Auskünfte und Unterlagen zum Insolvenzverfahren verlangen.
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Insolvenzrechtliche Fristen und Haftungsfragen

(1) Die nach den §§ 88 und 130 bis 136 der Insolvenzordnung vom Tag des Antrags auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens an zu berechnenden Fristen sind vom Tag des Erlasses einer Maßnahme nach § 46 Absatz 1 an zu berechnen.

(2) 1Es wird vermutet, dass Leistungen des Instituts, die zwischen einer Anordnung der Bundesanstalt nach § 46 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 bis 6 und dem Insolvenzantrag erfolgten und nach § 46 zulässig sind, die Gläubiger des Instituts nicht benachteiligen und mit der Sorgfalt ordentlicher Kaufleute vereinbar sind. 2Die Bundesanstalt handelt bei ihrer Tätigkeit pflichtgemäß, soweit sie bei Ausübung ihrer Befugnisse vernünftigerweise annehmen durfte, auf der Grundlage angemessener Informationen die Ziele des Gesetzes erreichen zu können. 3§ 4 Absatz 4 des Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetzes bleibt unberührt.
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Unterrichtung der anderen Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums über Sanierungsmaßnahmen

(1) 1Vor Erlass einer Sanierungsmaßnahme, insbesondere einer Maßnahme nach § 46, gegenüber einem CRR-Kreditinstitut unterrichtet die Bundesanstalt die zuständigen Behörden der anderen Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums. 2Ist dies nicht möglich, sind die zuständigen Behörden unmittelbar nach Erlass der Maßnahme zu unterrichten. 3Das Gleiche gilt, soweit gegenüber einer Zweigstelle eines Unternehmens im Sinne des § 53 mit Sitz außerhalb der Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums Maßnahmen nach § 46 ergriffen werden. 4In diesem Falle unterrichtet die Bundesanstalt die zuständigen Behörden der anderen Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums, in denen das Unternehmen weitere Zweigstellen errichtet hat. 5Die Regelungen des § 8 Abs. 3 bis 7 bleiben unberührt.

(2) 1Sanierungsmaßnahmen, die die Rechte von Dritten in einem Aufnahmemitgliedstaat  beeinträchtigen und gegen die Rechtsbehelfe eingelegt werden können, sind ohne den ihrer Begründung dienenden Teil in der Amtssprache oder den Amtssprachen der betroffenen Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums unverzüglich im Amtsblatt der Europäischen Union und in mindestens zwei überregionalen Zeitungen der Aufnahmemitgliedstaaten bekannt zu machen. 2In der Bekanntmachung sind die Stelle, bei der die Begründung vorgehalten wird, der Gegenstand und die Rechtsgrundlage der Entscheidung, die Rechtsbehelfsfristen einschließlich des Zeitpunkts ihres Fristablaufs, die Anschrift der Bundesanstalt als über einen Widerspruch entscheidende Behörde und die Anschrift des zuständigen Verwaltungsgerichts anzugeben. 3Die Bekanntmachung ist nicht Wirksamkeitsvoraussetzung.

(3) 1Sanierungsmaßnahmen im Sinne der Absätze 1 und 2 sind Maßnahmen nach § 46 sowie nach § 6 Abs. 3, mit denen die finanzielle Lage eines CRR-Kreditinstituts gesichert oder wiederhergestellt werden soll und die die bestehenden Rechte von Dritten in einem Aufnahmemitgliedstaat des Europäischen Wirtschaftsraums beeinträchtigen könnten, einschließlich der Maßnahmen, die eine Aussetzung der Zahlungen erlauben oder der Wirksamkeit der Sanierungsmaßnahmen von Aufsichtsbehörden des Europäischen Wirtschaftsraums unterstützend dienen. 2Sanierungsmaßnahmen sind als solche zu bezeichnen. 3In Ansehung der Sanierungsmaßnahmen sind auf Verträge zur Nutzung oder zum Erwerb eines unbeweglichen Gegenstands, auf Arbeitsverträge und Arbeitsverhältnisse, auf Aufrechnungen, auf Pensionsgeschäfte im Sinne des § 340b des Handelsgesetzbuchs, auf Schuldumwandlungsverträge und Aufrechnungsvereinbarungen sowie auf dingliche Rechte Dritter die §§ 336, 337, 338, 340 und 351 Abs. 2 der Insolvenzordnung entsprechend anzuwenden, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt.

(4) 1Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn und soweit ausschließlich die Rechte von an der internen Betriebsstruktur beteiligten Personen sowie von Geschäftsführern und Aktionären eines CRR-Kreditinstituts in einer dieser Eigenschaften beeinträchtigt sein können. 2Bei CRR-Kreditinstituten, die nicht grenzüberschreitend tätig sind, ist die Unterrichtung und Bekanntmachung nach den Absätzen 1 und 2 entbehrlich.

(5) 1Die Bundesanstalt unterstützt Sanierungsmaßnahmen der Behörden des Herkunftsmitgliedstaates bei einem CRR-Kreditinstitut mit Sitz in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums. 2Hält sie die Durchführung von Sanierungsmaßnahmen bei einem CRR-Kreditinstitut mit Sitz in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums für notwendig, so setzt sie die zuständigen Behörden dieses Staates hiervon in Kenntnis.
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Insolvenzverfahren in den Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums

(1) 1Zuständig für die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über das Vermögen eines CRR-Instituts sind im Bereich des Europäischen Wirtschaftsraums allein die jeweiligen Behörden oder Gerichte des Herkunftsmitgliedstaates. 2Ist ein anderer Staat des Europäischen Wirtschaftsraums Herkunftsmitgliedstaat eines CRR-Instituts und wird dort ein Insolvenzverfahren über das Vermögen dieses Instituts eröffnet, so wird das Verfahren ohne Rücksicht auf die Voraussetzungen des § 343 Abs. 1 der Insolvenzordnung anerkannt.

(2) Sekundärinsolvenzverfahren nach § 356 der Insolvenzordnung und sonstige Partikularverfahren nach § 354 der Insolvenzordnung bezüglich der CRR-Institute, die ihren Sitz in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums haben, sind nicht zulässig.

(3) 1Die Geschäftsstelle des Insolvenzgerichts hat den Eröffnungsbeschluss sofort der Bundesanstalt zu übermitteln, die unverzüglich die zuständigen Behörden der anderen Aufnahmemitgliedstaaten des Europäischen Wirtschaftsraums über die Verfahrenseröffnung unterrichtet. 2Unbeschadet der in § 30 der Insolvenzordnung vorgesehenen Bekanntmachung hat das Insolvenzgericht den Eröffnungsbeschluss auszugsweise im Amtsblatt der Europäischen Union und in mindestens zwei überregionalen Zeitungen der Aufnahmemitgliedstaaten zu veröffentlichen, in denen das betroffene Kreditinstitut eine Zweigstelle hat oder Dienstleistungen erbringt. 3Der Veröffentlichung ist das Formblatt nach § 46f Abs. 1 voranzustellen.

(4) 1Die Bundesanstalt kann jederzeit vom Insolvenzgericht und vom Insolvenzverwalter Auskünfte über den Stand des Insolvenzverfahrens verlangen. 2Sie ist verpflichtet, die zuständige Behörde eines anderen Staates des Europäischen Wirtschaftsraums auf deren Verlangen über den Stand des Insolvenzverfahrens zu informieren.

(5) 1Stellt die Bundesanstalt den Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über das Vermögen der Zweigstelle eines Unternehmens mit Sitz außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums, so unterrichtet sie unverzüglich die zuständigen Behörden der Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums, in denen das Unternehmen eine weitere Zweigstelle hat oder Dienstleistungen erbringt. 2Die Unterrichtung hat sich auch auf Inhalt und Bestand der Erlaubnis nach § 32 zu erstrecken. 3Die beteiligten Personen und Stellen bemühen sich um ein abgestimmtes Vorgehen.

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten auch für Unternehmen im Anwendungsbereich des § 1 des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes, gegenüber denen ein Abwicklungsinstrument im Sinne des § 77 des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes angeordnet oder eine Abwicklungsbefugnis im Sinne der §§ 78 bis 87 des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes ausgeübt wird.
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Unterrichtung der Gläubiger im Insolvenzverfahren und Insolvenzrangfolge

(1) 1Mit dem Eröffnungsbeschluss ist den Gläubigern von der Geschäftsstelle des Insolvenzgerichts ein Formblatt zu übersenden, das in sämtlichen Amtssprachen der Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums mit den Worten "Aufforderung zur Anmeldung und Erläuterung einer Forderung. 2Fristen beachten!" überschrieben ist. 3Das Formblatt wird vom Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz im Bundesanzeiger veröffentlicht und enthält insbesondere folgende Angaben: 

1.	welche Fristen einzuhalten sind und welche Folgen deren Versäumung hat;

2.	wer für die Entgegennahme der Anmeldung und Erläuterung einer Forderung zuständig ist;

3.	welche weiteren Maßnahmen vorgeschrieben sind;

4.	welche Bedeutung die Anmeldung der Forderung für bevorrechtigte oder dinglich gesicherte Gläubiger hat und inwieweit diese ihre Forderungen anmelden müssen.



(2) 1Gläubiger mit gewöhnlichem Aufenthalt, Wohnsitz oder Sitz in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums können ihre Forderungen in der oder einer der Amtssprachen dieses Staates anmelden. 2Die Anmeldung muss in deutscher Sprache mit den Worten "Anmeldung und Erläuterung einer Forderung" überschrieben sein. 3Der Gläubiger hat auf Verlangen eine Übersetzung der Anmeldung und der Erläuterung vorzulegen, die von einer hierzu in dem Staat nach Satz 1 befugten Person zu beglaubigen ist.

(3) Der Insolvenzverwalter hat die Gläubiger regelmäßig in geeigneter Form über den Fortgang des Insolvenzverfahrens zu unterrichten.

(4) Im Rang vor den übrigen Insolvenzforderungen werden in folgender Rangfolge, bei gleichem Rang nach dem Verhältnis ihrer Beträge, berichtigt:

1.	gedeckte Einlagen im Sinne von § 2 Absatz 3 Nummer 23 des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes sowie Ansprüche, die auf Grund der Erfüllung eines Entschädigungsanspruchs nach § 16 des Einlagensicherungsgesetzes auf das Einlagensicherungssystem übergegangen sind;

2.	entschädigungsfähige Einlagen im Sinne des § 2 Absatz 3 Nummer 18 des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes von natürlichen Personen, Kleinstunternehmen und kleinen und mittleren Unternehmen nach Artikel 2 Absatz 1 des Anhangs der Empfehlung 2003/361/EG der Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition der Kleinstunternehmen sowie der kleinen und mittleren Unternehmen (ABl. L 124 vom 20.5.2003, S. 36), sowie solche Einlagen bei Instituten mit Sitz in der Europäischen Union, die entschädigungsfähige Einlagen wären, wenn sie nicht von deren Niederlassungen außerhalb der Europäischen Union angenommen worden wären.

(5) Von den Forderungen im Sinne des § 38 der Insolvenzordnung werden zunächst die Forderungen berichtigt, die keine Schuldtitel nach Absatz 6 Satz 1 sind.

(6) 1Schuldtitel im Sinne dieses Satzes sind auf den Inhaber lautende Schuldverschreibungen und Orderschuldverschreibungen und diesen Schuldtiteln vergleichbare Rechte, die ihrer Art nach auf den Kapitalmärkten handelbar sind, sowie Schuldscheindarlehen und Namensschuldverschreibungen, die nicht als Einlagen unter Absatz 4 Nummer 1 oder 2 fallen, die zum Zeitpunkt ihrer Begebung eine vertragliche Laufzeit von mindestens einem Jahr haben, sofern in den vertraglichen Bedingungen des Schuldtitels ausdrücklich auf den durch Absatz 5 bestimmten niedrigeren Rang im Insolvenzverfahren hingewiesen wird. 2Im Fall einer Pflicht zur Veröffentlichung eines Prospekts ist der Hinweis auch in den zu veröffentlichenden Prospekt aufzunehmen. 3Schuldtitel, die in den Anwendungsbereich des § 91 Absatz 2 des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes fallen, und Schuldtitel, welche von Anstalten des öffentlichen Rechts begeben wurden, die nicht insolvenzfähig sind, zählen nicht zu den Schuldtiteln im Sinne von Satz 1.

(7) 1Absatz 6 Satz 1 erfasst keine Schuldtitel, für die vereinbart ist,

1.	dass die Höhe des Rückzahlungsbetrages vom Eintritt oder Nichteintritt eines zum Zeitpunkt der Begebung des Schuldtitels noch unsicheren Ereignisses abhängig ist oder die Erfüllung auf andere Weise als durch Geldzahlung erfolgt, oder

2.	dass die Höhe des Zinszahlungsbetrages vom Eintritt oder Nichteintritt eines zum Zeitpunkt der Begebung des Schuldtitels noch unsicheren Ereignisses abhängt, es sei denn, die Höhe des Zinszahlungsbetrages ist ausschließlich von einem festen 
oder marktüblichen variablen Referenzzins abhängig und die Erfüllung erfolgt durch Geldzahlung.

2Die Höhe des Rückzahlungsbetrages oder des Zinszahlungsbetrages gilt nicht bereits deshalb als vom Eintritt oder Nichteintritt eines zum Zeitpunkt der Begebung des Schuldtitels noch unsicheren Ereignisses abhängig, weil der Schuldtitel auf eine andere als die Landeswährung des Emittenten lautet, sofern Hauptforderung, Rückzahlung und Zinsforderung auf dieselbe Währung lauten.

(8) 1Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, nähere Bestimmungen über die Merkmale der vom Anwendungsbereich des Absatzes 7 erfassten Schuldtitel zu erlassen. 2Das Bundesministerium der Finanzen kann die Ermächtigung zum Erlass der Rechtsverordnung nach Satz 1 durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht übertragen.

(9) 1Für Schuldtitel, die vor dem 21. Juli 2018 begeben worden sind, gilt § 46f Absatz 5 bis 7 des Kreditwesengesetzes in der bis zum 20. Juli 2018 geltenden Fassung fort. 2Im Insolvenzverfahren haben vor dem 21. Juli 2018 begebene Schuldtitel im Sinne des § 46f Absatz 6 Satz 1 des Kreditwesengesetzes in der bis zum 20. Juli 2018 geltenden Fassung den gleichen Rang wie Schuldtitel im Sinne des Absatzes 6 Satz 1.
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Moratorium, Einstellung des Bank- und Börsenverkehrs

(1) Sind wirtschaftliche Schwierigkeiten bei Kreditinstituten zu befürchten, die schwerwiegende Gefahren für die Gesamtwirtschaft, insbesondere den geordneten Ablauf des allgemeinen Zahlungsverkehrs erwarten lassen, so kann die Bundesregierung durch Rechtsverordnung 

1.	einem Kreditinstitut einen Aufschub für die Erfüllung seiner Verbindlichkeiten gewähren und anordnen, daß während der Dauer des Aufschubs Zwangsvollstreckungen, Arreste und einstweilige Verfügungen gegen das Kreditinstitut sowie das Insolvenzverfahren über das Vermögen des Kreditinstituts nicht zulässig sind;

2.	anordnen, daß die Kreditinstitute für den Verkehr mit ihrer Kundschaft vorübergehend geschlossen bleiben und im Kundenverkehr Zahlungen und Überweisungen weder leisten noch entgegennehmen dürfen; sie kann diese Anordnung auf Arten oder Gruppen von Kreditinstituten sowie auf bestimmte Bankgeschäfte beschränken;

3.	anordnen, daß die Börsen im Sinne des Börsengesetzes vorübergehend geschlossen bleiben.

(2) Vor den Maßnahmen nach Absatz 1 hat die Bundesregierung die Deutsche Bundesbank zu hören.

(3) Trifft die Bundesregierung Maßnahmen nach Absatz 1, so hat sie durch Rechtsverordnung die Rechtsfolgen zu bestimmen, die sich hierdurch für Fristen und Termine auf dem Gebiet des bürgerlichen Rechts, des Handels-, Gesellschafts-, Wechsel-, Scheck- und Verfahrensrechts ergeben.
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Wiederaufnahme des Bank- und Börsenverkehrs

(1) 1Die Bundesregierung kann nach Anhörung der Deutschen Bundesbank für die Zeit nach einer vorübergehenden Schließung der Kreditinstitute und Börsen gemäß § 46g Absatz 1 Nummer 2 und 3 durch Rechtsverordnung Vorschriften für die Wiederaufnahme des Zahlungs- und Überweisungsverkehrs sowie des Börsenverkehrs erlassen. 2Sie kann hierbei insbesondere bestimmen, daß die Auszahlung von Guthaben zeitweiligen Beschränkungen unterliegt. 3Für Geldbeträge, die nach einer vorübergehenden Schließung der Kreditinstitute angenommen werden, dürfen solche Beschränkungen nicht angeordnet werden.

(2) Die nach Absatz 1 sowie die nach § 46g Absatz 1 erlassenen Rechtsverordnungen treten, wenn sie nicht vorher aufgehoben worden sind, drei Monate nach ihrer Verkündung außer Kraft.
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Anordnungsbefugnis nach der Verordnung (EU) Nr. 1286/2014

1Verstößt ein Institut, das über ein PRIIP im Sinne des Artikels 4 Nummer 3 der Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 berät oder es verkauft oder das Hersteller von PRIIP im Sinne des Artikels 4 Nummer 4 der Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 ist, gegen die Anforderungen von Artikel 5 Absatz 1, der Artikel 6, 7, 8 Absatz 1 bis 3, der Artikel 9, 10 Absatz 1, von Artikel 13 Absatz 1, 3 oder 4, der Artikel 14 oder 19 dieser Verordnung sowie der auf Grundlage der Artikel 8, 10 und 13 dieser Verordnung erlassenen technischen Regulierungsstandards, kann die Bundesanstalt gegenüber dem Institut Anordnungen treffen, die geeignet und erforderlich sind, um sicherzustellen, dass die Anforderungen eingehalten werden und um eine nicht den Grundsätzen der Verordnung entsprechende Information der Privatanleger zu verhindern. 2Die Bundesanstalt kann insbesondere

1.	die Vermarktung, den Vertrieb oder den Verkauf des PRIIP vorübergehend oder dauerhaft untersagen,

2.	die Bereitstellung eines Basisinformationsblattes untersagen, das nicht den Anforderungen der Artikel 6 bis 8 oder 10 der Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 genügt,

3.	den Hersteller von PRIIP verpflichten, eine neue Fassung des Basisinformationsblattes zu veröffentlichen, sofern die veröffentlichte Fassung nicht den Anforderungen der Artikel 6 bis 8 oder 10 der Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 genügt, und

4.	auf ihrer Internetseite eine Warnung unter Nennung des verantwortlichen Instituts sowie der Art des Verstoßes veröffentlichen; § 60c Absatz 3 und 5 gilt entsprechend.
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Maßnahmen bei Verstößen gegen die Verordnung (EU) 2017/2402

(1) Verstößt ein Originator, Sponsor, ursprünglicher Kreditgeber oder eine Verbriefungszweckgesellschaft gegen die Anforderungen der Artikel 6, 7, 9, 18 bis 26 oder 27 Absatz 1 oder Absatz 4 der Verordnung (EU) 2017/2402, kann die Aufsichtsbehörde anordnen, dass die den Verstoß begründenden Handlungen oder Verhaltensweisen dauerhaft eingestellt werden, sowie verlangen, dass deren Wiederholung verhindert wird.

(2) Wird eine Verbriefung als STS-Verbriefung im Sinne des Artikels 18 der Verordnung (EU) 2017/2402 bezeichnet und hat ein Originator, Sponsor oder eine Verbriefungszweckgesellschaft gegen eine der Anforderungen der Artikel 19 bis 26 dieser Verordnung verstoßen oder macht ein Originator oder Sponsor eine irreführende Meldung nach Artikel 27 Absatz 1 dieser Verordnung, kann die Aufsichtsbehörde vorübergehend verbieten, dass Originator und Sponsor gemäß Artikel 27 Absatz 1 dieser Verordnung melden, dass ihre Verbriefungen die Anforderungen der Artikel 19 bis 22 oder der Artikel 23 bis 26 dieser Verordnung erfüllen. 

(3) Verletzt ein gemäß Artikel 28 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2017/2402 zugelassener Dritter seine Pflicht gemäß Artikel 28 Absatz 2 dieser Verordnung, kann die Bundesanstalt ihm vorübergehend untersagen, gemäß Artikel 28 Absatz 1 dieser Verordnung zu bewerten, ob Verbriefungen die in den Artikeln 19 bis 26 dieser Verordnung festgelegten Kriterien erfüllen.
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(aufgehoben)
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Maßnahmen zur Begrenzung makroprudenzieller oder systemischer Risiken

(1) Stellt der Ausschuss für Finanzstabilität Veränderungen in der Intensität des makroprudenziellen oder des systemischen Risikos im Sinne des Artikels 458 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 fest, die zu einer Störung mit bedeutenden Auswirkungen auf das nationale Finanzsystem und die Realwirtschaft im Inland führen können, auf die besser mit nationalen Maßnahmen reagiert werden soll, kann die Bundesanstalt auf Aufforderung des Ausschusses für Finanzstabilität im Wege der Allgemeinverfügung gegenüber allen oder einer Gruppe der der Aufsicht der Bundesanstalt nach diesem Gesetz oder der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 unterliegenden Institute und Unternehmen von folgenden Vorgaben der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung für die Dauer von bis zu zwei Jahren abweichen, um die festgestellten Veränderungen in der Intensität des makroprudenziellen oder des systemischen Risikos zu vermindern, durch Erhöhung

1.	der Eigenmittelanforderungen nach Artikel 92 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung,

2.	der Anforderungen für Großkredite nach den Artikeln 392 sowie 395 bis 403 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung,

3.	der Offenlegungspflichten nach den Artikeln 431 bis 455 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung,

4.	des Kapitalerhaltungspuffers nach § 10c,

5.	der Liquiditätsanforderungen nach Teil 6 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung oder

6.	der Risikogewichte im Kreditrisiko-Standardansatz und im auf internen Ratings basierenden Ansatz für Kredite für Wohnimmobilien und gewerbliche Immobilien sowie für Forderungen, die von Instituten und Unternehmen untereinander innerhalb des Finanzsektors bestehen.

(2) Die Bundesanstalt kann die Allgemeinverfügung nach Absatz 1 erst dann erlassen, wenn

1.	sie dem Europäischen Parlament, der Europäischen Kommission, dem Rat, dem Europäischen Ausschuss für Systemrisiken (ESRB) und der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde (EBA)

a)	die für die Gefährdung der Finanzstabilität auf nationaler Ebene erforderlichen Nachweise nach Artikel 458 Absatz 2 Buchstabe a bis f der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 einschließlich der in Absatz 1 vorgesehenen nationalen Maßnahmen, die Artikel 458 Absatz 2 Buchstabe d der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 umsetzen, angezeigt hat und

b)	dargelegt hat, dass andere nach der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und der Richtlinie 2013/36/EU zur Verfügung stehende Maßnahmen nicht ausreichen, um der Gefährdung der Finanzstabilität auf nationaler Ebene zu begegnen, und

2.	die Voraussetzungen nach Artikel 458 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 für den Erlass der Maßnahme vorliegen.

(3) 1Die Bundesanstalt überprüft unter Einbeziehung des Europäischen Ausschusses für Systemrisiken und der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde die nach Absatz 1 festgesetzten nationalen Maßnahmen nach Ablauf der vorgesehenen Frist nach Maßgabe von Artikel 458 Absatz 9 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013. 2Liegen die Voraussetzungen für eine Verlängerung der Anwendung der nach Absatz 1 erlassenen nationalen Maßnahmen vor, kann die Bundesanstalt auf Aufforderung des Ausschusses für Finanzstabilität und nach Maßgabe des in Artikel 458 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung vorgesehenen Verfahren im Wege der Allgemeinverfügung die nationalen Maßnahmen wiederholt um jeweils ein Jahr verlängern.

(4) Die Bundesanstalt kann im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank und nach Befassung des Ausschusses für Finanzstabilität die nach Artikel 458 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung von anderen Mitgliedstaaten des Europäischen Wirtschaftsraums erlassenen Maßnahmen nach Maßgabe von Artikel 458 Absatz 5 bis 7 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 vollständig oder teilweise anerkennen und mit Wirkung für Zweigstellen von Instituten und Unternehmen mit Sitz im Ausland, auf die dieses Gesetz gemäß § 53 Anwendung findet, oder mit Wirkung für Zweigniederlassungen im Sinne von § 53b nach Maßgabe des Artikels 458 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 anwenden.

(5) Sofern die Voraussetzungen nach Absatz 2 Nummer 1 vorliegen, kann die Bundesanstalt unabhängig vom Verfahren nach den Absätzen 1 und 3 sowie nach Artikel 458 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 jederzeit bis zur Beseitigung eines makroprudenziellen oder systemischen Risikos, jedoch nicht länger als für die Dauer von zwei Jahren

1.	die Großkreditobergrenze nach Artikel 395 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 um bis zu 15 Prozent absenken,

2.	die Risikogewichte von Krediten für Wohnimmobilien und gewerbliche Immobilien im Kreditrisiko-Standardansatz sowie im auf internen Ratings basierenden Ansatz um bis zu 25 Prozent erhöhen und

3.	die Risikogewichte im Kreditrisiko-Standardansatz für Forderungen, die von Instituten und Unternehmen untereinander innerhalb des Finanzsektors eingegangen wurden, um bis zu 25 Prozent und im auf internen Ratings basierenden Ansatz um 25 Prozent erhöhen.

[bookmark: _Toc36575295]§ 48u
Maßnahmen zur Begrenzung makroprudenzieller Risiken 
im Bereich der Darlehensvergabe zum Bau oder zum Erwerb von Wohnimmobilien; Verordnungsermächtigung

(1) 1Die Bundesanstalt kann für Kreditinstitute, die das Kreditgeschäft betreiben, im Wege der Allgemeinverfügung die in Absatz 2 vorgesehenen Beschränkungen bei der Vergabe von Darlehen zum Bau oder zum Erwerb von im Inland belegenen Wohnimmobilien festlegen, wenn und soweit dies erforderlich ist, um einer Störung der Funktionsfähigkeit des inländischen Finanzsystems oder einer Gefährdung der Finanzstabilität im Inland entgegenzuwirken. 2Eine Störung der Funktionsfähigkeit des Finanzsystems oder eine Gefährdung der Finanzstabilität kann insbesondere drohen, wenn die Preise von Wohnimmobilien und die Neuvergabe von Darlehen zum Bau oder Erwerb von Wohnimmobilien stark ansteigen und sich bei der Darlehensvergabe die in Absatz 2 genannten Quotienten erheblich verändern. 3Von Beschränkungen ausgenommen ist die Vergabe von Darlehen

1.	zum Aus- und Umbau oder zur Sanierung von Wohnimmobilien im Eigentum des Darlehensnehmers,

2.	für Maßnahmen, für die eine soziale Wohnraumförderung im Sinne des Wohnraumförderungsgesetzes oder nach entsprechenden landesrechtlichen Regelungen zugesagt ist,

3.	für Vorhaben, für die bereits vor der Festlegung von Beschränkungen nach Satz 1 Darlehen an denselben Darlehensnehmer vergeben wurden, soweit deren Betrag insgesamt nicht über den nach Tilgungen verbliebenen Betrag der vor Festlegung der Beschränkungen vergebenen Darlehen hinausgeht (Anschlussfinanzierung), sowie

4.	für die Umschuldung und Restrukturierung von notleidenden Darlehen.

4Zu den nach Satz 3 von Beschränkungen ausgenommenen Darlehen können in der Allgemeinverfügung nach Satz 1 nähere Bestimmungen getroffen werden. 5Die Bundesanstalt kann weitere Ausnahmen zulassen.

(2) 1Die Darlehensvergabe kann beschränkt werden durch

1.	die Vorgabe einer Obergrenze für den Quotienten aus dem gesamten Fremdkapitalvolumen einer Immobilienfinanzierung und dem Marktwert der Wohnimmobilien zum Zeitpunkt der Darlehensvergabe (Darlehensvolumen-Immobilienwert-Relation) und

2.	die Vorgabe eines Zeitraums, innerhalb dessen ein bestimmter Bruchteil eines Darlehens spätestens zurückgezahlt werden muss oder, bei endfälligen Darlehen, die Vorgabe einer maximalen Laufzeit (Amortisationsanforderung).

2Die Beschränkungen können jeweils einzeln oder in Kombination festgelegt werden.

(3) 1Die Bundesanstalt ordnet bei der Festlegung von Beschränkungen nach Absatz 1 Satz 1 zugleich an,

1.	zu welchem Anteil das Neugeschäft für Wohnimmobilienfinanzierungen eines Kreditinstituts nicht den festgelegten Beschränkungen unterliegt (Freikontingent),

2.	bis zu welcher Darlehenshöhe eine oder mehrere Beschränkungen nicht gelten (Bagatellgrenze), wobei eine Obergrenze für das Darlehensvolumen, welches in einem bestimmten Zeitraum im Rahmen der Bagatellgrenze vergeben werden darf, im Verhältnis zum gesamten Neugeschäft für Wohnimmobilienfinanzierungen eines Kreditinstituts in einem bestimmten Zeitraum festzulegen ist,

3.	bis zu welchem Beleihungswert einer Wohnimmobilie eine oder mehrere Beschränkungen bei der Vergabe des Darlehens zum Bau oder Erwerb dieser Immobilie nicht gelten, wenn die Forderungen des Darlehensgebers aus dem Darlehen durch die Bestellung von Hypotheken oder Grundschulden an der Immobilie gesichert sind und die ersten 80 Prozent des Beleihungswerts nicht übersteigen (unterer Schwellenwert),

4.	bis zu welchem Beleihungswert einer Wohnimmobilie eine oder mehrere Beschränkungen bei der Vergabe des Darlehens zum Bau oder Erwerb dieser Immobilie nicht gelten, wenn die Forderungen des Darlehensgebers aus dem Darlehen durch die Bestellung von Hypotheken oder Grundschulden an der Immobilie gesichert sind und die ersten 60 Prozent des Beleihungswerts nicht übersteigen (oberer Schwellenwert), und

5.	ab welchem Zeitpunkt die Beschränkungen einzuhalten sind; es ist hierbei eine angemessene Frist nach Bekanntgabe der Allgemeinverfügung vorzusehen.

2Die Bagatellgrenze nach Satz 1 Nummer 2 beträgt mindestens 50 000 Euro, der untere Schwellenwert nach Satz 1 Nummer 3 mindestens 200 000 Euro, der obere Schwellenwert nach Satz 1 Nummer 4 mindestens 400 000 Euro.

(4) Die nach Absatz 1 Satz 1 festgelegten Beschränkungen sind mindestens alle sechs Monate zu überprüfen.

(5) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, nach Anhörung der Spitzenverbände der Institute durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, im Benehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, dem Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz, dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit und der Deutschen Bundesbank nähere Regelungen zu erlassen über

1.	die Definitionen der Darlehen und der Wohnimmobilie nach Absatz 1, einschließlich der ausgenommenen Darlehen;

2.	die Festlegung von Obergrenzen und Zeiträumen, über die Berechnung von Quotienten und über sonstige maßgebliche Größen nach Absatz 2;

3.	die Anordnung zum Freikontingent, zur Bagatellgrenze, zu den Schwellenwerten und dem Zeitpunkt, ab dem die Beschränkungen einzuhalten sind, nach Absatz 3;

4.	die regelmäßige Überprüfung festgelegter Beschränkungen nach Absatz 4;

5.	Einzelheiten der Zusammenarbeit zwischen der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank zur Anwendung dieser Vorschrift.

(6) 1Vor Erlass einer Allgemeinverfügung nach Absatz 1 sind die Spitzenverbände der Institute, einschließlich der Bausparkassen, und der Immobilienwirtschaft sowie das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz und das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit anzuhören. 2Das Bundesministerium der Finanzen unterrichtet den Finanzausschuss des Deutschen Bundestages unverzüglich über die Einleitung der Anhörung nach Satz 1; der Erlass der Allgemeinverfügung erfolgt frühestens sechs Wochen nach der Unterrichtung. 3Die Bundesanstalt zeigt die Absicht, eine Allgemeinverfügung gemäß Absatz 1 zu erlassen, der Europäischen Kommission, dem Rat, dem Europäischen Ausschuss für Systemrisiken, der Europäischen Zentralbank und der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde an. 4Die Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend bei einer Abänderung der Allgemeinverfügung, mit der zusätzliche oder weitergehende Beschränkungen festgelegt werden sollen.

(7) 1Die Bundesanstalt kann die in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums oder in einem Drittstaat festgelegten Beschränkungen bei der Vergabe von Darlehen zum Bau oder zum Erwerb von Wohnimmobilien, die in einem anderen Staat belegen sind, anerkennen. 2Die Anerkennung setzt voraus, dass die ausländischen Beschränkungen mit den nach Absatz 2 möglichen Beschränkungen vergleichbar sind. 3Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend.
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Sofortige Vollziehbarkeit

Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Maßnahmen der Bundesanstalt einschließlich der Androhung und Festsetzung von Zwangsmitteln auf der Grundlage des § 2c Abs. 1b Satz 1 und 2, Abs. 2 Satz 1 und Abs. 4, des § 3 Absatz 4, des § 6 Absatz 1b, des § 6a, des § 8a Absatz 3 bis 5, des § 10 Absatz 3 und 4, des § 12a Abs. 2, des § 13c Abs. 3 Satz 4, des § 25c Absatz 4c, des § 28 Abs. 1, des § 35 Abs. 2 Nr. 2 bis 6, der §§ 36, 37 und 44 Abs. 1, auch in Verbindung mit § 44b, Abs. 2 und 3a Satz 1, des § 44a Abs. 2 Satz 1, der §§ 44c, 45, des § 45a Abs. 1 und des § 45b Abs. 1, der §§ 45c, 46, 46a, 46b, 48u Absatz 1 und 7, § 53b Absatz 12 der §§ 53l, 53n Absatz 1, der §§ 53p und 53q Absatz 2 haben keine aufschiebende Wirkung.
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(aufgehoben)
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Umlage und Kosten

(1) 1Die Kosten des Bundesaufsichtsamtes sind, soweit sie nicht durch Gebühren oder durch besondere Erstattung nach Absatz 3 gedeckt sind, dem Bund von den Instituten zu 90 vom Hundert zu erstatten. 2Die Kosten werden anteilig auf die einzelnen Institute nach Maßgabe ihres Geschäftsumfanges umgelegt und vom Bundesaufsichtsamt nach den Vorschriften des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes beigetrieben. 3Die in der Umlage-Verordnung Kredit- und Finanzdienstleistungswesen vom 8. März 1999 (BGBl. I S. 314) enthaltenen Regelungen gelten für die Zeit vom 12. März 1999 bis zum 30. Dezember 2000 in der am 12. März 1999 geltenden Fassung mit Gesetzeskraft. 4Für die Zeit vom 31. Dezember 2000 bis zum 31. Dezember 2001 gelten die in der Umlage-Verordnung Kredit- und Finanzdienstleistungswesen enthaltenen Regelungen in der am 31. Dezember 2000 geltenden Fassung mit Gesetzeskraft. 5Für die Zeit vom 1. Januar 2002 bis zum 30. April 2002 gelten die in der Umlage-Verordnung Kredit- und Finanzdienstleistungswesen enthaltenen Regelungen in der am 1. Januar 2002 geltenden Fassung mit Gesetzeskraft. 6Zu den Kosten gehören auch die Erstattungsbeträge, die nicht beigetrieben werden konnten, sowie die Fehlbeträge aus der Umlage des vorhergehenden Jahres, für das Kosten zu erstatten sind; ausgenommen sind die Erstattungs- oder Fehlbeträge, über die noch nicht unanfechtbar oder rechtskräftig entschieden ist. 7Das Nähere über die Erhebung der Umlage, insbesondere über den Verteilungsschlüssel und -stichtag, die Mindestveranlagung, das Umlageverfahren einschließlich eines geeigneten Schätzverfahrens, die Zahlungsfristen und die Höhe der Säumniszuschläge, sowie über die Beitreibung bestimmt das Bundesministerium der Finanzen durch Rechtsverordnung; die Rechtsverordnung kann auch Regelungen über die vorläufige Festsetzung des Umlagebetrags vorsehen. 8Es kann die Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf das Bundesaufsichtsamt übertragen.

(2) 1Das Bundesaufsichtsamt kann für Entscheidungen auf Grund des § 2 Abs. 4, des § 10 Abs. 3b Satz 1, des § 31 Abs. 2, der §§ 32 und 34 Abs. 2 und der §§ 35 bis 37 Gebühren in Höhe von 250 Euro bis 50.000 Euro festsetzen. 2Die Höhe der Gebühr soll sich im Einzelfall nach dem für die Entscheidung erforderlichen Arbeitsaufwand und nach dem Geschäftsumfang des betroffenen Unternehmens richten.

(3) 1Die Kosten, die dem Bund durch die Bestellung eines Abwicklers nach § 37 Satz 2 und § 38 Abs. 2 Satz 2 und 4, einer Aufsichtsperson nach § 46 Abs. 1 Satz 2, durch eine Bekanntmachung nach § 32 Abs. 4, § 37 Satz 3 oder § 38 Abs. 3 oder eine auf Grund des § 44 Abs. 1 oder 2, § 44b Satz 2 oder § 44c Abs. 2 vorgenommene Prüfung entstehen, sind von dem betroffenen Unternehmen gesondert zu erstatten und auf Verlangen des Bundesaufsichtsamtes vorzuschießen. 2Die Kosten, die dem Bund durch eine auf Grund von § 44 Abs. 3 vorgenommene Prüfung der Richtigkeit der für die Zusammenfassung nach § 10a Abs. 6 und 7, § 13b Abs. 3 und § 25 Abs. 2 übermittelten Daten entstehen, sind von dem zur Zusammenfassung verpflichteten übergeordneten Institut gesondert zu erstatten und auf Verlangen des Bundesaufsichtsamtes vorzuschießen.

(4) 1Absatz 1 Satz 3 bis 5 in der Fassung des Gesetzes zur Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes und anderer Gesetze vom 15. Dezember 2004 (BGBl. I S. 3416) ist für die Zeit vom 12. März 1999 bis zum 30. April 2002 auf die angefallenen Kosten des Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen anzuwenden. 2Im Übrigen sind die Absätze 1 bis 3 für den Zeitraum bis zum 30. April 2002 in der bis zum 30. April 2002 geltenden Fassung auf die angefallenen Kosten des Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen anzuwenden.
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Vierter Abschnitt
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Anforderungen an die Eigenkapitalausstattung für Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung

(1) 1Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung müssen im Interesse der Erfüllung ihrer Verpflichtungen gegenüber ihren Gläubigern, insbesondere im Interesse der Sicherheit der ihnen anvertrauten Vermögenswerte, angemessenes Eigenkapital haben. 2Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank nähere Bestimmungen über die angemessene Eigenkapitalausstattung (Solvabilität) der Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung zu erlassen, insbesondere über

1.	die Bestimmung der für Adressenausfallrisiken und Marktrisiken anrechnungspflichtigen Geschäfte und ihrer Risikoparameter;

2.	den Gegenstand und die Verfahren zur Ermittlung von Eigenkapitalanforderungen für das operationelle Risiko;

3.	die Berechnungsmethoden für die Eigenkapitalanforderung und die dafür erforderlichen technischen Grundsätze;

4.	Inhalt, Art, Umfang und Form der zum Nachweis der angemessenen Eigenkapitalausstattung erforderlichen Angaben sowie Bestimmungen über die für die Datenübermittlung zulässigen Datenträger, Übertragungswege und Datenformate und

5.	die Anforderungen an eine Ratingagentur, um deren Ratings für Risikogewichtungszwecke anerkennen zu können, und über die Anforderungen an das Rating.

3Das Bundesministerium der Finanzen kann die Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt mit der Maßgabe übertragen, dass die Rechtsverordnung im Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbank ergeht. 4Vor Erlass der Rechtsverordnung ist der Spitzenverband der Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung zu hören.

(2) Die Bundesanstalt kann bei der Beurteilung der Angemessenheit des Eigenkapitals anordnen, dass ein Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung Eigenkapitalanforderungen einhalten muss, die über die Anforderungen der Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 2 hinausgehen, insbesondere

1.	um solche Risiken zu berücksichtigen, die nicht oder nicht in vollem Umfang Gegenstand der Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 2 sind,

2.	wenn die Risikotragfähigkeit eines Wohnungsunternehmens mit Spareinrichtung nicht gewährleistet ist,

3.	um einer besonderen Geschäftssituation des Wohnungsunternehmens mit Spareinrichtung, etwa bei Aufnahme der Geschäftstätigkeit, Rechnung zu tragen oder

4.	wenn das Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung nicht über eine ordnungsgemäße Geschäftsorganisation im Sinne des § 25a Absatz 1 verfügt.

(3) Auf Antrag des Wohnungsunternehmens mit Spareinrichtung kann die Bundesanstalt bei der Beurteilung der Angemessenheit des Eigenkapitals einer abweichenden Berechnung der Eigenkapitalanforderungen zustimmen, um eine im Einzelfall unangemessene Risikoabbildung zu vermeiden.

(4) Der Berechnung der Angemessenheit des Eigenkapitals nach der Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 2 ist das haftende Eigenkapital zugrunde zu legen.

(5) Eigenkapital, das von Dritten oder von Tochterunternehmen der Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung zur Verfügung gestellt wird oder wurde, kann nur berücksichtigt werden, wenn es dem Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung tatsächlich zugeflossen ist.

(6) 1Als haftendes Eigenkapital gelten abzüglich der Positionen des Satzes 2

1.	die Geschäftsguthaben und die Rücklagen; dabei sind Geschäftsguthaben von Mitgliedern, die zum Schluss des Geschäftsjahres ausscheiden, sowie ihre Ansprüche auf Auszahlung eines Anteils an der in der Bilanz nach § 73 Absatz 3 des Genossenschaftsgesetzes von eingetragenen Genossenschaften gesondert ausgewiesenen Ergebnisrücklage der Genossenschaft abzusetzen und

2.	der Bilanzgewinn, soweit seine Zuweisung zu den Rücklagen oder den Geschäftsguthaben beschlossen ist.

2Abzugspositionen im Sinne des Satzes 1 sind:

1.	der Bilanzverlust;

2.	die immateriellen Vermögensgegenstände;

3.	der Korrekturposten gemäß Absatz 9;

4.	Verbriefungspositionen, soweit die Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 2 eine die Wahl zwischen einer Unterlegung der Verbriefungsposition mit Eigenmitteln zu ihrem vollen Betrag oder dem Abzug vorsieht und das Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtungen den Abzug wählt.

(7) 1Als Rücklagen im Sinne des Absatzes 6 Satz 1 gelten nur die in der letzten für den Schluss eines Geschäftsjahres festgestellten Bilanz als Rücklagen ausgewiesenen Beträge mit Ausnahme solcher Passivposten, die erst bei ihrer Auflösung zu versteuern sind. 2Als Rücklagen ausgewiesene Beträge, die aus Erträgen gebildet worden sind, auf die erst bei Eintritt eines zukünftigen Ereignisses Steuern zu entrichten sind, können nur in Höhe von 45 Prozent berücksichtigt werden. 3Rücklagen, die auf Grund eines bei der Emission von Anteilen erzielten Aufgeldes oder anderweitig durch den Zufluss externer Mittel gebildet werden, können vom Zeitpunkt des Zuflusses an berücksichtigt werden.

(8) 1Von einem Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung aufgestellte Zwischenabschlüsse sind einer prüferischen Durchsicht durch den Abschlussprüfer zu unterziehen; in diesen Fällen gilt der Zwischenabschluss für die Zwecke dieser Vorschrift als ein mit dem Jahresabschluss vergleichbarer Abschluss, wobei Gewinne des Zwischenabschlusses dem Eigenkapital zugerechnet werden, soweit sie nicht für voraussichtliche Gewinnausschüttungen oder Steueraufwendungen gebunden sind. 2Verluste, die sich aus Zwischenabschlüssen ergeben, sind vom Eigenkapital abzuziehen. 3Das Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung hat der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank den Zwischenabschluss jeweils unverzüglich einzureichen. 4Der Abschlussprüfer hat der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank unverzüglich nach Beendigung der prüferischen Durchsicht des Zwischenabschlusses eine Bescheinigung über die Durchsicht einzureichen. 5Ein im Zuge der Verschmelzung erstellter unterjähriger Jahresabschluss gilt nicht als Zwischenabschluss im Sinne dieses Absatzes.

(9) 1Die Bundesanstalt kann auf das haftende Eigenkapital einen Korrekturposten festsetzen. 2Wird der Korrekturposten festgesetzt, um noch nicht bilanzwirksam gewordene Kapitalveränderungen zu berücksichtigen, so wird die Festsetzung mit der Feststellung des nächsten für den Schluss eines Geschäftsjahres aufgestellten Jahresabschlusses gegenstandslos. 3Die Bundesanstalt hat die Festsetzung auf Antrag des Wohnungsunternehmens mit Spareinrichtung aufzuheben, soweit die Voraussetzung für die Festsetzung wegfällt.
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Anforderungen an die Liquidität für Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung

(1) 1Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung müssen ihre Mittel so anlegen, dass jederzeit eine ausreichende Zahlungsfähigkeit (Liquidität) gewährleistet ist. 2Mietzahlungen, die in den nächsten zwölf Monaten fällig werden, werden als Liquiditätszuflüsse berücksichtigt.

(2) 1Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank nähere Bestimmungen über die ausreichende Liquidität zu erlassen, insbesondere über die

1.	Methoden zur Beurteilung der ausreichenden Liquidität und die dafür erforderlichen technischen Grundsätze,

2.	als Zahlungsmittel und Zahlungsverpflichtungen zu berücksichtigenden Geschäfte einschließlich ihrer Bemessungsgrundlagen und

3.	Pflicht der Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung zur Übermittlung der zum Nachweis der ausreichenden Liquidität erforderlichen Angaben an die Bundesanstalt und die Deutsche Bundesbank, einschließlich Bestimmungen zu Inhalt, Art, Umfang und Form der Angaben, zu der Häufigkeit ihrer Übermittlung und über die zulässigen Datenträger, Übertragungswege und Datenformate.

2Das Bundesministerium der Finanzen kann die Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt mit der Maßgabe übertragen, dass die Rechtsverordnung im Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbank ergeht. 3Vor Erlass der Rechtsverordnung ist der Spitzenverband der Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung zu hören.

(3) Die Bundesanstalt kann bei der Beurteilung der Liquidität im Einzelfall gegenüber Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung über die in der Rechtsverordnung nach Absatz 2 Satz 1 festgelegten Vorgaben hinausgehende Liquiditätsanforderungen anordnen, wenn ohne eine solche Maßnahme die nachhaltige Liquidität nicht gesichert ist.
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Sonstige Sondervorschriften für Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung

(1) Das Einlagengeschäft im Sinne des § 1 Absatz 29 Satz 1 Nummer 3 darf nur mit den Mitgliedern der Genossenschaft und ihren Angehörigen gemäß § 15 der Abgabenordnung betrieben werden.

(2) § 25c Absatz 1 gilt mit der Maßgabe, dass Geschäftsleiter von Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung im Einzelfall die praktischen Kenntnisse in den entsprechenden Geschäften nach ihrer Bestellung erwerben können, wenn mindestens zwei Vorstandsmitglieder vorhanden sind, die die fachliche Eignung nach § 25c Absatz 1 besitzen, und gesichert ist, dass diese bei allen Entscheidungen stets die Mehrheit der Stimmen innehaben.

(3) § 25c Absatz 4a Nummer 3 Buchstabe d, e und g gilt mit der Maßgabe, dass die Berichterstattung in angemessenen Abständen, mindestens jedoch jährlich, erfolgt.

(4) Die §§ 6b, 7a, 10 bis 18, 24 Absatz 1 Nummer 16, 17 und Absatz 1a Nummer 5, die §§ 24c, 25, 25d Absatz 7 bis 12, § 32 Absatz 1a sowie § 26a sind nicht anzuwenden.

(5) § 33 Absatz 1 Satz 1 gilt mit der Maßgabe, dass einem Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung als Anfangskapital ein Gegenwert von mindestens 5 Millionen Euro zur Verfügung steht.
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Fünfter Abschnitt
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Sonderaufsicht

Soweit Institute einer anderen staatlichen Aufsicht unterliegen, bleibt diese neben der Aufsicht der Bundesanstalt bestehen.

[bookmark: _Toc36575308]§ 52a
Verjährung von Ansprüchen gegen Organmitglieder von Kreditinstituten

(1) Ansprüche von Kreditinstituten gegen Geschäftsleiter und Mitglieder des Aufsichts- oder Verwaltungsorgans aus dem Organ- und Anstellungsverhältnis wegen der Verletzung von Sorgfaltspflichten verjähren in zehn Jahren.

(2) Absatz 1 ist auch auf die vor dem 15. Dezember 2010 entstandenen und noch nicht verjährten Ansprüche anzuwenden.
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Zweigstellen von Unternehmen mit Sitz im Ausland

(1) 1Unterhält ein Unternehmen mit Sitz im Ausland eine Zweigstelle im Inland, die Bankgeschäfte betreibt oder Finanzdienstleistungen erbringt, gilt die Zweigstelle als Kreditinstitut oder Finanzdienstleistungsinstitut. 2Unterhält das Unternehmen mehrere Zweigstellen im Inland, gelten sie als ein Institut.

(2) Auf die in Absatz 1 bezeichneten Institute ist dieses Gesetz mit folgender Maßgabe anzuwenden: 

1.	Das Unternehmen hat mindestens zwei natürliche Personen mit Wohnsitz im Inland zu bestellen, die für den Geschäftsbereich des Instituts zur Geschäftsführung und zur Vertretung des Unternehmens befugt sind, sofern das Institut Bankgeschäfte betreibt oder Finanzdienstleistungen erbringt und befugt ist, sich bei der Erbringung von Finanzdienstleistungen Eigentum oder Besitz an Geldern oder Wertpapieren von Kunden zu verschaffen. Solche Personen gelten als Geschäftsleiter. Sie sind zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden.

2.	Das Institut ist verpflichtet, über die von ihm betriebenen Geschäfte und über das seinem Geschäftsbetrieb dienende Vermögen des Unternehmens gesondert Buch zu führen und gegenüber der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank Rechnung zu legen. Die Vorschriften des Handelsgesetzbuchs über Handelsbücher gelten insoweit entsprechend. Auf der Passivseite der jährlichen Vermögensübersicht ist der Betrag des dem Institut von dem Unternehmen zur Verfügung gestellten Betriebskapitals und der Betrag der dem Institut zur Verstärkung der eigenen Mittel belassenen Betriebsüberschüsse gesondert auszuweisen. Der Überschuß der Passivposten über die Aktivposten oder der Überschuß der Aktivposten über die Passivposten ist am Schluß der Vermögensübersicht ungeteilt und gesondert auszuweisen.

3.	Die nach Nummer 2 für den Schluß eines jeden Geschäftsjahres aufzustellende Vermögensübersicht mit einer Aufwands- und Ertragsrechnung und einem Anhang gilt als Jahresabschluß (§ 26). Für die Prüfung des Jahresabschlusses gilt § 340k des Handelsgesetzbuchs entsprechend mit der Maßgabe, daß der Prüfer von den Geschäftsleitern gewählt und bestellt wird. Mit dem Jahresabschluß des Instituts ist der Jahresabschluß des Unternehmens für das gleiche Geschäftsjahr einzureichen.

4.	Für Zweigstellen, die sowohl das Einlagen- als auch das Kreditgeschäft betreiben, gilt § 33 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe d entsprechend. Als Eigenmittel des Instituts gilt die Summe der Beträge, die in den Finanzinformationen nach § 25 als dem Institut von dem Unternehmen zur Verfügung gestelltes Betriebskapital und ihm zur Verstärkung der eigenen Mittel belassene Betriebsüberschüsse ausgewiesen wird, abzüglich des Betrags eines etwaigen aktiven Verrechnungssaldos. Außerdem ist dem Institut Kapital nach Artikel 71 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung zuzurechnen; die Artikel 25 bis 91 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in ihrer jeweils geltenden Fassung gelten mit der Maßgabe, dass die Eigenmittel nach Satz 2 als hartes Kernkapital gelten.

5.	Die Erlaubnis kann auch dann versagt werden, wenn die Gegenseitigkeit nicht auf Grund zwischenstaatlicher Vereinbarungen gewährleistet ist. Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn und soweit dem Unternehmen die Erlaubnis zum Betreiben von Bankgeschäften oder Erbringen von Finanzdienstleistungen von der für die Aufsicht über das Unternehmen im Ausland zuständigen Stelle entzogen worden ist.

6.	Für die Anwendung des § 36 Abs. 1 gilt das Institut als juristische Person.

7.	Die Eröffnung neuer Zweigstellen sowie die Schließung von Zweigstellen im Inland hat das Institut der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank unverzüglich anzuzeigen.

(2a) Für die Bestimmungen dieses Gesetzes, die daran anknüpfen, daß ein Institut das Tochterunternehmen eines Unternehmens mit Sitz im Ausland ist, gilt die Zweigstelle als hundertprozentiges Tochterunternehmen der Institutszentrale mit Sitz im Ausland.

(3) Für Klagen, die auf den Geschäftsbetrieb einer Zweigstelle im Sinne des Absatzes 1 Bezug haben, darf der Gerichtsstand der Niederlassung nach § 21 der Zivilprozeßordnung nicht durch Vertrag ausgeschlossen werden.

(4) Die Absätze 2 bis 3 sind nicht anzuwenden, soweit zwischenstaatliche Vereinbarungen entgegenstehen, denen die gesetzgebenden Körperschaften in der Form eines Bundesgesetzes zugestimmt haben.




(5) 1Ist ein Beschluss über die Auflösung der Zweigstelle gefasst worden, so ist dieser zur Eintragung in das Handelsregister des Gerichts der Zweigstelle anzumelden und der Vermerk 'in Abwicklung' im Rechtsverkehr zu führen. 2Die erteilte Erlaubnis ist an die Bundesanstalt zurückzugeben.

(6) 1Die ebenfalls eintragungspflichtige Aufhebung der Zweigstelle darf nur mit Zustimmung der Bundesanstalt erfolgen. 2Die Zustimmung ist in der Regel zu verweigern, wenn nicht nachgewiesen ist, dass sämtliche Geschäfte der Zweigstelle abgewickelt worden sind.

[bookmark: BJNR008810961BJNE009206377][bookmark: _Toc278444998][bookmark: _Toc36575310]§ 53a
Repräsentanzen von Instituten mit Sitz im Ausland

1Ein Institut mit Sitz im Ausland darf eine Repräsentanz im Inland errichten oder fortführen, wenn es befugt ist, in seinem Herkunftsstaat Bankgeschäfte zu betreiben oder Finanzdienstleistungen zu erbringen und dort seine Hauptverwaltung hat. 2Das Institut hat die Absicht, eine Repräsentanz zu errichten, und den Vollzug einer solchen Absicht der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank unverzüglich anzuzeigen. 3Die Bundesanstalt bestätigt dem Institut den Eingang der Anzeige. 4Die Repräsentanz, einschließlich ihrer Leiter, darf ihre Tätigkeit erst aufnehmen, wenn dem Institut die Bestätigung der Bundesanstalt vorliegt. 5Das Institut hat der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank die Verlegung oder Schließung der Repräsentanz unverzüglich anzuzeigen.
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Unternehmen mit Sitz in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums

(1) 1Ein CRR-Kreditinstitut oder ein Wertpapierhandelsunternehmen mit Sitz in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums darf ohne Erlaubnis durch die Aufsichtsbehörde über eine Zweigniederlassung oder über gemäß § 2 Absatz 10 angezeigte vertraglich gebundene Vermittler, die ihren Sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben, sowie im Wege des grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehrs, auch durch vertraglich gebundene Vermittler, die ihren Sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Herkunftsmitgliedstaat haben, im Inland Bankgeschäfte betreiben oder Finanzdienstleistungen erbringen, wenn das Unternehmen von den zuständigen Stellen seines Herkunftsmitgliedstaates zugelassen worden ist, die Geschäfte von der Zulassung abgedeckt sind und das Unternehmen von den zuständigen Stellen nach Maßgabe der Richtlinien und Verordnungen der Europäischen Union beaufsichtigt wird. 2Satz 1 gilt entsprechend für CRR-Kreditinstitute, die auch Zahlungsdienste im Sinne des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes erbringen. 3§ 53 ist in diesem Fall nicht anzuwenden. 4§ 14 der Gewerbeordnung bleibt unberührt.

(1a) Ein Unternehmen mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum darf ohne Erlaubnis durch die Bundesanstalt über eine Zweigniederlassung oder im Wege des grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehrs im Inland als Datenbereitstellungsdienst tätig werden, wenn das Unternehmen von den zuständigen Stellen seines Herkunftsmitgliedstaates zugelassen worden ist und die Geschäfte durch die Zulassung abgedeckt sind.

(2) 1Vorbehaltlich der Regelungen in Teil II, Titel 3 der Verordnung (EU) Nr. 468/2014 hat die Bundesanstalt einem Unternehmen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 und 2, das beabsichtigt, eine Zweigniederlassung im Inland zu errichten, innerhalb von zwei Monaten nach Eingang der von den zuständigen Stellen des Herkunftsmitgliedstaates über die beabsichtigte Errichtung der Zweigniederlassung übermittelten Unterlagen auf die für seine Tätigkeit vorgeschriebenen Meldungen an die Bundesanstalt und die Deutsche Bundesbank hinzuweisen und die Bedingungen anzugeben, die nach Absatz 3 Satz 1 für die Ausübung der von der Zweigniederlassung geplanten Tätigkeiten aus Gründen des Allgemeininteresses gelten. 2Nach Eingang der Mitteilung der Aufsichtsbehörde, spätestens nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist, kann die Zweigniederlassung errichtet werden und ihre Tätigkeit aufnehmen. 3Die Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde kann nach dem Verfahren und unter den in Artikel 35 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 festgelegten Bedingungen den Zugang zu diesen Informationen verlangen.

(2a) 1Vorbehaltlich der Regelungen in Teil II, Titel 3 der Verordnung (EU) Nr. 468/2014 hat die Bundesanstalt einem Unternehmen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 und 2, das beabsichtigt, im Inland im Wege des grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehrs tätig zu werden, innerhalb von zwei Monaten nach Eingang der von den zuständigen Stellen des Herkunftsmitgliedstaates über die beabsichtigte Aufnahme des grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehrs übermittelten Unterlagen die Bedingungen anzugeben, die nach Absatz 3 Satz 3 für die Ausübung der geplanten Tätigkeiten aus Gründen des Allgemeininteresses gelten. 2Die Bundesanstalt veröffentlicht die Namen von vertraglich gebundenen Vermittlern, die ihren Sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Herkunftsmitgliedstaat des Instituts haben und die das Institut im Inland heranziehen will, auf ihrer Internetseite, soweit die zuständigen Stellen des Herkunftsmitgliedstaates diese mitgeteilt haben.

(3) 1Auf Zweigniederlassungen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 und 2 sind die folgenden Regelungen entsprechend anzuwenden mit der Maßgabe, dass eine oder mehrere Zweigniederlassungen desselben Unternehmens als ein Kreditinstitut oder Finanzdienstleistungsinstitut gelten:

1.	§ 3 Absatz 1 und § 6 Absatz 2,

1a.	§ 10 Absatz 2,

2.	(aufgehoben)

3.	die §§ 14, 18a, 22 und 23,

4.	§ 23a, sofern es sich um ein CRR-Institut oder Wertpapierhandelsunternehmen handelt,

5.	§ 24 Abs. 1 Nr. 5 und 7,

6.	die §§ 24b, 24c, 25, 25a Abs. 1 Satz 6 Nr. 2,

7.	§ 25h Absatz 1 bis 3, soweit es sich um Anforderungen zur Verhinderung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung handelt, sowie § 25h Absatz 4 und 5,

8.	die §§ 25i bis 25k, 25m, 37, 39 bis 42, 43 Absatz 2 und 3, § 44 Absatz 1 und 6, § 44a Absatz 1 und 2 sowie die §§ 44c, 46 bis 46h, 48u und 49,

9.	§ 17 des Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetzes.

2Für die Tätigkeiten im Wege des grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehrs nach Absatz 1 Satz 1 und 2 gelten § 3 Absatz 1, sofern es sich um ein CRR-Institut oder ein Wertpapierhandelsunternehmen handelt, die §§ 18a, 23a, 37, 44 Absatz 1 sowie die §§ 44c, 48u Absatz 1 und § 49 dieses Gesetzes und § 17 des Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetzes entsprechend. 3Auf Betreiber eines multilateralen oder organisierten Handelssystems, die im Wege des grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehrs im Inland einen Zugang anbieten, ist § 23a nicht anzuwenden.

(4) 1Stellt die Aufsichtsbehörde fest, dass ein Unternehmen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 und 2 seinen Pflichten nach Absatz 3 oder der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 nicht nachkommt oder dass es sehr wahrscheinlich ist, dass es diesen Verpflichtungen nicht nachkommen wird, unterrichtet die Aufsichtsbehörde unverzüglich die zuständigen Stellen des Herkunftsmitgliedstaates. 2Ergreifen die zuständigen Stellen des Herkunftsmitgliedstaates keine Maßnahmen oder erachtet die Aufsichtsbehörde die Maßnahme auf Grundlage der ihr von den zuständigen Stellen des Herkunftsmitgliedstaates übermittelten Informationen und Erkenntnissen als unzureichend, kann sie nach Unterrichtung der zuständigen Stellen des Herkunftsmitgliedstaates und der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde die erforderlichen Maßnahmen ergreifen. 3Erforderlichenfalls kann sie die Durchführung neuer Geschäfte im Inland untersagen. 4Sind die zuständigen Stellen des Herkunftsmitgliedstaates mit den zu ergreifenden Maßnahmen nicht einverstanden, können sie die Angelegenheit nach Maßgabe des Artikels 19 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 an die Europäische Bankenaufsichtsbehörde verweisen und diese um Unterstützung bitten.

(5) 1In dringenden Fällen kann die Aufsichtsbehörde vor Einleitung des in Absatz 4 vorgesehenen Verfahrens die erforderlichen Maßnahmen anordnen, sofern der Herkunftsmitgliedstaat keine Sanierungsmaßnahmen im Sinne des Artikels 2 der Richtlinie 2001/24/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. April 2001 über die Sanierung und Liquidation der Kreditinstitute (ABl. L 125 vom 5.5.2001, S. 15) erlassen hat. 2Sie hat die Europäische Kommission, die Europäische Bankenaufsichtsbehörde und die zuständigen Stellen des Herkunftsmitgliedstaates unverzüglich hiervon zu unterrichten. 3Diese Maßnahmen sind aufzuheben, wenn

1.	der Herkunftsmitgliedstaat eine Sanierungsmaßnahme im Sinne des Artikels 2 der Richtlinie 2001/24/EG angeordnet oder erlassen hat,

2.	der Herkunftsmitgliedstaat die notwendigen Maßnahmen angeordnet oder ergriffen hat, damit das Unternehmen seinen Verpflichtungen nachkommt,

3.	die Europäische Kommission nach Anhörung der Aufsichtsbehörde, des Herkunftsmitgliedstaates und der Europäischen Bankaufsichtsbehörde entschieden hat, dass die Maßnahmen nach Satz 1 aufzuheben sind oder 

4.	der Grund für ihre Anordnung entfallen ist.

(6) Die zuständigen Stellen des Herkunftsmitgliedstaates können nach vorheriger Unterrichtung der Aufsichtsbehörde selbst oder durch ihre Beauftragten die für die bankaufsichtliche Überwachung der Zweigniederlassung erforderlichen Informationen bei der Zweigniederlassung prüfen.

(7) 1Ein Unternehmen mit Sitz in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums, das Bankgeschäfte im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 3, 5, 7 bis 9 betreibt, Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 7, 9 und 10, oder Zahlungsdienste im Sinne des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes erbringt oder sich als Finanzunternehmen im Sinne des § 1 Abs. 3 betätigt, kann diese Tätigkeiten über eine Zweigniederlassung oder im Wege des grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehrs im Inland abweichend von § 32 ohne Erlaubnis der Aufsichtsbehörde ausüben, wenn 

1.	das Unternehmen ein Tochterunternehmen eines CRR-Kreditinstituts oder ein gemeinsames Tochterunternehmen mehrere CRR-Kreditinstitute ist,

2.	seine Satzung diese Tätigkeiten gestattet,

3.	das oder die Mutterunternehmen in dem Staat, in dem das Unternehmen seinen Sitz hat, als CRR-Kreditinstitut zugelassen sind,

4.	die Tätigkeiten, die das Unternehmen ausübt, auch im Herkunftsmitgliedstaat betrieben werden,

5.	das oder die Mutterunternehmen mindestens 90 vom Hundert der Stimmrechte des Tochterunternehmens halten,

6.	das oder die Mutterunternehmen gegenüber den zuständigen Stellen des Herkunftsmitgliedstaates des Unternehmens die umsichtige Geschäftsführung des Unternehmens glaubhaft gemacht und sich mit Zustimmung dieser zuständigen Stellen des Herkunftsmitgliedstaates gegebenenfalls gesamtschuldnerisch für die vom Tochterunternehmen eingegangenen Verpflichtungen verbürgt haben und

7.	das Unternehmen in die Beaufsichtigung des Mutterunternehmens auf konsolidierter Basis einbezogen ist.

2Satz 1 gilt entsprechend für Tochterunternehmen von in Satz 1 genannten Unternehmen, Finanzholding-Gesellschaften, gemischten Finanzholding-Gesellschaften und gemischten Holdinggesellschaften, welche die vorgenannten Bedingungen erfüllen. 3Die Absätze 2 bis 6 gelten entsprechend.

(7a) Ergreift die Aufsichtsbehörde Maßnahmen nach Absatz 4 oder Absatz 5, jeweils auch in Verbindung mit Absatz 7, sind diese schriftlich zu begründen und dem Institut bekanntzumachen.

(8) 1Die Bundesanstalt kann beantragen, dass eine inländische Zweigniederlassung eines Instituts mit Sitz in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums als bedeutend angesehen wird. 2Gehört das Institut einer Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe oder gemischten Finanzholding-Gruppe an, an deren Spitze ein EU-Mutterinstitut, eine EU-Mutterfinanzholding-Gesellschaft oder eine gemischte EU-Mutterfinanzholding-Gesellschaft steht, richtet die Bundesanstalt den Antrag an die für die Beaufsichtigung der Gruppe auf zusammengefasster Basis zuständige Stelle, anderenfalls an die zuständige Stelle des Herkunftsmitgliedstaates. 3Der Antrag ist zu begründen. 4Eine Zweigniederlassung ist insbesondere dann als bedeutend anzusehen, wenn

1.	ihr Marktanteil gemessen an den Einlagen 2 vom Hundert übersteigt,

2.	sich eine Aussetzung oder Einstellung der Tätigkeit des Instituts auf die systemische Liquidität und die Zahlungsverkehrs- sowie Abwicklungs- und Verrechnungssysteme im Inland auswirken würde oder

3.	ihr eine gewisse Größe und Bedeutung gemessen an der Kundenzahl innerhalb des Banken- und Finanzsystems zukommt.

5Die Bundesanstalt kann von den Instituten nach Satz 1 alle Angaben verlangen, die für die Beurteilung nach Satz 4 erforderlich sind.

(9) 1Haben die Bundesanstalt, die zuständige Stelle des Herkunftsmitgliedstaates sowie gegebenenfalls die für die Beaufsichtigung auf zusammengefasster Basis zuständige Stelle innerhalb von zwei Monaten nach Erhalt des Antrags keine einvernehmliche Entscheidung über die Einstufung der Zweigniederlassung als bedeutend getroffen, entscheidet die Bundesanstalt unter Berücksichtigung der Auffassungen und Vorbehalte der anderen zuständigen Stelle innerhalb von weiteren zwei Monaten selbst über die Einstufung einer Zweigniederlassung als bedeutend. 2Diese Entscheidung ist den anderen zuständigen Stellen schriftlich unter Angabe von Gründen mitzuteilen. 3Hat die Bundesanstalt oder eine zuständige Stelle in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums bis zum Ablauf der Zweimonatsfrist nach Satz 1 nach Maßgabe des Artikels 19 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 die Europäische Bankenaufsichtsbehörde um Hilfe ersucht, stellt die Bundesanstalt ihre Entscheidung nach Satz 1 bis zu einem Beschluss der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde gemäß Artikel 19 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 zurück und entscheidet dann in Übereinstimmung mit einem solchen Beschluss. 4Nach Ablauf der Zweimonatsfrist oder nachdem eine gemeinsame Entscheidung getroffen wurde, kann die Europäische Bankenaufsichtsbehörde nicht mehr um Hilfe ersucht werden.

(10) 1Ist die Bundesanstalt auf Einzelinstitutsebene oder unterkonsolidierter Basis für die Beaufsichtigung von Tochterunternehmen eines EU-Mutterinstituts, einer EU-Mutterfinanzholding-Gesellschaft oder einer gemischten EU-Mutterfinanzholding-Gesellschaft zuständig, für deren Beaufsichtigung auf zusammengefasster Basis sie nicht zuständig ist und kommt es innerhalb der viermonatigen Frist nicht zu einer gemeinsamen Entscheidung aller zuständigen Stellen über die Angemessenheit der Eigenmittelausstattung und das Erfordernis zusätzlicher Eigenmittelanforderungen, entscheidet die Bundesanstalt allein, ob die Eigenmittelausstattung der ihrer Beaufsichtigung unterliegenden Tochterunternehmen angemessen ist und ob zusätzliche Eigenmittelanforderungen erforderlich sind. 2Bei der Entscheidung berücksichtigt sie angemessen die Auffassungen und Vorbehalte der zuständigen Stelle, die die Aufsicht auf zusammengefasster Basis über die Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe oder gemischte Finanzholding-Gruppe ausübt; die Entscheidung muss der Risikobewertung und den Auffassungen und Vorbehalten Rechnung tragen, die innerhalb der viermonatigen Frist von den anderen zuständigen Stellen geäußert wurden. 3Hat die Bundesanstalt oder eine zuständige Stelle in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums bis zum Ablauf der Viermonatsfrist nach § 8a Absatz 4 Satz 1 nach Maßgabe des Artikels 19 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 die Europäische Bankenaufsichtsbehörde um Hilfe ersucht, stellt die Bundesanstalt ihre Entscheidung nach Satz 1 bis zu dem Beschluss der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde gemäß Artikel 19 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 zurück und entscheidet dann in Übereinstimmung mit einem solchen Beschluss. 4Nach Ablauf der Viermonatsfrist oder nachdem eine gemeinsame Entscheidung getroffen wurde, kann die Europäische Bankenaufsichtsbehörde nicht mehr um Hilfe ersucht werden. 5Die Bundesanstalt übersendet der zuständigen Stelle, die die Aufsicht auf zusammengefasster Basis über die Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe oder gemischte Finanzholding-Gruppe ausübt, die schriftliche Entscheidung unter Angabe der vollständigen Begründung. 6Wurde die Europäische Bankenaufsichtsbehörde angehört, berücksichtigt die Bundesanstalt deren Stellungnahme und begründet jede erhebliche Abweichung davon.

(11) 1Bevor die Bundesanstalt eine Prüfung nach § 44 über eine Zweigniederlassung anordnet, die im Inland tätig ist, hat sie die zuständigen Stellen des Herkunftsmitgliedstaates anzuhören. 2Die Informationen und Erkenntnisse, die durch die Prüfung gewonnen werden, sind den zuständigen Stellen des Herkunftsmitgliedstaates mitzuteilen, wenn sie wichtig sind für die Risikobewertung des Mutterinstituts oder für die Stabilität des Finanzsystems des Herkunftsmitgliedstaates.

(12) 1Wird der Austritt des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen Union wirksam, ohne dass bis zu diesem Zeitpunkt ein Austrittsabkommen im Sinne von Artikel 50 Absatz 2 Satz 2 des Vertrages über die Europäische Union in Kraft getreten ist, so kann die Bundesanstalt zur Vermeidung von Nachteilen für die Funktionsfähigkeit oder die Stabilität der Finanzmärkte anordnen, dass die Vorschriften der Absätze 1 bis 9 für einen Übergangszeitraum nach dem Austritt auf Unternehmen mit Sitz im Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland, die zum Zeitpunkt des Austritts des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen Union nach Absatz 1 im Inland über eine Zweigniederlassung oder im Wege des grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehrs Bankgeschäfte betrieben oder Finanzdienstleistungen erbracht haben, ganz oder teilweise entsprechend anzuwenden sind. 2Dies gilt nur, soweit die Unternehmen nach dem Austritt Bankgeschäfte betreiben oder Finanzdienstleistungen erbringen, die in engem Zusammenhang mit zum Zeitpunkt des Austritts bestehenden Verträgen stehen. 3Der im Zeitpunkt des Austritts beginnende Übergangszeitraum darf eine Dauer von 21 Monaten nicht überschreiten. 4Die Anordnung kann auch durch Allgemeinverfügung ohne vorherige Anhörung getroffen und öffentlich bekannt gegeben werden.
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Unternehmen mit Sitz in einem Drittstaat; Verordnungsermächtigung

(1) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

1.	zu bestimmen, daß die Vorschriften dieses Gesetzes über ausländische Unternehmen mit Sitz in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums auch auf Unternehmen mit Sitz in einem Drittstaat anzuwenden sind, soweit dies im Bereich des Niederlassungsrechts oder des Dienstleistungsverkehrs oder für die Aufsicht auf zusammengefaßter Basis auf Grund von Abkommen der Europäischen Union mit Drittstaaten erforderlich ist;

2.	die vollständige oder teilweise Anwendung der Vorschriften des § 53b unter vollständiger oder teilweiser Freistellung von den Vorschriften des § 53 auf Unternehmen mit Sitz in einem Drittstaat anzuordnen, wenn die Gegenseitigkeit gewährleistet ist und

a)	die Unternehmen in ihrem Sitzstaat in den von der Freistellung betroffenen Bereichen nach international anerkannten Grundsätzen beaufsichtigt werden,

b)	den Zweigniederlassungen der entsprechenden Unternehmen mit Sitz im Inland in diesem Staat gleichwertige Erleichterungen eingeräumt werden und

c)	die zuständigen Behörden des Sitzstaates zu einer befriedigenden Zusammenarbeit mit der Bundesanstalt bereit sind und dies auf der Grundlage einer Vereinbarung sichergestellt ist.

(2) 1Ungeachtet der Regelungen des Absatzes 1 können Unternehmen mit Sitz in einem Drittstaat, die in das Register nach Artikel 48 der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 eingetragen wurden, gegenüber geeigneten Gegenparteien und professionellen Kunden im Inland Wertpapierdienstleistungen im Sinne des § 2 Absatz 3 und 3a des Wertpapierhandelsgesetzes erbringen. 2In diesem Fall ist § 53b Absatz 1 und 3 entsprechend anzuwenden.
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Mutterunternehmen mit Sitz in einem Drittstaat

(1) 1Unterliegen CRR-Kreditinstitute und Wertpapierhandelsunternehmen mit Sitz im Inland, die Tochterunternehmen eines Instituts, einer Finanzholding-Gesellschaft oder einer gemischten Finanzholding-Gesellschaft mit Sitz in einem Drittstaat sind, in dem Drittstaat nicht einer Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis nach den Bestimmungen dieses Gesetzes, bewertet die Aufsichtsbehörde, ob die Beaufsichtigung des CRR-Kreditinstituts oder des Wertpapierhandelsunternehmens auf konsolidierter Basis durch die zuständigen Stellen des Drittstaates der Beaufsichtigung nach den Bestimmungen des § 10a dieses Gesetzes und den Anforderungen des Teils 1 Titel II Kapitel 2 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 gleichwertig ist. 2Die Aufsichtsbehörde nimmt diese Bewertung auf Wunsch des Mutterunternehmens, eines im Europäischen Wirtschaftsraum zugelassenen Unternehmens oder von Amts wegen vor. 3Vor der Entscheidung über die Gleichwertigkeit hört die Aufsichtsbehörde die anderen zuständigen Stellen und die Europäische Aufsichtsbehörde an.

(2) 1Führt die Bewertung nach Absatz 1 zu dem Ergebnis, dass die Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis im Drittstaat nicht gleichwertig ist, kann die Aufsichtsbehörde die Gruppe der im Inland ansässigen Unternehmen als Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe oder gemischte Finanzholding-Gruppe und ein Institut als übergeordnetes Unternehmen bestimmen. 2Die Vorschriften des § 10a dieses Gesetzes und des Teils 1 Titel II Kapitel 2 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sind entsprechend anzuwenden.

(3) 1Die Bundesanstalt kann im Einzelfall abweichend von Absatz 2 und § 15 Absatz 2 des Finanzkonglomerate-Aufsichtsgesetzes einer angemessenen Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis in anderer Weise Rechnung tragen. 2Sie kann insbesondere verlangen, dass eine Finanzholding-Gesellschaft oder gemischte Finanzholding-Gesellschaft mit Sitz im Inland oder in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums gegründet wird, auf die die Vorschriften dieses Gesetzes über die Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis entsprechend anzuwenden sind.

(4) 1In den Fällen des Absatzes 3 unterrichtet die Bundesanstalt die betroffenen zuständigen Stellen im Europäischen Wirtschaftsraum über die gewählte Vorgehensweise. 2Die Pflichten aus § 7a Absatz 2 Nummer 3 und § 7b Absatz 3 Nummer 2 bleiben unberührt.
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[bookmark: _Toc36575315]Sondervorschriften für zentrale Gegenparteien und 
Zentralverwahrer

1. [bookmark: _Toc36575316]Zentrale Gegenparteien

[bookmark: _Toc36575317]§ 53e
Inhaber bedeutender Beteiligungen

§ 2c Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 1b Satz 1 Nummer 1, 3, 4 bis 6 gilt entsprechend, soweit die Bundesanstalt nach Artikel 30 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 die erforderlichen Maßnahmen ergreifen soll, um eine Einflussnahme der in Artikel 30 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 genannten Personen, die sich voraussichtlich zum Nachteil für eine solide und umsichtige Geschäftsführung einer zentralen Gegenpartei auswirken wird, zu beenden; § 44b gilt entsprechend.

[bookmark: _Toc36575318]§ 53f
Aufsichtskollegien

(1) Soweit die Bundesanstalt und die Deutsche Bundesbank einem Aufsichtskollegium nach Artikel 18 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 angehören, nehmen sie bei Abstimmungen jeweils eine Stimme wahr.

(2) Falls nach Artikel 19 Absatz 3 Satz 3 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 drei Stimmen für deutsche Aufsichtsbehörden vorgesehen sind oder die Bundesanstalt oder die Deutsche Bundesbank dem Aufsichtskollegium nicht angehören, rücken in der Wahrnehmung der Stimmen die zuständigen Aufsichtsbehörden der Handelsplätze im Sinne des Artikels 18 Absatz 2 Buchstabe d der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 nach, und zwar in der Reihenfolge des an dem Handelsplatz im vorangegangenen Kalenderjahr gehandelten Volumens an Finanzinstrumenten, das über die betreffende zentrale Gegenpartei abgerechnet wurde.

[bookmark: _Toc36575319]§ 53g
Finanzmittelausstattung von zentralen Gegenparteien

Die Bundesanstalt kann bei der Beurteilung der Angemessenheit der Finanzmittel anordnen, dass eine zentrale Gegenpartei Anforderungen an das Eigenkapital und die sonstigen Finanzmittel einhalten muss, die über die Anforderungen der Artikel 16 und 43 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 hinausgehen, insbesondere

1.	um den Aufbau eines zusätzlichen Finanzmittelpuffers für Perioden wirtschaftlichen Abschwungs sicherzustellen,

2.	um Risiken Rechnung zu tragen, die sich aufgrund gesellschaftsrechtlicher Gestaltungen oder Abhängigkeiten einer zentralen Gegenpartei insbesondere als Teil einer Instituts- oder Finanzholding-Gruppe ergeben oder

3.	um einer besonderen Geschäftssituation einer zentralen Gegenpartei Rechnung zu tragen.

[bookmark: _Toc36575320]§ 53h
Liquidität

Die Bundesanstalt kann bei der Beurteilung der Liquidität im Einzelfall gegenüber einer zentralen Gegenpartei Liquiditätsanforderungen anordnen, die über die Vorgaben hinausgehen, die in Artikel 44 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 gegebenenfalls in Verbindung mit nach Artikel 44 Absatz 2 erlassenen technischen Regulierungsstandards festgelegt sind, wenn ohne eine solche Maßnahme die nachhaltige Liquidität der zentralen Gegenpartei nicht gesichert ist.

[bookmark: _Toc36575321]§ 53i
Gewährung des Zugangs nach den Artikeln 7 und 8 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012

1Eine zentrale Gegenpartei, der eine Zulassung nach Artikel 14 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 erteilt worden ist, hat die Bundesanstalt über den Eingang von Anträgen auf Zugangsgewährung nach Artikel 7 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 sowie das Stellen eines Antrags auf Zugangsgewährung nach Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 unverzüglich schriftlich zu informieren. 2Die Bundesanstalt kann der zentralen Gegenpartei

1.	unter den in Artikel 7 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 genannten Voraussetzungen untersagen, einen Zugang im Sinne des Artikels 7 der genannten Verordnung zu gewähren, oder

2.	unter den in Artikel 8 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 genannten Voraussetzungen untersagen, einen Zugang zu einem Handelsplatz im Sinne des Artikels 8 der genannten Verordnung einzurichten.

[bookmark: _Toc36575322]§ 53j
Anzeigen; Verordnungsermächtigung

(1) Eine zentrale Gegenpartei hat der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank jeweils zum Monatsende anzuzeigen:

1.	die Einhaltung der Einschussanforderungen nach Artikel 41 Absatz 1 Satz 2 und 3 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012,

2.	die Summe des oder der Ausfallfonds nach Artikel 42 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012,

3.	die Summe der sonstigen Finanzmittel nach Artikel 43 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012, einschließlich einer Darlegung, ob der Ausfallfonds und die sonstigen Finanzmittel den Ausfall der beiden nach Artikel 43 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 bestimmten Clearingmitglieder auffangen können,

4.	stichtagsbezogen die Summe der für eine Deckung des Liquiditätsbedarfs bestehenden Kreditlinien oder ähnlichen Möglichkeiten und jeweils die diesbezüglichen Gegenparteien sowie den potenziellen täglichen Liquiditätsbedarf nach Artikel 44 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012,

5.	die Summe aller im Berichtszeitraum nach Artikel 46 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 entgegengenommenen Sicherheiten aufgeschlüsselt nach Sicherheiten in Form von Geld, Wertpapieren und Garantien; dabei sind die Geldsicherheiten nach Währungen weiter aufzuschlüsseln und die Wertpapiere nach der Art, dem jeweiligen Sicherheitsabschlag und dem jeweiligen Anteil an den Gesamtsicherheiten sowie, soweit gegeben, dem Zeitpunkt der Freigabe und

6.	die Gegenparteien, bei denen zum Stichtag Finanzmittel im Sinne des Artikels 47 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 angelegt waren, jeweils unter Angabe des angelegten Volumens und der erfolgten Besicherung.

(2) 1Die Unterlagen, die der Bundesanstalt nach der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 vorzulegen sind, sind in deutscher Sprache und auf Verlangen der Bundesanstalt zusätzlich in englischer Sprache zu erstellen und vorzulegen. 2Die Bundesanstalt kann gestatten, dass die Unterlagen ausschließlich in englischer Sprache erstellt und vorgelegt werden.

(3) 1Das Bundesministerium der Finanzen kann durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank und nach Anhörung der Spitzenverbände der Institute nähere Bestimmungen erlassen über

1.	Art, Umfang, Zeitpunkt und Form der nach Absatz 1 erforderlichen Anzeigen und der gegebenenfalls zum Nachweis erforderlichen Unterlagen,

2.	die zulässigen Datenträger, Übertragungswege und Datenformate für diese Anzeigen und

3.	eine Ergänzung der nach Absatz 1 bestehenden Anzeigepflichten durch die Erstattung von Sammelanzeigen und die Einreichung von Sammelaufstellungen,

soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben der Bundesanstalt erforderlich ist, insbesondere um einheitliche Unterlagen zur Beurteilung des von zentralen Gegenparteien durchgeführten Clearings zu erhalten. 2Das Bundesministerium der Finanzen kann diese Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt mit der Maßgabe übertragen, dass die Rechtsverordnung im Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbank zu erlassen ist.

[bookmark: _Toc36575323]§ 53k
Auslagerung von Aktivitäten und Prozessen

Soweit eine zentrale Gegenpartei eine Auslagerung gemäß Artikel 35 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 vornimmt, gilt 25b Absatz 3 Satz 1 und 2 und Absatz 4 entsprechend.

[bookmark: _Toc36575324]§ 53l
Anordnungsbefugnis; Maßnahmen bei organisatorischen Mängeln

(1) 1Die Bundesanstalt kann gegenüber einer zentralen Gegenpartei im Einzelfall Anordnungen treffen, die geeignet und erforderlich sind, die Einhaltung der Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 sicherzustellen. 2Insbesondere zur Sicherstellung der ordnungsgemäßen Geschäftsorganisation, der organisatorischen Anforderungen und der Anforderungen nach den Artikeln 26, 28, 29, 31 Absatz 1 Satz 2 sowie den Artikeln 33 bis 35 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 kann sie anordnen, dass eine zentrale Gegenpartei

1.	Maßnahmen zur Reduzierung von Risiken ergreift, soweit sich diese Risiken aus bestimmten Arten von Geschäften und Produkten oder aus der Nutzung bestimmter Systeme oder der Auslagerung von Aktivitäten und Prozessen auf ein anderes Unternehmen ergeben, oder

2.	einzelne Geschäftsarten oder Dienstleistungen nicht oder nur in beschränktem Umfang betreiben darf.

(2) Die Bundesanstalt kann anstelle der in Absatz 1 Satz 2 genannten Maßnahmen oder zusammen mit diesen anordnen, dass die zentrale Gegenpartei Eigenmittelanforderungen einhalten muss, die über die Anforderungen nach Artikel 16 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012, auch in Verbindung mit technischen Regulierungsstandards nach dessen Absatz 3, hinausgehen.

[bookmark: _Toc36575325]§ 53m
Inhalt des Zulassungsantrags

(1) Ein Antrag auf Zulassung als zentrale Gegenpartei im Inland nach den Artikeln 14 und 17 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 muss enthalten:

1.	die Art der abgerechneten Produkte,

2.	eine Beschreibung der Einrichtung und Ausgestaltung der Modelle und Parameter, die zur Berechnung der Einschussanforderungen im Sinne des Artikels 41 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 verwendet werden, einschließlich der Angabe der relevanten Quellen für die Preisermittlung im Sinne des Artikels 40 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012,

3.	einen Nachweis über die Einrichtung von Ausfallfonds im Sinne des Artikels 42 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 und eine Beschreibung deren Ausgestaltung,

4.	eine Beschreibung der Vorkehrungen zum Vorhalten sonstiger Finanzmittel im Sinne des Artikels 43 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012,

5.	eine Beschreibung der Mechanismen zur Kontrolle der Liquiditätsrisiken im Sinne des Artikels 44 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012,

6.	eine Beschreibung der Anforderungen an die Sicherheiten gemäß Artikel 46 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012,

7.	Angaben zur Anlagepolitik im Sinne des Artikels 47 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012,

8.	eine Darstellung der Verfahren bei Ausfall eines Clearingmitgliedes gemäß Artikel 48 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012,

9.	eine Darstellung der Prüfungsverfahren im Sinne des Artikels 49 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 sowie

10.	alle in § 32 Absatz 1 Satz 2 genannten Angaben; die gemäß § 32 Absatz 1 Satz 3 erlassene Rechtsverordnung gilt entsprechend.

(2) Die Bundesanstalt kann weitere Unterlagen verlangen, soweit diese für die Beurteilung des Zulassungsantrags erforderlich sind.

[bookmark: _Toc36575326]§ 53n
Maßnahmen zur Verbesserung der Finanzmittel und der Liquidität einer nach der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 zugelassenen zentralen Gegenpartei

(1) 1Wenn die Vermögens-, Finanz- oder Ertragsentwicklung einer zentralen Gegenpartei oder andere Umstände die Annahme rechtfertigen, dass die zentrale Gegenpartei die Anforderungen nach Artikel 41, 42, 43, 44, 46 oder 47 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012, jeweils auch in Verbindung mit den zur näheren Ausgestaltung erlassenen technischen Regulierungsstandards nicht dauerhaft erfüllen können wird, kann die Bundesanstalt gegenüber der zentralen Gegenpartei Maßnahmen zur Verbesserung ihrer finanziellen Ausstattung und Liquidität anordnen, insbesondere

1.	die Übermittlung einer begründeten Darstellung der Entwicklung der wesentlichen Geschäftsaktivitäten über einen Zeitraum von mindestens drei Jahren einschließlich Planbilanzen, Plangewinn- und -verlustrechnungen,

2.	Maßnahmen zur besseren Abschirmung oder Reduzierung der von der zentralen Gegenpartei als wesentlich identifizierten Risiken und der damit verbundenen Risikokonzentrationen und eine Berichterstattung gegenüber der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank, wobei auch über Konzepte für den Ausstieg aus einzelnen Geschäftsbereichen oder die Abtrennung von Teilen der zentralen Gegenpartei berichtet werden soll,

3.	die Übermittlung eines Berichts über geeignete Maßnahmen zur Einhaltung der Einschussanforderungen, des Umfangs des Ausfallfonds, der anderen Finanzmittel, der Liquidität, der Anforderungen an die Sicherheiten und der Anlagepolitik, oder

4.	die Übermittlung eines Konzepts zur Abwendung einer möglichen Gefahrenlage entsprechend § 35 Absatz 2 Nummer 4 an die Bundesanstalt und die Deutsche Bundesbank.

2Die Annahme, dass die zentrale Gegenpartei die Anforderungen dauerhaft nicht erfüllen können wird, ist regelmäßig gerechtfertigt, wenn

1.	die Einschüsse

a)	mindestens an einem Tag in zwei Meldezeiträumen nach § 53j Absatz 1 innerhalb eines Kalenderjahres nicht ausreichend sind, um die Verluste mit mindestens 99 Prozent der Forderungsveränderungen in dem Zeithorizont zu decken, der nach Artikel 41 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012, auch in Verbindung mit technischen Regulierungsstandards nach dessen Absatz 5, bestimmt ist, oder

b)	nicht in vollem Umfang mindestens auf Tagesbasis alle Risiken gegenüber allen Clearingmitgliedern und den anderen zentralen Gegenparteien, mit denen Interoperabilitätsvereinbarungen bestehen, absichern,

2.	der Ausfallfonds in zwei Meldezeiträumen nach § 53j Absatz 1 innerhalb eines Kalenderjahres nicht die Mindesthöhe nach Artikel 42 Absatz 1 Satz 2 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 erreicht,

3.	der Ausfallfonds und die sonstigen Finanzmittel an zwei Meldestichtagen nach § 53j Absatz 1 innerhalb eines Kalenderjahres nicht zur Abdeckung eines Ausfalls der beiden nach Artikel 43 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 bestimmten Clearingmitglieder ausreichen,

4.	die Kreditlinien oder ähnlichen Möglichkeiten, die zur Abdeckung des Liquiditätsbedarfs nach Artikel 44 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012, auch in Verbindung mit technischen Regulierungsstandards nach dessen Absatz 2, bestehen, an zwei Meldestichtagen nach § 53j Absatz 1 nicht ausreichen, um das Liquiditätsrisiko bezüglich des Ausfalls mindestens der beiden Clearingmitglieder abzudecken, gegenüber denen die zentrale Gegenpartei die höchsten offenen Positionen hat,

5.	die zentrale Gegenpartei in zwei Meldezeiträumen nach § 53j Absatz 1 jeweils mehr als 3 Prozent der Gesamtsicherheiten ohne Beachtung der Anforderungen nach Artikel 46 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012, auch in Verbindung mit technischen Regulierungsstandards nach dessen Absatz 3, entgegengenommen hat oder

6.	die zentrale Gegenpartei in zwei Meldezeiträumen nach § 53j Absatz 1 jeweils mehr als 3 Prozent der Gesamtsicherheiten ohne Beachtung der Anforderungen nach Artikel 47 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012, auch in Verbindung mit technischen Regulierungsstandards nach dessen Absatz 8, angelegt hat.

(2) Die Bundesanstalt kann anstelle der Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 oder zusammen mit diesen Maßnahmen nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 bis 7 anordnen, wenn die Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 keine ausreichende Gewähr dafür bieten, die Einhaltung der Anforderungen nach Artikel 41, 42, 43, 44, 46 oder 47 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012, jeweils auch in Verbindung mit den zur näheren Ausgestaltung erlassenen technischen Regulierungsstandards nachhaltig zu sichern; insoweit ist Absatz 4 entsprechend anzuwenden.

(3) 1Entsprechen bei einer zentralen Gegenpartei die Finanzmittel nicht den Anforderungen nach Artikel 41, 42 oder 43 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012, jeweils auch in Verbindung mit den zur näheren Ausgestaltung erlassenen technischen Regulierungsstandards, oder den Anforderungen nach § 45b Absatz 1 Satz 2, die Liquidität nicht den Anforderungen nach Artikel 44 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 auch in Verbindung mit technischen Regulierungsstandards nach dessen Absatz 2, die erhaltenen Sicherheiten nicht den Anforderungen nach Artikel 46 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 auch in Verbindung mit technischen Regulierungsstandards nach dessen Absatz 3 oder die Anlage der Mittel nicht den Anforderungen nach Artikel 47 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 auch in Verbindung mit technischen Regulierungsstandards nach dessen Absatz 8, kann die Bundesanstalt

1.	Entnahmen durch die Inhaber oder Gesellschafter sowie die Ausschüttung von Gewinnen untersagen oder beschränken,

2.	bilanzielle Maßnahmen untersagen oder beschränken, die dazu dienen, einen entstandenen Jahresfehlbetrag auszugleichen oder einen Bilanzgewinn auszuweisen,

3.	anordnen, dass die Auszahlung jeder Art von Erträgen auf Eigenmittelinstrumente insgesamt oder teilweise ersatzlos entfällt, wenn die Erträge nicht vollständig durch einen erzielten Jahresüberschuss gedeckt sind,

4.	anordnen, dass die zentrale Gegenpartei Maßnahmen zur Reduzierung von Risiken ergreift, soweit sich diese aus bestimmten Arten von Geschäften und Produkten oder der Nutzung bestimmter Systeme ergeben,

5.	die Auszahlung variabler Vergütungsbestandteile untersagen oder auf einen bestimmten Anteil des Jahresergebnisses beschränken; dies gilt nicht für variable Vergütungsbestandteile, die durch Tarifvertrag oder im Geltungsbereich eines Tarifvertrags durch Vereinbarung der Arbeitsvertragsparteien über die Anwendung der tarifvertraglichen Regelungen oder aufgrund eines Tarifvertrags in einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung vereinbart sind,

6.	anordnen, dass die zentrale Gegenpartei den Jahresgesamtbetrag, den sie für die variable Vergütung aller Geschäftsleiter und Mitarbeiter vorsieht (Gesamtbetrag der variablen Vergütungen), auf einen bestimmten Anteil des Jahresergebnisses beschränkt oder vollständig streicht; dies gilt nicht für variable Vergütungsbestandteile, die durch Tarifvertrag oder im Geltungsbereich eines Tarifvertrags durch Vereinbarung der Arbeitsvertragsparteien über die Anwendung der tarifvertraglichen Regelungen oder aufgrund eines Tarifvertrags in einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung vereinbart sind, oder

7.	anordnen, dass die zentrale Gegenpartei darlegt, wie und in welchem Zeitraum sie ihre finanziellen Mittel oder ihre Liquidität nachhaltig wiederherstellen wird (Plan zur Restrukturierung der zentralen Gegenpartei) und der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank regelmäßig über den Fortschritt dieser Maßnahmen zu berichten ist.

2Der Plan zur Restrukturierung nach Satz 1 Nummer 7 muss transparent, plausibel und begründet sein. 3In ihm sind konkrete Ziele, Zwischenziele und Fristen für die Umsetzung der dargelegten Maßnahmen zu benennen, die von der Bundesanstalt überprüft werden können. 4Die Bundesanstalt kann jederzeit Einsicht in den Plan zur Restrukturierung der zentralen Gegenpartei und die zugehörigen Unterlagen nehmen. 5Die Bundesanstalt kann die Änderung des Plans zur Restrukturierung der zentralen Gegenpartei verlangen und hierfür Vorgaben machen, wenn sie die angegebenen Ziele, Zwischenziele und Umsetzungsfristen für nicht ausreichend hält oder die zentrale Gegenpartei sie nicht einhält.

(4) 1Die Bundesanstalt darf die in Absatz 3 bezeichneten Anordnungen erst treffen, wenn die zentrale Gegenpartei den Mangel nicht innerhalb einer von der Bundesanstalt zu bestimmenden Frist behoben hat. 2Soweit dies zur Verhinderung einer kurzfristig zu erwartenden Verschlechterung der finanziellen Mittel oder der Liquidität der zentralen Gegenpartei erforderlich ist oder bereits Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 ergriffen wurden, sind solche Anordnungen auch ohne vorherige Androhung mit Fristsetzung zulässig. 3Beschlüsse über die Gewinnausschüttung sind insoweit nichtig, als sie einer Anordnung nach Absatz 3 widersprechen. 4Soweit Regelungen in Verträgen über Eigenmittelinstrumente einer Anordnung nach Absatz 3 widersprechen, können aus ihnen keine Rechte hergeleitet werden. 5Nach oder zusammen mit einer Untersagung der Auszahlung von variablen Vergütungsbestandteilen gemäß Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 kann die Bundesanstalt anordnen, dass die Ansprüche auf Gewährung variabler Vergütungsbestandteile ganz oder teilweise erlöschen, wenn

1.	die zentrale Gegenpartei bei oder nach einer Untersagung der Auszahlung finanzielle Leistungen des Restrukturierungsfonds oder des Finanzmarktstabilisierungsfonds in Anspruch nimmt und, im Fall einer nachträglichen Anordnung, die Voraussetzungen für die Untersagung der Auszahlung bis zu diesem Zeitpunkt nicht weggefallen oder allein aufgrund dieser Leistungen weggefallen sind,

2.	bei oder nach einer Untersagung der Auszahlung eine Anordnung der Bundesanstalt nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 bis 4, 6 oder 7 getroffen wird oder schon besteht oder

3.	bei oder nach einer Untersagung der Auszahlung Maßnahmen nach § 46 oder einer Abwicklungsanordnung im Sinne des § 77 des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes getroffen werden.

6Eine Anordnung nach Satz 5 darf insbesondere auch ergehen, wenn

1.	die Ansprüche auf Gewährung variabler Vergütungsbestandteile aufgrund solcher Regelungen eines Vergütungssystems einer zentralen Gegenpartei entstanden sind, die den aufsichtsrechtlichen Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 an angemessene, transparente und auf eine nachhaltige Entwicklung der zentralen Gegenpartei ausgerichtete Vergütungssysteme widersprechen, oder

2.	anzunehmen ist, dass ohne die Gewährung finanzieller Leistungen des Restrukturierungsfonds oder des Finanzmarktstabilisierungsfonds die zentrale Gegenpartei nicht in der Lage gewesen wäre, die variablen Vergütungsbestandteile zu gewähren; ist anzunehmen, dass die zentrale Gegenpartei einen Teil der variablen Vergütungsbestandteile hätte gewähren können, sind die variablen Vergütungsbestandteile angemessen zu kürzen.

7Die Sätze 5 und 6 gelten nicht, soweit die Ansprüche auf Gewährung variabler Vergütung vor dem 16. Februar 2013 entstanden sind. 8Zentrale Gegenparteien müssen der Anordnungsbefugnis nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 oder 6 und der Regelung in Satz 1 in entsprechenden vertraglichen Vereinbarungen mit ihren Geschäftsleitern und Mitarbeitern Rechnung tragen. 9Soweit vertragliche Vereinbarungen über die Gewährung einer variablen Vergütung einer Anordnung nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 oder 6 entgegenstehen, können aus ihnen keine Rechte hergeleitet werden.



2. [bookmark: _Toc36575327]Zentralverwahrer

[bookmark: _Toc36575328]§ 53o
Anträge nach der Verordnung (EU) Nr. 909/2014; Verschwiegenheitspflicht

(1) 1Die Unterlagen, die der Bundesanstalt nach der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 vorzulegen sind, sind in deutscher Sprache und auf Verlangen der Bundesanstalt zusätzlich in englischer Sprache zu erstellen und vorzulegen. 2Die Bundesanstalt kann gestatten, dass die Unterlagen oder Teile davon ausschließlich in englischer Sprache erstellt und vorgelegt werden.

(2) 1Anträge sind der Bundesanstalt in Schriftform und elektronisch zu übermitteln. 2Die Bundesanstalt kann gestatten, dass bestimmte Dokumente oder Angaben, die Bestandteile eines Antrags sind, ausschließlich elektronisch übermittelt werden. 3Die elektronische Übermittlung hat in einem von der Bundesanstalt bestimmten Datenformat und auf einem von der Bundesanstalt bestimmten Übermittlungsweg zu erfolgen.

(3) Die Verschwiegenheitspflicht nach § 9 gilt für die Wahrnehmung der Aufgaben nach § 6 Absatz 1c entsprechend.

[bookmark: _Toc36575329]§ 53p
Anordnungsbefugnis für die Aufsicht nach der Verordnung (EU) Nr. 909/2014

Die Bundesanstalt kann unbeschadet der anderen Bestimmungen dieses Gesetzes gegenüber einem Zentralverwahrer im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 Nummer 1 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014, gegenüber einem benannten Kreditinstitut im Sinne des Artikels 54 Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 909/2014, gegenüber deren übergeordneten Unternehmen sowie gegenüber Mitgliedern, deren Organe, deren Beschäftigten und anderen natürlichen oder juristischen Personen, die deren Geschäfte tatsächlich kontrollieren oder auf die Tätigkeiten im Sinne des Artikels 30 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 ausgelagert worden sind oder die ansonsten der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 unterliegen, alle Anordnungen treffen, die geeignet und erforderlich sind, die Einhaltung der Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 909/2014, der darauf basierenden delegierten Rechtsakte sowie der auf Zentralverwahrer anwendbaren Bestimmungen dieses Gesetzes sicherzustellen.

[bookmark: _Toc36575330]§ 53q
Eigentumsrechte an Zentralverwahrern

(1) Für die Unterrichtung der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank über die Entscheidung, Eigentumsrechte an einem Zentralverwahrer zu übertragen, zu erwerben oder zu veräußern, der ausschließlich Dienstleistungen nach den Abschnitten A und B des Anhangs zur Verordnung (EU) Nr. 909/2014 erbringt oder der neben solchen Dienstleistungen Bankgeschäfte betreibt oder Finanzdienstleistungen erbringt, die zugleich Wertpapierdienstleistungen im Sinne des § 2 Absatz 3 des Wertpapierhandelsgesetzes sind, gilt Artikel 27 Absatz 7 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014.

(2) 1Die Bundesanstalt kann dem Erwerber, Veräußerer oder dem Zentralverwahrer die Ausübung der Stimmrechte untersagen und anordnen, dass über die Anteile nur mit ihrer Zustimmung verfügt werden darf, wenn

1.	die Voraussetzungen einer Untersagungsverfügung nach Artikel 27 Absatz 8 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 vorliegen,

2.	der Erwerber, Veräußerer oder Zentralverwahrer seiner Pflicht nach Artikel 27 Absatz 7 und 8 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 zur vorherigen Unterrichtung der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank nicht nachgekommen ist und diese Unterrichtung innerhalb einer von der Bundesanstalt gesetzten Frist nicht nachgeholt hat oder

3.	entgegen einer vollziehbaren Untersagung nach Artikel 27 Absatz 8 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 das Eigentumsrecht erworben oder veräußert oder der Anteil des Eigentumsrechts erhöht oder verringert worden ist.

2Im Falle einer Untersagung nach Satz 1 gelten § 2c Absatz 2 Satz 2 bis 9 und § 44b entsprechend.

[bookmark: _Toc278450134][bookmark: _Toc36575331][bookmark: _Toc182891262][bookmark: _Toc182895385][bookmark: _Toc182895915][bookmark: _Toc182896273][bookmark: _Toc182896631][bookmark: _Toc182904087][bookmark: _Toc184003753][bookmark: _Toc184615934][bookmark: _Toc185051398][bookmark: _Toc185757395][bookmark: _Toc185757694][bookmark: _Toc185758331][bookmark: _Toc185758505][bookmark: _Toc185758679][bookmark: _Toc185759474][bookmark: _Toc185759647][bookmark: _Toc185759820][bookmark: _Toc185759993][bookmark: _Toc185760166][bookmark: _Toc185761782][bookmark: _Toc185761956][bookmark: _Toc185762129][bookmark: _Toc185762303][bookmark: _Toc186604263][bookmark: _Toc208638261][bookmark: _Toc208638510][bookmark: _Toc208719606][bookmark: _Toc208815112][bookmark: _Toc208815292][bookmark: _Toc208815652][bookmark: _Toc208815834][bookmark: _Toc208892330][bookmark: _Toc208892511][bookmark: _Toc218999298][bookmark: _Toc225579036][bookmark: _Toc226176861][bookmark: _Toc237318727][bookmark: _Toc237406519][bookmark: _Toc237407896][bookmark: _Toc256756238][bookmark: _Toc269993584][bookmark: _Toc269996021][bookmark: _Toc278445003]
Siebenter Abschnitt
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[bookmark: BJNR008810961BJNE009306377][bookmark: _Toc278445005][bookmark: _Toc36575333]§ 54
Verbotene Geschäfte, Handeln ohne Erlaubnis

(1) Wer 

1.	Geschäfte betreibt, die nach § 3, auch in Verbindung mit § 53b Abs. 3 Satz 1 oder 2, verboten sind, oder

2.	ohne Erlaubnis nach § 32 Abs. 1 Satz 1 Bankgeschäfte betreibt oder Finanzdienstleistungen erbringt,

wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(1a) Ebenso wird bestraft, wer ohne Zulassung nach Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister (ABl. L 201 vom 27.7.2012, S. 1) eine Clearingdienstleistung erbringt.

(1b) Ebenso wird bestraft, wer ohne die erforderliche Zulassung nach Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 eine Zentralverwahrertätigkeit ausübt.

(2) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe.

[bookmark: _Toc36575334]§ 54a
Strafvorschriften

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer entgegen § 25c Absatz 4a oder § 25c Absatz 4b Satz 2 nicht dafür Sorge trägt, dass ein Institut oder eine dort genannte Gruppe über eine dort genannte Strategie, einen dort genannten Prozess, ein dort genanntes Verfahren, eine dort genannte Funktion oder ein dort genanntes Konzept verfügt, und hierdurch eine Bestandsgefährdung des Instituts, des übergeordneten Unternehmens 
oder eines gruppenangehörigen Instituts herbeiführt.

(2) Wer in den Fällen des Absatzes 1 die Gefahr fahrlässig herbeiführt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(3) Die Tat ist nur strafbar, wenn die Bundesanstalt dem Täter durch Anordnung nach § 25c Absatz 4c die Beseitigung des Verstoßes gegen § 25c Absatz 4a oder § 25c Absatz 4b Satz 2 aufgegeben hat, der Täter dieser vollziehbaren Anordnung zuwiderhandelt und hierdurch die Bestandsgefährdung herbeigeführt hat.

[bookmark: BJNR008810961BJNE009407377][bookmark: _Toc278445006][bookmark: _Toc36575335]§ 55
Verletzung der Pflicht zur Anzeige der Zahlungsunfähigkeit oder der Überschuldung

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer entgegen § 46b Abs. 1 Satz 1, auch in Verbindung mit § 53b Abs. 3 Satz 1, eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet.

(2) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe.

[bookmark: BJNR008810961BJNE012803377][bookmark: _Toc278445007][bookmark: _Toc36575336]§ 55a
Unbefugte Verwertung von Angaben über Millionenkredite

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer entgegen § 14 Abs. 2 Satz 10 eine Angabe verwertet.

(2) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt.

[bookmark: BJNR008810961BJNE012904377][bookmark: _Toc278445008][bookmark: _Toc36575337]§ 55b
Unbefugte Offenbarung von Angaben über Millionenkredite

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer entgegen § 14 Abs. 2 Satz 10 eine Angabe offenbart.

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädigen, ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe.

(3) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt.

[bookmark: BJNR008810961BJNE009517377][bookmark: _Toc278445009][bookmark: _Toc36575338]§ 56
Bußgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer einer vollziehbaren Anordnung nach § 36 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 oder Absatz 3 Satz 1 zuwiderhandelt.

(1a) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig einer unmittelbar geltenden Vorschrift in delegierten Rechtsakten der Europäischen Union, die die Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 über Ratingagenturen (ABl. L 302 vom 17.11.2009, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EU) Nr. 462/2013 (ABl. L 146 vom 31.5.2013, S. 1) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung ergänzen, im Anwendungsbereich dieses Gesetzes zuwiderhandelt, soweit eine Rechtsverordnung nach Absatz 4c für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist.




(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1.	entgegen

a)	§ 2c Absatz 1 Satz 1, 5 oder Satz 6,

b)	§ 2c Absatz 3 Satz 1 oder Satz 4,

c)	§ 12a Absatz 1 Satz 3,

d)	§ 14 Absatz 1 Satz 1 erster Halbsatz, auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 22 Satz 1 Nummer 4, jeweils auch in Verbindung mit § 53b Absatz 3 Satz 1 Nummer 3,

e)	§ 15 Absatz 4 Satz 5,

f)	§ 24 Absatz 1 Nummer 1, 2, 4, 6, 8, 9, 12, 15, 15a, 16 oder Nummer 17 oder Absatz 3d,

g)	§ 24 Absatz 1 Nummer 5 oder Nummer 7, jeweils auch in Verbindung mit § 53b Absatz 3 Satz 1 Nummer 5,

h)	§ 24 Absatz 1 Nummer 10, Absatz 1a oder Absatz 1b Satz 2,

i)	§ 24 Absatz 2a, 3 Satz 1 oder Absatz 3a Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2 oder Satz 2, jeweils auch in Verbindung mit Satz 5,

j)	§ 24 Absatz 3a Satz 1 Nummer 3,

k)	§ 24a Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Absatz 3 Satz 1, Absatz 3a Satz 1, Absatz 3b Satz 1, Absatz 3c Satz 1, oder § 24a Absatz 4 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, jeweils auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 24a Absatz 5,

l)	§ 28 Absatz 1 Satz 1 oder

m)	§ 53a Satz 2 oder Satz 5,

	jeweils auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 24 Absatz 4 Satz 1, eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet,

2.	einer Rechtsverordnung nach

a)	§ 2c Absatz 1 Satz 3 oder

b)	einer vollziehbaren Anordnung auf Grund einer solchen Rechtsverordnung

	zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist,

3.	einer vollziehbaren Anordnung nach

a)	§ 2c Absatz 1b Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1,

b)	§ 6a Absatz 1,

c)	§ 10i Absatz 8 Satz 1 Nummer 1,

d)	§ 12a Absatz 2 Satz 1,

e)	§ 23 Absatz 1, auch in Verbindung mit § 53b Absatz 3 Satz 1 Nummer 3,

f)	§ 25a Absatz 2 Satz 2,

g)	§ 25b Absatz 4 Satz 1,

h)	§ 25g Absatz 3,

i)	§ 25g Absatz 5,

j)	§ 26a Absatz 2 Satz 1,

k)	§ 45 Absatz 1 Satz 1 oder Satz 3 erster Halbsatz oder Absatz 2 Satz 1 oder Absatz 5 Satz 5,

l)	§ 45a Absatz 1 Satz 1,

m)	§ 45b Absatz 1 oder

n)	§ 46 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit § 53b Absatz 3 Satz 1 Nummer 8,

zuwiderhandelt,

4.	entgegen § 10i Absatz 2 oder Absatz 3 Satz 3 Nummer 1 eine Ausschüttung vornimmt,

5.	entgegen § 18 Absatz 1 Satz 1 einen Kredit gewährt,

6.	entgegen § 22i Absatz 3, auch in Verbindung mit § 22n Absatz 5 Satz 4, eine Leistung vornimmt,

7.	entgegen § 23a Absatz 1 Satz 11, auch in Verbindung mit § 53b Absatz 3 Satz 1 Nummer 4, einen Hinweis nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig gibt,

8.	entgegen § 23a Absatz 2, auch in Verbindung mit § 53b Absatz 3 Satz 1 Nummer 4, einen Kunden, die Bundesanstalt oder die Deutsche Bundesbank nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig unterrichtet,

9.	entgegen § 24c Absatz 1 Satz 1 oder § 25i Absatz 3 Satz 1 ein Dateisystem nicht, nicht richtig oder nicht vollständig führt,

10.	entgegen § 24c Absatz 1 Satz 5 nicht gewährleistet, dass die Bundesanstalt Daten jederzeit automatisch abrufen kann,

11.	entgegen

a)	§ 25 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1, jeweils in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach Absatz 3 Satz 1, jeweils auch in Verbindung mit § 53b Absatz 3 Satz 1 Nummer 6, oder

b)	§ 26 Absatz 1 Satz 1, 3 oder 4 oder Absatz 3

	eine Finanzinformation, einen Jahresabschluss, einen Lagebericht, einen Prüfungsbericht, einen Konzernabschluss oder einen Konzernlagebericht nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig einreicht,

11a.	entgegen § 25g Absatz 2 nicht über interne Verfahren und Kontrollsysteme verfügt, die die Einhaltung der Pflichten nach der Verordnung nach § 25g Absatz 1 Nummer 1 gewährleisten,

11b.	entgegen § 25h Absatz 2 kein angemessenes Datenverarbeitungssystem betreibt und aktualisiert,

11c.	entgegen § 25h Absatz 3 Untersuchungen nicht vornimmt,

11d.	entgegen § 25i Absatz 1 die Sorgfaltspflichten nach § 10 Absatz 1 des Geldwäschegesetzes nicht erfüllt,

11e.	(aufgehoben)

12.	entgegen § 25m Nummer 1 eine Korrespondenzbeziehung oder eine sonstige Geschäftsbeziehung mit einer Bank-Mantelgesellschaft aufnimmt oder fortführt,

13.	entgegen § 25m Nummer 2 erster Halbsatz ein Konto errichtet oder führt,

14.	einer vollziehbaren Auflage nach § 32 Absatz 2 Satz 1 zuwiderhandelt,

15.	entgegen

a)	§ 44 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit § 44b Absatz 1 Satz 1 oder § 53b Absatz 3 Satz 1 Nummer 8,

b)	§ 44 Absatz 2 Satz 1 oder

c)	§ 44c Absatz 1, auch in Verbindung mit § 53b Absatz 3 Satz 1 Nummer 8,

	eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt oder eine Unterlage nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig vorlegt,

16.	entgegen

a)	§ 44 Absatz 1 Satz 4, auch in Verbindung mit § 53b Absatz 3 Satz 1 Nummer 8,

b)	§ 44 Absatz 2 Satz 4, Absatz 4 Satz 3 oder Absatz 5 Satz 4,

c)	§ 44b Absatz 2 Satz 2 oder

d)	§ 44c Absatz 5 Satz 1, auch in Verbindung mit § 53b Absatz 3 Satz 1 Nummer 8,

	eine Maßnahme nicht duldet,

17.	entgegen § 44 Absatz 5 Satz 1 eine dort genannte Maßnahme nicht oder nicht rechtzeitig vornimmt,

17a.	einer vollziehbaren Anordnung nach § 48u Absatz 1 Satz 1 zuwiderhandelt oder

18.	entgegen § 53a Satz 4 die Tätigkeit aufnimmt.

(3) (aufgehoben)

(4) Ordnungswidrig handelt, wer gegen die Verordnung (EU) 2015/847 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 über begleitende Angaben bei Geldtransfers und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 1781/2006 (ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 1) verstößt, indem er bei Geldtransfers vorsätzlich oder fahrlässig

1.	entgegen Artikel 4 Absatz 1, auch in Verbindung mit den Artikeln 5 und 6, nicht sicherstellt, dass die vorgeschriebenen Angaben zum Auftraggeber vollständig übermittelt werden,

2.	entgegen Artikel 4 Absatz 2, auch in Verbindung mit Artikel 5 Absatz 1, nicht sicherstellt, dass die vorgeschriebenen Angaben übermittelt werden,

3.	entgegen Artikel 4 Absatz 4, auch in Verbindung mit Absatz 5 und den Artikeln 5 und 6, die Richtigkeit der Angaben nicht oder nicht rechtzeitig überprüft,

4.	entgegen Artikel 7 Absatz 1 keine wirksamen Verfahren zur Feststellung der ordnungsgemäßen Ausfüllung einrichtet,

5.	entgegen Artikel 7 Absatz 2 keine wirksamen Verfahren zur Feststellung des Fehlens der dort genannten Angaben einrichtet,

6.	entgegen Artikel 7 Absatz 3, auch in Verbindung mit Absatz 5, die Richtigkeit der Angaben zum Begünstigten nicht oder nicht rechtzeitig überprüft,

7.	entgegen Artikel 7 Absatz 4, auch in Verbindung mit Absatz 5, die Richtigkeit der Angaben zum Begünstigten nicht oder nicht rechtzeitig überprüft,

8.	entgegen Artikel 8 Absatz 1 Satz 1 keine wirksamen risikobasierten Verfahren einführt,

9.	entgegen Artikel 8 Absatz 2 Satz 2 den Transferauftrag nicht oder nicht rechtzeitig zurückweist oder die vorgeschriebenen Angaben zum Auftraggeber und zum Begünstigten nicht oder nicht rechtzeitig anfordert,

10.	entgegen Artikel 8 Absatz 2 Satz 1 keine Maßnahmen ergreift,

11.	entgegen Artikel 8 Absatz 2 Satz 2 das Versäumnis oder die ergriffenen Maßnahmen nicht meldet,

12.	entgegen Artikel 10 nicht dafür sorgt, dass alle Angaben zum Auftraggeber und zum Begünstigten, die bei einem Geldtransfer übermittelt werden, bei der Weiterleitung erhalten bleiben,

13.	entgegen Artikel 11 Absatz 1 keine wirksamen Verfahren zur Feststellung der ordnungsgemäßen Ausfüllung einrichtet,

14.	entgegen Artikel 11 Absatz 2 keine wirksamen Verfahren zur Feststellung des Fehlens der dort genannten Angaben einrichtet,

15.	entgegen Artikel 12 Absatz 1 Satz 1 keine wirksamen risikobasierten Verfahren einführt,

16.	entgegen Artikel 12 Absatz 1 Satz 2 den Transferauftrag nicht oder nicht rechtzeitig zurückweist oder die vorgeschriebenen Angaben zum Auftraggeber und zum Begünstigten nicht oder nicht rechtzeitig anfordert,

17.	entgegen Artikel 12 Absatz 2 Satz 1 keine Maßnahmen ergreift,

18.	entgegen Artikel 12 Absatz 2 Satz 2 das Versäumnis oder die ergriffenen Maßnahmen nicht meldet oder

19.	entgegen Artikel 16 Absatz 1 Satz 2 Angaben zum Auftraggeber und zum Begünstigten nicht mindestens fünf Jahre aufbewahrt.

(4a) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 924/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 über grenzüberschreitende Zahlungen in der Gemeinschaft und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 2560/2001 (ABl. L 266 vom 9.10.2009, S. 11), die durch die Verordnung (EU) Nr. 260/2012 (ABl. L 94 vom 30.3.2012, S. 22) geändert worden ist, ein anderes als das dort genannte Entgelt erhebt.

(4b) Ordnungswidrig handelt, wer als Person, die für ein CRR-Kreditinstitut handelt, gegen die Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 verstößt, indem er vorsätzlich oder leichtfertig

1.	entgegen Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 1 ein Rating verwendet,

2.	entgegen Artikel 5a Absatz 1 nicht dafür Sorge trägt, dass das CRR-Kreditinstitut eigene Kreditrisikobewertungen vornimmt,

3.	entgegen Artikel 8c Absatz 1 einen Auftrag nicht richtig erteilt,

4.	entgegen Artikel 8c Absatz 2 nicht dafür Sorge trägt, dass die beauftragten Ratingagenturen die dort genannten Voraussetzungen erfüllen oder

5.	entgegen Artikel 8d Absatz 1 Satz 2 die dort genannte Dokumentation nicht richtig vornimmt.

(4c) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, soweit dies zur Durchsetzung der Rechtsakte der Europäischen Union erforderlich ist, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die Tatbestände zu bezeichnen, die als Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1a geahndet werden können.

(4d) Ordnungswidrig handelt, wer gegen die Verordnung (EU) Nr. 260/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. März 2012 zur Festlegung der technischen Vorschriften und der Geschäftsanforderungen für Überweisungen und Lastschriften in Euro und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 924/2009 (ABl. L 94 vom 30.3.2012, S. 22) verstößt, indem er vorsätzlich oder fahrlässig

1.	entgegen Artikel 4 Absatz 2 Satz 1 nicht sicherstellt, dass die technische Interoperabilität des Zahlungssystems gewährleistet wird,

2.	entgegen Artikel 4 Absatz 2 Satz 2 eine dort genannte Geschäftsregel beschließt,

3.	entgegen Artikel 4 Absatz 3 die Abwicklung einer Überweisung oder einer Lastschrift durch ein technisches Hindernis behindert,

4.	entgegen Artikel 5 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 eine Überweisung ausführt,

5.	entgegen Artikel 5 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 3 Satz 1 eine Lastschrift ausführt 
oder

6.	entgegen Artikel 5 Absatz 8 ein Entgelt für einen dort genannten Auslesevorgang erhebt.

(4e) Ordnungswidrig handelt, wer gegen die Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister (ABl. L 201 vom 27.7.2012, S. 1) verstößt, indem er vorsätzlich oder fahrlässig

1.	entgegen Artikel 7 Absatz 1 Unterabsatz 1 das Clearing nicht übernimmt oder

2.	entgegen Artikel 7 Absatz 2 einem Antrag nicht oder nicht rechtzeitig stattgibt oder diesen nicht oder nicht rechtzeitig ablehnt.

(4f) Ordnungswidrig handelt, wer gegen die Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 zur Verbesserung der Wertpapierlieferungen und -abrechnungen in der Europäischen Union und über Zentralverwahrer sowie zur Änderung der Richtlinien 98/26/EG und 2014/65/EU und der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 (ABl. L 257 vom 28.8.2014, S. 1) verstößt, indem er vorsätzlich oder leichtfertig

1.	entgegen Artikel 16 Absatz 2 nichtbankartige Nebendienstleistungen erbringt,

2.	in seinem Antrag nach Artikel 17 Absatz 1 die nach Artikel 17 Absatz 2 erforderlichen Angaben nicht, nicht richtig oder nicht vollständig macht oder in dem Zulassungsverfahren nach Artikel 17 wesentliche Umstände gegenüber der Bundesanstalt verschweigt,

3.	in einem Verfahren, das den Entzug der Zulassung nach Artikel 20 Absatz 1 zum Gegenstand hat, die für die Entscheidung über den Entzug der Zulassung erforderlichen Angaben nicht, nicht richtig oder nicht vollständig macht oder in dem vorgenannten Verfahren wesentliche Umstände gegenüber der Bundesanstalt verschweigt,

4.	entgegen Artikel 25 Absatz 2 ohne die erforderliche Anerkennung Kerndienstleistungen erbringt,

5.	entgegen Artikel 25 Absatz 2 ohne die erforderliche Anerkennung eine Zweigniederlassung gründet,

6.	entgegen Artikel 26 Absatz 1 unzureichende Instrumente zur Überwachung von Risiken vorhält,

7.	entgegen Artikel 26 Absatz 2 die Verantwortlichkeiten der Beschäftigten in Schlüsselpositionen nicht oder nicht richtig festlegt,

8.	entgegen Artikel 26 Absatz 3 Vorkehrungen zur Verhinderung von Interessenkonflikten nicht oder nicht richtig trifft,

9.	entgegen Artikel 26 Absatz 5 keine geeigneten Verfahren eingerichtet hat, durch die Beschäftigte potenzielle Verstöße gegen die Verordnung (EU) Nr. 909/2014 über einen dafür geschaffenen Mechanismus intern melden können,

10.	entgegen Artikel 26 Absatz 6 Satz 1 Prüfungen nicht oder nicht richtig durchführt,

11.	entgegen Artikel 26 Absatz 6 Satz 2 Ergebnisse von Prüfungen nicht der Bundesanstalt vorlegt,

12.	entgegen Artikel 26 Absatz 6 Satz 2 Prüfungsergebnisse dem Nutzerausschuss vorenthält,

13.	entgegen Artikel 27 Absatz 3 Vergütungsabreden trifft,

14.	entgegen Artikel 27 Absatz 7 Buchstabe a Eigentumsverhältnisse nicht, nicht richtig oder nicht vollständig vorlegt oder veröffentlicht,

15.	entgegen Artikel 27 Absatz 7 Buchstabe b die Bundesanstalt nicht, nicht richtig oder nicht vollständig über die Entscheidung, Eigentumsrechte zu übertragen, unterrichtet,

16.	entgegen Artikel 28 Absatz 1 Satz 1 einen dort vorgeschriebenen Nutzerausschuss nicht einrichtet,

17.	entgegen Artikel 28 Absatz 1 Satz 2 Einfluss auf den Nutzerausschuss nimmt,

18.	entgegen Artikel 28 Absatz 2 Satz 2 Regelungen nicht, nicht richtig oder nicht vollständig veröffentlicht,

19.	entgegen Artikel 28 Absatz 5 Satz 1 als Mitglied des Nutzerausschusses die Geheimhaltungspflicht verletzt,

20.	entgegen Artikel 28 Absatz 6 die Bundesanstalt oder den Nutzerausschuss nicht oder nicht unverzüglich unterrichtet,

21.	entgegen Artikel 29 Absatz 1 eine Aufzeichnung nicht oder nicht mindestens zehn Jahre aufbewahrt,

22.	entgegen Artikel 29 Absatz 2 Aufzeichnungen nicht zur Verfügung stellt,

23.	entgegen Artikel 30 Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 2 Auslagerungsvereinbarungen trifft,

24.	entgegen Artikel 30 Absatz 3 Informationen nicht, nicht richtig oder nicht vollständig zur Verfügung stellt,

25.	entgegen Artikel 30 Absatz 4 eine Vereinbarung zur Auslagerung von Kerndienstleistungen trifft, ohne die erforderliche Genehmigung zu besitzen,

26.	entgegen Artikel 32 Absatz 1 nicht eindeutig bestimmte und realistische Ziele aufstellt,

27.	entgegen Artikel 32 Absatz 2 nicht über transparente Vorschriften zum Umgang mit Beschwerden verfügt,

28.	entgegen Artikel 33 Absatz 1 Satz 1 Teilnahmekriterien nicht veröffentlicht,

29.	entgegen Artikel 33 Absatz 2 eine Beschwerde nicht innerhalb eines Monats beantwortet,

30.	entgegen Artikel 34 Absatz 1 geltende Preise und Gebühren nicht, nicht richtig oder nicht vollständig bekanntgibt,

31.	entgegen Artikel 34 Absatz 2 eine Preisliste nicht, nicht richtig oder nicht vollständig veröffentlicht,

32.	entgegen Artikel 34 Absatz 6 oder 7 Informationen der Bundesanstalt nicht, nicht richtig oder nicht vollständig vorlegt,

33.	entgegen Artikel 35 nicht die internationalen offenen Kommunikationsverfahren und Normen für den Datenaustausch und Referenzdaten verwendet,

34.	entgegen Artikel 37 Absatz 1 nicht einmal pro Geschäftstag den vollständigen Depotkontenabgleich vornimmt,

35.	entgegen Artikel 37 Absatz 3 Wertpapierkredite, Sollsalden oder die Schaffung von Wertpapieren veranlasst oder nicht verhindert,

36.	entgegen Artikel 38 Absatz 1, 2, 3 oder 4 Aufzeichnungen oder Konten nicht, nicht richtig oder nicht vollständig führt,

37.	entgegen Artikel 38 Absatz 7 Wertpapiere ohne ausdrückliche vorherige Zustimmung eines Kunden verwendet,

38.	entgegen Artikel 39 Absatz 2, 4, 5, 6 oder 7 ein Wertpapierliefer- oder -abrechnungssystem betreibt,

39.	entgegen Artikel 40 Absatz 3 Informationen nicht, nicht richtig oder nicht vollständig zur Verfügung stellt,

40.	entgegen Artikel 41 Absatz 1 keine wirksamen und eindeutig festgelegten Regeln und Verfahren einrichtet,

41.	entgegen Artikel 41 Absatz 2 Regeln und Verfahren nicht, nicht richtig oder nicht vollständig veröffentlicht,

42.	einen Vertrag abschließt, dessen Inhalt gegen Artikel 43 verstößt,

43.	entgegen Artikel 44 keine soliden Management- und Kontrollsysteme und keine soliden IT-Instrumente zur Ermittlung, Überwachung und Steuerung allgemeiner Geschäftsrisiken vorhält,

44.	entgegen Artikel 45 Absatz 1 keine IT-Instrumente, Kontrollen oder Verfahren vorhält,

45.	entgegen Artikel 45 Absatz 3 und 4 keinen vorgeschriebenen Notfallsanierungsplan erstellt oder ihn nicht oder nicht richtig an geänderte Voraussetzungen anpasst,

46.	entgegen Artikel 46 Absatz 1 finanzielle Vermögenswerte nicht bei Zentralbanken, zugelassenen Kreditinstituten oder zugelassenen Zentralverwahrern hält,

47.	entgegen Artikel 46 Absatz 2 keinen sofortigen Zugang zu seinen Vermögenswerten hat,

48.	entgegen Artikel 46 Absatz 3 seine Finanzmittel nicht ausschließlich in Geld oder hochliquiden Finanzinstrumenten mit minimalem Markt- und Kreditrisiko anlegt,

49.	entgegen Artikel 46 Absatz 5 sein Gesamtrisiko gegenüber jedem einzelnen zugelassenen Kreditinstitut oder zugelassenen Zentralverwahrer, bei dem er seine finanziellen Vermögenswerte hält, nicht innerhalb akzeptabler Konzentrationsgrenzen hält,

50.	entgegen Artikel 47 Absatz 1 die darin vorgeschriebenen Eigenkapitalanforderungen nachhaltig verletzt,

51.	entgegen Artikel 47 Absatz 2 Satz 1 und 2 einen dort vorgeschriebenen Kapitalplan nicht vorhält,

52.	entgegen Artikel 47 Absatz 2 Satz 3 der Bundesanstalt die erfolgte Aktualisierung des Kapitalplans nicht, nicht vollständig oder nicht richtig mitteilt,

53.	entgegen Artikel 48 Absatz 2 eine Zentralverwahrer-Verbindung ohne eine erforderliche Genehmigung oder Anzeige einrichtet,

54.	entgegen Artikel 48 Absatz 4 die Rückübertragung von Wertpapieren veranlasst,

55.	entgegen Artikel 48 Absatz 5 geeignete Maßnahmen zur Minderung zusätzlicher Risiken nicht oder nicht richtig trifft,

56.	entgegen Artikel 48 Absatz 7 eine Zentralverwahrer-Verbindung betreibt, die keine Abwicklung „Lieferung gegen Zahlung“ ermöglicht,

57.	entgegen Artikel 49 Absatz 3 einem antragstellenden Emittenten nicht innerhalb von drei Monaten eine Antwort zukommen lässt,

58.	entgegen Artikel 50 einem anderen Zentralverwahrer den Zugang über eine Stand-Verbindung verwehrt,

59.	entgegen Artikel 51 Absatz 1 den Antrag eines Zentralverwahrers auf eine kundenspezifische Verbindung ablehnt,

60.	entgegen Artikel 52 Absatz 1 einem antragstellenden Zentralverwahrer nicht innerhalb von drei Monaten eine Antwort zukommen lässt,

61.	entgegen Artikel 52 Absatz 2 den Zugang verweigert,

62.	entgegen Artikel 53 Absatz 1 Unterabsatz 1 einem Zentralverwahrer Transaktionsdaten nicht, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig zur Verfügung stellt,

63.	entgegen Artikel 53 Absatz 1 Unterabsatz 2 und Absatz 3 einer zentralen Gegenpartei oder einem Handelsplatz nicht in geeigneter Weise Zugang zu seinem Wertpapierliefer oder -abrechnungssystem gewährt,

64.	entgegen Artikel 53 Absatz 2 einer antragstellenden Partei nicht binnen drei Monaten antwortet,

65.	entgegen Artikel 54 Absatz 1 bankartige Nebendienstleistungen erbringt,

66.	entgegen Artikel 54 Absatz 4 bankartige Nebendienstleistungen für einen Zentralverwahrer erbringt,

67.	in dem Antrag auf Genehmigung nach Artikel 55 Absatz 1 die nach Artikel 55 Absatz 2 erforderlichen Angaben nicht, nicht richtig oder nicht vollständig macht oder in dem vorgenannten Genehmigungsverfahren wesentliche Umstände verschweigt,

68.	im Verfahren zum Entzug der Genehmigung nach Artikel 57 Absatz 1 die für die Entscheidung über den Entzug der Genehmigung erforderlichen Angaben nicht, nicht richtig oder nicht vollständig macht oder wesentliche Angaben verschweigt,

69.	entgegen Artikel 59 Absatz 3 dort genannte besondere aufsichtsrechtliche Anforderungen in Bezug auf Kreditrisiken nicht erfüllt oder

70.	entgegen Artikel 59 Absatz 4 dort genannte besondere aufsichtsrechtliche Anforderungen in Bezug auf Liquiditätsrisiken nicht erfüllt.

(4g) Ordnungswidrig handelt, wer gegen die Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. November 2014 über Basisinformationsblätter für verpackte Anlageprodukte für Kleinanleger und Versicherungsanlageprodukte (PRIIP) (ABl. L 352 vom 9.12.2014, S. 1, L 358 vom 13.12.2014, S. 50) verstößt, indem er vorsätzlich oder leichtfertig

1.	entgegen

a)	Artikel 5 Absatz 1,

b)	Artikel 5 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 6,

c)	Artikel 5 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 7 Absatz 2 oder

d)	Artikel 5 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 8 Absatz 1 bis 3

	ein Basisinformationsblatt nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht rechtzeitig oder nicht in der vorgeschriebenen Weise abfasst oder veröffentlicht,

2.	entgegen Artikel 5 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 7 Absatz 1 ein Basisinformationsblatt nicht in der vorgeschriebenen Weise abfasst oder übersetzt,

3.	entgegen Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 ein Basisinformationsblatt nicht oder nicht rechtzeitig überprüft,

4.	entgegen Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 ein Basisinformationsblatt nicht oder nicht vollständig überarbeitet,

5.	entgegen Artikel 10 Absatz 1 Satz 2 ein Basisinformationsblatt nicht oder nicht rechtzeitig zur Verfügung stellt,

6.	entgegen Artikel 9 Satz 1 in Werbematerialien Aussagen trifft, die im Widerspruch zu den Informationen des Basisinformationsblattes stehen oder dessen Bedeutung herabstufen,

7.	entgegen Artikel 9 Satz 2 die erforderlichen Hinweise in Werbematerialien nicht, nicht richtig oder nicht vollständig aufnimmt,




8.	entgegen

a)	Artikel 13 Absatz 1, 3 und 4 oder

b)	Artikel 14

	ein Basisinformationsblatt nicht oder nicht rechtzeitig oder nicht in der vorgeschriebenen Weise zur Verfügung stellt,

9.	entgegen Artikel 19 Buchstabe a und b nicht, nicht richtig oder nicht in der vorgeschriebenen Weise geeignete Verfahren und Vorkehrungen zur Einreichung und Beantwortung von Beschwerden vorsieht,

10.	entgegen Artikel 19 Buchstabe c nicht, nicht richtig oder nicht in der vorgeschriebenen Weise geeignete Verfahren und Vorkehrungen vorsieht, durch die gewährleistet wird, dass Kleinanlegern wirksame Beschwerdeverfahren im Fall von grenzüberschreitenden Streitigkeiten zur Verfügung stehen.

(4h) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig

1.	entgegen § 25e Satz 1 nicht durch entsprechende Maßnahmen sicherstellt, dass ein vertraglich gebundener Vermittler die dort geforderten Anforderungen fortlaufend erfüllt,

2.	entgegen § 25e Satz 2 danach erforderliche Nachweise nicht oder nicht für die gesetzlich vorgesehene Dauer aufbewahrt,

3.	entgegen § 25e Satz 4 Vergütungssysteme nicht oder nicht ordnungsgemäß ausgestaltet,

4.	bei der Antragstellung für die Zulassung zum Geschäftsbetrieb nach § 32 Absatz 1 Satz 2 oder Absatz 1f Satz 2 gegenüber der Bundesanstalt unrichtige Angaben im Hinblick auf die nach § 32 Absatz 1 Satz 2 oder Absatz 1f Satz 2 erforderlichen Informationen macht, 

5.	entgegen § 25c Absatz 1 Satz 1 der Wahrnehmung seiner Aufgaben als Geschäftsleiter nicht ausreichend Zeit widmet,

6.	entgegen § 25c Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit Absatz 1 Satz 3, 4 und 5 als Geschäftsleiter eine zu hohe Anzahl an Leitungs- oder Aufsichtsmandaten innehat.

(5) 1Ordnungswidrig handelt, wer gegen die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 646/2012 (ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 1) oder gegen § 1a in Verbindung mit der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 verstößt, indem er vorsätzlich oder fahrlässig

1.	entgegen Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe f den Kapitalbetrag von Instrumenten des harten Kernkapitals verringert oder zurückzahlt,

2.	entgegen Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe h Ziffer i Vorzugsausschüttungen auf Instrumente des harten Kernkapitals vornimmt,

3.	entgegen Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe h Ziffer ii oder Artikel 52 Absatz 1 Buchstabe l Ziffer i aus nicht ausschüttungsfähigen Posten Ausschüttungen auf Instrumente des harten oder zusätzlichen Kernkapitals vornimmt,

4.	entgegen Artikel 52 Absatz 1 Buchstabe i Instrumente des zusätzlichen Kernkapitals kündigt, zurückzahlt oder zurückkauft,

5.	entgegen Artikel 63 Buchstabe j Instrumente des Ergänzungskapitals kündigt, zurückzahlt oder zurückkauft,

6.	entgegen Artikel 94 Absatz 3 Satz 1 die Nichterfüllung der Bedingung nach Artikel 94 Absatz 1 Buchstabe b nicht oder nicht rechtzeitig mitteilt,

7.	entgegen Artikel 99 Absatz 1 über die Verpflichtungen nach Artikel 92 nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig Meldung erstattet,

8.	entgegen Artikel 101 Absatz 1 die genannten Daten nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig übermittelt,

9.	entgegen Artikel 146 die Nichterfüllung der Anforderungen nicht oder nicht rechtzeitig mitteilt,

10.	entgegen Artikel 175 Absatz 5 die Erfüllung der Anforderungen nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht hinreichend nachweist,

11.	entgegen Artikel 213 Absatz 2 Satz 1 das Vorhandensein von Systemen nicht, nicht richtig oder nicht vollständig nachweist,

12.	entgegen Artikel 248 Absatz 3 Satz 2 das Gebrauchmachen von der in Satz 1 genannten Möglichkeit nicht, nicht richtig oder nicht vollständig mitteilt,

13.	(aufgehoben)

14.	entgegen Artikel 283 Absatz 6 die Nichterfüllung der Anforderungen nicht oder nicht rechtzeitig mitteilt,

15.	entgegen Artikel 292 Absatz 3 Satz 1 das dort bezeichnete zeitliche Zusammenfallen nicht hinreichend oder nicht rechtzeitig nachweist,

16.	entgegen Artikel 394 Absatz 1 bis 3 eine Meldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet,

17.	entgegen Artikel 395 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, eine Forderung eingeht,

18.	entgegen Artikel 395 Absatz 5 Satz 2 die Höhe der Überschreitung und den Namen des betreffenden Kunden nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht unverzüglich meldet,

19.	entgegen Artikel 396 Absatz 1 Satz 1 den Forderungswert nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht unverzüglich meldet,

20.	(aufgehoben)

21.	entgegen Artikel 412 Absatz 1 Satz 1 wiederholt oder fortgesetzt liquide Aktiva in der dort bezeichneten Höhe nicht hält,

22.	entgegen Artikel 414 Satz 1 erster Halbsatz die Nichteinhaltung oder das erwartete Nichteinhalten der Anforderungen nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht unverzüglich mitteilt,

23.	entgegen Artikel 414 Satz 1 zweiter Halbsatz einen Plan nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig vorlegt,

24.	entgegen Artikel 415 Absatz 1 oder Absatz 2 die dort bezeichneten Informationen über die Liquiditätslage nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig meldet,

25.	entgegen Artikel 430 Absatz 1 Satz 1 oder Unterabsatz 2 Informationen über die Verschuldungsquote und deren Elemente nicht, nicht richtig oder nicht vollständig übermittelt,

26.	entgegen Artikel 431 Absatz 1 die dort bezeichneten Informationen nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig veröffentlicht,

27.	entgegen Artikel 431 Absatz 2 die in den dort bezeichneten Genehmigungen enthaltenen Informationen nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig offenlegt,

28.	entgegen Artikel 431 Absatz 3 Unterabsatz 2 Satz 1 und 2 die dort genannten Informationen nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig veröffentlicht oder

29.	entgegen Artikel 451 Absatz 1 die dort genannten Informationen nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig offenlegt.

2Die Bestimmungen des Satzes 1 gelten auch für ein Kreditinstitut oder Finanzdienstleistungsinstitut im Sinne des § 1a.

(5a) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig ein höheres als in Artikel 3 Absatz 1 oder in Artikel 4 Satz 1 der Verordnung (EU) 2015/751 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2015 über Interbankenentgelte für kartengebundene Zahlungsvorgänge (ABl. L 123 vom 19.5.2015, S. 1) genanntes Interbankenentgelt erhebt.

(5b) Ordnungswidrig handelt, wer im Anwendungsbereich dieses Gesetzes entgegen Artikel 6 Absatz 2 Satz 1 der Verordnung (EU) 2017/2402 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2017 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für Verbriefungen und zur Schaffung eines spezifischen Rahmens für einfache, transparente und standardisierte Verbriefung und zur Änderung der Richtlinien 2009/65/EG, 2009/138/EG, 2011/61/EU und der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009 und (EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 347 vom 28.12.2017, S. 35) Vermögenswerte auswählt.

(5c) Ordnungswidrig handelt, wer im Anwendungsbereich dieses Gesetzes gegen die Verordnung (EU) 2017/2402 verstößt, indem er vorsätzlich oder fahrlässig

1.	entgegen Artikel 6 Absatz 1 Satz 1 einen dort genannten Anteil nicht hält,

2.	entgegen Artikel 7 Absatz 1 Unterabsatz 1 bis 4 oder 5 eine Information nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig zur Verfügung stellt,

3.	entgegen Artikel 9 Absatz 1 Satz 1 oder 2 ein anderes Kriterium oder Verfahren anwendet,

4.	entgegen Artikel 18 Satz 1 eine dort genannte Bezeichnung verwendet,

5.	entgegen Artikel 27 Absatz 4 die Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig unterrichtet oder die Bundesanstalt nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig benachrichtigt oder

6.	entgegen Artikel 28 Absatz 2 eine Meldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht.

(5d) Ordnungswidrig handelt, wer im Anwendungsbereich dieses Gesetzes vorsätzlich oder fahrlässig

1.	nicht sicherstellt, dass er über ein wirksames System nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 3 der Verordnung (EU) 2017/2402 verfügt,

2.	eine in Artikel 9 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2017/2402 genannte Risikoposition verbrieft, ohne eine dort genannte Prüfung vorgenommen zu haben, oder

3.	eine Meldung nach Artikel 27 Absatz 1 Unterabsatz 1, 2 oder 3 Satz 2 der Verordnung (EU) 2017/2402 mit irreführendem Inhalt macht.

(6) Die Ordnungswidrigkeit kann

1.	in den Fällen des Absatzes 2 Nummer 1 Buchstabe a, b und h, Nummer 3 Buchstabe a und f, Nummer 4 und Nummer 12, der Absätze 4f, 4h, 5 Nummer 1 bis 5, 7, 8, 16, 17, 20, 21 und 24 bis 29 und der Absätze 5b bis 5d mit einer Geldbuße bis zu fünf Millionen Euro,

1a.	in den Fällen des Absatzes 4g mit einer Geldbuße bis zu siebenhunderttausend Euro,

2.	in den Fällen der Absätze 1 und 2 Nummer 3 Buchstabe l und des Absatzes 5a mit einer Geldbuße bis zu fünfhunderttausend Euro,

3.	in den Fällen des Absatzes 2 Nummer 2 Buchstabe a, Nummer 3 Buchstabe b bis e, g bis k und m, Nummer 5 bis 10, 13, 14 und 17a, der Absätze 4, 4b Nummer 1 bis 5 und des Absatzes 4c in Verbindung mit Absatz 1a mit einer Geldbuße bis zu zweihunderttausend Euro und

4.	in den übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis zu hunderttausend Euro geahndet werden.

(6a) Gegenüber einer juristischen Person oder einer Personenvereinigung kann in den Fällen der Absätze 4f, 4g, 5b bis 5d über Absatz 6 hinaus eine höhere Geldbuße verhängt werden; diese Geldbuße darf den höheren der folgenden Beträge nicht übersteigen:

1.	in den Fällen des Absatzes 4f den höheren der Beträge von zwanzig Millionen Euro oder 10 Prozent des Gesamtumsatzes, den die juristische Person oder die Personenvereinigung im der Behördenentscheidung vorangegangenen Geschäftsjahr erzielt hat,

2.	in den Fällen des Absatzes 4g den höheren der Beträge von fünf Millionen Euro oder 3 Prozent des Gesamtumsatzes, den die juristische Person oder die Personenvereinigung im der Behördenentscheidung vorausgegangenen Geschäftsjahr erzielt hat,

3.	in den Fällen der Absätze 4h, 5b bis 5d den höheren der Beträge von fünf Millionen Euro oder 10 Prozent des Gesamtumsatzes, den die juristische Person oder die Personenvereinigung im der Behördenentscheidung vorausgegangenen Geschäftsjahr erzielt hat.

(6b) Gegenüber einer juristischen Person oder einer Personenvereinigung kann in den Fällen des Absatzes 2 Nummer 11b bis 13 und in den Fällen des Absatzes 4 Nummer 1 bis 3, 8, 9 und 11 bis 15, sofern es sich um nachhaltige Verstöße handelt, eine über Absatz 6 hinausgehende Geldbuße verhängt werden; die Geldbuße darf den höheren der folgenden Beträge nicht übersteigen:

1.	fünf Millionen Euro oder

2.	10 Prozent des Gesamtumsatzes, den die juristische Person oder Personenvereinigung im der Behördenentscheidung vorausgegangenen Geschäftsjahr erzielt hat.

(6c) 1Über die in den Absätzen 6, 6a und 6b genannten Beträge hinaus kann die Ordnungswidrigkeit in den Fällen des Absatzes 2 Nummer 11b bis 13, in den Fällen des Absatzes 4 Nummer 1 bis 3, 8, 9 und 11 bis 15, in den Fällen der Absätze 4f bis 4h und in den Fällen der Absätze 5b bis 5d mit einer Geldbuße bis zum Zweifachen des aus dem Verstoß gezogenen wirtschaftlichen Vorteils geahndet werden. 2Der wirtschaftliche Vorteil umfasst erzielte Gewinne und vermiedene Verluste und kann geschätzt werden.

(6d) 1Gesamtumsatz im Sinne des Absatzes 6a und 6b Nummer 2 ist

1.	im Falle von Kreditinstituten, Zahlungsinstituten und Finanzdienstleistungsinstituten im Sinne des § 340 des Handelsgesetzbuchs der sich aus dem auf das Institut anwendbaren nationalen Recht im Einklang mit Artikel 27 Nummer 1, 3, 4, 6 und 7 oder Artikel 28 Nummer B1, B2, B3, B4 und B7 der Richtlinie 86/635/EWG des Rates vom 8. Dezember 1986 über den Jahresabschluss und den konsolidierten Abschluss von Banken und anderen Finanzinstituten (ABl. L 372 vom 31.12.1986, S. 1, L 316 vom 23.11.1988, S. 51), die zuletzt durch die Richtlinie 2006/46/EG (ABl. L 224 vom 16.8.2006, S. 1) geändert worden ist, ergebende Gesamtbetrag, abzüglich der Umsatzsteuer und sonstiger direkt auf diese Erträge erhobener Steuern,

2.	im Falle von Versicherungsunternehmen der sich aus dem auf das Versicherungsunternehmen anwendbaren nationalen Recht im Einklang mit Artikel 63 der Richtlinie 91/674/EWG des Rates vom 19. Dezember 1991 über den Jahresabschluss und den konsolidierten Abschluss von Versicherungsunternehmen (ABl. L 374 vom 31.12.1991, S. 7), die zuletzt durch die Richtlinie 2006/46/EG (ABl. L 224 vom 16.8.2006, S. 1) geändert worden ist, ergebende Gesamtbetrag, abzüglich der Umsatzsteuer und sonstiger direkt auf diese Erträge erhobener Steuern,

3.	im Übrigen der Betrag der Nettoumsätze nach Maßgabe des auf das Unternehmen anwendbaren nationalen Rechts im Einklang mit Artikel 2 Nummer 5 der Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den Jahresabschluss, den konsolidierten Abschluss und damit verbundene Berichte von Unternehmen bestimmter Rechtsformen und zur Änderung der Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG des Rates (ABl. L 182 vom 29.6.2013, S. 19, L 369 vom 24.12.2014, S. 79), die zuletzt durch die Richtlinie 2014/102/EU (ABl. L 334 vom 21.11.2014, S. 86) geändert worden ist.

2Handelt es sich bei der juristischen Person oder der Personenvereinigung um das Mutterunternehmen oder um eine Tochtergesellschaft, so ist anstelle des Gesamtumsatzes der juristischen Person oder der Personenvereinigung der jeweilige Gesamtbetrag in dem Konzernabschluss des Mutterunternehmens maßgeblich, der für den größten Kreis von Unternehmen aufgestellt wird. 3Wird der Konzernabschluss für den größten Kreis von Unternehmen nicht nach den in Satz 1 genannten Vorschriften aufgestellt, ist der Gesamtumsatz nach Maßgabe der den in Satz 1 Nummer 1 bis 3 vergleichbaren Posten des Konzernabschlusses zu ermitteln. 4Ist ein Jahresabschluss oder Konzernabschluss für das maßgebliche Geschäftsjahr nicht verfügbar, ist der Jahres- oder Konzernabschluss für das unmittelbar vorangegangene Geschäftsjahr maßgeblich; ist auch dieser nicht verfügbar, kann der Gesamtumsatz geschätzt werden.

(6e) 1§ 17 Absatz 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist nicht anzuwenden bei Verstößen gegen Gebote und Verbote, die in den Absätzen 6a und 6b in Bezug genommen werden. 2§ 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten gilt auch für juristische Personen oder für Personenvereinigungen, die über eine Zweigniederlassung oder im Wege des grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehrs im Inland tätig sind. 3Die Verfolgung der Ordnungswidrigkeiten nach den Absätzen 4f bis 4h verjährt in drei Jahren.

(7) 1Die Geldbuße soll den wirtschaftlichen Vorteil, den der Täter aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat, übersteigen. 2Reicht in den Fällen des Absatzes 6 das Höchstmaß, mit Ausnahme der Fälle nach Absatz 2 Nummer 11b bis 13, und in den Fällen des Absatzes 4 Nummer 1 bis 3, 8, 9 und 11 bis 15 hierzu nicht aus, so kann es für juristische Personen 
oder Personenvereinigungen bis zu einem Betrag in folgender Höhe überschritten werden:

1.	10 Prozent des Jahresnettoumsatzes des Unternehmens im Geschäftsjahr, das der Ordnungswidrigkeit vorausgeht, oder

2.	das Zweifache des durch die Zuwiderhandlung erlangten Mehrerlöses.

3§ 17 Absatz 4 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten bleibt unberührt.

(8) 1Der Jahresnettoumsatz im Sinne des Absatzes 7 Satz 2 Nummer 1 ist der Gesamtbetrag der in § 34 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a bis e der Kreditinstituts-Rechnungslegungsverordnung in der jeweils geltenden Fassung genannten Erträge einschließlich der Bruttoerträge bestehend aus Zinserträgen und ähnlichen Erträgen, Erträgen aus Aktien, anderen Anteilsrechten und nicht festverzinslichen/festverzinslichen Wertpapieren sowie Erträgen aus Provisionen und Gebühren wie in Artikel 316 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 ausgeführt, abzüglich der Umsatzsteuer und sonstiger direkt auf diese Erträge erhobener Steuern. 2Handelt es sich bei dem Unternehmen um ein Tochterunternehmen, ist auf den Jahresnettoumsatz abzustellen, der im vorangegangenen Geschäftsjahr im konsolidierten Abschluss des Mutterunternehmens an der Spitze der Gruppe ausgewiesen ist.

[bookmark: BJNR008810961BJNE009604377][bookmark: _Toc278445010][bookmark: _Toc36575339]§§ 57 und 58 
(aufgehoben)

[bookmark: BJNR008810961BJNE009707377][bookmark: _Toc278445011][bookmark: _Toc36575340]§ 59
Geldbußen gegen Unternehmen

§ 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten gilt auch für Unternehmen im Sinne des § 53b Abs. 1 Satz 1 und Abs. 7 Satz 1, die über eine Zweigniederlassung oder im Wege des grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehrs im Inland tätig sind.

[bookmark: BJNR008810961BJNE009805377][bookmark: _Toc278445012][bookmark: _Toc36575341]§ 60
Zuständige Verwaltungsbehörde

Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist die Bundesanstalt.

[bookmark: BJNR008810961BJNE013003377][bookmark: _Toc278445013][bookmark: _Toc36575342]§ 60a
Beteiligung der Bundesanstalt und Mitteilungen in Strafsachen

(1) 1Das Gericht, die Strafverfolgungs- oder die Strafvollstreckungsbehörde hat in Strafverfahren gegen Inhaber, Geschäftsleiter oder Mitglieder der Verwaltungs- oder Aufsichtsorgane von Instituten oder Finanzholding-Gesellschaften sowie gegen Inhaber bedeutender Beteiligungen an Instituten oder deren gesetzliche Vertreter oder persönlich haftende Gesellschafter wegen Verletzung ihrer Berufspflichten oder anderer Straftaten bei oder im Zusammenhang mit der Ausübung eines Gewerbes oder dem Betrieb einer sonstigen wirtschaftlichen Unternehmung, ferner in Strafverfahren, die Straftaten nach § 54 zum Gegenstand haben, im Falle der Erhebung der öffentlichen Klage der Bundesanstalt 

1.	die Anklageschrift oder eine an ihre Stelle tretende Antragsschrift,

2.	den Antrag auf Erlaß eines Strafbefehls und

3.	die das Verfahren abschließende Entscheidung mit Begründung

zu übermitteln; ist gegen die Entscheidung ein Rechtsmittel eingelegt worden, ist die Entscheidung unter Hinweis auf das eingelegte Rechtsmittel zu übermitteln. 2In Verfahren wegen fahrlässig begangener Straftaten werden die in den Nummern 1 und 2 bestimmten 
Übermittlungen nur vorgenommen, wenn aus der Sicht der übermittelnden Stelle unverzüglich Entscheidungen oder andere Maßnahmen der Bundesanstalt geboten sind.

(1a) 1In Strafverfahren, die Straftaten nach § 54 zum Gegenstand haben, hat die Staatsanwaltschaft die Bundesanstalt bereits über die Einleitung des Ermittlungsverfahrens zu unterrichten, soweit dadurch eine Gefährdung des Ermittlungszweckes nicht zu erwarten ist. 2Erwägt die Staatsanwaltschaft, das Verfahren einzustellen, so hat sie die Bundesanstalt zu hören.

(2) 1Werden sonst in einem Strafverfahren Tatsachen bekannt, die auf Mißstände in dem Geschäftsbetrieb eines Instituts hindeuten, und ist deren Kenntnis aus der Sicht der übermittelnden Stelle für Maßnahmen der Bundesanstalt nach diesem Gesetz erforderlich, soll das Gericht, die Strafverfolgungs- oder die Strafvollstreckungsbehörde diese Tatsachen ebenfalls mitteilen, soweit nicht für die übermittelnde Stelle erkennbar ist, daß schutzwürdige Interessen des Betroffenen überwiegen. 2Dabei ist zu berücksichtigen, wie gesichert die zu übermittelnden Erkenntnisse sind.

(3) 1Der Bundesanstalt ist auf Antrag Akteneinsicht zu gewähren, soweit nicht für die Akteneinsicht gewährende Stelle erkennbar ist, dass schutzwürdige Interessen des Betroffenen überwiegen. 2Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

[bookmark: _Toc36575343]§ 60b
Bekanntmachung von Maßnahmen

[bookmark: BJNR008810961BJNG002105377](1) 1Die Bundesanstalt soll, sofern die Bekanntmachung nicht bereits nach § 60c Absatz 1 Satz 1 erfolgt, jede gegen ein ihrer Aufsicht unterstehendes Institut oder Unternehmen oder gegen einen Geschäftsleiter eines Instituts oder Unternehmens verhängte und bestandskräftig gewordene Maßnahme, die sie wegen eines Verstoßes gegen dieses Gesetz, die dazu erlassenen Rechtsverordnungen oder die Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 oder der Verordnung (EU) 2015/847 verhängt hat, und jede unanfechtbar gewordene Bußgeldentscheidung nach Maßgabe der Absätze 2 bis 4 unverzüglich auf ihren Internetseiten öffentlich bekannt machen und dabei auch Informationen zu Art und Charakter des Verstoßes mitteilen. 2Die Rechte der Bundesanstalt nach § 37 Absatz 1 Satz 3 bleiben unberührt.

(2) Die Bekanntmachung einer unanfechtbar gewordenen Bußgeldentscheidung nach § 56 Absatz 4c darf keine personenbezogenen Daten enthalten.

(3) Eine unanfechtbar gewordene Bußgeldentscheidung nach § 56 Absatz 4e darf nicht nach Absatz 1 bekannt gemacht werden, wenn eine solche Bekanntmachung die Stabilität der Finanzmärkte der Bundesrepublik Deutschland oder eines oder mehrerer Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum erheblich gefährden oder eine solche Bekanntmachung den Beteiligten einen unverhältnismäßig großen Schaden zufügen würde.

(4) 1Die Bundesanstalt hat eine bestandskräftig gewordene Maßnahme oder eine unanfechtbar gewordene Bußgeldentscheidung mit Ausnahme von Bußgeldentscheidungen nach § 56 Absatz 4e auf anonymer Basis bekannt zu machen, wenn eine Bekanntmachung nach Absatz 1

1.	das Persönlichkeitsrecht natürlicher Personen verletzt oder eine Bekanntmachung personenbezogener Daten aus sonstigen Gründen unverhältnismäßig wäre,

2.	die Stabilität der Finanzmärkte der Bundesrepublik Deutschland oder eines oder mehrerer Mitgliedstaaten des Europäischen Wirtschaftsraums oder den Fortgang einer strafrechtlichen Ermittlung erheblich gefährden würde oder

3.	den beteiligten Instituten oder natürlichen Personen einen unverhältnismäßig großen Schaden zufügen würde.

2Abweichend von Satz 1 kann die Bundesanstalt in den Fällen von Satz 1 Nummer 2 und 3 so lange von der Bekanntmachung nach Absatz 1 absehen, bis die Gründe für eine Bekanntmachung auf anonymer Basis weggefallen sind.

(5) 1Die Maßnahmen und Bußgeldentscheidungen im Sinne des Absatzes 1 mit Ausnahme der Bußgeldentscheidungen nach § 56 Absatz 4e sollen mindestens für fünf Jahre ab Bestandskraft der Maßnahme oder ab Unanfechtbarkeit der Bußgeldentscheidung auf den Internetseiten der Bundesanstalt veröffentlicht bleiben. 2Abweichend von Satz 1 sind personenbezogene Daten zu löschen, sobald ihre Bekanntmachung nicht mehr erforderlich ist.

[bookmark: _Toc36575344]§ 60c
Bekanntmachung von Maßnahmen und Sanktionen wegen Verstößen 
gegen die Verordnung (EU) Nr. 909/2014, die Verordnung (EU) 2015/2365, 
die Verordnung (EU) 2016/1011 oder die Verordnung (EU) 2017/2402

(1) Die Bundesanstalt macht Entscheidungen über Maßnahmen und Sanktionen, die wegen Verstößen gegen die Verordnung (EU) Nr. 909/2014 oder Artikel 4 oder 15 der Verordnung (EU) 2015/2365, Artikel 16 Absatz 1 bis 4 der Verordnung (EU) 2016/1011 oder die jeweils darauf basierenden delegierten Rechtsakte erlassen wurden, auf ihrer Internetseite unverzüglich nach Unterrichtung der natürlichen oder juristischen Person, gegen die die Maßnahme oder Sanktion verhängt wurde, bekannt.

(2) In der Bekanntmachung benennt die Bundesanstalt die Vorschrift, gegen die verstoßen wurde, und die für den Verstoß verantwortliche natürliche oder juristische Person oder Personenvereinigung.

(3) Ist die Bekanntmachung der Identität einer von der Entscheidung betroffenen juristischen Person oder der personenbezogenen Daten einer natürlichen Person unverhältnismäßig oder würde die Bekanntmachung laufende Ermittlungen oder die Stabilität der Finanzmärkte gefährden, so

1.	schiebt die Bundesanstalt die Bekanntmachung der Entscheidung auf, bis die Gründe für das Aufschieben weggefallen sind,

2.	macht die Bundesanstalt die Entscheidung ohne Nennung der Identität oder der personenbezogenen Daten bekannt, wenn hierdurch ein wirksamer Schutz der Identität oder der betreffenden personenbezogenen Daten gewährleistet ist oder

3.	macht die Bundesanstalt die Entscheidung nicht bekannt, wenn eine Bekanntmachung gemäß den Nummern 1 und 2 nicht ausreichend wäre, um sicherzustellen, dass

a)	die Stabilität der Finanzmärkte nicht gefährdet wird oder

b)	die Verhältnismäßigkeit der Bekanntmachung gewahrt bleibt.

(4) 1Bei nicht bestands- oder nicht rechtskräftigen Entscheidungen fügt die Bundesanstalt einen entsprechenden Hinweis hinzu. 2Wird gegen die bekanntzumachende Entscheidung ein Rechtsbehelf eingelegt, so ergänzt die Bundesanstalt die Bekanntmachung unverzüglich um einen Hinweis auf den Rechtsbehelf sowie um alle weiteren Informationen über das Ergebnis des Rechtsbehelfsverfahrens.

(5) 1Eine Bekanntmachung nach Absatz 1 ist fünf Jahre nach ihrer Bekanntmachung zu löschen. 2Abweichend von Satz 1 sind personenbezogene Daten zu löschen, sobald ihre Bekanntmachung nicht mehr erforderlich ist.

(6) Bei bestandskräftigen Maßnahmen und unanfechtbar gewordenen Bußgeldentscheidungen, die wegen eines Verstoßes gegen die Artikel 6, 7, 9 oder 27 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2017/2402 erlassen wurden, gelten die Absätze 1 bis 3 und 5 mit der Maßgabe entsprechend, dass die Bekanntmachung auch die verhängten Maßnahmen und Bußgeldentscheidungen umfasst und in der Verhältnismäßigkeitsprüfung nach Absatz 3 geprüft wird, ob die Bekanntmachung den beteiligten Personen einen unverhältnismäßigen Schaden zufügen würde.

[bookmark: _Toc36575345]§ 60d
Bekanntmachung von Maßnahmen und Sanktionen 
gegen Wertpapierdienstleistungsunternehmen und Betreiber 
von Datenbereitstellungsdiensten

(1) 1Die Bundesanstalt macht Entscheidungen über Maßnahmen und Sanktionen gemäß § 56 Absatz 4h, die gegen Wertpapierdienstleistungsunternehmen im Sinne des § 2 Absatz 10 des Wertpapierhandelsgesetzes und Betreiber von Datenbereitstellungsdiensten erlassen wurden, unverzüglich nach Unterrichtung der natürlichen oder juristischen Person, gegen die die Maßnahme oder Sanktion verhängt wurde, auf ihrer Internetseite bekannt. 2Dies gilt nicht für Entscheidungen über Ermittlungsmaßnahmen.

(2) In der Bekanntmachung benennt die Bundesanstalt die Vorschrift, gegen die verstoßen wurde, und die für den Verstoß verantwortliche natürliche oder juristische Person oder Personenvereinigung.

(3) 1Ist die Bundesanstalt nach einer fallbezogenen Bewertung der Verhältnismäßigkeit der Bekanntmachung zu der Ansicht gelangt, dass die Bekanntmachung der Identität der juristischen Person oder der personenbezogenen Daten der natürlichen Person unverhältnismäßig wäre, oder würde die Bekanntmachung die Stabilität der Finanzmärkte oder laufende Ermittlungen gefährden, so kann die Bundesanstalt

1.	die Entscheidung erst dann bekanntmachen, wenn die Gründe für den Verzicht auf ihre Bekanntmachung nicht mehr bestehen, oder

2.	die Entscheidung ohne Nennung personenbezogener Daten bekanntmachen, wenn diese anonymisierte Bekanntmachung einen wirksamen Schutz der betreffenden personenbezogenen Daten gewährleistet, oder

3.	gänzlich von der Bekanntmachung der Entscheidung absehen, wenn die in den Nummern 1 und 2 genannten Möglichkeiten ihrer Ansicht nach nicht ausreichend gewährleisten, dass

a)	die Stabilität der Finanzmärkte nicht gefährdet wird,

b)	die Bekanntmachung von Entscheidungen über Maßnahmen, die als geringfügiger einzustufen sind, verhältnismäßig ist.

2Entscheidet sich die Bundesanstalt für eine Bekanntmachung in anonymisierter Form, kann die Bekanntmachung um einen angemessenen Zeitraum aufgeschoben werden, wenn vorhersehbar ist, dass die Gründe für die anonymisierte Bekanntmachung innerhalb dieses Zeitraums wegfallen werden.

(4) 1Wird gegen die Entscheidung, mit der die Sanktion oder Maßnahme erlassen wird, ein Rechtsbehelf eingelegt, so macht die Bundesanstalt auch diesen Sachverhalt und alle weiteren Informationen über das Ergebnis des Rechtsbehelfsverfahrens umgehend auf ihrer Internetseite bekannt. 2Ferner wird jede Entscheidung, mit der eine frühere Entscheidung aufgehoben oder geändert wird, ebenfalls bekannt gemacht.

(5) 1Eine Bekanntmachung nach Absatz 1 ist fünf Jahre nach ihrer Bekanntmachung zu löschen. 2Abweichend von Satz 1 sind personenbezogene Daten zu löschen, sobald ihre Bekanntmachung nicht mehr erforderlich ist.
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Achter Abschnitt
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[bookmark: BJNR008810961BJNE009904377][bookmark: _Toc278445016][bookmark: _Toc36575348]§ 61
Erlaubnis für bestehende Kreditinstitute

1Soweit ein Kreditinstitut bei Inkrafttreten dieses Gesetzes Bankgeschäfte in dem in § 1 Abs. 1 bezeichneten Umfang betreiben durfte, gilt die Erlaubnis nach § 32 als erteilt. 2Die in § 35 Abs. 1 genannte Frist beginnt mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes zu laufen.

[bookmark: BJNR008810961BJNE010108377][bookmark: _Toc278445017][bookmark: _Toc36575349]§ 62
Überleitungsbestimmungen

(1) 1Die auf dem Gebiet des Kreditwesens bestehenden Rechtsvorschriften sowie die auf Grund der bisherigen Rechtsvorschriften erlassenen Anordnungen bleiben aufrechterhalten, soweit ihnen nicht Bestimmungen dieses Gesetzes entgegenstehen. 2Rechtsvorschriften, die für die geschäftliche Betätigung bestimmter Arten von Kreditinstituten weitergehende Anforderungen stellen als dieses Gesetz, bleiben unberührt.

(2) Aufgaben und Befugnisse, die in Rechtsvorschriften des Bundes der Bankaufsichtsbehörde zugewiesen sind, gehen auf die Bundesanstalt über.

(3) Die Zuständigkeiten der Länder für die Anerkennung als verlagertes Geldinstitut nach der Fünfunddreißigsten Durchführungsverordnung zum Umstellungsgesetz, für die Bestätigung der Umstellungsrechnung und der Altbankenrechnung sowie für die Aufgaben und Befugnisse nach den Wertpapierbereinigungsgesetzen und dem Bereinigungsgesetz für deutsche Auslandsbonds bleiben unberührt.

[bookmark: BJNR008810961BJNE010204377][bookmark: _Toc278445018][bookmark: _Toc36575350]§ 63
(Aufhebung und Änderung von Rechtsvorschriften)

[bookmark: BJNR008810961BJNE010510377][bookmark: _Toc278445019][bookmark: _Toc36575351]§ 63a
Sondervorschriften für das in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannte Gebiet

(1) Soweit ein Kreditinstitut mit Sitz in der Deutschen Demokratischen Republik einschließlich Berlin (Ost) am 1. Juli 1990 Bankgeschäfte in dem in § 1 Abs. 1 bezeichneten Umfang betreiben durfte, gilt die Erlaubnis nach § 32 als erteilt.

(2) Die Bundesanstalt kann Gruppen von Kreditinstituten oder einzelne Kreditinstitute mit Sitz in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet von Verpflichtungen auf Grund dieses Gesetzes freistellen, wenn dies aus besonderen Gründen, insbesondere wegen der noch fehlenden Angleichung des Rechts in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet an das Bundesrecht, angezeigt ist.

(3) (aufgehoben)

[bookmark: BJNR008810961BJNE010307377][bookmark: _Toc278445020][bookmark: _Toc36575352]§ 64
Nachfolgeunternehmen der Deutschen Bundespost

(1) 1Ab 1. Januar 1995 gilt die Erlaubnis nach § 32 für das Nachfolgeunternehmen der Deutschen Bundespost POSTBANK als erteilt. 2Bei der Zusammenfassung gemäß § 19 Abs. 2 Satz 1 werden bis zum 31. Dezember 2002 Anteile an den Nachfolgeunternehmen der Deutschen Bundespost nicht berücksichtigt, die von der Bundesanstalt für Post und Telekommunikation Deutsche Bundespost gehalten werden.

[bookmark: BJNR008810961BJNE011506377][bookmark: _Toc278445021][bookmark: _Toc36575353]§ 64a
(aufgehoben)

[bookmark: BJNR008810961BJNE011607377][bookmark: _Toc278445022][bookmark: _Toc36575354]§ 64b
(aufgehoben)

[bookmark: BJNR008810961BJNE012105377][bookmark: _Toc278445023][bookmark: _Toc36575355]§ 64c
(aufgehoben)

[bookmark: BJNR008810961BJNE012206377][bookmark: _Toc278445024][bookmark: _Toc36575356]§ 64d
(aufgehoben)

[bookmark: BJNR008810961BJNE012307377][bookmark: _Toc278445025][bookmark: _Toc36575357]§ 64e
Übergangsvorschriften zum Sechsten Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes über das Kreditwesen

(1) Für ein Kreditinstitut, das am 1. Januar 1998 über eine Erlaubnis als Einlagenkreditinstitut verfügt, gilt die Erlaubnis für das Betreiben des Finanzkommissionsgeschäftes, des Emissionsgeschäftes, des Geldkartengeschäftes, des Netzgeldgeschäftes sowie für das Erbringen von Finanzdienstleistungen für diesen Zeitpunkt als erteilt.

(2) 1Finanzdienstleistungsinstitute und Wertpapierhandelsbanken, die am 1. Januar 1998 zulässigerweise tätig waren, ohne über eine Erlaubnis der Bundesanstalt zu verfügen, haben bis zum 1. April 1998 ihre nach diesem Gesetz erlaubnispflichtigen Tätigkeiten und die Absicht, diese fortzuführen, der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank anzuzeigen. 2Ist die Anzeige fristgerecht erstattet worden, gilt die Erlaubnis nach § 32 in diesem Umfang als erteilt. 3Die Bundesanstalt bestätigt die bezeichneten Erlaubnisgegenstände innerhalb von drei Monaten nach Eingang der Anzeige. 4Innerhalb von drei Monaten nach Zugang der Bestätigung der Bundesanstalt hat das Institut der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank eine Ergänzungsanzeige einzureichen, die den inhaltlichen Anforderungen des § 32 entspricht. 5Wird die Ergänzungsanzeige nicht fristgerecht eingereicht, kann die Bundesanstalt die Erlaubnis nach Satz 2 aufheben; § 35 bleibt unberührt.

(3) 1Auf Institute, für die eine Erlaubnis nach Absatz 2 als erteilt gilt, sind § 35 Abs. 2 Nr. 3 in Verbindung mit § 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a bis c sowie § 24 Abs. 1 Nr. 9 über das Anfangskapital erst ab 1. Januar 2003 anzuwenden. 2Solange das Anfangskapital der in Satz 1 genannten Institute geringer ist als der bei Anwendung des § 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 erforderliche Betrag, darf es den Durchschnittswert der jeweils sechs vorangehenden Monate nicht unterschreiten; der Durchschnittswert ist alle sechs Monate zu berechnen und der Bundesanstalt mitzuteilen. 3Bei einem Unterschreiten des in Satz 2 genannten Durchschnittswertes kann die Bundesanstalt die Erlaubnis aufheben. 4Auf die in Satz 1 genannten Institute sind § 10 Abs. 1 bis 8 und die §§ 10a, 11 und 13 bis 13b erst ab 1. Januar 1999 anzuwenden, es sei denn, sie errichten eine Zweigniederlassung oder erbringen grenzüberschreitende Dienstleistungen in anderen Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums gemäß § 24a. 5Wertpapierhandelsunternehmen, für die eine Erlaubnis nach Absatz 2 als erteilt gilt und die § 10 Abs. 1 bis 8 und die §§ 10a, 11 und 13 bis 13b nicht anwenden, haben die Kunden darüber zu unterrichten, daß sie nicht gemäß § 24a in anderen Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums eine Zweigniederlassung errichten oder grenzüberschreitende Dienstleistungen erbringen können. 6Institute, für die eine Erlaubnis nach Absatz 2 als erteilt gilt, haben der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank anzuzeigen, ob sie § 10 Abs. 1 bis 8 und die §§ 10a, 11 und 13 bis 13b anwenden.

(4) (aufgehoben)

(5) (aufgehoben)

[bookmark: BJNR008810961BJNE013401377][bookmark: _Toc278445026][bookmark: _Toc36575358]§ 64f
Übergangsvorschriften zum Vierten Finanzmarktförderungsgesetz

(1) Für ein Kreditinstitut, das am 1. Juli 2002 über eine Erlaubnis als Einlagenkreditinstitut verfügt, gilt die Erlaubnis für das Betreiben des Kreditkartengeschäfts für diesen Zeitpunkt als erteilt.

(2) 1Finanzdienstleistungsinstitute und Wertpapierhandelsbanken, die am 1. Juli 2002 zulässigerweise tätig waren, ohne über eine Erlaubnis der Bundesanstalt gemäß § 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 8 zu verfügen, haben bis zum 1. November 2002 ihre erlaubnispflichtige Tätigkeit und die Absicht, diese fortzuführen, der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank anzuzeigen. 2§ 64e Abs. 2 Satz 2 bis 5 gilt entsprechend.

(3) bis (6) (aufgehoben)

[bookmark: BJNR008810961BJNE015000377][bookmark: _Toc278445027]


[bookmark: _Toc36575359]§ 64g
Übergangsvorschriften zum Finanzkonglomeraterichtlinie-Umsetzungsgesetz

(1) (aufgehoben)

(2) 1Bis zum Erlass der Rechtsverordnung nach § 13c Absatz 1 Satz 2 sind sämtliche während eines Kalenderjahres durchgeführten bedeutenden gruppeninternen Transaktionen mit gemischten Holdinggesellschaften oder deren Tochterunternehmen der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank vor dem 16. Januar des darauffolgenden Jahres anzuzeigen. 2Gruppeninterne Transaktionen sind insbesondere 

1.	Darlehen,

2.	Bürgschaften, Garantien und andere außerbilanzielle Geschäfte,

3.	Geschäfte, die Eigenmittelbestandteile im Sinne der §§ 10, 10a, 53c und 104g des Versicherungsaufsichtsgesetzes betreffen,

4.	Kapitalanlagen,

5.	Rückversicherungsgeschäfte,

6.	Kostenteilungsvereinbarungen.

3Eine gruppeninterne Transaktion ist bedeutend, wenn die einzelne Transaktion mindestens 5 Prozent der Eigenkapitalanforderung auf Gruppenebene erreicht oder übersteigt. 4Mehrere Transaktionen desselben oder verschiedener gruppenangehöriger Unternehmen mit einem anderen gruppenangehörigen Unternehmen während eines Geschäftsjahres sind jeweils adressatenbezogen zusammenzufassen, auch wenn die einzelne Transaktion 5 Prozent der Eigenkapitalanforderung auf Gruppenebene nicht erreicht.

(3) Bis zu einer Ergänzung der Rechtsverordnung nach § 24 Abs. 4 

1.	sind im Rahmen der Anzeigen nach § 24 Abs. 3a Satz 1 Nr. 1

a)	zur Beurteilung der Zuverlässigkeit der Personen, die die Geschäfte einer Finanzholding-Gesellschaft oder einer gemischten Finanzholding-Gesellschaft tatsächlich führen sollen, die nach § 8 Satz 2 Nr. 2 der Anzeigenverordnung vom 29. Dezember 1997 (BGBl. I S. 3372), die zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 15. August 2003 (BGBl. I S. 1657) geändert worden ist, vorgesehenen Erklärungen abzugeben;

b)	zur Beurteilung der fachlichen Eignung der Personen, die die Geschäfte einer Finanzholding-Gesellschaft oder gemischten Finanzholding-Gesellschaft tatsächlich führen sollen, die nach § 8 Satz 2 Nr. 1 der Anzeigenverordnung vom 29. Dezember 1997 (BGBl. I S. 3372), die zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 
15. August 2003 (BGBl. I S. 1657) geändert worden ist, genannten Unterlagen beizufügen;




2.	gilt § 27 der Anzeigenverordnung vom 29. Dezember 1997 (BGBl. I S. 3372), die zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 15. August 2003 (BGBl. I S. 1657) geändert worden ist, in Bezug auf Anzeigen einer gemischten Finanzholding-Gesellschaft nach § 12a Abs. 1 Satz 3 entsprechend.

(4) (aufgehoben)

[bookmark: BJNR008810961BJNE017601377][bookmark: _Toc278445028][bookmark: _Toc36575360]§ 64h
Übergangsvorschriften zum Gesetz zur Umsetzung der neu gefassten Bankenrichtlinie und der neu gefassten Kapitaladäquanzrichtlinie

(1) (aufgehoben)

(2) (aufgehoben) 

(3) (aufgehoben)

(4) (aufgehoben)

(5) Institute dürfen personenbezogene Daten, die sie vor dem 1. Januar 2007 erhoben haben, nach Maßgabe des § 10 Absatz 2 verarbeiten.

(6) (aufgehoben)

(7) § 2 Abs. 8a ist bis längstens zum 31. Dezember 2014 anzuwenden.

[bookmark: BJNR008810961BJNE017700377][bookmark: _Toc278445029][bookmark: _Toc36575361]§ 64i
Übergangsvorschriften zum Finanzmarktrichtlinie-Umsetzungsgesetz

(1) 1Für ein Unternehmen, das am 1. November 2007 eine Erlaubnis für ein oder mehrere Bankgeschäfte oder Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 1 bis 4 hat, gilt die Erlaubnis für die Anlageberatung als zu diesem Zeitpunkt erteilt. 2Für ein Finanzdienstleistungsinstitut, das nicht unter Satz 1 fällt, gilt die Erlaubnis für die Anlageberatung ab diesem Zeitpunkt bis zur Entscheidung der Bundesanstalt als vorläufig erteilt, wenn es bis zum 
31. Januar 2008 einen vollständigen Erlaubnisantrag nach § 32 Abs. 1 Satz 1 und 2, auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 24 Abs. 4, stellt.

(2) Für ein Unternehmen, das am 1. November 2007 eine Erlaubnis für ein oder mehrere Bankgeschäfte oder Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 1 bis 4 hat und bisher auf eigene Rechnung mit Finanzinstrumenten gehandelt hat, gilt die Erlaubnis für das Eigengeschäft als zu diesem Zeitpunkt erteilt.

(3) Für ein Unternehmen, das auf Grund der Ausdehnung der Definition der Finanzinstrumente in § 1 Abs. 11 am 1. November 2007 zum Finanzdienstleistungsinstitut oder zur Wertpapierhandelsbank wird, gilt Absatz 1 Satz 2 entsprechend.

(4) 1Für ein Unternehmen, das am 1. November 2007 eine Erlaubnis für die Anlagevermittlung hat, gilt die Erlaubnis für den Betrieb eines multilateralen Handelssystems als zu diesem Zeitpunkt erteilt, wenn es bis zum 31. Januar 2008 einen vollständigen Erlaubnisantrag nach § 32 Abs. 1 Satz 1 und 2, auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 24 Abs. 4, stellt und die Bundesanstalt dem nicht binnen drei Monaten nach Eingang des vollständigen Erlaubnisantrags widerspricht. 2Die Bundesanstalt kann widersprechen, wenn sie im Falle eines ordentlichen Erlaubnisantrags nach § 32 das Recht hätte, die Erteilung der Erlaubnis nach § 33 zu versagen.

(5) Für ein Unternehmen, das am 1. November 2007 eine Erlaubnis für die Abschlussvermittlung hat, gilt für die Erlaubnis zur Erbringung des Platzierungsgeschäfts Absatz 1 Satz 2 entsprechend.

[bookmark: _Toc278445030][bookmark: _Toc36575362]§ 64j
Übergangsvorschriften zum Jahressteuergesetz 2009

(1) Für ein Unternehmen, das am 25. Dezember 2008 eine Erlaubnis für ein oder mehrere Bankgeschäfte im Sinne des § 1 Abs. 1 oder Finanzdienstleistungsgeschäfte im Sinne des § 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 1 bis 4 hat, gilt die Erlaubnis für das Factoring und das Finanzierungsleasing als zu diesem Zeitpunkt erteilt.

(2) 1Für Finanzdienstleistungsinstitute, die nicht unter Absatz 1 fallen, gilt die Erlaubnis für das Factoring und das Finanzierungsleasing ab dem 25. Dezember als erteilt, wenn sie bis zum 31. Januar 2009 anzeigen, dass sie diese Tätigkeiten ausüben. 2Für Unternehmen im Sinne des Satzes 1, sie zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes mindestens zwei der drei in § 267 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs genannten Größenkriterien nicht überschreiten, gilt eine längere Frist bis zum 31. Dezember 2009. 3Die Anzeige muss die Angaben nach § 32 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 und 6 Buchstabe a und b, den Jahresabschluss für das letzte abgelaufene Geschäftsjahr, oder – soweit dieser nach den hierfür geltenden Fristen noch nicht aufzustellen war – für das diesem vorausgegangene Geschäftsjahr, oder – soweit noch kein Jahresabschluss aufzustellen war – die Eröffnungsbilanz und eine unterjährige Gewinn- und Verlustrechnung, sowie einen aktuellen Handelsregisterauszug und die Gewerbeanzeige nach § 14 Abs. 1 Satz 1 der Gewerbeordnung enthalten.

[bookmark: _Toc278445031][bookmark: _Toc36575363]§ 64k
Übergangsvorschrift zum Gesetz zur Umsetzung der Beteiligungsrichtlinie

Auf Verfahren nach § 2c, bei denen bis zum 17. März 2009 eine Anzeige eingegangen ist, sind die Vorschriften dieses Gesetzes in der bis zum 17. März 2009 geltenden Fassung anzuwenden.

[bookmark: _Toc278445032][bookmark: _Toc36575364]§ 64l
Übergangsvorschrift zur Erlaubnis für die Anlageverwaltung

1Für ein Institut, das am 25. März 2009 die Erlaubnis für das Finanzkommissionsgeschäft, den Eigenhandel oder die Finanzportfolioverwaltung hat, gilt die Erlaubnis für die Anlageverwaltung als zu diesem Zeitpunkt erteilt. 2Eine Erlaubnispflicht für die Anlageverwaltung besteht nicht für solche Produkte, für die bis zum 24. September 2008 ein Verkaufsprospekt veröffentlicht wurde.

[bookmark: _Toc278445033][bookmark: _Toc36575365]§ 64m
Übergangsvorschrift zum Brexit-Steuerbegleitgesetz

(1) § 25a Absatz 5a in der am 29. März 2019 geltenden Fassung ist erstmals für Kündigungen anzuwenden, die nach Ablauf von acht Monaten nach dem 29. März 2019 zugehen.

(2) Wird der Austritt des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen Union wirksam, ohne dass bis zu diesem Zeitpunkt ein Austrittsabkommen im Sinne von Artikel 50 Absatz 2 Satz 2 des Vertrages über die Europäische Union in Kraft getreten ist, so ist § 64x Absatz 8 Satz 1 auf Unternehmen mit Sitz im Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Befreiung nach § 2 Absatz 5 ab dem Zeitpunkt des Austritts bis zur Entscheidung der Europäischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde über eine Eintragung des Unternehmens in das Register nach Artikel 48 der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 als vorläufig erteilt gilt, wenn das Unternehmen innerhalb von drei Monaten nach dem Zeitpunkt des Austritts einen vollständigen Freistellungsantrag nach § 2 Absatz 5 Satz 1 stellt.

[bookmark: BJNR008810961BJNE010404377][bookmark: _Toc36575366][bookmark: _Toc278445034]§ 64n
Übergangsvorschrift zum Gesetz zur Novellierung des Finanzanlagenvermittler- und Vermögensanlagenrechts

Für ein Unternehmen, das auf Grund der Erweiterung der Definition der Finanzinstrumente in § 1 Absatz 11 Satz 1 am 1. Juni 2012 zum Finanzdienstleistungsinstitut wird, gilt die Erlaubnis ab diesem Zeitpunkt bis zur Entscheidung der Bundesanstalt als vorläufig erteilt, wenn es bis zum 31. Dezember 2012 einen vollständigen Erlaubnisantrag nach § 32 Absatz 1 Satz 1 und 2, auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 24 Absatz 4, stellt.

[bookmark: _Toc36575367]§ 64o
Übergangsvorschriften zum EMIR-Ausführungsgesetz

(1) 1Für Kreditinstitute, die am 16. Februar 2013 über eine Erlaubnis nach § 32 zur Ausübung der Tätigkeit einer zentralen Gegenpartei nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 12 verfügen, findet bis zu der Erteilung einer Erlaubnis nach Artikel 14 in Verbindung mit Artikel 17 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 § 2 Absatz 9a und 9b keine Anwendung. 2§ 37 Absatz 1 Satz 1 sowie § 54 Absatz 1a finden auf in Satz 1 genannte Kreditinstitute hinsichtlich der Tätigkeit als zentrale Gegenpartei im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 12 bis zur Erteilung oder der rechtskräftigen Versagung der Erlaubnis nach Artikel 14 in Verbindung mit Artikel 17 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 keine Anwendung. 3Soweit eine Erlaubnis nach § 32 das Betreiben von Bankgeschäften nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 10 oder das Erbringen von Finanzdienstleistungen nach § 1 Absatz 1a umfasst, bleibt sie insoweit von der Erteilung oder der rechtskräftigen Versagung der Erlaubnis nach Artikel 14 in Verbindung mit Artikel 17 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 unberührt.

(2) § 29 Absatz 1 Satz 2 in der ab dem 16. Februar 2013 geltenden Fassung ist erstmals auf die Abschlussprüfung des Jahresabschlusses für ein Geschäftsjahr anzuwenden, das nach dem 31. Dezember 2012 beginnt.

(3) § 29 Absatz 1a in der ab dem 16. Februar 2013 geltenden Fassung ist erstmals auf die Abschlussprüfung des Jahresabschlusses für ein Geschäftsjahr anzuwenden, das nach dem Zeitpunkt beginnt, in dem das Kreditinstitut eine Erlaubnis nach Artikel 14 in Verbindung mit Artikel 17 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 erhalten hat.

[bookmark: _Toc36575368]§ 64p
Übergangsvorschrift zum Hochfrequenzhandelsgesetz

1Für ein Unternehmen, das auf Grund der Ausdehnung des Begriffs des Eigenhandels in § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 4 am 15. Mai 2013 zum Finanzdienstleistungsinstitut wird, gilt die Erlaubnis für den Eigenhandel und das Eigengeschäft im Sinne des § 32 Absatz 1a als zu diesem Zeitpunkt vorläufig erteilt, wenn es bis zum 14. November 2013 einen vollständigen Erlaubnisantrag nach § 32 Absatz 1 Satz 1 und 2, auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 24 Absatz 4, stellt. 2Für ein Unternehmen, das nicht im Inland ansässig und kein Unternehmen im Sinne des § 53b Absatz 1 Satz 1 und 2 ist, gilt Satz 1 mit der Maßgabe, dass der vollständige Erlaubnisantrag bis zum 14. Februar 2014 zu stellen ist.

[bookmark: _Toc36575369]§ 64q
Übergangsvorschrift zum AIFM-Umsetzungsgesetz

(1) Auf Finanzdienstleistungsinstitute, die durch die Änderung des § 1 und das Inkrafttreten des Kapitalanlagegesetzbuchs als Kapitalverwaltungsgesellschaften im Sinne des § 17 des Kapitalanlagegesetzbuchs oder als Anteile an Investmentvermögen im Sinne des § 1 Absatz 1 des Kapitalanlagegesetzbuchs gelten und die die Voraussetzungen von § 353 Absatz 1 bis 3 erfüllen, ist § 1 Absatz 1a in der bis zum 21. Juli 2013 geltenden Fassung weiterhin anzuwenden.

(2) Auf Finanzdienstleistungsinstitute, die durch die Änderung des § 1 und das Inkrafttreten des Kapitalanlagegesetzbuchs als Kapitalverwaltungsgesellschaften im Sinne des § 17 des Kapitalanlagegesetzbuchs oder als Anteile an Investmentvermögen im Sinne des § 1 Absatz 1 des Kapitalanlagegesetzbuchs gelten, ist dieses Gesetz in der bis zum 21. Juli 2013 geltenden Fassung bis zur Stellung des Erlaubnisantrages gemäß § 22 des Kapitalanlagegesetzbuchs oder, wenn die Voraussetzungen des § 2 Absatz 4, 4a, 4b oder Absatz 5 des Kapitalanlagegesetzbuchs erfüllt sind, bis zur Registrierung gemäß § 44 des Kapitalanlagegesetzbuchs weiterhin anzuwenden.

[bookmark: _Toc36575370]§ 64r
Übergangsvorschriften zum CRD IV-Umsetzungsgesetz

(1) 1§ 8 Absatz 3 Satz 7 in der ab dem 1. Januar 2014 geltenden Fassung ist ab dem 
1. Januar 2015 oder, sofern ein Rechtsakt nach Artikel 151 Absatz 2 der Richtlinie 2013/36/EU erlassen wird, ab dem Ablauf des dort bestimmten Zeitraums anzuwenden. 2Bis zum 31. Dezember 2014 oder dem Ablauf des im vorgenannten Rechtsakt bestimmten Zeitraums ist § 8 Absatz 3 Satz 7 in der bis zum 31. Dezember 2013 geltenden Fassung weiter anzuwenden.

(2) § 8f ist ab dem 1. Januar 2015 oder, sofern ein Rechtsakt nach Artikel 151 Absatz 2 der Richtlinie 2013/36/EU erlassen wird, ab dem Ablauf des dort bestimmten Zeitraums, spätestens aber ab dem 1. Januar 2017 anzuwenden.

(3) § 10 Absatz 3 Satz 2 Nummer 5 in der ab 1. Januar 2014 geltenden Fassung ist nur bis zum 1. Januar 2016 anzuwenden.

(4) Der Abzug des Unterschiedsbetrages nach § 10a Absatz 4 Satz 4 in der ab dem 1. Januar 2014 geltenden Fassung ist im Zeitraum vom 1. Januar 2014 bis zum 31. Dezember 2017 wie folgt vorzunehmen:

1.	vom 1. Januar 2014 bis 31. Dezember 2014 zu 80 Prozent vom Kernkapital der Gruppe gemäß Artikel 25 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und zu 20 Prozent vom harten Kernkapital der Gruppe gemäß Artikel 50 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013;

2.	vom 1. Januar 2015 bis zum 31. Dezember 2015 zu 60 Prozent vom Kernkapital der Gruppe gemäß Artikel 25 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und zu 40 Prozent vom harten Kernkapital der Gruppe gemäß Artikel 50 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013;

3.	vom 1. Januar 2016 bis zum 31. Dezember 2016 zu 40 Prozent vom Kernkapital der Gruppe gemäß Artikel 25 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und zu 60 Prozent vom harten Kernkapital der Gruppe gemäß Artikel 50 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013;

4.	vom 1. Januar 2017 bis zum 31. Dezember 2017 zu 20 Prozent vom Kernkapital der Gruppe gemäß Artikel 25 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und zu 80 Prozent vom harten Kernkapital der Gruppe gemäß Artikel 50 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013.

(5) 1Die §§ 10c und 10d in der ab dem 1. Januar 2014 geltenden Fassung sind erstmals ab dem 1. Januar 2019 vollständig anzuwenden. 2In der Zeit vom 1. Januar 2016 bis zum 31. Dezember 2018 sind die in Satz 1 genannten Vorschriften mit den folgenden Maßgaben anzuwenden:




1.	Im Zeitraum vom 1. Januar 2016 bis zum 31. Dezember 2016

a)	ist der Kapitalerhaltungspuffer in hartem Kernkapital zu halten und beträgt 0,625 Prozent der gesamten risikogewichteten Forderungsbeträge des Instituts, berechnet gemäß Artikel 92 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013;

b)	beträgt der institutsspezifische antizyklische Kapitalpuffer höchstens 0,625 Prozent der gesamten risikogewichteten Forderungsbeträge des Instituts, berechnet gemäß Artikel 92 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013, so dass die geforderte kombinierte Kapitalpuffer-Anforderung abzüglich des auf den Kapitalpuffer für systemische Risiken entfallenden Betrags zwischen 0,625 Prozent und 1,25 Prozent der gesamten risikogewichteten Forderungsbeträge der Institute liegt.

2.	Im Zeitraum vom 1. Januar 2017 bis zum 31. Dezember 2017

a)	ist der Kapitalerhaltungspuffer in hartem Kernkapital zu halten und beträgt 1,25 Prozent der gesamten risikogewichteten Forderungsbeträge des Instituts, berechnet gemäß Artikel 92 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013;

b)	beträgt der institutsspezifische antizyklische Kapitalpuffer höchstens 1,25 Prozent der gesamten risikogewichteten Forderungsbeträge des Instituts, berechnet gemäß Artikel 92 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013, so dass die geforderte kombinierte Kapitalpuffer-Anforderung abzüglich des auf den Kapitalpuffer für systemische Risiken entfallenden Betrags zwischen 1,25 Prozent und 2,50 Prozent der gesamten risikogewichteten Forderungsbeträge der Institute liegt.

3.	Im Zeitraum vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2018

a)	ist der Kapitalerhaltungspuffer in hartem Kernkapital zu halten und beträgt 1,875 Prozent der gesamten risikogewichteten Forderungsbeträge des Instituts, berechnet gemäß Artikel 92 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013;

b)	beträgt der institutsspezifische antizyklische Kapitalpuffer höchstens 1,875 Prozent der gesamten risikogewichteten Forderungsbeträge des Instituts, berechnet gemäß Artikel 92 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013, so dass die geforderte kombinierte Kapitalpuffer-Anforderung abzüglich des auf den Kapitalpuffer für systemische Risiken entfallenden Betrags zwischen 1,875 Prozent und 3,750 Prozent der gesamten risikogewichteten Forderungsbeträge der Institute liegt.

(6) § 10e Absatz 5 in der ab dem 1. Januar 2014 geltenden Fassung ist erstmals ab dem 1. Januar 2015 anzuwenden.




(7) 1§ 10f Absatz 1 in der ab dem 1. Januar 2014 geltenden Fassung ist erstmals ab dem 1. Januar 2019 vollständig anzuwenden. 2In der Zeit vom 1. Januar 2016 bis zum 31. Dezember 2018 ist die in Satz 1 genannte Vorschrift mit den folgenden Maßgaben anzuwenden:

1.	Im Zeitraum vom 1. Januar 2016 bis zum 31. Dezember 2016 beträgt der Kapitalpuffer für global systemrelevante Institute 25 Prozent des nach § 10f Absatz 1 Satz 2 vorzuhaltenden Kapitalpuffers für global systemrelevante Institute;

2.	im Zeitraum vom 1. Januar 2017 bis zum 31. Dezember 2017 beträgt der Kapitalpuffer für global systemrelevante Institute 50 Prozent des nach § 10f Absatz 1 Satz 2 vorzuhaltenden Kapitalpuffers für global systemrelevante Institute;

3.	im Zeitraum vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2018 beträgt der Kapitalpuffer für global systemrelevante Institute 75 Prozent des nach § 10f Absatz 1 Satz 2 vorzuhaltenden Kapitalpuffers für global systemrelevante Institute.

(8) § 10g in der ab dem 1. Januar 2014 geltenden Fassung ist erstmals ab dem 1. Januar 2016 anzuwenden.

(9) § 10i in der ab dem 1. Januar 2014 geltenden Fassung gilt im Zeitraum vom 1. Januar 2016 bis zum 31. Dezember 2018 nach Maßgabe der in Absatz 5 und 7 geregelten Pufferbeträge.

(10) 1§ 14 Absatz 1 in der ab dem 1. Januar 2014 geltenden Fassung ist für die nachfolgend genannten Übergangszeiträume jeweils mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1.	vom 1. Januar 2014 bis zum 31. Dezember 2014 beträgt die Millionenkreditmeldegrenze 1,5 Millionen Euro; dies gilt auch für die Meldung von Gemeinschaftskrediten;

2.	vom 1. Januar 2014 bis zum 31. Dezember 2018 gelten

a)	Kreditzusagen,

b)	Anteile an anderen Unternehmen unabhängig von ihrem Bilanzausweis,

c)	Bilanzaktiva, die nach Artikel 36 in Verbindung mit Artikel 19 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 vom harten Kernkapital abgezogen werden und

d)	Wertpapiere des Handelsbestandes 

	nicht als Kredite im Sinne des § 14 Absatz 1; § 20 bleibt unberührt. 

2Die am Millionenkreditmeldeverfahren beteiligten Unternehmen dürfen ab dem 1. Juli 2014 diejenigen Stammdateninformationen an die Deutsche Bundesbank übermitteln, die notwendig sind, um die mit Ablauf der Übergangsfrist nach Satz 1 Nummer 1 potenziell neu zu meldenden Millionenkreditnehmer zu erfassen.

(11) § 25 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 2 in der ab dem 1. Januar 2014 geltenden Fassung sind erstmalig ab dem 1. Januar 2015 anzuwenden.

(12) Die Anzeigen nach § 24 Absatz 1 Nummer 16 und Absatz 1a Nummer 5 zur modifizierten bilanziellen Eigenkapitalquote sind letztmalig zu erstatten für die Eigenkapitalverhältnisse am 31. Dezember 2014 beziehungsweise für die bis zu diesem Tag eingetretenen Veränderungen.

(13) 1§ 25c Absatz 2 in der ab 1. Januar 2014 geltenden Fassung kommt, vorbehaltlich des Satzes 2, für Mandate als Geschäftsleiter und für Mandate in Verwaltungs- und Aufsichtsorganen, die der Geschäftsleiter am 31. Dezember 2013 bereits innehatte, nicht zur Anwendung. 2Für Institute, bei denen eine Systemgefährdung im Sinne des § 67 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes zur Sanierung und Abwicklung von Instituten und Finanzgruppen vorliegt, gilt § 25c Absatz 2 ab dem 1. Juli 2014.

(14) 1§ 25d Absatz 3 in der ab 1. Januar 2014 geltenden Fassung kommt, vorbehaltlich des Satzes 2, für Mandate als Geschäftsleiter und für Mandate in Verwaltungs- und Aufsichtsorganen, die das Mitglied des Verwaltungs- und Aufsichtsorgans am 31. Dezember 2013 bereits innehatte, nicht zur Anwendung. 2Für Institute, bei denen eine Systemgefährdung im Sinne des § 67 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes zur Sanierung und Abwicklung von Instituten und Finanzgruppen vorliegt, gilt § 25d Absatz 3 ab dem 1. Juli 2014.

(15) 1CRR-Institute haben die in § 26a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 3 bezeichneten Angaben erstmals zum 1. Juli 2014 und danach einmal jährlich offenzulegen. 2Im Übrigen ist § 26a Absatz 1 Satz 2 und 3 ab dem 1. Januar 2015 anzuwenden. 3Erlässt die Europäische Kommission einen Rechtsakt, der die Offenlegungspflicht nach Artikel 89 der Richtlinie 2013/36/EU aufschiebt, ist § 26a Absatz 1 Satz 2 und 3 erstmals ab dem 1. Januar 2016 anzuwenden; Satz 1 bleibt unberührt.

(16) 1§ 53b Absatz 4, 5 und 8 in der ab dem 1. Januar 2014 geltenden Fassung ist ab dem 1. Januar 2015 oder bei Erlass eines Rechtsakts nach Artikel 151 Absatz 2 der Richtlinie 2013/36/EU ab dem Ablauf des dort bestimmten Zeitraums anzuwenden. 2Bis zum 31. Dezember 2014 oder dem Ablauf des in dem vorgenannten Rechtsakt bestimmten Zeitraums ist § 53b Absatz 4, 5 und 8 in der bis zum 31. Dezember 2013 geltenden Fassung weiter anzuwenden.

(17) Bei der Anwendung der Übergangsvorschriften des Artikels 484 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sind bis zum 31. Dezember 2021 die Regelungen der Zuschlagsverordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 7610-2-6, veröffentlichten bereinigten Fassung, die durch Artikel 2 der Verordnung vom 20. Dezember 1984 (BGBl. I S. 1727) geändert und durch Artikel 7 Absatz 1 des Gesetzes vom 28. August 2013 (BGBl. I S. 3395) aufgehoben worden ist, weiter anzuwenden.




(18) Für Kreditinstitute mit einer ausschließlichen Erlaubnis zum Betreiben der Tätigkeit einer zentralen Gegenpartei nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 12 gelten bis zur Entscheidung über die Erteilung einer Zulassung nach Artikel 17 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister (ABl. L 201 vom 27.7.2012, S. 1) die Vorschriften dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen jeweils in der bis zum 31. Dezember 2013 geltenden Fassung fort.

(19) 1Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung, die am 31. Dezember 2013 über eine Erlaubnis zum Betreiben von Bankgeschäften nach § 32 Absatz 1 verfügt haben, dürfen abweichend von § 51c Absatz 5 über ein geringeres Anfangskapital als den Gegenwert von 5 Millionen Euro verfügen. 2In diesem Fall darf das Anfangskapital nicht unter den am 31. Dezember 2013 vorhandenen Betrag sinken.

[bookmark: _Toc36575371]§ 64s
Übergangsvorschrift zum Gesetz zur Abschirmung von Risiken und zur Planung der Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten

(1) Für ein Unternehmen, das nach § 1 Absatz 1a Satz 3 am 1. Juli 2015 als Finanzdienstleistungsinstitut gilt, gilt die Erlaubnis ab diesem Zeitpunkt bis zur Entscheidung der Bundesanstalt als vorläufig erteilt, wenn das Unternehmen innerhalb von zwölf Monaten nach Inkrafttreten dieser Bestimmung einen vollständigen Erlaubnisantrag nach § 32 Absatz 1 Satz 1 und 2, auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 24 Absatz 4, stellt.

(2) 1§ 1 Absatz 1a Satz 3 und 4, § 3 Absatz 2 und 3 sowie § 25f sind erst ab dem 1. Juli 2015 anzuwenden. 2§ 3 Absatz 4 ist erst ab dem 1. Juli 2016 anzuwenden.

[bookmark: _Toc36575372]§ 64t
Übergangsvorschrift zur Verordnung (EU) Nr. 1060/2009

§ 29 Absatz 2 Satz 4 in der ab dem 19. Dezember 2014 geltenden Fassung ist erstmals auf die Abschlussprüfung des Jahresabschlusses für das Geschäftsjahr anzuwenden, das nach dem 31. Dezember 2014 beginnt.

[bookmark: _Toc36575373]§ 64u
Übergangsvorschrift zum BRRD-Umsetzungsgesetz

Sofern bis zum 31. Dezember 2014 eine Übertragungsanordnung nach § 48a in der bis zum 31. Dezember 2014 geltenden Fassung erlassen wird, gelten für die Durchführung und Rechtsfolgen einer solchen Übertragungsanordnung auch nach dem 31. Dezember 2014 die §§ 48a bis 48s in der bis zum 31. Dezember 2014 geltenden Fassung.

[bookmark: _Toc504039991][bookmark: _Toc36575374]§ 64v
Übergangsvorschriften zum Ersten Finanzmarktnovellierungsgesetz

(1) 1Die Tätigkeit als Zentralverwahrer kann auf Grund einer Erlaubnis für das Depotgeschäft nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 bis zur Bestandskraft der Entscheidung über den Antrag auf Zulassung als Zentralverwahrer nach Artikel 17 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 fortgeführt werden. 2§ 2 Absatz 9e und 9f sowie § 29 Absatz 1b sind bis dahin nicht anzuwenden.

(2) 1Ein Zentralverwahrer, der am Tag, den die Bundesregierung nach Artikel 17 Absatz 3 Satz 2 des Gesetzes vom 30. Juni 2016 (BGBl. I S. 1514) im Bundesgesetzblatt bekannt gibt, eine Erlaubnis nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 oder Nummer 2 besitzt, kann die Erbringung von dadurch erlaubten Bankdienstleistungen bis zur Bestandskraft der Entscheidung über den Antrag auf Genehmigung nach Artikel 55 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 fortführen. 2§ 2 Absatz 9e und 9f sowie § 29 Absatz 1b sind bis dahin nicht anzuwenden.

[bookmark: _Toc36575375]§ 64w
Übergangsregelung zum CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetz

1Die §§ 3 und 10a in der Fassung des CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetzes vom 
11. April 2017 (BGBl. I S. 802) sind erstmals auf Lageberichte und Konzernlageberichte anzuwenden, die sich auf ein nach dem 31. Dezember 2016 beginnendes Geschäftsjahr beziehen. 2Auf Lage- und Konzernlageberichte, die sich auf vor dem 1. Januar 2017 beginnende Geschäftsjahre beziehen, bleiben die §§ 3 und 10a in der bis zum 18. April 2017 geltenden Fassung anwendbar.

[bookmark: _Toc36575376]§ 64x
Übergangsvorschrift zum Zweiten Finanzmarktnovellierungsgesetz

(1) Für ein Kreditinstitut, das am 3. Januar 2018 über eine Erlaubnis als CRR-Kreditinstitut verfügt, und ein Finanzdienstleistungsinstitut, das über eine Erlaubnis für den Betrieb eines multilateralen Handelssystems im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 1b verfügt, gilt die Erlaubnis für den Betrieb eines organisierten Handelssystems im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 1d als erteilt.

(2) Für ein Unternehmen, das auf Grund des neuen Tatbestands in § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 1d am 3. Januar 2018 zum Finanzdienstleistungsinstitut wird, gilt die Erlaubnis für den Betrieb eines organisierten Handelssystems als zu diesem Zeitpunkt vorläufig erteilt, wenn es bis zum 2. Juli 2018 einen vollständigen Erlaubnisantrag nach § 32 Absatz 1 Satz 1 und 2, auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 24 Absatz 4, stellt.




(3) Für ein Unternehmen, das auf Grund der Erweiterung des Begriffs des Finanzinstruments im Sinne des § 1 Absatz 11 um Emissionszertifikate am 3. Januar 2018 eine Erlaubnis nach § 32 Absatz 1 Satz 1 benötigt, gilt die Erlaubnis für das Betreiben der dann nach diesem Gesetz erlaubnispflichtigen Geschäfte als zu diesem Zeitpunkt vorläufig erteilt, wenn es bis zum 2. Juli 2018 einen vollständigen Erlaubnisantrag nach § 32 Absatz 1 Satz 1 und 2, auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 24 Absatz 4, stellt.

(4) Für ein Unternehmen, das wegen des Wegfalls des § 2 Absatz 1 Nummer 8 und Absatz 6 Satz 1 Nummer 9 und 13 in der bis zum 2. Januar 2018 gültigen Fassung dieses Gesetzes eine Erlaubnis nach § 32 Absatz 1 Satz 1 benötigt, gilt die Erlaubnis für das Betreiben der dann nach diesem Gesetz erlaubnispflichtigen Geschäfte als zu diesem Zeitpunkt vorläufig erteilt, wenn es bis zum 2. Juli 2018 einen vollständigen Erlaubnisantrag nach § 32 Absatz 1 Satz 1 und 2, auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 24 Absatz 4, stellt.

(5) Für ein Unternehmen, das auf Grund der Neufassung des § 2 Absatz 1 Nummer 9 und Absatz 6 Satz 1 Nummer 11 eine Erlaubnis nach § 32 Absatz 1 Satz 1 benötigt, gilt die Erlaubnis für das Betreiben der dann nach diesem Gesetz erlaubnispflichtigen Geschäfte als zu diesem Zeitpunkt vorläufig erteilt, wenn es bis zum 2. Juli 2018 einen vollständigen Erlaubnisantrag nach § 32 Absatz 1 Satz 1 und 2, auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 24 Absatz 4, stellt.

(6) Für ein Unternehmen, das auf Grund der Erweiterung der Erlaubnispflicht für das Betreiben des Eigengeschäfts gemäß § 32 Absatz 1a Satz 2 und 3 am 3. Januar 2018 eine Erlaubnis nach § 32 Absatz 1 Satz 1 benötigt, gilt die Erlaubnis für das Betreiben des Eigengeschäfts als zu diesem Zeitpunkt vorläufig erteilt, wenn es bis zum 2. Juli 2018 einen vollständigen Erlaubnisantrag nach § 32 Absatz 1 Satz 1 und 2, auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 24 Absatz 4, stellt.

(7) Für ein Unternehmen, das am 3. Januar 2018 als Datenbereitstellungsdienst tätig ist, ohne über eine Erlaubnis der Bundesanstalt zu verfügen, gilt die Erlaubnis als zu diesem Zeitpunkt vorläufig erteilt, wenn es bis zum 2. Juli 2018 einen vollständigen Erlaubnisantrag nach § 32 Absatz 1f stellt.

(8) 1Für ein Unternehmen mit Sitz in einem Drittstaat, das auf Grund der Erweiterung der Erlaubnispflicht für das Betreiben des Eigengeschäfts gemäß § 32 Absatz 1a Satz 2 und 3 am 3. Januar 2018 eine Erlaubnis nach § 32 Absatz 1 Satz 1 benötigt, gilt die Befreiung nach § 2 Absatz 5 ab dem 3. Januar 2018 bis zur Entscheidung der Europäischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde über eine Eintragung des Unternehmens in das Register nach Artikel 48 der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 als vorläufig erteilt, wenn es bis zum 2. Juli 2018 einen vollständigen Freistellungsantrag nach § 2 Absatz 5 Satz 1 stellt. 2Für ein Unternehmen mit Sitz in einem Drittstaat, das, wenn es ein Unternehmen mit Sitz im Inland wäre, die Regelungen der Absätze 1 bis 6 in Anspruch nehmen könnte, gilt die Freistellung nach § 2 Absatz 5 ab dem 3. Januar 2018 für das Betreiben der dann nach diesem Gesetz erlaubnispflichtigen Geschäfte als zu diesem Zeitpunkt vorläufig erteilt, wenn es bis zum 2. Juli 2018 einen vollständigen Freistellungsantrag nach § 2 Absatz 5 Satz 1 stellt.

[bookmark: _Toc36575377]§ 64y
Übergangsvorschriften zum Gesetz zur Umsetzung der Änderungsrichtlinie zur 
Vierten EU-Geldwäscherichtlinie

(1) 1Für ein Unternehmen, das auf Grund des neuen Tatbestands in § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 6 am 1. Januar 2020 zum Finanzdienstleistungsinstitut wird, gilt die Erlaubnis für den Betrieb des Kryptoverwahrgeschäftes als zu diesem Zeitpunkt vorläufig erteilt, wenn es bis zum 30. November 2020 einen vollständigen Erlaubnisantrag nach § 32 Absatz 1 Satz 1 und 2, auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 24 Absatz 4, stellt und wenn es die Absicht, einen Erlaubnisantrag zu stellen, bis zum 31. März 2020 der Bundesanstalt schriftlich anzeigt. 2Unternehmen nach Satz 1, die am 1. Januar 2020 auch als vertraglich gebundene Vermittler nach § 2 Absatz 10 tätig sind, können neben der Tätigkeit als vertraglich gebundener Vermittler bis zum 30. November 2020 weiterhin das Kryptoverwahrgeschäft betreiben.

(2) Für ein Unternehmen, das auf Grund der Erweiterung des Begriffs des Finanzinstruments im Sinne des § 1 Absatz 11 um Kryptowerte am 1. Januar 2020 eine Erlaubnis nach § 32 Absatz 1 Satz 1 benötigt, gilt die Erlaubnis für das Betreiben der dann nach diesem Gesetz erlaubnispflichtigen Geschäfte als zu diesem Zeitpunkt vorläufig erteilt, wenn es bis zum 
30. November 2020 einen vollständigen Erlaubnisantrag nach § 32 Absatz 1 Satz 1 und 2, auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 24 Absatz 4, stellt und wenn es die Absicht, einen Erlaubnisantrag zu stellen, bis zum 31. März 2020 der Bundesanstalt schriftlich anzeigt.
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Anhang  I



				Informationsbogen für den Einleger

Einlagen bei (Name des Kreditinstituts einfügen) sind geschützt durch:

[Name des einschlägigen Einlagensicherungssystems einfügen] (1)

Sicherungsobergrenze:

100 000 Euro pro Einleger pro Kreditinstitut (2)

[durch entsprechenden Betrag ersetzen, falls die Wäh- rung nicht auf Euro lautet]

[Wenn zutreffend:] Die folgenden Marken sind Teil Ihres Kreditinstituts [alle Marken einfügen, die unter dersel- ben Lizenz tätig sind]

Falls Sie mehrere Einlagen bei demselben Kreditinstitut haben:

Alle Ihre Einlagen bei demselben Kreditinstitut werden

„aufaddiert“ und die Gesamtsumme unterliegt der Obergrenze von 100 000 Euro [durch entsprechenden Betrag ersetzen, falls die Währung nicht auf Euro lau- tet] (2)

Falls Sie ein Gemeinschaftskonto mit einer oder meh- reren anderen Personen haben:

Die Obergrenze von 100 000 Euro [durch entsprechen- den Betrag ersetzen, falls die Währung nicht auf Euro lautet] gilt für jeden einzelnen Einleger (3)

Erstattungsfrist bei Ausfall eines Kreditinstituts:

20 Arbeitstage bis zum 31. Mai 2016 bzw. 7 Arbeits-

tage ab dem 1. Juni 2016

Währung der Erstattung:

Euro [gegebenenfalls durch andere Währung ersetzen]

Kontaktdaten:

[Kontaktdaten des einschlägigen Einlagensicherungs- systems einfügen

(Adresse, Telefon, E-Mail usw.)]

Weitere Informationen:

[Website  des  einschlägigen  Einlagensicherungssys- tems einfügen]

Empfangsbestätigung durch den Einleger:



Zusätzliche Informationen (für alle oder einige der nachstehenden Punkte)

(1) [Nur wenn zutreffend:] Ihr Kreditinstitut ist Teil eines institutsbezogenen Sicherungssystems, das als Ein- lagensicherungssystem amtlich anerkannt ist. Das heißt, alle Institute, die Mitglied dieses Einlagensiche- rungssystems sind, unterstützen sich gegenseitig, um eine Insolvenz zu vermeiden. Im Falle einer Insolvenz werden Ihre Einlagen bis zu 100 000 Euro [durch entsprechenden Betrag ersetzen, falls die Währung nicht auf Euro lautet] erstattet.

[Nur wenn zutreffend:] Ihre Einlage wird von einem gesetzlichen Einlagensicherungssystem gedeckt. Im Falle einer Insolvenz Ihres Kreditinstituts werden Ihre Einlagen in jedem Fall bis zu 100 000 Euro [durch entsprechenden Betrag ersetzen, falls die Währung nicht auf Euro lautet] erstattet.

[Nur wenn zutreffend:] Ihre Einlage wird von einem gesetzlichen Einlagensicherungssystem und einem ver- traglichen Einlagensicherungssystem gedeckt. Im Falle einer Insolvenz Ihres Kreditinstituts werden Ihre Einlagen in jedem Fall bis zu 100 000 Euro [durch entsprechenden Betrag ersetzen, falls die Währung nicht auf Euro lautet] erstattet.

[Nur wenn zutreffend:] Ihre Einlage wird von einem gesetzlichen Einlagensicherungssystem gedeckt. Außer- dem ist Ihr Kreditinstitut Teil eines institutsbezogenen Sicherungssystems, in dem sich alle Mitglieder ge- genseitig unterstützen, um eine Insolvenz zu vermeiden. Im Falle einer Insolvenz werden Ihre Einlagen bis zu 100 000 Euro [durch entsprechenden Betrag ersetzen, falls die Währung nicht auf Euro lautet] vom Einla- gensicherungssystem erstattet.

(2) Sollte eine Einlage nicht verfügbar sein, weil ein Kreditinstitut seinen finanziellen Verpflichtungen nicht nach- kommen kann, so werden die Einleger von dem Einlagensicherungssystem entschädigt. Die betreffende Deckungssumme beträgt maximal 100 000 Euro [durch entsprechenden Betrag ersetzen, falls die Währung nicht auf Euro lautet] pro Kreditinstitut. Das heißt, dass bei der Ermittlung dieser Summe alle bei demselben Kreditinstitut gehaltenen Einlagen addiert werden. Hält ein Einleger beispielsweise 90 000 Euro auf einem Sparkonto und 20 000 Euro auf einem Girokonto, so werden ihm lediglich 100 000 Euro erstattet.

[Nur wenn zutreffend:] Diese Methode wird auch angewandt, wenn ein Kreditinstitut unter unterschiedlichen Marken auftritt. Die [Name des kontoführenden Kreditinstituts einfügen] ist auch unter dem Namen [alle anderen Marken desselben Kreditinstituts einfügen] tätig. Das heißt, dass die Gesamtsumme aller Einlagen bei einem oder mehreren dieser Marken in Höhe von bis zu 100 000 Euro gedeckt ist.

(3) Bei Gemeinschaftskonten gilt die Obergrenze von 100 000 Euro für jeden Einleger.

[Nur wenn zutreffend:] Einlagen auf einem Konto, über das zwei oder mehrere Personen als Mitglieder einer Personengesellschaft oder Sozietät, einer Vereinigung oder eines ähnlichen Zusammenschlusses ohne





Rechtspersönlichkeit verfügen können, werden bei der Berechnung der Obergrenze von 100 000 Euro [durch entsprechenden Betrag ersetzen, falls die Währung nicht auf Euro lautet] allerdings zusammenge- fasst und als Einlage eines einzigen Einlegers behandelt.

In den Fällen des § 8 Absatz 2 bis 4 des Einlagensicherungsgesetzes sind Einlagen über 100 000 Euro hinaus [durch entsprechenden Betrag ersetzen, falls die Währung nicht auf Euro lautet] gesichert. Weitere Informationen sind erhältlich über [Website des einschlägigen Einlagensicherungssystems einfügen].

(4) Erstattung [ist anzupassen]

Das zuständige Einlagensicherungssystem ist [Name, Adresse, Telefon, E-Mail und Website einfügen]. Es wird Ihnen Ihre Einlagen (bis zu 100 000 Euro [durch entsprechenden Betrag ersetzen, falls die Währung nicht auf Euro lautet]) spätestens innerhalb 20 Arbeitstagen bis zum 31. Mai 2016 bzw. 7 Arbeitstagen ab dem 1. Juni 2016 erstatten.

Haben Sie die Erstattung innerhalb dieser Fristen nicht erhalten, sollten Sie mit dem Einlagensicherungs- system Kontakt aufnehmen, da der Gültigkeitszeitraum für Erstattungsforderungen nach einer bestimmten Frist abgelaufen sein kann. Weitere Informationen sind erhältlich über [Website des zuständigen Einlagen- sicherungssystems einfügen].

Weitere wichtige Informationen

Einlagen von Privatkunden und Unternehmen sind im Allgemeinen durch Einlagensicherungssysteme gedeckt. Für bestimmte Einlagen geltende Ausnahmen werden auf der Website des zuständigen Einlagensicherungs- systems mitgeteilt. Ihr Kreditinstitut wird Sie auf Anfrage auch darüber informieren, ob bestimmte Produkte gedeckt sind oder nicht. Wenn Einlagen entschädigungsfähig sind, wird das Kreditinstitut dies auch auf dem Kontoauszug bestätigen.
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